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Das 

ACHT  UND  ZWANZIGSTE  BUCH 
VOM  STAATE 

oder 
DER  REGIERÜNGSLEHRE  ACHTES  BUCH 

f^on  dem  Rechte  des  Krieges  und  des  Friedens  oder 

von  den  Verhältnissen  unter  Völkern ,  welche  im 

Stande  der  ISatur  leben. 


EINLEITUNG. 

tili  Volk  ist  die  Gesammrbeil  der  Mitglieder 
eines  und  desselben  Staatsvereines.  Es  kommt  aber 
den  Mitgliedern  eines  und  desselben  Staatsvereines 
die  Eigenscbaft  einer  Gesamtbeit,  (einer  universi- 
tas)  —  mit  andern  Worten,  die  Eigenscbaft  der 
moraliscben  Persönlicbkcit —  zu,  weil  und  in  wie 
fern  der  Wille  des  Staatsberrscbeis  dem  Recbte 
nach  zugleich  als  der  Wille  eines  jeden  einzelnea 
Mitgliedes  des  Staatsvereines  zu  betrachten  ist. 

Man  verwechsle  den  Begriff  eines  Volkes  nicht 
mit  dem  des  Staates.  Der  Staat  ist  der  Grund,  dafs 
die  und  die  Menschen  zusammen  ein  Volk  bilden; 
es  giebt  so  viele  Völker  als  Staaten.    Aber  der  Staat 
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ist  das  Verhältnifs  zwischen  dem  Herrscher  und 
den  Beherrschten  ;  sein  Wesen  ist  ein  Gegensatz. 
In  dem  Begriffe  eines  Volkes  verschwindet  dieser 
Gegensatz;  in  diesem  Begriffe  werden  beyde,  äer 
Herrscher  und  die  ünterthanen,  als  vereiniget,  der 
Wille  des  Herrschers  als  der  Wille  eines  jeden  ein- 
zelnenMitgliedes  des  Staatsvereines,  das  Verhältnifs, 
das  im  Staate  (de jurej  heslehn  soll,  als  wirklich 
(de  facto)  bestehend  gedacht;  ein  Volk  ist  gleichsam 
(wenn  anders  der  Ausdruck  nicht  zu  gesucht  ist,) 
ein  künstlich  zusammengesetzter  Mensch.  Staats- 
genossen stehen  als  solche  nur  unter  sich  in  einem 
Rechtsverhältnisse.  Die  Glieder  eines  Volkes,  (ei- 
nes lebendigen  Körpers,)  können  als  solche  nur  zu 
dritten  Personen  in  einem  Rechtsverhältnisse  stehen. 
Ein  Volk  ist  ganz  so,  wie  der  einzelne  Mensch, 
eine  Person,  dieses  Wort  in  seiner  rechtlichen  Be- 
deutung genommen;  also  ein  Subjekt,  w^elchem 
Rechte  zukommen,  Rechtsverbindlichkeiten  oblie- 
gen und  auferlegt  werden  können.  Das  folgt  un- 
mittelbar aus  dem  Begriffe  eines  Volkes.  Denn 
das  Recht  der  einzelnen  Menschen,  aus  welchen  ein 
Volk  besteht,  ist  kraft  der  Willenseinheit,  durch 
welche  diese  Menschen  ein  und  dasselbe  Volk  sind, 
zugleich  das  Recht  der  Gesamtheit.  Und  diese 
Folgerung  ist  ein  Rechtssatz  d.  i.  sie  spricht  eine 
einem  jeden  Dritten  obliegende  Rechtsverbindlich- 
keit aus,  die  Verbindlichkeit,  einem  Volke  die  Ei- 
genschaft der  Persönlichkeit  beyzulegen.  Denn 
der  Staat,  welcher  die  Menschen  zu  einem  Volke 


Tereiniget,  beruht  nicht  auf  einer  willkührlichen 
üebereinkunft,  sondern  auf  einer  Rechtspflicht;  die 
Staaten  sind  so  viele  Versuche,  die  Idee  des  Rechts 
in  der  Wirklichkeit  darzustellen.  Dritte  Personen 
können  ZAvar  den  Mitgliedern  einer  Gesellschaft, 
nicht  aber  denen,  welche  sich  zu  einem  Volke 
vereiniget  haben,  die  Einrede  entgegenhalten  :  Rem 
inter  alios  esse  actam. 

Obwohl  die  einzelnen  Menschen ,  aus  welchen 
ein  Volk  besteht,  unaufhörlich  wechseln,  ein  Ge- 
schlecht nach  dem  andern  seine  kurze  Rolle  auf 
dem  Schauplatze  der  Staatenwelt  spielt,  so  ist  ein 
Volk  dennoch  als  ein  bleibendes  Subjekt  i  seine 
Persönlichkeit  dennoch  als  fortdauernd  eine  und 
dieselbe  zu  betrachten.  Denn  indem  die  Natur  die 
Menschengattung  ununterbrochen  und  allmälig  er- 
neuert, vereiniget  sie  alle  die  Geschlechter,  welche 
nach  einander  auftreten,  gleichsam  zu  einem  ein- 
zigen Geschlechte,  (zu  einer  einzigen  Generation,) 
die  gesamte  Menschheit,  ein  jedes  einzelne  Volk^. 
ungeachtet  des  Wechsels  der  Individuen,  zu  einer 
gleichzeitig  existirenden  Genossenschaft.  Diese 
Einheit  unserer  Gattung  —  diese  Einheit  der  ein- 
zelnen Völker  in  der  Zeit  wird  dann  durch  die 
Idee  des  Staates,  als  welcher  die  Schranken  der 
Zeit  fremd  sind,  in  eine  rechtliche  verwandelt 
oder  dient  der  Idee  der  Ewigkeit  des  Staates,  in 
ihrer  Anwendung  auf  die  in  der  Erfahrung  beste- 
henden Staaten  und  Völker,  zur  Grundlage.  Al- 
lerdings wird  ein  Volk  die  Identität  seiner  Person- 
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liebkeit,  die  Stetigkeit  seiner  äufseren  Rechtsver- 
hältnisse ungeachtet  des  ewigen  Wechsels  der  Indi- 
viduen, in  dem  Grade  besser  erkennen  und  aner- 
kennen, in  welchem  die  Stetigkeit  seiner  inneren 
Verhältnisse,  z.  B.  durch  die  Staatsverfassung,  durch 
die  Verwandlung  persönlicher  Rechte  in  dingliche, 
durch  das  Erbrecht,  wohl  selbst  durch  Symbole, 
(durch  Reichskleinodien  u.  s.  w.)  besser  verbürgt 
ist.  Auch  deswegen  sind  ungebildete  Völker  immer 
und  ewig  mit  einander  im  Kriege,  weil  ihren  inne- 
ren Verhältnissen  der  Charakter  der  Stetigkeit  ab- 
geht. ^)  Auch  deswegen  ist  ein  Fürst,  welcher 
seinem  guten  Schwerdle  den  Scepter  verdankt,  sei- 
nen Nachbarn  so  gefährlich,  weil  seine  Herrschaft, 
ein  plötzlich  aufgeschossener  Stamm,  nicht  in  der 
Vergangenheit  des  Volkes  ihre  VVurzeln  hat.  Aber 
alle  die  Einrichtungen  ,  welche  für  die  Stetigkeit 
der  inneren  und  mit  dieser  für  die  Stetigkeit  der 
äufseren  Verhältnisse  der  Staaten  Bürgschaft  lei- 
sten, haben  am  Ende  dieselben  Grundlagen,  wel- 
che die  Identität  der  Völker  bey  dem  sich  unauf- 
hörlich wiederholenden  Wechsel  der  Individuen 
hat.  Andererseits  ist  allerdings  auch  der  Fall  mög- 
lich, dafs  ein  Volk  blos  künstlich,  —  durch  Fremd- 


i)  Die  Deutsclien  Völkerscliaften ,  welche  das  Wesl- 
römische  Reicli  zerstörten,  kennt  Tacilus  nicht  einmal  dem 
Nahmen  nach  oder  doch  nicht  aU  Hauptvölker.  So  sehr  halte 
sich  Alles  in  Deutschland  verändert  I  Und  welchen  Scheu 
hatten  die  Eroberer  vor  der  ewigen  Roma!  Ilire  Könige  hiel- 
ten sich  für  geelirt  durch  eine  Römische  Amtswiirde  ;  sie 
schlugen  Münzen  mit  dem  Bildnisse    der  Römischen  Kaiser. 


llnge,  die  es  in  geine  Mitte  aufnähme,  —  sein  Da- 
seyn  auf  die  Dauer  erhielte.  Die  Buccaulers,  die 
•Krieg'sgenossenschafien,  welche  über  Algier,  Tunis 
und. Tripolis  herrschen,  die  Mamelucken,  die  vor- 
mals in  Aegypten  gebothen,  sind  sogar  geschicht- 
iiche  Beyspiele  dieses  Falles;  zugleich  aber  so  viele 
Beweise,  dafs,  wenn  die  Idee  der  Ewigkeit  der  Staa- 
ten und  der  Völker  nicht  eine  natürliche  Grundlage 
hat,  die  Idee  des  Staates  überhaupt  in  ein  zweifel- 
haftes Zwielicht  verschwimmt.  —  JNur  dann  stirbt 
ein  Volk,  wenn  es  durch  ein  Naturereignifs  ver- 
nichtet oder  von  einem  andern  Volke  gänzlich  aus- 
gerottet wird.  ^)  Wenn  ein  Volk  in  mehrere  zerfällt 
oder  wenn  mehrere  Völker  zu  einem  einzigen  ver- 
einiget werden,  so  tritt,  dem  Völkerrechte  nach, 
in  dem  eisteren  Falle  ein  jeder  einzelne  Theil  (und 
,zwar//z  solidum)  an  die  Stelle  des  Ganzen  und  eben 
so  in  dem  letzteren  Falle  das  Ganze  an  die  Stelle 
der  Theile,  aus  welchen  es  entstanden  ist. 

Die  Rechte  und  die  Rechtsverbindlichkeiten  ei- 
nes Volkes  kann  man  eben  so  wohl  als  Rechte  und 
Reehlsverbindlichkeiten  des  Souveraines  betrach- 
ten; mit  andernWorten,  in  den  auswärtigen  Ver- 
hältnissen ,  vertritt  der  Staatsherrscher  sein  Volk. 
Denn  eiii  Volk  ist  deswegen  ein  Volk,  (eine  mora- 
h'sche  Person,)  weil  der  Wille  des  Staatsherrschers 


2)  Yer^l.  Heyne  Opusc,  academ.  T.  IV.  Gott.  4'/q6.8, 
comm.  28.  De  belLis  internecinis.  —  Das  Volk  Israel,  tV\Q 
Neoer  auf  St.  Domingo,  die  aus  Europa  eingewanderten  Nord- 
araerikaner  —  ein  sonderbares  ZusammenlreffenJ 
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dem  Rechte  nach  zugleich  der  Wille  der  Unter- 
thanen  ist.  Eben  so  kann  man  die  Rechte  und 
die  Rechtsverbindllchkeiten  eines  Volkes ,  Avel- 
ches  sich  einen  Theil  des  Erdbodens  zugeeignet 
hat,  zugleich  als  auf  dem  Lande  haftend,  gleich- 
sam als  dingliche  Rechte  und  Lasten,  betrach- 
ten. Denn  der  Staatsherrscher  ist  als  solcher  zu- 
gleich Landesherr  und  in  Beziehung  auf  die  aus- 
wärtigen Verhältnisse  ist  er  schon  als  Landesherr 
Staatsherrscher.  Daher  werden  auch  in  der  diplo- 
matischen Sprache  die  Worte:  Das  Volk,  der  Sou- 
verain,  (der  Kaiser,  der  König  u.  s.  w.)  das  Land, 
als  gleichbedeutend  gebraucht. —  Wenn  auch  diese 
Verschiedenheit  der  Arten,  wie  man  das  Subjekt 
des  Völkerrechts  auffassen  und  bezeichnen  kann, 
nur  auf  einer  Verschiedenheit  des  Standpunktes  der 
Betrachtung  beruht,  so  kann  und  wird  sich  doch 
das  positive  Völkerrecht  verschieden  gestalten,  je 
nachdem  der  Standpunkt  beschaffen  ist,  von  wel- 
chem die  Völker  bey  der  Beurtheilung  ihrer  gegen- 
seitigen Verhältnisse  ausgehn.  Beweise,  aus  der 
Geschichte  des  Europäischen  Völkerrechts  entlehnt^ 
unten. 

Es  giebt  also  ein  Völkerrecht,  wie  und  weil'  es 
ein  Recht  der  einzelnen  Menschen  giebt.  ^)     Beyde 


3)  lieber  die  Gescliichte  und  die  Literatur  des  Völker- 
reclits  vgl.  V.  Oinpteda  Literatur  des  Völkerreclils.  Regensb. 
1785.8.  V.  Kamptz  neue  Literatur  des  Völkerrechts,  als 
Fortsetzung  und  Ergänzung  des  Werks  des  Ministers  v.  Omp- 
ieda.    Berlin  1817.  8.  —      Für  die  Ausbildung  des   pliiloso- 
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sind  nicht  den  Grundsätzen  o'^er  ihren  Theile» 
nach,  sondern  nur  den  Subjekten  nach,  von  deren 
Rechtsverhältnissen  sie  handeln,  von  einander  ver- 
schieden. Jedoch  hat  das  Recht  der  Völker  im 
Stande  der  Natur  ein  unmittelbar  praktisches  Inter- 
esse, ein  Interesse,  welches  das  Naturrecht,  das 
Recht  der  einzelnen  Menschen  im  Stande  der  Natur, 
nicht  hat.  (Das  vorliegende  Buch  wird  die  Völker 
im  Stande  der  Natur,' das  nächstfolgende  die  Völ- 
ker vereint  xu  einem  Völkerstaate  in  Betrachtung 
ziehu.  Daher  ist  das  Wort:  Völkerrecht,  so 
oft  es  in  dem  vorliegenden  Buche  vorkommt,  jeder- 
zeit von  dem  Naturrechte  der  Völker  zu  verstehn.) 

Es  giebt  ein  Völkerrecht,  aber  nicht  eine  Völ- 
kermoral, nicht  eine  Tugendlehre  für  Völker.  In 
Sachen  des  Rechts  können  die  Menschen  eine  Ge- 
samtheit bilden  und  bilden  sie  als  ein  Volk  eine 
Gesamtheit;  in  Gewissenssachen  steht  ein  jeder 
einzelne  Mensch  nnd  soll  ein  jeder  einzelne  Mensch 
für  sich  stehu.  Die  Menschen  haben  einzeln,  so 
wie  als  Glieder  eines  Staatsvereines,  (als  obrigkeit- 
liche Personen,  als  Unterthanen ,)  so  als  Glieder 
eines  Volkes  besondere  Gevvissenspflichten ;  sie  sol- 
len im  Verhältnisse  zum  Auslande  eines  Herzens 
und  Sinnes  seyn ,  ihre  Zwistigkeiten  und  Feind- 


pliischen  Völkerrechts  scheint  in  den  neueren  Zelten  weniger 
als  für  die  der  librigen  Thelle  des  philosophischen  Rechts,  ge- 
schehn  zu  sejn.  Das  beste  Handbuch  über  das  Europäischt 
Völkerrecht  ist  das  von  Kl  über.  (Stuttgart.  FrHnzösiscl 
1819.  Deulsph    1821,   8.) 
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Schäften  und  Beschwerden,  wenn  der  Feind  droht 
oder  hereinbricht,  einstweilen,  wie  es  die  Römer 
in  der  Blüthezeil  ihres  Freystaates  hielten,  in  Ver- 
gessenheit hegraben ,  die  Dazwischenkunft  einer 
ausvvärtigen  Regierung  auch  dann  fürchten,  wenn 
die  Fremdlinge  goldne  Tage  verheifseiy.  (Metuo 
Danaos  et  donaferentesl)  Aber  ein  Volk,  als  sol- 
ches, hat  nur  Rechts-  nicht  Gewissenspflicbten. 

Schon  oben  (B;ch.  IV.  Hptst.  2.)  ist  bemerkt 
worden ,  dafs  man  den  Begriff  eines  Volkes  nicht 
mit  dem  einer  Nation  oder  eines  Menschenstarames 
zu  verwechseln  habe.  Die  Menschen  sind  nach 
Völkern  geschaart  und  gesondert,  weil  und  in  wie 
fern  die  einen  dieser,  die  andern  einer  andern 
Rechtsgenossenschaft  angehören;  nach  Nationen, 
weil  und  in  wie  fern  sie,  kraft  ihrer  —  obwohl  nicht 
unmittelbar  (nicht  direkt)  erweislichen  —  Abkunft 
von  denselben  oder  von  verschiedenen  Stammeltern 
beziehungsweise  eine  gemeinsame  oder  eine  ver- 
schiedene Denk-  und  Gemüthsart  haben.  Die 
Mehrheit  und  Verschiedenheit  der  Völker  beruht 
auf  den  Gesetzen  des  Rechts,  die  der  Nationen  auf 
denen  der  Natur.  Die  Völker  scheidet  das  Gesetz; 
die  Nationen  die  Sprache,  die  Urkunde  und  die 
Grundlage  der  Nationaleinheit.*)  —     Gleichwohl 


4)  Von  den  Völkern  handelt  die  Reclitslelire,  von  den 
Nationen  die  Natiirlelire  ,  die  Anthropologie.  Diese  ihellt  die 
Menscliengattung-  nach  Rassen  und  nach  Nationen  ein.  Sind 
diese  beyden  Kintlieilnn^en  einander  verwandt?  —  Vgl.  über 
die  Natioiialchaiakleie:    Uesprit    des   nations.    Hang.  ^jöu. 
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greifen  beyde  Verhältnisse,  dafs  die  Menschen 
nach  Völkern,  und  dafs  sie  nach  Stämmen  und 
Naiionen  geschaart  und  gesondert  sind,  mannig- 
faltig und  wesentlich  in  einander  eln.^)  Die  Ver- 
bindung unter  den  Menschen,  welche,  unmittelbar 
das  Werk  der  INatur,  der  menschlichen  Gesell- 
schaft überhaupt  zum  Grunde  liegt,  ist  die  unter 
den  Gliedern  eines  und  desselben  Geschlechts.  Als 
die  Menschenzahl  zunahm,  mufsten  sich  die  Ge- 
schlechter von  selbst  zu  Stämmen,  diese  zu  Natio- 
nen vergröfsern.  Oft  spaltete  sich  auch  ein  Stamm, 
(denn  die  Bande  der  Verwandscbaft  für  sich  sind 
nur  ein  lockeres  Gewebe,)  in  mehreie,  bald  in  Un- 
frieden, bald  durch  äufsere  Verhältnisse  genÖthi- 
get,  bald  schon  deswegen,  weil  er  sich  nach  und 
nach  weiter  ausbreitete.  Wie  lelcbt  sich  in  dem 
l^lndesalter  der  menschlichen  Gesellschaft  Stämme 
bilden  und  spalten,  läfst  sich  an  dem  Beyspiele  der 
Indianerstämme  in  Nordamerika  sogar  gescbicht- 


//.  T,  ^2'  La  phfsique  de  Vhistöire  ou  considerations  ge- 
nerelles sur  les  principes  elementaires  du  temperament  et 
caraclerc  naturei  des peuples,  Par  V ahbe  Pich  on.  Amsterd. 
4765.  V.  Hopffg- arten  Versuch  iiber  den  Charakter  der 
Menschen  und  eines  Volkes  überhaupt.  Lpz.  lyjS.  8.  Iselin 
iiber  die  Gescliichte  der  Menschheit.  II.  B.  Zürich  1768.  8. 
Platner's  AntI)ropologie.  Kant's  Anthropologie  in  prag- 
matischer Hinsiclit.  Königsb.  1798.  8.  ■ —  Die  Spruch  Wörter, 
die  bev. einem  Volke  im  Umlauf  sind,  werden  mit  gutem  Grund 
als  Kennmahle  des  Volkscharakters  betrachtet.  Die  Schimpf- 
wörter sind  vielleicht  nicht  minder  beachtungswerth. 

5)  Darauf  deutet  aucli  der  Nalime:  Jus  gentium, 
droit,  des  g  e  11  s  ,  (  nicht  jus  populo  r  11  m ,  dreit  des 
peuples , )   hin. 
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lieh  nachweisen.  Nun  kann  aher  überall  kein  Ver- 
ein ohne  irgend  eine  Regierung,  wäre  diesp  auch 
nur  das  Vorbild  oder  der  Grundrifs  einer  Regie- 
run^iii'der  eigentlichen  Bedeutung,  bestehn.  Ue- 
berdiefs  hat  ein  jedes  Geschlecht,  —  und  ein 
Stamm  ist  nur  ein  Geschlecht  nach  einem  vergrö- 
Iserlen  Mafsstabe,  —  schon  sein  ihm  von  der  Natur 
selbst  gesetztes  Oberhaupt.  So  ist  also  ein  jeder 
Stammesverein  ursprünglich  zugleich  ein  Staats- 
verein, eine  Völkerschaft.  Und  die  BescbafFenheit 
dieses  Staatsvereines  ist  ursprünglich  nur  eine 
Frucht  oder  eine  physisch  nothwendige  Folge  des 
Stammesvereines,  nur  das  unmittelbare  Resultat  der 
physischen  Ursachen,  welche  dem  Stamme  seinen 
eigenthümlichen  Charakter  geben,  und  der  Ein- 
wirkung dieser  Ursachen  auf  den  Trieb  der  Selbst^ 
erhaltuni'-.  —  Daher  ist  der  Verein  bald  nur  ein 
Schutz  und  Trutzbündniis  gegen  den  auswärtigen 
Feind,  bald  noch  überdiefs  ein  wenn  auch  un- 
sicherer und  unvollkommener  Friede,  welchen  die 
Stammesgenossen  unter  sich  abgeschlossen  haben. 
Daher  sind  es  bald,  wie  bey  den  Stämmen  der 
Indianer  in  Nordamerika,  die  geschicktesten  Jäger 
und  die  tapfersten  Krieger,  bald,  wie  bey  den 
Stämmen,  die  von  der  Viehzucht  leben,  z.B.  bey 
den  Beduinen,  die  Reichsten  des  Stammes,  bald 
die  Aeltesten,  welche  dem  Stamme  vorstehn.  Mit 
einem  Worte,  in  dem  Kindesalter  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  giebt  es  nur  Stammesvereine, 
giebt  es,  wenn  überhaupt,  nur  deswegen  eine  Re- 
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gierung,  weil  sonst  der  Stammesverein  nicht  be- 
stehen könnte,  beruht  die  Beschaffenheit  oder  die 
Organisation  dieser  Regierung  unmittelbar  und 
wesenthch  auf  den  unter  den  Stammesgenossen, 
als  solchen,  eintretenden  Verhältnissen.  Ganz  so 
haben  auch  die  Thiergattungen  ,  welche  völker- 
oder  hordenweise  leben,  ihre  Regierung.  Wem 
wäre  die  Bienenkönigin,  die  Eifersucht,  mit  wel- 
cher sie  ihre  Alleinherrschaft  bewacht,  unbekannt? 
Bej  einigen  Ameisengattungen  besteht  sogar,  wie 
Huber  in  seiner  so  anziehenden  Abhandlung  von 
den  Ameisen  bemerkt,  eine  strenge  Adelsherr- 
schaft.—  Wenn  aber,  im  natürlichen  Laufe  der 
Dinge  oder  durch  eine  aufserordentliche  Begeben- 
heit, die  Vei'hältnisse  des  gesellschaftlichen  Lebens 
mannigfaltiger  und  verwickeher  werden,  wenn  das 
Land,  das  der  Stamm  in  Besitz  genommen  hat, 
unter  die  einzelnen  Stammesgenossen  als  Sonder- 
eigenthum  vertheiltwird,  und  so  die  Stammesgenos- 
sen einerseits  durch  ein  neues  Band  vereiniget  und 
andererseits  durch  eine  neue  und  bleibende  Ver- 
schiedenheit der  Interessen  entzweyt  werden,  aus 
dem  einen  und  dem  anderen  Grunde  aber  der 
Stammesverein  an  Kraft  und  Einflufs  verliehrt, 
wenn  durch  die  Vertheilung  der  Arbeiten  und  Ge- 
schäfte Stände,  wohl  selbst  erbliche  Stände,  ent- 
stehen, Avenn  der  Waaren verkehr  durch  ein  Me- 
tallgeld Leben  und  Beweglichkeit  erhält,  oder 
wenn  es  gelingt,  die  Vorliebe  des  Naturmenschen 
für  üngebundenheit  und, seinen  Zornmuth  durch 
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die  Scheu  vor  den  Göttern  zu  mäfsigen,^)  oder 
wenn  sich  ein  Stamm  durch  eine  Eroberung,  die 
er  gemacht  hat,  plötzlich  in  eine  neue  Welt  ver- 
setzt sieht,  dann  reifst  sich  der  Staat  mehr  oder 
weniger  von  der  Stammes  Verbindung  los  ^  dann 
beginnt  der  Kampf  der  Civilisation  (ein  bedeut- 
sames Wort!)  mit  der  thierischen  Natur  des  Men- 
schen, dann  tritt  nach  und  nach  eine  künstliche 
und  rechtliche  Ordnung  der  Gesellschaft  an  die 
Stelle  der  blos  auf  Naturgesetzen  beruhenden 
Stammesverbindung.  Jedoch  oft  oder  wenigstens 
anfangs  erstreckt  sich  die  Veränderung  nur  so  weit, 
dafs  der  Stammsverein  in  dem  Interesse  des  Staates 
künstlich  gestaltet  der  Staatsverfassung  planmäfsig 


6)  In  diesen  bejden  Cliarakterziigen  Hegt  der  Grund, 
dafs  man  ungebildete  Stämme  mit  dem  Nahmen  :  Wilde,  be- 
zeichnet. Nicht  alle  die  Gefühle  und  Gesinnungen,  welche 
den  Menschen  von  dem  Thiere  unterscheiden ,  sind  ihnen 
fremd.  Nur  das  Raubthler  ist  in  ihnen  nicht  gezähmt;  oder 
nur  dann  stellen  sie  kaum  eine  Stufe  höher,  als  das  Thier, 
wenn  sie,  wie  z.  B.  in  Neuholland  die  Eingebohrnen,  unauf- 
hörlich mit  Hanger  und  Noth  zu  kämpfen  haben.  Was  ist 
oder  was  wird  nicht  auch  der  civllisirte  Mensch  in  Hunger 
undNolh?  Man  lese  z.  B.  die  Geschichte  des  Feld/:,uges  der 
Franzosen  nach  Rufsland  im  Jahre  i8i  2.  —  So  manche  Ei- 
genthümlichkeiten  in  dem  Charakter  der  Wilden  ,  z.  B.  der 
plötzliche  Uebergang  von  einem  Znstande  des  Hinbrütens  zu 
den  heftigsten  Anstrengungen  und  Kraftäufserungen  ,  erklären 
sich,  wenn  man  die  Lebensweise  der  Raubthiere  zu  Hülfe 
nimmt.  Vgl.  Moeurs  de  sauvages.  Par  Lafiteau.  Ver- 
such einer  allg.  Beschreibung  des  Zustandes  der  ungesitteten 
und  der  gesitteten  Völker.  Karlsr.  1766.  8.  Gibbon  1,294« — ' 
Die  Deutschen,  die  uns  Tacitus  schildert,  hatten  auf  der 
Bahn  der  Civilisallou  schon  bedeutende  Fortschritte  gemacht. 
Vgl.  Adelung's  Geschichte  der  Deutschen.   S.  29G. 
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zum  Grunde  gelegt  wird.  Da  kann  man  nun,  wie 
ursprünglich,  den  Stammes-  und  den  Staatsverein 
in  der  Erfahrung  kaum  von  einander  unterschei- 
den. Da  sind  Nationalität,  Anhänglichkeit  an  den 
Stamm,  an  die  Sitten  der  Voreltern,  Nationalstolz 
die  einzigen  oder  die  besten  Stützen  des  Staates. 
Da  verräth  sich  aber  auch  die  ursprüogliche  Roheit 
des  Stammes  nicht  selten  in  einzelnen  Charakter- 
zügen der  Nachkommen.  —  So  war  z.  B.  die  Ver- 
fassung des  Reichs,  welches  Cyrus  gründete,") 
so  war  die  Verfassung,  Avelche  Moses  dem  Volke 
Israel  gab,  (jetzt  nur  noch  ein  caput  mortuwnl) 
so  waren  einst  die  Verfassungen  der  Griechischen 
Staaten  beschaffen.  ^)   Aber,  wenn  auch  jene  Üm- 


7)  Vgl.  über  {.lie  Verfassung  des  altpersisclien  Relclies: 
Herren's  Ideen  über  die  Politik  etc.  der  vornehmsten  Völ- 
ker der  alten  Welt. 

8)  In  der  altgrlecLIsclien  Gescliiclite  reibt  sieb  Alles  an 
die  Nationaleinbeit  der  Hellenen  nnd  an  die  Verscbledenbeit 
der  Helleniscben  Stämme  —  die  Denkart  und  der  Charakter 
der  Nation  und  ihrer  einzelnen  Stämme,  die  Kunst  und  die 
Wissenschaft,  die  Innern  und  die  auswärtigen  Verbältnifse. 
Athen  i)atte  sogar  bis  zu  Klistbenes  (vgl.  NIebubrs  römische 
Geschichte  im  I.  Tb.)  eine  Kastenverfassung.  Der  Peloponne- 
sisehe  Krieg  war  ein  Kampf  der  beyden  Hanptstämme  um  das 
Primat;  die  Kriege  gegen  die  Perser  waren  Nationalkriege. 
Vgl.  Arisl.Polit.  1,  i.m,  1—3.  VII,  1.  Thucyd.  VI,8o.82. 
Der  Nähme  dieses  Volkes  Ist  durch  die  Geistes-  und  Kunst- 
werke, die  es  uns  hinterlassen  hat,  mit  unserer  Kultur  auf 
das  innigste  verwebt.  Aber  wenn  nicht  der  Glanz,  mit  wel- 
chem unsere  Dankbarkeit  di^esen  Nahmen  billig  umgiebt,  er- 
bleichen sojl,  darf  man  nicht  bey  der  auswärtigen  Politick 
der  Hellenischen  Stämme  verweilen.  In  dieser  äufscrte  sich 
das  Princip  der  Feindseligkeit,   welches  in  einer  jeden  Stani- 

ZachariäJiL-g.Lehre  II.Bd.  i.Jhth.  2  ^ 
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Wandlung  so  weit  geht,  dafs  der  Stammesverein, 
wie  z.  B.  bey  den  Völkern  des  neueren  Europa,  fast 
gänzlich  in  den  Hintergrund  zurücktritt,  so  ist  doch 
auch  dann  die  Slamnieseinheit  der  abtretenden 
und  der  auftretenden  Geschlechter  die  allein  natur- 
gemäfse  und  mithin  die  festeste  Grundlage  der 
Ewigkeit  des  Staates,  so  wird  doch  ein  Volk  seine 
Selbstständigkeit  desto  wrackerer  vertheidigen,  wenn 
es  kraft  seiner  Nationaleinheit  desselben  Geistes 
und  Sinnes  ist  und  so  wird  doch,  wenn  die  Völker 
zugleich  als  Nationen  einander  gegenüber  stehn, 
ihr  Wetteifer  zu  desto  glänzenderen  Resultaten 
führen. 


ERSTES   HAUPTSTÜCK. 

Von   den    urs  p  r  iinglic  hen    Gütern   eifiej  f^oli^es. 


Die  Güter,  die  angebohrnen  und  die  erwor- 
benen, welche  den  einzelnen  Menschen,  aus  denen 
ein  Volk  besteht,  gehören,  —  diese  und  nur 
diese  Güter  sind  das  ursprüngliche  Eigen thum  ei- 
nes Volkes.  Denn  das  rechtliche  Daseyn  eines 
Volkes  beruht,  und  zwar  lediglich  und  allein,  auf 


mesverbindung  liegt,  in  seiner  ganzen  Roheit.  Unverhohlen 
wurde  der  Grundsatz  veriheidiget  und  befolgt:  Die  Herrschaft 
gebührt  dem  Stärkeren.  Die  Gefangenen  wurden  nicht  selten 
«ermordet  oder  verslümmelt.  Vgl.  Thucyd.  V,  32.  io5.  116. 
Plutarch.  in  Ljsandro. 
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der  Persönlichkeil  der  einzelnen  zu  einem  Volke 
vereinigten  Menschen  und  auf  der  Einheit  dieser 
Menschen.  Jene  Güter  also  sind  kraft  des  recht- 
lichen Wesens  eines  Volkes  und  mithin  ursprüng- 
lich, alle  andere  aber  sind  nur  kraft  einer  That- 
sache  d.  i.  nur  kraft  einer  Erwerbung,  welche  der 
Staatsherrscher,  als  Vertreter  des  Volkes,  gemacht 
hat,  Gemeindegut. 

Wenn  und  da  also  ein  Volk  in  rechtlicher  Hin- 
sicht gleich  als  ein  einzelner  Mensch  zu  betrachten 
ist,  so  folgt,  dafs  ein  Volk  Alles  das  über 
sich  d.  i.  über  die  einzelnen  Menschen, 
aus  welchen  es  besteht,  zu  beschliefsen 
berechtiget  ist,  was  dem  einzelnen  Men- 
schen z  u  t  h  u  n  o  d  e  r  z  u  unterlassen  f  r  e  y- 
steht. —  Auf  dieser  Folgerung  beruht  z.  B.  die 
Selbsstständigkeit  der  Völker  in  den  die  Verfassung 
des  Staates  betreffenden  Angelegenheiten.  Kein 
Volk  ist  berechtiget ,  dem  andern  eine  Verfassung 
aufzudringen  oder  sich  einer  Neuerung,  welche  ein 
Volk  in  seiner  Verfassung  treffen  w^ill,  zu  wider- 
setzen, oder,  wenn  in  einem  Staate  Unruhen  ent- 
stehen, der  einen  oder  der  andern  der  sich  be- 
kämpfenden Partheyen  Beystand  zu  leisten.  Die 
Staatsverfassung  ist  gleichsam  die  Hausordnung  ei- 
nes Volkes.  In  häusliche  Angelegenheiten,  in  Strei- 
tigkeiten, welche  unter  den  Mitgliedern  eines  und 
desselben  Hauswesens  entstehen,  soll  sich  nicht 
ein  Dritter  eindrängen.  Schon  ein  Hausfreund, 
schon  ein  Mittelsmann  ist  gefährlich.      Wie   sich 


2 
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iiuch  die  Staatsverfassung  verändere  und  gestalte, 
auf  das  Rechtsverliältnifs  des  Volkes  zu  andern 
Völkern  hat  das,  wenigstens  an  sich,  (in  thesi)  kei- 
nen Einflufs;  die  Rechte,  die  Verbindlichkeiten, 
z.  B.  die  Vertragsverbindlichkeiten  des  Volkes  blei- 
ben, ungeachtet  des  Wechsels  der  Verfassung,  die- 
selben. Mag  auch  ein  Volk  in  Partheyen  gespal- 
ten seyn,  in  Beziehung  auf  andere  Völker  und  dem 
Naturrechte  nach  ist  derjenige  der  Slaalsherrscher, 
welcher  die  Macht  in  den  Händen  ha|:,  ist  der  Sou- 
veraln  de  facto  zugleich  undallejn  der  Souverain 
de  jure.  Jedoch,  kaum  ein  aofd^^^r  Grundsatz  des 
Völkerrechts  wird  so  leicht  cVjerkannt,  kaum  ein 
anderer  Grundsatz  dieses  Rechts  ist  so  oft  verletzt 
w  Orden ,  als  der  ,  welcher  die  Selbstständigkeit  der 
Völker  in  ihren  Verfassungsangelegenheiten  in 
Schutz  nimmt.  Denn  man  bekämpft  seinen  Feind 
mit  desto  sichrerem  Erfolge,  wenn  man  es  dahin 
gebracht  hat,  das  feindliche  Heer  zu  entzweyen  uod 
wohl  selbst  mit  einem  Theile  desselben  ei,«  offe- 
nes oder  geheimes  Bündnifs  abzuschliefsen.  Die 
Scheidlinie  zwischen  einem  Volke,  das  sich,  un- 
beschadet seiner  Einheit,  in  Partheyen  getheilt, 
und  zwischen  einem  Volke,  das  sich,  durch  Par- 
theyung  gespalten ,  in  mehrere  Völker  aufgelöfst 
hat,  ist  nicht  so  leicht  zu  ziehn,  desto  leichter  zu 
verkennen.  Es  können  sich  die  Verhältnisse  so  ge- 
stalten, dafs  ein  Volk,  durch  die  ihm  in  seinen 
Verfassungsangelegenheiten  zustehende  Selbststän- 
digkeit, die  innere  oder  die  äufsere  Selbstständig- 
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keit  auiieiei  Vörker  gefährdet;  und,  wie  beson- 
ders die  Geschichte  unserer  Tage  lehrt,  je  enger 
und  mannigfaltiger  die  Verbindungen  unter  Völ- 
kern sind,  desto  häufiger  sind  Nothfälle  dieser 
Art  oder  desto  häufiger  kleidet  sich  die  Lust  am 
Kriege  in  das  Gewand  der  Noth.  ^)  Eben  so  steht 
es  einem  Volke  vermöge  seiner  Selbstständigkeit 
frey,  den  Verkehr  zwischen  dem  In-  und  dem  Aus- 
lande nach  Gefallen  zu  gestatten  oder  zu  ver- 
bleiben, diesen  Verkehr,  wenn  es  ihn  gestattet, 
an  beliebige  Bedingungen  zu  knüpfen.  Alle  die 
Fragen j  welche  die  Freyheit  des  Handels  mit  dem 
Auslaude  oder  die  Freyheit  der  Ein-  oder  der  Aus— 

'-^^nderang'  oder  den  ümfang^  des  Gastrechts  oder 

'^'^!e  Gültigkeit  der  Gesetze  im  Auslande  betreffen, 
sind  nicht  völkerrechtliehe  Fragen.  Dem  Staats- 
oder  dem  Weltbürgerrechte  uach  kann  es  verwerf- 
lich seyn,  den  Verkehr  mit  dem  Auslande  zu  ver- 

•bi^theo  oder  zu  belasten;  was  hier  einstweilen  an 
seinen  Ort  gestellt  bleibt.  Välkerrechtswidrig  sind 
Gesetze  dieser  Art  nicht.  Dem  Völkerrechte  nach 
tiVilg  eine  Regierung  sogar  diejenigen,  welche  sich 
iih  Auslände  aufhalten,  den  Gesetzen  und  Behör- 

-vmUo^_nj£___ 

9)  Maa  ^|^^eli|^|iiicKt,  dafs  die  Frage  von  dem  Rechte 
eines  Volkes,  sich  in  die  Itiiiereii  Angelei^euheiteii  eines  ander.ii 
Volkes  zu  misClien,  hier  nur  aus  dem  Standpunkte  deeNatitr- 
leclits  erörtert  worden.  S.  d.  2  9Ste  Bucli.  —  Vgl.  über  diese 
Frage  überhaupt:  Von  Kampt/>  völkerreclitliche  Erörternng 
des  Rechts  der  Europäischen  Mächte,  in  die  Verl'assung  eines, 
einzelnen  Staates  sich  zu  mische«,  berlin  1821.  8- 


22 


den  des  Inlandes  sclilechthin  unterwerfen,  wenn 
sie  nur  die  Wirksamkeit  der  Unterthanenpfliclit  auf 
das^  Inland  beschränkt  ^^). 

Was  sich  ein  Mensch  gegen  den  an- 
dern nicht  erlauben  darf,  das  darf  auch 
eine  Regierung  weder  sich  selbst  noch 
ihren  Unterthanen  erlauben.  —  Es  würde 
z.  B.  völkerrechtswidrig  seyn  ,  wenn  das  Gesetz  ei- 
ner Verbindlichkeit,  welche  von  einem  Inländer 
gegen  einen  Ausländer  im  Auslande  eingegangen 
worden  ist,  die  Eigenschaft  der  Klagbarkeit  aus 
dem  Grunde  entzöge,  weil  sie  gegen  einen  Auslän- 
der oder  weil  sie  im  Auslande  eingegangen  Avorden 
wäre.  Es  ist  nicht  Aveniger  völkerrechtswidrig, 
wenn  ein  Staat  zahlungsflücht'ge  Ausländer  gegen 
die  Verfolgung  ihrer  auswärtigen  Gläubiger  in 
Schutz  nimmt.  Das  Gesetz  hat  auch  diejenigen 
Vergehungen  zu  bestrafen,  welche  im  Inlande  ge- 
gen einen  auswärtigen  Staat  oder  dessen  Unter- 
thanen verübt  werden,  z.  B.  das  Falschmünzen 
auch  dann,  wenn  die  Münzen  eines  auswärtigen 
Staates  nachgeprägt  werden.  Bey  den  Völkern 
deutschen  Ursprungs  herrschte  einst  allgemein  die 
Meinung,    dafs  es,   wenn   ein   Volk  Friede  habe, 


lo)  I«  einigen  Deutsclien  Staaten,  z.  B,  in  dem  König- 
reiche Saciisen  ,  ist  der  im  Lande  Angesessene  zugleich  für 
seine  Person  Untertlian.  Ein  Franzose  kann  einen  Ausländer 
vor  den  französischen  Gerichten  auch  wegen  derjenigen  Ver- 
bindhclikeiten  belangen,  welche  der  Ausländer  anfserhalb 
Frankreichs  gegen  ihn  eingegangen  ist.  Code  civil  Art.  i4-  — 
Völkerrethts widrig  sind  diese  .Gesetze  nicht. 
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einem  jeden  freyen  Manne  dieses  Volkes  erlaubt 
sey,  an  den  Kriegen  und  Fehden  anderer  Völker, 
einen  thätigen  Antheil  zu  nehmen.  Und  noch  jetzt 
ist  diese  Meinung  hey  jenen  Völkern  vorherrschend ; 
noch  jetzt  ist  es  in  den  meisten  Staaten  deutschen 
Ursprungs  den  ünterthanen  verstattet,  unbeschadet 
ihres  Bürgerrechts  in  auswärtige  Kriegsdienste  zu 
treten.  (Die  Deutschen  haben  von  jeher  den 
Kriegsdienst  nls^  eine  freye  Kunst  betrachtet.)  Es 
ist  mehr  als  zweifelhaft,  ob  sich  diese  Ansicht  mit 
den  Grundsätzen  des  Völkerrechts  ^  vereinigen 
lasse.  ^0 

Regierungshandlungen  d.  i.  die  Hand- 
lung e  n  ,  m  i  1 1  e  1  s  t  w  e  1  c  h  e  n  der  S  t  a  a  t  s  h  e  r  r- 
scher  die  inneren  Verhältnisse  des  Staa- 
tes ordnet,  sind  dem  Völkerrechte  nach 
nur  alsHandlungen  einesjinzelnen  Men- 
schen, nur  als  Privathandlungen  zu  be- 
trachten. —  Daher  kann  z.  B.  eine  Rechtssache, 
Welche  vor  den  Gerichten  des  Auslandes  verhandelt 
Svird  oder  von  ihnen  entschieden  worden  ist,  den- 
noch von  neuem  vor  den  Gerichten  des  Inlandes 
angebracht  werden.  Daher  sind  Rechte  oder  Vor- 
rechte, welche  eine  Regierung  ihren  ünterthanen 
ertheilt,    nicht    schon   von  Rechtswegen  auch  im 


1 1)  Tac  it.  Gerraan,  c.  i4.  »ySi  civitas,  in  qua  ortisunt. 
Longa  jjace  et  olio  iorpeat ,  plerique  nohiliam  adolesceji" 
tium  pelunt  ultro  eas  nationes ,  quae  tum  bellum  aliquod 
gerunt.  **  —  Vgl.  die  Veiliandluiigen  in  Jetii  Biilisclien  Un- 
lei hause  vom  ^icn  Jul.  1828. 
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Auslande  wirksam.  Daher  braucht  sich  eine  Re- 
gierung nicht  an  das  zu  kehren,  was  eine  andere 
Regierung  wegen  der  im  Auslande  oder  wegen  der 
gegen  das  Ausland  verübten  Vergehungen  festge- 
setzt hat.  Wenn  also  ein  eines  Verbrechens  Ver- 
dächtiger oder  Uebervviesener  ins  Ausland  geflüch- 
tet ist,  so  ist  der  Regierung  in  deren  Gebiethe  das 
Verbrechen  verübt  worden  ist,  allerdings  berech- 
tiget, ihn  ins  Aushind  zu  verfolgen  d.  h.  die  Aus- 
lieferung des  Verdächtigen  oder  Schuldigen  zu  ver- 
langen. Doch  nur  gleich  als  einen  Feind  (tan-^ 
quam  hostern)  kann  sie  ihn  verfolgen.  Denn  das 
Strafgesetz,  welches  der  Flüchtige  — 'angeblich 
oder  wirklich  — verletzt  hat,  ist  in  Beziehung  auf 
das  Ausland  nur  die  Erklärung  einer  Privatmeinung. 
So  wie  daher  ein  Volk  berechtiget  ist,  überhaupt 
den  Feinden  eines  andern  Volkes  beyzustehn,  so- 
bald es  deren  Sache  für  die  gerechtere  hält,  eben 
so  ist  es  auch  berechtiget,  die  Auslieferungeines 
flüchtigen  Verbrechers  der  Regierung  des  Flüchtigen 
zu  verweigern ,  wenn  es  die  Verfolgung  für  wider- 
rechtlich erachtet,  oder  wenn  es  kraft  einer  früher 
eingegangeneri'' Verbindlichkeit  den  FIüGhtigen  in 
Schutz  zu  nehmen  hat  d.  i.A^eftn  die  Staatsgesetze  die 
Auslieferung  untersagen.  VVobey  es  sich  jedoch  von 
selbst  versteht,  dafs  eben  so  wenig  diese  Weigerung 
bindend  oder  rechtskräftig  ist.  Vielmehr  kann  sie 
von  der  Regierung,  welche  die  Auslieferung  verlangt 
hat,  mit  Fug  und  Recht  als  ein  Grund  zu  Feind- 
seligkeiten betrachtet  werden.     (Alle  die  Fragen, 
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welche  die  Ausübung  der  Strafgewalt  hetrelFen, 
sind  in  so  fern,  als  sie  völkerrechtliche  Fragen  sind, 
nach  den  Grundsätzen  des  Kriegsrechts  zu  beant- 
worten.) —  Jedoch  ist  eine  Regierungshandlung 
nicht  schon  deswegen  nach  dem  Völkerrechte,  (und 
mithin  als  eine  Privathandlung,)  zu  beurtheilen, 
weil  dabey  eine  andere  Regierung  betheiliget  ist. 
Z.B.  Ein  Fürst,  welcher  im  Auslande  ein  Grund- 
sti^ick  kraft  eines  civilrechtlichön  Titels  besitzt,  kann 
sich  gegen  die  Handlungen  der  Regierung,  in  deren 
Gebiethe  das  Grundstück  liegt,  auf  den  obigen 
Grundsatz  des  Völkerrechts  keineswegs  berufen. 
Staatsschulden  sind  nicht  schon  deswegen  völker- 
rechtliche Schulden,  weil  die  Schuldscheine  in  den 
Händen  einer  auswärtigen  Regierung  sind. 

Ein  Volk  hat  ein  äufsercs  Daseyn  durch  die 
ein/deinen  Menschen,  welche  in  der  Erfahrung  der 
Herrschaft  eines  und  desselben'  Willens  unterwor- 
fen sind.  Wenn  bilden  aber  gewisse  bestimmte 
Individuen  in  der  Erfahrung  ein  Volk?  an  welchen 
Thatsachen  ist  das  Daseyn,  der  Umfang  und  die 
Fortdauer  eines  solchen  Vereines  erkennbar?  Die 
Geschichte  ertheill  über  diese  Frage  folgenden  Auf- 
schlufs.  Es  giebt  1)  Völker,  deren  äufseres  Daseyn 
schlechthin  und  alleia  auf  einem  persönlichen 
Vereine  beruht,  Das  sind  Völker  ohne  Land, 
Wandervölker.  Da  bildet  eine  Anzahl  Menschen, 
fast  immer  sind  es  Stammesgenossen ,  einen  Volks- 
verein, Aveil  und  so  lange  die  und  die  Individuen 
oder  Geschlechter  unter  irgend  einer  Regierung  und 
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nach  irgend  einem  gemeinsamen  Rechte  zusammen- 
leben und  zusammenhahen.  So  lose  auch  ein  sol- 
cher Verein  zusammenhängt,  so  liegt  es  doch  schon 
in  seinem  Wesen  und  so  bringt  es  doch  noch  über- 
diefs  seine  Grundlage,  die  Stammesverwandtschaft, 
mit  sich,  dafs  er  seine  Mitglieder  auch  dann,  wenn 
sie  sich  bei  einem  andern  Stamme  oder  in  dem 
Lande  eines  hindern  Volks  vorübergehend  aufhal- 
ten, als  sein  ausschliefsliches  Eigenthum  betrach- 
tet. Dagegen  ist  einem  Volke  dieser  Art  auch  die 
Ansicht  unbekannt,  als  ob  Fremdlinge,  die  sich 
ihm  zugesellten,  schon  von  Rechtswegen  unter  sei- 
nen Gesetzen  oder  unter  seinem  Schutze  ständeu.ii 
Fremdlinge  sind  ihm  Feinde  oder  Gastfreunde.  Esl 
giebt  2)  Völker,  welche,  weil  sie  einen  Thcil  des« 
Erdhodens  als  ihr  Land  in  Besitz  genommen  ha- 
ben, zugleich  als  Grund eige  ut  h  ümer  Hufser- 
lich und  vergleich angsweise  bleibender  geschaart 
und  gesondert  sind,  bey  welchen  sich  jedoch  noch 
nicht  die  Idee  eines  Staatsgebiethes  entwickelt  hat^ 
Die  Völker  dieser  Art  bilden  das  Mittelglied  zwi- 
schen den  Völkern  der  vorhergehenden  und  denen 
der  folgenden  Klasse;  ihren  völkerrechthchen  An- 
sichten nach  sind  sie  jedoch  näher  den  ersteren  als 
den  letzteren  verwandt.  Es  haben  z.  ß.  die  Völker 
dieser  Klasse,  wie  die  der  ersten  Klasse,  nicht  ein 
Land  recht,  sondern  ein  Stammes-  oder  Natio- 
n airecht.  Auch  Fremdlinge,  die  sich  im  Lande 
aufhalten,    werden  unter  sich  nach  dem  Rechte 
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ihres  Stammes  oder  Volkes  beurllieilt.  Macht  ein 
solches  Volk  eine  Eroberung,  so  begnügt  es  sich 
in  der  Regel  damit,  das  besiegte  Volk  zu  einem 
wenn  auch  ungleichen  Bündnisse  zu  nöthigen,  z.B. 
sich  die  Lehnsherrlichkeit  über  das  eroberte  Land 
vorzubehalten;  im  übrigen  verbleibt  den  Besiegten 
ihr  bisheriges  Recht.  Nur  dann  ist  das  Schicksal 
der  Besiegten  härter,  wenn  die  Sieger  in  das  er- 
oberte Land  einwandern;  dann  werden  die  bishe- 
rigen Einwohner  des  Landes  fast  immer  in  Grund- 
holden und  Frohnbauern  verwandelt.  Friedliche 
Gesinnungen,  Anerkennung  der  rechtlichen  Gleich- 
heit der  Völker  darf  man  von  den  Völkern  dieser 
Klasse- eben  so  wenig,  als  von. denen  der  ersten 
Klasse,  erwarten.  Die  Stammesgenossenschaft, 
nach  wie  vor  die  Grundlage  des  Vereines,  ist  über- 
all ein  Keim  des  Stolzes  und  des  Machtneides.  Auch 
in  dem  Rechte,  nach  welchem  bej  den  Völkern  die- 
ser Klasse  das  Verhältnifs  unter  den  Stammesgenos- 
sen und  den  Fremden  beurtheilt  wird,  pflegt  sich 
diese  feindselige  Gesinnung  zu  offenbaren.  Diese 
Ansichten  lagen  z.  B.  dem  Völkerrechte  der  Römer 
ursprünglich  und  Jahrhunderte  lang  zum  Grunde; 
und  selbst  in  den  spätem  Zeiten  der  Geschichte 
dieses  Volkes  erlitten  weniger  diese  Ansichten ,  als 
die  Verhältnisse,  aufweiche  sie  angewendet  wur- 
den, eine  Veränderung.  Erst,  als  die  Römer  Er- 
oberungen aufserhalb  Italiens  machten ,  scheint 
bey  ihnen  die  Idee  eines  Staatsgebiethes  getagt  zu 
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haben.  '*)       Bis  dabin  standen  die  Römer  nur  an 
der  Spitze  eines  Völkerbundes  oder  Völkerstaates, 
anfangs  des  Bundes  der  Völker  Latiums,  (foediis 
Latinum,)  dann   der  Völker  Italiens.  (Bellum  so- 
ciale.)    In  den  Zeiten  der  Kaiser  tritt  zwar  die  Idee 
eines    Staatsgebiethes    scbon    bestimmter    hervor. 
Doch  noch  lange  behielten  die  verschiedenen  Völ- 
Jverschaften  und  Gemeinden  des  Reicbs  ihre  beson- 
dern Rechte.      In  keiner  Periode  seines  Daseyns 
kannte  das  Römische  Volk  ein  anderes  Völkerrecht, 
als  das,   welches  auf  Verträgen  beruhte;  es  kannte 
nur  Feinde   oder  Bundesgenossen.  *^)      In   keiner 
Periode  seines  Daseyns  gestattete  es  den  Fremdeh 
freycn  Eingang  in  sein  Gebieth  oder  dieselben  biir^ 
gerlichen  Rechte,  wie  seinen  Bürgern.     W^enn  uni 
auch  von  dem  Rechte,  nach  welchem  Fremde  in 
ihrem  Verkehre    mit  Römern   beurtheilt   wurdet/, 
nur  wenig  beknnt  ist,    so  deutet  doch  schon  der 
Grundsatz:    Adversus   hostem   acterna   auctorit(ts 
esto  d.  i.  Fremde  können  sich  nicht  auf  die  Einrcd^ 
der  Verjährung  berufen,  (eine  Vorschrift  der  XH 
Tafeln,  welche  bis  in  die  spätesten  Zeilen  Rechtens 
war,)  auf  den  Geist  hin,  welcher  in  jenem  Rechte 
lebte.  ^*)       Von   denselben    Ansichten  giengen  die 


12)  JVIacetlouIen  war  das  erste  Land,  welches  die  Ver- 
fassung" einer  Provinz  (formam  provinciae)  erhielt.  S.  jedoch 
Liv.  IX,  go. 

i3)   Vgl.  /.  7.  D.  de  captiv.  et  postliminio. 

i4j  Trotzdem  Scharfsinne,  welchen  man  auf  das  Edi- 
ctum  praetoris  percgrini  verwendet  hat,     wissen   wir  dock 
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Deutschen  Völkerschaften  aus,  welche  das  West- 
römische Reich  eroberten.  Sie  hatten  und  behiel- 
ten ihre  Nationalrechte;  selbst  den  Besiegten  wurde 
gestattet,  nach  dem  bisherigen  Rechte  des  Landes 
zu  leben.  ^^)  Das  Recht  der  Eroberung  war  nach 
ihren  Rechtsbegriffen  nicht  sowohl  ein  Recht  zur 
Herrschaft  über  die  Besiegten ,  als  ein  Recht  des 
Eigenthums  an  dem  eroberten  Lande.  Jedoch 
wurden  die  Folgen  dieses  Rechts  bald  durch  die 
verhältnifsmäfsig  kleine  Zahl  derer  ,  welche  die 
Eroberung  gemacht  hatten,  bald  durch  die  Abnei- 
gung,   welche  die  Eroberer  gegen  den  Ackerbau 


von  dessen  Inhalte  nur  wenig.  —  Doch  ist  so  viel  Leliannt, 
dafs  die  Römer,  wenn  sie  sich  im  Auslande,  jedoch  nicht 
bev  einem  befreundeten  Volke,  authielten,  als  bürgerlich  todt 
und  eben  so  Fremde,  welche  niclit  zu  einem  befreundeten 
Volke  gehörten,  im  Römischen  Reiche  als  rechtlos  betrachtet 
wurden.  Ulpian.  tit.  XX.  ^.  ///./.' Jj-^.'  5.  /.  7.  D.  de  cap^ 
tiv,  et  postlim.  l.  S.  pr.  D.  quirt^S^t^Uafac.  possunt.  Erst 
der  Kaiser  Leo  gestattete,  (Nov.  4o)  auch  in  dem  Lande  des 
Feindes  ein  Testament  au  errichten.  —  Wie  eifersüchtig 
Fremdlinge  im  Römisshen  Reiche  betrachtet  wurden,  zeigt 
eine  Nachricht  b.  Tacit,  de  morihus  Germ.  c.  ^/. 

i5)  Cuilibet  lege  sua  'vhere  permissum  esL  Vergl. 
Schwab  über  die  Allgemeinheit  der  Französischen  Sprache. 
Noch  in  weit  spateren  Zeiten  wurde  dieser  Grundsatz  von  aus- 
"wärtigen  Handelsleuten  häufig  in  Anspruch  genommen  und 
durch  die  ihnen  ertheilten  Vorrechte  nicht  selten  anerkannt. 
Vgl.  Dumcnt  Corps  diplomatique.  T.  I.  P.  I,  l3o.  46S. 
P.  II ,  240.  5i65.  aöS.  —  Jedoch  in  der  lea^  Sqxonum  tritt 
die  Idee  eines  Staatsgebiethes  und  die  eines  Landrechts  schon 
sehr  bpstimml  hervor.  Vielleicht  waren  diese  den  Sachsen 
eigenthüralichen  Rechlsbcgrifie  nicht  ohne  Eiuflufs  auf  den 
liaitnäckigen  Widerstand,  welchen  die  Sachsen  Karin  dem 
Grofsen  entgegensetzten. 
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hatten,  bald  auch  durch  eine  gewisse  Achtung  für 
den  Besitzstand  der  bisherigen  Grundeigenthümer 
gemildert.  *^)  Nur  langsam  entwickelte  sich  aus 
dieser  sonderbaren  Organisation  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  die  Idee  eines  Staatsgebiethes  samt  ih- 
ren Folgen;  vollständig  erst  mit  der  königlichen 
Gewalt.  Endlich  giebt  es  3)  Völker,  welche  den 
Theil  des  Erdbodens,  den  sie  als  ihr  Land  in  Be- 
sitz genommen  haben,  zugleich  in  der  Eigenschaft 
eines  Staatsgebiethes  betrachten.    Es  ist  dieser 


i6)  Die  Nacli richten,  die  wir  von  der  Ansiedelung  der 
Deutschen  In  den  eroberten  Provinzen  des  Römischen  Reiches 
haben,  sind  unvollständig.  Einige  Völkerschaften ,  die  ver- 
hällnifsmäfsig  zaldreiclieren  oder  wenn  die  Eroberung  einen 
harten  Kampf  gekostet  hatte,  scheinen  nach  Lust  und  Gefal- 
len genommen  zu  haben,  was  und  wo  sie  wollten.  Bev  vie- 
len wurde  den  Wehrmännern  ein  Drittel  des  Landes  oder, 
richtiger,  der  Landeseinkiinfte ,  (denn  die  bisherigen  Grund- 
eigenthümer raufsten  das  Land,  für  die  Ankömmlinge  bauen,) 
angewiesen.  Das  scheint  mit  einem  altdeutschen  Reclils- 
grundsatze  in  Zusammenhang  gestanden  zu  haben,  nach  wel- 
chem ein  Drittheil  der  Beute  den  Göttern,  ein  anderes  Drit- 
theil dem  Heere  und  das  übrige  Drittlieil  den  in  der  Heimath 
gebliebenen  Familienvätern  gehörte.  Vgl.  über  diesen  Grund- 
satz: v.  Kotzebue  Geschichte  Preufsens.  (Bemerkenswerlh 
ist,  dafs  auch  das  Einkommen  der  christlichen  Kirche  in  drey 
Theile  getljeilt  zu  werden  pHegte.)  Ueber  die  x\nsiedelung 
der  Deutschen  im  Römischen  Reiche  s.  Du  C an g e  "v.  Tertia, 
Sartorius  Versuch  über  die  Regierung  der  Ostgotlien  wäh- 
rend ihrer  Herrschaft  in  Italien.  Hamb.  i8ii-  8.  Histoire  de 
VelahVissement  des  progres  et  de  la  decadence  de  la  monar- 
chie  des  Goths  en  Italie.  Par  J.  Naudet,  Par,  4844.  8. 
Zwey  Vorlesungen,  gehalten  von  Sartorius  in  der  Götlin- 
ger  Societät  der  Wissenschaften,  über  die  Besitznahme  und 
Vertheilung  der  Römischen  Ländereven  in  Italien  —  in  Gallien. 


31 


Fall  von  dem  vorigen  wesentlich  verschieden.  Wenn 
der  Staat  ein  Gebieth  hat,  so  hat  auch  das  Volk  ein 
Land.     Aber  ein  Volk  kann  ein  Land  haben,  ohne 
dafs  es  seinem  Lande  die  Eigenschaft  eines  Staats- 
gebiethes  beylegt.     Ein  bestimmter  Theil  des  Erd- 
hodens wird  in  so  fern,  als  er  das  Eigenthum  eines 
Volkes  ist,  ein  Land  und,  in  ^vie  fern  er  gleich  als 
erfüllt  von  der  Staatsgewalt  betrachtet   wird,    ein 
Gebieth  genannt.     (Ein  Staatsgebielh  ist  also  die 
Idee  der  Staatsgewalt,  als  eines  unbedingten  Recnts, 
in  Beziehung  auf  einen  bestimmten  Theil  des  Erd- 
bodens.)    Die  Idee  eines  Staatsgebiethes  kann  sich 
nur   bey   den  Völkern   entwickeln,    welche   eine 
schon  ausgebildetere  Staatsverfassung  haben,  schon 
„auf  einer  höheren  Stufe  der  politischen  Kultur  stehn. 
Auch  das  hat  auf  die  Entwickelung  dieser  Idee  Ein- 
flufs,  ob  das  Land  von  dem  Volke  als  Gemeingut 
beses^sen  wird  oder  ob  es  als  Sondereigenthum  oder 
lehnsweise  unter  die  Einwohner  des  Landes  ver- 
theilt  ist.     So  wie  nun  diese  Idee  bey  einem  Volke 
tagt,  stellt  sie,  wenn  nicht  andere  Ursachen  ent- 
gegenwirken,   auch   die  auswärtigen  Verhältnisse 
des  Staates  in  ein  neues  Licht.     Nun  gewinnt,  so 
wie  im  Inneren ,  so  auch  im  Aeufseren ,  Alles  eine 
festere  und  bleibendere  Gestalt.     Indem  die  Idee 
des  Staates  vollständiger   anerkannt  vyird,    treten 
auch    die    Grundlagen    des   Völkerrechls,  —    die 
Grundsätze,    dafs  ein  V^olk  kraft  Gesetzes  Rechte 
habe,  dafs  die  Völker  dem  Rechte  nach  einander 
gleich   stehen ,  —   gleichsam    sichtbarer   hervor. 
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Fremdlinge,  die  sich  im  Lande  aufhalten,  stehen 
nun  schon  von  Rechtswegen  unter  den  Gesetzen 
und  unter  dem  Schutze  des  Staates.  Dagegen  wer- 
den die  Einwohner  de^  Landes,  welche  sich  im 
Auslande  vorübergehend  aufliahen  oder  welche 
Güter  im  Aushmde  besitzen,  einstweilen  oder  be- 
ziehungsweise als  unterworfen  den  Gesetzen  des 
Auslandes  betrachtet.  —  So  steht  also  eine  jede 
der  verschiedenen  möglichen  Arten,  wie  die  Men- 
schen nach  Völkern  geschaart  und  gesondert  seyn 
können,  mit  einer  besonderen  Reihe  völkerrecht- 
L'cher  Ansichten  und  Vorstellungen  in  Verbindung?. 
Neue  Ideenverbindungen,  neue  Streitfragen  ent- 
stehn,  wenn  Völker,  deren  äufseres  Daseyn  auf 
verschiedenen  Grundlagen  beruht,  in  Berührung 
mit  einander  kommen.  Beyspiele  zur  Bestätigung 
dieses  letzteren  Satzes  enthält  die  Geschichte  der 
Faktoreyen,  welche  von  den  Europäern,  als  diese 
zuerst  in  Ostindien  festen  Fufs  fafsten,  mit  Bewilli- 
gung der  Landesfürsten  angelegt  wurden.  Bald 
wurde  der  Friede  gestört;  denn  die  Bewilligung 
wurde  von  der  einen  Parthey  anders,  als  von  der 
andern,  gedeutet.  Jedoch,  so  anziehend  es  auch 
z.  B,  für  den  Geschichtsforscher  ist,  die  Verschie- 
denheit des  Völkerrechts,  welche  auf  der  Verschie- 
denheit des  äufseren  Lebens  der  Völker  beruht, 
weiter  zu  verfolgen,  so  wird  doch  die  vorliegende 
Darstellung  des  Völkerrechts  allein  von  der  Voraus- 
setzung ausgehn,  dafs  Völker,  welche  ein  Land  in 
Besitz  genommen  haben  und  welche  dieses  Land 
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als  ein  Staatsgebleth  betrachten ,  einander  gegen- 
überslehn.  Die  Völker  des  heutigen  Europa  sind 
insgesammt  Völker  dieser  Klasse. 


ZWEITES   HAÜPTSTÜCK. 

Vcti  den  Rechten  der  Völker  an  Sachen. 


I.   Von  dem  Eigenthumsrechte. 

Ein  Volk  kann  äufsere  Gegenstände  d.  i. 
Gegenstände,  die  nicht  schon  in  seinem  Daseyn 
begriffen  sind,  ganz  so  erwerben,  wie  der  Mensch 
äufsere  Gegenstände  erwerben  kann.  Denn  ein 
Volk  ist  in  rechtlicher  Hinsicht  gleich  als  ein  ein- 
zelner Mensch  zu  betrachten. 

Es  kann  sich  daher  ein  Volk  einen  Theil  dies 
Erdbodens —  ein  Land  —  aus  denselbeo  Grün- 
den und  unter  denselben  Bedingungen  ursprüng- 
lich d.  i.  einseitig  zueignen,  aus  welchen  und  unter 
welchen  sich  der  Mensch  einen  Theil  des  Erdbo- 
dens —  ein  Grundstück  —  ursprünglich  zueignen 
kann.  Alles  das  also,  was  an  einem  andern  Orte 
dieses  Werkes  von  der  ursprünglichen  Erwerbung 
des  Grundes  und  des  Bodens  (mittelst  der  Bearbei- 
tung desselben)  in  Beziehung  auf  das  Recht  der 
einzelnen  Menschen  gesagt  worden  ist,  ^^)  gilt  auch 

17.  S.  Band  III.  S.   128.  —    Das  Eigenlhum  an  Grund 
und  Boden  ist  die  Bedingung  des  Eigentliunis  aii  beweglichen 
Sachen.    Daher  ist  auch  hier  nur  von  deiü  ersteren  die  Rede. 
Zachariä  Reg.  Lehre  IL  Bd.  1 .  Ahth.  '  3 
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von  der  Erwerbung  eines  Landes.  Angenommen, 
dafs  die  Menschen,  welche  sich  zu  einem  Staate 
vereinigen,  schon  Grundeigenlhümer  sind,  so 
sind  die  Grundstücke  der  einzelnen  Staatsgenofsen 
schon  kraft  Gesetzes  das  Land  des  Volkes. 

Jedoch  ein  Land  ist  zugleich  ein  Staatsge- 
bieth  oder  es  kann  zugleich,  Kraft  der  Idee  des 
Staates,  in  der  Eigenschaft  eines  Staatsgebielhes 
betrachtet  werden.  Die  Frageist  also  die:  Kann 
ein  Volk,  wenn  es  sich  einen  Theildes 
Erdbodens  ursprünglich  zueignet,  die 
tlechtmäfsigkeit  dieser  Erwerbung  noch 
mit  einem  andern  Grunde,  als  mit  dem 
oben  aus  einander  gesetzten,  verthei- 
digen?  Kann  es  sich  auf  das  Recht,  ein 
Staats gebieth  ursprünglich  zu  erwerben, 
b  erufen? 

Die  Menschen ,  nach  Naturgesetzen  eines  und 
desselben  Geschlechts,  sind  eben  so  nach  den  Ge- 
setzen der  Freyheit  Glieder  einer  und  derselben, 
die  gesammte  Menschheit  umfassenden  Gesell- 
schaft. Sie  haben  als  Menschen  dieselben  Inter- 
essen. Es  ist  die  Pflicht  eines  jeden  einzelnen 
Menschen,  das  Interesse  aller  andern  Menschen, 
das  Interesse  der  Gesammtheit,  als  sein  eigenes  zu 
fördern.  (Homo  sum  humani  nihil  a  me  alienum 
esse.puto.)  Kraft  dieser  sittlichen  Einheit  unserer 
Gattung,  Kraft  der  Idee  der  Menschheit,  sollte 
nun  das  gesammte  Menschengeschlecht,  der  Herr- 
schaft eines  und  desselben  Staates ,  einem  gemein- 
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samen  Rechte  unterworfen,  auch  öine  einzige  bür- 
gerliche 'Gesellschaft  bilden,  sollte  die  Erde,  von 
-der  Gewalt  eines  und  desselben  Staates  gleichsam 
erfwllt,  nur  das  Gebielh  eines  einzigen  Staates  seyn. 
Denn,  wenn  und  da  der  Staat  diejenige  äufsere 
Ordnung  ist,  ohne  welche  kein  gesellschaftliches 
Verhällnifs,  von  welcher  Art  es  auch  seyn  möge, 
auf  die  Dauer  bestehen  kann  ,  so  ist  auch  die  Ein- 
heit der  menschlichen  Gesellschaft  durch  das  Da- 
seyn  eines  die  gesämmte  Menschheit  umfassenden 
Staatsvereines  wesentKch  bedingt.  Ja,  soll  über-' 
haupt  die  menschliche  Gesellschaft,  an  sich  nur 
eine  Idee,  zugleich  eine  äufsere  Form  oder  Grunde 
Jage  haben,  so  kann  ihr  diese  kaum  anders,  als 
durch  die  Stiftung  eines  die  gesamte  Menschheit 
umfassenden  Staates,  gegeben  werden. 

Jedoch  die  Natur,  überall  Verschiedenheit 
und  Mannigfaltigkeit  liebend,  hat  die  menschliche 
Gesellschaft  durch  eine  Menge  Vorkehrungen  — 
z.  B.  durch  die  Verschiedenheit  der  Menschen  nach 
Rassen  und  Stämmen,  durch  die  Inselgestalt  des 
Festlandes,  durch  ewige  Landmarken,  (durch 
Wüsten,  durch  Bergrücken  u.  s.w.)  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Himmelsstriche  und  der  Natur- 
erzeugnisse—  wieder  in  mehrere  besondere,  ihren 
Interessen  und  ihren  Pflichten  nach  verschiedene, 
Gesellschaften  gespalten. 

Dieselben  Ursachen  aber,  welche  die  mensch- 
liche Gesellschaft  in  mehrere  besondere  Gesell- 
schaften   spalten,    machen    es    theils  unthunlich, 
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theils  zwecklos,  ja  zweckwidrig,  die  gesamte 
Menschlieit  zu  einem  einzigen  Staate  zu  vereinigen. 
Vielmehr  fordert  es,  bey  dieser  Lage  der  Dinge, 
das  Interesse  der  menschlichen  Gesellschi^ft,  dafs 
eine  jener  Spaltung  der  menschlichen  Gesellschaft 
entsprechende  Verschiedenheit  der  Staaten  bestehe. 
Und  diese  Forderung  ist  zugleich  ein  Rechtsge- 
both.  Denn  das  Interesse  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft ist  der  Endzweck  des  Rechts. 

Betrachtet  man  diese  Forderung  in  Beziehung 
auf  die  Bedingungen,  unter  welchen  mehrere  Staa- 
ten neben  einander  bestehn  können ,  (sie  steht 
noch  in  mehreren  anderen  Beziehungen) ,  so  kann 
ihr  nur  dadurch  vollständig  Genüge  geschehen, 
dafs  ein  jeder  Staat  sein  Gebielh,  ein  jedes  Volk 
sein  Land  hat.  Denn  nur  unter  dieser  Voraussez'- 
zung  hat  ein  Volk  ein  auch  äufserlich  gesichertes 
Daseyn ,  ist  es  in  seinen  inneren  Angelegenheilen 
vollhommen  selbstständig,  steht  es  zu  seinen  Nach- 
barn in  einem  friedlicheren  Verhältnisse,  ist  eine 
dauerndere  Verbindung  zwischen  ihm  und  andern 
Völkern  möglich.  Und,  so  wie  jene  Forderung, 
so  ist  auch  die  Vertheilung  des  Erdbodens  unter  die 
verschiedenen  Völker  der  Erde,  als  das  Mittel,  je- 
ner Forderung  auf  das  vollkommenste  zu  entspre- 
chen, Rechtens.  a 

Da  übrigens,  die  rechtliche  Nothwendigkeii 
dieser  Vertheilung  auf  der  Art  beruht,  wie  sich 
die  menschliche  Gesellschaft  in  der  Erfahrung, 
(unter  dem  Einflufse  von  Ursachen,  welche  nicht 
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in  der  Willkühr  der  Menschen  st ehn,)  gestaltet  und 
gestaltet  hat,  da  diese  Vertheilung  dem  gesell- 
schaftlichen Interesse  der  Völker  in  dem  Grade 
entsprechen  wird,  in  welchem  die  Wahl  des  Wohu-^ 
landes  in  die  Willkühr  eines  jeden  einzelnen  Vol- 
kes gestellt  ist,  so  folgt  aus  dem  Obigen  zugleich, 
dafs  die  Rechtsregel:  Res  nullius  cedit primo  OC" 
cupanti,  auch  dann  gelte,  wenn  man  das  Eigen- 
thum  der  Völker  an  ihren  Ländern  als  die  Beding- 
ung einer  vollkommenen  Organisation  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  hetrachtet.  (Man  wird  die  Äehn- 
lichkeit  nicht  übersehn,  welche  zwischen  der  Art, 
wie  hier  das  Eigenthum  an  einem  Lande  begründet 
worden  ist,  und  zwischen  der  im  dritten  Bande  ver-* 
Süchten  Ableitung  des  Grundeigenthums  eintritt — - 
vielleicht  eine  Bestätigung  der  einen  und  der  an- 
dern Deduktion.) 

äi"  Man  mag  das  Recht  der  Völker,  sich  eine« 
Theil  des  Erdbodens  zuzueignen,  aus  dem  einen 
oder  aus  dem  andern  dieser  Gründe  ableiten  ,  man 
mag  also  das  Eigenthum  der  Völker  an  ihren  Län- 
dern als  das  Mittel,  den  Erdboden  ergiebiger  zu 
machen,  oder  als  das  Mittel ,  unter  den  Menschen 
eine  feste  bürgerliche  Ordnung  zu  begründen, 
rechtfertigen,  unter  beyden  Voraussetzungen  be- 
greift dieses  Eigenthum  dieselben  Rechte  und  zwar 
alle  die  Rechte  unter  sich,  welche  in  dem  Eigenthume 
an  Sachen  überhaupt  wesentlich  enthalten  sind.  — 
So  wie  z.  t>.  der  einzelne  Mensch  dem  bürgerlichen 
Rechte  nach  befugt  ist,  ein  Grundstück,  das  ihm 
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gebort,  naidh'^Gef allen  zu  veVäufsertiV*^(y  steht  es 
auch  dem  Völkerrechte  nach  in  der  Macht  und  Ge- 
walt eines  Volkes,  das  Land,  das  es  sich  zugeeignet 
hat,  ganz  oder  zum  Theil  zu  veräufsern.  Nur  dem 
Staatsrechtenach  ist  die  Veräufserung  eines  Grund- 
stückes von  der  eines  Landes  verschieden.  Wenn 
schon,  auch  nach  diesem  Rechte,  ein  Land  mit  einem 
andern  unter  der  Bedingung  vereinigt  werden  kann, 
dafs  die  Vereinigung  in  beyden  Ländern  den  Willen 
der  Mehrheit  für  sich  hat,  so  ist  doch,  Nothfälle 
ausgenommen,  der  verfassungsmäfsige  Staalsherr- 
scher  nicht  schon  als  solcher  befugt,  das  Volk 
auch  in  dieser  Beziehung  zu  vertreten.  Vielmehr 
hat  er  sich,  wenn  anders  nicht  die  MachtvoUkom-- 
menheit  von  dem  Volke  selbst  ausgeübt  wird,  in 
einem  Falle  dieser  Art  der  Zustimmung  der  Mehr- 
heit zur  Vereiniguns:  des  Landes  mit  einem  andern 
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Lande  besonders  zu  vergewissern.  Denn  nicht  so 
weit  kann  man  das  Herrscderrecht  erstrecken  ,  dafs 
kraft  desselben  die  Selbstständigkeit  (oder  die  Ein- 
heit) des  Volkes  —  die  Bedingung  der  Recbtsgül- 
tigkeit  des  dem  Staatsherrscher  ausgestellten  Macht- 
briefes —  aufgehoben  werden  könnte.  Alles  die- 
ses gilt  auch  von  dem  Falle,  da  der  Souverain  blos 
einen  Theil  des  Landes  an  einen  andern  Souverain 
abtritt;  nur  dafs  eine  solche  Abtretung  noch  über- 
dies die  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Einwohner 
dieses  Landestheiles  für  sich  haben  mufs,  wenn  sie 
anders  nicht  schon  nach  dem  Notlirechte  verthei- 
diget  werden   kann,  oder  wenn  sie   anders    nicht 
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blos  nach  dem  Notbrechte  eine  Vertheidfgung  zu- 
lassen soll.  Damit  stimmt  auch  das  ürtheil  der 
öfFentlichen  Meinung  überein.  Man  findet  es  un- 
bedenklich, wenn  durch  einen  Friedensscldufs  ein 
Strich  Landes  dem  Gebielhe  eines  andern  Staates 
p^inyerleibt  wird,  oder  wenn  mittelst  eines  Tausches 
die  Gebiethe  zwejer  Staaten  geschlossen  oder  ab- 
gerundet (die  Territorien  purificirt)  werden.  Denn 
iri  dem  erstem  Falle  setzt  man  einen  Nothstand, 
und  in  dem  letztern  die  Zustimmung  der  Bethei- 
ligten voraus.  Anders  aber  beurlheilt  man  dieje- 
j^geji  Fälle,  in  welchen  die  Abtretung  eines  Lan- 
^§  jofler  ein  Ländertausch  weder  die  eine  noch  die 
a^i^dere  Vermuthung  für  sich  hat.  Einer  Mafsregel 
fieser  Art  wurde  einst  der  deutsche  Fürstenbund 
entgegengesetzt.  Nicht  die  Eroberungen,  Avelcbe 
Napoleon  machte,  die  Gewaltstreiche,  welche  er 
4pi  Frieden,  z.  B.  gegen  Spanien  führte,  verwan^ 
.gelten  die  Furcht  in  Erbitterung,  üebrigens  ist 
ci^ne  Landesveräufserung  zwar  auch  dann  zugleich 
Jiach  den  Grundsätzen  des  Staatsrechts  zu  beur- 
tlifeilen,  wenn  das  Land  oder  der  Landstrich  un- 
bewohnt ist.  (Veräufserungsverträge  dieser  Art 
.gind  häufig  in  Nordamerika  zwischen  den  Stämmen 
^^er  Eingebohrnen  und  den  vereinigten  Staaten  ab- 
geschlossen worden.)  Jedoch  ist  eine  Veräufser- 
j^uug  dieser  Art  nicht  so,  wie  die  eines  bewohnten 
JL«andes,  zugleich  eine  Veränderung  der  Staatsver- 
fassung, 

Ganz  so  hat  man  auch  Ansprüche,  (Präteu- 
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slonen),  welche  ein  Volk  an  das  Land  eines  an- 
dern Volkes  macht,    nicht   blos  aus  dem  Stand- 
punkte des  Völkerrechts,    sondern    zugleich  aus 
dem  des  Staatsrechts  zu  betrachten.  —  Dem  Völ- 
kerrechte nach  ist  der  endgültige  Rechtsschutz 
gegen  alle  Ansprüche  dieser  Art  die  Ersitzung  und 
die  aus  dieser  hervorgehende  Einrede  der  Verjäh- 
rung.    Ein  Volk  kann  sich  gegen  das  andere  zur 
Vertheidigung  seines  Eigenthumes  am  Lande,  auf 
diese  Einrede  berufen,  nicht  nur,  weil  es  ohne  Er- 
sitzung überall    kein    Eigenthum    geben    würdet 
(denn  kann  die  Sache,    deren  man  sich  als  ein^ 
herrenlosen  bemächtiget,    nicht  gleichwohl  school 
einen  Eigenthümer  haben?)    sondern  auch,    weMt 
alle  und  jede  völkerrechtlichen  Verhältnisse    ewig 
wanken  und  schwanken  würden,    wenn  man  ver4> 
altete  Ansprüche  dieser  Art  immerund  ewig  wiedei^ 
hervorsuchen    könnte.      So    dringend  sind    diese 
Gründe,  dafs  selbst  Rechtsverwahrungen,  (durch 
den  Titel  und  das  Wappen  des  Fürsten),  nicht  ge- 
gen jene  Einrede  zu  beachten  seyn  dürften.     Die 
einzige  Schwierigkeit  ist  die,  dafs  es  im  Stande  der« 
Natur  an  einem  Mafsstabe  für  die   zur  Ersitzung^ 
erforderliche  Zeit  fehlt.     Jedoch  ist  im  Stande  der 
Natur  das   Unbillige  ein    Unrecht.  —     Dieselben 
Ansprüche,    aus   dem  Standpunkte  des    Staats- 
rechtes betrachtet,  beruhen  fast  immer  auf  einen% 
Streite  über  die  Verfassungsgesetze  desjenigen  Staa-^' 
tes,   gegen  welchen  die  Ansprüche  gerichtet  sind. 
(Man  erinnere  sich  z.  B.  der  Ansprüche,    welche 
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der  König  von  England  auf  die  Französische  Krone 
machte,  ferner  des  Spanischen  und  des  Oesterrei- 
chischen  Successionskriegs.)  Sie  gehören  in  so 
fem  vor  den  Richterstuhl  der  gesetzmäfsigen  Ver- 
treter desjenigen  Volks,  über  dessen  Staatsverfas- 
sung der  Streit  ist;  und  zwar,  dem  Naturrechte 
nach,  ausschliefslich  vor  diesen  Richterstuhl,  so 
dafs  sie  von  Rechtswegen  nur  als  staatsrechtliche 
und  nicht  als  völkerrechtliche  Ansprüche  geltend 
gemacht  werden  können.  Denn  es  handelt  sich 
dabey  um  die  inneren  Angelegenheiten  eines 
Staates.  Wenn  gleichwohl  die  Regierungen  der 
heutigen  Europäischen  Staaten  von  andern  Ansich- 
ten ausgeh n,  so  geschieht  es  deswegen,  weil  dem 
heutigen  Europäischen  Völkerrechte  überhaupt  an- 
dere Ideen  zum  Grunde  liegen.  (S.  das  folgende 
Buch.) 

Wie  weit  (bis  zu  welcher  geographischen 
Grenze)  erstreckt  sich  das  Recht  eines  Volkes,  sich 
den  Erdboden  zuzueignen?  —  So  weit,  als  die 
Rechtsgründe  ausreichen,  auf  welchen  das  Eigen- 
thum^  der  Völker  an  ihren  Ländern  ursprünglich 
beruht. 

Jedoch,  so  befriedigend  auch  diese  Antwort 
zu  seyn  scheint,  zu  einem  andern  Resultate  gelangt 
man  zu  Folge  dieser  Antwort,  wenn  man  die  Noth- 
wendfgkeit  einer  Vertheilung  des  Erdbodens  aus 
den  Bedingungen,  von  welchen  die  Ergiebigkeit 
und  die  Benutzung  des  Bodens  abhängt,  zu  einem 
anderen,    wenn  man  dieselbe  Nothwendigkeit  aus 
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dem  Gesamtinteresse  der  menschlichen  Gesellschaft 
ableitet.  —  Unter  der  ersteren  Voraussetzung 
kann  sich  ein  Volk  von  dem  Erdboden  den  Flä- 
chenraum zueignen ,  den  es  von  demselben  zu  be- 
hauen vermag.  Da  hat  man  also  die  Volkszahl 
oder  die  Bevölkerung  des  Landes  als  den  natür- 
lichen Mafsstab  des  in  Frage  stehenden  Rechts  zu 
betrachten.  Da  hat  ein  Volk  ein  desto  bessere^ 
Recht  an  seinem  Lande,  je  gröfser  der  Arbeits-r 
stamm  ist,  den  es  in  dem  Lande  angelegt  hat. — 
Unter  der  letzteren  Voraussetzung  aber  kann  man 
das  Recht  eines  Volkes,  sich  den  Erdboden  zuzu- 
eignen, so  weit  erstrecken,  als  es  entweder  die 
äufsere  Sicherheit  oder  die  ökonomische  Selbsl-- 
ständigkeit  des  Volkes  oder  als  es  sowohl  das  eine 
als  das  andere  Interesse  fordert.  Da  kann  also  ein 
Volk  für  die  dermalige  Grenze  seines  Landes  oder 
für  einen  Vergröfserungsplan  z.  ß.  anführen,  dafs 
das  Land ,  damit  es  gehörig  vertheidiget  werden 
könne,  den  und  den  Bergrücken  oder  Strom  zur 
Grenze  haben  oder  die  und  die  Figur  bilden  müsse 
oder  dafs  es  sich,  damit  das  Volk  an  dem  Welt- 
handel unmittelbar  Theil  nehmen  könne,  bis  an 
das  Meer  erstrecken  müsse  ^®)  u.  s.  w.  —     Vielehe 


1  8)  Zur  Zeit  des  Wiener  Konj^resses  war  die  Lelire  von 
den  sogenannten  natürlichen  Grenzen  ein  Lieblingslliema  der 
politischen  Schriftsteller.  S.  z.  B.  Europa  im  Frieden  für  jetzt 
und  in  Zukunft.  Die  Völker  vereint  nach  Natur  und  nach 
Sprache,  gebildet  durch  ütromthäler  zu  Seestaaten,  hegren/t 
durch  Gebüjee.    Vom  Ritt.  v.  Traitteur.    Mannh.  i8i5.   8. 
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von  diesen  Regeln  verdient  nun  vor  der  andern  den 
Vorzug?  oder  ist  es  einem  jeden  einzelnen  Volke 
rechtlich  anheimgestellt,  ob  es  den  seinem  Lande 
gebührenden  Umfang  nach  dem  einen  oder  nach 
dem  andern  dieser  Maase  bestimmen  will  ? 

Und  ist  man  nicht,  eine  jede  dieser  Grenzbe-* 
Stimmungen  für  sich  betrachtet,  im  Folgern  bald 
übereilt  bald  anmaafsend?  Z.  B.  Wenn  auch  die 
Bevölkerung  eines  Landes  im  Verhältnifs  zu  dessen 
Umfange  gering  ist,  ist  denn  das  Verhältnifs,  das 
zwischen  der  Volkszahl  und  zwischen  dem  Flächen-^ 
gehalte  des  Landes  eintreten  soll,  mathematisch 
bestimmbar?  oder  ist  die  Bevölkerung  eine  unver-*- 
änderliche  Gröfse?  und,  wie  wenn  das  Volk  das 
Einwandern  verstattet? —  Wenn  auch  eine  Lan-^ 
desgrenze,  welche  gegen  auswärtige  Feinde  leicht 
vertheidiget  werden  kann ,  unstreitig  ihren  Werth 
hat,  wie  wenig  hat  gleichwohl  die  Natur  für  eine 
solche  Begrenzung  der  Länder  vorgearbeitet?  wie 
Viel  kann  dagegen  die  Kunst  thun,  um  das  zu  er^ 
ganzen,  was  dem  Lande  seiner  natürlichen  Beschaf- 
fenheit nach  in  dieser  Beziehung  abgeht?  und  wie 
unsicher  sind  dennoch  am  Ende  die  Bürgschaften, 
welche  Natur  und  Kunst  für  die  äufsere  Selbststän- 
digkeit eines  Volkes  zu  leisten  vermögen  ?  Die 
Römer,  dieses  Wundervolk,  dessen  Gröfse  wir 
vielleicht  mehr  aus  seinen  Thaten  und  Erfolgen, 
als  aus  seinen  Schriftstellern,  kennen  lernen,  hatte 
Alles  benutzt,  was  Macht,  Erfahrung  und  Wissen- 
schaft für  den  Vertheidigungskrieg   thun  können. 
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Das  Römische  Reich  hatte  zu  der  Zeit  seiner  gröfs- 
ten  Ausdehnung  ohngefähr  die  Gestalt  eines  läng- 
h'chen  Vierecks.  Das  mittelländische  Meer  war  die 
Landsee,  welche  den  Verkehr  der  Hauptstadt  mit 
den  weithin  sich  erstreckenden  Provinzen  des  Reichs 
erleichterte.  Das  Reichsgebieth,  schon  durch  seine 
Figur  dem  Vertheidigungskriege  günstig,  auch  gröfs- 
tentheils  durch  natürliche  Bollwerke  geschützt  ^^), 
War  noch  überdlefs  mit  einer  Reihe  künstlicher  Be- 
fesligungswerke  (limes)  umgeben.  So  geschah  es, 
dafs  das  Romerreich  sein  Daseyn  noch  durch  äu- 
fsere  Mittel  fristete,  als  die  innere  Lebenskraft  schon 
längst  ermattet  war,  wie  oft  in  einem  geschwächten 
Körper  das  Leben  nur  noch  durch  Arzneyen  zu- 
rückgehallen wird.  Aber  endlich  konnten  die  Rö- 
mer dennoch  nicht  dem  Schicksale  entgehn ,  wel- 
ches einem  jeden  Volke,  das  sich  selbst  verlassen 
hat,  unabwendbar  droht ^^).  •    '»pj 

Die  Haupteinwendung  ist,  dafs  diese  ganze 
Untersuchung  am  Ende  an  einen  Scheideweg  fuhrt. 
Soll  dieVertheilung  des  Erdbodens,  die  man  sucht, 


49)  Schon  über  Augusts  Regierung  wurde  geurtheilt : 
Mari  oceano ,  aiit  amnibus  longinquis  septum  Imperium; 
legiones ,  provincias ,  classes  cuncta  inter  se  ccnnexa.  Tac. 
Ann,   I ,  g. 

20)  Niclit  ungewarnt  traf  sie  dieses  Schicksal.  Tacilus 
fügt  da,  wo  er  von  der  Vertilgung  der  Bruklerer  durch  an- 
dere Deutsche  Völkerschaften  spricht,  (de  moribus  Germ.  c.  33) 
hinzu:  u  Maneat  quaeso ,  duretque  gentihus  si  non  amor 
nostri ,  at  certs  odium  SLii ;  quando ,  urgentibus  impc- 
rii  faiis,  nihil  j am  praedlare  Jortuna  majas  polest ,  quam 
ho5iianidiscordiani.^> 
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immer  und  ewig  dieselbe  seyn,  so  erstarrt  in  ihr 
das  Leben  und  die  Beweglichkeit  der  menschlichen 
Gesellschaft,  der  Geist  in  seinem  Körper.  In  dem 
entgegengesetzten  Falle  —  wo  bleibt  die  Heiligkeit 
des  Besitzstandes  ?  Und  gleichwohl,  je  zweifelhaf- 
ter die  Rechtsfrage  ist,  eine  desto  gröfsere  Ächtung 
gebührt  dem  Besitzstande;  —  die  Lehre,  welche 
aus  dieser  Untersuchung  vorzugsweise  gezogen 
werden  sollte. 

IL   Von  dem  Rechte  der  Dienstbarkeit. 

Man  pflegt  mit  dem  Namen  völkerrecht- 
^eb er  D  i  e  n  s  t  b  a  r  k  e  i  t  e  n  zwey  wesenthch  von 
einander  verschiedene  Rechte  und  Lasten  zu  be- 
zeichnen ,  —  die  Landesdienstbarkeiten,  blei- 
bende Beschränkungen,  welchen  die  Eigen- 
thumsrechte  eines  Volkes  an  seinem  Lande,  und 
Staats  dienstbarkeiten,  bleibende  Beschränkun- 
gen, welchen  die  Hoheitsrechte  eines  Staatsherr- 
schers kraft  eines  einem  andern  Volke  zustehenden 
Rechts  unterworfen  sind. 

Nur  die  Landesdienlbarkeiten  sind  Diens- 
barkeiten  in  der  eigentlichen  Bedeutung  dieses  Worts 
d.  i.  dingliche  Rechte  an  einer  Sache,  die  das  Ei- 
genthum  eines  Andern  ist.  Sie  können  übrigens 
ganz  mit  denselben  Gründen  gerechtfertiget  wer- 
den, wie  die  Grunddienstbarkeiten  des  bürger- 
lichen Rechts,  wenn  auch  die  Verhältnisse,  welche 
eine  Regierung  bestimmen  sollen ,  ihr  Land  mit 
einer  Dienstbarkeit  zu  belasten,    besonders  drin- 
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gend  seyn  müssen,  da  eine  jede  Landesdienstbar- 
keit  mittelbar  zugleich  die  Landeshoheit  beschränkt. 
Es  giebt  sogar  Landesdienstbarkeiten,  welche  als 
gesetzliche  in  dem  Sinne  zu  betrachten  sind, 
dafs  sie  von  Rechtswegen  ein  jedes  Volk  als  auf  sei- 
nem Lande  haftende  Lasten  anzuerkennen  hat,  — 
die  Durchgangsgerechtigkeiten.  Denn  da  allen 
Menschen  und  eben  so  allen  Völkern  das  Recht 
zusteht,  mit  einander  gegenseitig  in  Verkehr  zu 
treten,  die  Ausübung  dieses  Rechtes  aber,  wenn, 
nach  Vertheilung  des  Erdbodens,  ein  jedes  Land 
von  seinem  Herrn  geschlossen  werden  dürfte,  er- 
schwert und  selbst  unmöglich  gemacht  werden 
könnte,  so  ist  die  V«rtbeilung  des  Erdbodens  nuß 
unter  dem  Vorbehalte  rechtmäfsig,  dafs  die  Slra- 
fsen  und  die  schiffbaren  Flüsse  eines  Landes  den 
Ausländern  erford  erteilen  Falles  zum  Durch  gange 
frey  stehen.  ^^)  Schon  das  ist  widerrechtlich,  die 
Durchfuhr  mit  Zöllen  zu  belasten.  VVaaren,  welche 
durch  das  Land  geführt  werden  ,  sind  nicht  ein 
Theil  des  Volksvermögens;  die  Freyheit  der  Durchs 
fuhr  ist  nicht  eine  Vergünstigung.  Daher  gebricht 
es  auch  gänzlich  an  einem  staatswirthschafilichen 


2i)   Es  ist  eine  selir   erfreuliche  Ersclieiiiiuig; ,   dafs    die 
Schlüfsakte  des  Wiener  Kongresses  diesen  Grundsat/   wenis- 
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stens  in  eid«^r  Bezieliuno-  bestätiget  lial.  —  Fast  soflte  man 
dngegen  glauben,  dafs  die  Völker  Deutschen  Ursprung«  an-*- 
fangs  keinen  Begriff  von  einem  Gemeingule  (von  rebus  pu-^ 
hlicis  in  specie)  hatten.  Die  Strafsen  und  die  schiffbaren 
Flüsse  wurden  von  ihnen  als  das  Sondereigenthum  des  Fürsten 
(als  das  patrimonium  reipublicae)  betrachtet. 


Mafsslabe  für  die  Durehgangszölle.  Man  nimmt 
so  viel,  als  man,  ohne  den  Waarenzug  aus  dem 
Lande  zu  treiben,  nehmen  kann. 

Die  Staats  dienstbarkeiten  sind  persönliche 
Rechte  und  Lasten,  dem  Naturrechte  nach  Ver- 
tragsverbindiichkeiten.  Die  Frage  also,  ob  oder 
in  wie  fern  sie  dem  Naturrechte  nach  gerechtferti- 
gel  werden  können,  gehört  in  die  Lehre  von  den 
völkerrechtlichen  Verträgen. 

111.    Von  dem  Pfandrechte. 

Das  Pfa ndrecht  —  d.  i.  das  dingliche  Recht, 
kraft  dessen  einem  Gläubiger  die  Sache  eines  An- 
dern für  eine  gewisse  Forderung  haftet,  —  unter- 
scheidet sich  von  dem  Eigenthumsrechte  und  von 
dem  Rechte  der  Dienstbarkeit  wesentlich  dadurch, 
dafs  es  nur  durch  eine  positive  Gesetzgebung  die 
Eigenschaft  eines  dinglicben  Rechts  erhalten  kann. 
Denn  theils  ist  der  Grund,  auf  welchem  es  in 
dieser  Eigenschaft  beruht ,  nur  ein  Grund  des 
Schutzrechts,  theils  ist  das  Pfandrecht,  als  ein 
dingliches  Recht,  nur  voraussetzungs-  und  bedin- 
gungsweise, gleichsam  nur  künstlich,  mit  dem 
Eigenthumsrechte  vereinbar.  Unter  selbstständi- 
gen Völkern  kann  daher  von  der  Bestellung  eines 
solchen  Rechts  überall  nicht  die  Rede  seyn;  der 
Bedenkhchkeiten  nicht  zu  erwähnen,  welchen  ins- 
besondere die  Verpfändung  eines  Landes  nach 
staatsrechtlichen  Grundsätzen  unterworfen  seyn 
würde.  Allerdings  sind  alle  Staatsschulden  zugleich 
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Landesschulden.  Aber  nicht  kraft  eines  den  Staals- 
gläubigeni  zustehenden  Pfandrechtes;  sondern  weil 
eine  jede  Schuld  zugleich  auf  dem  Vermögen  des 
Schuldners  haftet. 

Mit  der  Verpfandung  eines  Landes  ist  jedoch 
nicht  der  Fall  zu  verwechseln,  da  ein  Land  von 
einer  auswärtigen  Macht,  z.B.  zur  Abwendung  einer 
Kriegsgefahr,  einstweilen  besetzt  wird.  In  diesem 
Falle  steht  überall  nicht  ein  Pfandrecht,  sondern 
nur  eine  Sicherheits-  oder  Vertheidigungsmafsregel 
in  Frage. 


DRITTES   HAUPTSTÜCK. 

Von  den  Vertrags'verhindlichkeilen  der  F'ölkei 


Wenn  ein  Vertrag  nicht  schon  seinem  Wesen 
nach,  sondern  nur  kraft  eines  besondern  Grundes 
rechtlich  verpflichtend  ist,  (Bd.  III.  S.  188  ff.)  — 
aus  Avelchem  Grunde  sind  Verträge,  die  ein  Volk 
mit  dem  andern  abschliefst,  oder  welche  von  die- 
sen Verträgen  sind  rechtlich  verpflichtend? 

Man  hat,  in  Beziehung  auf  diese  Frage,  drey 
Arten  solcher  Verträge  zu  unterscheiden ,  —  die 
civilrechtlichen  Verträge  unter  Völkern,  die 
Staats  vertrage ,  die  völkerrechtlichen 
Verträge  in  der  engeren  Bedeutung;  wenn  auch  in 
einem  gegebenen  Falle  derselbe  Vertrag  unter  mehr 
als  einer  dieser  Arten  begriffen  seyn  kann. 
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Die  ci  V 1 1  r  e  <;  h  d  i  c  b  c  q  Verträge  unter  Völ- 
kern bezwecken  die  Vermehrung  oder  die  Siche- 
rung des  Staatsgutes ,  des  Nationafvermögens  oder 
der  Nationalkraft,  Wenn  eine  Regierung  der  an- 
dern z.  R.  gewisse  Sachen,  (Ländereyen,  Schiffe 
ü.  s.  w.)  verkauft,  oder  eine^  Summe  Geldes  dar- 
leiht, oder  eine  Landesdienstbarkeit  bestellt  oder 
Leute  in  Dienst  und  Sold  giebt,  oder  für  eine  Geld- 
forderung Rürgschaft  leistet,  so  sind  das  Verträge 
dieser  Klasse,  Verträge,  welchen,  da  sie  eben  so 
wohl  unter  einzelnen  Menschen  und  Rürgern  ab- 
geschlossen werden  können,  der  Name  civilrecht- 
licher  Verträge  gebührt.  Die  verbindende  Kraft 
der  Verträge  dieser  Art  ist  auch  in  so  fern ,  als  sie 
von  einem  Volke  mit  dem  andern  eingegangen 
werden,  schlechthin  nach  den  oben  aufgestellten 
Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  zu  beurthei- 
left.  Jedoch  versteht  es  sich  von  selbst,  dafs  noch 
überdiefs  der  Staatsherrscher,  welcher  sich  im 
Nahmen  des  Volkes  verpflichtet,  nicht  die  seiner 
Gewalt  gesetzten  Grenzen  überschreiten  darf.  So 
wird  es  mit  gutem  Grunde  für  widerrechtlich  ge- 
halten, wenn  eine  Regierung  einen  Theil  ihrer 
Kriegsmannschaft  einer  andern  Regierung  mieths- 
weise  überläfst.  Zwar  haben  es  die  Deutschen  von 
jeher  ^^)  für  erlaubt  gehalten,  in  auswärtige  Kriegs- 
dienste zu  treten,  damit  sie,  wenn  ihrer  das  Vater- 
land zu  seiner  Vertheidigung  bedürfte,  des  Krieges 


22)  S^  Tac,  läe  mpril^uJ'GernL  c.    4^. 

Zachariä  Reg.  Lehrt  IL  Bd.  i .  Jbüu  '  4 
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kommen;^)  es  bedarf  ihrer  nicht,  wo  die  Gerech- 
tigkeit wohl  und  iinparlhyisch  verwaltet  wird.  Eine 
vorzüglich  wichtige  Rolle  spielen  in  der  Geschichte 
der  Europäischen  Völker  die  Handelsverträge,  ins 
besondere  diejenigen,  welche  die  Ein-  und  Aus- 
fuhr der  Waaren  betreffen.  In  den  älteren  Zeiten 
beschränkte  man  sich  bey  der  Abschliefsung  sol- 
cher Verträge  darauf,  den  auswärtigen  Handel 
gegen  Gewaltthätigkeiten^xfiia^iPlackereyen  zu  si- 
chern. ?*)  In  der  Folge  w:urden  diese  Verträge 
ZoUordnu^ngen  d.  i.  sie  enthielten  Bestimmungen 
über  das  Maafs  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle  oder 
Zollfrey  heilen.  ^^)  In  den  neuesten  Zeiten  endlich 
ist  man  in  den  Verträgen  dieser  Art  von  dem  Grund- 
satze der  Gegenseitigkeit  (derReciprocität)  d.  i.  von 
dem  Grundsatze  ausgegangen,  dafs  die  Zölle  die- 
selben seyn  sollen ,  die  Waaren  mögen  von  In- 
oder  von  Ausländern,  auf  den  Schiffen  des  Inlant- 
des  oder  auf  denen  des  Auslandes,  ein-  oder  aus- 
geführt werden.  Das  Rathsamste  mögte  seyn,  die 
Ein-  und  die  Ausfuhrzölle  überall  nicht  durch  völ- 


*)  Doch  bestehen  noch  einige  Vorrechte  dieser  Art,  die 
sich  aus  der  Vergangenheit  herschreiben.  So  haben  z.  B.  in 
Portugal  die  Engländer  gewisse  Vorrechte  in  Ansehung  des 
Gerichtsstandes, 

24)  Vgl.  Dumont  T.  I.  P.  I.  p.  i3o.  i68.  P.  II.  p.  lo. 
482.  222.  240.  265.  28G.     T.  II.  P.  I.  p.  3o2.  328. 

25)  Die  Verträge  dieser  Art  beginnen  mit  dem  i5ten 
Jahrbunderte  oder  werden  wenigstens  erst  von  dieser  Zelt  gn 
hiiufiger.     S.  z.  B.  Dumont  T.  II.  P.  II.  p.  222.  T.  III.  P.  I. 

p.  3.  445.   52  2, 
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kerrechtlichc  Verträge;  sondern  lediglich  und  allein 
im  Wege  der  Gesetzgebung  zu  beslimnien.  Der 
Grundsatz  des -freyen  Handels,  unter  einer  jeden 
Voraussetzung^  'filr'  ein  Land  der  vortheilhafteste, 
wird  sich  schon  von  selbst  Bahn  machen.  In  wie 
fern  aber  die  Ein-  und  die  Ausfuhrzölle  nur  die 
Mittel  sind,  einen  Theil  der  Staatsausgaben  zu  be- 
streiten ,  hängen  sie  mit  dem  gesamten  Staatshaus- 
halte so  genau  zusammen  ,  dafs  es  allemal  bedenk-« 
lieh  ist,  sie  an  eine  bleibende  Regel  zu  binden. 
Schlechthin  verwerflich  sind  diejenigen  Verträge, 
durch  welche  sich  die  eine  Parthey  von  der  andern 
gewisse  Freyheiten  oder  Begünstigungen  wegen  der 
Zölle  bedingt.  Nicht  selten  das  Werk  der  Üeber- 
listung  oder  der  Uebermacht,  wurden  sie  von  jeher 
williger  gebrochen,  als  erfüllt.  ^^). 

Die  Verträge  der  dritten  Klasse,  die  völ- 
kerrechtlichen Verträge  in  der  engeren  Bedeu- 
tung, haben  das  Recht  des  Krieges  und  des  Frie- 
dens zu  ihrem  Gegenstande.  In  diese  Klasse  ge- 
bören  1)  die  Verträge,  welche  den  Zweck  haben, 
den  Frieden  unter  den  Partheyen  zu  erhalten  oder 
einen  zwischen  den  Partheyen  ausgebrochenen  Krieg 
zu  beendigen  oder  menschlicher  zu  machen;  also 
z.  B.  Neutrahtätsverträge,  Verträge  über  die  Rechte 
und  Yorrechle  der  Gesandten,  Kapitulationen, 
Wa ffe US lilistauds vertrage,  Verträge  wegen  der  Aus- 


26}  Ueber  die  in  Deutscliiand  bestellenden  Zoll-  und 
iVJaiitljvercine  s.  eine  Abi),  von  mir  in  der  Zeilsclirift  für 
btaatsvviss.  etc.   Heraus^,  v.  Pölitz.   Jg.  1828,  Mon.  October. 
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wechslung  der  Gefangenen ,  Friedensschlüsse.  Da 
im  Stande  der  Natur  der  Friede  det^^^ergl eichungs- 
weise gerechtere  Zustand  ist,  so  haben  diese  Ver- 
träge, als  Anerkenntnisse  einer -gesetzlichen  Ob- 
liegenheit, einen  rechtlichen  Verpflichtungsgrund, 
wenn  auch  dieser  Grund  nicht  auf  einen  jeden  ein- 
zelnen Vertrag  der  vorliegenden  Art  in  gleichem 
Grade  oder  unbedingt  anwendbar  ist.  Am  ent- 
schiedensten spricht  wohl  dieser  Grund  für  die 
Heiligkeit  derjenigen  Verträge,  welche  während 
eines  Krieges  unter  den  kriegführenden  Mächten 
abgeschlossen  werden,  theils  weil  diese  Verträge 
den  Ausbrüchen  der  rohen  Gewalt  unmittelbar  ge- 
wisse Schranken  setzen,  theils  weil  eine  Wortbrü- 
chigkeit das  Vertrauen  auf  Treu  und  Glaube  ver- 
nichten würde,  welches  allein  den  Weg  zur  Wie- 
derherstellung des  Friedens  bahnen  kann.  Nicht 
eben  so  unbedingt  ist  die  verbindende  Kraft  eines 
Friedensschlusses.  Es  kommt  auf  den  Inhalt  des 
Friedensvertrages  an.  (S.  unten  von  den  Friedens- 
schlüssen.) In  dieselbe  Klasse  gehören  2)  Schutz- 
und  Trutzbündnisse.  So  rechtmäfsig  auch  diese 
Verträge  sind,  (denn  man  darf  demjenigen  Hülfe 
leisten,  welcher  sich  im  Zustande  der  Nothwehr 
befindet,)  so  können  sie  doch,  schon  ak  Gesell- 
schaftsverträge ,  einseitig  aufgekündiget  werden. 
Und  was  läfst  sich  dem  Verbündeten  mit  Grund  ent- 
gegensetzen ,  wenn  er  erklärt,  dafs  er  den  Zweck 
des  Krieges  für  erreicht  oder  für  unerreichbar  hiel- 
te,  oder  dafs  ihm  die  Vorsorge  für  seine  eigene 
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Sicherheft  die  Fortsetzung  des  Krieges  untersage? 
Nur  dann  dürften  Schutz-  und  Trutzbündnisse  eine 
rechthche  Gewährleistung  für  sich  hahen ,  wenn 
sie  zugleich  mit  der  Idee  eines  Völkerslaates  in  ei- 
ner ursachlichen  Verbindung  stehn. 

So  vieler  Unterscheidungen  bedarf  es  also, 
um  im  Allgemeinen,  und  so  vieler  Erwägungen, 
um  in  einzelnen  Fällen  über  die  Rechtskraft  der 
Völkerverträge  zu  entscheiden.  Eine  Schutzschrift 
für  die  Regierungen!  Jedoch,  je  schwankender 
die  Grundlage  ist,  desto  mehr  ist  zu  befürchten, 
dafs  man  den  ganzen  Bau  erschüttern  werde,  wenn 
man  ihn  in  einem  seiner  Theile  verletzt.  In  ei  n  em 
Worte  liegen  alle.  Das  Beste  ist,  wenig  zu  ver- 
sprechen, damit  man  viel  halten  könne.  Der 
Geschäüseifer,  mit  welchem  man  in  Europa  ohn- 
gefähr  seit  der  Mitte  des  l/ten  Jahrhunderts  und 
bis  zu  den  Zeiten  der  Französischen  Revolution 
unaufhörlich  Verträge  unterhandelte  und  abschlofs, 
stiftete  nicht  wenig  Unheil. 

Nur  der  ist  befugt,  im  Nahmen  eines  Volkes 
einen  Vertrag  abzuschliefsen ,  welchen  die  Verfas- 
sungsgesetze ermächtigen,  das  Volk  in  dieser  Be- 
ziehung zu  vertreten,  oder  welcher  von  dem  vei- 
fxissungsmäfsigen  Vertreter  des  Vo^kes  zurAbschlie- 
fsuhg  des  Vertrages  bevolhnicotiget  worden  ist. 
Die  Staatsverfassung  hat  dieses  Vertretungsrecht 
nicht  an  lästige  Formen  zu  binden.  Denn  —  ra- 
plenda  est  occasio  ,  quae  benignius  responsum 
praebeL      Die  Liebe    und   die    auswärtige   Politik 
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freuen  sich  des  Geheimnisses;  denn  heyde  sind 
nicht  selten  auf  Nebenwegen.  Das  Europäische 
Völkerrecht  gestattet  sogar,  dafs  ein  Feldherr  über 
Gegenstände,  die  seinen  Kriegsbefehl  unmittelbar 
betreffen  ,  auch  ohne  eine  ausdrückliche  Vollmacht 
Verträge  mit  dem  Feinde  abschliefsen  könne.  Und 
billig;  die  Noth  kennt  kein  Geboth. 

Verträge  unter  Völkern  sind  eben  so  wenig, 
als  Verträge  unter  einzelnen  Menschen,  schon  ih- 
rem Wesen  nach  an  eine  gewisse  äufsere  Form  ge- 
bunden. Dagegen  fordern  es  die  Maximen  des 
Schutzrechts,  und,  je  schwankender  die  rechtliche 
Grundlage  der  Völkerverträge  ist,  desto  dringen- 
der ,  diese  Verträge  mit  gewissen  Förmlichkeiten 
zu  dem  Ende  zu  bekleiden,  damit  ein  jeder  ein- 
zelne Vertrag  dieser  Art  vor  dem  Abschlüsse  desto 
reiflicher  erwogen  und  bey  dem  Abschlüsse  desto 
bestimmter  gefafst  werde.  Daher  ist  es  in  Europa 
herkömmlich,  Völkerverträge  durch  Gesandte, 
schriftlich.  Artikelweise,  in  einer  gewissen  Kunst- 
sprache und  mit  Vorbehalt  der  Ratification,  abzu- 
schliefsen. 

Dem  bürgerlichen  Rechte  nach  kann  ein  jeder 
Vertrag  durch  die  Einrede  der  erzwungenen 
Einwilligung  entkräftet  werden.  Den  Völkerver- 
trägen der  zweyten  und  denen  der  dritten  Klasse 
—  den  Staatsverträgen  und  den  völkerrechtlichen 
Verträgen  in  der  engeren  Bedeutung  —  kann  man 
diese  Einrede  nicht  entgegensetzen.  Denn,  in  wie 
fern   diese  Verträge  rechtlich    verpflichtend    sind. 
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siiul  sie  Anerkenntnisse  einer  gesetzlichen  Obliegen-- 
heit,  einer  Obliegenheit  also,  deren  Erfüllung  schon 
von  Rechtswegen  gefordert  werden  kann.  ,  Ein  an- 
deres ist  es,  wenn  entweder  der  Gesandte,  welcher 
den  Vertrag  unterzeichnet  hat,  für  seine  Person 
einem  Zwange  unterworfen  worden  ist,  oder  wenn 
ein  Fürst,  (wie  Franz  I.  König  von  Frankreich,)  in 
der  Gefangenschaft  den  Vertrag  abgeschlossen  hat. 
Denn  in  beyden  Fällen  ist  die  Frage  nur  die,  ob 
das  Volk  auf  eine  rechtsbeständige  Weise  vertreten 
worden  sey.  Als  Franz  der  Erste  den  Vertrag  wi- 
derrief, den  er,  ein  Gefangener,  mit  Karl  dem 
Fünften  abgeschlossen  hatte,  ging  er  von  dem 
Grundsatze  aus,  dafs  ein  Fürst  (de jure)  aufhöre, 
der  Fürst  —  der  Soüverain  — ^  zu  seyn ,  wenn  er 
nicht  mehr  die  Macht  (de  facto)  habe,  als  Fürst 
zu  gebiet hen. 


VIERTES   HAÜPTSTÜCK. 

hange    des   j 
F'ölkerreclite. 


f^on    dem   Zusammenhange    des   Familienrechts   mit    dem 


Die  Völker  des  Deutschen  Stammes  scheinen 
es  schon  frühzeitig  für  politisch  wichtig  erachtet  zu 
haben ,  dafs  ihre  Fürstengeschlechter  durch  die 
Bande  der  Schwägerschaft  und  des  Bluts  einander 
befreundet  wären.  Denn  darauf  dürfte  die  iSach- 
rieht  zu  beziehn  seyn,  welche  sich  bey  Tacitus 
findet,  dafs,    ungeachtet   die  Einehe  das  gem'eine 
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Recht  der  Deutschen  gewesen  sey,  dennoch  einige 
Fürsten  mehrere  Gemahlinnen  gehabt  hätten,  da- 
mit sie  mit  desto  mehreren  Fürstenhäusern  ver- 
schwägert wären.  ^")  Derselben  Ansicht  blieben 
die  Deutschen,  (wie  z.  B.  die  Geschichte  Theodo- 
richs, Königs  der  Ostgothen,  beweist,)  auch  nach 
der  Zerstörung  des  Weströmischen  Reiches  treu. 
In  der  Folgezeit  haben  die  Verfassungsgesetze  der 
jneisten  Europäischen  Staaten  sogar  den  Grundsatz 
aufgestellt,  dafs  nur  einer  ebenbürtigen  Fürstenehe 
die  Eigenschaft  einer  gültigen  oder  die  einer 
^schlechthin  wirksamen  Ehe  zukommen  soll. 

Die  Hauptursache,  dafs  der  Standesmäfsig- 
keit  der  Fürstenehen  diese  Bedeutsamkeit  beyge- 
legt  wurde,  lag  allerdings  in  der  Achtung  für  das 
weibliche  Geschlecht,  durch  welche  sich  die  Deut- 
schen von  jeher  vor  andern  Völkern  auszeichneten, 
und  in  dem  Gesetze,  welches  nur  die  Einehe  ge- 
stattete. (Wo  die  Vielehe  herrschend  ist,  besteht 
der  Staatsverein  nur  aus  Männern.)  Doch  mufs 
man  zu  jener  Ursache  noch  andere  hinzufügen, 
wenn  man  sich  die  Ansichten  der  Deutschen  von 
den  Fürsteneheu   genügend  erklären   will;   (denn 


2y)  Singidis  uxoribus  contenti  sunt.  Eaceptis  adino- 
rnodutn  paiLcis ,  qui  non  libidinc ,  sed  ob  nobitilatem  plwi- 
biis  jiuptiis  ambiuJitur.  Tac.  de  mor.  Germ.  c.  y6'.  —  1>l'- 
inerkensweilk  ist,  dafs  Arniinlus  —  liberator  haud  dubic 
Gcrmaniae  —  seititi  Gfeiiialiliii  l-husneltle  ilneui  Vater  cnt- 
lühit  balic.  Stände  inir  iiiclit,  diese  Btgebeiiheit ,  wie  Su 
manche  andere  in  der  Gescliiclite  des  Aniiiiiius,  fast  verein- 
2elt  111  deu  Bericlilen  des  Tiicitus  da. 
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andere  Völker,  bey  welchen  das  weibliche  Ge- 
schlecht kaum  minder  hoch  stand,  legten  gleich- 
wohl in  die  Fürstenehen  nicht  dieselbe  Bedeutung); 
nahmentlich,  dafs  es  bey  den  Völkern  deutschen 
Ursprungs  einen  Landadel  gab,  dessen  Meinungen 
und  Ansprüche  die  regierenden  Häuser  einerseits 
theilten  und  andererseits  zu  bekämpfen  hatten. 

Ein  Gesetz,  welches  den  Mitgliedern  eines  re- 
gierenden Hauses  nur  eine  ebenbürtige  Ehe  ab- 
zuschliefsen  gestattet,  ist  allemal  in  so  fern  ein  üe- 
bel ,  als  es  die  Freyheit  der  Wahl  einer  Gemahlin 
gder  «ines  Gemahles  beschränkt.  Die  Ehen  sind 
in  der  Regel  die  glücklichsten ,  welche  frey  die 
Liebe  schliefst.  Der  Fürstenstand  fordert  schon 
so  viele  Opfer ;  soll  ihm  auch  das  schmertzlichste 
gebracht  weiden?  Jedoch  die  Frage,  wann  und 
wie  sie  sich  auch  darbiethe,  ist  so  zu  stellen:  For- 
dern, in  dem  und  dem  Staate,  bey  den  und  den 
Völkern,  die  Verhältnisse  das  Opfer? 

Und  da  darf  man  wohl  behaupten  ,  dafs  jenes 
eigenthümliche  Familien  recht  der  Europäischen 
Fürstenhäuser  überwiegende  Vortheile  für  die  Eu- 
ropäischen Staaten  und  Völker  gehabt  hat,  ja  dafs 
es  als  eine  Hauptgrundlage  des  Europäischen  Staa- 
ten und  Völkerrechts  zu  betrachten  ist. 

Zwar  mögte  schwer  zu  entscheiden  seyn ,  ob 
die  Bande  der  Verwandschaft,  welche  die  Euro- 
päischen Füi'stephäuser  zu  einer  grofsen  Familie 
vereinigen,  mehr.  Kriege  verhindert  otler  mehr 
Kriege  veranlafst  haben.     Denn  einerseits  konnte 
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der  befreiuidende  Geist,  der  in  dem  Verwand- 
schaftsverhältnisse  überhaupt  liegt,  sich  auch  in 
jenem  Vereine  nicht  ganz  verleugnen.  Nicht  selten 
wurden  Friedensschlüsse  durch  Fürstentöchter  ver- 
mittelt; zuweilen  wurde  der  alte  Groll  und  Macht- 
iieid  zwischen  zwey  regierenden  tiäusern  durch 
eine  Heyrath  in  Eintracht  verwandelt;  eine  blei- 
bende Bürgschaft  für  den  Frieden  von  Europa  lag 
in  dem  brieflichen  und  geselligen  Verkehre  unter 
den  Europäischen  Fürstenhäusern,  zu  welchem  das 
Vervvandschaftsverhältnifs  die  Hauptveranlassung 
gab,  ja  schon  in  den  Verwandscliaftsnahmen,  mit 
welchen  fürstliche  Personen  einander  anreden 
und  bezeichnen  ^^).  üeberdieft ,  dieselben  Ver- 
hältnisse veranlafsten ,  in  Verbindung  mit  dem 
Charakter  der  Europäischen  Staatsverfassungen , 
4afs  die  Europäischen  Fürstenhäuser  zusammen 
einen  Stand,  einen  hohen  Europäischen  Adel  bil- 
deten. Nun  ist  der  Adelsgeist  vergl eichungsweise 
ein  Geist  der  Mäfsigung,  des  Erhaltens,  der  Ach- 
tung für  das  Bestehende  ^^).     Dieser  Geist  konnte 


28)  Wenn  kamen  diese  Vcrwandscliaftsnalimen  zuerst 
auf?  Hatte  nicht  auf  die  Entstehung  des  Gebrauchs  auch  das 
Einflufs  ,  dafs  der  Pabst  alle  regierende  Herren  seine  Sölnie 
nannte? 

29)  Ein  siclverer  Besitz  ist  mehr  werth,  als  ein  unge- 
wisser *Gewinn.  Es  ist  ein  anderes,  wenn  man  eine  Gewalt 
als  ein  Geburtsrecht  ausübt,  ein  anderes,  wenn  man  sie  als 
eine  Errungenschaft  besitzt.  Man  darf  der  Besorgnifs  Raum 
geben,  dafs,  wenn  der  Eintritt  in  die  OÜiciersstellen  einem 
Jeden  ofien   steht,    die    Stinimun-i  des  Heeres  desto  mehr   für 
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auch  auf  die  aufw  ijii.-  <«- i.i  si;/  Lji opaischen 
Fürsten  nicht  ohne  Einflufs  bleiben.  Auf  der  an- 
dern Seite  aber  ging  bey  diesem  Stande  der  Dinge 
ein  Famih'enzwist  nicht  selten  in  einen  Völkerkrieg 
über;  die  politische  Eifersucht  zwischen  zwey 
mächtigen  Fürstenhäusern  wurde  die  Loosung  zu 
einem  Kampfe,  welcher,  da  er  persönliche  Inter- 
essen betraf,  mit  desto  gröf^erer  Erbitterung  und 
desto  standhafter  durchgefochten  wurde;  wenn  ein 
regierendes  Haus  in  dem  Mannsstamme  erlosch, 
machten  die  mit  ihm  verwandten  Häuser  ihre  An- 
sprüche auf  die  Thronfolge  mit  den  Waffen  gel- 
tend; der  Stifter  einer  neuen  Macht  oder  eines 
neuen  Herrschergeschlechts  hatte,  gleich  als  ein 
Emporkömmling,  mit  ganz  Europa  einen  Kampf 
zn  bestehn.  Man  erinnere^  «ich  z.  B.  der  Streitig- 
keiten zwischen  Frankreich  und  Spanien  während 
der  Minderjährigkeit  Ludwigs  XV.,  der  hundert- 
jährigen Kriege  zw^ischen  den  Häusern  Habsburg 
und  Bourbon ,  des  Spanischen  und  des  Oesterrei- 
chischen  Successionskrieges ,  des  Kampfes,  wel- 
chen Friedrich  n.  bestand,  des  Kampfes,  in  wel- 
chem Napoleon  untergieng. 

Jedoch,  der  unter  den  Europäischen  Fürsten- 
häusern bestehende  Farailienverein   mag  die  Zahl 


den  Krieg  seyn  werde.  D-iY  lier:/.-.,'^-  vou  Tli:t-lgo  (Sxi-^'Ci^x) 
bemerkt  In  seinen  Denkscnriften,  dafs  die  Kriegslust  der  jünge- 
ren französischen  OflPiciere  nicht  ohne  Kinflufs  bey  der  Ent- 
scheidung über  Krieg  und  Frieden  gewesen  sey. 
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der  Kriege  in  Europa  vermindert  oder  vermehr r 
haben,  unstreitig  hat  er,  wenn  auch  nur  in  Ver- 
bindung mit  andern  Ursachen,  die  wohhhätige 
Folge  gehabt,  dafs  die  Kriege,  die  in  Europa  ge- 
führt wurden,  die  politische  Lage  und  Gestalt  die- 
ses Erdtheiles  nicht  in  dem  Grade  umgewandelt 
haben,  wie  wohl  wegen  der  bedeutenden  Anzahl, 
und  wegen  der  grofsen  Machtverschiedenbeit  djer 
Europäischen  Staaten  zu  erwarten  gewesen  wäre. 
Der  Adelsgeist,  welcher  in  den  Europäischen  Fürs- 
tenhäusern lebt,  mufste,  unter  dem  Einflüsse  der 
rechtlichen  Ansichten,  welche  ihn  leiteten,  ge- 
rade in  dieser  Beziehung  seine  erhaltende  Kraft  be- 
währen. Es  ist  eine  Eigenthümlichkeit  der  Völker 
deutschen  Ursprungs^;  dßfs  sie,  (wie  die  Frohnen 
und  Zinsen,  die  Leibeigenschaft,  die  Stammgüter, 
der  dingliche  Adel  der  Rittergüter,  die  Landstand- 
schaft beweisen, )  Rechte  und  Rechtsverbindlich- 
keiten an  den  Boden  zu  befestigen  lieben.  So  wurde 
auch  die  Ansicht  in  Europa  vorherrschend«,  dafs 
man  die  Länder  als  die  Besitzungen  und  Stamm- 
güter der  regierenden  Häuser  betrachtete.  Und 
wenn  schon  diese  Ansicht  zu  gar  manchen  Irrthü- 
mern  und  Mifsbräuchen  ,  besonders  in  den  kleinern 
Staaten,  Veranlassung  gab,  so  hatte  sie  doch  auf 
der  andern  Seite  denVortheil,  dafs  sie  den  Län- 
derbesitz mit  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen 
Rechts  und  so  mit  Rechtsbegriffen  und  mit  Interessen 
in  Verbindung  setzte ,  welche  einen  jeden  einzel- 
nen Menschen   eben   so    verständlich,   als  theuer 
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sind.     Zugleich  halte  das  die  Folge,  dafs  die  Aus- 
leger des  geschriebenen   Rechts,    diese  amtlichen' 
Feinde    aller  Neuerungen,    ihre    Stimme   auch  in 
völkerrechtlichen  Angelegenheiten  erheben  durften. 

Endlich ,  wenn  schon  diese  unter  den  Euro- 
päischen Fürstenhäusern  bestehende  Familien-  und 
Slandesverbindung  nicht  schon  ihrem  Wesen  nach 
zugleich  als  ein  Verein  unter  den  Europäischen 
Völkern  zu  betrachten  seyn  dürfte,  so  steht  sie 
doch,  so  wie  sie  sich  gestaltet  hat,  mit  der  Idee 
eines  Europäischen  Völkerstaates  in  den  mannig- 
faltigsten Beziehungen,  und  so  ist  sie  doch  in  der 
Wirklichkeit  eine  von  den  Grundlagen,  auf  wel- 
cher die  äufsere  Einheit  det  Europäischen  Völker 
beruht.  Schon  die  Analogie  zwischen  dem  regie- 
renden und  dem  landsäfsigen  Adel,  welche  sich 
von  selbst  darboth,  mufste  jener  Verbindung  diese 
Richtung  geben  So  wie  in  den  verschiedenen  Eu- 
ropäischen Reichen  der  Adel  seine  gesellschaftliche 
Organisation  hat,  eine  Organisation,  welche  auf 
der  Verschiedenheit  der  Adelstitel,  auf  der  Abstu- 
fung der  Macht  und  des  Einflufses  der  adeligen 
Geschlechter  beruht;  so  bestanden  und  so  bilde- 
ten sich  ähnliche  Verhältnisse  unter  den  Europäi- 
schen Fürstenhäusern ,  Verhältnisse,  welche  zu- 
gleich völkerrechtlicher  Art  waren  und  seyn  mufsten. 

Vielleicht,  dafs  in  den  neueren  Zeiten  die 
Familienverbindungen  unter  den  Europäischen 
Fürstenhäusern  an  Einflufs  auf  die  auswärtigen  An- 
gelegenheiten der  Europäischen  Staaten  verlohren 
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haben.  Je  mehr  die  Macht  eines  Reiches  sich  vcr- 
gröfse^'t  oder  entwickelt,  desto  unabhängiger  wird 
sie  von  den  Familienverhältnissen  des  Fürsten. 
Wenn  in  einem  Reiche  das  Volk  zu  einer  Stimme 
in  den  Angelegenheiten  des  Staates  gelangt,  so  ge- 
winnt der  Fürst  an  persönh'cher  Freyheit.  In  der 
einen  und  in  der  andern  Beziehung  aber  ist  das 
heutige  Europa  nicht  wenig  von  dem  ehemaligen 
verschieden. 


FüxNFTES    HAUPTSTÜCK. 

V  o  n      dem      V  er  m  ö  o  e  n      e  i  n  es      Volk  c  s. 


Das  Vermögen  eines  Volkes  oder  (der  üblichere 
Nähme)  das  Nationalvermögen  ist  der  Inbegrifi'  der 
Güter,  welche  einem  Volke,  sey  es  der  Regierung 
oder  den  ünterthanen,  gehören.  Das  Staatsrecht 
und  die  Staatswirthschaftlehre  spalten  dieses  Ver- 
mögen in  das  Staatsvermögen  und  in  das  National- 
vermögen  in  der  engeren  Bedeutung.  (PatriTuo- 
iiium  universitatis  —  res  unwersitatis.)  Dem  Völ- 
kerrechte nach  sind  beyde,  das  Staats-  und  das 
Nationalvermögen,  ein  und  dasselbe  Vermögen. 

Beyde,  der  Mensch  und  ein  Volk,  haben  kraft 
ihrer  Persönhchkeit  und  mithin  kraft  Gesetzes  ein 
Vermögen.  Doch  dem  Menschen  kommt  kraft  sei- 
ner sittlichen  Natur,  kraft  der  Einheit  und  Identi- 
tät, welche  in  dem  Vi^esen  seines  Willens  liegt,  die 
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Eigenschaft  der  Persönlichkeit  zu;  einem  Volke, 
weil  die  individuelle  Persönlichkeit  der  Staatsge- 
nossen, die  der  gleichzeitig  und  die  der  nach  ein- 
ander lebenden,  in  dem  Willen  des  Staalsherr- 
schers  gleichsam  untergehn  soll.  Der  Mensch  hat 
ein  Vermögen,  weil  er  eine  Person  ist;  ein  Volk 
ist  eine  Person ,  weil  es  ein  Vermögen  hat.  Daher 
nennt  auch  die  diplomatische  Sprache  die  Völker 
Mächte.  ( Puissances.)  Ohne  Macht  d.  i.  ohne 
ein  V'ermögen  kein  Volk. 

Das,  was  in  dem  bürgerlichen  Rechte  von 
dem  Vermögen  der  einzelnen  Menschen  gesagt  wor- 
den ist,  gilt  auch  von  dem  Vermögen  eines  Vol- 
kes. Z.  B.  das  Geld  ist  auch  für  das  letztere  der 
Mafsstab.  .Gleichwohl  pflegt  man  den  VVerth  eines 
Landes,  (z.  B.  bey  einem  LändertauSche,)  nicht 
in  Geld,  sondern  nach  der  Zahl  der  Einwohner, 
zu  bestimmen,  weil  der  letztere  Mafsstab  theils 
leichter  ausgemittelt  werden  kann,  theils,  wenn 
er  im  Grofsen  angewendet  wird,  ohngefähr  zu  dem- 
selben Ansätze,  wie  der  erstere  führt.  Hierzu 
kommt,  dafs  im  bürgerlichen  Rechte  für  das  rich- 
terliche ürtheil,  in  dem  Völkerrechte  aber  für  die 
Kriegsmacht  der  Mafsstab  gesucht  wird. 

Jedoch  der  Begriff  des  Nationalvermögens  ent- 
hält in  so  fern ,  als  er  nicht  blos  die  Verschieden- 
heit der  Güter,  welche  einem  Volke  gehören,  son- 
dern auch  die  Verschiedenheit  und  den  Wechsel 
der  Individuen,  aus  welchen  das  Volk  besteht,  auf- 
hebt, noch  ein  besonderes  Merkmahl,    ein  Merk- 

Zachuriä  Reg.  Lehre  IL  Bd.  i .  Abth.  5 
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mal,  aus  welchem  elgenthümllche  Folgerurigen, 
auch  solehe,  die  in  das  Völkerrecht  einschlagen, 
abgeleitet  werden  können. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  jenes  Merkmal 
für  die  Lehre  von  den  völkerrechtlichen  Verbind- 
lichkeiten. (Eben  so  für  die  Lehre  von  den  Staats- 
schulden. Seitdem  die  meisten  Europäischen  Staa- 
ten das  System  befolgen,  die  Bedürfnisse  der  Ge- 
genwart durch  Schulden  d.  i.  durch  Wechsel  auf 
die  Nachwelt  zu  decken,  ist  der  Begriff  des  Natio- 
nalvermögens in  der  Wissenschaft  und  im  Leben 
immer  mehr  hervorgetreten.)  Die  Identität  eines 
Volkes  ungeachtet  des  Wechsels  der  Individuen 
und  der  Rechtsbegriff  des  Nationalvermögens  sind 
nur  verschiedene  Anwendungen  oder  Modifikatio- 
nen derselben  Idee.  Beyde  zusammen  enthalten 
die  Bürgschaft  für  die  Standhaftigkeit  völkerrecht- 
licher Verhältnisse.  Es  ist  ein  guter  Grund,  mit 
einer  Regierung  nicht  zu  unterhandeln,  wenn  bs^ 
zweifelhaft  ist,  ob  sie  fest  genug  stehe,  um  das 
Volk  (das  Nationalvermögen)  auf  die  Dauer  zu  be- 
lasten. —  Nicht  minder  wesentlich  greift  jenes 
Merkmal  in  das  Kriegsrecht  ein.  Z.  B.  das  Recht, 
dem  Feinde  zu  schaden ,  erstreckt  sich  seinem  We- 
sen nach  eben  so  wohl  auf  die  Güter  der  einzelnen 
Bewohner  des  feindlichen  Landes ,  als  auf  die  Gü- 
ter des  feindlichen  Staates.  Wenn  auch  nur  die 
Regierung  den  Krieg  verschuldet  hat,  — plectuntur 
Achivu 
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Von  den  gütlichen    Verhandlungen    unter    Völkenn 

oder 

i^o«  Je/7i   Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten» 


In  allen  Einherrschaften  des  heutigen  Europa 
wird  der  Fürst  in  Beziehung  'auf  die  auswärtigen 
Angelegeoheiten  durch  seinen  Staatsrath  oder  durch 
seinen  eigenen  Minister  vertreten;  in  einigen  sogar 
kraft  der  Verfassungsgesetze  des  Staates.  Hauptsäch- 
lich dieser  Einrichtung  verdanken  die  diplomati- 
schen Verhandlungen  unter  den  Europäischen  Staa- 
ten jenen  Charakter  der  Förmlichkeit,  der  Stetigkeit 
utid  der  Bedächtlickeit,  welcher  für  das  Europäi-. 
sehe  Staatensystem  von  entscheidender  Wichtigkeit 
ist.  So  wird  eine  neue  Instanz  gCAvönnen.  So  wird 
verhindert,  dafs  die  Persönlichkeit  der  Fürsten, 
z.  B.  das  persönliche  Uehergewicht  des  einen  Für- 
sten üherden  andern,  auf  die  Leitung  der  auswärti- 
gen Angelegenheiten  störend  einwirke.  So  wird 
die  Leitung  dieser  Angelegenheiten  eine  Amtssache. 
Schon  eine  persönliche  Zusammenkunft  oder  ein 
Briefwechsel  unter  regierenden  Herren  ist  nicht 
ohne  Gefahr.  Napoleon  wufste  wohl,  warum  er 
die  herkömmlichen  Verhandlungsformen  zu  durch- 
brechen suchte. 

Der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenhei- 
ten ist  der  Mittelpunkt  der  Einheit  (das  centrum 
unüatis)  des  hey  der  Leitung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten zum  Grunde  liegenden  Systems.  Die- 

5  * 
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ses  System  zu  erschaffen  oder  auszubilden  oder 
nach  Zeit  und  Umstanden  abzuändern,  ist  die 
Hauptaufgabe  ^des  Ministeriums  der  auswärtigen 
Angelegenheiten.  Sieht  sich  eine  Regierung  ge- 
nöthigt,  das  System,  welches  sie  bisher  in  der 
auswärtigen  Politik  befolgte,  mit  einem  andern  zu 
vertauschen,  so  istiiuch  das  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  neu  zu  besetzen. 

Allerdings  ist  auch  das  ein  System ,  kein  Sys- 
tem zu  haben.  Jedoch  eine  Regierung,  welche  in  Be- 
ziehung auf  die  auswärtigen  Verhältnisse  einen 
ständigen  Plan  verfolgt,  braucht  deswegen  nicht 
die  Vorlheile,  welche  der  Augenblick  darbiethet, 
unbenutzt  zu  lassen,  oder  der  Gefahren,  welche 
mit  jenem  Plane  in  keiner  Verbindung  stehn,  we- 
niger zu  achten.  . 

Das  System,  welches  der  Staat  in  seinen  auß- 
wärligen  Verhältnissen  verfolgt,  kann  (seinem  for- 
mellen Charakter  nach,)  entweder  auf  Vertheidigung 
oder  auf  Angriff —  entweder  auf  Erhaltung  des  Be- 
stehenden oder  auf  Eroberung  —  berechnet  seyn  , 
ganz  so,  wie  der  Krieg,  d.  i.  die  Staatskunst  in 
Waffen ,  entweder  ein  Vertheidigungs-  oder  ein 
Angriffskrieg  seyn  kann.  Jedoch  eine  Politik, 
welche  sich  das  Erobern  zum  Zweck  setzt,  dürfte 
kaum  den  Namen  eines  Systemes  verdienen.  Denn 
sie  hat  überall  nicht  ein  bestimmtes  oder  wenigstens 
nicht  ein  erreichbares  Ziel;  ein  jeder  Sieg  macht 
einen  neuen  Sieg  nothwendig;  der  einzige  Ruhe- 
punkt ist  die  Grenze  der  bewohnbaren  Erde.     Ein 


69 


Anderes  ist  es,   wenn  ein  Staat  um  seine  Selbst- 
ständigkeit zu  vertheidigen,  angriffsvyeise  verfahrt. 
Doch  ist  die  Scheidlinie  zwischen  dem  einen  und 
dem    andern  Falle   kaum    erkennbar;    und   noch 
schwerer  ist  es,    mit  dem   Erobern   einzuhalten, 
wenn  der  ZAveck  der  Selbstvertheidigung  erreicht 
ist.     Die  furchtbarsten  Erscheinungen  in  der  Völ- 
kergeschichte sind  die  Fürsten,    welche,    Avie  ein 
Attila,  von  seinem  Zeitalter  die  Geisel  Gottes  ge- 
nannt, als  Eroberer  auftreten,  blos  um  ihre  Herr- 
schaft weiter  und  weiter  auszubreiten.  Einen  Zweck 
verfolgend,  der  nicht  einmal  vor  dem  Richterstuhle 
des  Verstandes  vertheidiget  werden  konnte,   spra- 
chen  sie  desto  rücksichtsloser   den   Rechten    der 
Völker   Hohn.     Aber  auch    die  Fürsten,  welche, 
über  ein  aufgeklärteres  Volk  gebiethend,  anfangs 
ftur  zu  dessen  Vertheidigung  Eroberungen  mach- 
ten, verlohren  bald,  von  den  Umständen  fortge- 
rissen oder  in  der  Trunkenheit  des  Sieges,  den  ur- 
sprünglichen Zweck  ihrer  auswärtigen  Politik  aus 
den  Augen.     Um  Griechenland  von  seinem  alten 
und  von  seinem  gefahrlichsten  Feinde  zu  befreyen, 
bekriegte  Alexander  das  Perserreich;  Sieger  in  die- 
sem Kampfe  trat  Alexander  als  Welteroberer  auf.  ^^') 
.  Noch  belehrender  für  unser  Zeitalter  ist  die  Lauf- 
bahn Napoleons;  wie  er,  nachdem  er  Frankreichs 
Selbstständigkeit  gerettet  hatte,    bald  diesen  bald 


3o)  Vgl.  Heyne 's   Abli.   de  Alexandro  M.  id  agente , 
ut  totuin  terrarum  orbein  mutuis  commereiis  jungeret. 
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einen  andern  Grund  oder  Vorwand  —  z.  B.  das 
Verhältnifs  des  Festlandes  zu  Grofsbrltannien,  das 
Verhältnifs  des  westlichen  Europa  zu  deni  östlichen, 
zuweilen  selbst  den  Unterschied  zwischen  den 
Abendländern  und  den  Morgenländern -^  geltend 
machte,  um  seine  Kriege  als  Vertheidigungskriege 
zu  rechtfertigen;  wie  er  immer  weiter  und  weiter 
gehn  mufste,  weil  er  ein  erkünsteltes  Ziel  verfolgte; 
wie  endlich  das  rasch  und  gewaltsam  aufgeführte 
Gebäude  über  ihn  zusammenstürzte. 

Das  System  der  auswärtigen  Politik,  das  eine 
Regierung  befolgt,  magauch  aufVertheidigung  be- 
rechnet seyn,  die  individuelle  Richtung,  welche  ihm 
zu  geben  ist,  damit  es  auf  die  Wirklichkeit  un- 
mittelbar anwendbar  sey,  ist  von  den  in  der  Erfah- 
rung bestehenden  Verhältnissen  zu  entlehnen. 

Die  am  wenigsten  veränderliche  Grundlage, 
welche  einem  solchen  Systeme  gegeben  werden 
kann,  ist  die,  welche  auf  der  geographischen 
Beschaffenheit  undLagedesStaatsgebie- 
t lies  beruht.  Seit  Jahrhunderten  befolgt  Frank- 
reich den  Plan,  den  Rhein  zur  östlichen  Grenze 
seines  Gebiethes  zu  machen.  Grofsbritannien,  ein 
Inselland,  im  Besitze  von  Hannover,  von  Helgoland, 
von  Gibraltar,  von  Malta,  von  den  Ionischen  In- 
seln, beobachtet  und  bedroht  fast  von  allen  Seiten 
her  das  Europäische  Festland.  Ist  das  Gebieth  ei- 
nes StaiUes  zerstückelt,  so  dringt  sich  der  Regie- 
rung von  selbst  die  Maxime  auf,  das  Land  abzu- 
runden oder  zu  ergänzen.     Bis  dafs  die  Regierung 
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diesen  Zweck  erreicht  hat,  ist  es  ihr  kaum  Ter- 
gönnt,  ihrer  auswärtigen  PoHtik  ein  System  zum 
Grunde  zu  legen. 

Eine  zweyte  Grundlage  eines  solchen  Systems 
ist  die  Verfassung  des  Staates.  Besonders  hey 
Bündnissen  ist  dieses  Moment  in  Betrachtung  zu 
ziehn.  Das  erkannten  die  altgriechischen  Frey- 
staaten. So  erzählt  Thucydldes,^^)  dafs  die  Böo- 
tier  aus  dem  Grunde  nicht  mit  den  Arglvern  ein 
Bündnifs  schiefsen  wollten,  weil  ihre  Verfassung 
eine  Aristokratie  die  der  Argiver  aber  eine  Volks- 
herrschaft war.  So  waren  während  des  Peloponne- 
sischen  Krieges  die  demokratischen  Freystaaten  mit 
den  Atheniensern,  die  aristokratischen  mit  den  Lace- 
dämoniern  verbündet.  So  wurden  in  den  Bund  der 
Achäer  nur  Freystaaten,  die  eine  demokratische 
Verfassung  hatten,  aufgenommen.^")  In  dem  neue- 
ren Europa  hatte,  bis  zu  den  Zeiten  der  französi- 
schen Revolution,  die  Verfassung  der  Staaten  auf 
die  auswärtige  Politik  einen  geringeren  oder  einen 
weniger  sichtbaren  Einflufs.  Denn  bis  zu  jener 
Begebenheit  waren  die  Verfassungen  der  Europäi- 
schen Staaten ,  (Grofsbritannien  etwa  ausgenom- 
men,) ihren  Grundzügen  nach  einander  nahe  ver- 
wandt. Das  änderte  sich  während  der  Erschütte- 
rungen, weiche  die  französische  Revolution  in  dem 


3i)  Bucli  VL  Kap.  3i. 

32)  Uhh  Ollis  Emmii  veleris  Graeciae  Tomus  HL 
repraesenians  Graecoricin  respablicas.  Lugd.  Bat,  4626. 
8.  p.  2j4'  ^ 
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Zustande  von  Europa  verursachte.  Und  auch  jetzt 
noch  ist  ein  Zusammenhang  zwischen  der  Verfas- 
sung und  der  auswärtigen  Politik  der  Europäischen 
Staaten  unverkennbar.  Es  kann  die  Zeit  kommen, 
da  dieser  Zusammenhang,  eine  Folge  von  den  Fort- 
schritten, welche  die  Repräsentativverfassung  ge- 
macht hat,  noch  mehr  hervortritt. 

Eine  dritte  Grundlage  eines  solchen  Syste- 
mes  sind  die  Interessen  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  oder,  was  dasselbe  ist,  jAie  In- 
teressen der  öffentlichen  Macht.  —  Im 
sechszehnten  Jahrhunderte  und  in  der  ersten  Hälfte 
des  siebenzehnlen  —  von  den  Zeiten  der  Reforma- 
tion an  bis  zum  Westphälischen  Frieden  —  war  der 
Streit  über  Glaubensmeinungen  in  die  auswärtige 
Politik  der  Europäischen  Staaten  auf  das  genaueste 
verwebt.  Denn  es  galt  dieser  Streit  den  heiligsten 
Interessen  der  Europäischen  Menschheit,  der  Ein- 
heit des  Staates,  der  Macht  der  Regierung.  Glau- 
bensmeinungen waren  in  jenen  Zeiten  der  mäch- 
tigste Hebel,  durch  welchen  die  Volkskraft  in  Be- 
wegung gesetzt  Werden  konnte.  Wie  viele  Beleh- 
rungen theils  über  die  Nothwendigkeit,  theils  über 
Schwierigkeit ,  nach  einem  Systeme  zu  regieren , 
liegen  in  der  Verschiedenheit  der  Folgen,  welche 
die  Reformation  für  die  Europäischen  Staaten  und 
für  die  Europäischen  Fürstenhäuser  hatte!  —  Seit 
der  Mitte  des  siebenzehnten  Jahrhunderts  wurde 
das  Handelsinteresse  immer  vorherrschender  in  der 
auswärtigen  Politik.     Schon  im  Mittelalter  war  der 
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Einflufs  dieses  Interesses  auf  die  auswärtigen  Ver- 
hältnisse der  Europäischen  Staaten  hedeutend.  In 
mehreren  Europäischen  Staaten,  z.  B.  in  Nord- 
deutschland, in  den  Niederlanden,  in  Kastiliea, 
gelangten  die  Städte,  von  den  Zeitumständeti  be- 
günstiget, zu  einer  politischen  Selbstständigkeit  und 
Wichtigkeit,  Avelche  sie  in  den  Stand  setzte,  bald 
durch  eigene  Macht,  bald  mit  Hülfe  ihrer  Fürsten, 
auch  in  auswärtigen  Staaten  ansehnliche  Vorrechte 
und  Handelsvortheile  zu  erringen  oder  zu  gewin- 
nen. So  wie  in  jenen  Zeiten  die  Handlung  eines 
besonderen  Schutzes  bedurfte,  so  waren  auch  die 
Fürsten,  im  Kampfe  mit  dem  Adel  des  Landes, 
meist  geneigt,  ihr  diesen  Schutz  angedeihen  zu 
lassen.  ^^)  Als  in  der  Folge  Amerika  entdeckt,  die 
Südspitze  von  Afrika  umschifft  wurde,  und  so  der 
Seehandel  der  Europäer  zu  einem  Welthandel  sich 
erweiterte,    als  nun  die  Europäischen  Seestaaten 


33)  Die  Handelsverträge  jener  Zeit  wurden  entwe- 
der mit  den  Städten  eines  andern  Landes  oder  zum  Vortheile 
der  Städte  eines  andern  Landes  geschlossen.  Nicht  die  aus- 
wärtige, sondern  die  innere  Politik  bestimmte  die  Regierun- 
gen zur  Bewilligung  der  Vorrechte,  welche  diese  Verträge 
ertheilten.  Vgl.  <lie  Geschichte  der  Hanse.  Von  Sartorius. 
Du  Moni  T.\.  P.  1.  p.  i3o.  P.  2.  p.  lo.  182.  265.  QgG  etc. 
• —  Mehrere  Eigenthnnillchkeilen  des  heutigen  Europäischen 
Völkerrechts  schreiben  sich  noch  aus  jenen  Zeiten  her.  Z.  B. 
schon  in  einem  Verlraf^e  zwischen  Heinrich  IV.  ,  König'e  von 
England,  und  dem  Herzoge  von  ßurgund,  Johann,  (v.J.  i4o6) 
wird  der  konterbanden  Waaren  gedacht;  aber  nur  in  der 
Mtjafse,  das  die  Englischen  Schiffe  nicht  den  Unterthanen 
des  Herzogs  Kriegsbediirfnisse  zuführen  sollen,  und  umgekehrt. 
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Kolonleen  in  andern  Theilen  der  Erde  anlegten,  da 
griff  das  Handelsinteresse  noch  unmittelbarer  und 
noch  tiefer  in  die  gesamte  Politik  der  Europäischen 
Staaten  ein.  Unter  ähnlichen  Umständen  befolgte 
einst  Karthago  ganz  dasselbe  System,  welches  der 
Politik  der  Europäischen  Seemächte ,  besonders 
seit  der  Mitte  des  siebenzehnten  Jahrhunderts,  zum 
Grunde  lag.^*)  Noch  entschiedener  und  noch  all- 
gemeiner wurde  endlich  der  Einflufs  des  Handels- 
interesses auf  die  Europäische  Politik,  als  hej  den 
meisten  Regierungen  die  Lehre  Eingang  fand,  dafs 
der  Reichthum  eines  Volkes  hauptsächlich  von  den 
Vortheilen  abhänge,  die  es  von  dem  auswärtigen 
Handel  ziehe  und  dafs  der  Handel  mit  dem  Aus- 
lande nur  dann  vortheilhaft  zu  nennen  sey,  wenn 


34)  llelderl  sind  die  Nacliricliten  ,  die  wir  Ton  der  Po- 
litik der  Kai tliaglnienser  besitzen,  unvollständig.  Doch  ist  so 
viel  gewifs,  dafs  ilire  Politik  liauptsächlicli  auf  die  Walirneli- 
mung  ihres  Handelsinteresses  berechnet  war.  Man  kann  mit 
gutem  Grunde  annehmen  ,  dafs  die  bejden  ersten  Puniscben 
Kriege  von  den  Karthaginiensern  in  diesem  Interesse  unter- 
nommen und  geführt  wurden.  Sowohl  in  dieser  als  in  an- 
dern Hinsichten  sind  die  Handelsverträge  zwischen  den  Rö- 
mern und  den  Karthaginiensern  höchst  belehrend,  deren  Ur- 
kunden auf  uns  gekommen  sind.  Vgl.  Heyne  pr,  Fcedera 
Cartfiaginiensiuin  cum  Romanis  super  navigatione  et  merca- 
Utra facta.  In  dessen  Opusc.  acad.  Vol.  III.  (Gott.  1788. 
8.)  comm.  III.  et  IV.  —  Der  Einflufs,  welchen  der  See- 
bandel  auf  die  auswärtige  Politik  hat,  liegt  in  der  Natur  der 
Verhältnisse.  Der  Seehandel  fordert  eine  Seemacht.  Eine 
Seemacht  ist  überall  und  hat  von  allen  Seiten  zu  fürchten. 
Verführerisch  und  trügerisch  ist  das  Element,  auf  welchem 
sie  herrsclit.  Auch  die  Phönicier,  auch  die  Athcnienser  be- 
folgten ähnliche  Maximen,  wie  die  Karthaginicnser, 
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der  Geldwei  tli  der  Ausfuhr  den  der  Einfuhr  über- 
steige. 

Viertens:  Ein  jedes  System  der  auswärtigen 
Politik  mufs  das  Verhältnifs  der  Wechsel- 
wirkung zur  Grundlage  haben,  das  zwischen  dem 
Staate,  für  welchen  das  System  bestimmt  ist,  und 
zwischen  andern  Staaten  eintritt.  Die  Europäische 
Politik  hat  den  Gipfel  erreicht,  dafs  kaum  auf  ir- 
gend einem  Theile  des  Erdbodens  eine  bedeuten- 
dere politische  Veränderung  sich  ereignen  kann, 
welche  nicht  auch  auf  die  Europäischen  Staaten 
rückwirkte.  Welche  Aussichten,  wie  viele  Hoff- 
nungen oder  Besorgnisse  reihen  sich  für  Europa 
z.  B.  an  die  Emancipation  der  Europäischen  Kolo- 
uieen  in  Amerika?  Besonders  sind  es  zwey  Euro- 
päisehe  Staaten,  Grofsbritannien  und  Rufsland, 
welche,  wegen  der  Ausdehnung  und  Gestalt  ihres 
Gebiethes,  den  Nahmen:  Weltstaaten,  verdienen. 
Fast  alle  Stufen  der  Civilisation  in  ihren  Gebiethen 
vereinigend,  in  unmittelbarer  Berührung  mit  den 
vornehmsten  nichteuropäischen  Staaten  haben  sie 
durch  die  Beziehungen,  in  welchen  sie  auf  das  zu- 
künftige Schiksal  der  Menschheit  überhaupt  stehn, 
eine.  Av^eltgeschicbtliche  Bedeutsamkeit.  Jedoch, 
wie  ausgedehnt  auch  der  Gesichts-  und  Wirkungs- 
krei«  einer  Regierung  seyn  mag,  allemal  ist  das, 
was  in  ihrer  Nähe  vorgeht,  für  sie  verbal tnifsmäfsig 
das  Wichtigere.  Durch  eine  Veränderung,  die  sich 
in  den  unmittelbaren  Umgebungen  eines  Staates 
ereignet,  kann  sogar  eine  wesentliche  Veränderung 
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des  politischen  Systemes,  welches  dieser  Staat  bis- 
her befolgte,  nothwendig  oder  rathsam  gemacht 
werden;  z.  B.  wenn  die  Veränderung  die  ist,  dafs 
der  Staat  einen  neuen  Nachbar  erhält.  Unter  den 
Verfügungen,  welche  die  Schlufsakte  des  Wiener 
Kongresses  über  den  Europäischen  Boden  gelrcf- 
fen  hat,  dürften  diejenigen  in  die  Europäische  Po- 
litik am  tiefsten  eingreifen,  nach  welchen  Frank- 
reich und  die  Länder  der  Oesterrcichiischen  JMo- 
narchie  nicht  mehr,  wie  ehemals,  an  "t inander 
.«nmitlelbar  grenzen. 

Fünftens:  Ein  jedes  System  der  auswärtigen 
Politik   ist   eine   Wahrscheinlichkeitsrech- 
nung.     Wenn  auch  dieser  Charakter  der  Staats- 
klugheit überhaupt   zukommt,    so  sind  doch  die 
Data,  aufweiche  die  auswärtige  Politik  ihre  Schlüsse 
baut,  mannigfaltiger  und  unsicherer  und  veränder- 
licher, als  diejenigen,  von  welchen  die  Politik  in 
ihren  übrigen  Beziehungen  ausgehn  kann.     (Daher 
der    besondere    Reiz  ,     welchen     Unterhaltungen 
über  die  auswärtige  Politik  und  —  über  das  Welter 
für  so  viele  Menschen  haben.)     Ein  noch  nicht  ge- 
nugsam benutztes  Mittel,  jene  Rechnung  mit  grö- 
fserer  Schärfe  zu  führen,  ist  die  Geschichte,  wenn 
man  sie  zu  einer  schlufsrechten  Sammlung  der  ein- 
zelnen Fälle  benutzt,    in  welchen  eine  bestimmte 
Maxime  von  einem  bestimmten  Staate  mit  Vorlheil 
oder  mit  Nacluheil  befolgt  worden  ist.     Ein  ande- 
res Mittel  liegt  in  dem  Stande  der  Staatspapiere,  als 
in  welchem  sich  die  Meinung  der  grofsen  Kapitali- 


sten,  (eben  so  unterrichteter  als  vorsichtiger  Män- 
ner,) über  die  Angelegenheiten  des  Staates,  ins- 
besondere über  dessen  auswärtige  Verhähnisse , 
ausspricht.  Einen  ähnHchen  Mafsstab  giebt  es  fast 
für  ein  jedes  Fach  der  Staatsverwaltung;  z.  B,  das 
Finanzministerium  besitzt  ihn  in  dem  Ertrage  der 
Auflagen.  Und  billig  legen  Geschäflsmänner  auf 
einen  Mafsstab  dieser  Art  einen  vorzüglichen  VVerth. 
An  ihm  kann  man  eine  Mafsregel  mit  ihren  Folgen,« 
nnd  zwar  in  Zahlen,  vergleichen. 

Endlich,  mit  dem  Systeme,  das  eine  Re- 
gierungin der  auswärtigen  Politik  befolgt,  müssen 
wiederum  die  Einrichtungen,  die  sie  im  Inneren 
trifft,  in  Zusammenhang  stehn.  Selbst  drücken- 
dere Mafsregeln  müssen  ergriffen,  selbst  gewagtere 
l^euerungen  versucht  werden ,  wenn  es  das  auswär- 
tige Interesse  des  Staates  fori^ert.  Denn  dieses  ist, 
da  es  das  Daseyn  des  Staates  umüifst,  seinem  VVe- 
,sen  nach  das  höchste;  in  dem  Ministerrathe  ge- 
Jk^ührt  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenhei- 
ten der  Vorsitz.  Auch  wenn  eine  Reoieruno-  bev 
der  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  über- 
all nicht  ein  System  befolgte,  müfste  sich  ihr  die 
Nothwendigkeit  aufdringen ,  im  Innern  so  zu  regie-r 
ren,  dafs  der  Staat  mächtig  nach  aufsen  sey.  Ein 
System  aber,  welches  sie  ihrer  auswältigen  Politik 
zum  Grunde  legt,  wird  der  inneren  Verwaltung  des 
Staates  z^ugleich  seinen  eigenen  Charakter  d.  i.  den 
Charakter  der  Stetigkeit  und  Planmäfsigkeit  mit- 
theilen.    Die  Geschichte  der  neueren  Europäischem 
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Staaten  beurkundet  auf  einem  jeden  ihrer  Blätter 
diesen  Einflufs  einer  kunstgerechten  auswärtigen 
Politik  auf  die  innere  Verwaltung  des  Staates.  Die 
auswärtige  Politik  dieser  Staaten,  auf  die  Erhaltung 
des  Bestehenden  berechnet,  kunstmäfsig  ausgebil- 
det, künstlich  verschlungen,  war  für  ein  jedes  ein- 
zelne Volk  ein  Princip  des  Lebens,  des  Fortschrei- 
tens, der  Naeheiferung. 

Alles  das,  was  hier  über  die  Nothwendigkeit, 
der  auswärtigen  Politik  ein  System  zum  Grunde  zu 
legen,  und  über  die  Beschaffenheit  eines  solchen 
Systemes  gesagt  worden  ist,  gilt  jedoch  nur  von 
grofsen  Staaten.  Ein  kleiner  Staat  mufs  entweder 
in  einem  Bunde  sein  Heil  suchen,  oder  sich  einem 
mächtigen  Nachbarstaate  mit  Treue  anschliefscn, 
oder,  wenn  er  von  zwejen  oder  mehreren  mäch- 
tigen Staaten  umgeben  ist,  nach  Zeit  und  Umstän- 
den den  stärkeren  Bundesgenossen  wählen.  Seine 
Loofsung  würde  Krieg  und  Eroberung  seyn,  (dei)n 
hinfällig  ist  jede  Macht,  die  nicht  auf  sich  selbst 
ruht!)  wenn  ihm  nicht  das  Gefühl  der  Ohnmacht 
den  Flu"'  des  Gedankens  lähmte.  Die  krieoslnstii?- 
Sien  Staaten  sind  die  mittler  Gröfse.  Sie  haben 
Macht  genug  zum  Steigen,  zum  Stehenbieiben  zu 
wenig.  Die  Geschichte  der  auswärtigen  Politik 
der  Römer  ist  auch  in  dieser  Beziehung  höchst 
lehrreich. 

Die  zweyle  Aufgabe,  welche  der  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  zu  löfsen  hat,  ist  die 
Ausführung   des   von  ihm  gewählten  Systemes 
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der  auswärtigen  Politik-.  Seine  Geschäftsmänner 
bey  der  Lösung  dieser  Aufgabe  sind  die  Gesand- 
ten*^^) das  Mittel  Unterhandlungen,  üer  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheilen  ist  gleichsam  der 
Baumeister;  alle  die  diplomatischen  Verhandlun- 
gen, welche  der  Staat  zu  führen  hat,  zu  einem 
Ganzen  zu  vereinigen,  so  dafs  die  eine  der  andern 
wo  nicht  förderlich  doch  nicht  hinderlich  sey,  eine 
jede  einzelne  Unterhandlung  aber,  ein  jedes  be- 
sondere diplomatische  Verhältnifs  mit  dem  gesam- 
ten Systeme  der  auswärtigen  Politik  des  Staates  in 
Uebereinstimmung  stehe,  —  ist  die  Sache  desMi'ni- 
sters.  Gleichwohl  sind  die  Gesandten  nicht  blofse 
Arbeitsleute ;  sie  sind  vielmehr  ebenfalls  Unter- 
nehmer, ein  jeder  jedoch  nur  für  einen  Theil  des 
Baues. 

Das  Gesandschaftsrecht  läfst  sich  auf  folgende 
drey  Grundsätze  zurückführen  :  1)  Die  Gesandten 
sind  Bevollmächtigte.  Sie  stehen  zu  dem,  von 
welchem,  und  zu  dem,  an  welchen  sie  abgeordnet 
worden  sind,  ganz  in  demselben  Verhältnisse,  wie 
Bevollmächtigte  überhaupt.  —  2)  Damit  durch 
Gesandtschaften  Friede  und  Einigkeit  unter  den 


35)  Hisloire  generale  de  la  diplomatie  Francaise.  Par 
Flassan.  Par..  IL  Edit.  ^Sij.  FL  T.  8.  (Ein  Werk, 
das  z.B.  wegen  der  Musterschriften  ,  die  es  enthcält,  für  den 
Diplomaten  von  besonderem  Interesse  ist.)  Manuel  diplo- 
matique ou  precis  des  droits  et  des  fonctions  des  agens  di- 
plomatiques.  Par  Martens.  Lpz.  1821.8.  Cours  destyle 
diplomatique.  Par  MeiseL  Dresd,  1823.  8.  Ambassador'^ 
Secretary.  Lond.  1827.  IV.  Vol.  12. 
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Völkern  desto  gewis$er  evhallen  oder  wiederherge- 
slejlt  vverdeu  könne  ,  Riüssen  Gesandte  u«nve r- 
Ißlislicb  s^^UryX^anctitas  legatorwm)  Das  Eu- 
ropäische Völkerrecht  hat  diese  Ünverletzlichkeit 
der  Gesandten  zur  Extraterritoriah'tät  d.  i.  zu  dem 
Vorrechte  gesteigert  oder  ausgebildet,  dafs  Ge- 
sandte schlechthin  nicht  unter  der  Regierung  des- 
jenigen Staates  stehn,  bey  welchem  sie  beglaubiget 
sind.  Jedoch  mögte  dieses  Vorrecht  schon  mit  der 
dem  Europäischen  Völkerrechte  zum  Grunde  lie- 
genden Idee  eines  Völkerstaates  in  Verbindung 
stehn.  —  3)  Das  rechtliche  Interesse  der  Völker 
fordert,  dafs  eine  jede  Regierung  die  an  sie  abga- 
ordneten  Gesandten  durch  gewisse  Ehrepyor- 
r echte  auszeichne.  So  einleuchtend  ist  di^se 
Forderung,  dafs  sie  von  j(^her  fast  überall  ^-q^r- 
keunung  gefunden  hat.  Das  Gesandschaft^vecht 
entwickelte  sich  in  diesem  seinem  Theile  gewöh^j 
lieh  aus  dem  Gastrechte.  Seine  vergleichungs^vcisp 
vollständigste  Ausbildung  hat  es  auch  in  diesem* JI^^t 
Ziehung  bey  den  heutigen.  Europäischen  VüJhqi'jji 
erhalten.  ^^)  Das  Europäische  Gesandschaftsre,9/^i; 
verdankt  difse  Ausbildung  dem  Ritterwq5^^,d,e%i 
Ansichten  und  Sitten  des  Europäischen  Adels,  dem 

AiA  5m% 

36)  Man  vergleiche  mit  dem  Europäischen  Gesandschafls- 
reohte  z.  B.  die  Ansichten,  welclie  selbst  die  R6iner-,\on  den 
Vorrechten  iler  Gesandten  und  auswärtigen  Fürsten  Latten. 
y>  Apiid  Jios ,«>■  sagt  Tacltus  (Ann.  XV,  3i.}  eines  diese  Vor- 
reclüe  betreffenden  Falles  erwähnend,  -»^vis  imperii  ualctj 
inania  transmittuntur.v.      Aber  sind  das  laanial^^  mlidiii'^ 
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Hofceremonielle,  den  Einrichtungen  der  katholi- 
schen Kirche.  ^^)  Es  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  der 
Idee  eines  Europäischen  Yölkerstaates  verwandt. 
Denn  in  der  Achtung,  welche  eine  Regierung  der 
andern  bezeigt,  liegt  mehr,  als  der  Ausdruck  ei- 
ner blos  friedlichen  Gesinnung. 

Im  Mittelaller  wurden  vorzugsweise  Geistliche 
und  Doktoren  der  Rechte  zu  Gesandten  gebraucht. 
So  wurde  es  im  Ganzen  auch  während  des  sechs- 
zehnten Jahrhunderts  und  in  der  ersten  Hälfte  des 
siebenzehnten  gehalten,  wenn  schon  die  Rechts-' 
gelehrten  in  den  Zeiten  der  Reformation  von  den 
Theologen,  und  späterhin  von  dem  Adel  in  ihrem 
Besitzstande  beunruhiget  wurden.  Mit  der  zwey- 
ten  Hälfte  des  siebenzehnten  Jahrhunderts  aber, 
(noch  auf  dem  Westphälischen  Friedenskongresse 
hatten  die  Doktoren  der  Rechte  ihren  alten  Einflufs 
mit  Würde  behauptet,)  begann  eine  andere  Zeit. 
Die  Französische  Sprache  trat  bey  den  Verhand- 
lungen unter  den  Europäischen  Völkern  mehr  und 
mehr  an  die  Stelle  der  Lateinischen  Sprache ;  neue 
und  abgekürztere  Verhandlungsformen  kamen  in 
Gebrauch;  das  Ansehn  des  urkundlichen,  des  di- 
plomatischen Rechts  wurde  durch  die  Gewalt-^ 
schritte  Ludwigs  XIV.  in  Schatten  gestellt;  die  Sit- 
ten, die  Verhältnisse  unter  den  Ständen  der  bür-^ 
gerlichen  Gesellschaft,    die   Hofhaltungen  verän^ 

37)  Ist  vielleiclit  der  character  repräsentatius  der 
Bothschafter  ( ambassadeurs )  aus  dieser  letzleren  Quelle  ?\i^ 
zuleiten  ?  —  Legati  P.  M.  a  latere, 

Zachanä  Reg,  Lehre  IL  Bd.  i ,  Abtlu  6 
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tlcrlen  ^ich;  der  Adei  lernte  die -Ansprüche,  die 
ihm  die  Geburt  gab,  mit  depi  Vorzuge  einer  höhe- 
ren geseilschafllichen  Bildung  verbinden.  So  ge- 
schah es,  dals  .iiiin  zu  den  Gesandtenstellen  be- 
sondere Vorbereitungen,  Talente,  V^ermögens- 
und  Staatsverhältnisse  erforderlich  waren;  Beding- 
ungen ,  welche  zusammen  nur  von  Männern  adli- 
cher  Aj)kunft  erfülltweyden  konnten.  Und  so  son- 
derten sicK  vpi|  jeper  Zeit  an  die  Diplomaten  oder 
Staatsmänner  als  ein  eigener  Stand  von  den  übrigen 
Staatsdienern,  wenn  auch  dieser  Stand  gegen  das 
Eindringen  Nichteingeweiheter  nur  unvollkommen 
gesichert  war.  In  den  neuesten  Zeiten  drohte  dem 
Stande  von  Seiten  des  Heeres  Gefahr;  Napoleon 
hoiTte  durch  seine  Kriegsobersten  eben  so  im  Ka- 
binette zu  siegen,  wie  er  mit  ihrer  Hülfe  im  Felde 
siegreich  gewesen  war.  Doch  ist  der  Sturm  glück -^ 
lieh  vorübergegangen.  In  gewissen  Fällen,  und 
gerade  in  den  wichtigsten,  dürfte  das  Beste  das 
seyn,  verschiedenartige  Talente  und  Kenntnisse  in 
einer  Gesandschaft  zu  vereinigen ,  z.  B.  dem  Ge- 
sandten einen  der  Kriegswissenschaft  kundigen 
Mann,  und  einen  Rechtsgelehrten  zuzuordnen.  Bey 
einem  jeden  Friedensvertrage,  welcher  abgeschlos- 
sen werden  soll,  ist  das  Interesse  der  Landesver- 
theidigung  die  Hauptsache.  Die  Rechtsgelehrten 
haben  wenigstens  für  die  standhaftere  Fassung  ei- 
ner Vertragsurkunde  einen  eigenen  Sinn  und  Takt. 
Der  Kirchenversammlung  zu  Trient  stand  ein  aus 
Doktoren    der    Theologie  und    des    kanonischen 
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Rechts  bestehender  Rath  zur  Seite ,  von  welchem 
die  versanimelten  Väter  Gutachten  einhohhen.  Am 
deutschen  Bundestage  besteht  für  rein  miHtärische 
Arbeiten  und  Berathungen  eine  MiHtärkommissiön. 
Wäre  es  nicht  vielleicht  rathsam,  auch  einen  Schöp- 
penstuhl  der  Bundesversammlung  zuzuordnen? 
Man  ist  immer  auf  dem  rechten  Wege,  wenn  man 
eine  politische  Mafsregel  von  der  katholischen  Kir- 
che entlehnt.  ^    "^. 

•  r>  Das  Unterhandeln  ist  eine  Kunst,  nicht  eine 
Wissenschaft.  Wenn  auch  zum  Gelingen  dieser 
Kunst  gewisse  Kenntnisse,  z.  B.  Kenntnifs  der  Staa- 
ten- und  der  Völkergeschichte,  der  Staaten-  und 
der  -Völkerkunde,  des  Staats-  und  des  Völker- 
rechts, vorausgesetzt  werden.  Diplomaten  werden 
gebohren,  wie  die  Dichter.  (JNascuntur  non  faint. 
In  der  wirklichen  Welt  tritt  freylich  zuweilen  der 
umgekehrte  Fall  ein.)  Die  Gabe,  sich  aus  einzel- 
jien  Zügen  und  Erscheinungen  den  Charakter  eines 
Menschen  zusammenzusetzen,  den  Seherblick, 
welcher  die  Gedanken,  die  geflissentlich  verheim- 
lichet oder  in  den  Hintergrund  gestellt  werden,  er- 
räth,  die  Kunst  sich  geltend  zu  machen^  die  Kunst, 
die  Menschen  an  den  unsichtbaren  Fäden  des  In- 
teresses und  der  Leidenschaft  zu  lenken  und  zu 
leiten,  mit  einem  Worte,  alle  die  Anlagen,  welche 
den  Menschen  in  den  Stand  setzen,  auf  Andere 
einen  unmittelbaren  Einflufs  auszuüben,  kann  der 
Diplomat  nur  der  Natur  verdankein.  Aber  er  kann 
diese  Anlagen  durch  üebung  und  durch  das  Studium 

6  ' 
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der  Muster  seines  Faches  ausbilden;  er  kann  voa 
ihnen,  nur  wenn  er  sich  den  ihm  geziemenden 
Charakter  der  Ruhe  und  Festigkeit,  auch  gewisse 
gleichsam  mechanische  Fertigkeiten  aneignet,  ei- 
nen vollkommenen  Gebrauch  machen*  Auch  die 
allgemeinen  Maximen  der  ünterhandlungskunst 
haben  für  ihn  einen  Werth ;  in  der  Regel  jedoch 
nur  in  so  fern ,  als  sie  ihn  zum  Nachdenken  auffor- 
dern können  und  sollen,  oder  nur  als  ErinnerugT- 
gen  oder  Warnungen,  oder  als  Zweifels-  und  Ent- 
scheid ungsgrün  de. 

Einige  Maximen  der  Unterhandlungskunst,  — - 
man  kann  sie  die  Grundmaximen  dieser  Kunst  nen- 
nen, —  können  sogar  fast  das  Ansehen  eines  Qf^rh 
Satzes  in  Anspruch  nehmen.     Zum  Beyspiel:  ,     ,  ;.^, 

Der  berühmte  Fürst  Kauuitz  äufserte  oft:  Eir?/ 
nem  geschickten  Diplomaten  ist  nichts  unmÖglicli^Ij 
Eine  treffliche  Lehre!     Denn  was  der  Diplomat  für 
unmöglich  hält,  das  ist  für  ihn  unmöglich. 

Nicht  minder  denkwürdig  ist  der  Ausspruch 
Friedrichs  IL  Königs  von  Preufsen :  Ein  Staat,  des- 
sen Inneres  wohl  geordnet  ist,  kann  sich  der  Sorge 
überheben,  mit  andern  Mächten  Verbindungen 
anzuknüpfen.  Zwar  erklärt  sich  Richelieu  (in  sei-; 
nem  Testament  politique  )  ausführlich  für  die  Ma- 
xime, unaufhörlich  und  allervvärts  zu  unterhan- 
deln. Aber  man  sieht  leicht ,  dafs  diese  Maxime 
nicht  auf  die  Erhaltung,  sondern  auf  die  Umgestal- 
tung der  in  der  Erfahrung  bestehenden  völker- 
rechthchen  Verhältnisse  berechnet  ist.     Auch  fügt 


Richelieu  hinzu,  dafs  es  ihm  durch  die  Befolgung 
dieser  Maxime  gehingen  sey,  die  Lage  von  Frank- 
reich und  die  von  Europa  zu  veräudern.  —  Die 
immerwährenden  Gesandtschaften,  welche  in  Eu-r 
ropa  (seit  dem  siebenzehnten  Jahrhundert)  übhch 
sind,  hätten  leicht  zu  einer  für  die  Ruhe  der  Eu- 
ropäischen Staaten  sehr  gefährlichen  diplomati- 
schen Geschäftsthätlgkeit  führen  können,  wenn 
sie  nicht  mit  andern  Eigenthümlichkeitendes  Euro- 
päischen Völkerrechts  inZ-usammetihang  gestanden 
hätten.  Wenigstens  überwog  der  Vortheil  derj 
JNfachtheiL 

Ehrlichkeit  ist  die  beste  Politik,  wenigstens  in 
dein  heutigen  Europa.  Denn  die  Interessen  der 
einzelnen  Europäischen  Staaten,  die  Mafsregeln, 
welche  diesen  Interessen  im  allgemeinen  entspre- 
chen, sind  dermalen  selbst  für  das  gröfsere  Publi- 
kum kein  Geheimnffs.  Es  ist  daher  unrathsaui, 
zu  Gesandten  jene  überfeinen  Köpfe  zu  wählen, 
welche,  indem  sie  überlistet  zu  werden  fürchten, 
nur  Mifstrauen  erregen.  Weit  seltener  verfehlt  eine 
iriuthige,  und,  wenn  den  Worten  Nachdruck  ge- 
geben werden  kann,  selbst  eine  entscheidende 
Sprache  ihres  Zwecks^  Doch  kann  die  ehrlichste 
Politik  Gefahr  laufen,  an  Privatinteressen  zu  schei- 
tern, welche  sich  den  öffentlichen  in  den  Weg  stel- 
len. Das  sind  Fälle,  in  vyelchen  sich  die  auswär- 
tige Politik  in  ein  Nothrecht  verwandeln  kann. 

Diplomatische  Verhandlungen  sind  vor  dem 
Pubhkum  geheim  zu  halten;  wenigstens  so  lange jl 
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bis  dafs  sie  ihren  Zweck  erreicht  oder  verfehlt  ha- 
ben. (Sie  sind  die  Sachen  der  Kabineter.)  Nicht 
das  ist  der  Hauptgrund  für  dieses  Geheimhahen, 
dafs  sonst  der  Erfolg  der  ünterhandlangen  gefähr- 
det werden  würde.  Noch  mehr  ist  der  Einflufs  zu 
fürchten,  welchen,  Avenn  jene  Unterhandlungen 
öffentlich  gepflogen,  oder  zur  Kenntnifs  des  Pu- 
blikums voreilig  gebracht  würden,  die  leiden- 
schaftliche Aufregung,  in  welche  das  Volk  so  leicht 
versetzt  wird,  auf  den  Gang  der  öffentlichen  An- 
gelegenheiten erhalten  müfste.  Im  Jahre  1739 
wurde  Jenkins ,  Kapitain  eines  englischen  Kaufar- 
theyschiffes,  in  das  Britische  Unterhaus  eingeführt. 
Die  Spanier  hatten  ihm,  weil  er  mit  ihren  Kolo- 
nien Schleichhandel  getrieben  hatte,  die  Nase  äfuf- 
geschlitzt  und  die  Ohren  abgeschnitten;  die  Schiffe- 
mannschaft Avar  in  Ketten  gelegt  worden.  Mit  see- 
männischer Kürze  erzählte  er  dem  Unterhause  die 
Geschichte  seines  Unglücks.  j>A1s  man  mich  so 
verstümmelt  hatte,  «  das  waren  die  Schlufsworte 
seines  Vortrages,  »drohte  man  mir  mit  dem  Tode. 
Ich  erwartete  ihn,  indem  ich  meine  Sache  Gott 
empfahl  und  meine  Rache  dem  Vatcrlande. «  Alles 
brach  in  einen  Schrey  des  Entsetzens  und  des  Mit- 
leids aus.  Die  Minister  sahen  sich  genöthiget,  den 
Krieg  zu  erklären.  Jedoch  besonders  die  Ge*- 
schichte  der  altgriechischen  Freystaaten  spricht  ge- 
gen die  Oeffentlichkeit  diplomatischer  Unterhand- 
lungen. Frommte  den  Atheniensern  diese  Oeffent- 
lichkeit in  den  Zeiten  des  Peloponnesischen  Krie- 


ges?  in  den  Zeiten  Philipps  des  IMaccdoAiei'S?  Des 
Thucydides  Werk  vom  Peloponnesisehen  Kriege  ist 
eine  zweyte  Iliadc,  so  niächtig  und  so  unverhüllt 
treten  da  überall,  auch  hej  den  Verhandlungen 
über  Krieg  und  Frieden,  die  Individuen,  das  ist, 
die  Leidenschaften ,  die  Herrschsucht ,  die  Hab- 
sucht hervor. 

Es  ist  in  der  Ordnung,  dafs  bey  Unterband- 

J^lige«?  ein  jeder  Thcii  seine  Geheimnisse  vor  dem 

-afldern  hat  und  diese  seine  Geheimnisse  auf  alle 

J3Ärt  und  Weise  vor  der  Wifsbegierde  des  andern 

Theiles  zu  bewahi-en  sucht.  ^^)     Doch  vermindert 

sich  die  Zahl  dieser  Geheimnisse  in  demselben  Ver-- 

^ältnisse,  in  welchem  die  auswärtige  Politik  offener 

-Ikfii'd. —-^     Der  Kunst,  diplomatische  Geheimnisse 

;>.^^  bewähren ,  ist  die  Kunst,  sie  zu  entdecken,  ent~ 

.^egengesetzt.      Zu  einer  solchen  Vollkommenheit 

ist  diese  völkerrechtSAvidrige  Kunst  gebracht  wor^ 

den,  **)  dafs  sie  die  Kunst  des  Geheimhaltens  weit 

arr— ■ 

4o)  üalier  die  Geheimschrift  I  Kliiber's  KrjptogTa- 
pliik.  Tübingen  1809.  8.  (lieber  die  Stenographie  d.  i.  über 
die  Kunst ,  mit  Abkiii  jungen  zu  scliieiben,  -—  eine  Kunst, 
die  überall,  wo  Staats-  oder  Reclussacheii  mündlich  verhan- 
delt werden,  von  so  grofsem  Interesse  ist,  3.  Stenographj  or 
an  easf  systern  of  short-hand.  Bj  E.  Hin  ton,  IL  Ed, 
Land.  ^8^8.  8.) 

4i)  Höchst  interessante  Aufschlüsse  über  diese  Kunst 
und  über  die  ihr  verwandle  geheime  Polisey  findet  man  in 
den  Memoiren  des  Herzogs  von  Rovigo.  Dasselbe  Werk 
mögte  den  Leser  zu  dem  Resultate  führen  oder  in  dem  Re- 
sultate bestätigen  ,  dafs  alle  diese  Ausspaherkünsle  am  Ende 
nur  Armseligkeiten  sind,  ein  Aufwand  an  Charakter  undGeld^ 
hinter  welchem  der  Erfolg  weit  zurückbleibt. 
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hiüte^-sich  tur«ckgelassen  hat.  Und  doch  mögte 
€§  gsweifelhaft  seyn,  pb  denn  das  Ausspähen  diplo- 
m^lisch^er  Geheimnisse,  (wie  die  Kaperey,)  so  grofse 
Dinge  gethan,  den  Regierungen  so  grofse  Vortheile 
verschafft  hat.  Si  violandum  est  jus  ,  hest  man.  bey 
Cicero,  regni  gjatia  violandum  est;  caetera  ju- 
stitiam  colas. 

QfioiDie  Aufgabe  des  Unterhändlers  ist  in  den  mei- 
sten Fällen  die,  zwiespältige  Interessen  zu  verdni^ 
gen.     Daher  kann  in  der  Diplomatie  nur  der  das 
Lob  der  Meisterschaft  erringen,  welcher  einen  Mit- 
telweg oder  einen  Ausweg  (einen  medius  terminus) 
z^  finden  weifs.     Sind  die  Partheyen  noch  zu  weiti 
aufeinander  oder  zur  Nachgiebigkeit  noch  zu  wtf>M 
nig  gestimmt,  als  dafs  von  ihren  Bevollmächtigteii 
ein  Vergleich  erzielt  werden  könnte,    so  kann  die 
Dazwischenkunft  einer  dritten  Macht  von  Nutzen  « 
seyn.     Im  Mittelalter  war  der  Pahst  der  allgemeinö 
Friedensvermiltler;  auch  wurde  ihm  zuweilen  dasii 
Amt  eines  Schiedsrichters  in  den  Streitigkeiten  dei^^ 
Fürsten  übertragen.  ^^)     Als  der  Pabst  diese  Stei*-  - 
iung  zu  den  Europäischen  Völkern  nicht  weiter  be-  1 
haupten  konnte,  fühlten  diese  lange  und  schmerz- 
lich genug  den  Verlust.      Ein  desto  erfreulicheres 
Zeichen  unserer  Zeit  ist  es,  dafs  sich  dermalen  die 
Europäischen  Hauptmächte  als  Bewahrer  des  Frie- 
denszustandes von  Europa  betrachten. 
ns'i 

42)  S.  Duraont  T.  I.  P.  [.  p.  2t  6.  286.  299.  364-  2o8. 
3 1  o.  P.  IL  p.  243.  ttc. 
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Die  Kunst,  zu  unterbandeln  j  ist  das  Geheföi^ 
»ifs,  die  Gegenwart,  den  Augenblick  in  einer  be-* 
aiimi^tea  Beziebung  zu  benutzen  und  zu  beherr- 
scken.  Docb  genügt  es,  um  in  dem  Besitze  dieses 
Gebeimnisses  zu  seyn,  nicbt,  dafs  man  die  Indivi- 
dualität derer,  mit  welchen  man  zu  unterbandeln 
bat,  gehörig  zu  beurtheilen  und  klüglich  zu  benu- 
tzen versteht.  Auch  den  Charakter  der  Regierung 
mufs  man  kennen  und  in  Rechnung  nehmen,  mit 
welcher  die  Unterhandlungen  zu  führen  sind.  So 
wird  z.  B.  eine  Regierung,  auf  welche  die  Aristo- 
kratie des  Landes  einen  entschiedenen  Einflufs  hat, 
alieb  in  der  auswärtigen  Politik  gewisse  ständige 
Maximen  befolgen  ,  von  welchen  sie  nicht  leicht 
abAvendig  gemacht  werden  kann.  Napoleon  machte 
diese  Erfahrung  bey  seinen  Unterhandlungen  mit 
der  Oesterreiobischen  Regierung.  Der  Freystaat 
von  Venedig  beharrte,  nachdem  er  den  Verfall  sei- 
ner Macht  erkannt  hatte,  unerschütterlich  bey  dem 
Systeme  der  Neutralität;  er  unterhielt  sogar,  Ver- 
führung und  Ueberraschung  fürchtend,  mit  den 
bey  ihm  beglaubigten  Gesandten  nur  einen  schrift- 
lichen Verkehr.  Eben  so  unterscheidet  sich  (we- 
nigstens in  Europa)  ein  Zeitalter  von  dem  andern 
durch  gewisse  vorherrschende  Ansichten  und  Mei- 
nungen und  Besorgnisse  und  Interessen,  welche 
der  Diplomat  bald  zu  schonen  bald  mit  seinen  Plä- 
nen in  Verbindung  zu  setzen  hat. '*^).     Besonders 

43)  Vgl.  tiber  den  Einflufs  des  Zeit^^eistes  auf  die  Diplo- 
matie:   y,  AI  tuen  diu  gen  polilisciic  Ausicliieu  über  Deutsch- 
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Avird  man  finden ,  dafs  einem  jeden  Zeitaller  ein 
Schreck  bild  vorseh  webte,  gegen  welches  die  dl])lo~ 
malischen  Unterhandlungen  vorzugsweise.gerichlet 
waren. 


st  SIEBENTES   HAÜPTSTÜCK. 

y  o   m      Kriege. 


Tor,  • 

--rf  Der  Krieg  ist  die  Entscheidung  eines  zwischen 
7;\Veyen  oder  mehreren  Völkern  obwaltenden  Rechts- 
streites durch  die  Gewalt  der  Waffen. 

'nh  'Der  Krieg  ist  an  sich  ein  widerrechtliches  Mit- 
tel, Rechtsslreitigkeiten  unter  Völkern  zu  entschei- 
den. Denn  Niemand  soll  Richter  in  seiner  eigenen 
Sache  seyn.  üeberdiefs,  der  Kriegsgott  ist  ein  Ty- 
rann. ^*)  Darf  man  sich  der  Herrschaft  des:  Zufalls 
oder  der  Laune  unterwerfen  ?  "^  '>  '^  ^  f  * 

Nur  beziehungsweise  also  d.  i.  nur  nach  d^en 
Grundsätzendes  Not  h  rechts,  nur  als  eine  Nölh- 


lands  Vergangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft.  I.  Bd.  (Wics- 
Lad.  i8i4.  8.)  S.  189.  Ein  Beispiel  von  diesem  Einflüsse 
enthält  der  Art.  1  20  der  Schlufsakte  des  Wiener  Kongresses.  — 
Man  kann  sich  die  Veränderungen  ,  die  mit  dem  Zeitgeiste  seit 
einem  Jahrhunderte  vorgegangen  sind,  nicht  lebendiger  ver- 
gegenwäitigen ,  als  wenn  man  eine  Reihenfolge  von  Zeitungen 
durchgeht.  Vgl.  üb.  die  Geschichte  der  Zeitungen,  dieses  so 
"wichtigen  Faches  der  politischen  Literatur,  das  neue  Gott,  hi- 
storische Magazin.  Von  Meiners  und  Spittler.  Illter  Bd. 
Hannov.  1794-  8.  S.  765. 

44)  Mars  ist  der  Tyrann  ,   das  Recht  der  König  der  Welt  ! 
Worte  des  Timotheus  b.  Plutarch.  in  Demetrio. 
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wehr  läfst  sieb  der  Krieg  vertheidfgen.  Die  Völ- 
ker würden  im  Stande  der  Natur,  also  in  dem  Ver- 
hältnisse, in  welchenl  sie  ursprüngh'ch,  und  ^äo 
lange  sie  sich  nicht  mit  einander  zu  einem  Völker- 
slaate  vereiniget  haben  ,  gegenseitig  stehn ,  überall 
kein  Recht  haben,  wenn  sie  nicht  nöthigenfalls  zu 
der  Gewalt  der  Waffen  (zu  der  ultima  ratio  regum) 
ihre  Zuflucht  nehmen  dürften. 

Dieser  Grund,  durch  welchen  das  Recht  der 
Völker,  einander  zu  bekriegen,  und  zwür  aus- 
sehliefslich  vertheidiget  werden  kann,  enthält  zu- 
gleich den  Grundsatz  des  Kriegsrechts  d.  i.  die 
Rechtsregel  für  die  Ausübung  jenes  Rechts, —  die 
Regel :  E i n  V o  1  k  ha t  v o q  jenem  R e ch t e  nur 
not  hg[ e  d  r  u  n  g  e  n ,  nur  gl  ei  ch  als  von  einem 
^lOthwendigen  üebel,  Gebrauch  zu  ma- 
ßben,  mit  andern  Worten,  der  Zweck  des 
Krieges  ist  der  Friede.  Allerdings  läfst  die- 
ser Grundsatz  dem  Ermessen  der  Regierungen  einen 
sehr  grofsen  Spielraum.  Denn  bey  der  Anwendung 
jenes  Grundsatzes  auf  einzelne  Fälle  kommen  That- 
sachen  und  Verhältnisse  in  Betrachtung,  welche 
bald  so  bald  anders  beschaffen  sind,  bald  diese 
bald  eine  andere  Deutung  zulassen.  Doch  kommt 
dem  Kriegsrechte  das  zu  statten,  dafs  es  (wegen  des 
Wechsels  des  Kriegsglücks)  zugleich  das  Interesse 
der  Selbsterhaltung  für  sich  hat,  gleichsam  eine 
Politik  der  Selbsterhaltung  ist. 

Der  V^ersuch,  den  Krieg  als  ein  Go!lesurtheil 
zu  rechtfertigen,  ist  schon  wegen  seiner  Vef nies- 
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senlieit  XI n zulässig.  Wohl  durfte  der  DiclKer  s;i- 
Mci:  Victrix  causa  diis  placuit ,  sed  victa  Catoni, 
Ulid  doch  liegt  jene  Ansicht  dem  Mensehen  so  nahe, 
dafsies  selbst  gebildeteren  Völkern  schwer  ist,  sich 
ganz  von  ihr  loszureifsen.  In  Europa  wird  nach 
einer  jeden  Schlacht  ein  Te  Deiun  —  zuweilen  von 
tie jden  Theilen  —  gesungen ! 

Man  hat  dem  Kriege  eine  Lobrede  gehalten- 
(als  ob  dem  Menschen  noch  eine  Ermunterung  zum 
Kriege  noth  thäte!)  —  dafs  er,  so  vieler  Erfindun- 
gen und  Kenntnisse  und  Berechnungen  bedürfend, 
die  Völker  zu  einem  Wetlkampfe  des  Geistes  auf- 
fordernd,  die  Kultur  mächtig  befördere;  dafs  er, 
wenn  er  auch  ünthaten  aller  Art  in  seinem  Gefolge 
habe,    dennoch    die  Völker  vor   Verweichlichung 
bewahre;  dafs  er  die  Regierung  vom  Volke  abhän-^ 
giger  mache,  zuweilen  auch  ihre  Macht  fester  be*^^ 
gründe;  dafs  er  das  Verdienst  zu  der  ihm  gebüh^'^ 
renden  Stelle  erhebe;  dafs  er  dem  Kunstfleifse  und 
der  Gewerbsthätigkeit  nicht  selten  neue  Aussithtetiii 
eröffne,  u.  s.  w.  **)     Und  nicht  ein  blofses  Spiel  des 
Witzes  ist  diese  Lobrede;  ihr  liegt  der  wenn  auch 
zweydeutige  Versuch  zum  Grunde,  den  Zweifel  an 
einer  Vorsehung  auf  dem  Wege  der  Erfahrung  ze^3^ 
widerlegen.     Jedoch  so  wie  man  zu  weit  gehn  wür- 
de, wenn  man  den  Krieg,  weil  er  auch  seine  wohl-'^ 


45)  S.  eine  Lobrede  auf  de»  Kiieg  in  Liider's  Ent- 
wickelung  der  Veränderungen  der  bürgerlielieu  GeselhchafL 
l,Bd.  S.  ii8.  i4  ^U     .n9ii37]§  ü'^  *» 
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ihätigen  Folgen  hat ,  für  u  n  bedingt  x\oih\Pciyäig 
zum  Heile  der  Menschheil  erklären  wollte,  SöAvürdjo 
iB^ll  den  Sinn  jener  Lobrede  oder  yerlheidigöllg 
sogar  gänzlich  verkennen,  wenn  mau  sie  zur  R  eelif^ 
f  e  r  t  i  g  u  n  g  des  Krieges  benutzen  zu  können  glaute 
te.  Der  Erfolg  der  Handlungen  steht  unter  den  G^ 
setzen  der  Natur.  Der  Zweck  heiliget  nicht  die 
Mittel.  'fÄ  moh  ifid  ■siiM 

Das  Recht,  Krieg  zu  führen,  (das  jus  dmtm 
rum,)  steht  nur  der  Regierung,  nicht  aber  den  eiU'- 
zelnen  Mitgliedern  des  Staatsvereines  zu.  Nicht  das 
ist  der  Sinn  dieses  Satzes,  dafs,  wenn  die  einzelnen 
Bürger  von  jenem  Rechte  Gebrauch  machen  dürf- 
t^Bi  die  innere  und  die  äufsere  Ruhe  des  Staates 
gefährdet  seyn  würde.  Das  Recht  selbst  steht  ih- 
nen nicht  weiter  zu.  Der  Staatsgewalt  unterwor- 
fen ^  gleichsam  das  Eigenthum  der  Gemeinde,  kört- 
nertijrfeju  kleiner  Beziehung  ihre  eigenen  Hennen 
i4)iSachen  des  Rechtes  seyn.  (hi  der  Erfahrung 
freylich  gelangt  die  Regierung  nur  nach  und  nach 
zu  dem  ausschliefslichen  Besitze  desjw^is  armoi^um.) 
Indem  aber  das  Recht  der  Selbstverlheidigung'  von 
den  einzelnen  Menschen  auf  d:\e  Regierung  über- 
geht, tritt  die  Ausübung  desselben  mit  dem  Staats- 
rechte in  eine  Verbindung,  welche,  wenn  sie  auch 
den  Krieg  nicht  rechtfertiget,  ihn  dennoch  in  recht- 
licher Hinsicht  höher,  als  den  Zweykampf,  stellt.  Der 
einzelne  Mensch  ist  berechtiget,  die  Regierung 
rechtlich  ve  r  p  f  1  i  ch  t  e  t ,  nöthigenfalls  zu  den  Waf- 
fen zu  greifen.     Der  Krieg,  dem  Staatsrechte  nach 
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eine  öfFentliche  Angelegenheit,  steht  in  dieser  seiner 
Eigenschaft  denn  doch  schon  unter  der  Herrschaft 
gewisser  Gesetze,  der  Staatsgeselze ,  oder  unter 
dem  Einflüsse  der  öffentlichen  Meinung.  Unter 
jenen  Gesetzen  giebt  es  oft  auch  solche,  welche  das 
Kriegsrecht  unmittelbar  zum  Gegenstande  haben. 
Gesetze  dieser  Art  enthielt  das  jus  feciale  der 
Römer. 


Erste   Abt  Heilung. 

^fn  dem  Uehergange   aus   dem  Fricdcnjzustande  in   den 
Krieg  sz  ustan  d. 


Nur  Vertheidigungskriege  d.  i.  nur  die  Kri^^ 
sind  rechtmäfsig,  welche  ein  Volk  entweder  um  fiir 
ein  erlittenes  Unrecht  Genugthuung  zu  erhalten, 
oder  um  einen  widerrecbtlich  gewaltsamen  Angriff 
von  sich  abzuwehren,  oder  um  einer  Feindselig- 
keit, mit  der  es  bedroht  wird,  zuvorzukommen, 
führt.^^) 

Ein  Krieg  ist  nur  dann  rechtmäfsig,  wenn  er 
ein  Vertheidigungskrieg  ist,  nicht  aber  schon  d?^- 

4o)  Dem  V  erlneinigun^skriege  enlgegenj^esetrt  ist  der 
AngTiflfski  iQg  (1.  I,  ein  Hnjj^erechter  Krieg^.  Doch  haben  %ejde 
"Worte  noch  eine  andere  —  auf  die  Thatsaehe  des  eJ?sten  Ao- 
grifFs  sich  bez.!ehende  - —  Bedeutung.  Wegen  dieser  Zwey- 
deutigkeit  der  Worte:  Vertheidignngs-Angriffskrleg-  ist  es 
unräthlich,  einem  Bündnisse,  das  man  abschliefst ,  dea  Nah-r 
men  eines  Defensivbiindnisses  zu  geben.  Denn  die  Unredlich- 
keit kann  von  diesem  Nahmen  einen  Verwand  entlehnen,  sich 
wegen  der  Nichterfüllung  des  Verl  r  arg  es  zu  enl^jchöldrgen.    ' 
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wegen,  weil  er  ein  Vertheidiguiigskrieg  ist.  Da^ 
mit  ein  Krieg,  obwohl  ein  Verlheidiguno^skrieij;^ 
rechtmäfsig  sey,  wird  noch  überdiefs  erfordert, 
dafs  er  in  dem  gegebenen  Falle,  nach  der  Beschaff 
fenheit  der  Verhältnisse,  das  einzige  Mittel  ist,  wie 
das  Volk  seine  Vertheidigung  bewerkstelligen  kann, 
dafs  also  z.B.  das  Volk  nicht  nur  Genugthuung  zu 
fordern  hat,  sondern  dafs  es  auch  auf  keine  andere 
Weise,  als  durch  die  Gewalt  der  Waffen,  zu  dieser 
Genugthuung  gelangen  kann. 

Obwohl  jene  drey  Gründe,  mit  welchen  ein 
Krieg  gerechtfertigt  werden  kann,  in  rechtlicher  Hin- 
sicht einander  gleich  stehn ,  so  sind  sie  docli  in  der 
Anwendung  —  d.  i.  wenn  es  sich  fragt,  ob  der  und 
der  Grund  in  der  Erfahrung  gegeben  sey  und  ob 
er,  in  dem  gegebenen  Falle,  einen  Krieg  noth wen- 
dig mache,  —  gar  sehr  von  einander  verschieden. 
Der  in  der  Anwendung  unsicherste  und  daher  be- 
denklichste von  jenen  Gründen  ist  der,  welcher  von 
der  Gefahr  bevorstehender  Feindseligkeiten  (von 
dem  Präventionsrechte)  entlehnt  werden  kann. 
Kann  man  im  Stande  der  Natur  dem  Frieden  je  ganz 
traun  ?  Darf  man  auf  der  andern  Seite  nicht  hof- 
fen, die  doch  allemal,  wenn  auch  mehr  oder  we- 
niger, ferne  Gefahr  durch  andere  Mittel,  als  durch 
die  äufsersten,  von  sich  abwenden  zu  können?  Mit 
einem  Worte,  stellt  nicht  jener  Grund  den  Ent- 
schlufs  zum  Kriege  zwischen  Furcht  und  Hoffnung? 
Gleichwohl,  je  näher  und  mannigfaltiger  und  blei- 
bender die  Berührungen  sind,  in  welchen  gewisse 
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Völker  mit  einander  slehn  ,  desto  überwiegender 
ist  der  Einflufs,  welchen  bey  ihnen  jenerGrnnd  auf 
die  Frage  über  Krieg  und  Frieden  hat.  DieKriege, 
welche  in  Europa  seit  dem  sechszehnten  Jahrhun- 
derte geführt  worden  sind ,  waren  gröfstentheils 
Kriege  der  Vorsicht,  (Präventionskriege.)  Aber 
fast  immer  bemühte  mau  sich  ,  sie  durch  einen  an- 
dern Grund  zu  rechtfertigen. 

Dem  Ausbruche  der  Feindseligkeiten  mufs  eine 
förmh'che  Ankündigung  des  Krieges  vorausgehn. 
Denn  sonst  würde  dem  treulosen  Frieden  ein  ewiger 
Krieg  vorzuziehn  seyn,  der  Krieg  also  aufhören, 
die  Vertheidigung,  d.  i.  die  Wiederherstellung  des 
Friedens,  zum  Zwecke  zu  haben.  Doch  scheint  es 
Mühe  zu  kosten,  ehe  ein  Volk  die  Ankündigung 
3es  Krieges  dem  Ueberfalle  voiziehn  lernt.  Nach 
dem  altrömischen  Priesterrechte  ,  nach  dem  jure 
feciali,  war  (vielleicht  eben  deswegen)  die  Ankün- 
digung eines  Krieges  mit  gewissen  heiligen  Gebräu- 
chen verbunden  ;  und  gleichwohl,  wenn  anders 
den  Berichten  des  Livius  Glauben  beyzu messen  ist, 
waren  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Stadt  Rom 
Ueberfalle  häufiger,  als  offene  Kriege.  Bei  den 
Völkern  Deutschen  Ursprungs  scheinen  die  Gesetze 
des  Ritterwesens  die  erste  Veranlassung  zu  der  Ein- 
führung förmh'cher  Kriegsankündigungen  gegeben 
zu  haben.  Die  in  dem  neueren  Europa  üblichen 
Kriegsmanifeste  stehen  noch  mit  andern  rechtlichen 
Ansichten  in  Verbindung.  Sie  sind  Berufungen  an 
die  öftentliche  Meinung*,  Berufungen  an  die,  wel- 
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che  im  Namen  der  Europäischen  Menschheit  das 
Wort  zu  führen  berechtiget  sind.      ,  /hj[l!ii>l:  i^b  !?? 
Alles  das  möglichst  zu  beseitigen  öder  zu  ve,r^ 
meiden  ,  was  einen  Krieg  verursachen  kann,  -^  ist 
die  erste  Grundmaxime  einer  Politik,  welche  sich 
die  Erhaltung  des  Friedens   zum  Zwecke  macht. 
Die  Folgen ,  welche  sich  aus  diesei*  Maxime  ablei- 
ten lassen,  sind  verschieden  nach  der  V^erschfed^r- 
heit  der  Ursachen,    welchen    die  Entstehung   der 
Kriege  beyzumessen  ist.     (Von   diesen  Ursachen, 
welche  übrigens  nicht  mit  den  Gründen  zur  Rechte 
fertigung  eines  Krieges  verwechselt  werden,dürfen| 
i^  dem  folgenden  Buche.)      Allemal  ab;ei;?^i^y4,<?|r^ 
Sturm  in  Zeiten  zu  bedräu  n.  Wenn  die  Heere  schon 
schlagfertig  einander  gegenüberstehn ,    findet  die 
Stimme  des  Friedens  selten  Gehör.     Ist  der  ,er§te 
Sehlag  geschehn ,  50  ist  es  Schwäche  zu  bera^ir^. 
schlagen,  ob  man  ihn  erwidern  soll,     ;Z?«fw  c^Zz^^^ 
rajit  Romae^perit  Saguntum.  —  Die  zweite  Grund-^ 
i^iaxime  einer  friedlichen  Politik  ist  die :  Wer  deo 
Frie^qn  will,  darf  nkht  den  Krieg  zu  fürchten; h,a- 
bei) ff    \^  vis  habere  pacera,  parß  hßllum.      Die 
Sprache  der  Mäfsigung  und  der  Redlicbkeit  inacht 
am  meisten  Eindruck,   wen»  §ie  ,5^qii  dem  Slärk^, 
ren  geführt,mrd.^^)  ^b  L^ae^w«liH  esb 
— ^-^  'r-,vf.,:f>.>..-.'?  .,,,.,., ,f-V 

iy3;gaiAiJl9a  bdle^f^,  .,.  giJhF>boMir^y,fH  naulolmh 
'''     - '^^  '■■■  vy::AU'-'in'^H.  .■«nrinbM  5fl:)iffn#5'f5ib 

ZachariäReg.LehrelLBd.i.Abth.  7 
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ZWEYTE     Abt  HEILUNG. 


Von     dem     Kriegszustand  e. 


VoiJ    dem  Krie<jsrechte 


D 


(dieses  Wort  in  seiner  engeren  Bedeutung  genommen) 


im  a 


Das  Recht  der  Selbslverlheidlgung  ermächtiget 
seinem  Wesen  nach  zur  Anwendung  eines  jeden 
Mittels,  durch  welches  nur  möglicherweise  der 
Feind  bezwungen  werden  kann.  Es  ist  ein  Recht 
über  Leben  und  Tod,  über  Gut  und  Blut;  (verhera 
non  dantuv  ad  mensuram  ^ )  ein  Recht  ohne  Gren- 
zen. (Datur  jus  belli  in  infinkum.)  Aber  die  Aus- 
übung dieses  Rechtes  steht  unter  dem  Grundsätze: 
Der  Krieg  ist  nur  als  eine  N  o  t  h  w  c  h  r 
r  e  c  h  t  m  ä  f  s  i  g ,  oder,  der  Zweck  des  Krie- 
ges ist  der  Friede. 

Kraft  dieses  Grundsatzes  ist  es  1)  widerrecht- 
lich, gegen  den  Feind  von  Mitteln  Gebrauch  zu 
machen,  welche,  indem  sie  Mifstraun  oder  Erbit- 
terung unter  den  Kriegführenden  Mächten  stiften, 
die  Wiederherstellung  des  Friedens  erschweren 
oder  unmöglich  machen.  Mittel  dieser  Art  sind  z.  B. 
Meuchelmord ,  vergiftete  Waffen ,  Kundschafter. 
Auch  Schmähungen  und  Beschimpfungen;  Ueber- 
muth  schmerzt  mehr,  als  eine  Gewaltthat,  ^^) 


48)  Tliucjd.  1,  77.     Machiav.  Abb.  über  den  Li- 
vius  11,   26» 
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2)  Das  Recht,  den  Feind  an  Leib  und  Leb^n 
zu  beschädigen ,  ist  nur  gegen  diejenigen  ins  Werk 
7A1  setzen,  welche  an  dem  Kriege  einen  unmittelbar 
thätigen  Antheil  nehmen;  also  z.  B.  nicht  gegen  die 
friedlichen  Einwohner  des  feindlichen  Landes,  nicht 
gegen  die,  welche  in  dem  Heere  des  Feindes  ange- 
stellt sind,  ohne  die  Waffen  zu  tragen.  Auch  die 
Menschlichkeit,  auch  das  Interesse  der  kriegfüh- 
renden Mächte  spricht  für  diese  Regel.  Jedoch, 
so  wie  es  sich  von  selbst  versteht,  dafs  sie  da,  wo 
die  ganze  waffenfähige  Mannschaft  im  Heere  dient, 
nur  eine  sehr  beschränkte  Anwendung  leidet,  so 
können  auch  in  dem  entgegengesetzten  Falle  Um- 
stände eintreten,  welche  eine  Abweichung  von  ihr 
rechtfertigen  oder  beschönigen.  So  arten  z.  B.  Mei- 
nungskriege, und  unter  diesen  besonders  die  Re- 
ligionskriege, sehr  leicht  in  Ausrottungskriege  aus. 
Denn  in  einem  Kriege  über  Meinungen  steht  nicht 
Volk  gegen  Volk,  sondern  Mensch  gegen  Mensch. 
Und  selbst  der  Sieg,  wenn  er  nicht  in  dem  Tode 
des  Feindes  endet,  ist  verdächtig.  Denn  wie  ver- 
mag der  Sieger  zu  unterscheiden,  ob  die  Bekehr 
rung  des  Feindes  ehrlich  oder  verstellt  sey.  In  dem 
Kreuzzuge  gegen  dieAlbigenser  wurde  die  Stadt  Ba- 
giens  bey  einem  Ausfalle,  den  die  Bürger  thaten, 
von  dem  Vortrabe  der  Kreuzfahrer,  der  aus  gemein 
neu  Leuten  bestand,  uhvermuthet  erobert.  Die 
Edlen  und  Ritter,  welche  das  Hauptheer  bildeten, 
entschlossen,  sich  die  Beute  zuzueignen,  fürch- 
teten gleichwohl,  in  der  Unordnung  eines  Sturmes 

^7  ' 
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ihre  eigenen  in  die  Stadt  bereits  eingedi'ungeneii 
Leute  mit  den  Bürgern  der  Stadt  zu  verwechseln. 
»Wie  fangen  wir  es  an,«  fragten  sie  den  päbsth'chen 
Legaten,  >>d|ife.wir  die  guten  Katholiken  von  den 
Kätzern  unterscheiden?«  »Tödet  Alles;«  antwor- 
tete der  Legat,  »der  Herr  wird  die  Seinen  zu  er- 
kennen wissen. «  Schon  das  giebt  dem  Kriege 
einen  gefährlicheren  Charakter,  wenn  der  Kampf, 
ohne  für  und  wider  ein  gewisses  System  von  Mei- 
nungen geführt  zu  werden,  dennoch  mit  einem 
Streite  über  Meinungen  verschlungen  ist.  Die 
Kriege,  welche  durch  die  Fpnz{')sische  Revolution 
veranlafst  wurden,  waren  von  dieser  Art. 

3)  Auch  diejenigen  Individuen  des  feindlichen 
Volkes,  welche  an  dem  Kriege  einen  unmittelbar 
tliäligen  Antheil  nehmen,  sind  für  ihre  Person  nur 
in  dem  Grade  feindlich  zu  behandeln,  in  wel- 
chem es  der  Zweck  des  Krieges  gebielhorisch  for- 
dert. Daher  ist  es  widerrehtlich,  von  Waifen  Ge- 
hrauch zu  machen,  welche,  (wie  Glas,  Nägel, 
gehacktes  Bley,)  zwar  schmerzlicher,  aber  nicht 
tödlicher  verwunden;  —  den  Feind,  welcher  sich 
ergeben  hat,  zu  tödten  oder  zu  mifshandeln;  — 
Gefangene  zur  Knechtschaft  zu  verurtheilen.  Am 
schwersten  findet  der  vorliegende  Grundsalz  des 
Kriegsrechts  in  so  fern  Eingang,  als  er  das  Schick- 
sal der  Gefangenen  möglichst  zu  mildern  geble- 
thet.  Oft,  besonders  in  dem  Kindesalter  der  Staa- 
ten, ist  es  unmöglich,  Milde  gegen  die  Gefangenen 
mit  der  Vorsorge  für  die  eigene  Sicherheit  zu  ver- 
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eiiiigert/  Ütid  bleibender,  als  dieses  Verhälliiifs, 
sind  die  Ansichten  und  Privatinteressen,  welche 
mit  ihm  zugleich  oder  aus  ihm  entstanden.  Bey 
den  Völkern  des  Deutschen  Stammes  hatte  die  Ge- 
fangenschaft ursprünglich  Knechtschaft  zur  Folge. 
In  späteren  Zeiten  behielt  ein  Jeder  die  Gefange- 
nen, die  er  gemacht  hatte,  so  lange  in  seiner  Ge- 
wahrsam, bis  dafs  sie  sich  ausgelöfst  (ranzionirl) 
hatten.  Das  Herkommen  ,  dafs  Gefangene  ausge- 
löfst werden  mufsten,  dauerte  noch  im  löten^und 
17len  Jahrhunderte  fort;  jedoch  mit  dem  Unter- 
schiede, dafs  die  Auslösung  Sache  der  Regierungen 
wurde.  Der  Preifs  der  Auslöfsung  wurde  durch 
Verträge,  (nach  der  Verschiedenheit  der  Dienst- 
stufen der  Gefangenen  verschieden,)  übrigens  mit 
dem  Vorbehalte  der  Auswechselung,  bestimmt.*^) 
Erst  im  18ten  Jahrhunderte  stelhe  sich  das  noch 
besiehende  Recht  fest,  nach  welchem  Gefangene 
bis  zur  Beendigung  des  Krieges  in  Verwahrung  ge- 
hallen werden,  damit  sie  nicht  von  neuem  zu  den 
VVaileu  greifen.  Es  wäre  su  wünschen,  dafs  man 
ein^  Bürgschaft  ausfände,  welche  es  unbedenklich 
nuichte,  alle  Gefangene  auf  ihr  Ehrenwort  frey  zu 
lassen. 


.  49)  Das  ältesf'e  Kartei  vvp£:en  Auswechselung  der  Ge-> 
fangcncn  ,  das  l>ei  D  u  m  o  n  l  (T.  VII.  P.  I,  S.  23  1 .),  vorkommt , 
ist  vom  J.  1673.  S.  auch  ilasselbf  Werk  T.  VII.  P.  L  S.  292. 
P.  II.  2JO.  3tp.  Icti  kann  initli  erinneru,  dafs  sich  Soldalen , 
welche  aus  der  Gefdn-;ensel)aft  eulk-ommen  war^n  ,  als  »Seibst- 
raniiouirte«  mir  voi stellten. 
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4)  Feindesgut,  das  Privateigenthum  ist,  steht 
utiter  dem  Schutze  des  Völkerrechts ;  es  darf  nur 
ausnaliineweise,  nur  wenn  und  in  wie  fern  der 
Zweck  des  Krieges  nach  Zeit  und  Umständen  nicht 
anders  erreichbar  ist,  angetastet  werden.  Denn 
das  Privatvermögen  der  Unterthanen  ist  nur  in  so 
fern  ein  Bestandtheil  der  Kriegsmacht  der  Staaten, 
als  einem  jeden  Staate  die  Herrschaft  (imperiuin) 
über  das  Vermögen  seiner  Unterthanen  zusteht.  Ein 
Heer,  das  durch  Plündern  und  Verwüsten  seine 
Siege  entehrt,  vermehrt  die  Zahl  seiner  Feinde;  es 
nährt  den  Krieg  durch  den  Krieg.  —  Allerdings 
wird  die  vorliegende  Regel  durch  die  Ausnahmen 
gefährdet,  welche  sie  in  besonderen  Fällen  zuläfst. 
Man  erinnere  sich  derMafsregeln,  welche  Napoleon 
gegen  den  Handel  und  gegen  das  Eigenthum  der 
Briten  ergriff.  Um  Grofsbritannien  zum  Frieden 
zu  nöthigen,  glaubte  er  den  Grundsatz  schlechthin 
verlassen  zu  müssen  und  zu  dürfen ,  welcher  das 
Privateigenthum  gegen  die  occupatio  bellica  in 
Schutz  nimmt.  Jedoch  das  Kriegsrecht,  dieses 
künstlich  stolze  Gebäude  des  menschlichen  Geistes, 
ist  in  allen  seinen  Theilen  nur  ein  Ideal;  bey  der 
Darstellung  dieses  Ideales  sind  zugleich  die  Ver- 
hältnisse der  Zeit  und  des  Orts  zu  berücksichtigen. 
Die  Hauptsache  ist  die,  die  Grundidee  dieses  Rechts, 
den  friedlichen  Zweck  der  Kriege,  festzuhalten. 
Wenn  diese  Idee  den  Einflufs  verlöre,  den  sie  seit 
Jahrhunderten  auf  das  Schicksal  der  Europäischen 
Menschheit  gehabt  hat,  (und  das  sogenannte  Kon- 
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linentalsystem  bedrohte    diesen'  Eiiiflufs,)    durch 
nichts  würde  der  Verkist  zu  ersetzen  seyn. 

ö)  Den  Fremden,  (den  Ausländern,)  welche 
Unterthanen  der  feindlichen  Macht  sind,  verbleiben 
billig  die  Rechte,  die  ihnen  vor  dem  Kriege,  sey 
es  nach  den  Landesgesetzen  oder  kraft  eines  völ- 
kerrechtlichen Vertrages, '*^)  im  Inlande  zustandeui 
Sie  können  also  z.  ß.  die  Forderungen,  die  sie  an 
Inländer  zu  machen  berechtiget  sind,  nach  wie  vor 
bey  den  Gerichten  des  Inlandes  einklagen ;  sie  blei- 
heu  Eigenthümer  der  Grundstücke,  die  sie  im  In- 
lande besitzen;  ihnen  sind  die  Erbschaften  auszu- 
antworlen,  welche  ihnen  während  des  Krieges  im 
Inlande  erölFnet  werden.  Dem  Staatsrechte  nach 
ist  der  Krieg  blos  die  Sache  der  Regierungen.  Der 
Zweck  des  Krieges  gestattet  oder  fordert,  von  die- 
sem Grundsatze  auch  im  Kriegsrechte  auszugehn. 

>nC)ie  Unterthanen  des  feindlichen  Staates  sind  niciu 
deswegen,    weil  sie  de  jure  als  Feinde  betrachtet 

,,.>vcrden  können,  sondern  nur,  wenn  und  in  wie  lern 
bie  de  facto  Feinde  sind,  feindselig  zu  behandeln. 
6)  Unterhandlungen  unter  kriegführenden 
Mächten  haben  denselben  Anspruch  auf  völker- 
rechtlichen Schulz ,  wie  die  unter  befreundeten 
Völkern.  Z.  ß.  die  oben  entwickelten  Grundsätze 
des  Gesandschaftsrechts  sind  auch  auf  die  Gesand- 
ten anwendbar,  welche  kriegführende  Mächte   an 


5o)  Andeier  Meinung  »st,  was  die  aut  völken  ctlitliilien 
Vcrtiiigen  beruhenden  Rcclile  betrifft,  Blerlin  m  s.  Rcjjcr" 
ivire  de  juris^jr.  m.  c(ranßcr. 
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einander  abordnen.  Nicht  blos  zur  Wiederherstel- 
lung des  Friedens,  auch  zur  Milderung  der  Schre-^ 
cken  des  Krieges  bahnen  gütliche  Unterhandlungen 
den  Weg.  Es  wäre  zu  wünschen,  dafs  ein  Krieg 
nicht,  wie  bisher,  die  Folge  in  Europa  hätte,  dafs 
diePartheyeu  iiire  Gesandten  gegenseitig  abberufen. 

Von  dem  Rechte  der  Eroberung.  ^') 
Der  Besitzstand  des  Eroberers  ist  ein  wider- 
rechtlicher Besitzstand  in  dem  Sinne,  dafs  die 
Gegen parthey  nur  von  ihrem  guten  Rechte  Ge- 
brauch macht,  wenn  sie  den  Eroberer  durch  die 
Gewalt  der  Waffen  wieder  aus  seinem  Besitze  setzt 
oder  von  ihm  bey  den  Friedensunterhandlungen 
die  Herausgabe  des  eroberten  Landes  fordert.  Die 
Eroberung  ist  für  dieGegenparthey  sogar  ein  neuer 
Grund,  die  Feindseligkeilen  fortzusetzen,  ein  neuer 
Grund,  Schadenersatz  zu  fordern.  Denn  das  ür- 
tlieil,  das  eihe  kriegführende  Macht  über  ihr  Recht 
fällt,  ist  seinem  Wesen  nach  ein  einseitiges  ürtheil. 


5i)  yirgnmentum  arcluum ,  multiplex !  Für  Deutscli- 
Jand  erlnclt  diese  Lehre  —  durch  den  Lünevillcr  Frieden, 
durch  den  Deputationshauplschlufs  v.  J.  i8o3,  durch  die 
Auflösung  des  Königreichs  Westphalen  u.  s.  w.  —  ein  beson- 
deres Inlercsse.  Vgl.  Das  Recht  der  KriegseroLernng  in  Be- 
ziehung auF  Staalskapitalien.  -Von  Pfeiffer.  Kassel  i823.  8. 
(Hier  findet  raan  7AigIeich  die  neueren  Schriften  über  das  Recht 
der  Eroberung  ziemlich  vollständig-  verzeichnet.)  Man  er- 
schwerte sich  die  Arbeit  durch  das  Vorurtheil,  wekhes  man 
für  die  Theorie  des  Römischen  Rechts  von  der  occupatio 
bellica  hegte.  Wie?  diese  Theorie  dürfte  man  in  das  heu- 
tige EuropäIsc])e  Völkerrecht  Iiineintragen  ?  Sind  die  res 
hostiiitn  res  nullius  ? 


105 


Das  ändert  nichts  an  der  Sache,  dafs  der  Eroberer 
sein  vermeinth'ches  Recht  durch  die  Eroberung  in 
Vollziehung  gesetzt  hat. 

Mit  der  Eroberung  erlischt  in  Beziehung  auf 
das  eroberte  Land  das  Recht,  Feindseligkeiten  aus- 
zuüben. Denn  die  Nothwehr  setzt  eine  Gegenwehr 
voraus.  (Parcere  suhjecds  et  debellare  superhos.) 
Dagegen  tritt  der  Eroberer  an  die  Stelle  der  ver- 
triebenen Refjieruno*.  Das  fordert  die  Idee  der 
Ewigkeit  des  Staates,  dessen  Bande  sonst  die  Er- 
oberung auflösen  würde.  Das  ist,  der  Wieder^ 
herstellung  des  Friedens  förderlich,  dem  Kriegs- 
rechte gemäfs. 

Der  Eroberer  hat  die  Rechte  der  vertriebenen 
Regierung  so  auszuüben,  als  ob  er  das  eroberte 
Land  dereinst  beym  Friedensschlüsse  dem  verfas- 
sungsmäfsigen Fürsten  wieder  abzutreten  hätte;  mit 
andern  Worten,  der  Eroberer  hat  das  eroberte  Land 
gleich  als  ein  von  dem  verfassungsmäfsigen  Fürsten 
eingesetzter  Stellvertreter  zu  verwalten.  (Est  man^ 
datarius  m  rem  suam.)  Denn  sonst  würde  die  Er- 
oberung die  Wiederherstellung  des  Friedens  er- 
schweren ,  also  den  Zweck  verfehlen ,  den  sie  för- 
dern soll.  Ueberdiefs,  eine  Eroberung  ist  dem 
Staatsrechte  nach  als  eine  Revolution  zu  betrachten, 
welche  durch  Feindessrewalt  gestiftet  wird.  Aber, 
wenn  es  anders  eine  Rechtsregel  giebt,  welche  für 
Revolutionen  gültig  ist,  so  ist  es  die,  die  Gewalt- 
that  möglichst  zu  beschräukeu. —  Es  hat  also  der 
Eroberer  sich  einer  jeden  Veränderung  in  der  Lan- 
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desverfassung  zu  enthalten ,  die  Rechtshandlungen 
der  verfassungsmäfsigen  Regierung  ,  die  älter  als 
die  Eroberung  sind,  als  gültig  anzuerkennen,  der 
Rechtspflege  ihren  freyenLauf  zu  lassen,  und  über- 
haupt die  Regierung  nach  den  Gesetzen,  die  zur 
Zeit  der  Eroberung  bestanden,  zu  verwalten.  Eben 
so  wenig  darf  er  sich  die  öffentlichen  Kunst-  oder 
Büchersamnilungen  zueignen,  die  er  in  dein  er- 
oberten Lande  findet;  denn  sie  sind  nicht  Slaats- 
sondern  National" ut.  Allerdings  läfst  der  in  Fraae 
stehende  Grundsatz  in  seiner  Anwenduiia*  auf  ein- 
zelne  Fälle  noch  manche  Zweifel  übrig.  Erstreckt 
sich  z.  B.  die  Vollmacht  des  Eroberers  so  weit,  dafs 
er  das  Land  mit  Schulden  belasten,  über  die  Staats- 
güter, wenn  sie  auch  nach  den  Gesetzen  des  Lan- 
des veräufserlich  sind,  verfügen  darf?  Jedoch 
diese  Unvollkommenheit  thcilt  der  Grundsatz  nlit 
allen  denen,  welche  den  Feindseligkeiten  gewisse 
Schranken  zu  setzen  bestimmt  sind.  —  Auf  der 
andern  Seite  gebührt  dem  Eroberer,  wenn  er  die 
Grenzen  seines  Rechts  nicht  überschreitet,  derselbe 
Gehorsam  von  den  Einwohnern  des  eroberlcn  Lan- 
des, wie  dem  verfassungsmäfsigen  Fürsten.  Wenn 
gleichwohl  diejenigen  unter  ihnen  gepriesen  wer- 
den, welche,  ihrer  gesetzmäfsigen  Regierung  treu, 
gegen  den  Eroberer  aufstehn,  so  beruht  dieses  Lob 
nicht  auf  der  wesentlichen  Widerrcchtlichkeit  der 
Herrschaft,  gegen  welche  sie  sich  auflehnen,  son- 
dern auf  dem  rechtlichen  Wesen  der  ünterthanen- 
pflicht  überhaupt. 
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Es  darf  nicht  befremden,  wenn  gerade  die 
Grundsätze  des  Kriegsrechts,  welche  der  Gewalt 
des  Eroberers  gewisse  Grenzen  setzen,  am  häufig- 
sten und  am  schwersten  verletzt  werden.  Der  Auf- 
forderung, welche  jene  Grundsätze  an  den  Erobe- 
rer richten,  von  einer  Gewalt,  die  einstweilen  nur 
als  eine  Regentschaft  gerechtfertiget  werden  kann, 
mit  Mäfsigung  Gebrauch  zu  machen ,  steht  die 
Furcht  vor  der  Unsicherheit  der  Eroberung  gegen- 
über. Hierzu  kommen  die  Bedürfnisse  und  die 
Ansprüche  des  Heeres,  welches  die  Eroberung  ge- 
macht hat.  Wenn  in  dem  vom  Feinde  besetzten 
Lande  Aufstände  ausbrechen  oder  zu  befürchten 
sind ,  tritt  oder  bleibt  das  Kriegsgesetz  in  Kraft. 
Zuweilen  kann  der  Eroberer  über  die  Raubsucht 
des  eigenen  Heeres  nur  unvollkommen  gebielhen. 
Allemal  aber  liegt  in  der  Eroberung  ein  Princip  der 
Zerstörung,  welches  sich,  je  weiter  die  Eroberung 
fortgesetzt  wird ,  desto  mehr  entwickelt.  Den  be- 
sten Kommentar  zu  allen  diesen  Sätzen  enthäh  die 
Geschichte  der  Eroberungskriege,  welche  Frank- 
reich seit  den  Zeiten  seiner  Revolution  geführt 
hat.  ^^)  Jedoch  liegen  in  der  Geschichte  dieser 
Kriege  nicht  blos  Warnungen  vor  dem  Mifsbrauche 

52)  Es  ist  die  Bemerkung  gemaclit  worden,  dnfs  das 
Mifstraun,  welches  man  in  die  Beständigkeit  der  Maclit 
Napoleons  setzte,  einen  niclit  geringen  Einflufs  auf  die  Hand-, 
liingsweise  seiner  Feldhauptleute  in  den  eroberten  Länder 
halte.  —  Ist  es  ralhsam,  die  Beamten  abzubcrii((;n ,  wenn 
der  Feind  ins  Land  eindringt?  S.  die  Denkschriften  des 
Herzogs  von  Rovigo. 
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des  Eroberungsrechts,  sondern  auch  Belehrungen 
über  die  gehörige  Ausübung  dieses  Rechts.  So 
sind  z.  B.  die  Fortschritte,  welche  die  Kunst,  ein 
erobertes  Land  zu  verwalten,  gemacht  hat,  zu- 
gleich ein  Gewinn  für  das  Kriegsrecht.  So  schwer 
auch  die  Lasten  waren  ,  welche  Frankreich  den 
deutschen  Staaten  auferlegte,  so  ist  doch  der  Zu- 
stand, in  welchen  Deutschland  durch  jene  Kriege 
versetzt  wurde,  nicht  mit  dem  zu  vergleichen,  in 
welchem  es  z.  ß.  durch  den  dreyfsigjährlgen  Krieg 
versetzt  wurde.  Man  hatte  gelernt,  die  Kriegs- 
lasten gleicher  und  regelmäfsiger  zu  verthcileu. 

Die  Frage,  wie  weit  sich  das  Recht  der  Er- 
oberung erstrecke,  hat  nicht  blos  ein  völkerrechl- 
liches,  sondern  eben  so  wohl  ein  staatsrechlliches 
Interesse.  Denn  sie  steht  in  einer  wesentlichen 
Verbindung  mit  der  Frage:  Behallcn  die  Rrgie- 
rungshandlungen  des  Eroberers  ihre  Gühigkeit, 
wenn  die  verfassungsmäfsige  Regierung,  sey  es 
durch  die  Gewalt  derVVaflen  oder  dereinst  im  Frie- 
densschlüsse, wiedereingesetzt  wird?  Hat  also  diese 
Regierung  z.  B.  die  Schulden  zu  be/.ahlen,  mit  wel- 
chen der  Eroberer  das  Land  heiastet  hat,  oder  die 
Staatsgüter,  welche  der  Eroberer  veräufsert  hat , 
den  Käufern  oder  den  von  ihm  Beschenkten  und 
deren  Rechlsnachfolgern  zu  lassen? 

Wenn  oder  in  wie  fern  nun  der  Eroberer  bey 
der  Verwallunii  des  Landes  die  Grenzen  seines 
Rechts  nicht  überschritten  hat,  sind  die  von  ihm 
ausgegangeneu  Regierungshandluugen  von  der  wie- 
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dereingeselzten  verfassungsmäfslgen  Regierung  un- 
slreihg  aufrecht  zu  erbalten.  Denn  alsdann  oder 
in  so  fern  ist  anzunehmen,  dafs  der  Eroberer  in 
Auftrag  oder  mit  Zustimmung  dieser  Regierung  ge- 
handelt habe,  da  keine  Regierung  wollen  kann  und 
darf,  dafs  das  Volk  oder  ein  Theil  desselben  der 
Anarchie  Preifs  gegeben  werde.  —  Wie  aber, 
wenn  der  Eroberer  jene  Grenzen  überschritten  hat? 
Von  Einigen  wird,  auch  was  diesen  Fall  betriflt, 
die  fortdauernde  Gültigkeit  der  Regierungshand- 
lungen des  Eroberers  behauptet;  ^^)  in  dem  Sinne 
nähmlich,  dafs  die  wiedereingesetzte  verfassungs- 
mäfsige  Regierung  diese  Handlungen  nur  mit  Vor- 
behalt der  kraft  derselben  erworbenen  Rechte  (nur 
salvo  jure  shtgulorum)  oder~  wenigstens  nur  mit 
Vorbehalt  des  für  den  Verlust  dieser  Rechte  zu  lei- 
stenden Ersatzes  widerrufe»  d?örfe.  Die  Verthei- 
diger  dieser  Meinung  berufen  sich  auf  die  Ewigkeit 
des  Staates,  auf  den  Grundsatz,  dafs  Machtvoll- 
kommenheit ohne  Macht  ein  W^iderspruch  sey, 
auf  das  Recht,  welches  einer  jeden  Regierungjiind 
mithin  auch  dem  Eroberer  zustehe,  in  aufseror- 
dentlichen  Zeiten  aufserordentliche  Mafsregeln  zu 
ergreifen.  Die  richtigere  Meinung  dürfte  jedoch 
die  seyn,  dafs  mau  zur  Beurtheilung  dieses  Falles 
die  Grundsätze  anzuwenden  habe,  welche  von  Re- 
volutionen und  nahmentlich  von  der  Beendigung 


53)  Ich  selbst  liabe  mich  ehemals  zu  dieser  Meinung- 
bekannt  j  in  der  Schrift:  Ueber  die  verbindende  Kraft  der 
Kegierongshandlungen   des  Eroberers.     Heidelb.  iSiC.  8. 


110 


einer  Revolution  durch  die  Wiedereinsetzung  der 
vormaligen  Regierung  gelten.  Denn  der  Zustand, 
in  welchen  das  eroberte  Land  durch  den  Mifsbrauch 
des  Eroberungsrechtes  versetzt  wurde,  war  in  der 
That  ein  revolutionärer  Zustand.  Dieses  voraus- 
gesetzt, kann  man  die  vorliegende  Frage  weder 
unbedingt  bejahen  noch  unbedingt  verneinen. 
Sondern  Alles  hängt  von  Zeit  und  Umständen  ab; 
von  der  objectiven  BeschafFenheit  und  Verschie- 
denheit der  Regieiungshandlungen,  von  dem  gu- 
ten oder  dem  bösen  Glauben  der  Belhciligten,  ob 
der  Eroberer  längere  oder  kürzere  Zeit  in  dem  Be- 
sitze des  Landes  gewesen  ist  u.  s.  w.  Nur  so  viel 
läfst  sich  im  allgemeinen  behaupten ,  dafs  die  ver- 
fassungsmäfsige  Regierung  geneigter  seyn  sollte, 
die  Rechtshandlungen  des  Eroberers  bcy  Kräften 
zu  erhalten,  als  sie  zu  entkräften.  Denn  wird 
nicht  eine  Revolution  am  besten  durch  eine  Am- 
nestie beendiget?  Und  ist  nicht  zu  fürchten,  dafs 
der  Eroberer  die  Einwohner  des  eroberten  Landes 
desto  härter  anstrengen  werde ,  wenn  sein  Recht 
auf  die  Zeitdauer  seines  Besitzes  beschränkt  ist? 
Wie  aber  auch  das  Erdurtheil  der  Regierung  aus- 
falle, allemal  ist  es  eine  Ungerechtigkeit,  wenn 
diejenigen,  welche  an  die  Handlungen  des  Erobe- 
rers Theil  genommen  haben,  mit  einer  Strafe  he^ 
legt  werden.  Die  äufserste  Mafsregcl,  welche  ge- 
gen sie  ergriffen  werden  mag,  ist  der  Befehl,  das 
Land  zu  räumen. 
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Wenn  man  erwägt,  wie  schwer  es  bey  der 
vorliegenden  Aufgabe  ist,  die  Scheidlinie  zwischen 
Recht  und  Unrecht  zu  ziehn  oder  zu  erkennen , 
oder  wie  leicht  ein  gerechter  Unwille  zur  Ueber- 
schreitung  dieser  Scheidlinie  verleiten  kann,  so 
wird  man  zu  dem  Wunsche  veranlafst,  dafs  ein 
jeder  Friedensschlufs  zugleich  die  Privatinteressen  . 
sorgfältig  wahren  mögte,  welche  durch  die  wäh- 
rend des  Krieges  gemachten  Eroberungen  oder 
sonst  durch  die  Bedingungen  des  Friedens  gefährdet 
seyn  können.  Muster  einer  solchen  Vorsorge  sind 
der  Westphälische  Friede  und  der  Deputations- 
hauptschlufs  vom  Jahre  1803. 

Wenn  das  eroberte  Land  dem  Eroberer  (z.  B. 
zu  Folge  des  Friedensschlusses)  verbleibt,  so  ist 
die  Gewalt  des  neuen  Herrschers,  abgesehen  von 
den  Verbindlichkeiten,  welche  er  in  dem  Frie- 
densschlüsse übernommen  haben  kann,  schlecht- 
hin nach  den  Grundsätzen  des  Staatsrechts  zu  be- 
uFtheilen. 

Von  dem  Seekriege. 

Auf  einem  andern  Schauplatze  wird  der  Land- 
krieg, auf  einem  andern  der  Seekrieg  geführt.  Aber 
das  Kriegsrecht  ist  für  beide  Arten  des  Krieges 
dasselbe. 

Kein  Zweifel  also,  dafs  in  einem  Seekriege 
die  Kriegsschiffe  des  Feindes  feindlich  behandelt 
werden  dürfen.  Sie  sind  schwimmende  Festungen. 
Auch    das   läfst    sich  vertheidigen,    dafs    alle    die 
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SchlfFe  und  SchiiFsladnngen,  welche  der  feindlichen 
Regierung  gehören,  (abgesehn  einstweilen  von  dem 
Schutze,  welchen  die  neutrale  Flagge  dem  Feindes- 
gute gewähren  kann,)  für  gute  Beute  erklärt  wer- 
den dürfen.     Weit  schwieriger  ist  die  Aufgabe,  ob 
sich  das  Recht  Beute  zu  machen,  (das  jus  occiipa- 
tionis  bellicaej)    auch  auf  die  feindlichen  Schiffe 
und  Schiffsladungen  erstrecke,  welche  Privateigen- 
thum   sind.     Denn    einerseits   kann    man   fragen: 
Wenn  im  Landkriege  Rauben  und  Plündern  wider- 
rechtlich ist,    wie  könnte  es  im  Seekriege  für  er- 
laubt erachtet  werden?    Auf  der  andern  Seite  aber 
kann    man    behaupten,     dafs  in  einem  Seekriege 
alle  Schiffe  des  Feindes  mit  demselben  Rechte  in 
Besitz  genommen  werden  können,  mit  welchem  in 
einem  Landkriege  das  Gebieth  des  Feindes  besetzt 
werden  darf.     Denn   die  feindlichen  Schiffe  sind 
Theile    des     feindlichen     Gebiethes,      gleichsam 
schwimmende    Inseln.     Und   wenn    schon  dieseiyf 
Grund  nur  so  weit  geht,    dafs  er  die  feindlicheiiji 
Schifle,  welche  Privateigenthum  sind,  in  Beschlag 
zu  nehmen  gestattet,  nicht  aber  so  weit,  dafs  kraft 
desselben   diese  Schiffe  oder  deren  Ladungen  für 
gute  Beute  erklärt  werden  dürften,  so  ist  doch  mit 
dieser  Beschränkung  des  Beuterechts  für  die  Frey- 
heit  und  Sicherheit  des  Seehandels  der  kriegführen- 
den Mächte  wenig  oder  nichts  gewonnen.     Jedoch 
auch  angenommen,  dafs  sich  das  Recht,  Beute  zu 
machen,    an  sich  nicht  auf  Kaufl'artheyschiffe  und 
Kaufmannsgut   erstrecke,    (und  allerdings  scheint 
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dieüe  Meinung  den  standhafteren  Grund  für  sich  zu 
liabcn,)  ist  nichts  wie  sich  die  Verhältnisse  in  der 
Erfahrung  gestahen,    die  Störung  des  SeebandeJs, 
den  das  feindliche  Volk  treibt,  das  beste  und  zu- 
weilen selbst  das  einzige  Mittel,     den  Feind  zum 
Frieden   zu   nöthigen?     oder    findet  die  friedliche 
Lehre  der  neueren  Theorie  derStaatswirthschaft  — 
dafs  kein  Volk  den  Wohlstand  auderer  Völker  be- 
einträehtigen   könne,    ohne  dem  eigenen  yeihält- 
nifsmäfsig  zu  schaden,  —  auch  hier  ihre  Anwen- 
dung?    Endlich,    die   vorliegende   Aufgabe    kann 
und  darf  nicht  vereinzelt  in  Betrachtung  gezogen 
werden;  sie  steht,  wenigstens  in  Europa,  mit  den 
Rechten  der  neutralen  Flagge  in  einer  wesentlichen 
Verbindung.    Wenn  der  neutralen  Flagge  Achtung 
gebührt,  und  wenn  sich  die  neutrale  Flagge  diese 
Achtung  zu  verschaffen  vermag,  so  lohnt  es  kaum 
der  Mühe,    oder  so  ist  es  sogar  augenscheinlicher 
Nacluheil,  den  Seehandel  des  Feindes  zu  beein- 
trächtigen. ^*)      Verfolgt  man  diese  Betrachtungen 
weiterund  in  ihrem  gegenseitigen  Zusammenhange, 
so  wird  man  eben  so  leicht  das  an  sich  Richtigere 
und   Bessere,    als   die   Gründe,    mit  welchen  sich 
der  Plan,  den  Seehandel  des  Feindes  zu  vcrnich-^ 


54)  Daher  halten  die  Mafsrcgcln  ,  welclie  eine  krieo;- 
fiihrende  Macht  g^gen  den  Seehandei  des  Feindes,  und  die, 
welche  sie  gegen  die  neutrale  Flagge  ergreift  ,  fast  immer 
gleichen  Schritt.  So  ^var  es  z.  B.  in  den  Zeiten  des  Kon- 
tinentalsjsleras. 

ZacharÜi  Heg.  Lehre  IL  Bd.  i .  .4hth.  8 
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ten,    verllieidigen   oder    beschönigen    läfst,     ent- 
decken können. 

In  Europa  war  einst  im  Mittelalter  der  See- 
handel so  wenig  gesichert,  dafs  bey  mehreren  Völ- 
kern die  Seeräuberey,  (wenn  anders  dieses  Wort 
hier  an  seiner  Stelle  ist,)  für  ein  erlaubtes,  ja  für 
ein  ehrenvolles  Gewerbe  gehalten  wurde.  Ins  be- 
sondere machten  sich  die  Bewohner  der  Länder  an 
der  Ost-  und  an  der  Nordsee  durch  ihre  Unterneh- 
mungen zur  See  berühmt  und  gefürchtet.  Es  war 
in  diesen  Ländern  sogar  Sitte,  dafs  die  jüngeren 
Brüder  der  Landesfürslen  als  Seekönige  (V^ikings) 
auftraten,  d.  i.  mit  einer  Anzahl  bewaffneter  Schiffe, 
gleichsam  ihrer  Ausstattung,  ihr  Glück  durch  Beute 
oder  Eroberung  zu  machen  suchten.  Nur  nach 
und  nach  gieng  das  Europäische  Seerecht  aus  die- 
sem Zustande  der  Rechtlosigkeit  hervor.  Verträge^ 
welche  bald  diese  bald  andere  Seemächte  mit  ein-M 
ander  abschlössen,  erklärten  es  gegenseitig  für 
widerrechtlich,  den  ünterthanen  die  Ausrüstung 
von  Kriegsschiffen  in  Friedenszeiten  zu  gestalten.  ^^) 
und  endlich  wurde  diese  Regel  gemeines  Recht.  — 
Jedoch  im  übrigen  behielt  man  das  alte  Raiibsy- 
stem,  wenn  auch  unter  einer  etwas  veränderten 
Gestalt,  bey.  So  wie  es  sich  von  selbst  7.u  ver- 
stehn  schien,   dafs  die  vom  Staate  ausgerüsteten 


55^  Eine  ^rofse  Anzalil  solcher  Verträge  findet  man  bey 
Duraont.  <Z.  B.  T.  I.  P.  IL  p.  222.  T.  iL  P.  I.  SSg.)  Sie 
beurkunden  am  besten  die  Un  sich  erb  Cj'it  des  Seehandels  im 
Mittelalter.  Vgl.  auch  die  Geschichte  dp,r  Hanse  von  S  a  r  t  o  r  i  u  s. 


115 


KriegsschifFe  die  KaufFahfer  des  Feindes  aufbringen 
könnten,  so  blieb  es  in  Kricgszeiten  auch  den  ün- 
terthanen  der  einen  und  der  andern  Partbey  nach 
wie  vor  gestattet,  auf  ihre  Gefahr  Kaper  auszurü- 
sten,   mit  dem  einzigen  Unterschiede,    dafs  diese 
Kaper,    um  unter  dem  Schutze  des  Kriegsrechtes 
zu  stehn,  von  ihrer  Regierung  mit  einer  V^olhnacht 
versehen,    (zur  Seeräuberey  gleichsam  legitimirt) 
seyn    mufsten.     Und    dieser  Zustand   der    Dinge, 
eine  Folge   von   dem  liandelsneide,     weicher  die 
Europäischen  Mächte  seit  Jahrhunderlen  entzweyt, 
dauert  auch  jetzt  noch  fort;  ^^)  denn  einzig  in  sei- 
ner Art  und  fast  nur  als  ein  Muster  steht  der  Ver- 
trag da,    durch  welchen  im  Jahre   1785  Picufsen 
und  die  vereinigten  Staaten  von  Nordamorika  mit- 
einander übereingekommen  sind,  dafs  in  dem  Falle 
eines  unter  ihnen  ausbrechenden  Krieges  die  Han- 
delsschiffe beyder  Theile  wechselseitig  unangetasiet 
bleiben  sollen.    Ja  die  Kunst  des  Handcisneides  hat 
in  den  neueren  Zeiten  sogar  neue  Fortschritte  ge- 
macht.    Die  Blüthe  oder  die  Frucht  dieser  Kunst 
war  das  Kontinentalsyslem,    ein  System ,  welches 
indem    es  die  Gebräuche  des  Seekrieges   auf  d«n 
Landkrieg  übertrug,  die  Widerrechllichkeit  dieser 


56')  lu- der  Gescliiclue  des  Europälsclien  Seereclits  ist 
das  Yerliäilnifs  der  clirislliclien  Euiopaisclien  Völlver  zu  den 
sogenannten  Raubstaaten  in  Nordafilka  von  besonderem  In- 
teresse. Sie  sind  Raubstaaten,  weil  sie  als  Raubstaaten  be- 
handelt worden  sind.  Der  Maltheseiorden  war  ein  Un- 
glück für  Europa. 
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Gebräuche  noch  mehr  ins  Licht  gestellt  hat.  ^^) 
Jedoch  das  Aeufserste  ist  zugleich  das  Ende.  Aus 
dem  Kontinentalsysteme  entwickelte  sich  die  Mafs- 
regel  der  Licenzen  d.  i.  es  wurde  von  den  krieg- 
führenden Mächten,  von  Grofsbritannien  und 
Frankreich,  bestimmten  Schiffen  der  Handel  für 
Waaren  von  einer  bestimmten  Qualität  und  Quan- 
tität wechselseitig  frey  gegeben.  Lag  aber  nicht 
in  diesem  Verfahren  eine  wenn  auch  nur  be- 
schränkte Anerkennung  des  Grundsatzes,  dafs  das 
Recht,  Beule  zumachen,  nicht  auf  die  KaufFahret^ 
der  kriegführenden  Mächte  ausgedehnt  werden  soll- 
te? Es  ist  nur  noch  ein  Schritt  zu  thun,  und  man 
ist  am  Ziele;  man  braucht  nur  die  Ausnahme  zur 
Regel  und  die  Regel  zur  Ausnahme  zu  machen. 

Der  Seekrieg  kann  die  eigenthümliche  Ge- 
stalt annehmen,  dafs  er  von  Schiffen  und  gegen 
Schiffe,  die  keinem  Volke  angehören,  —  vonSee^ 


5;;)  Das  Kontinentalsjslem  war  In  der  Thal  tlieils  eine  stren- 
ge Durchführung-  tbeils  eine  Generalisirung  des  früheren  See- 
reehts. — -  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Fehlschlüsse  auf- 
zudecken, welche  diesem  Systeme  zum  Grunde  lagen.  Nur 
eine  Bemerkung!  ■  Es  war  den  Britischen  Handlungshäusern 
leichter,  Waaren  in  das  Festland  einzusch würzen  ,  als  Waa- 
ren von  dem  Festlande  zu  beziehn.  Es  war  daher  das  In- 
teresse des  Britischen  Handelsstandes,  alle  die  Mafsregeln  der 
Britischen  Regierung  zu  unterstützen,  welche  diese  Regier- 
ung nöthigten ,  Ausgaben  auf  dem  Festlande  zu  machen. 
Denn  so  wurde  das  Festland  in  den  Stand  gesetzt,  die  Waa- 
ren, die  es  aus  Grofsbritanriien  bezog,  zu  bezahlen.  Richtig 
berechnet  war  das  System  vielleicht  nur  in  so  fern  ,  als  es  dem 
Lebeusprincipe  des  Handels  ,  der  Redlichkeit  und  Treue  den 
Tod  drohte. 
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räubera  und  gegen  Seeräuber  —  geführt  wird.  **) 
Dafs  Seeräuber  nach  der  ganzen  Strenge  des  Kriegs^ 
rechts  verfolgt,  dafs  ihre  Schiffe  aufgebracht  und 
uöthigenfalls  zerstört  werden  dürfen ,  ist  keinem 
Zweifel  unterworfen.  Aber  das  Seerecht  der  Eu- 
ropäischen Staaten  geht  weiter;  es  gestattet  und  ge~ 
biethet,  die  Seeräuber,  welche  zu  Gefangenen  ge- 
ijroacht  worden  sind,  als  Verbrecher  zu  bestrafen. 
Läfst  sich  das  rechtfertigen?  Wenn  ein  Schiff  als 
eine  schwimmende  Insel  zu  betrachten  ist,  $o  ist 
.ein  auf  der  See  segelndes  Schiff,  das  keinem  Volke 
jfngehört,  für  sich  ein  Land,  die  Besatzung  für 
j|i,ch  ßin  Volk.  Die  Antwort  ist  die:  Die  Seeräu-« 
^ßvey  ist  schon  kraft  eines  Nothrechtes  ein  Ver- 
brechen, üeberdiefs,  wenn  in  irgend  einem  Falle 
die  Idee  eines  Völkerstaates  ^uf  die  Handlungsweise 
j^pr  Völker  Einflufs  haben  daii  und  soll,  so  ist  es 
iii.^^em  vorliegenden.  Zu  Folge  dieser  Idee  aber 
ist  das  Weltmeer  die  Strafse  der  Völker,  der  See^ 
j;^uber  ein  Strafsenräuber. 

Von  dem  Rechte  der  Neutralität. 
Wenn  zwey  oder  mehrere  Mächte  einander  be-* 
y  itriegen,  so  siebtes  einer  jeden  dritten  Macht  frej, 


58)  Vgl.  das  in  Frankreich  erscliienene  Gesetz  y.  lo, 
April  iS^S;  eins  der  neuesten  Gesetze  über  die  Seeräuberey, 
Jäjiic  scharfsinnige  Kritik  dieses  Gesetzes,  (welche  sich  be- 
sonders über  den  Begriff  der  Seeräuberey  verbreitet,)  findet 
man  in  der  ZeiLßchril't ;  Revue  Francaise.  (Par,  chez  Sau-^ 
tßleL) 
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entweder  der  einen  oder  der  andern  Parthey  Bey-' 
stand  zu  leisten  ,  oder  aber  neutral  —  keinseitig — 
zu  bleiben.     Denn  es  ist  rechtlich  erlaubt,    nicht 
aber  rechtlich  i^ebothen,  demjenigen  beyzustehn, 
•welcher  im  Zustande  der  Nothwehr  ist. 

Ein  Krieg  läfst  die  Rechtsverhältnisse  der  Völ- 
ker, welche  an  demselben  nicht  Theil  nehmen,  so- 
wohl die  Verhältnisse,  in  welchen  diese  Völker  ge- 
genseitig, als  die,  in  Avelchen  sie  zu  den  kriegfüh- 
renden Mächten  stehn,  von  rechtSAvegen  unverän- 
dert. Was  geht  eine  Partheysache  dritten  Perso- 
nen an?  und  hätten  die  kriegführenden  Mächte  ih- 
ren Streit  nicht  durch  einen  Vergleich  beylegen  sol- 
len? Auch  das  macht  keinen  Unterschied,  wenn 
das,  was  eine  neutrale  Macht  kraft  ihrer  Rechte 
thut  oder  zu  thun  sich  weigert,  der  einen  der  krieg- 
führenden Parthey en  V^ortheil,  der  andern  Nach- 
thell bringt,  oder  wenn  die  neutrale  Macht  bey  der 
Ausübung  ihrer  Rechte  die  eine  jener  Partheyen 
vor  der  andern  begünstiget.  Qui  jure  suo  utitur, 
ncmini  inj uri am  fach.  Z.  B.  die  neutralen  Mächte 
sind  berechtiget,  den  Kriegführenden  nach  wie 
vor  alle  und  jede  VVaaren  zuzuführen,  selbst  Kriegs- 
bedürfnisse nicht  ausgenommen,  sollte  auch  durch 
diesen  Handelsverkehr  die  eine  der  kriegführenden 
Partheyen  mehr,  als  die  andere,  in  den  Stand  ge- 
setzt werden,  den  Krieg  mit  Erfolg  fortzusetzen. 
Sogar  das  ist  an  sich  nicht  neutraliiätswidrig,  wenn 
eine  neutrale  Macht  ihren  Unterthanen  den  Handel 
*mit  der  einen  der  kriegführenden  Partheyen  frcy- 
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läfst,  den  mit  der  andern  aber  ihnen  untersagt. 
Und  eben  so  kann  eine  neutrale  Macht,  ohne  die 
Neutralität  zu  verletzen,  dem  Heere  der  einen  Par- 
they den  Durchzug  durch  ihr  Gebieth  gestatten, 
dem  der  andern  aber  ihn  versagen.  Dagegen  kön- 
nen die  kriegführenden  Mächte  für  die  Güter  und 
Waaren,  die  sie  auf  neutralem  Gebiethe  besitzen, 
oder  die  ihnen  auf  neutralen  Schiffen  gehören,  den 
Schutz  der  neutralen  Macht  fortdauernd  in  An- 
spruch neh'nen. 

Wie  kommt  es  nun,  dafs  gleichwohl,  und 
nahmentlich  nur  in  Europa,  diese  Grundsätze  des 
JVeutralitätsrechts  von  den  kriegführenden  Mächten 
so  oft  verkannt  oder  verletzt  werden? 

Die  eine  Ursache  ist  die,  dafs,  wenn  eine  neu- 
trale Macht  die  eine  der  kriegführenden  Mächte 
begünstiget,  die  andere  aus  dieser  Begünstigung 
dei)  Schlufs  ziehen  kann ,  und  fast  unausbleiblich 
ziehen  wird,  dafs  die  neutrale  Macht  feindselige 
Absichten  gegen  sie  hege.  Ihr  durch  offene  oder 
geheime  Feindseligkeiten  zuvorkommen,  wjrd  un- 
ter diesen  Umständen  für  rechtmäfsig  erachtet.  Je— - 
doch  können  die  neutralen  Mächte  die  Gefahr, 
welche  ihrer  Neutralilät  von  dieser  Seite  droht,  da- 
durch beseitigen  oder  vermindern^  das  sie  sich  ei- 
ner jeden  Begünstigung  der  einen  kriegführenden 
Parihey  vor  der  andern  enthalten.  Allerdings  liegt 
in  dieser  Maxime  schon  eine  Beschränkung  der 
Neutralitätsrechte.  Aber  so  dringend  ist  das  Opfer, 
dafs  das,  was  an  sich  nur  der  Klugheit  gemäfs  ist, 
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als  ein  Recht  von  den  kriegführenden  Mächten  an- 
gesprochen und  von  den  neutralen  anerkannt  zu 
werden  pflegt.  Es  wird  daher  z.  B.  bey  einem 
Landkriege  für  eine  Regel  des  Neutralitätsrechtcs 
gehalten,  den  Durchzug  durch  das  neutrale  Ge-^ 
bieth  den  Heeren  beyder  Partheyen  entweder  zu 
verstatten  oder  zu  versagen. 

Die  andere  Ursache,  die  Hauptursache,  ist 
die,  dafs  in  sehr  vielen  Fällen  die  Rechte  der  neu- 
tralen Mächte  mit  dem  Rechte  der  Kriegführenden, 
Feindseligkeiten  gegen  einander  auszuüben,  und 
so  die  Wiederherstellung  des  Friedens  zu  erzwin- 
gen, zu  Folge  der  in  der  Erfahrung  be- 
stehenden Verhältnisse,  unvereinbar  sind, 
dafs  also  ein  Nothstand  eintritt,  ein  aus  that- 
sächlichen  Umständen  entstehender  Widerspruch 
zwischen  zweyen  an  sich  in  gleichem  Grade 
güUigen  Rechten.  So  hat  z.  B.  der  Krieg  auf  die 
Handels  Verhältnisse  zwischen  den  neutralen  uud 
den  kriegführenden  Mächten  von  Rechtswegen  kei- 
nen Einflufs.  Wie  aber,  wenn  die  neutralen  Mächte 
einem  Orte  oder  Hafen ,  welcher  bloquirt  ist,  Le- 
bensmittel zuführen  wollten?  oder  wenn  die  Waa- 
ren,  welche  der  Feind  aus  dem  neutralen  Lande 
bezieht,  Kriegsbedürfnisse  sind?  besonders  wenn 
der  Feind  diese  Kriegsbedürfnisse  nur  aus  dem  Aus- 
lande beziehn  kann?  Auf  der  andern  Seite,  wie 
weit  läfst  sich  das  Recht  der  Bloquade  erstrecken? 
wie  sehr  läfst  sich  der  Begriff  der  »  konterbanden  « 
Waaren    ausdehnen?     Bemerkenswerth   ist^    dafs 
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Vorfälle  dieser  Art  am  häufiorsten  in  Seekrleo^en  vor- 
kommen.  Diese  Kriege  theilen  den  Rechtsverhält- 
nissen der  Völker  die  Zweydeutigkeit  des  Elemen- 
tes mit,  auf  welchen  sie  geführt  Averden. 

Es  würde  ein  vergebliches  Unterfangen  sejn, 
wenn  man  die  Streitfragen  dieser  Art  nach  Rechts- 
grimdsät/.en  entscheiden  wollte.  Das  Recht  ist  al- 
lemal auf  Seiten  dessen,  welcher  zuletzt  spricht. 
Nur  von  einem  billigen  Vergleiche  kann  die  Rede 
sevn.  Die  kriesführenden  Mächte  müssen  von  ihren 
Rechten  etwas  nachlassen,  und  eben  so  die  neutra- 
len Mächte  von  den  ihrigen.  Einen  Vergleich  die- 
ser Art  sollte  für  den  Seekrieg  das  System  der  be- 
waffneten Neutralität  herbeiführen.  Jedoch  in  den 
Kriegen,  welche  im  Gefolge  der  Französischen  Re- 
volulion  waren,  ist  dieses  System  fast  in  Verges- 
senheit gerathen.  ^^)  Wären  aber  auch  nicht  so 
aufserordentliche  Zeiten  gefolgt,  dennoch  würde 
es  schwerlich  Wurzel  geschlagen  haben.  So  lange 
es  für  erlaubt  erachtet  wird,  die  Handelsschiffe  des 
Feindes  auf^^ubringen,  wird  auch  die  neutrale  Flag- 
ge, wenigstens  von  derjenigen  Macht,  welche  im 
Kriege  das  üebergewicht  hat,  angefeindet  werden. 
Jenes  System  war  nur  gegen  einige  Symptome  und 
nicht  gegen  die  Ursache  de^  üebels  gerichtet. 


5g')  Ueber  die  Schicksale  dieses  Systeraes  während 
dieser  Kriege  vgl.  die  Sclnitt:  De  principiis  foederis, 
quod  dicitur  neutralitas  annata.  Auct.  "V  a  n  de  PoH. 
tey4en.    4821,    4« 
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Die  Rechtmäfsigkeit  des  Krieges  aus  dem 
Standpunkte    des    Staatsreclus 
betrachtet. 
Wie  auch  die  Frage,  auf  welcher  Seite  in  einem 
Kriege  das  Recht  sey,  von  dem  Standpunkte  des 
Völkerrechtes  aus  zu  entscheiden  seyn  möge,  so- 
wohl die  ünterlhaneri  der  einen  als  die  der  andern 
kriegführenden  Macht  sind  als  solche  verpflichtet 
und  berechtiget,    die  Sache  ihres  Staates  als  die 
gerechte,  die  des  Feindes  als  die  ungerechte  Sache 
zu  betrachten.     Die  Unterthanen  bindet  und  ihnen 
genügt  das  Urlheil  des  Staatsherrschers. 

Hieraus  folgt  z.  B.  Den  Kriegsgefangenen  ver- 
bleiben in  dem  Staate ,  welchem  sie  angehören , 
alle  die  Rechte,  welche  ihnen  nach  den  Gesetzen 
dieses  Staates  vor  der  Gefangenschaft  zustanden. 
Sie  können,  auch  während  sie  in  der  Gofanget)- 
schaft  sind,  Erwerbungen  machen  oder  über  ihr 
Vermögen  Verfügungen  treffen.  —  Hat  der  Feind 
.  Beute  gemacht  und  \yird  ihm  die  Beute  wieder  ah- 
genommen,  so  sind  die  dem  Feinde  wieder  ent- 
rungenen Sachen  den  rechtmäfsigen  Eigenlhümcru 
kraft  Gesetzes  auszuantworten.  —  Wie  könnte  eine 
widerrechtliche  Gefangenschaft  dem  Stande  des 
Gefangenen,  eine  widerrechlliche  Entsetzung  au^ 
dem  Besitze  dem  Rechte  des  Eiigenthümers  Eintrag 


thun  ?  ^^) 


&o)  Das  JUS  postliminii  der  Römer  beruhte  also  auf  einer 
irrigen  Voraussetzung.  —      Sehr  liart  ist  das  in  einigen  Euro- 
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Der  Schade  und  Verlust,  welchen  die  Unter- 
thanen  durch Feindesgewalt  erlitten  haben,  ist  dem 
Staatsrechte  nach  als  eine  ihnen  von  ihrer  verfas- 
sungsmäfsigen  Regierung  (vorläufig)  auferlegte  Last 
zu  beurtheilen.  Denn  die  ünterthan^n  haben  die- 
sen Schaden  und  Verlust  nicht  als  Einzelne,  son- 
dern als  Mitglieder  der  Volksgemeinde  und  als  ün- 
terthanen  des  Staatsherrschers,  welcher  den  Krieg 
führte,  erlitten.  Indem  der  Staatsherrscher  den 
Krieg  beschlofs,  setzte  er  die  Unterlhanen  unmit- 
telbar den  Wechselfällen  des  Krieges  aus,  legte  er 
ihnen  unmittelbar  die  Verbindlichkeit  auf,  sich 
diesen  Wechselfällen  zu  unterwerfen.  Es  ist  also 
jener  Schade  und  Verlust  seinem  Wesen  nach  eine 
öffentliche  Last;  er  ist  ein  Aufwand  oder  ein  Opfer, 
zu  welchem  der  Staatsherrscher  seine  Unterlhanen 
genölbiget  hat.  Allerdings  begründet  dieser  Scbadc 
und  Verlust  zugleich  das  Recht,  von  dem  Feinde 
Ersatz  zu  fordern.  Aber  die  Sache  der  Regierung  ist 
es,  dieses  Recht  geltend  zu  machen ;  dieses  geschehe 
oder  geschehe  nicht,  die  Rechle  der  ünterthanen 
bleiben  immer  dieselben;  in  Beziehung  auf  die  ün- 
terthanen ist  die  Ersatzleistung  eine  innere  Ange- 
legenheit. —  Wenn  aber  der  Schade  und  Verlust, 
welchen  die  ünterthanen  durch  Feindesüewalt  er- 


pälsclien  Heeren  l^estelientle  Gesct?.,  naclj  welchem  den  Of- 
ficieren  bev  dem  Dletistnltrr  (und  daher  bey  dem  Hinaufrückeii 
nacli  dem  ülenstalier)  die  Jalne  der  Gefangenschaft  nicht  mlj- 
j^ezählt  werden.  Auch  noch  einige  andere  schwer  zu  recht- 
lertigende  Ausnahmen  von  den  im  Texte  aufgestellten  Grund- 
sätzen iiotnmcn  in  den  Gesetzen  der  Europäischen  Staaten  vor. 
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leiden,  gleich  als  eine  ihnen  von  ihrer  Regierung 
auferlegte  Last  dem  Rechte  nach  zu  heurtheilen  ist, 
so  folgt,  dafs  man  die  Grundsätze,  welche  von  der 
Verlheilung  der  öft'enllichen  Lasten  überhaupt  gel- 
ten, auch  auf  die  Vergütung  oder  Ausgleichung  der 
Krie«sschäden  anzuwenden  habe.  Daher  sind  z.  B. 
die  einzelnen  Unterthanen,  welche  durch  eine  Ge- 
waltthat  des  Feindes  einen  Schaden  oder  Verlust  an 
ihrem  Vermögen  erhtten  haben ,  ganz  so  zu  ent- 
schädigen ,  als  ob  die  Regierung  des  gemeinen 
Bestens  wegen  das  Opfer  von  ihnen  in  Friedenszei- 
ten veilangt  hätte.  Denjenigen  also,  welche  im 
Heerdienste  durch  Wunden  oder  sonst  aufser  Stand 
gesetzt  worden  sind,  ihren  Lebensunterhalt  zu  er- 
werben, gebührt  ein  ihren  Bedürfnissen  angemes- 
sener Jahresgehalt  oder  eine  andere  Entschädir^ 
gung,  nicht  als  eine  Belohnung,  sondern  als  eii^ 
Schuld.  Wenn  der  Feind  gewissen  Ortschaf^^r 
Schäften  oder  einem  gewissen  Bezirke  des  Landes 
eine  Abgabe  oder  eine  Lieferung  auferlegt  hat,  so 
ist  die  Abgabe  oder  die  Lieferung,  bey  der  Ausglei*? 
chung  der  Kriegsschäden  ,  als  ein  von  den  Einwoh-j 
nern  dieser  Ortschaften  geleisteter  Vorschufs  odei^ 
als  ein  bey  ihnen  aufgenommenes  Staatsanlehn  zu 
behandeln.  Ein  von  dem  Feinde  besetzter  Landes- 
theil ist  in  dieser  Beziehung  fortdauernd  als  ein 
Theil  des  Ganzen  zu  betrachten.  Allerdings  kön- 
nen dem  strengen  Rechte  nach  diejenigen  nicht  auf 
Entschädigung  Anspruch  machen  ,  welchen  wegen 
des  Schadens,  den  sie  von  dem  Feinde  erlitten  ha- 
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ben,  eine  Schuld  beygemessen  werden  kann.  Auch 
darüber  kann  gestritten  werden ,  ob  für  Gewalt— 
thaten  ,    welche  von   einzelnen  Feinden  gegen  die 
Kriegsgeselze   ihres   Staates   verübt  worden   sind, 
nicht  blos  die  Urheber  haften.      Jedoch  nur  in  sel- 
tenen Fällen  ist  es  der  Billigkeit  gemäfs ,  die  eine 
oder  die  andere  Beschränkung  der  Regel  zu  berück- 
sichtigen. —  Bey  allen  dem  bleibt  die  Ausgleichune^ 
der  Kriegsschäden   fast   immer  nur   ein   frommer 
Wunsch.     Daraufhat  man  hinzuarbeiten,  dafs  die 
Lasten,  welche  der  Feind  dem  Lande  auferlegt, — 
und  dafs  eben  so  die  Kriegsleistungen ,  welche  di^ 
Regierung  von  ihren  ünterthanen  fordert,  —  gleich 
anfangs  gehörig  vertheilt  oder  sofort  ausgeglichen 
werden.     Vergehen  Jahre,  ehe  man  zu  dem  Aus- 
gleichungsgeschäfte schreitet,   so  verwundet  oder 
entzweyt  man  so  viele  Privatinteressen,  so  ist  die 
Herbeyschaffung  und  die  Prüfung  der  Beweismittel 
so   vielen  Schwierigkeiten   unterworfen ,    dafs  das 
Heilmittel  nur  ein  neues  üebel  ist.      Dann    bleibt 
dem  Staate  nur  das  übrig,  gerecht  im  Grofsen  zu 
seyn  d.  i.  den  Ortschaften  oder  Gegenden  des  Lan- 
des,   welche   durch   den  Krieg   besonders  gelitten 
haben,  durch  eine  aufserordentliche  Unterstützung 
zu  Hülfe  zu  kommen.  ^^) 


61}  Die  älte^f  n  Rechlsgelehrlen  wendeleu  auf  die  Krlegs- 
laslenundSchät'eü  dieRechtsrrgel  an:  Casum  sentit  dominus. 
Wen  der  Sch.-xle  trifft,  dem  bleibt  er.  Die  UnbiHigkelt  die- 
ser Meinung-  erkennend  beurllioilte  man  sodann  die  Kriegs- 
scliäden  ua«*»  der  lex  Rhodia  de  jactu.     Endlich  erklärte  sich 
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Die  Kriegslasten,  welche  die  Regierung  den 
Unter thanen  auferlegt,  die  Opfer,  welche  sie  von 
einzelnen  Unterthanen  in  Kriegszeiten  fordert,  sind 
schlechthin  nach  denselben  Rechtsgrundsätzen ,  wie 
andere  öffentliche  Lasten  und  Opfer,  zu  beurthei- 
len.  Krieg  und  Frieden  machen  in  den  Rechts- 
pflichten und  in  den  Rechten  der  Unterthanen  kei- 
nen Unterschied.  Das  Heer  verbündeter  Staaten 
ist  in  Beziehung  auf  die  vorliegende  Aufgabe  als  das 
Heer  desjenigen  Bundesgenossen  zu  betrachten,  in 
dessen  Gebiethe  es  steht.  Ein  Bündnifs  und  ein 
jeder  andere  Vertrag,  welchen  Völker  mit  einander 
abschhefsen,  ist  für  die  Unterthanen  einer  jeden 
einzelnen  Parthey  iu  der  Eigenschaft  einer  Regie- 


clie  Mehrzahl  der  Schriftsteller  für  den  im  Texte  aufgestellten 
Hauptsatz,  ohne  jedoch  in  den  Gründen,  auf  welchen  sie 
diesen  Satz  bauten,  mit  einander  übereinzustimmen.  (So  grün- 
den z.  B.  Einige  die  Verbindlichkeit  des  Staates  zur  Ausglei- 
chung der  Kriegslasten  und  Schäden  darauf,  dafs  der  Staat  die 
Feindesgewalt  von  seinen  Unterthanen  hätte  abwenden  sollen) 
Die  grofse  Zahl  der  Schriften  ,  welche  in  Deutschland  über 
diese  Aufgabe  erschienen  sind,  ist  ein  Denkmal  unserer  Ver- 
gangenheit. Hauptschriften:  Wink^cvvon  den  Kriegsschä- 
den. Lpz.  1762.  8.  Bodraann:  Erörterung  der  Grundsätze, 
nach  welchen  Kriegsschäden  festzustellen,  zu  erstatten  und  zu 
peräquiren  sind.  Frkf.  1798.  8.  W  eb  er  über  dicRepartition 
der  Kriegsscliäden.  2te  Aufl.  Hannov.  1809.  8.  Hans  Bev- 
träge  zur  Berichtigung  der  rechtlichen  Grundsätze  über  den 
Ersatz  und'die  Verlheilung  derKriegsschäden.  Nürnb.  1801.8. 
Eich  mann:  Der  Kriegsschadencrbatz  nach  Grundsätzen  des 
Civilrechts.  Altenb.  i8o3.  8.  Ueber  das  Prinip  der  Lehre 
vom  Ersat/.e  der  Kriegsschäden.  Frkf.  1808.  8.  Vergl.  auch 
diß  A^handl.  des  Landtages  des  GH.  Baden  von  dvn  J.  1822. 
1823. 
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rungshandlung  und  nur  in  dieser  Efgenscbaft  ver- 
pflichtend. 

Die  Kriegswissenschaft  und  die  Kriegs- 
kunst. 

Die  Kriegswissenschaft  und  die  Kriegskunst 
solhen  auch  in  den  heutigen  Europäischen  Staaten, 
(wie  einst  bey  den  Griechen  und  bey  den  Römern,) 
in  den  Kreis  derjenigen  Wissenschaften  und  Kennt- 
nisse eingeschlossen  seyn,  welche  sich  ein  Jeder, 
der  sich  für  den  Staatsdienst  bestimmt,  zu  erwerben 
hat.  Denn  dem  Interesse  der  Landesverlheidigung 
ist  nöthigenfalls  ein  jedes  andere  Staatsinteresse 
unterzuordnen.  Den  Männern  vom  Fache  bliebe 
dennoch  ihr  Reich.  ^^) 

Zum  Kriegführen  bedarf  es  vor  allen  Dingen 
eines  Heeres.  Die  Grund-  und  Hauptaufgaben 
der  Kriegsverwaltung  sind  daher  die:  Welchen  In- 
dividuen ist  die  Vertheidigung  des  Landes  anzuver- 
trauen oder  aufzuerlegen?  wie  ist  das  Heer  einzu- 
üben? zu  organisiren?  der  Kriegszucht  zu  unter- 
werfen?—  Nach  dem  einstimmigen  ürtheile  der 
Sachkenner  hat  ein  stehendes  Heer,  weil  es  einge- 
übter und  an  das  Gehorchen  gewöhnter  und  selbst 
standhafter  ist,  sowohl  an  sich  als  in  den  heutigen 
Europäischen  Staaten  den  Vorzug  vor  einem  Heere, 


^2)  Denen,  welche  sich  nur  eine  allgemeine  KenntDifs 
Ton  dcnKriegsvviesenscliaften  erwerben  wollen,  kann  folgentle 
Schrift  empfohlen  werden  :  System  der  Kriegswissenscliaflcii 
u«d  ihrer  Literatur.  Von  Krug.  Lpz.  i8i5.  8. 
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welches,  so  wie  es  noththut,  aufgebotben  wird.^^) 
Jedocbbat  man  es  in  inebV  als  einer  Hinsicht  zweck- 
mäfsig  gefunden,  mit  dem  stebendeni  Heere  eine 
Landwebr  zu  verbinden,  welcbe,  indem  sie  durch 
die  Mannschaft,  welche  aus  dem  stehenden  Heere 
nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Dienstjahre  heraus- 
tritt, gebildet,  auch  von  Zeit  zu  Zeit  in  den  Wafl'en 
geübt  wird,  dem  stehenden  Heere  verwandt  ist. ^^) 
Der  Landsturm  hat  sich  nur  in  aufserordentlichen 
Fällen  oder  in  Gegenden,  welche  für  den  kleinen 
Krieg  besonders  günstig  gestaltet  U'aren,  bewährt. 
Die  an  sich  vollkommenste  Art,  das  stehende  Heer 
(und  die  Landwehr)  zu  ergänzen,  ist  dasKooskrip- 
tionssystem,  das  System,  nach  welchem  die  ge- 
samte waffenfähige  Mannschaft  des  Landes  kriegs- 
dienstpflichtig ist,  die  Reihenfolge  des  Entretens  in 
den  Dienst  durch  das  Alter  und,  bedingungsweise, 
durch  das  Loos  bestimmt  Avird.  Dem  Konskrip- 
tionssysteme  gebührt  jenes  Lob,   theils   weil  es, 


63)  y^n  inqniry  into  tlie  present  State,  of  the  niilitary 
force  of  the   British   Emjjire.     By  A.   2\   fFUson.     Lorid. 

^So4-  4'  S.  aucli  V.  llotteck  über  stehende  Heere  und 
Nationalmiliz.  Fre\burf>  i8i6.  8.  —  Doch  ist  es  eine  nocii 
unentschiedene  Frage,  ob  nicht  Europa,  ungeachtet  seiner 
stellenden  Heere  etc.  nocii  immer  die  kriegerischen  Völker  des 
mittleren  Asiens  7ai  fürchten  habe.  Vgl.  Gibbon  T.  VI. 
7Ai  Ende. 

64)  Das  Preufsische  Bewaffnnngss^-stem.  Eine  ä)\nlic]ie 
Einrichtung  soll  in  Frankreich,  auch  in  Bayern  getroffen  wer- 
tlen.  —  Karl  VII. ,  König  von  Frankreich ,  wird  als  <3cr 
Europäische  Fürst  genannt,  yi^elcher  zuerst  ein  stehendes  Heer 
unterhielt. 
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unter  der  Voraussetzung,  dafs  die  freywillige  Wer- 
bung nicht  zur  Ergänzung  des  Heeres  hinreicht, 
das  gerechtere  ist,^^)  theils  weil  es  vergleichungs- 
weise  die  zum  Kriege  tauglichste  Mannschaft  unter 
die  Waffen  stellt,  theils  weil  es  dem  Heere  die  Ei- 
genschaft und  den  Charakter  eines  Nationalheeres 
giebt.  ^^)  Jedoch ,  wie  man  auch  über  den  Werth 
aller  dieser  Einrichtungen  und  Mafsregeln  urtheile, 
- —  und  allerdings  haben  sie  auch  ihre  Schattenseite, 
z.B.  in  so  fern,  als  sie,  die  Massen  vermehrend, 
mit  welchen  gekämpft  wird,  zu  Invasionskriegen 
reizen  oder  nöthigen,  und  so  Europa  mit  neuen 
Erschütterungen  bedrohn,^^)- —  es  ist  den  Euro- 
päischen Staaten  nicht  vergönnt,  in  der  Anstren- 
gung ihrer  Kriegsmacht  Rückschritte  zu  machen 
oder  nicht  gleichen  Schritt  mit  einander  zu  halten. 
—  üeber  die  Regeln  ,  nach  welchen  das  Heei* 
einzuüben   ist,    steht  allein  den  Männern  vom 


65)  Befrejungen  irgend  einer  Art  sind  rnit  dem  Geiste 
dieses  Sjstemes  unvereinbar.  Jedoch,  die  Erlaubnifs,  einen 
Mann  für  sich  einzustellen,  ist  nicht  eine  Befrejung. - —  Abet 
darauf  könnte  man  und  darauf  sollte  man  wohl  Bedacht  neh- 
men, diejenigen  i^amilien  zu  entschädigen,  welche  durch  die 
Konskription  ihre  Stütze  verlieren. 

66^  Der  Mifsbrauch ,  welcher  in  Frankreich  von  def 
Konskription  gemacht  wurde,  ist  keine  Einwendung  gegen  das 
System.  Die  Briten  ergänzen  ihr  Landheer  durch  freywilligö 
Werbung,  Aber  das  Pressen  der  Matrosen  ist  eine  weit  här- 
tere Mafsregel,  als  die  Konskription. 

67)   Vergl.    V.   Ochs:     Betrachtungen   über   die  neuere 
Kriegskunst,    über  ihre  Fortschritte  und  Veränderungen  und 
über    die  wahrscheinlicheil   Folgen,     welche  für  die  Zukunft 
daraus  entstehen  werden.    Frkf.  u.  Lpz.  4817.   8. 
Zachartä  Reg,  Lehre.  IL  Bd.  i .  Abtk.  9 
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Fache  ein  ürtheil  zu.  Doch  haben  diese  Männer 
nicht  den  Zusammenhang  zu  übersehn,  in  wel- 
chem die  Bewaffnung  und  die  Einübung  des  Heeres 
mit  den  Sitten  und  dem  Charakter  des  Volkes  steht, 
von  dem  es  gestellt  wird.  Das  Europäische  Kriegs- 
wesen ist  auch  in  dieser  Berechnung  eine  Frucht 
der  Europäischen  Civilisation.  In  dem  vor  kurzem 
beendigten  Kriege  zwischen  Rufsland  und  Persien 
soll  dem  jetzigen  Schach  von  Persien  von  einem 
alten  Diener  die  Bemerkung  gemacht  Morden  seyn, 
dafs  er  den  Feind  mit  besserem  Erfolg  bekämpft 
haben  würde,  wenn  er  ihn,  nachdem  Beyspiele 
seines  Vaters ,  mit  der  Persischen  Reiterey  auf  den 
wirklich  besetzten  Boden  beschränkt  hätte.  —  Da- 
gegen sind  die  Organ  isatio  n  des  Heeres  und  die 
Kriegszucht  schon  eher  Aufgaben,  über  welche, 
d^  sie  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Staats- 
wissenschaft in  Zusammenhang  stehn,  auch  der 
Laie  ein  Urtheil  wagen  darf.  Ein  stehendes  Heer 
ist  seinem  Wesen  nach  ein  Staat  im  Staate.  Eine 
Genossenschaft,  deren  ausschliefslicher  Zweck  es 
ist,  sich  für  den  Krieg  zu  bilden,  eine  Genofsen- 
schaft,  welche  im  Frieden  gerüstet  dasteht,  gleich 
als  wäre  es  Krieg,  mufs  auch  in  Friedenszeilen  die- 
jenige besondere  und  eigenthümliche Gesetzgebung 
und  Regierung  haben,  deren  ein  Heer  in  Kriegs- 
zeiten bedarf.  Und  nirgends  und  zu  keiner  Zeit 
haben  die  stehenden  Heere  diesen  ihren  Grund- 
rharakter  verlenö;net.  Die  Krie^erkasten  in  Ost- 
indien  und  in   Aegypten,    das    stehende  Heer  des 
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Römischen  Kaiserreichs,  ^^)  die  Lehnsmannschaf- 
ten, die  Janitscharen,  die  stehenden  Heere  der 
heutigen  Europäischen  Staaten,  in  der  vorhegen- 
den Beziehung  können  sie  nehen  einander  gestellt 
werden.  Das  Recht  dieses  Staates  im  Staate,  das 
Verfassungs-  und  das  Regierungsrecht,  hat  den 
Zweck,  dem  Heere  die  Eigenschaft  einer  einfachen 
bewegenden  Kraft,  einer  Kraft  im  Sinne  der  Me- 
chanik, mitzutheilen  und  die  vollkommenste  Be- 
nutzung dieser  Kraft  möglich  zu  machen.  Die 
Pflichten  des  Kriegsgehorsames  genau  zu  Lestim- 
men, die  üebertretung  dieser  Pflichten  mit  Strenge 
zu  ahnden,  den  Wirkungskreis  der  verschiedenen 
Klassen  der  Kriegsbefehlshaber  scharf  zu  begren- 
zen,  dem  Kriegsbefehle,  (der  vollziehenden  Ge- 
walt,) im  Ganzen  und  im  Einzelnen  durch  die  Or- 
ganisation des  Heeres  Kraft  und  Nachdruck  zu  ge- 
ben, —  das  sind  die  Aufgaben,  welche  jenes 
Recht,  die  Regel  des  Kriegsgehorsämes,  zu  lösen 
hat.  Doch  verwechsele  man  die  Verfassung, 
welche  einem  stehenden  Heere  zu  geben  ist, 
nicht  mit  der  einer  Zwing herrschaft.  (Weit  eher 
können  die  stehenden  Heere  an  die  Mönchsorden 
der  katholischen    Kirche    erinnern!)      Allerdings 

G8)  Augustus  füLrte  zuerst  das  sJelierdejHeer  ein.  Vgl. 
1.  XII.  §.  i.D.  de  re  militari^  ( Disciplina  August  i.)  —  Als 
das  Romisclie  Reich  scLon  längst  in  der  Nationalität  desGiie- 
cliischen  Volkes  untergegangen  war,  blieb  dennoch  die  latei- 
nische Sprache  die  Sprache  der  Legionen.  So  dauerte  gleich- 
sam der  Römische  Staat  in  seinem  stehenden  Heere  fort.  Gib- 
bon 47,47.  (Basler  Ausgabe.) 

9  * 
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kann  Strenge  leicht  in  Grausamkeit,  die  Dienstge- 
walt des  Kiiegsbefehlshabers  leicbt  in  Willkühr 
ausarten.  Auch  die  eigenthümliche  Beschaffenheit 
der  Strafübel,  von  welchen  bey  mehreren  Völkern 
die  Kriegsgesetze  Gebrauch  zu  machen  gestatten, 
könnte  zu  der  Meinung  verleiten,  als  ob  das  Recht 
der  stehenden  Heere  dem  Geiste  der  Zwingherr- 
schaft verwandt  sey.  ^^)  Gleichwohl  ist  der  Staat 
im  Staate,  welchen  ein  stehendes  Heer  bildet,  wenn 
er  anders  das  ist,  was  er  seyn  soll,  von  einer  Zwing- 
herrschaft wesentlich  verschieden.  Denn  er  soll 
nach  Gesetzen  regiert  werden;  er  soll  überdies 
der  gesetzmäfsigen  Regierung  desjenigen  Staates, 
in  welchem  er  besteht,  untergeordnet  seyn.  Nur 
dann,  wenn  es  an  Gesetzen  fehlt,  welche  die  Kriegs- 
zucht mäsigen,  oder  wenn  das  Heer  von  einer 
nicht  rechtmäfsigen  Regierung  oder  von  der  recht- 
mäfsigen  Regierung  gesetzwidrig  gebraucht  wird, 
nur  dann  kann  und  dann  wird,  (wie  die  Geschichte 
lehrt,)  ein  stehendes  Heer  dieselben  Erscheinun- 
gen darbiethen,  wie  die  Zwingherrschaft.  —  Von 
<lem  Verhältnisse,  in  welchen  ein  solches  Heer  zu 
dem  Staate  steht,  den  es  vertheidigeu  soll,  wird 
weiter  unten  die  Rede  seyn. 

69)  Bay  mehreren  Völkern  sind  körperllclie  Züchligun- 
geti  kriegsgesetzliche  Strafen  ,  ungeachtet  sie  dem  geraeinen 
Rechte  unbekannt  sind.  Der  Körper  eines  Römischen  Bür- 
gers war  ein  Heiligthum,  aber  die  Römischen  Soldaten  wur- 
den mit  Reben  gezüchtiget.  Ist  es  bedenklich,,  die  körper- 
lichen Züchtigungen  als  Strafen  des  gemeinen  Rechts  aufzuhe- 
ben,    und  sie   ah  kricgsgeselzliche  Strafen  bestehn  tu  lassen? 
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Zum  Kriegführen  bedarf  es  ferner  materi- 
eller Mittel.  (Le  materiel  de  la  guerre.)  Das  Heer 
ist  zu  bekleiden,  zu  bewaffnen,  zu  verpflegen;  es 
sind  Kriegswerkzeuge  und  Kriegsgeräthschaften  er- 
forderlich; Festungen  und  Befestigungen  sind  an- 
zulegen und  zu  unterhalten  u.  s.  w.  Besonders  we- 
gen dieser  seiner  materiellen  Bedürfnisse  nimmt 
der  Krieg  fast  alle  Wissenschaften  und  Künste  in 
Anspruch ,  steht  er  unter  dem  Einflüsse  aller  der 
Erfindungen  und  Entdeckungen,  durch  welche  die 
Kunst  des  Angriffs  oder  die  der  Vertheidigung  ver- 
vollkommnet werden  kann.  Alexander  und  Han- 
nibal  und  Scipio  Africanus  und  Julius  Cäsar,  kehr- 
ten sie  ins  Leben  zurück,  würden  auch  jetzt  noch 
das  seyn ,  was  sie  zu  ihrer  Zeit  waren.  Aber  ihr 
Geist  würde  in  einem  andern  Körper  leben  und 
wirken ,  diesem  Körper  nach  andern  mechanischen 
und  physischen  Gesetzen  zu  beherrschen  haben. 
Seitdem  die  Erfindung  des  S chiefspul vers  die  Werk- 
zeuge des  Krieges  umgestaltet  hat,  hat  sich  auch 
in  dem  Heere  selbst  so  vieles  verändert.  Z.  B.  der 
Bestand,  die  Aufstellung,  die  Bewaffnung  des  Hee- 
res. '^^)     Nur  der  Kriegsschauplatz  und    mit  ihm 


70)  Das  Heer,  mit  welchem  die  Römischen  Kaiser  ihr 
so  ausgedelintes  Reich  vertrieidigten ,  scheint  zu  keiner  Zeit 
über  Sooooo  Mann  stark  gewesen  zu  sevn.  —  Die  Griechen 
nnd  die  Römer  gaben  der  tiefen  Schlachtordnung  den  Vorzug. 
Vgl,  Pollyb.  L.  VI.  — '  Die  Schutzwaffen  Avurden  hey  beyden 
Völkern  als  ein  wesentlicher  Theil  der  BewalFnung  betrachtet. 
Als  die  Römischen  Legionen  diese  Waffen  (unter  Gratian } 
gröfstenlheil»  abgelegt  hallen,  nahte   der  Fall   des  Römischem 


134 

derTheil  der  Kriegskunst,  welcher  sich  auf  den 
Kriegsschauplatz  bezieht,  ist  ohngefiihr  derselbe 
geblieben  und  bleibt  immer  ohngefähr  derselbe. 
Ein  jedes  Volk  kann  und  soll  sein  Land  als  einen 
grofsen  Lagerplatz  betrachten.  Die  Hauptstadt  ist 
das  Hauptquartier.  Ist  das  Lager  nicht  von  Natur 
fest,  so  ist  es  durch  Kunst  fest  zu  machen.  Die 
Seite  des  Lagers,  welche  der  Feind  am  meisten 
bedroht,  ist  vorzu^^sweise  zu  schützen.  ^*) 

Jedoch  die  Hauptsache  ist,  dafs  von  den 
Kriegsmitteln,  welche  ein  Volk  in  Bereitschaft  hat 
oder  aufzubringen  vermag,  der  gehörige  Gebrauch 
im  Kriege  gemacht  werde;  die  Aufgabe,  welche 
von  dem  Feldherrn  und  von  den  ihn  unmittelbar 
untergeordneten  Befehlshabern  zu  lofsen  ist.  Der 
Feldherr  hat  den  Plan  des  Feldzuges  zu  entwerfen , 
die  zur  Vollziehune:  dieses  Planes  unmittelbar  nö- 
thigen  Befehle  zu  ertheiien,  über  die  Einheit  und 
Genauigkeit  der  Vollziehung  im  Grofsen  zu  wachen; 
der  Befehlshaber  eines  Korps  hat  in  Beziehung  auf 
den  ihm  gewordenen   Auftrag  und  innerhalb  der 


ReicKs.  Die  Griechen  (s.  Plutarch.  in  Pelopid.)  l^^straften 
vorzugsweise  den,  welcher  den  Schild  von  sich  geworfen  hatte. 
Vgl.  Seume  comparatio  iiiter  arma  veterum  et  recentiorum. 
—  Wie  ist  das  jetzt  Alles  anders! 

71)  Eine  vielseitig  interessante  Lehre  der  artgewandten 
KrlegswissenscKaft  ist  die  von  den  militärischen  Grenzen  der 
Staaten.  In  den  Memoires  militaires  et  pohtiques  du  gcneral 
Lloyd,  findet  man  eine  Analyse  miiitaire  des  differentes 
frontleres  de  V Europe.  Ein  neueres  Werk,  welches  den- 
selben Gegenstand  in  demselben  Umfange  behandelte,  kenne 
icK  nicht. 
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Grenzen  dieses  Auftrags  die  Pflichten  und  die  Rechte 
te  eines  Feldherrn.  ^^)  Unser  Zeitalter,  das  so 
Vieles  einfacher  und  verständlicher  gemacht  hat, 
hat  auch  die  Kunst  des  Kriegsbefehles  auf  so  ein- 
fache und  so  fafsHche  Regeln  zurückgeführt,  dafs 
man  es  für  ein  leichtes  halten  könnte,  Feldherr  zu 
seyn  oder  ein  Feldherr  zu  werden.  ^^)  Alles  scheint 
darauf  hinaus  zu  laufen,  dafs  man  gewisse  Punkte 
und  Linien  für  die  Kriegsoperationen  zu  finden 
oder  zu  wählen,  den  Operationen  eine  der  kon- 
struirten  Figur  gemäfse  Richtung  zu  geben  und  die 
Heereskraft  nach  denselben  Regeln,  wie  eine  jede 
andere  bewegende  Kraft,  zu  verwenden  hat.  Da 
mihi  locum,  et  terram  movehol  Gleichwohl  lehrt 
die  Geschichte,  dafs  grofse  Feldherren  eben  so  sel- 
ten sind,  als  grofse  Dichter.  Auch  in  anderen  Be- 
ziehungen läfst  sich  eine  Vergleichung  zwischen 
Feldherren  und  Dichtern  anstellen,  ßeyde  —  nas- 
cuntur ,  non  fiunt.  Beyden  können  uad  sollen  die 


72)  Strategisch,  sagt  von  Bülow,  sind  alle  Operationen 
aufsei  halb  des  Kanonenschusses  oder  der  GesIchtSAveiie  des 
Feindes.  Taktisch  sind  die  Operationen  der  entgegengescU- 
tea  Art  (?) 

;r3)  Vgl.  V.  Bülow:  Geisides  neueren  Ivriegssjsteraes. 
II.  Aufl.  Hamb.  i8o5.  8.  Ebend.  Lehrsätze  des  neaeren 
Krieges  oder  reine  und  angewandte  Strategie.  Berl.  i8o5.  8. 
(Die  Darstellung  dieser  Lehrsätze ,  welche  das  letztere  Werk 
enthält,  zeichnet  sich  durch  Pracision  und  Fafslichkeit  beson- 
ders aus.).  Grundsätze  der  Strategie  erläutert  durch;  die  Dar- 
stellung des  Feldzuges  v.  J.  1796.  (Von  Se.  K.  H.  dem  Erz-- 
herzoge  Karl.)  V>^icn.  III.  Thle.  i8<4.  8.  VonBieber- 
stein:  Die  Taktik  hrrgeleitet  aus  tbr  Combinatlonslehre. 
Magdeb.   1806..  8.     Die  Werke  Napoleons.,  Joinini's,  u.  A. 
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Regeln  nicht  Fesseln  anlegen;  die  Eingebungen 
des  Augenblicks ,  die  Blitze  des  Geistes  stehen  über 
der  Regel,  ^*)  üeber  den  Werth  des  Feldherrn 
und  über  den  Werth  des  Dichters  entscheidet  der 
Erfolg,  das  Glück.  Der  beste  Feldherr  ist  der 
glückliche.  ^^) 

Nicht  mit  toden  Massen  wird  der  Krieg  ge- 
führt. Auch  die  Denk-  und  Gemüthsart  des  Vol- 
kes, auch  der  Geist  und  Charakter  des  Heeres  ent- 
scheiden, und  nicht  in  einen  geringen  Grade,  über 
den  Ausgang  des  Krieges.  Die  Kraft  des  Körpers 
durch  die  Kraft  des  Geistes  und  des  Gemüths  zu 
unterstützen  und  zu  steigern,  das  Kriegswesen  und 
die  Leitung  des  Krieges  mit  den  geistigen  Eigen- 
thümlichkeiten  des  Volkes  in  Uebereinstimmung 
zu  setzen,  ist  daher  eine  Aufgabe,  und  nicht  die 
unwichtigste  der  Kriegskunst.  Allerdings  vermag 
dieser  Theil  der  Kriegskunst  und  die  Kriegskunst 
überhaupt  nur  wenig,  wenn  einem  V^olke  alle  krie- 
gerische Tugenden  abgehn.  Das  Weströmische 
Reich  erlag  den  Angriffen  der  Deutschen,  das  Grie- 


74)  Damit  steht  die  selbslständlge  Stellung  in  Zusam- 
menhange, welche  der  Feldherr  haben  mufs.  Das  Verhält- 
nifs,  in  welchem  das  Kriegsministerium  zu  dem  Feldherrn 
steht,  ist  wesentlich  verschieden  von  dem  Verhältnisse,  in 
\velchem  sonst  die  Ministerien  zu  den  ihnen  untergebenen 
Staatsdienern  stehn.  —  Es  ist  nicht  raihsam,  die  Versehen 
eines  Feldherrn  zu  bestrafen.  Wagen  gewinnt.  Machiav. 
Abhandl.  über  den  Livius.    4,  3i.  33. 

75)  Daher  ist  es  so  schwer,  die  rechte  Wahl  zn  treffen. 
—  Üeber  die  Tugenden,  welche  ein  Feldherr  haben  soll,  s. 
l^ips.  polit.  V,   i5.  flP.    Mach  iav.  III,   22.  Lloyd,  a.  a.  O. 
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chische  den  Angriffen  der  Araber  und  anderer 
Asiatischer  Völker,  ungeachtet  die  Kriegskunst  in 
beyden  Reichen  weit  höher  stand,  als  bey  den 
FeiodeUr  Jedoch  eine  jede  Kunst  hat  ihre  Schran- 
ken und  Grenzen.  —  Die  Kardinaltugend  des 
Kriegers  ist  Tapferkeit;  auch  jetzt  noch,  vyenn  sich 
schon,  seit  der  Erfindung  des  Pulvers,  Einzelne 
seltner  durch  Heldenthaten  auszeichnen  kön- 
nen. ^^)  Oft  oder  meist  ist  diese  Tugend  blos  eine 
Tugend  des  Temperaments.  Sie  steht  daher  fast  im- 
mer mit  andern  Eigenthümlichkeiten  des  Tempera- 
mentes in  Zusammenhang,  so  dafs  sie  mit  diesen 
zugleich  gehegt  und  gepflegt,  oder  abgestumpft 
und  gelähmt  wird.  Es  mögten  z.  B.  Gesetze,  wel- 
che Faustkämpfe  und  Thätlichkeiten  mit  Strenge 
ahndeten,  den  Geist  des  Volkes  keinesweges  krie- 
gerischer machen.  Die  kunstgerechten  Faust- 
kämpfe in  England,  so  viel  sich  auch  in  andern 
Hinsichten  gegen  sie  einwenden  läfst,  sind  den- 
noch zugleich  Mittel,  die  Kampflust  des  Volkes  zu 
beleben.  Eines  der  tapfersten  Völker  der  Vorzeit, 
das  Römische  Volk ,  hatte  die  grausamsten  Kampf- 
spiele, die  Kämpfe  der  Gladiatoren,  die  Kämpfe 
mit  wilden  Thieren.     Die  in  den  heutigen  Euro- 


76)  Maclilav.  in  dem  a.  W.  II.  10.  17.  NIclit  das 
Geld,  bemerkt  dieser  Scliriftsteller ,  sondern  die  Tapferkeit 
des  Heeres  und  die  KriegszucHt  sind  der  nervus  belli.  Die 
Römer  würden  aucli  jetzt  nocli  im  Krie^^e  siegreich  seyn.  — 
Wenn  und  in   vvelchen:^   Grade  kann  die  Tapferkeit  durch  die 


Kriegszuclu  CFSclzt  werden  ? 
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päischen  Staaten  üblichen  Zwey kämpfe,  (wenn  sie 
anders  in  dieser  Gesellschaft  genannt  werden  dür- 
fen,) sind  denn  doch  nicht  in  einer  jeden  Rück- 
sicht zu  verdammen.  Allemal  aber  oder  wenig- 
stens bey  einem  jeden  gebildeteren  Volke  steht  die 
Tapferkeit  zugleich  in  einem  gewissen  Zusammen- 
hange mit  den  Ideen  des  Rechts  und  der  Pflicht. 
Ein  Heer,  das  von  der  Gerechtigkeit  der  Sache, 
die  es  vertheidiget,  überzeugt  ist,  kämpft  besser, 
als  ein  Heer,  das  nur  kämpft,  weil  es  kämpfen 
mufs.  Man  kann  einen  Krieg,  dessen  Gerechtig- 
keit zwejdeutig  ist,  vor  dem  Volke  und  vor  dem 
Heere  beschönigen,  man  kann  andere  Triebfe- 
dern in  Bewegung  setzen ,  um  sich  der  Ta- 
pferkeit des  Heeres  zu  versichern;  immer  wird 
etwas  darauf  ankommen  ,  ob  der  Krieg  an  sich  ge- 
recht ist  oder  nicht;  am  wenigsten  kann  es  gelin- 
gen, (man  erinnere  sich  z.  B.  des  Krieges,  welchen 
Napoleon  auf  der  Halbinsel  jenseits  der  Pyreneen 
führte,)  das  Heer  für  eine  augenscheinlich  unge- 
rechte Sache  zu  erwärmen.*)  Wenn  Stämme,  die 
von  der  Jagd  leben,  mit  einander  Krieg  führen, 
oder  wenn  sich  eine  Völkerschaft  neue  Wohnsitze 
erkämpfen  will,  dann  ist  der  Krieg  seinem  Wesen 
nach  die  eigene  Angelegenheit  aller  einzelnen  Stam- 
mesgenofsen.     Wird  dagegen,  wie  unter  den  heu- 


*)  Die  Römer  waren  aucli  in  so  fem  Meister  der  Kriegs- 
kunst, als  sie,  wo  möglich,  ihre  wahre  Absiclit  unter  den 
Vorwand,     den  Unterdrückten    zu  Hülfe    su    kommen,    ver- 


bargen. 
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i 
tigen  Eiiropaisclien  Völk^n ,  um  den  Sieg  (oder 
um  die  Herrschaft)  gekämpft,  dann  mufs  der  Krieg 
seinem  Rechtsgrunde  nach  eine  öffentliche  Angele- 
genheit seyn,  \venn  er  von  den  Einzelnen  zugleich 
als  die  eigene  betrachtet  werden  soll.  Je  hoher 
dieser  Rechtsgrund  steht,  je  tiefer  er  in  die  Denk- 
und  Sinnesart  des  Volkes  eingreift,  desto  mächti- 
ger wird  er  auf  den  Ausgang  des  Krieges  einwir- 
ken. Auch  Ideen  sind  eine  Macht!  das  lehrt  z.  B. 
die  Geschichte  der  Griechischen  Freystaaten,  die 
Geschichte  der  Kreuzzüge ,  die  Geschichte  der 
vereinigten  Niederlande,  die  neuere  Geschichte 
Frankreichs  und  Preufsens!  Es  giebt  zwey  Arten 
der  Tapferkeit;  die  eine  ist  feuriger,  die  andere 
ist  ruhiger  aber  ausdauernder;  die  eine  macht  zum 
Angriffe  >  die  andere  zur  Vertheidigung  tauglicher. 
Ein  Volk,  in  dessen  Charakter  die  erstere  Art  der 
Tapferkeit  ein  hervorstechender  Zug  ist,  Avird  den 
Krieg  mit  besserem  Erfolge  angriffsweise  als  ver- 
theidigungsweise  führen.  "')  Es  kennt  im  Siege 
keine  Furcht;  aber  besiegt  hört  es  leicht  auf  zu 
hoffen.  Das  Heer  eines  solchen  Volkes  kann  leich- 
ter im  Siege  zu  neuen  Anstrengungen  begeistert, 
als  im  Unglücke  durch  das  Wort  der  Befehlenden 
in  Ordnung  erhalten  werden.  Es  ist  oft  bemerkt 
worden ,  dafs  die  Tapferkeit  der  Franzosen  von 
dieser  Art  sey.  —     Die  zweyte  Tugend  des  Krie- 


77)   Eine  Verglcicliiine;  zwischen  den  Vorllieilen  der  An- 
griffs'  und  denen  der  Vertlieidlgungskricgc  s.  b.  Ebend.  II,  12, 
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gers  ist  Gehorsam.  Jwar  scheint  diese  Tugend 
durch  eine  strenge  Kriegszucht  entbehrhch  ge- 
macht werden  zu  können.  Doch  Alles  vermag  die 
Strenge  nicht.  Aufserordentliche  Zeiten ,  imd 
Kriegszelten  sind  von  dieser  Art,  versetzen  die 
Menschen  in  aufserordentliche  Verhältnisse,  in 
Verhältnisse,  in  welchen  die  Natur  wieder  das  Ue- 
bergewicht  über  die  Kunst  erhält.  Auf  jeden  Fall 
ist  die  Kriegszucht  auf  den  Charakter  eines  jeden 
einzelnen  Volkes  zu  berechnen.  Nie  hat  es  »lücken 
wollen ,  in  den  franzö'?ischen  Heeren  die  Strafe  der 
körperlichen  Züchtigung  einzuführen.  Ein  Ge- 
heimnifs  der  Herrschaft,  welche  Napoleon  über  die 
französischen  Heere  übte,  waren  die  Proklamatio- 
nen und  Anreden,  die  er  an  sie  richtete.  Die 
Sprache,  die  Mafsregel  an  sich  entsprach  dem 
Geiste  der  Nation.  —  Die  dritte  Tugend  des  Krie- 
gers ist  E  h  r  1  i  e  b  e.  Die  Ehrliebe  des  Kriegers  ist 
Liebe  zu  seinem  Berufe.  Denn  kriegerischer  Muth 
ist  die  Geschlechtsehre  des  Mannes.  Ist  bey  einem 
gewissen  Volke  die  Landesvertheidigung  die  Ange- 
legenheit eines  eigenen  Standes,  so  wird  dieser 
Stand  fast  immer  in  dem  Besitze  gewisser  Ehren- 
vorrechte und  Auszeichnungen  seyn.  So  ist  es  in 
den  heutigen  Europäischen  Staaten;  so  wurde  einst 
der  Stand  der  Vasallen  vorzugsweise  als  ein  Ehren- 
stand betrachtet.  '^)     Es  ist  allemal  zweckmäfsig, 


78)  Daher  der  Einflufs,  den  das  Lehnswesen  auf  die 
Rangordnung  der  Stände  hatte.  Vgl.  den  Auct,  vet.  de  benef. 
§.  3.,   den  Sachsenspiegel  i ,  3. .    das  Schwäbische  LehnrecUt 
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wenn  die  äufseren  Verh'iltnisse  eines  Standes  mit 
dem  Geiste  in  Uebereinstimmung  srehn,  der  in  ihm 
leben  sol].  Es  ist  überdiefs  billig,  dafs  man  Dienste, 
die  man  nicht  bezahlen  kann,  belohne.  Nur  dann 
droht  Gefahr,  wenn  der  Kriegerstand  ausser  seiner 
Standesehre  keine  andere  Ehre  kennt.  ^^)  —  Ste- 
hende Heere  sind  der  Ausbilduns:  der  Tugenden, 
welche  den  Krieger  auszeichnen  sollen,  besonders 
förderlich.  Ein  stehendes  Heer  hat  schon  seinem 
Wesen  nach,  schon  als, eine  Körperschaft,  ein  ei- 
genthümliches  Leben;  es  lebt  in  ihm  ein  eigen- 
thümlicher,  ein  seine  Bestimmung  bezeichnender 
Geist,  welcher  ein  jedes  einzelne  Mitglied  des  Hee- 
res ergreift.  Das  Gehorchen  wird  zur  Gewohn- 
heit. Das  Leben  in  einem  stehenden  Heere  ist  alle- 
mal in  einem  gewissen  Grade  ein  öfFentliehes  Le- 
ben; es  giebt  eine  Menge  Mittel,  in  einem  solchen 
Heere  und  in  den  einzelnen  Abiheilungen  dessel- 
ben den  Gemeingeist,  (den  esprit  de  corps,)  künst- 
lich zu  steigern;  als  dasind  Uniformen,  ^°)  Kriegs- 


Kap.  1.  Als  die  Zünfte  und  Innungen  KrlegsgenossenscTiaften 
wurden,  entwickelten  sich  in  dem  Biirgersiaude  die  Befiriffe 
von  Biirgeirlire  ,  welche  einen  so  mächtigen  Einflufs  auf  die 
Schicksale  der  Europäischen  Staaten  gehabt  haben.  — •  Die 
Völker  deutschen  Ursprungs  haben  von  jeher  auf  die  Kriegs- 
ehre einen  besondern  Werth  gelegt. 

79)  Julius  Cäsar  unterdrückte  einen  Aufstand  seines 
Heeres  rait  einem  einzigen  Worte.  Er  nannte  die  Wider- 
spenstigen: Quirites  I  Tac.  1,  42.  Welch  einen  Blick  läfst 
das  in  die  damalige  Lage  des  Staates  thuni 

80)  Bej  den  Griecben  und  beyden  Römern  gab  es  keine 
Uniformen.    Eben  so  wenig  war  die  Lehnsmannschaft  unifor- 
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zeichen,  (Fahnen,  Adler  u.  s.  w.,)  Kasernen,  ge- 
meinschaftliche Mahlzeiten.  Die  Spartaner  waren 
nicht  ein  Volk,  sondern  ein  stehendes  Heer.  Man 
kann  die  Organisation,  welche  Lykurg  diesem 
Heere  gah,  noch  jetzt  als  ein  Musler  benutzen. 

Ein  nicht  minder  wichtiger  Theil  der  Kriegs-» 
kunst  ist  der  geschieh  t liehe  Theil  dieser  Kunst. 
Das  ist  nicht  so  zu  deuten,  als  ob  die  Geschichte  der 
Kriegskunst  zugleich  ein  Theil  dieser  Kunst  wä- 
re.^*) Sondern  der  geschichtliche  Theil  der  Kriegs- 
kunst enthält  die  Regeln  des  Kriegswesens,  wel- 
che sich  aus  der  Geschichte  der  Resultate  der 
Kriegskunst  ableiten  lassen,  oder  die  Bestätigung 
der  Kunstregeln  durch  die  Geschichte.  Es  hat  also 
dieser  Theil  z.  B.  die  Fragen  zu  beantworten:  In 
welchen  Fällen  oder  unter  welchen  Bedingungen 
ist  es  besser,  von  der  Reiterey,  oder  besser,  von 
dem  Fufsvolke  Gebraucli  zu  machen?^') —  Wie 
und  mit  welchem  Erfolge  ist  ein  bestimmter  Kriegs- 
schauplatz in  früheren  Zeiten  zum  Angriffe  oder 


mlrt.  Aber  die  Hofleiite  triii^rn  sclion  vor  Alters,  besonders 
an  fejerllcbeii  Hoflagen,  Unilornien.  Aus  dieser  Sitte  scheint 
die  Unlfoiiniiuriq  der  lieutigen  Europälsclien  Heere  entstan- 
den zu  seyn.  V«^].  Zepernick's  Samml.  auserlesener  Abb. 
zum  Lebnrecbte    II,  12.   III,  4  3. 

81)  Ca  1  r  1  o  n -N  isas  allg-,  Gescbicbte  der  Kriegskunst. 
A.  d.  Fr.  V.  Ru  ni  p  f.  Lpz.  II.  Bd.  8. 

82)  Beytjäge  zur  Beantwortung  dieser  Frage  s.  in  der 
Scbrift:  Betraibliingen  über  die  Kriegskunst ,  über  ihre  Fort- 
schritte, ihre  Widersprüche  und  ihre  Unzuver]afsigkel^  Von 
G.  H.  V.  Biirenhorst.  Lpz.  III.  Aufl.    i82;.   8. 
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zur  Verlheidigung  benutzt  worden?  Es  giebt  auf 
dem  Festlande  von  Europa  (besonders  in  Deutscb- 
land  und  in  Italien)  Landstriche,  welche,  von 
Altersher  die  Kampfplätze  feindlicher  Heere,  zur 
Beantwortung  dieser  Frage  ganz  besonders  auf- 
fordern. ^^) 

Die  Politik  des  Krieges. 
Den  Feind  schwächen,  ohne  ihn  zu  bekäm- 
pfen ,  ist  so  viel  als  auf  Kosten  des  Feindes  siegen. 
—  Daher  wird  von  der  Maxime:  Dwide  et  inipera! 
so  oft  auch  im  Kriege  Gebrauch  gemacht.  Ein 
Volk,  das  einen  ihm  an  Macht  weit  überlegenen 
Bund  zu  bekämpfen  hat,  darf  dennoch  hoffen,  den 
Kampf  glückhch  zu  bestehn,  wenn  es  nur  den  er- 
sten Angriff  auszuhalten  vermag.  ^*)  Denn  es  ist 
leichter,  einen  Bund  zu  trennen,  als  ihn  zusam- 
menzuhalten. Wenn  ein  Volk  in  Partheyen  ge- 
spalten ist,  die  einander  feindselig  gegenüberstehn, 
so  braucht  oft  der  Feind  nur  die  Erbitterung  unter 
diesen  Partheyen  zu  nähren,  oder  sich  an  die  eine 
derselben  anzuschliefsen,  um  über  beyde  zu  siegen. 
Denn  nur  selten  werden  sie  fifleichwohl  greoen  den 
Feind  für  einen  Mann  stehn.     Die  Politick,  welche 


83)  Man  sollte,  mit  andern  Worten,  Data  zu  einer 
Wahrscbeinliclikeitsrechnung  sammeln.  FrejUcI)  —  minima 
circumstantia  variat  casum.  Aber  Pläne,  tlie  man  Llos  anf 
mögliche  Fälle  bereclinet,  sind  denn  doch  weniger  werlh  ,  als 
Regeln  ,   die  man  aus  der  Geschichte  ableitet. 

84)  Machiar;  in  dem   a.   W.   III,    i4. 
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die  Romer  gegen  die  Griechen  und  gegen  die  Deut- 
schen befolgten ,  hat  häufiger  Nachahmung  gefun- 
den, als  das  Beyspiel  des  Friedens,  welchen  einst 
im  Römischen  Freystaate,  so  oft  ein  Feind  zu  be- 
kämpfen war,  Adel  und  Volk  mit  einander  schlös- 
sen. Doch  hüthe  man  sich,  in  jene  Maxime  ein  un- 
bedingtes Vertrauen  zu  setzen.  In  Zeiten  innerer 
Unruhen  hat  ein  auswärtiger  Krieg  zuweilen  auch 
die  Folge,  dafs  die  eine  Parihey  entschieden  das 
üebergeAvicht  über  die  andere  erlangt,  und  nun 
die  unbeschränkte  Gewalt,  welche  der  Sieg  über 
die  Gegenparthey  in  ihre  Hände  legen  mufs,  auch 
gegen  den  Feind  mit  Erfolg  wendet.  Auf  jeden 
Fall  ist  es  rathsam,  mifstrauisch  gegen  die  Verhei- 
sungen  der  unterdrückten  Parihey  zu  seyn.  u4pud 
victos  plus  querimoniarum  y  quam  viriuml  ®^) 

Es  ist  mehr  als  unklug,  den  Krieg  so  zu  füh- 
ren, dafs  er  die  Macht  des  Feindes  verstärkt.  — 
Ein  Häer,  welches  in  dem  Lande  des  Feindes  mor- 
dend und  verwüstend  haust,  verwandelt  auch  die 
friedlichen  EinAvoliner  in  Feinde  und  Helden. 
Denn,  zwischen  Sieg  und  Tod  gestellt,  ist  ein  je- 
der Mensch  ein  Held. —  Lykurg  verbolh  den  Spar- 
tanern, zu  oft  mit  demselben  Volke  Krieg  zu  füh- 
ren, damit  sie  nicht  den  Feind  durch  den  Krieg  in 
der  Kriegskunst  unterrichteten.  Napoleon  führte 
die  französischen  Heere  von  Siegen  zu  Siegen,  bis 


85)   Ebend.  II,   2h.  Tacit.  Hlst.  II,  ;5; 
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dafs  ihm  die  Feinde  das  Geheimnifs  seiner  Siege 
abgelernt  hatten. 

Hat  ein  Volk  nicht  Macht  genug,  um  seinen 
Feind  oder  seine  Feinde  für  sich  allein  zu  bekäm- 
pfen, so  kann  es  nur  in  Bündnissen  oder  in  einem 
Bunde  das  Mittel  finden,  seine  Selbstständigkeit 
oder  sein  Uebergewicht  zu  behaupten.  Zwar  ist  ein 
jedes  Bündnifs  zugleich  eine  Fessel,  welche  die 
verbündeten  Staaten  sich  anlegen.  Sogar  in  einen 
Herrn  oder  in  einen  Feind  kann  sich  der  Bundes- 
genosse verwandeln.  Jedoch  alles  dieses  hat  nur 
den  Sinn,  dafs  bey  der  Abschliefsung  eines  Bünd- 
nisses die  Nothwendigkeit  desselben  die  Vorfrage 
sey,  und  dafs  eine  Regierung  bei  der  Wahl  eines 
Bundesgenossen,  wenn  ihr  anders  eine  Wahl  frey- 
steht, nicht  behutsam  genug  verfahren  könne.  Die 
Aufgabe:  Welche  Regeln  hat  eine  Regierung,  sey 
es  bey  dieser  Wahl,  sey  es  i  ei  den  ünterhandlun- 
lungen  über  die  Bedingungei  des  Bündnisses  und 
in  dem  Verhalten  gegen  Bundesgenossen  zu  befol- 
gen? ist  eine  der  schwierigsten  Aufgaben  der  Po- 
litik; so  verschieden  sind  die  Fälle,  so  sehr  hängt 
Alles  von>  örtlichen  Verhältnissen  und  von  Zeitum- 
ständen ab,  sosehr  ist  Alles  Kunst.  —  Die  sicherste 
oder  die  allein  sichere  Grundlage  eines  Bündnisses 
ist  der  gemeinsame  Vortheil  der  Verbündeten.  Ist 
der  Vortheil  ungleich  oder  sogar  einseitig,  so  kann 
nur  Furcht  vor  dem  begünstigten  Bundesgenossen 
die  Verbindung  zusammenhalten.  Je  gewissen- 
hafter eine  Regierung  die  Pflichten  erfüllt,  welche 

Zachariä  Reg.  Lehre  IL  Bd.  i.Abth.  10 
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ihr  ein  Bündoifs  auferlegt ,  desto  mehr  darf  sie  sich 
von  dem  Bündnisse  versprechen.  ^^)  Ein  zwey- 
deutiger  Bundesgenosse  ist  gefährhcher,  als  ein 
entschiedener  Feind.  Wenn  ein  mächtiger  Staat 
minder  mächtige  Staaten  unter  seinen  Schutz  nimmt, 
so  darf  er  auf  ihren  Beistand  nur  in  so  fern  auf  die 
Dauer  rechnen ,  als  er  ihnen  samt  und  sonders  an 
Macht  bey  weitem  überlegen  ist.  Je  öfterer  er  den 
Beystand  seiner  Schutzgenossen  in  Anspruch 
nimmt,  desto  weniger  darf  er  auf  ihren  guten  Wil- 
len zählen.  Noch  mehr  wird  er  sie  von  sich  ent- 
fremden, wenn  er  sich  in  ihre  inneren  Angelegen- 
heiten einmischt.  (Der  Deutsche  Bund  ist  stärker 
nach  aufsen,  als  das  Deutsche  Reich  war,  weil  er 
die  Deutschen  Regierungen  im  Innern  fast  unbe- 
schränkt läfst.)  Ein  Bündnifs,  welches  der  einen 
Parthey  nur  die  Verbindlichkeit  auflegt,  mit  einem 
bestimmten  Theile  ihrer  Kriegsmacht  der  andern 
in  einem  Kriege  beyzustehn,  (wenn  anders  ein 
solcher  Vertrag  den  Nahmen  eines  Bündnisses  ver- 
dient,) ist  schon  seinem  Wesen  nach  unsicher. 
Bey  den  Römern  war  es  Grundsatz,  wenigstens 
in  den  Zeiten  des  Freystaates,  dafs  ein  Heer  nicht 
über  die  Hälfte  aus  Hülfsvölkern  bestehn  dürfe.  ^^ 


86)  Eine  Regierung  soll  sich  nur  mit  denen  verbünden, 
deren  Interesse  sie  zu  ihrem  eigenen  machen  kann.  Eine  Ma- 
xime Heinrichs   IV".   S.  die  Meinoir.  des  Herzogs  von  Sullv. 

87)  Man  findet  diese  Nachricht  bey  Vcgetiu  s.  S.  auch 
Machiaif.  il  Principe.  Kap.  12.  4  3.  —  Eine  Unternehmung, 
die  man  nicht  olme  den  Beystand  eines  andern  Staates  ausfüll- 
ten kann,  ist  alleraal  mifslich.    Meinoir  du  duc  de  Sullj . 
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Auch  die  Bündnisse  verdienen  wenig  Zutraun,  wel- 
che ausdrückhch  blos  als  Verlheidigungs-  (oder 
Defensiv-)  Bündnisse  abgeschlossen  werden,  wenn 
anders  nicht  der  Nähme  blofs  der  Schwachen  we- 
gen gewählt  wird.  Denn  in  jenem  Nahmen  liegt 
ein  Vorbehalt,  eine  reservatio  mentalis ,  da  ein 
Bündnifs  schon  von  Rechtswegen  ein  Vertheidig- 
ungsbündnifs  in  dem  Sinne  ist,  dafs  zu  seiner  Gül- 
tigkeit die  Rechtmäfsigkeit  des  Krieges  vorausge- 
setzt wird.  Am  festesten  steht  ein  Bündnifs,  wenn 
die  Partheven  auch  in  Beziehung  auf  ihre  inneren 
Angelegenheiten  nur  ein  und  dasselbe  Interesse 
haben.  Zwar  sind  die  Fälle  nicht  selten,  dafs  sich 
auch  das  Ungleiche  paart.  Doch  nur  davon  ist  die 
Frage,  welches  Bündnifs  das  festere  sew.  Auch 
ist  die  Ungleichheit  zuweilen  nur  scheinbar.  ^^)  Ein 
Bündnifs  und  ein  BundfwAze  alliance  und  une  confede-- 
ration)  unterscheiden  sich  von  einander  nicht  ihrem 
Wesen,  sondern  ihrer  Ausdehnung  nach.  Ein  Völ- 
kerbund (oder  sein  Ideal)  ist  ein  schlechthin  unbe- 
schränktes Bündnifs  unter  Völkern,  also  ein  Ver- 
trag, durch  welchen  sich  die  Partheyen  verpflich- 
ten, gegen  einen  jeden  Dritten  und  in  Beziehung 
auf  alle  ihre  völkerrechtlichen  Verhältnisse  und  auf 

:..,//    eis  ^aDS;iGWi-  .' 


88)  Richelieu  verband  sicli  mit  den  protestantiscKea 
Ständen  des  Deutschen  Reichs  und  unterdrückte  die  Protestan- 
ten in  Frankreich.  Von  der  Brilischen  Regierung  ist  behaup- 
tet worden  ,  dafs  sie  sich  am  liebsten  mit  denjenigen  Staaten 
verbinde,  in  welchen  das  monarchische  und  das  aristokratische 
Princip  ivöiherrschend  ist, 

10  * 
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ewige  Zeiten  für  einen  Mann  zu  stehn.  Dafs  für 
die  Leitung  der  Bundesangelegenheiten  und  für  die 
Beylegung  der  unter  den  ßundesgliedern  selbst  ent- 
stehenden Streitigkeiten  gewisse  Vorkehrungen  ge- 
troffen werden  müssen,  sind  nur  Folgerungen  aus 
jener  Idee.  Dafs  sich  die  Macht  des  Bundes  ge- 
wöhnlich auch  auf  gewisse  innere  Angelegenheiten 
der  verbündeten  Staaten  erstreckt,  beruht  nur  auf 
der  Verkettung  zwischen  den  auswärtigen  und  den 
inneren  Angelegenheiten  eines  Staates.  ^^)  Ein 
Völkerbund,  das  Ideal  eines  Völkerbündnisses,  be- 
darf eben  deswegen  der  Grundlagen ,  auf  welchen 
die  Innigkeit  und  Festigkeit  eines  Bündnisses  über- 
haupt beruht,  zu  seinem  Bestehn  und  Gedeihn  vor- 
zugsweise; wenn  auch  das,  was  der  Vollkommen- 
heit eines  Bundes  in  der  einen  Beziehung  abgeht, 
durch  die  Steigerung  einer  andern  ihn  zusammen- 
haltenden Kraft  in  einem  gewissen  Grade  ersetzt 
werden  kann.  Ein  Bund,  dessen  Gebieth  eine 
grofse  Ausdehnung  hat,  steht  schon  deswegen  fe- 
sler; stat  mole  sua.  Je  gröfser  die  Furcht  vor  den 
Nachbarstaaten  ist,    desto  versöhnlicher  sind  die 


89)  Ueber  die  Verwandscliaft  zwisclien  einem  Völker- 
bunde und  einem  Völkerstaate  s.  oben  Bd.  II.  S.  8.  —  The 
Feder alis t ,  on  the  conslitutioji  of  the  United  States.  By 
Hamilton,  Madison  and  Jay.  N.  A.  Philadelphia. 
1826.  8.  (Ein  Buch  für  die  Lehre  von  den  Bundesstaaten, 
überhaupt  höchst  wichtiges  Werk.  Die  Verfasser  waren  Mit- 
arbeiter an  der  Verlassungsurkunde  der  vereinigten  Staaten 
voii  NA.) 
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Bundesglieder  unter  sich;  wenigstens  kann  die  Ge- 
fahr nicht  unbeachtet  bleiben,  dafs  eine  Unge- 
rechtigkeit, deren  sich  der  Bund  gegen  eines  seiner 
Mitglieder  schuldig  machte,  dem  Feinde  einen 
Bundesgenossen  zuwenden  könnte.  Sind  auch  die 
Bundesstaaten  an  Macht  nicht  einander  gleich,  so 
kann  doch  unter  den  Hauptstaaten  des  Bundes  ein 
gewisses  Gleichgewicht  der  Macht  bestehn.  Sind 
auch  die  verbündeten  Regierungen  nicht  so  ganz 
eines  Sinnes,  so  kann  doch  die  Nationaleinheit  der 
verbündeten  Völkerschaften,  (vielleicht  die  Haupt- 
grundlage eines  Völkerbundes,)  an  die  Pflicht  der 
Bundestreue  mahnen.  Besonders  belehrend  für 
vorliegende  Aufgabe  ist  die  altgriechische  Ge- 
schichte. So  sehr  sich  auch  den  altgriechischen 
Völkerschaften  das  Bedürfnifs  eines  unter  ihnen  zu 
stiftenden  Bundes  aufdringen  niufste,  so  viele  Ver^ 
suche  sie  auch  machten,  diesem  Bedürfnisse  abzu- 
helfen, so  gelang  doch  das  Unternehmen  nur  sehr 
unvollständig.  Die  Spaltung  unter  den  einzelnen 
Stäm.men  des  Volkes  war  so  grofs,  und  grlfFso  tief 
in  alle  Verhältnisse  des  Lebens  ein,  der  Kampf 
zwischen  der  Aristokratie  und  der  Demokratie, 
zwischen  den  Reichen  und  den  Armen,  wurde  zu 
erbittert  geführt,  und  hatte  auch  auf  die  auswärtige 
Politik  einen  zu  grofsen  Einflufs,  der  Charakter  des 
Volkes  überhaupt  war  zu  leidenschaftlich  und  zu 
herrschsüchtig,  als  dafs  ein  Bau  hätte  gelingen 
können  ,  dessen  Grundlagen  Gleichheit  der  Rechte 
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und  gegenseitige  Achtung  seyn  mufsten.^'^)  Zwar 
bestand  in  Griechenland  schon  seit  den  äUesten 
Zeiten  der  Bund  der  Amphiktionen.  Doch  dieser 
Bund  war  nicht  ein  Vöikerhund  in  der  oben,  be- 
stimmten Bedeutung  dieses  Worts;  er  hatte  nur 
die  Erhahung  der  Nationaleinheit,  (durch  gemein- 
schaftliche Opfer  und  Spiele,  durch  die  Heiligung 
eines  menschlicheren  Kriegsgebrauches,)  zum 
Zwecke.  ^^)  Erst  in  den  Kriegen  mit  den  Persern 
bildete  sich  unter  den  Griechischen  Staaten  einVer- 
hältnifs,  welches  einige  Aehnlichkeit  mit  einem 
Völkerbunde  hatte.  Im  Drange  der  ümsländc  ge- 
langte der  damals  mächtigste  Staat  Athen  zur  He- 
gemonie, zur  obersten  Leitung  des  Krieges  gegen 
den  gemeinschaftlichen  Feind;  und  als  die  Gefahr 


90)  Die  Idee  der  rechtliclien  Gleich lielt  der  Mensclien 
war  den  Grieclieii  so  gut  wie  gänzlich  fremd.  (Wir  verdan- 
ken die  Anerkennung  dieser  Idee  dem  ChiJstenthume.)  »Wir 
sind  der  Ueberzeugung,«  heifst  es  in  einer  Rede  b.  Thucjd. 
V.  32.  »dafs,  nach  dem  ewigen  Gesetze  der  Natur ,  die  Göt- 
ter in  der  Meinung,  die  Menschen  in  der  That  zu  [lerrcn 
über  diejenigen  gesetzt  sind ,  welche  sie  In  ihrer  Gewalt  ha- 
ben. Dieses  Gesetz  haben  wir  nicht  erdacht,  nicht  zuerst  ins 
Werk  gesetzt,  sondern  wir  haben  von  ihm,  als  von  einem 
hergebrachten  Rechte,  Gebrauch  gemacht,  und  es  soll  das 
Erbe  unserer  Nachkommen  sejn.  «  Aristoteles  lehrt  (Polit. 
1,  2.)  in  allem  Ernste,  dafs  gewisse  Menschen  zur  Knecht- 
schaft gebohren  werden.  Vgl.  die  Jenaer  allg.  L.  Z.  i8i3. 
Ergänzungsblälter.  S.  49«  ff« 

gl)  Die  Schreibart  des  Wortes  ist  zweifelhaft.  Einige 
schreiben  Ampli'iktionen  (die  Herumwohnenden,)  andere 
Amphyktlonen  (von  Amphjktion  ,  dem  angeblichen  Stifter 
des  Bundes.  Ueber  den  Bund  der  Amphiktjonen.  Von  F. 
W.  Tiltmann.  Berl.  1812.  8. 
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vorübergegangen  Avar  oder  nur  noch  aus  der  Ferne 
drohte,  lebte  gleichwohl  die  Idee  eines  die  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  der  gesamten  Nation  lei- 
tenden Staates  im  Volke  fort,  ja  sie  wurde  sogar 
mit  der  Zeit  der  Haujithebel  der  Griechischen  Po- 
litik. Aber  die  Verbindung,  welche  nun  unter  den 
Griechischen  Staaten,  wenn  auch  nur  unvollkom- 
men, zu  Stande  kam,  hatte  nicht  einen  Bund,  son- 
dern nur  das  Uebergewicht  des  mächtigsten  Staa- 
tes, nur  Herrschsucht  und  Furcht,  zur  Grundlage. 
So  wie  ein  anderer  Staat  der  mächtigere  wurde, 
wechselte  auch  jene  Feldherrlichkeit;  je  über- 
mächtiger der  Staat  war,  der  an  der  Spitze  war, 
desto  gröfsere  Ansprüche  gründete  er  auf  seine 
Feldherrlichkeit.  Am  allerwenigsten  wurde  durch 
diese  Verbindung  unter  den  Griechischen  Staaten 
selbst  Ruhe  und  Friede  gestiftet.  Vielmehr  war  der 
Kampf  um  die  Feldherrlichkeit,  (in  der  That  ein 
Kampf  um  die  Oberherrschaft  über  Griechenland,) 
der  Hauptgrund  der  Erschöpf^ing  und  der  Zwie- 
spältigkeit, Avelche  dem  Könige  Philippus  von 
Macedonien  den  Sieg  über  die  Griechischen  Frey- 
staalen  gaben.  ^^)  Doch  überlebten  die  Ansichten, 
welche  jenem  Kampfe  seine  eigenthümliche  Farbe 
gegeben  hatten,  noch  eine  Zeit  lang  den  Unter- 
gang der  Griechischen  Freyheit.     Philipp  von  Ma- 


92)  Ausführlich  handeil  von  der  Griechischen  Hegemonie 
Heeren:  Ideen  über  die  Politik  etc.  der  vornehmsten  Völ- 
ker der  allen  VV^elt.  Griechenland,  Achler  Abschnitt. 
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cedonlen,  im  Rathe  der  Amphiklionen  der  Ersfe, 
llefs  sich  zum  Feldherrn  der  Griechen  gegen  die 
Perser  ernennen,  damit  er  die  Gewah,  welche  der 
Sieg  in  seine  Hand  gelegt  hatte,  in  eine  nach  doji 
VolkshegrifFen  der  Griechen  rechtmäfsige  Gewalt 
verwandelte.  Endlich,  als  die  Erschütterungen, 
von  welchen  die  gewaltsame  Auflöfsung  des  von 
Alexander  gestifteten  Reiches  hegleitet  war,  auch 
in  Griechenland  Alles  in  Verwirrung  setzten,  bil- 
deten sich  in  diesem  Lande  zwey  Bünde,  der  Aeto- 
lische  und  Achäische,  welche,  wenn  sie  auch  nicht 
das  unvermeidliche  Schicksal  von  der  Nation  ab- 
wenden konnten,  wenigstens  mit  dem  Ruhme,  ei-^ 
nes  besseren  Schicksales  werth  gewesen  zu  seyn , 
imtergingen.  Der  eine  und  der  andere  dieser 
Bunde  war  ein  Völkerbund  in  der  eigentlichen  Be-' 
deutung.  In  beyden  war  die  Gleichheit  der  Rechte 
der  Verbündeten  Gesetz.  In  beyde  wurden  nur 
solche  Staaten  aufgenommen,  deren  Verfassungen 
derselben  Art  waren.  Beyde  hatten  eine  sehr  aus- 
gebildete Organisation,  eine  Bundesversammlung, 
einen  Ausschufs,  einen  Bundesfeldherrn.  ^^) 

Der  Krieg   in    seiner  Beziehung    auf   die 
inneren  Angelegenheiten  des  Staates. 

Die  Kriegsmacht  eines  Staates  hängt  von  dem 
gesamten  inneren  Zustande  desselben  ab,  auch 


93)  Ubho  Emmius  de  repuhlica  et/ortuna  Achaeo-. 
rurn—-  Aßtolorum'     (In  dessen  Werke:   Veius  Graccia,  T. 
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von  dessen  Verfassung,  auch  von  der  Art,  wie  die- 
jenigen öfFentliclien  Angelegenheiten  behandelt 
werden,  welche  mit  dem  Kriegswesen  überall  nicht 
in  Verbindung  zu  stehn  scheinen.  Denn  in  dermo- 
i*alischen,  wie  in  der  physischen  Welt  ist  Alles 
.Kraft,  ist  eine  jede  Kraft  mit  der  andern  nach  dem 
Gesetze  der  Ursächlichkeit  verkettet. 

Es  glebt  Staaten  ,  deren  Verfassung  und  Ver- 
waltung allein  oder  vorzugsweise  auf  den  Krieg  be- 
rechnet ist.  Diese  Richtung  erhält  ein  Staat  beson- 
ders dann,  wenn  ein  Volk  oder  ein  Heer  in  dem 
Lande,  das  es  erobert  hat,  seinen  Wohnsitz  nimmt 
und,  um  die  Besiegten  in  Gehorsam  zu  erhalten, 
den  Gesetzen  der  Kriegszucht  unterworfen  bleiben 
mufs.  Dieses  Ursprunges  und  dieses  Geistes  war  z.B. 
die  Verfassung  des  Spartanischen  Freystaates,  die, 
welche  Wilhelm  der  Eroberer  in  England  einführte; 
in  dieselbe  Klasse  gehört  die  Verfassung,  welche 
das  Türkische  Reich  bis  auf  diesen  Tasr  behalten 
hat.  Ein  Staat  dieser  Art  ist  mehr  ein  Heer,  das 
im  Lande  des  Feindes  auf  Kosten  des  Feindes  lebt. 
Doch  können  auch  die  auswärtigen  Verhältnisse 
eines  Staates  so  bedenklich  seyn,  dafs,  ungeach- 

III.  Lugd.  Bat.  1626  8.)  Der  Bund  der  Aeloller  entstand  erst 
nach  dem  Tode  Alexanders;  der  Achäische  scheint  schon  frü- 
her bestanden  zu  haben.  —  Der  Aetolische  Bund  büfste 
schwer  flen  Fehler,  dafs  er  die  Römer  gegen  Macedonien  zu 
Hülfe  gerufen  hatte.  Man  kann  die  Geschichte  seines  Unter- 
ganges (b.  Livius)  nicht  ohne  Erbitterung  gegen  die  Tücke 
der  Römer  lesen.  Glänzender  war  der  Abend  des  Achälschea 
Bundes.  Phllopöraen ,  der  Feldherr  der  Achäer,  erinnert  an 
die  gröfsten  Nahmen  der  Griechischen  Vorzelt. 
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tet  das  Volk  ein  Ganzes  ist,    dcnrroch  alle  innere 

Einrichtungen  auf  den  Krieg  zu  berechnen    sind, 

dafs  also  z.  B.  die  Gewalt  des  Fürsten  in  ihrer  ffan- 

o 

zen  Kraft  zu  erhalten,  die  Osganisation  der  Staats- 
verwaltung möglichst  zu  vereinfachen,  der  Ge- 
schäftsgang von  allen  nicht  schlechthin  unentbehr- 
lichen Formen  zu  befrejen  ist.  Auch  ein  Staat  die- 
ser Art  kann  mit  einem  Heere  verglichen  werden. 
Doch  das  Heer  steht  in  seinem  eigenen  Lande;  es 
mufs  selbst  für  seinen  Unterhalt  sorgen.  Man  hat 
Preufsen  oft  einen  militärischen  Staat  genannt.  Aber 
es  wijrde  grobe  Unwissenheit  verralhen,  wenn  man 
den  Einrichtungen  dieses  Staates  den  Vorwurf  ma- 
chen wollte,  dafs  sie  das  Interesse  des  Heeres  von 
dem  des  Volkes  sonderten. 

Diejenige  Staatsverfassung,  welche  für  den 
Krieg,  wenigstens  für  Eroberungskriege,  die  vor- 
theilhafteste  ist,  ist  die  Einherrschaft,  insbeson- 
dere die  erbliche  Einherrschaft.  Das  Römische  Volk, 
welches  seine  Herrschaft  schon  in  den  Zeilen  des 
Freystaates  soweit  verbreitete,  stehtin  so  fern  verein- 
zelt in  der  Geschichte  da,  und  doch  begann  der  Ver- 
fall seiner  Freyheit,  als  seine  Heere  die  Grenzen 
Italiens  überschritten.  ^*)  Mifstrauisch  gegen  ihre 
Unterthanen ,  mifstrauisch  sogar  gegen  sich  selbst, 
haben  die  Aristokratieen  nicht  selten  dazu  ihre  Zu- 
flucht genommen,  ihre  Kriege  mit  einem  gemie- 


94)   ^n  Italien  lierrschte  Rom   melir  als  das   Haupt  eines 
Bundes,  als  in  der  Eigenschaft  eines  Siegers.  Vgl.  L  i  v.  IX,  i o. 
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tlieten  Heere  zu  führen,  den  Kriegsbefehl  einem 
Fremdlinge  anzuverlraun.  Wie  viele  Demokratieen 
erlagen  dem  Glücke  ihres  Feldherrn,  der  Begeiste- 
rung des  Heeres  für  den  Feldherrn,  der  es  zum 
Siege  geführt  hatte.  ^^)  Wie  vielen  Freystaateii 
wurden  die  Festungen,  die  sie  zu  ihrer  Verlheldi- 
gung  angelegt  hatten,  verderblich.  ^^)  Besonders 
aber  sind  die  stehenden  Heere  von  jeher  allen  den 
Verfassungen  gefährlich  gewesen,  welche  nicht 
alle  Gewalt  in  die  Hände  eines  Einzigen  legten. 
Wenn  ein  stehendes  Heer  nur  gehorchen  und  nicht 
berathen  soll,  avozu  kann  nicht  dieser  Gehorsam 
gehraucht  oder  geinifsbraucht  werden?  Einem 
Einzigen  gehorcht  sichs  hesser,  als  Vielen.  Und 
von  wem  kann  ein  stehendes  Heer  am  ersten  An- 
erkennung seiner  Verdienste  oder  seiner  Ansprüche 
erwarten?  Allerdings  glebt  es  Mittel,  die  Gefahr, 
welche  von  dieser  Seite  einer  Verfassung  droht,  zu 
mindern.  So  mindert  sich  z.  B.  die  Gefahr,  wenn 
das  Heer  aus  allen  Ständen  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft ergänzt  wird,  wenn  die  Organisation  des 
Heeres  in  einem  gewissen  Zusammenhange  mit  der 
Organisation  der  Staatsverfassung  steht,  ^^)   wenn 


95")  Die  Gesclilclite  der  Italienisclien  Freystaaten  ist  in 
dieser  Hinsicht  besonders  belehrend.  Vgl.  Muj-atoi'i  An- 
tiqidt.  Italiae  II,  s6.   (De  re  militari  medii  aevi.) 

96)  Vgl.  über  die  Vorllielle  und  Nachtheile  der  Festun- 
gen nach  der  Verschledsnheit  der  Verfassungen:  Ar  ist.  Po- 
lit.  VII,  lo.  Machiav.  Abh.  über  den  Livius.  II,  24.  32. 
Richelieu  testam,  politique, 

97)  Musterhaft  war  in  dieser  Beziehung  die  Ursprung- 
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die  Kriegsmacht  des  Staates  zugleich  auf  einer 
Landwehr  beruht,  wenn  das  Heer,  abgesehn  von 
den  Pflichten  des  Kriegsdienstes ,  den  Gesetzen 
und  Gerichten  des  gemeinen  Rechts  unterworfen 
bleibt.  ^^)  Am  wenigsten  haben  die  Verfassungen 
der  heutigen  Europäischen  Staaten  von  dieser  Seite 
zu  fürchten.  Denn  die  Europäischen  Regierungen 
wissen  zu  gut,  dafs  ein  stehendes  Heer,  wenn  es 
die  einzige  Stütze  des  Thrones  ist,  ein  zweyschnei- 
diges  Schwerdt  sey.  ^^)  Dennoch  mögte,  wenn 
sich  in  den  heutigen  Europäischen  Staaten  das  Ver- 
hähnifs  des  stehenden  Heeres  zur  Verfassung  gün- 


liche  Organisation  der  Römlsclien  Krirgsmacht.  Audi  3le 
altgrlechisclien  Frejstaaten  befolgten  die  Maxime,  die  Landes- 
vertheidignng  vorzugsweise  denen  anzuvertrauen,  welchen  die 
Erhaltung  der  Verfassung  ara  theuersten  sejn  mufste.  Als  in 
den  Europäischen  Staaten  die  stehenden  Heere  aufkamen,  han- 
delte der  Adel  weislich,  dafs  er  sich  in  den  Besitz  der  Offi- 
rirrstellen  zu  setzen  suchte.  Es  ist  eine  merkwürdige  Eigen- 
thiimlichkeit  der  Britischen  Kriegsverfassung  ,  dafs  Officiers - 
stellen  käuflich  sind.  In  Frankreich  wird  ein  Theil  dieser 
Stellen  durch  Wahl  besetzt.  Vgl.  Machiav.  in  dem  a.  W. 
I,  36.  Monte  sq.  V,  19. 

98)  Vgl.  über  diese  und  andere  Gegenmittel  Blachstone 
comment.  on  the  laws  of  England.  I,  43.  —  Wenn  die  in 
Frage  stehende  Gefahr  abgewendet  wird,  so  kann  das  Heer 
sogar  eine  Bildungsanslalt  für  das  Leben  unter  einer  freyeren 
Verfassung  sejn.  Vg],  Der  Krieg  für  wahre  Krieger.  Lpz. 
i8i5.     8. 

99)  Gibbon  macht  da,  wo  er  von  der  Leibwache  der 
Kallphen  zu  Bagdad  spricht,  (Kap.  5i.)  die  Bemerkung:  «»5'o 
uniform  are  themischiefs  of  military  despotism ,  that  I  scem 
to  repeat  the  storj  of  the  practorians  of  Rome.^^  —  Auch 
die  Geschichte  unserer  Tage  enthält  in  der  vorliegenden  Be- 
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stiger  gestellt  hat,  at^ch  das  Schuldenwesen  dieser 
Staaten  in  Anschlag  zu  bringen  seyn. 

Geht  die  Landesvertheidigung  in  andere  Hände 
über,  so  ist  die  Folge  davon  fast  immer  eine  Ver- 
änderung der  Staatsverfassung.  Die  Geschichte 
der  Kriegsmacht  und  die  des  Verfassungsrechts  der 
Deutschen  kann  ohngefahr  in  dieselben  Perioden 
eingetheilt  werden.  Als  die  Lehnsmannschaft,  ein 
stehendes  Heer,  das  zu  Pferde  diente ,  an  die  Stelle 
der  Landwehr  trat,  rifs  der  Adel  alle  Gewalt  an  sich ; 
durch  die  bewaffneten  Bürgerschaften  Avurden  der 
Macht  des  Adels  wieder  gewisse  Grenzen  gesetzt; 
dann  erhielt  die  landesfürstliche  Gewalt  durch  den 
Miethsoldaten  und  durch  die  stehenden  Heere  das 
Uebergewicht ;  in  den  neuesten  Zeiten  sind  die 
Landwehren  wieder  aufgebothen  worden,  eine  Ver- 
änderung, mit  welcher  sich  so  manche  Erscheinun- 
gen der  Gegenwart,  so  manche  Aussichten  in  die 
Zukunft  in  Verbindung  setzen  lassen.  ^°^)  Zuwei- 
len wirkt  das  Kriegswesen  nur  langsam  und  kaum 
merklich  auf  die  übrigen  Einrichtungen  des  Staates. 
In  Rufsland  befreyt  der  Dienst  im  stehenden  Heere 
von  der  Leibeigenschaft.  In  mehreren  Deutschen 
Staaten  ist  der  Zunftzwang  durch  die  Vorrechte, 
welche  man  den  ausgedienten  Soldaten  erlheilte, 
nicht  wenig  gemildert  worden. 


loo)  Ueber  den  Einflufs  ,  den  eine  jede  dieser  Verände- 
rungen auf  den  Staatshaushalt  hatte,  s.  Historische  Entvvicke- 
lung  der  Deutschen  Steuerverfassung-.  Von  K.  H.  Lang.  BerL 
^793.     8. 
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Wie  das  Unglück  den  Menschen,  so  prüft  ein 
unglücklicher  Krieg,  den  ein  Volk  führt,  die  Ver- 
fassung und  Verwaltung,  unter  welcher  es  steht, 
die  Zufriedenheit  der  Unterthanen  mit  der  Regier 
rung.  Das  Weströmische  Reich  würde  sein  Daseyn 
länger  gefristet  haben ,  wenn  seine  Steuerverfassung 
weniger  drückend  gewesen  wäre.  Neuere  Beispiele 
zur  Bestätigung  jenes  Satzes  sind  Allen  im  Gedächt- 
nisse. —  Eine  Regierung,  deren  Ansehn  noch 
schwankend  ist,  hat  von  einem  Kriege  eben  so  yfel 
zu  hoffen  als  zu  fürchten.  Doch  Wagspiele  sind 
verführerisch. 


* 


Dritte    Abtheillng. 

yon   der  fViederhcr s teilurig  des  Friedens. 


Ein  Friedensschi ufs  hat  zwar  schon  als  solcher 
ein^  rechtliche  Gunst  Ar  sich.  Aber  vollkommen 
bindend  ist  ein  Friedensvertrag  nur  dann,  wenn  er 
auf  billige  Bedingungen  abgeschlossen  wird  d.  i.  auf  ^ 
Bedingungen,  welche  dem  Interesse  aller  Theile 
entsprechen.  Ein  Friede,  welchen  der  Sieger  blos 
in  seinem  Interesse  dem  unterliegenden  Theile 
vorschreibt,  ist  nur  ein  Waffenstillstand.  Er  wird 
gebrochen,  so  wie  die  Gründe  wegfallen,  welche 
den  Sieger  bestimmten  ,  den  Frieden  zu  bewilligen, 
oder  den  Besiegten,  den  Frieden  anzunehmen. 
Denn  ihm  geht  d  i  e  E i g  e n  s  c h  a  f t  eines  Yff- 
gleiches   ab.      ßer  Sieger,    der   einen  solchesnh 
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Frieden  abschliefst,  thut  wohl,  wenn  er  die  Bedin- 
gungen so  fafst,  dafs  der  unterliegende  Theil  nicht 
ohne  die  augenscheinlichste  Gefahr  die  Feindselig- 
keiten erneuern  kann,  tn  difeser  Hinsicht  ist  z.  B. 
der  Friede,  vvelchen  Napoleon  mit  Preufsen  (im 
J.  1807  zu  Tilsit)  abschlofs,  von  Vielen  getadelt 
worden. 

In  dem  heutigen  Europa  giebt  es  noch  einen 
anderen  oder  einen  bestimmteren  Mafsstab  für  die 
Rechtmäfsigkeit  der  Bedingungen  eines  Friedens. 
Da  ist  nur  ein  Friede  rechtmäfsig,  welcher  zugleich 
die  friedlichen  und  freundschaftlichen  Verhältnisse 
unter  den  sämtlichen  Europäischen  Staaten  be- 
festiget oder  wenigstens  nicht  gefährdet,  nur  ein 
Friede,  welcher  dem  Interesse  des  Europäischen 
Völkerstaates  entspricht. 

Es  giebt  Friedensbedingungen,  welche,  schon 
ihrem  Wesen  nach  widerrechtlich,  nur  in  Nothfäl- 
len  für  zulässig  erachtet  werden  können.  Es  ist 
z.  B.  widerrechtlich,  die  Dauer  des  Friedens  auf 
eine  bestimmte  Zeit  zu  beschränken.  Ein  solcher 
Friede  ist  wenig  mehr,  als  ein  Waffenstillstand,  der 
in  einem  jeden  Augenblicke  aufgekündigt  werden 
kann  und  dessen  Aufkündigung  in  eineni  jeden  Au- 
genblicke zu  befürchten  ist.  Die  Türken  schlös- 
sen ehemals  mit  den  christlichen  Mächten  nurWaf- 
fenstillstandsversträge  ab;  doch  ist  es  gelungen, 
die  Türken  wenigstens  in  dieser  Beziehung  in  eine 
Europäisclie  Macht  zu  verwandeln.  —  Eben  so 
verwerflich  sind  beschimpfende  oder  demüthigende 
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Frfedensbedingungen,  ingleichen  Bedingungen, 
durch  welche  die  Wunden,  die  der  Krieg  schlug, 
fortdauernd  offen  gehalten  werden.  Nur  in  aufser- 
ordentlichen  Fällen  ist  es  daher  zu  billigen ,  wenn 
der  Feind  zur  Bezahlung  der  Kriegskosten  ver- 
pflichtet oder  wenn  dessen  Land  auch  nach  abge- 
schlossenem Frieden  noch  eine  Zeit  lang  in  Be- 
schlag behalten  wird. 

Auch  für  die  Art,  wie  Friedensbedingungen 
zu  fassen  (zu  redigiren)  sind,  giebt  es  gewisse 
Rechtsregeln.  Unbedingt  verwerflich  sind  unbe- 
stimmt oder  zweydeutig  gefafste  Bedingungen.  Denn 
sie  enthalten  den  Keim  zu  neuen  Feindseligkeiten. 
Aus  demselben  Grunde  sind  diejenigen  Friedens- 
artikel nicht  zu  billigen ,  welche  gewisse  Rechts- 
fragen ,  über  die  unter  den  Parlheyen  Streit  ist, 
(ohne  Nolh)  zu  weiterer  Erörterung  aussetzen.  ^°^) 

Es  ist  rathsam,  einem  jeden  Friedensschlüsse 
eine  gegenseitige  allgemeine  Verzichtleistung  auf 
alle  die  Ansprüche  einzuverleiben,  welche  der  eine 
Theil  an  den  andern  kraft  eines  besonderen  Rechts- 
grundes gemacht  habe  oder  zu  machen  berechtiget 

40i)  Dieser  Vorwurf  traf  besonders  den  Westpliälischen 
Frieden,  welclier  so  viele  Streitpunkte  ««t7  conti lia  proxima>> 
(ad  Calendas  Graecas)  aussetzte.  - —  In  dem  neuesten  Frie- 
densschlüsse zwischen  Grofsbi itannien  und.  den  Vereinigten 
Staaten  mufste  die  Bestimmung  der  Grenze  zwischen  den  Briti- 
schen Kolonien  in  Nordamerika  und  zwischen  dem  Gebiethe 
der  V.  St.  zu  weiterer  Erörterung  ausgesetzt  bleiben.  Aber 
weislich  kam  man  iiberein,  den  Streit,  wenn  er  nicht  in  der 
Giile beigelegt  werden  könnte,  dem  Ausspruche  eines  Schieds- 
richters zu  unterwerfen. 
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gewesen  wäre,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  in  dem 
Friedensschlüsse  ausdrücklich  anerkannten  oder 
vor  behaltenen  Ansprüche.  Enthält  der  Friedens- 
schlufs  nicht  einen  Verzicht  dieser  Art,  so  ist  dieses 
Stillschweigen  (von  Rechtswegen)  so  zu  deuten, 
dafs  die  eine  und  die  andere  Parthey  auf 
alle  die  Ansprüche  verzichtet  habe,  we- 
gen welcher  der  Krieg  geführt  worden 
ist,  und  eben  so  oder  noch  mehr  auf  alle 
Ansprüche  wegen  Ersatzes  der  Kriegs^ 
schaden  und  Kosten;  (Expensae  litis  tacite 
compensatae  esse  censentur;)  dafs  aber  im 
übrigen  dasjenige  Rechtsverhältnifs  un- 
ter denPartheyen  wiederhergestellt  seyn 
solle,  welches  unter  ihnen  vor  dem  Aus- 
bruche der  Feindseligkeiten  bestand. 
Denn  nur  nach  dieser  Deutung  entspricht  ein  Frie- 
densschlufs  seinem  Zwecke,  dem  Zwecke,  einen 
möglichst  bestimmten  und  festen  Rechtszustand 
unter  den  Partheyen  zu  stiften.  Aus  demselben 
Grunde  ist  auch  ein  jeder  Verzicht,  welchen  ein 
Friedensschlufs  enthält,  durch  die  Auslegung  eher 
auszudehnen,  als  zu  beschränken. 

Wenn  und  wie  eine  grofse Macht  Frieden  schlie- 
fsen  soll,  lehrt  am  besten  das  ßeyspiel  der  RömerJ 
Sie  beharrten  im  Kampfe  gegen  den  [Jebermüthi4 
gen;  sie  schonten  dessen,  der  sich  demüthigte. 
(Parcere  subjectis^  et  debellare  superhos.)  Sie  b  r  a- 
chen  nur  die  Kraft  des  Feindes,  wenn  ihnen  auch 
der  Sieg  die  Macht  gab,  den  Feind  zu  vefnichtetii 

14      ^ 


162 


Das  Ziel  nie  aus  den  Augen  verlierend,  übereilten 
sie  dennoch  nicht  ihre  Unternehmungen.  Sie  schlös- 
sen Frieden,  um  «inen  andern  Feind,  den  sie  bis- 
her übersehen  zu  haben  schienen,  aufzusuchen. 
Der  stolze  Bau,  den  die  Römer  mit  den  Trümmern 
so  vieler  Staaten  aufführten,  hat  Jahrhunderte  lang 
gestanden,  weil  Jahrhunderte  lang  daran  gebaut 
worden  war,  usadlik^eil  sie  ihr  Eroberungssystem 
verliefseny  lals'es  tSthlicher  war ,  auf  die  Erhaltung 
als  auf  die  Vergrofserung  des  Baues  Bedachtj^ji^ 
nehmen.  ^^)       ,,.  > 

«T.      x^       1    ^)oh   9i8    -  ,  ,     , 

Wie  EroberujOjge«  tjam   besten    behaupte-t 

werden  können.  *^^) 
Um  eine  Eroberung  zu  behaupten,  können 
überhaupt  vier  Wege,  der  eine  oder  der  andere, 
eingeschlagen  werden,  wenn  auch  nicht  in  einem 
jeden  ^einzelnen  Falle  die  Wahl  zwischen  allen  die- 
sen VVegen  frey  steht.  Welcher  von  diesen  Wegen 
in  einem  gegebenen  Falle  den  Vorzug  verdiene,  ist, 
abgesehn  von  der  Rechtsfrage,  nach  Zeit  und  Um- 
ständen zu  beurtheilen.  Mit  der  Zeit  kann  es  rath- 
sam  ja  nothwendig  werden,  den  anfangs  gewählten 
Weg  mit  einem  andern  zu  vertauschen.     Auch  lie- 


»/- 


il 


102)  Vgl.  Montesquieu  des  causes  de  la  grandeur 
des  Romains.  Kap.  6.  Herder's  Ideen  zur  GescIiioKle 
der  Menschheit.  JXIV.  Bch.  Heyne  pr.  Romanorum  pru- 
dentia  in ßniendis  hellis.  In  dessen  Opusc.  academ.T.  IF. 
(Gott.  4796.)  n.  sig. 

«o3)  Viel  Treffliches  über  diesen  Gegenstand  findet  man 
b.  Montesquieu:  Esprit  de:  lois.  Liv.  X. 
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gen  einige  von  diesen  Wegen  einander  so  nahe,  dafs 
es  möglich  und  gut  seyn  kann,  einen  Mittelweg  zu 

v;Ep§tens:  Das  Volk,  das  die  Eroberung  ge- 
maobtbbt,  kann  die  Einwohner  des  eroberten  Lan- 
des v^f  tilgeh  öder  sie  vertreiben  oder  sie  in  andere 
Theile  spbes  Landes  zerstreun.  So  führte  einst 
das  Vqik  Is^^^  Vertilgungskrieg  gegen  die 

Einwohner  de3^il^vp^j\iefsenen  Landes,  das  Volk 
Gottes  gegen  die]  JÄ^gifltep/'  So  führen  in  Nord- 
amerika die  Weifseif  ^feliieiS'^heils  offenen  theils  ge- 
heimen VertilgungskVie^  gegen  die  Ureinwohner, 
der  civilisirte  Menschenstamm  gegen  den  uncivili- 
sirten.  (Auf  eine  ähnliche  Weise  setzt  der  Anbau 
eines  Landes  dem  Gebiethe  der  wilden  Thiere  und 
dem  der  wilden  Kräuter  und  Pflanzen  immer  engere 
Grenzen.)  Gründlich  sind  diese  Mittel,  eine  Er- 
3ö1^erartg  oder,  richtiger,  den  Besitz  eines  erober- 
1fi#^^ndes  zu  sichern,  allerdings.  Aber  ist  Ver- 
ödung Friede  ?     (Solitudinem  pacem  appellaiit,) 

Zweytens:  Das  vollkommenste  Mittel,  eine 
Eroberung  zu  sichern,  ist  die  Vereinigung  beyder 
Völker,  desjenigen  Volkes,  welches  die  Eroberung 
gemacht  hat,  und  des  besiegten,  zu  einem  einzigen 
Volke.  Doch  kann  sich  der  Staat,  welcher  die 
Oberhand  behalten  hat,  nur  unter  der  Bedingung 
für  diesen  Plan  entscheiden,  dafs  seine  Verfassung 
eine  solche  Vereinigung  zuläfst.  Die  Demokratie, 
dieses  Wort  in  dem  Sinne  genommen,  welchen  die 
Griechen  damit  verbanden,  die  Aristokratie  kaim 

11  * 
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nur  seilen  diesen  Weg  einschlagen.  Ein  Staate 
welcher  die  eine  oder  die  andere  dieser  Verfassun- 
gen hat,  läuft  ehen  deswegen ,  so  wie  er  Eroberun- 
gen macht,  Gefahr,  entweder  seine  Verfassung 
oder  seine  Eroberungen  nicht  auf  die  Dauer  be- 
haupten zu  können.  Selbst  der  Frejstaat  der  Rö- 
mer erlag  seinen  Siegen,  so  viel  Kunst  auch  dieses 
Volk  angewendet  hatte,  um  seine  Eroberungen  und 
gegen  diese  seine  Verfassung  zu  sichern.  Der  Krieg, 
welchen  Rom  mit  seinen  Italischen  Bundesgenossen, 
dem  Kerne  seiner  Kriegsmacht,  zu  bestehen  hatte, 
führte,  ungeachtet  seines  scheinbar  glücklichen 
Ausganges,  zu  einer  Ausdehnung  des  Bürgerrechts, 
welche  der  volksherrschaftlichen  Verfassung  des 
Römischen  Freystaates  sehr  bald  den  Untergang 
brachte.  ^®*)  Vorausgesetzt  aber,  dafs  eine  Ver- 
einigung beyder  Völker,  der  Sieger  und  der  Be- 
siegten, in  dem  Interesse  der  ersteren  möglich  ist, 
so  wird  diese  Vereinigung  am  leichtesten  dann  ge- 
lingen und  mithin  dann  vor  einer  jeden  andern 
IMafsregel  den  Vorzug  verdienen,  wenn  beyde  Völ- 
ker ihrer  Sprache,  ihrem  Glauben,  ihren  Sitten 
und  Einrichtungen  nach  einander  verwandt  sind, 
wenn   die  Vereinigung  nur  darinne  besteht,  dafs 


io4)  Eine  der  auffallendsten  Erscheinungen  in  der  Ge- 
schichte ist  Sylia.  Er  scheint  denn  doch  nicht  blo8  für  das 
Interesse  seiner  Parthcj,  sondern  zugleich  für  das  des  Frey- 
Staates  gewirkt  oder  gewüthet  zu  haben.  Er  wollte  diesen 
durch  die  Begründung  einer  Aristokratie  des  Relclilhumes 
verjüngen. 
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auf  das  eroberte  Land  die  Verfassung  und  die  Ge- 
setze des  andern  Landes  ausgedehnt  werden,  und 
wenn  diese  Ausdehnung  zugleich  eine  Verbesse- 
rung des  ehemaligen  Zustandes  des  eroberten  Lan- 
des ist.  Diesen  Plan  befolgten  die  Franzosen,  als 
sie  in  den  Zeiten  des  Freystaates  und  in  den  Zeitert 
des  Kaiserthums  so  viele  Länder  mit  Frankreich 
vereinigten.  Aber  er  hatte  nicht  überall  denselben 
Erfolg  und  konnte  nicht  überall  denselben  Erfolg 
haben.  Weit  schwieriger  (und  gleichwohl  beson- 
ders rathsam)  ist  die  Ausführtfng  dieses  Planes, 
wenn  das  Volk,  das  die  Eroberung  gemacht  hat, 
in  das  eroberte  Land  einwandert.  Eine  solche 
Einwanderung  greift  allemal  in  den  Besitzstand  der 
Eaudeseinwohner  so  feindselig  ein,  dafs  nur  im 
Verlaufe  der  Zeit  eine  Verschmelzung  beyder  Völ-^ 
ker  zu  einem  einzigen  zu  Stande  kommen  kann. 
Sie  ist  sogar  schlechthin  unmöglich,  wenn  die  Na- 
tionalität des  einen  Volkes  der  des  andern  feind- 
selig gegen  übersteht.  Vergeblich  versuchte  Ale^- 
xander,  die  Griechen  und  die  Einwohner  des  von 
ihm  eroberten  Persischen  Reichs  zu  einem  Volke 
zu  vereinigen;  die  Griechische  und  die  Asiatische 
Kultur  standen  in  einem  zu  scharfen  Gegensalze.  ^°^) 


io5)  Alexander  heyratKete  die  ToclUer  des  Darius.  Er 
beförderte  Hejralhen  zwischen  beyden  Nationen.  Er  nalyn 
mit  seinen  Feldherrn  Vieles  von  den  Sitten  der  Besiegten  an. 
Griechen  und  Asiaten  dienten  in  seinem  Heere  neben  einander 
U.S.  w.  T/iö  hislory  of  ancient  Greecc.  B/  X  Gillies,. 
Y,   22.>.  ff,  (Basl(^r  Ausg    1790.   8.) 
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Indem  Türkischen  Reiche  lehen  die  Türken  und 
die  Griechen  fortdauernd  als  zwey  verschiedene 
Nationen  nehen  einander.  Die  Völker  d^sinit de- 
ren Asiens,  welche  sich  in  Hindostan  festsetzten, 
sind  nie  mit  den  Hindus  ein  Volk  geworden;  die 
Religion  war  die  unübersteigliche  Scheidewand. 
Dagegen  gelang  es  den  Deutschen  Völkerschaften, 
welche  in  den  Provinzen  des  Römischen  Reichs 
neue  Staaten  stifteten,  hald  genug,  die  römischen 
oder  romanischen  Einwohner  -dieser  Provinzen  (in 
Frankreich,  in  Spanien,  in  Italien,)  in  sich  aufzu- 
nehmen oder  sich  diesen  einzuverleiben;  die  Ver- 
einigungsmittel waren  das  Ghristenthum  und  Ver- 
schwägerungen. Die  letzteren  wurden  theils  durch 
das  Gesetz  der  Monogamie,  welches  bej  den  Rö- 
mern und  bey  den  Deutschen  von  jeheriin»  Kraft 
gewesen  war,  theils  durch  die  Achtung,  iil  Velcher 
das  weibliche  Geschlecht  bey  dem  einen  und  bey 
dem  andern  Volke  sland,  besonders  bedeutsam.  '°^) 
Ein  in  seiner  Art  einziges  Beyspiel  einer  Vereinig- 
ung zwischen  den  Siegern  und  den  Besiegten  ist 
das,  welches  die  Verfassung  des  Chinesischen 
Reichs  darbiethet.  Die  Eroberer,    (die  Tartaren,) 


')/'.$■>/ 


«06)  Am  genauesten  kennen  wir  das  Verhällnifs,  ih*  Wel- 
etiem  In  dem  Reiche  Theodorictis ,  Königs  der  Osfgothen , 
Lejde  Nationen  anfangs  zu  einander  standen.  —  Dafs  Ver- 
sclvw9gerungen  einen  sehr  bedeutenden  Einflufs  auf  die  Ver- 
sclunelzung  bejder  Nationen  gehabt  liaben  ,  beurkundet  die 
schwarze  Farbe  der  Haupthaare  und  der  Augen,  durch  -wel- 
che sich  die  Franzosen,  die  Spanier,  die  Portugiesen  und  die 
UsUtper  von  den  Völkern  rein  Deutschen  Blutes  unterscheiden. 
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liefsen  die  altchinesische  Reichsverfassung  hestehn; 
sie  unterwarfen  sich  selbst,  wenn  auch  mit  gewissen 
Einschränkungen,  den  Gesetzen  der  Besiegten. 
Die  Stellen  in  den  höchsten  Reichsbehörden  wur- 
den verdoppelt  und  zur  Hälfte  mit  Tartaren  zur 
Hälfte  mit  Chinesen  besetzt.  Das  Heer  besteht  aus 
zwey  Abtheilungen;  in  der  einen  dienen  nur  Tar- 
taren, in  der  andern  nur  Chinesen.  Die  erstere  ist 
besonders  bevorrechtet.  Auch  der  oberste  Kriegs- 
befehl wird  nur  von  Mandarinen  Tartarischer  Ab- 
kunft geführt.  Die  Eroberer  wurden  durch  die 
Verhältnisse  genöthiget,  das  Mifstraun,  das  sie  in 
die  Einwohner  des  eroberten  Landes  setzten,  unter 
den  Formen  ei^ier  wenn  auch  nur  unvollkommenen 
-Vereinigung  mit  diesen  zu  verbergen. 

Die  dritte  Art,  wie  eine  Eroberung  behaup- 
tet werden  kann,  ist  die,  dafs  die  Regierung, 
welche  die  Eroberung  gemacht  hat,  den  Rechts- 
zustand des  eroberten  Landes  unverändert  läfst, 
ausgenommen,  dafs  dieses  in  Beziehung  auf  das 
Recht  des  Krieges  und  des  Friedens  seine  Selbst- 
ständigkeit verliehrt. —  Dieser  Plan  ist  dann  am 
leichtesten  ausführbar,  und  kann  dann  auch  in  dem 
Interesse  des  Eroberers  der  vortheilhaftere  seyn, 
wenn  ein  Fürst  das  Land  eines  andern  Fürsten  er- 
obert. Der  Fürst,  welcher  die  Eroberung  gemacht 
hat,  kann  oft  schon  dadurch,  dafs  er  sich  an  die 
Stelle  des  bisherigen  Fürsten  setzt,  zu  einer  für  die 
Erhalluno-  der  Eroberung  hinreichenden  Gewalt 
gelangen.      Zuweilen^  kann  er  auch  die  Auskunft , 
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und  mit  Erfolg,  treffen,  dafs  er  dem  bishe-* 
rigen  Fürsten  die  Regie\;ung  lehns weise  läfst.  la 
Europa  ist  dieser  Plan  (in  der  einen  und  in 
der  andern  Form)  seit  den  Zeiten  des  Mittelal- 
ters von  und  unter  den  monarchischen  Staaten  vor- 
zugsweise befolgt  worden.  Jedoch  auch  unter  der 
Voraussetzung,  von  welcher  hier  die  Rede  ist, 
(wenn  ein  Fürst  das  Land  eines  andern  Fürsten 
erobert,)  ist  jener  Plan  nicht  unbedingt  ausführbar, 
nicht  unbedingt  empfehlungswerth.  Es  kann  z.  ß. 
die  monarchische  V^erfassung  des  Nebenlandes,  (des 
eroberten,)  von  der  des  Hauptlandes  so  wesentlich 
verschieden  seyn,  dafs,  wenn  dem  eroberten  Lande 
seine  Verfassung  gelassen  würde,  die  Eroberung 
zum  Nacliiheile  des  Hauptstaates  ausschlagen  könnte. 
Man  darf  wohl  behaupten,  dafs  Norwegen  von 
Schweden,  Polen  von  Rufsland  mit  besonderer 
Gunst  behandelt  worden  ist.  Weit  schwieriger  ist 
das  Gelingen  jenes  Planes,  wenn  ein  Freystaat  über 
einen  Freystaat  den  Sieg  davon  getragen  hat.  Zwar 
scheint  diese  Behauplu])£»'  das  bey  Fragen  dieser 
Art  so  gewichtige  Ansehn  der  Römer  gegen  sich 
zu  hahen.  So  lange  dieses  Volk  seine  Eroberungen 
auf  Italien  beschränkte,  Jiefs  es  den  Völkerschaf- 
ten, die  es  besiegte,  ihre  Gesetze  und  Freyheiten, 
sich  mit  dem  Rechte  begnügend,  über  die  Kriegs- 
macht der  Besiegten  nach  eigenem  Ermessen  zu 
verfügen.  Aber,  wenn  sie  auch  für  dieses  Ver- 
fahren den  Geist  und  das  Interesse  ihrer  Verfassung 
anführen  konnten,  wenn  sie  auch  noch  einige  an- 
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dere  Mittel  zu  Hülfe  nahmen,  sich  der  Treue  dieser 
Völkerschaften  zu  versichern,  sie  mufsten  gleich- 
wohl die  Besiegten  noch  einmal  besiegen.  Aehn- 
llche  Erfahrungen  hatten  die  Athenienser,  hatten 
die  Spartaner  gemacht.  Wenn  ein  Freystaat  einen 
andern  Freystaal  durch  eine  Parthey,  die  er  in 
demselben  begünstiget^  und  durch  die\  Häupter 
dieser  Parthey  zu  beherrschen  sucht,  so  wendet 
sich  diese  Politik  leicht  gegen  ihn  selbst.  Mit  ei- 
nem Worte,  ein  ungleiches  Bündnifs,  das  unter 
Freystaaten  geschlossen  wird,  ist  weniger  dauer- 
haft, als  ein  ungleiches  Bündnifs  unter  monarchi- 
schen Staaten. 

Endlich  viertens  kann  der  Staat,  der  eine 
Eroberung  gemacht  hat,  zur  Behauptung  derselben 
den  Weg  einschlagen,  dafs  er  die  Einwohner  des 
eroberten  Landes  zu  seinen  Unterthanen  macht, 
dafs  er  ihnen  also  diejenigen  Gesetze  giebt  oder 
läfst,  und  diejenigen  Abgaben  und  Lasten  aufer- 
legt, welche  seinem  Interesse  am  besten  entspre- 
chen, sich  selbst  die  Herrschaft,  den  Befehl  im 
Kriege  und  im  Frieden,  vorbehaltend.  Die  Ab- 
hängigkeit, in  welche  die  Ausführung  dieses  Pla- 
nes die  Einwohner  des  eroberten  Landes  versetzt, 
kann  eben  so  sehr  ihren  Graden  als  ihren  Gegen- 
ständen nach  verschieden  seyn.  Sie  kann  auf  der 
einen  Seite  an  eins  der  vorher  gedachten  beyden 
Verhältnisse  grenzen  ,  und  auf  der  ändern  Seite  in 
Knechtschaft  übergehn.  Ein  stehendes  Heer,  die 
Lehnsverfassung,   die  Kolouisirung  des  eroberten 
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hhid&^,   'S^'M^eäSimg  der  Maxime:    Divide  et 
impera ,   Achtung  für   die  Sitten  und  Meinungen 
der  Besiegten ,    eine  Verwaltung,   welche  für  den 
Verlust  der  Selbstständigkeit  einen  gewissen  Ersatz 
leistet,—  das  sind  die  Hauptmittel,  welche  in  dem 
Geiste  dieses  Planes  zur  Behauptung  einer  Erobe- 
rung angewendet  werden  können.    Man  kann  diese 
Kunst  nicht  besser  erlernen,  als  indem  man  sich 
mit  der  Geschichte  ihrer  Meister  und  Muster  ver- 
traut macht,  —  des  Perserköniges  Cyrus,  der  Rö- 
mer, Karls  des  Grofsen,  *'^^)    Wilhelms  des  Er- 
oberers, der  Venetianer,  der  Spanier,  der  Briten. 
Doch  der  Römische  und  der  Britische  Nähme  über- 
strahlt die  übrigen.     Die  Kunst,  mit  welcher  die 
Römer  ihre  Eroberungen  zu  behaupten  verstanden, 
ofFenbahrt  sich  besonders  theils  durch  die  Rück- 
sichten, welche  sie  bey  der  Organisation  einer  je- 
den einzelnen   Eroberun«"  auf  die  Eiorenlhümlich- 
keiten  des  Landes  und  des  Volkes  nahmen,  theils 
durch  die  Mannigfaltigkeit  und  Verschiedenheit, der 
Interessen,    welche  sie  in  den  eroberten  Ländern 
zu  stiften  und  zu  unterhalten  wufsten.     So  oft  sie 
ihr  Gebielh  durch  eine  Eroberung  vergröfserten , 
wurde  eine  aufserordentliche  Behörde  (qidnque  vel 
decemlegati)  ernannt,  welche  die  Verfassung  der 
Provinz   mit  Beachtung    der    bisherigen   und  der 
neuen  Verhältnisse  des  Landes  festzusetzen  hatte. 


107)  Jedocli  der  Friede,  welclien  Karl  der  Grofse  mit 
den  Sachsen  zu  Selz  absclilofs,  war  mehr  ein  (obwohl  un- 
gleiches)  Bündnifs  zwischen  den  Frankeq  und  Sjich$en, 
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(Lex  s,  formula  pro^inciae.)  Dem  einen  Lande 
fiel  ein  härteres  dem  andern  ein  milderes  Loos ,  je 
nachdem  Mifstraun  Strenge  ^^^)  oder  Furcht  Scho- 
nung geboth.  Eben  so  verschieden  waren  in  der- 
selben Provinz  die  Rechte  der  einzelnen  Gemein- 
den. Es  gab  Kolonien,  manicipia,  Städte,  die 
sich  nach  ihren  eigenen  Gesetzen  regierten  u.  s.  \v. 
Auch  Einzelne  wurden  z.  B.  durch  das  Römische 
Bürgerreicht ,  ausgezeichnet.  ( Auf  eine  ähnliche 
Weise  hielten  die  Venetianer  ihre  ünterthanen  in  Ge- 
horsam. Sie  stifteten  unter  ihnen  durch  Titel  und 
andere  Ehrenvorrechte  eine  Eifersucht,  welche, 
je  kleinlicher,  desto  bitterer  war.)  Und  dennoch 
war  in  diesem  Körper  zugleich  einPrincip  der  Ver- 
einigung und  Ausgleichung  in  Thätrgkeit.  Mit  der 
Herrschaft  der  Römer  zugleich  verbreitete  sich  Rö- 
mische Kultur,  verbreiteten  sich  die  Künste  und 
Werke  des  Friedens,  in  welchen  es  kein  Volk  den 
Römern  zuvorgethan  hat.  Nicht  weniger  bewun- 
dernswerth,  einzig  in  seiner  Art,  ist  das  Reich  der 
Briten  in  Ostindien.  Nicht  durch  die  Macht  der 
Waffen  behaupten  die  Briten  ihre  Herrschaft  in  Ost- 
indien; (ihr  Heer  ist  nur  phngefähr  200000  Mann 
stark,  die  eingebohrnen  Soldaten  mit  eingerech- 
net; die  Bevölkerung  wird  zu  80  Millionen  Men-; 
sehen  und  höher  angeschlagen ;)  sondern  weil  sie  ' 
die  Eigenthümlichkeiten ,  die  Meinungen  und  Sit- 

.  ..  .  =:,  ,   -.    ,.  _  ,  :iiT   slaib/i?.; 

io8)  Mit  besonderer  Strenge  verfuhren  die  Röraeil/gcgenj,^ 
Macedonien;    das  erste  Reich,    welchem  sie  die  Form  eiat^y 
ProvIuA  gaben.   S.  Liv.  XIV,   29, 
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ten  der  ihnen  unterworfenen  Völker  schonen,  *^^) 
weil  sie  die  grofse  Mehrzahl  ihrer  ünlerthanen  in 
einen  ohne  Vergleich  besseren  Zustand  versetzt  ha- 
ben.    Man  ist  versucht,    das  Reich  der  Briten  in 
Ostindien  einer  Hierarchie  zu  vergleichen.     Aller- 
dings darf  man  für  die  Fortdauer  dieses  Reiches 
fürchten.      Ein  scheinbar  geringes  Versehn  kann 
einen  Brand  im  Innern  entzünden ,  welchen  nichts 
zu  löschen    vermöchte.  ^^°)     Es  dürfte   sich  kein 
Beispiel  in  der  Geschichte  nachweisen  lassen,  dafs 
ein  Volk  seine  Herrschaft  über  ein  grofses  und  stark- 
bevölkertes Land  behauptet   hätte,    ohne  sich  in 
dem  Lande  niederzulassen  oder  anzusiedeln.    Und. 
gleichwohl  sucht  die  Regierung  (aus  guten  Grün- 
den)   die   Ansiedelung  Britischer   ünterthanen   in 
Ostindien  möglichst  zu  verhindern.     Allemal  aber 
wird  dieses  Reich  zu   den  stolzesten  Werken  des 
menschlichen  Geistes  gerechnet  werden! 


109)  So  weit  gellt  diese  Schonung,  dafs  es  den  Witt- 
"wen  der  Bralimlne»  gestaltet  ist,  sich  iivit  ihren  Männern  ver- 
brennen zu  lassen.  In  dem  Regierungsbezirke  von  Bengalen 
wurden  im  J.  1824  bis  678,  im  J.  1825  bis  GSg,  und  im  .T. 
1826  bis  58o  Suttees,    (so  heisen  diese  Opferungen)  gehalt'U. 

ho)  So  hatte  im  J.  i  823  eine  unbedeutende  Verände- 
rung, die  man  in  einem  Regimente  eingebohrner  Soldaten  ein- 
führte, einen  Aufstand  zur  Folge,  welcher,  wenn  nicht  Eu- 
ropäische Regimenter  in  der  Nähe  gewesen  wären,  schwer  zu 
unterdrücken  gewesen  sejn  würde.  —  Ueber  die  Leitung 
der  Ostindischen  Angelegenlieilen  durch  eine  Handlungskotu- 
pagnie  etc.  liefse  sich  ein  ganzes  Buch  schreiben;  und  in  Eng- 
land ist  eiae  grofse  Anzahl  Schriften  über  diesen  Gegenstand 
eicschienen. 


Das 

NEUN  UND  ZWANZIGSTE  BUCH 
VQM  STAATE     \ 

oder 
DER  REGIERÜNGSLEHRE  NEUNTES  BUCH. 

Von  der 

Bereinigung  der    Völker  zu   einem   Völkerstaate* 


EINLEITUNG. 

Nulla  Salus  hello,  paceni  deposcimus  omnes! 
Des  Friedens  bedürfend  haben  sich  die  Menschen 
zu  bürgerlichen  Gesellschaften  vereiniget.  Aber 
die  Geschichte  der  Völker  ist  die  Geschichte  eines 
allgemeinen  und  ewigen  Krieges,  eines  Krieges, 
der  nur  bald  auf  dem  bald  auf  einem  andern  Theile 
des  Kriegsschauplatzes  und  nur  von  Zeit  zu  Zeit 
durch  eine  Waffenruhe  unterbrochen  wurde.  Für- 
sten und  Völker,  welche  ihre  Herrschaft  weiter  und 
weiter  auszudehnen  trachteten,  nennt  die  Geschichte 
genug.  Aber  der  Gedanke,  wenn  auch  nicht  unter' 
allen  Völkern  des  Erdbodens  doch  unter  einem  be- 
deutenden Theile  derselben  einen  die  Grundsätze 
des  Völkerrechts  ehrenden  und  bekräftigenden  Fne-* 
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den  auf  die  Dauer  zu  stiften ,  ist  nur  von  wenigen 
Regierungen  aufgefafst  und  verfolgt  worden.  Nur 
den  Europäischen  Staaten  Deutschen  Ursprungs 
gebührt  der  Ruhm,  dafs  sie  die  Ausführung  dieses 
Planes  versucht,  an  diesem  grofsen  Werke  beharr- 
lich gearbeitet  haben  und  noch  arbeiten.  ^) 

Die  Grundursache  aller  dieser  Kriege  kann  ein 
jeder  Mensch  in  sich  selbst  finden.'  'l^idenjpicliaften 
und  Begierden  entzweyen  den  Menscbe^^^py^^siqh 
selbst  und  deswegen  mit  seinen  Mitmenschen.  •  Ein 
Volk  ist  seinem  rechtlichen  Wesen  nach  eine  €1«»- 
samtheit,  ein  Gedankending;  aber  in  der  Wirk*- 
lichkeit  löfst  es  sich  in  die  einzelnen  Menschyti  artif , 
aus  welchen  es  besteht.  Leidenschaften  und  Be- 
gierden entscheidei^jpber  sein  Schicksal,  wie  über 
das  des  einzelnen  Mefisejiien.  Zwar  wird  der  Mensch, 
so  wie  er  sein  wahresilnteresse  besser  verstehn  lernte 
(also  mit  den  Jahren)  in  seinem  Betragen  friedlicher 
oder  zurückhaltender;  und  eben  so  vermindert  sich 
die  Zahl  der  Kriege  oh ngefähr  in  demselben  Ver- 
hfuj^isse,  in  welchem  die  Völker  auf  derRahn  der^j 
Giyilisation  fortschreiten,  besonders  wenn  zugleich 
die  Staatsverfassungen  in  dem  Interesse  derCivili-*' 

ssLÜön  dl  li^in  den!  Gef^tö  ausgebildet  werden,  daffs 
DibainI  üDÄrtßg   niruli   noi^AoÜ  öUoiu 

vü  i)iDiBr  l^idÄ^ldl^Nöü^d*-  lind  Südamerikanischen  Staaten 
za  einem  (Ql,^zig€|t|rBjjiAd©  zU  vereinigen,  ist  unausgeführt  ge- 
Llieben.  Ein  Jvoiigrefs,  der  deslialb  in  Panama  geliehen  wer- 
den soihe,  wurde  wegen  der  Ungesundheit  dieses  Orts  in  eine 
andere  Stadt  Verlebt,  hipr  aber  uicht  wieder  eröffnet.  Pö/'- 
tii^  praemaiuttt's.  -^i^«'  **'^-   ■  ■•"^^^ 
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die  öfFentllche  Meinung,  die  Meinung  der  Verstän- 
digeren im  Volke,  de^ife^r gebührenden  Einflufs 
auf  die  Regierung  ausüben  kann.  Noch  sicherer 
kann  man  auf  das  frledHche  Betragen  eines  Men- 
schen rechnen ,  welcher  seine  Mitmenschen  aus 
Grundsätzen  liebt;  und  man  kann  sich  den  Fall 
wenigstens  als  möglich  denken,  dafs  ganze  Völker 
den  Krieg  als  eine  Sünde  verabscheuten.  Haben 
sich  doch  in  den  neuesten  Zeiten,  theils  in  England 
theils  in  den  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
Gesellschaften  gebildet,  welche  auf  die  Stiftung  und 
Erhaltung  eines  allgemeinen  und  dauerhaften  Frie- 
dens unter  den  christlichen  Völkern  durch  die  Ver- 
breitung und  Empfehlung  der  Friedenslehren  des 
Christenthums  hinarbeiten.  ^)  Jedoch,  so  hoch 
man  auch  die  Perfectibilität  des  menschlichen  Ge- 
schlechts anschlagen  möge,  —  und  vermessen  würde 
es  seyn,  ihr  irgend  eine  Grenze  zu  setzen,  —  für 
jetzt  wenigstens  und  so  weit  unsere  bisherigen  Er- 
fahrungen reichen ,  sind  die  Besonnenheit  und  die 
Sittlichkeit  der  Völker  für  sich  nur  schwache  Bürg- 
schaften für  die  Erhaltung  des  Weltfriedens. 

Der  Wohnplatz,  welchen  die  Natur  dem  mensch- 
lichen Geschlechte  angewiesen  hat,  die  Erde,  be- 
günstiget das  Krieg  führen ,  anstatt  es  zu  erschweren 
oder  es  selbst  unmöglich  zu  machen,  verlockt  zum 
Kriege,  anstatt  davon  abzuhalten.     Die  Erde  ist  zu 


2)  Vgl.  über  diese   » Friedensgeseilschaften  «  :    Journal 
de  la  societe  de  la  morale  chretienne.    Paris  4 8 »2»  8.    N,  4 
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gröfSj  als  dafs  ein  und  dasselbe  Oberhaupt  über 
alle  ihre  Bewohner  gebiethen  könnte;  zu  klein,  als 
dafs  die  Völker  einander  immer  ausweichen  könn- 
ten. Nirgends  hat  die  Natur  —  wie  vielleicht 
im  Monde  ^)  —  unübersteigliche  Bergrücken  aufge- 
thürmt.  Die  Meere,  durch  welche  sie  den  Wohn- 
platz der  Menschen  in  friedlicher  Absicht,  (sosclieint 
es  wenigstens,)  zerstückelte,  hat  der  erfinderische 
Geist  der  Menschen  in  Heerslrafsen  verwandelt;  wie 
überhaupt  der  Krieg  den  Scharfsinn  der  Menschen 
vorzugsweise  ins  Leben  gerufen  hat.  Der  Wechsel 
der  Jahreszeiten ,  der  Wechsel  zwischen  Tag  und 
Nacht  wurde  von  den  Menschen  nur  dazu  benutzt, 
während  der  kurzen  Waffenruhe ,  Avelche  die  Naliir 
geboth,  Kräfte  zu  neuen  Anstrengungen  zu  sam- 
meln. *)  Die  Naturerzeugnisse,  die  Gelegenheiten, 
sie  zu  verarbeiten ,  sind  nach  der  Verschiedenheit 
der  Himmelsstriche  und  Länder  der  Erde  so  ver- 
schieden ,  dafs  überall  der  Neid  Nahrung-,  die  Hab- 
sucht ein  Ziel,  die  Herrschsucht  einen  Vorwand 
findet.     Den   Völkern  des    Nordens  gelüstete   es , 


^)  Bekannllicl)  hat  der  Mond  Berge  und  Bergrücken , 
dl6  ohne  Vergleich  höher,  als  die  auf  der  Erde  sind.  Und 
doch  wollen  Sternkundige  in  dem  Monde  Wälle  entdeckt  ha- 
lben, welche  Werke  der  Kynst  zu  seyn  scheinen.  Vielleicht 
bräehte  die  Chinesische  Mauer  oder  die  Mauer,  welche  einst 
England  gegen  Schottland  schützte,  auf  den  Gedanken.  C  est 
{out  comme  chcz  nous  I 

4)  Auch  in  dieser  Beziehung  ist  im  Monde  alles  anders* 
Der  Mond  kehrt  immer  dieselbe  Halbkugel  der  Erde  iUi  Ein 
Mondeumouat  ist  auf  ihai  Tag  and  Nacht* 


f77 


(das  beweist  z.  B.  die  Geschichte  der  Völkerzüge  in 
Europa  und  in  Amerika,)  uaeh  den  Schätzen  des 
Südens.  Die  Völker  des  Südens  suchten  nicht  sel- 
ten durch  einen  Einfall  in  die  Länder  des  Nordens 
dem  Sturme  zuvorzukommen. 

So  bleibt  also  den  Völkern,  wenn  sie  dem 
Bedürfnisse  und  der  Pflicht,  einen  allgemeinen  und 
dauernden  Frieden  unter  sich  zu  stiften,  Genüge 
leisten  wollen,  nur  eine  einzige  Zuflucht  übrig; 
nur  das  Mittel,  einen  künstlichen  Bau  aufzuführen; 
nur  eine  Vereinigung ,  in  welcher  sie  sich ,  um  eine 
Bürgschaft  für  ihre  Rechte  zu  erhalten,  in  Bezieh- 
ung auf  ihre  auswärtigen  Verhältnisse  einer  gemein- 
samen Regel  und  Regierung  unterwerfen ;  mit  ei- 
nem Worte,  nur  die  Darstellung  der  Idee  eines 
Völkerstaates. 

Damit  wird  jedoch  nicht  behauptet,  dafs  die 
Idee  des  Staates  in  ihrer  Anwendung  auf  das  Ver- 
hältnifs  unter  Völkern  vollständig,  d.  i.  in  dem 
Grade  ausgeführt  werden  könne,  in  welchem  sie 
in  einfachen  Staaten  ausgeführt  ist.  In  diesen  be- 
ruht der  Gehorsam  am  Ende  darauf,  dafs  die  Men- 
schen, als  Einzelne,  sich  ihrer  Schwäche  bewufst, 
Zwang  und  Strafe  fürchten.  Aber  Völker  sind 
Mächte;  das  Strafrecht  erstreckt  sich  nicht  auf  Völ- 
ker, üeberdiefs,  Menschen  haben  ein  physisches, 
Völker  nur  ein  künstliches  Daseyn;  in  einem  ein- 
fachen Staate  hat  die  Gewalt  gewisse  physische 
Grenzen;  in  einem  Völkerstaate  ist  Alles  Kunst. 
Wo  beginnt  und  wo  endet  da  die  Gewalt,  welcher 

ZachariäReß.LehrelLBd.i.Abth^  12 


178 


die  Mitglieder  des  Vereines,  die  einzelnen  Volket, 
unterworfen  seyn  sollen?  —  Sondern  nur  davon 
ist  die  Rede ,  dafs  die  Völker  ihr  gegenseitiges  Ver- 
hältnifs  durch  Verbindungen,  die  sie  unter  einan- 
der eingehn,  der  Idee  eines  Völkerstaates  nähern 
können,  dafs  die  Darstellung  dieser  Idee  als  die 
endliche  Aufgabe  der  auswärtigen  Staatskunst  zu 
betrachten  ist,  dafs  die  auswärtige  Staatskiinst  nur 
bey  den  Völkern,  welche  dieses  Ziel  erkannt  haben 
und  verfolgen,  eine  festere  und  bleibendere  Grund- 
lage hat,  dafs  die  Idee  eines  Völkerstaares,  sollte 
ihr  auch  die  Wirklichkeit  noch  so  wenig  entspre- 
chen, dennoch  für  die  Ausübung  des  Rechts  des 
Kriegesund  des  Friedens,  wenigstens  in  einzelnen 
Fällen,  ihre  Bedeutung  behält.  Und,  wenn  anders 
unter  den  Europäischen  Völkern  ein  Verhältnifs  be- 
steht, welches  sich  der  Idee  eines  Völkerslaates 
wenigstens  in  einem  gewissen  Grade  nähert,  oder 
durch  welches  die  Idee  eines  Völkerstaates  gleich- 
sam durchschimmert,  so  ist  die  Erörterung  dieser 
Idee  ins  besondere  für  das  Europäische  Völkerrecht 
von  hoher  Wichtigkeit. 

Die  erste  Abtheilung  dieses  Buches  wird  die 
Rechtsgrundsätze,  welche  sich  aus  der  Idee  eines 
Völkerstaates  ergeben,  darstellen  oder  wenigstens 
andeuten,  die  zweyte  Abtheilung  aber  die  Thatsa- 
chen  sammeln,  welche  die  Anwendung  dieser  Idee 
auf  das  unter  den  heutigen  Europäischen  Völkern 
bestehende  Verhältnifs  zu  rechtfertigen  scheinen. 
Die  Frage:  Wie  könnte  der  Rechtszustand  von  Eu- 
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ropa  der  Idee  eines  Völkerstaates  noch  mehr  ge- 
nähert werden?  mufste,  dem  Plane  des  vorliegen-^ 
den  Werkes  fremd  ,  unerörtert  bleiben. 

Dafs  unter  den  Völkern  der  Erde  ein  grofsep 
Staatsverein,  und  zwar  von  Rechtswegen,  bestehea 
sollte,  ist  keinesweges  ein  neuer  Gedanke.  Schon 
der  berühmte  deutsche  Philosoph  Christian  Frey-« 
herr  von  WolfF,  stellte  die  Idee  eines  Välkerstaates 
als  eine  Rechtsidee  auf;  er  bearbeitete  sogar  das 
Völkerrecht  in  dem  Geiste  dieser  Idee.  ^)  Noch 
mehr  ist  sie  in  den  neueren  Zeiten ,  z.  B.  von  Kant, 
hervorgehoben  und  ausgebildet  worden.  ^)  Die 
Idee  eines  Europäischen  Völkerstaates  ist  sogar 
eine  Ueberlieferung  aus  den  Zeiten  des  Mittelalters, 
Damals  tief  in  das  Leben  und  in  die  Wissenschaft 
eingreifend,  wurde  sie  jedoch  in  der  Folge,  be- 
sonders seit  den  Zeiten  der  Reformation,  mehr  als 
eine  Aufgabe  der  Staatskunst  betrachtet,  als  dafs 
man  sie,  wenigstens  in  wissenschaftlichen  Schrif- 
ten ,  dem  Europäischen  Völkerrechte  zum  Grunde 
gelegt  hätte.  Grofs  ist  die  Zahl  der  Pläne,  welche 
man  seit  jenen  Zeiten  entworfen  hat,  um  durch 
künstliche  oder  gewaltsame  Mittel  einen  bleibenden 
Friedensverein  unter  den  Europäischen  Staaten  zu 


5")  S.  dessen  jus  gentium  methodo  scieniifica  per-* 
tractatum.  Halle  i;49»  ^'  ^'O  tlera  Vf.  Gerechtigkeit  in  die- 
ser Beziehung  wiederfahren  zu  lassen,  darf  man  nicht  hey 
seiner  (allerdings  unvollkommenen)  Darstellung  der  Idee 
eines  Völkerstaates  stehn  Lleiben. 

6")  S.  dessen  Abh.  zum  ewigen  Frieden.  Könlgsb.  «796« 
8»  Vgl.  auch  meine  Sehrift :  Janas»     Lpz.  1802.  8» 
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stifteo.  Schott  von  dem  Könige  Heinrich  IV.  wird 
berichtet,  dafs  er  einen  Plan  dieser  Art  ins  Werk 
zu  setzen  gedachte.  ^)  Berühmt  ist  die  unermüd- 
liche Thätigkeit,  mit  welcher  der  Abbe  von  St, 
Pierre  den  Regierungen  seiner  Zeit  einen  ähnlichen; 
Plan  annehmlich  zu  machen  suchte.  ^)  Noch  mehr 
häuften  sich  diese  Friedensvorschiäge  oder  diese 
friedlichen'Träume,  als  Napoleon  bestimmt  zu  seyn 
schien,  den  Verhältnissen  unter  den  Europäischen 
Völkern  eine  neue  Gestalt  zu  geben,  und  dann  in 
der  Zeit  des  Wiener  Kongresses.  ^)  Jedoch  alle 
diese  Vorschläge  und  selbst  die  Thatsachen,  wel- 
che für  einen  unter  den  Europäischen  Völkern  fort- 
dauernd bestehenden  Verein  sprachen,  hatten  auf 
die  Bearbeitung  des  Europäischen  Völkerrechts  nur 
einen  geringen  Einflufs. 


7)  Die  Nachriclit  steht  in  den  Me'moir.  des  Duc  de  SuUy. 
Das  Anselins  dieses  Zeugnisses  Ist  freylicli  zweifelhaft,  da  diese 
DenkscIiriffSn  nicht  von  Sully  selbst,  sondern  nur  nach  den 
von  ihm  hinterlassencn  Papieren  abgefafst  sind. 

8)  St.  Pierre  reiste  mit  seinem  Plane,  gleich  als  mit 
einer  Wundeiarznev  auf  Kongressen  u.  s,  -w.  herum.  S.  die 
Schrift:  Der  ewige  und  allgemeine  Friede.  Gott.  1763,8'  — 
Ein  anderes  (nun  schon)  alleres  Friedensprojekt,  welche^  dem 
Kardinal  Alberonl  bergelegt  wird,  s.  in  G.  Moore's  Lifes 
of  Cardinal  Alheroni  etc.    (II.  Ed.  Lond.  ^8^4-  ^')   S.  i34' 

9)  Die  Literatur  s.  in  Kliiber's  Völkerrechte  §.  829. 
Anm.  a.  und  in  Bauer's  Naturrechte.  §.  3o4  Anm.  d.  S.  auch 
die    Encyclop.    metkodiqiie.    Economie  politique.  m.   Projets 

^chimeriqucs.  Ferner:  De  la  reorganisation  de  la  societc  Eu^ 
ropeenne.  Par  le  comte  de  S ai nt- S i m  o  n,  Par.  i8i/f.  8. 
Der  Europäische  Bund.  Von  L.  F.  v.  Schmidt-Phisel- 
deck.   Kopenh.  1821.  8w 
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Erste    Abtheiluivg. 

Das    Recht    eines    J^ölkerstaates. 


Man  mag  sich  einzelne  Menschen  oder  man 
mag  sich  Völker  als  einer  äufseren  Gewalt  unter- 
worfen denken,  —  wese  ntlich  d.  i.  in  Beziehung 
auf  den  Rechtsgrund,  den  Umfang  und  die  Grenzen 
der  üher  die  eine  und  die  andere  Gesamtheit  gebie- 
thenden  Gewalt  sind  beyde  Fälle  nicht  von  einan- 
der verschieden;  mit  andern  Worten,  ein  einfacher 
Staat  und  ein  Völkerstaat  sind  nur  verschiedene  An- 
wendungen einer  und  derselben  Rechtsidee,  der 
Idee  des  Staates  überhaupt.  Man  kann  sich  die  Idee 
eines  Völkerstaates  nicht  besser  verdeutlichen,  als 
wenn  man  das,  was  von  einfachen  Staaten  gilt,  zur 
Entwickelung  jener  Idee  —  das  bekanntere  Ver- 
hältnifs  zur  Erläuterung  des  unbekannteren  —  be- 
nutzt. 

Jedoch  in  den  einfachen  Staaten  stehen  der 
Regierung  einzelne  Menschen,  in  einem  Völker- 
staate stehen  ihr  Völker,  Gemeinheiten,  über  wel- 
che schon  eine  Regierung  gebiethet,  gegenüber.  — 
V/enn  es  die  Aufgabe  des  Staatsrechtes  ist,  die 
Staatsgewalt  mit  der  rechtlichen  Freiheit  der  ein- 
zelnen Staatsglieder  möglichst  inUebereinstimmung 
zu  setzen,  so  hat  diese  Aufgabe,  in  ihrer  Anwen- 
dung auf  einen  Völkerstaat,  noch  den  besonderen 
Sinn,  die  Staatsgewalt  so  zu  organisiren  und  zu 
verwalten,  dafs  neben  ihr  die  Staatsgewalt,  die  in 
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den  einzelnen  Volksgemeinden  gebietliet,  bestehen 
könne,  dafs  sich  also  der  Verein  nur  auf  die  aus- 
wärtigen Verhältnisse  der  unter  ihm  begriffenen 
Staaten  beschränke.  Wenn  einer  jeden  Regierung 
eine  genügende  Macht  zu  Gebothe  stehen  mufs,  so 
hat  die  Macjit  der  Regierung  eines  Völkerstaates 
ihre  eigenlhümlichen  Grundlagen ,  so  wie  ihre  ei- 
genthümlichen  Feinde  und  Hemmnisse.  So  streiten 
z.  B.  in  einem  Völkerstaate  nicht  die  Interessen  ein- 
zelner Menschen,  sondern  Staat  sinteressen  für 
oder  gegen  die  öffentliche  Macht.  —  Das  folgende 
ist  nur  und  kann  nur  eine  Entwickelung  dieser  Ei- 
gentbümlichkeiten  eines  Völkerstaates  seyn. 

I)  Von  der  Verfassung  eines  Völker- 
staates. 
Es  würde  eine  sehr  unfruchtbare  Arbeit  seyn, 
die  verschiedenen  möglichen  Formen,  in  welchen 
ein  Völkerstaat  dargestellt  werden  kann,  anzuge- 
ben und  zu  schildern.  Das  Allgemeine,  (z.  B.  dafs 
ein  Völkerstaat  unter  der  Herrschaft  eines  einzigen 
Staates  oder  unter  der  Herrschaft  der  mächtigeren 
Staaten  des  Vereines  stehen  kann,)  ist  bekannt. 
Geht  man  aber  auf  das  Einzelne  ein,  ohne  der  Un- 
tersuchung die  unter  gewissen  bestimmten  Völ- 
kern bestehenden  Verhältnisse  zum  Grunde  zu  le- 
gen ,  so  verliehrt  man  sich  in  das  Reich  der  Mög- 
lichkeiten oder  in  das  Gebieth  der  politischen 
Dichtkunst. 

Unterrichtender  ist  es,  die  Beyspiele  von  Völ- 
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kerstaaten,  welche  uns  die  Gescliicble  oder  die  heu- 
tige Staateuvvelt  darbiethet,  iü  Beziehung  auf  die 
vorhegende  Aufgabe  zu  betrachten.  —  Ein  jetzt 
schon  der  Vergangenheit  angehörendes  Beyspiel  ist 
das  Deutsche  Reich.  Seitdem  sich  in  demselben 
die  Landeshoheit  entwickelt  hatte, '°)  war  es,  der 
Sache  nach,  nicht  ein  einfacher  sondern  ein  Völ- 
kerstaat. Unter  den  vielen  Sonderbarkeiten  dieses 
Völkerstaates  war  die  gröfste  wohl  die,  dafs  seine 
Verfassung  monarchisch  war,  und  dafs  gleichwohl 
das  Reichsoberhaupt  als  solches,  kein  Land  hatte, 
das  ihm  unmittelbar  unterworfen  gewesen  wäre,  ja 
dafs  man  Jahrhunderte  lang  die  Kaiserwürde  und 
die  Eigenschaft  eines  Vasallen  der  Kaiserkrone  für 
unvereinbar  hielt.  Wie  konnte  bey  dieser  Lage  der 
Dinge  dennoch  das  Deutsche  Reich  und  insbeson- 
dere die  monarchische  Verfassung  desselben  be- 
stehn?  Man  irrt  sich  wohl  nicht,  wenn  man  auf 
diese  Frage  antwortet:  1)  Das  Deutsche  Reich  hatte 
sich  aus  einem  einfachen  Staate  in  einen  Völker- 
staat verwandelt,  nicht  durch  die  Vereinigung  meh- 
rerer einfacher  Staaten  zu  einem  Völkerstaate  ge- 
bildet. Da  wurde  das  Ganze  noch  durch  so  manche 
Einrichtungen  und  Erinnerungen  der  Vorzeit  zu- 
sammengehalten.    Und  überhaupt  ist  die   erstere 


lo)  Epoche  in  der  Geschichte  der  Landeshoheit  machen 
die  zwej Fr ejb riefe,  welche  Friedrich  II.  den  einen  im  J.  1220 
den  geistlichen,  den  andern  im  J.  1232  den  weltlichen  Für- 
sten und  HeiTcn  lur  Bestätigung  ihrer  landesfürstlicheo  Rechte 
ertheilte. 
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Entstehungsart  eines  Völkerstaates  die  natürlichere, 
die  letztere  die  künstlichere.  2)  Das  Deutsche  Pieich 
hatte  in  der  Grofsheit  seines  Gebfethes,  in  der 
Mannigfaltigkeit  seiner  Bestandtheile,  und  in  der 
Verschiedenheit  der  Interessen  der  unmittelbaren 
Reichsglieder  eine  Bürgschaft  für  seine  Fortdauer 
und  für  die  Fortdauer  seiner  Verfassung.  (Stahat 
mole  sual)  Denn  ein  Staat,  ein  Völkerstaat,  der 
auf  einer  breiten  Basis  ruht,  hat  in  sich  selbst  sei- 
nen Schwerpunkt,  einen  Schwerpunkt,  der  nicht 
so  leicht  verrückt  werden  kann.  Auch  gab  es  in 
Deutschland  während  des  Mittelalters  keine  Macht, 
welche  grofs  genug  gewesen  wäre,  jene  Masse  zu 
erschüttern.  3)  Die  Deutsche  Reichsverfassung  war 
mit  dem  gesamten  Rechtssysteme  des  Zeitalters  auf 
das  innigste  verwebt,  mit  einem  Systeme,  welches 
das  Ansehn  vieler  Jahrhunderte  und  selbst  die  Re- 
hgion  geheiliget  hatte.  Kennt  doch  die  Geschichte 
Völker,  welche  nie  einen  gewissen  Ideenkreis  zu 
überschreiten  vermogten.  Aber  Vieles,  fast  Alles 
änderte  sich  in  Deutschland,  als  das  Haus  Oester- 
reich  zu  dem  fast  erblichen  Besitze  der  Deutschen 
Kaiserkrone  gelangte,  als  dieses  Haus  immer  mäch- 
tiger wurde,  als,  ohngefähr  zu  derselben  Zeit,  die 
Reformation  so  viele  alte  Bande  löfsle,  so  manche 
neue  Ideen  in  Umlauf  setzte.  Da  erhielt  der  Deut- 
sche Völkerstaat  in  der  Oesterreichischen  Monarchie 
einen  Centralstaat;  da  zeigten  sich  sehr  bald  die 
Erscheinungen,  welche  kaum  in  irgend  einem  Völ-^ 
kerstaate,  der  unter  einem  Centralstaate  steht,  aus- 
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bleiben  können.  Der  Plan  des  Hauses  Oesterreicb, 
den  alten  Glanz  der  Deutschen  Kaiserkrone  zu  er- 
neuern,  würde  vielleicht  gelungen  seyn,  wenn  die 
Staaten  dieses  Hauses  in  dem  Mittelpunkte  Deutsch- 
lands gelegen  gewesen  wären,  wenn  es  nicht  der 
Hülfe  der  katholischen  Reichsstände  bedurft,  oder 
wenn  es  das  Interesse  der  Reformation  in  das  sei- 
nige verflochten  hätte.  Doch  anders  fiel  das  Loos; 
der  Westphälische  Friede  vollendete  die  Verwand- 
lung des  Deutschen  Reichs  in  einen  Völkerstaat;  die 
Gleichheit  des  Rechts  und  die  der  Macht  des  katho- 
lischen und  des  protestantischen  Religionstheiles 
sollte  von  nun  an  die  Grundinge  der  Verfassung 
dieses  Staates  seyn;  auch  äufsere  Bürgschaften 
wurden  zu  Hülfe  genommen,  um  die  Fortdauer  die- 
ses Staates  und  seiner  Verfassung  zu  sichern.  So 
schwach  aber  waren  jene  Grundlagen,  (zumal  da 
der  Religionseifer,  wie  eine  jede  Triebfeder,  mit: 
der  Zeit  erschlaffen  mufste, )  und  so  zweydeutig  diese 
Bürgschaften,  dafs  es  befremden  würde,  wie  den- 
noch das  Deutsche  Reich  noch  über  anderthalb 
Jahrhunderte  lang  bestehen  konnte,  Avenn  nicht 
das  schnelle  Emporsteigen  des  Hauses  Brandenburg 
das  Räthsel  löfste.  Sind  die  ßestandtheile  eines 
Völkerstaates  ihrer  Gröfse  und  Macht  nach  un- 
verhältnifsmäfslg  verschieden,  so  kann  ein  solcher 
Staat  nur  unter  dem  Schutze  und  durch  die  Eifer- 
sucht zweyer  oder  mehrerer  an  Macht  einander 
ohngefähr  gleicher  Staaten  auf  die  Dauer  bestehn. — 
Der  Völkerstaat,   welcher  den  Nahmen  der  verei- 
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nigten  Staaten  von  Nordamerika  führt,  bat  erst  ein 
halbes  Jabrbundert  zurückgelegt;  er  stellt  noch  in 
dem  Jugendalter  seiner  Entwickelung.  Daher  würde 
es  voreib'g  seyn,  aus  der  Geschiebte  dieses  Staaten- 
vereines allgemeine  Resultate  ableiten  zu  wollen. 
Die  gröfste Bürgschaft  für  die  Fortdauer  dieses  Staa- 
tenvereines mögte  darinne  liegen,  dafs  unter  den 
einzelnen  Staaten  eine  gewisse  Gleicbheit,  ins  beson- 
dere auch  was  die  Verfassungen  betrifft,  eintritt.  *^) 
Zu  fürchten  hat  der  Verein  vielleicht  nichts  so  sehr, 
als  dafs  sich  in  einem  oder  in  mehreren  der  unter 
ihm  begriffenen  Staaten  ein  Erbadel  bilden  konnte. 
In  einer  Hinsicht  unterscheidet  sich  die  Ver- 
fassung eines  Völkerstaates  schon  ihrem  Wesen 
nach  von  der  eines  einfachen  Staates.  Ein  Volk 
kann  nicht  unmittelbar  sondern  nur  durch  einen 
Stellvertreter  mit  andern  Völkern  verkehren.  Der 
verfassungsmäfsige  Vertreter  des  Volkes  kann  dann 
wieder,  wenigstens  in  vielen  oder  in  den  meisten 
Fällen,  nicht  selbst  sondern  nur  durch  Bevollmäch- 
tigte handeln.  Und  da  diese  Bevollmächtigten  oder 
Gesandten  in  einem  Völkerstaate  das  sind,  was  in 
einem  einfachen  Staate  beziehungsweise  die  Volks- 
abgeordneten und  die^  Staatsbeamten,  so  gebühren 


1 1)  Mo  ntesquieii  esprit  des  lois.  IX ,  4  —  J.  — 
Die  Art,  wie  die  Flüsse  über  das  Nordamen'kanisclie  Festland 
vertlieilt  sind,  die  Länge  und  (die  Richtung  des  Laufes  dieser 
Flüsse,  der  Bergrücken,  welcher  die  östlichen  Staaten  voa 
den  westlichen  scheidet,  die  ungemessenen  Ebenen  im  We- 
sten, —  wie  viele  Begebenheiten  können  und  werden  sich  an 
diese  Eigeuthünilicbkeiten  des  Landes  reihn! 
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ihnen  auch  diejenigen  persönlichen  Vorrechte,  wel- 
cl^e  mit  dieser  Eigenschaft  wesenthch  verbunden 
oder  bilh'g  zu  verbinden  sind.  Aus  dieser  Quelle 
kann  man  z.  B.  das  Recht  der  Extraterritorialität 
ableiten,  welches  dem  Europäischen  Völkerrechte 
nach  den  Gesandten  zusteht. 

IL   Von  den  Ho  hei  tsrechten  eines  Völ- 
kerstaates. 

Kein  Zweifel ,  dafs  die  Hoheitsrechte  eines 
Völkerstaates  und  die  eines  einfachen  Staates  an 
sich  (in  thesi)  dieselben  sind. 

Jedoch  bey  der  Ausübung  dieser  Rechte  hat 
sich  die  Regierung  eines  Völkerslaates  gewisse  be- 
sondere Schranken 'zu  setzen,  wenn  anders  nicht 
zwischen  ihr  und  den  Regierungen  der  einzelnen 
Staaten  des  Vereines  ein  Zwiespalt  entstehen  soll, 
welcher  sogar  das  Daseyn  des  Völkerstaates  bedro- 
hen würde. 

In  Beziehung  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse 
ist  die  Verfassung  eines  Völkerstaates  nur  dann 
vollendet  zu  nennen,  wenn  dessen  Regierung  in 
dieser  Beziehung  die  Rechte  aller  ihrer  untergeord- 
neten Regierungen  ausschliefslich  und  allein  auszu- 
üben und  zu  vertreten  hat.  (Die  Verfassung  der 
vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  entspricht 
diesem  Grundsatze.)  Wenn  es  die  Umstände  noth- 
wendig  machen,  von  der  Strenge  dieses  Grund- 
satzes abzuweichen ,  so  ist  doch  der  Regierung  des 
Völkerstaales  wenigstens  die  Ausübung  des  Rechts 
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des  Krlei^es  und  des  Friedens  aussclillefslich  vor- 
zubehalten. Doch  können  alsdann  Streitigkeiten 
über  den  Umfang  dieses  Rechts  nicht  ausbleiben. — 
Der  Deutsche  Rund  ist  in  dieser  Beziehung  noch 
weit  von  der  Idee  eines  Völkerstaates  Entfernt.  Be- 
sonders das  ist  eine  sehr  bedenkliche  Eigenthüm- 
lichkeit  dieses  Bundes,  dafs  einige  Bundesfürsten 
zugleich  solche  Staaten  regieren,  welche  nicht  zum 
Bunde  gehören.  (Derselbe  Fall  trat  in  dem  Deut- 
schen Reiche  ein.)  Doch  durch  dieselbe  Eigen- 
thümlichkeit  ist  der  Bund  desto  fester  mit  dem  Eu- 
ropäischen Völkerstaate  verschlungen.  In  diesem 
Staate  wird  übrigens  sogar  darüber  noch  gestritten, 
ob  nicht  den  Mitgliedern  des  Vereines  im  Verhältnifs 
zu  dritten  Staaten  ihre  Selbstständigkeit  schlechthin 
verbleibe.  Wenigstens  lassen  sich  auf  diese  Streit- 
frage mehrere  Vorgänge  der  Europäischen  Völker- 
geschichte,  wie  z.  B.  die  Verhandlungen  zurück- 
führen ,  welche  unter  den  Europäischen  Haupt- 
mächten über  den  jetzigen  Krieg  zwischen  Rufsland 
und  der  Türkey  gepflogen  worden  sind  und  noch 
gepflogen  werden. 

Ein  Völkerstaat  steht  desto  fester,  je  weniger 
er  die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  unter  ihm  be- 
griffenen Staaten,  was  die  inneren  Angelegenheiten 
dieser  Staaten  betrifft,  antastet.  Die  Verfassung 
der  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ist  in  so 
fern  wohl  unstreitig  fehlerhaft,  als  sie  zur  Bestrei- 
tung: der  gemeinsamen  Ausgaben  die  Grenzzölle  an- 
gewiesen  hat.     Daher  schreiben  sich  die  Bewegun- 


189 


gen  und  Zerwürfnisse,  welche  der  von  dem  Kon- 
gresse im  J.  1828.  festgesetzte  Zolltarif  verursacht 
hat.  Dem  Deutschen  Bunde  gebührt  in  dieser  Be- 
ziehung sowohl  vor  jenem  Vereine ,  als  vor  dem 
Deutschen  Reiche,  der  Vorzug. 

Es  versteht  sich  von  seihst,  dafs  die  unter 
einem  Völkerstaate  begriffenen  Staaten  im  Verhält- 
nisse zu  einander  nicht  von  dem  Rechte  des  Krieges 
und  des  Friedens  Gebrauch  machen  können,  dafs 
sie  also  ihre  gegenseitigen  Streitigkeiten,  wenn  der 
Versuch  der  Güte  fehlschlägt,  dem  Gerichtshöfe 
des  V^ölkej'staates  zur  Entscheidung  vorzulegen  ha- 
ben. Sogar  das  ist  schwerlich  für  erlaubt  zu  hal- 
ten ,^  dafs  sie  besondere  Bündnisse  unter  sich  ab- 
schliefsen  dürften.  Wenn  dagegen  die  einzelnen 
Staaten  des  Vereines  in  ihren  inneren  Angelegen- 
heiten selbstständig  seyn  sollen,  so  mufs  es  ihnen 
auch  freystehn,  Verträge  mit  einander  über  diese 
Angelegenheiten  einzugehn.  Doch  sollten  die  V^er- 
träge  dieser  Art  billig  nur  unter  der  Bedingung  ver- 
pflichtend seyn,  dafs  sie  die  Zustimmung  des  Ver- 
eines erhalten  hätten.  Denn  können  sie  nicht  die 
Interessen  des  Vökerstaates  verletzen  und  selbst  die 
Fortdauer  desseelben  bedrohn  ?  Nur  die  Verträge 
haben  diese  Bedenklichkeit  nicht  gegen  sich,  wel- 
che die  sämmtlichen  Staaten  des  Vereines  unter 
sich  abschliefsen.  ^^) 


12)   An  diese  Sätze   läfst  sicli  mehr  als  eine  Betrachtung 
über  den  C einem  Völkerstaate  nahe  verwandten)  Deutschen 
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Alles  dieses  zusammengenommen,  ist  die  Ei- 
fersucht leicht  erklärbar,  welche  in  einem  jeden 
Völkerstaate  zwischen  derCentralregierung  und  den 
Regierungen  der  einzelnen  Staaten  herrscht.  Diese 
Eifersucht  ist  der  Lehensquell,  zugleich  aber  der 
Keim  der  Auflösung  der  Staatenvereine. 

III.    Von  den  Rechten  der  einzelnen  Mit- 
glieder eines  Völkerstaates. 

Wie  sehr  man  auch  die  höchste  Gewalt  in  ei- 
nem Völkerstaale  beschränke,  allemal  gehen  mit 
den  Rechten  der  Völker,  welche  in  einen  solchen 
Verein  treten ,  viele  und  wichtige  Veränderungen 
vor. 

Die  Selbstständigkeit,  welche  einem  jeden  Volke 
in  seinen  Verfassungsangelegenheilen  ur- 
sprünglich zusteht,  kann  den  Mitgliedern  eines  Völ- 
kerstaates schwerlich  verbleiben.  Sollte  auch  die 
Aufnahme  in  den  Verein  nicht  von  der  Bedingung 
grundgesstzlich  abhängen,  dafs  die  aufzunehmen- 
den Staaten  die  und  die  bestimmte  Verfassung  ha- 
ben müssen,  (wie  z.  B.  in  den  Achäischen  Bund  nur 
demokratische  Staaten  aufgenommen  wurden,)  so 
kann  doch  eine  jede  bedeutendere  Veränderung, 
welche  sich  mit  der  Verfassung  des  einen  oder  des 
andern  unter  dem  Vereine  begriffenen  Staates  be- 
giebt,    für  die  Gesamtheit  schon  deswegen  nicht 


Bund  und  über  die  Zeltereignisse,    z.  B.  über  die   Zoll-   und 
Mauthvereiue  der  Deutschen  Staaten,  anknüpien. 
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gleichgültig  seyn,  vreil  in  einem  jeden  Staate  das 
persönliche  Interesse  der  Machthaber  anch  für  die 
auswärtigen  Verhältnisse  des  Staates  von  entschei- 
dender Wichtigkeit  ist.  Am  wenigsten  kann  eio 
Völkerstaat  bey  Unruhen,  die  im  Innern  eines  zu 
ihm  gehörenden  Staates  ausbrechen ,  ein  müfsiger 
Zuschauer  seyn.  Denn  sie  drohen  mit  Krieg.  Man 
würde  sich  daher  gar  sehr  irren,  wenn  man  das, 
was  in  dem  vorigen  Buche  über  die  Selbstständig- 
keit der  Völker  in  Verfassungssachen  gesagt  worden 
ist,  auch  dem  Völkerstaatsrechle  nach  vertheidigen 
zu  können  glaubte.  Nach  diesem  ist  vielmehr  Ab- 
hängigkeit der  Völker  in  Verfassungssachen  die 
Regel,  wenn  auch  dieser  Regel  die  Maxime  der 
Mäfsigung  zur  Seite  steht.  Kein  Wunder  also,  wenn 
die  Geschichte  der  Europäischen  Staaten  Deutschen 
Ursprungs  so  viele  Fälle  darbietet,  in  welchen  diese 
Staaten,  weil  sie  von  der  Idee  eines  unter  ihnen 
bestehenden  Vereines  ausgingen,  unbedenklich  nach 
jener  Regel  handelten.  Das  Amt  eines  Vermittlers 
und  Richters,  welches  während  des  Mittelalters  der 
Pabst  in  den  inneren  Angelegenheiten  der  Europäi- 
schen Staaten  verwaltete,  der  dreyfsigjährige  Krieg, 
der  Spanische  und  der  Oesterreichische  Thronfolge- 
krieg, der  Krieg,  zu  welchem  die  Französische 
Revolution  Veranlassung  gab,  und  so  manche  noch 
neuere  Begebenheiten  sind  Beyspiele  solcher  Fälle. 
Die  Bestimmungen  des  Deutschen  Bundesrechts, 
durch  welche  die  Verfassungen  der  einzelnen  Deut- 
schen Bundesstaaten  gegen  Ai^griffe  von  Innen  in 
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Sclintz  genommen  werden,  ^^)  sprechen  in  derTbat 
nur  das  förniÜcb  aas,  ayhs  iu  einem  jeden  Völker- 
Staate  schon  an  sich  Rechtens  ist. 

Auch  was  die  innere  Staatsverwaltung  be- 
triflt,  verändert  sich  die  Stellung  der  Regierung, 
so  wieder  Staat  einem  Volkerstaate  beytritt.  Wenn 
schon  die  Regel  die  ist  und  seyn  soll,  dafs  die  Regie- 
ruhgen der  untef  einem  solchen  Vereine  begriiFenen 
Staaten  in  dieser  Beziehung  unabhängig  sind  und 
bleiben,  so  haben  sie  sich  doch  von  Rechts- 
wegen ,  theils  eine  jede  für  sich  theils 
gegenseitig,  gleich  als  Behörden  zu  be- 
trachten, welche  von  einer  höheren  Ge- 
walt, von  der  Regierung  des  Völkerstaa- 
tes, über  die  einzelnen  Bestan  dt  heile 
oder  Bezirke  dieses  Staates  gesetztwor- 
d  e  n  s  i  n  d.  Zu  Folge  dieses  Grundsatzes  kann  z.  B. 
ein  ünterthan  nicht  schon  deswegen,  weil  er  sich 
im  Auslande  aufhält,  für  bürgerlich  tod  erachtet 
werden,  ^*)  —  ist  die  Gerichtsbarkeit  über  Auslän- 
der auf  die  Bedin^unoen  zu  beschränken,  unter 
welchen  sie  mit  der  Gerichtsbarkeit  des  VVohnlan- 


4  3")   Sclilafsakte  der  Wiener  Ministerial- Konferenz.    Art. 

XXV.  ff. 

i4)  Das  altrömisclje  Reclit  stellte  Römer,  die  sich  im 
Auslande  aufhielten,  den  büigerlicli  Toden  gleich.  Erst  in 
späteren  Zelten  erhielt  diese  Regel  einige  Modifikationen.  Vgl. 
/.  S.  pr.  l.  /  J.  §.  -i'  D.  qui  iestani:  Jac.  poss.  l.  J.  §.  s.  D.  de 
capt.  et  postum.  Lg.  C.  de  testam.  Schulting  ad  Ulp. 
tit.  XX.  §.  /J. 
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des  der  Ausländer  bestehn  kann,  '^)  —  ist  eine 
Rechtssache,  die  bey  den  Gerichten  des  Auslandes 
anhäni^ig  ist,  auch  im  Inlande  als  bereits  bey  den 
Gerichten  anbäng'g,  ein  rechrskräfiigesürtheil,  das 
von  einem  auswärtigen  Gerichte  gesprochen  wor- 
den ist,  auch  im  Inlande  als  rechtskräftig  zu  be- 
trachten, *^)  —  kann  ein  im  Auslande  verübtes 
Vergehn,  auch  ohne  dafs  die  Regierung,  in  deren 
Gebiethe  dieThat  verübt  worden  ist,  die  Bestrafung 
verlangte,  von  den  Gerichten  mit  einer  Strafe  be- 
legt werden,  —  sind  Abgaben  verwerflich,  welche 
auf  Güter  gelegt  werden,  die  ein  Unterthan  im 
Auslande  besitzt.  Jedoch  sind  einige  von  den  Fol- 
gerungen, welche  aus  jenem  Grundsalze  abgeleitet 
werden  können, —  z.B.  die,  welche  das  Verhäll- 
nifs  zwischen  der  Gerichtsbarkeit  der  unter  dem 
Vereine  begriffenen  Staaten  betreffen,  —  allerdings 
von  der  Art,  dafs  sie,  um  Regeln  des  Völkerrechts 
zu  werden ,  noch  einer  genaueren  ihnen  durch  Ver- 
trag oder  Gesetz  zu  gebenden  Bestimmung  bedürfen. 


45)  Die  oben  prwälintc  Vorschrift  des  Code  civ,  Art.  44« 
tliirfte  mit  den  Grundsätzen  des  Eu  r  o  p  ä  is  cli  e  ii  Völker- 
rechts scfiwer  zn  vereinipfn  seyn. 

16)  Also,  in  Bezieliuno  auf  die  exe.  litis  pendentis  und 
in  Eezielinng  auf  die  exe.  rei  juclicatae ,  ist  zwisclien  den  Ge- 
richten des  Inlandes  und  denen  des  Anslandes  kein  Unterschied. 
zu  machen.  Dasselbe  eilt  von  der  Vollziehung  der  Ur- 
theile.  Allemal  ist  jedoch  vor  anszv.setzen .  dafs  der  auswär- 
tige Staat  seine  Gerichtsbarkeit  nrrht  völkerrechtswidrig  aus- 
gedehnt hat.  Vgl.  meine  Abh.  tiber  die  Rechtskraft  der  im 
Auslände  gesprochenen  Urtheile.  In  der  Zeitschrift :  Germania. 
Von  Crome   und    Jaup.    Bd.  II.   n.  1. 

Zacharia  Eeg.  Lehre.  II.  Bd,  1 .  Abth  1  3 
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Eben  so  wirkt  die  Errichtung  eines  Völker- 
staates auf  diejenigen  Rechte  ein ,  welche  einem 
Volke  als  einem  Ganzen  d.  i.  abgesehn  von  seinen 
innern  Verhältnissen  zustehn. 

Die  unter  einem  Völkerstaate  begriffenen  Völ- 
ker und  Staatsherrscher  können,  kraft  ihres  Staats- 
bürgerrechts ,  gegenseitig  auf  Achtung  Anspruch 
machen.  So  wie  in  einem  einfachen  Staate  die  Re- 
gierung mit  einem  gewissen  Glänze  zu  umgeben 
und  durch  gewisse  Ehren  Vorrechte  auszuzeichnen 
ist,  damit  sie  desto  fester  stehe  und,  ohne  zu  dem 
äufsersten  Mittel  ihre  Zuflucht  zu  nehmen,  Gehor- 
sam finde,  eben  so  und  noch  mehr  hängt  die  Fort- 
dauer und  das  Gedeihn  eines  Völkerstaates  von  der 
Achtung  ab,  welche  die  Mitglieder  des  Vereines 
einander  zollen  ,  von  der  Sprache  und  von  den 
Symbolen,  die  sie  für  den  Ausdruck  dieser  Achtung 
gewählt  haben ,  von  den  Abstufungen  und  Wen- 
dungen, mittelst  welcher  sich  diese  Sprache  und 
diese  Symbole  der  Achtung  an  die  Verschiedenhei- 
ten der  völkerrechtlichen  Verhältnisse  anschmiegen. 
Denn  nur  durch  zwey  Mittel  kann  man  die  Men- 
schen regieren ,  durch  Gewalt  oder  durch  ihren  gu- 
ten W^illen;  kann  man  nicht  dem  einen  dieser  Mitlel, 
so  mufs  man  dem  andern  vertraun.  Wenn  daher 
die  Europäischen  Regierungen  durch  das  Herkom- 
men gleichsam  gezwungen  werden ,  mit  Achtung 
und  Mäfsigung  zu  einander  zu  sprechen,  wenn  das 
gesamte  Europäische  Völkercäremoniel  des  Geistes 
ist,  dafs  es,   eine  symbolische  Sprache  der  Ach- 
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tung,  welche  eine  Regierung  der  andern  in  einem 
Völkerstaate  schuldig  ist,  die  Pflichten  dieser  Ach- 
tung zu  erfüllen  —  oder  wenigstens  den  Schein  zu 
retten  nöthiget;  so  deutet  alles  dieses  auf  das  Da— 
seyn  eines  Vereines  unter  den  sämtlichen  Europäi- 
schen Staaten  hin  und  so  trägt  alles  dieses  zur  Er- 
haltung und  Entwickelung  dieses  Vereines  hey.  ^^) 
Wenn  man  einen  Brief  mit  der  Formel  zu^schliefsen 
hat:  Ich  habe  die  Ehre,  mit  hoher  Achtung  zu  seyn 
Ewr.  etc.  untertbäniger  oder  gehorsamster  Diener ; 
so  mufs  man  den  Inhalt  des  Briefes,  sey  er  auch  noch 
so  bitter,  wenigstens  durch  den  Ausdruck  versüfsen. 
Das  Eigenthumsrecht  der  Ünterthaneu  ei- 
nes bestimmten  Staates  hat  unmittelbar  die  Gesetze 
dieses  Staates  zu  seiner  rechtlichen  Grundlage. 
Diese  Bürgschaft  hat  die  Folge,  dafs  für  die  ünter- 
thaneu eines  und  desselben  Staates,  als  solche,  alle 
die  Fragen  ohne  Interesse  sind,  welche  den  letzten 
Rechtsgrund  des  Elgenlhumes  und  die  Grenzen  des 
Occupationsrechles  betreffen  ;  Fragen  ,  deren  Be- 
antwortung mit  so  grofsen  Schwierigkelten  verbun- 
den ist.  Eben  so  wird  auch  in  einem  Völkerstaate 
das  Eigenthumsrecht  der  unter  dem  Vereine  begrif- 
fenen Völker  und  Herrscher  an  ihren  Ländern,  wenn 
es  auf  eine  i^eselzmäfsise  Weise  erworben  worden 
ist,  durch  die  Gesetze  des  Vereines  geheillget.  Und 
es  bedarf  das  Grundeigen thum  der  Völker  dieser 


17)  I.eiddl  felilt  es  nocli  an  einer  Gcsclilchte  des  Eu- 
ropäischen Völker-  und  Hofcäremoniels.  Lünig's  theatrum 
caeremoniale  ist  eine  elende  Korapilaiion. 

13* 
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Bekräftigung  um  so  mehr,  je  wesentlicher  die  so 
eben  erwähnten  Streitfragen  in  das  Verhältnifs  un- 
ter Völkern  eingreifen.  Dem  Europäischen  Völ- 
kerrechte liegt  auch  in  dieser  Beziehung  die  Idee 
eines  unter  den  Europäischen  Völkern  bestehenden 
Staaten  Vereines  zum  Grnnde.  Wenn  ein  Staat  das 
Gebieth  eines  andern  Staates  dem  seinigen  einver- 
leibt, so  Vird  die  Erwerbung  erst  dann  für  recht- 
mäfsig  erachtet ,  wenn  sie  von  den  übrigen  Euro- 
päischen Staaten  anerkannt  worden  ist.  Und  eben 
so  gehen  die  Regierungen  der  Europäischen  Staaten 
von  der  Ansicht  aus,  dafs  eine  Verfügung,  welche 
ein  Staatsherrscher  über  sein  Land  oder  über  einen 
Theil  desselben  treffe,  zu  ihrer  Gültigkeit  noch  der 
Zustimmung  der  bey  der  Verfügimg  nicht  unmittel- 
bar betheiligten  Staaten,  gleich  als  ob  die  V^erfü- 
gung  zugleich  eine  Handlung  der  Gesamtheit  (eine 
Art  von  Belehnung)  seyn  müsse,  bedürfe.  —  So 
wie  in  den  einfachen  Staaten  Slrafsen  und  schiffbare 
Flüsse  dem  gemeinsamen  Gebrauche  vorzubehalten 
sind,  so  fordert  die  Idee  eines  Völkerstaates,  dafs 
das  Weltmeer,  als  die  von  der  Natur  selbst  an- 
gelegte Völkerstrafse,  Gemeingut  bleibe.  Dem  Na- 
turrechte nach  kann  über  die  Frage,  ob  das  Welt- 
meer oder  ein  Theil  desselben  das  Eigenthum  irgend 
eines  Volkes  seyn  könne,  allerdings  gestritten  wer- 
den; wenigstens  ist  der  Grund,  welcher  der  Okku- 
pation des  Weltmeeres  dem  Naturrechte  nach  ent- 
gegensteht, —  dafs  es  einer  Bearbeitung  weder 
bedürftig  noch  empfänglich  sey,  —  nur  ein  nega- 
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tiver  Grund.  Aber  dein  Vöikpr^tiiatsrctbte  luuh 
soll  das  Weltmeer  Gemeingut  seyn  und  bleiben. — 
Wenn  übrigens  die  Strafsen  und  die  scbiffbaren 
Flüsse  scbon  dem  Naturrecbte  nach  auch  den  Aus- 
ländern zum  Gebrauch  offen  stehen  sollen,  ^?)  so 
erhält  diese  La n  desdienstbar keit  durch  das 
Völkerstaatsrecht  eine  neue  Bekräftigung;  auch  in 
so  fern,  als  in  einem  Völkerstaate  die  Fälle  weit 
.seltner  eintreten  können,  in  welchen  jene  Freyheit 
des  Gebrauchs  kraft  eines  Nothrechts  heschränkt 
werden  darf.  Bemerkenswerth  ist,  wie  den  Euro- 
päischen Regierungen  die  Idee  eines  Europäischen 
Völkerstaates  auch  in  dieser  Beziehung  immer  mehr 
und  mehr  tagt. 

In  den  meisten  Staaten  sind  Verträge,  als 
solche,  (und  nicht  blos  gewisse  Arten  der  Verträge, 
nicht  blos  die  Verträge  ,  welche  eine  besondere 
causa  obligandihdihen),  verpflichtend.  Denn  einer- 
seits kann  ein  Recht,  welches  nur  gewisse  Formeo 
oder  Arten  der  Verträge  für  verpfl ichsend  erklärt, 
zwar,  wenn  es,  (wie  bey  den  Römern,)  in  dem 
Kindesalter  der  bürgerlichen  Gesellschaft  entstan- 
den ist,  auch  unter  veränderten  UmstärtÜen  bey- 
Lehalten  und  fortgebildet,  kaum  aber,  wenn  die 
Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens  schon  man- 
nigfaltiger und  verwickelter  sind  ,  zuerst  eingeführt 
werden  und  andererseits  hat  Treu  und  Glaube  über- 


18)   S.   das   vorige  Buch,  das  ivrejte  Hauplstiick. 
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haupt  für  den  Staat  ein  so  hohes  Interesse,  dafs  er 
wohhhut,  wenn  er  die  Verträge  schon  kraft  des 
gegebenen  und  angenommenen  Worts  für  verpflich- 
tend erklärt.  Dasselbe  Interesse  steht  auch  den 
Verträgen  zur  Seife ,  welche  die  Mitglieder  eines 
Völkerstaates  mit  einander  abschliefseu.  Denn, 
wie  grofs  auch  an  sich  der  Unterschied  zwischen 
einem  Völkerstaate  und  einem  Völkerbunde  seyn 
möge,  in  der  Wirklichkeit  wird  sich  allemal  der 
eine  dem  andern  nähern  ,  wird  daher  ein  jeder  Ver- 
tragsbruch, dessen  sich  die  Mitglieder  des  Völker- 
staates gegen  einander  schuldig  machen,  die  Grund- 
lage des  Vereines  überhaupt  mehr  oder  weniger 
unsicher  machen.  Nicht  immer  ist  in  Europa  da^ 
Wort  gehalten  worden,  welches  eine  Regierung  der 
andern  verpflichtet  hatte ;  aber  der  Wortbruch  wurde 
immer  als  ein  Fall  der  Noth  dargestellt  und  verthei- 
diget.  —  Aufserdem  aber  haben  in  einem  Völker- 
Staate  alle  die  Verträge  einen  besonderex»  Verpflich- 
tungsgrund, durch  welche  unter  den  Staaten  des 
Vereines,  unbeschadet  übrigens  der  Selbstständig- 
keit dieser  Staaten,  ein  Verhältnifs  begründet  wird, 
welches  sich  demjenigen  Verhältnisse  nähert,  das 
unter  den  verschiedenen  Abtheilungen  eines  ein- 
fachen Staates  besteht  oder  bestehen  sollte ;  z.  ß. 
also  Verträge,  durch  welche  Freyhelt  der  Ein-  und 
Ausfuhr  oder  Gleichheit  des  Müuzfufses  oder  Ein- 
heit des  Maafses  und  Gewichts  bedungen  oder  das 
Schrifteigenthum  gegenseitig  in  Schutz  genommen 
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wird.  *^)     Verträge  dieser  Art  sind  zugleicli  so  viele 
Mittel,  die  Bande  des  Vereines  fester  auzuziehn. 

IV.     Von  dem  Kriege. 

Vorausgesetzt,  dafs  in  der  Erfahrung  unter 
gewissen  bestimmten  Völkern  ein  Verhältnifs  be- 
steht, welches  der  Idee  eines  Völkerstaates  schlecht- 
hin oder  in  einem  gewissen  Grade  entspricht,  so 
kann,  wenn  Feindseligkeiten  unter  diesen  Völkern 
ausbrechen,  der  Krieg,  —  kraft  der  Analogie,  wel- 
che zwischen  einem  einfachen  und  einem  Völker- 
staate eintritt,  —  von  doppelter  Art  seyn. 

Entweder  ist  der  Krieg  auch  unter  dieser 
Voraussetzung  ein  Krieg  der  Nothwehr.  — 
So  wie  alsdann  die  kriegführenden  Mächte  in  den 
Stand  der  Natur  zurücktreten,  so  ist  auch  ihr 
gegenseitiges  Verhältnifs,  in  Beziehung  auf  einen 
solchen  Krieg,  nach  den  (in  dem  vorigen  Buche 
aufgestellten)  Grundsätzen  des  Naturrethts  zu  be- 
urtheilen.  Nur  das  Verhältnifs ,  in  welchem  die 
Kriegführenden  Mächte  zu  den  übrigen  unter  dem 
Vereine  begriffenen  Staaten  stehn,  ist  ein  anderes, 
als  das ,  welches  im  Stande  der  Natur  zwischen 
kriegführenden  und  neutralen  Mächten  eintritt.  In 
einem  Völkerstaate  giebt  es  oder  soll  es  keine  Neu- 
tralität  geben;    auf  jeden  Fall  sind  die  Mächte, 


19)  Auch  in  dieser  Beziehung  enthält  das  Deutsche  Biin- 
desrecht  (vgl.  die  Deutsche  Bundesakte  Art.  i8.  19.)  einige 
Vorschriften  oder  Andeutungeu ,  welche  zur  Erläutejung  des 
Völkerslaalsrechtes  benutz,!  werden  können. 
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welche  nicht  iu  den  Krieg  verwickeh  sind,  befugt, 
mit  den  Waffen  in  der  Hand  den  Frieden  zu  ver- 
niittehi  oder  zu  gebiethen. —  So  wie  in  den  ein- 
fachen Staaten  Selbsthülfe  in  dein  Grade  seliner 
wird,  in  welchem  diese  Staaten  zur  Vollkomuieu- 
beit  heranreifen,  so  mufs  sich  auch  in  einem  Völ- 
kerstaate die  Zahl  der  Kriege  der  vorliegenden  Art 
in  dem  Grade  vermindern ,  in  welchem  die  Idee 
eines  Völkerstaates  entschiedener  ins  Leben  tritt. 
Die  Mehrzahl  der  Kriege,  welche  seit  dem  sechs- 
^.ehnten  Jahrhunderte  in  Europa  geführt  worden 
sind,  dürfte  in  die  zweyte  Klasse  der  Kriege  gehö-^ 
ren;  wenn  es  auch  allemal  schwer  ist,  in  dem  Eu- 
ropäischen oder  in  einem  andern  Völkerstaate  über 
den  rechtlichen  Grundcharakter  eines  Krieges  ein 
entscheidendes  Urtheil  zu  fallen,  da  ein  Krieg  der 
einen  Klasse  so  leicht  in  einen  Krieg  der  andern 
Klasse  übergeht. 

Oder  es  ist  unter  jener  Voraussetzung  der 
Krieg  ein  Angriff  auf  die  in  dem  Völker- 
staate bestehende  Verfassung;  von  der  ei- 
nen Seite  also  ein  Versuch,  die  Verfassung  umzu- 
stürzen, und  auf  der  andern  Seite  ein  Kampf  für 
die  Fortdauer  dieser  Verfassung.  —  Auf  die  Kriege 
dieser  Art  läfst  sich,  nach  dem  Gesetze  der  Aehn- 
lichkeit,  alles  das  anwenden,  was  von  Revolutio- 
nen gilt,  welche  in  einfachen  Staaten  ausbrechen. 
Da  wird  vorzugsweise  mit  Erbitterung  gekämpft; 
da  werden  die  Waffen  nicht  eher  niedergelegt,  als 
bis  die  alte  Ordnung  der  völkerrechtlichen  Verhält- 
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nisse  befestiget  oder  eine  neue  eingeführt  worden 
iütj  da  achtet  man  sogar  der  Grundsätze  weniger, 
welche  im  Stande  der  INatur  den  Krieg  rechtlicher 
und  daher  menschlicher  machen;  da  wird  das  Recht 
der  Eroberung  von  dem  Ei  oberer  am  ungemessen- 
sten geübt,  von  der  Gegenparthey  am  wenigsten 
anerkannt.  ^^)  Die  Kriege  der  neueren  Europäi- 
schen Geschichte,  welche  den  Cliarakter  völker- 
rechtlich-revolutionairer  Kriege  am  entschieden- 
sien  haben,  die  Kriege,  welche  die  Verfassung  des 
Europäischen  Völkerstaates  vorzugsweise  erschüt- 
terten und  umgestalteten  ,  sind  der  dreifsigjährige 
Krieg  und  der  Krieg  der  Französischen  Revolution. 
(Mit  diesem  Nahmen  kann  man  die  Kriege  zusam- 
men bezeichnen,  welche  von  Frankreich  seit  dem 
Ausbruche  der  Revolution  geführt  worden  sind. 
Wenn  auch  durch  mehr  als  eine  VVaÖ'enruhe  unter- 
brochen, wurden  diese  Kriege  doch  erst  im  Jahre 
1815  durch  einen  allgemeinen  Frieden  beendiget.) 
Die  Geschichte  dieser  Kriege  ist  der  beste  Kom- 
mentar zu  den  obigen  Sätzen. 


20)  In  einem  Kriege  dieser  Art  wird  der  Eroberer  von 
der  Geoenparthey  sclilechthin  als  ein  Usurpator  betiacliU-t. 
Wenn  daher  die  Regierang  des  Königes  von  Westphalen  von 
den  Deutschen  Regierungen  ,  an  welche  die  Hestandthelle  des 
K.  Weitplialen  zurückfielen  ,  als  die  Kcg-erung  eines  UsLjr[)a- 
tors  betrachtet  wurde,  so  läfst  sich  diese  Ansicht  nach  der 
Voraussetzung,  dafs  unter  den  Europäischen  A^Ölkern  ein 
Staatsverein  bestehe,  vollkommen  reclitfertigen.  Vol.  das  vo- 
rige Buch.  Siebentes  Hptst  Zwevte  Abth.  Von  dem  Rechte 
der  Eroberung. 
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Zweite   Abtheilüng. 
F'on  dem  Europäischen  Völkerstaate, 

Erster  Abschnitt. 

Die   Beriodcn  der  Geschichte  des  Europäischen 
J^öl  her  Staates, 

Erster   Zeitabschnitt. 

Entstehung  des  Europäischen   Völkerstaates, 

Er  erliält  (durch  Gregor  VII.)  und  behält  (bis  zur  Reformation) 

die  Verfassung  einer  gelstliclien  Einherrschaft. 

Die  Geschichte  des  Europäischen  Völkerstaates 
ist  in  ihrer  ersten  Periode  die  Geschichte  der  Völker 
Deutschen  Stammes  während  des  Mittelahers. 

Völker  dieses  Stammes  hatten  das  Weströmi- 
sche Reich  zerstört  und  dessen  Gebieth  unter  sich 
getheilt.  Denn  nie  war  es  den  Römern  gelungen, 
aus  der  Verfassung  ihres  Kaiserreichs  den  militä- 
risch despotischen  Geist  zu  verbannen  ,  welcher 
in  dieser  Verfassung  von  Anbeginn  an  geherrscht 
hatte ;^^)  vielmehr  hatte  die  kaiserliche  Regierung 
in  spätem  Zeiten,  (zuerst  unter  Diokletian)  noch 
überdiefs  das  Gepränge   und   die   Gebräuche   der 


21)  August  verdankte  die  Oberherrschaft  dem  Siege.  Er 
und  seine  Nachfolger  nannten  sicli  Imperatores ,  Feldherren. 
—  Ueberhaupt  S(.heii>en  die  PiechlsbegrlfFe ,  nach  welclien  der 
HeiTschergevvalt  eines  Einzigen  gewisse  gesetzliche  Grenzen 
gesetzt  werden  können  und  zu  setzen  sind,  den  Grieclien  und 
den  Römern  so  gut  wie  unbekannt  gewesen  zu  sevn.  Das 
erglebt  sich  z.  B.  aus  der  Darstellung  der  verschiedenen  mög- 
bchen  Verfassungsformen  in  der  Pobtik  des  Aristoteles. 
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Asiatischen  Höfe  angenommen.  ^^)  Auch  das  Chrl- 
stenthum  vermogte  wenig  oder  nichts  gegen  jenen 
Geist;  dieser  gab  sogar  der  gesellschaftlichen  Ord- 
nung der  christlichen  Kirche  eine  Richtung,  welche 
ihr  sonst  vielleicht  fremd  geblieben  wäre.  Keine 
Verfassung  aber  altert  so  leicht,  kann  sich  so  schwer 
verjüngen,  als  die  Zwingherrschaft.  Dagegen  hatte 
sich  im  nördlichen  Europa  bey  den  Völkern  Deut- 
schen Ursprungs  mit  der  Zeit  so  Manches  verän- 
dert, was  früher  diese  Völker  den  Römern  weniger 
furchtbar  gemacht  hatte,  üeberall  hatte  die  Bevöl- 
kerung zugenommen;  mehrere  gröfsere  Vereine 
hatten  sich  unter  den  Deutschen  Völkerschaften 
gebildet;  auch  in  der  Kriegskunst  hatten  die  Deut- 
schen Fortschritte  gemacht.  ^^) 

Nach  dem  Falle  des  Weströmischen  Reichs  be- 
wohnten und  beherrschten  die  Völker  Deutschen 
Ursprungs  fast  das  ganze  westliche  Europa*  Zwar 
wohnten  neben  ihnen  in  demselben  Thelle  von 
Europa  noch  einige  Völkerschaften  einer  andern 
Abstammung,    namentlich  die  Galen  oder  Walen 


22)  Zwar  trennte  Konstantin  der  Grofse  die  Civil-  von 
der  Milltärgevvalf.  Jedoch  nur  zu  dem  Ende,  ura  sich  gegen 
Aufstände  zu  sicliern ;  also  nur  aus  dem  Grunde,  aus  wel- 
chem sich  auch  der  jetzige  Sultan  der  Türken  liir  denselben 
Plan  entschieden  haben  soll. 

23)  Freylich  sind  die  Nachrichten,  die  wir  von  dem  Zu- 
stande der  Völker  Deutschen  Ursprungs  von  den  Zeilen  des 
Tacitns  an  bis  zur  grofsen  Völkerwanderung  haben,  höchst 
mangelhaft.  Auch  dem  Scharfsinne  eines  Luden  konnte  es 
nicht  gelingen,  die  Lücke  auSzulülien. 
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im  westlichen  Gallien,  in  Britannien,  in  Scboltland 
und  Irland,  ^^)  die  Basken  im  nördlichen  Spa- 
nien; ^^)  Bruchstücke  von  Völkerschaften,  die  viel- 
leicht früher,  als  die  Deutschen,  von  Asien  her 
eingewandert  waren.  Jedoch  spielen  diese  Völker- 
schaften in  der  Geschichte  des  Europäischen  Völ- 
kerstaates nur  eine  untergeordnete  Rolle  J  in  einer 
allgemeinen  Schilderung  der  Perioden  dieser  Ge- 
schichte können  sie  unherücksichtiget  bleiben.  — 
Die  andere  Hälfte  von  Europa,  die  östliche,  wurde 
dem  gröfseren  Theile  nach  von  Völkern  Sarmati- 
schen  oder  Slavischen  Stammes  bewohnt;  dieselben 
Völker  dehnten  ihre  Wohnsitxe,  als  die  Deutschen 
in  das  Römische  Reich  eingewandert  waren,  über 


24)  Bemerkenswert)!  ist,  dafs  die  Worte;  Wiilscli  und 
fremd  ,  bis  auf  diesen  Ta«;  in  der  Deutschen  Spiaclte  gleicli- 
Ledeutend  sind;  fein  "NVälscher  ;  Wälsclddiid  ;  w  älscheu  ;) 
dafs  das  erstere  Wort  zuweilen  aucli  spollweise  i;ebrauclit 
wild.  Man  kann  daraus  folf;ern,  dafs  die  Deutselufi  bey  ib- 
1  en  Wanderungen  zuerst  oder  am  längsten  die  Walen  zu  be- 
kämpfen hatten.      Vgl.  Tacit.    Genn.   c.    sS. 

25)  Dieses  Volk  hat  bis  auf  diesen  Tag  mit  seiner  Spra- 
che seine  Nationablat  gerctttn.  Die  Spradie  ist  in  einen)  hohen 
Grade  ausgebildet;  der  Bau  derselben  weicht  von  dem  aller 
andern  bis  jetzt  bekannti'n  bpraclien  ab.  Das  A  olk  ist  ein  noch 
zu  lösendes  geschichtliches  l'robleni.  Waren  \ielleicht  mit  den 
Basken  die  Guanchen  verwandt?  ein  Volk,  das  einst  die  Ka- 
narischen Inseln  bewohnte  und,  als  diese  Inseln  von  den  Ku- 
ropäern  entdeckt  wurden,  auf  einer  liohen  Stufe  der  Kultur 
stand.  Naeliriciiten  von  diesrm  Volke  findet  man  in  der  Ge- 
schichte und  Beschreibung  der  Kanarieninseln.  Von  Bory  de 
St.  Vincent.  (\.  d.  Fr.  übers,  in  der  Biblioth.  der  neuesten 
und  \vicliti};8tcn  Reisebeschr.  XII.  Bd.  Weimar  i8o4-  8.)  und 
in  djr  Erdbes.chieibuu'i  von  Afrika.   Von   B  r  u  n  s. 
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einige  von  diesen  verlassene  westlicher  liegende 
Länder  aus.  Aber,  ob  sie  wohl,  besonders  auf 
diese  Veranlassung,  mit  den  Deutschen  und  nament— 
Hill  mit  dem  Deutschen  Reiche  sehr  bald  in  Berüh- 
rung kamen  und  in  eine  lange  Reihe  von  Kriegen 
verwickelt  wurden, ^^)  so  waren  doch  beyde  Natio- 
nen, die  Deutsche  und  die  Sarmatische,  ihrer  Kul- 
tur, der  Sprache,  der  Reh'gion  und  den  gesellschaft- 
lichen Einrichtungen  nach,  zu  verschieden  von 
einander,  als  dafs  imter  ihnen  so  bald  ein  Verein 
oder  ein  Bund  hätte  zu  Stande  kommen  können. 
Auch  waren  die  Völker  Sarmatischer  Abstammung 
lange  Zeit  theils  unter  sich  theils  mit  ihren  Feinden 
in  Asien  in  dem  Grade  beschäftiget,  dafs  sie  gleich- 
sam eine  Welt  für  sich  bildeten.  Erst  in  der  zwey- 
ten  Periode  wurden  sie  daher,  nachdem  sich  diese 
Lage  der  Dinge  gröfstentheils  veränd<^rt  halte,  in 
den  Europäischen  Völkerstaat  d.  i.  fn  den  Verein, 
der  unter  den  Völkern  deutscheu  Ursprungs  ent- 
standen war,  aufgenommen.  Im  Süden  von  Rufs- 
land und  Polen  fristete  bis  s'eofpn  das  Ende  der  er- 
sten  Periode  das  Oströmische  oder  Griechische  Reich 
kümmerlich  sein  Daseyn,  in  sich  abgeschlossen, 
ein  üeberbleibsel  einer  unteroesanoenen  Welt,  an 
die  Römer  der  Vorzeit  fast  nur  durch  die  Zweydeu- 
ligkeit  seiner  Polilik  erinnernd.      Eine   Vormauer 


26)  Scljon  friilier  liatten  die  Dentsclien  und  die  Sarmateii 
in  ähnlichen  Verhiiltnissc^n  mit  einander  gestanden,  »Germa- 
nia a  S  armntis  Daci^que  mntuo  metu  aul  montibus  se- 
para/itur,n       Tacit.  German.  c.    /. 
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des  Europäischen  Völkerstaates  gegen  die  Angriffe 
der  Asiatischen  Völker  hatte  dieses  Reich  auf  die 
auswärtigen  Verhältnisse  dieses  Staates,  obwohl  nicht 
ein  Theil  desselben,  besonders  zu  den  Zeiten  der 
Kreuzzüge  und  als  die  Türken  aus  Asien  nach  Eu- 
ropa übersetzten,  einen  sehr  bedeutenden  Einflufs. 

Die  Grundlage  oder  der  Keim  des  Vereines, 
welcher  sich  nach  dem  Falle  des  Weströmischen 
Reichs  unter  den  Völkern  Deutschen  Ursprunges 
nach  und  nach  bildete,  war  die  Stammes-  oder 
Nationaleinheit  dieser  Völker.  Sieslanden  ohnge- 
fahr  auf  derselben  Stufe  der  Kultur;  sie  sprachen 
dieselbe  Sprache;  die  Sitten  und  Gebräuche,  die 
Rechte  und  die  öffentlichen  Einrichtungen,  die  Be- 
dürfnisse und  die  Vergnügungen  waren  bey  allen 
diesen  Völkern  So  ziemlich  dieselben.  Die  Fürsten- 
geschlechter verschwägerten  sich  mit  einander,  wie 
sie  es  von  jeher  gehalten  hatten.  Auch  unter  den 
Völkern  dauerte  das  jus  connubü  fort. 

Zwar  wurde  die  Nationaleinheit  der  Völker 
Deutschen  Ursprungs  dadurch  bedroht,  dafs  einige 
dieser  Völker,  diejenigen ,  welche  in  den  Römischen 
Provinzen  (in  Gallien,  in  Hispanien,  in  Lusitanien, 
in  Italien,)  neue  Staaten  stifteten,  sich  mit  den 
Einwohnern  dieser  Länder  und  ihre  Sprache  mit 
der  Römischen  oder  mit  den  Provinzialdialekten 
dieser  Sprache  verschmelzend ,  gleichsam  Halb- 
völker bildeten ,  die  übrigen  aber  ihr  Blut  und  ihre 
Sprache  rein  erliiellen.  Jedoch  auch  bey  jenen 
blieb  Deutsche  Sitte  und  Deutsches  Recht  vorherr- 
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sehend;  der  ganze  Bau  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
war  Deutscher  Art.  Wenigstens  in  der  Geschichte 
der  auswärtigen  Verhältnisse  der  Staaten  Deutschen 
Ursprungs  ist  jener  Unterschied  kaum  bemerkbar. 
Pemerkbarer  und  störend  würde  jener  Unter- 
schied in  die  Verhältnisse  dieser  Staaten  eingegriffen 
haben,  wenn  nicht  alle  Völker  Deutschen  Ur- 
sprungs nach  und  nach  in  einem  gewissen  Grade 
oder  in  einer  gewissen  Beziehung  romanisirt  worden 
wären,  wenn  sich  also  jener  Unterschied  nicht  blos 
auf  die  nähere  oder  die  entferntere  Verwandschaft 
der  Deutschen  mit  den  Römern  beschränkt  hätte. 
Das  bewirkte  das  Christenthum.  In  dem  Römi- 
schen Reiche  hatte  sich  die  Lehre  des  Christen- 
ihums,  die  christliche  Liturgie  und  die  Verfassung 
der  christlichen  Kirche  entwickelt  und  ausgebildet. 
In  allen  diesen  Beziehungen  hatte  die  christliche 
Kirche  unter  dem  Einflüsse  der  Umgebungen  ge- 
standen, unter  welchen  sie  heranwuchs;  in  allen 
diesen  Beziehungen  war  sie,  als  sie  die  Völker  Deut- 
schen Ursprungs  in  ihren  Schoofs  aufnahm ,  ein 
Denkmal  der  Kultur,  der  Sitten  und  Gebräuche, 
der  Gesetze  und  der  politischen  Einrichtungen  der 
Römer.  (Der  göttliche  Stifter  der  christlichen  Kirche 
hatte  sich  in  seiner  Weisheit  nur  über  den  Grundrifs 
des  Gebäudes  erklärt,  damit  in  der  Ausführung 
überall  Zeit  und  Umstände  berücksichtiget  werden 
könnten.)  Und  alle  diese  Grundlagen  der  christ- 
lichen Kirche  ,  die  Lehre  ,  die  Liturgie  und  die 
Verfassung,  waren  so,  wie  sie  sich  im  Römischen 
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Reiche  gestaltet  hatten,  im  Gatizen  und  im  Einzel- 
nen in  dem  Grade  mit  einander  verkettet,  dafs  sie 
weder  von  einander  gegenseitig  noch  von  den  Ei- 
genthümlichkeiten  füglich  getrennt  werden  konn- 
ten ,  durch  welche  sie  mit  der  Römerwelt  zusam- 
menhingen. So  ausgebildet  und  gestaltet  wurde 
nun  das  Chrlstenthum  den  Völkern  Deutschen  Ur- 
sprungs geprediget  und  nach  und  nach  von  allen 
diesen  Völkern  angenommen.^')  Da  schlofs  sich 
ihnen  eine  neue  Welt  auf.  Da  "inof  das  Bessere  und 
das  Beste,  was  den  Römern  von  aller  ihrer  Gröfse 
und  Herrlichkeit  gebhVhen  wnr,  in  die  Denkart  und. 
in  das  Lehen  jeuer  Völker  über.  Da  umschlang 
diese  Völker  ein  neues  Band,  und  desto  kräftiger, 
je  stärker  das  Band  an  und  für  sich  war.  Da  ent- 
standen bey  ihnen  ganz  neue  Rechtsverhältnisse; 
Verhältnisse,  welche,  je  weniger  sie  sich  an  die 
Vorzeit  der  Deutschen  anreihen  liefsen,  einen  desto 
mächtigeren  Einflufs  auf  den  ofesamten  Rechtszu- 
stand  dieser  Völker  haben  mufsten. 

Wie  nun  beyde  Ursachen,  die  Stammeseinheit 
und  die  kirchliche  Einheit  der  Völker  Deutschen 
Ursprungs,  einen  Deutschen  Nationalverein  unmit- 
telbar zur  Folge  hatten,  wie  sich  dieser  Verein  mit  der 


27)  Die  Melirz.aljl  dieser  Völker  wur'de  erst  nach  der 
Zerstörung  des  Weströmischen  Reiches  zum  Chrlstenthume 
bekehrt;  einige  jedoch  schon  Irülier.  Unter  diesen  dieWest- 
golhen.  Die  Westgothen  waren  Anfangs  Arlaner.  Docli  end- 
lich trugen  die  kiuholischen  l^ischöffe  den  Sieg  davon;  —  die 
Grundlage  des  überwiegenden  Einflusses  der  Geistlichkeit  in 
Spanien  bis  auf  diesen  Tag. 
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Zelt  immer  mehr  befestigte  und  entwickelte,  wie 
auch  die  Veränderungen,  die  sich  in  den  Staaten 
Deutschen  Ursprungs  nach  und  nach  begaben,  in 
derselben  Richtung  wirkten ,  kann  hier  nur  ange- 
deutet, nicht  ausgeführt  werden.  —  Die  Mehrheit 
und  Verschiedenheit  der  Staaten  trat  während  des 
Mittelalters  bey  weitem  nicht  in  dem  Grade  hervor, 
wie  in  unsern  Tagen»  Die  hohe  Geistlichkeit  aller 
von  Deutschen  Völkern  gestifteten  Staaten  hielt 
von  Zeit  zu  Zeil  einen  Reichstag.  (Concilium  uni^ 
versah,)  Es  gab  Wallfahrtsorte,  welche,  in  ganz 
Europa  im  Rufe,  als  Heiligthümer  der  gesamten 
Deutschen  Nation  betrachtet  wurden.  (Rom,  Lo- 
retto,  St.  Jago  di  Compostella  waren  Orte  dieser 
Art.)  Die  Sprache  der  Kirche,  die  Sprache  der 
Gelehrten  war  in  ganz  Europa  die  Lateinische. 
Die  Universitäten  Avaren  Europäische  Anstalten.  Diö 
Wissenschaften  und  die  freyen  Künste  hatten  über-^ 
all  ohngefähr  denselben  Gehalt  und  Umfang,  die- 
selbe Form;  in  den  Schulen  der  Philosophen  be- 
hauptete z,  B.  Aristoteles  die  Alleinherrschaft.  Die 
Grundherren  —  die  Eigen thüm er  der  gröfseren 
Landgüter,  der  Güter,  welche  mit  Ritterdiensten 
zu  verdienen  waren,  -—  bildeten  in  ganz  Europa 
einen  einzigen  grofsen  Verein,  die  Ritterschaft.  In 
diesem  Vereine,  also  bey  dem  gesamten  Adel  jener 
Staaten,  herrschten  ohngefähr  dieselben  Sitten  und 
Gesinnungen,  dieselben  Meinungen  und  Vorurtheile. 
Kampflust,  Liebe  zu  Abentheuern,  Achtung  für  die 
Frauen,  Ehrgefühl,  christliche  Frömmigkeit  waren! 

Zacharia  Reg,  Lehre  IL  Bd.  i .  Jbth.  1 4 
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überall  die  Züge,  welche  man  sich  ijs  vereint  in 
dem  Charakter  eines  vollkommenen  Ritters  daclite. 
üebcrall  waren  die  Gesetze  des  Vereines  dieselben, 
vermöge  dieser  Gesetze  gab  es  zugleich  ein  gemei- 
nes Europäisches  Kriegsrecht.  Kampfspiele  und 
Kriege  gegen  die  Ungläubigen  und  Irrfahrten  be- 
lebten den  Verkehr,  knüpften  und  vervielfältigten 
die  Bande  unter  den  Mitgliec^rn  des  Ordens.  ^^) 
Micht  minder  lebhaft  war  der  Verkehr  unter  den 
Städten  jener  Staaten.  So  wie  sich  die  Städte  über- 
all unter  denselben  Verhältnissen  und  Umständen 
emporgearbeitet  hatten ,  so  hatten  sie  auch  überall 
(in  dem  ganzen  westlichen  Europa)  eine  gewisse 
Nationalphysiognomie.  Durch  Vorrechte  waren  die 
städtischen  Gewerbe  scharf  von  den  landwirth- 
schaftlichen  gesondert;  dieBürgcrschaft  einer  jeden 
Stadt  w^ar  in  Zünfte  oder  Inimngen  gethellt ;  sie 
hatte,  Avenigstens  in  den  gi  öfseren  oder  mächiigern 
Städten,  das  Recht,  die  städtischen  Obrigkeiten  zu 
wählen  ;  sie  war  bewaffnet  und  geübt  in  den  Waffen. 
Ueberair  waren  die  Stadtgemeinden  im  Kampfe  mit 
dem  Adel  herangewachsen  und  erstarkt.  So  wie 
nun  die  Slädte  in  allen  jenen  Staaten  kraft  der  ihnen 
allen  gemeinsamen  Verhältnisse  und  Interessen  ge- 


28)  Ueber  tlie  VciuinJntig,  in  wf^lclier  die  Rltlerscliaft 
mit  der  N;uioiialeInheii  tltr  Völker  DcMitscIien  Ursprutigs  stand, 
s.  l'ahleau  des  prof;rci  de  la  sociele  en  Eiuope.  Trad.  de 
l'AnoL  de  Gilbert  Stuart.  (Paris  ^ySg.  8.  II  T.)  I,  u5 ^. 
uiifl  :  The  iiistory  oj  chivalrj-,  By  Mtlls.  Lond.  4Si(5.  II. 
Bde.    8- 
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neigt  seyn  mufslen,  Bündnisse  mit  einander  abzrU- 
schliefsen,  so  genossen  sie  auch  in  dieser  Beziehung 
nach  dem  damah'gen  Staatsrechte  einer  fast  unbe- 
schränkten Freyheit.  Daher  die  vielen  Städte- 
hündnisse  vvähre^id  des  Mlttelahers;  im  nördh'chen 
Europa,  in  Deutschland,  in  Flandern, ^^)  auf  der 
Halbinsel  jenseits  der  Pyrenäen,  ^°)  in  Italien, 
überall  dieselbe  Erscheinung.  Und ,  auch  abge- 
sehn  von  diesen  Bündnissen  ,  hesland  unter  den 
Bürijern  der  Stadtoemeinden  ein  ununterbrochener 
Verkehr,  eine  Art  von  Verein.  Die  Zunft gesetze, 
machten  das  Wandern  zur  Pflicht;  und  überall  fan- 
den die  Wandernden  dasselbe  Handwerksrecht, 
dieselben  Handwerksgebräuche,  dieselben  Begriffe 
von  Ehre  und  Schande. 

Auch  äufsere  Umstände  trugen  zur  Erhaltung 
und  Verstärkung  dieses  Vereines  unter  den  Völkern 
Deutscher  Abkunft  bey,  —  der  verhältnifsroäfsig 
beschränkte  Flächenraum ,  welchen  diese  Völker 
bewohnten,  dip  Gestalt  imd  Beschaffenheit  des  Bo- 
dens, die  verhältnifsmäfsig  geringe  Zahl  der  Staa- 
ten Deutschen  Ursprungs,  der  Zug,  den  die  Waa- 
ren  nahmen,  die  Gefahren,  mit  welchen  Europa 
von  den  Saracenen  und  von  andern  Asiatischen 
Völkern  bedroht  wurde. 

Jedoch  alle  diese  Ursachen  würden  nur  die 
Nationaleinheit  der  Völker  Deutschen  Ursprungs 


29)  Dumont  I,  II,    /o. 

30)  Dumont  I,   II»   fi65.  s86. 

15  * 
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—  nur  die  Einheit  dieser  Völker  in  Beziehung  auf 
Meinungen,  Interessen,  Sitten  und  Einrichtungen  — 
erhahen  und  gefördert ,  schwerlich  aber  zur  Ent- 
stehung eines  Europäischen  Völkerstaates  gefuhrt 
haben,  wenn  nicht  jene  geistige  Verschmelzung  der 
Deutschen  Nationalität  mit  der  Römischen  Veran- 
lassung gegeben  hätte,  dafs  zwey  Würden  ins 
Leben  gerufen  und  in  die  Schicksale  der  Völker 
Deutschen  Ursprungs  verflochten  wurden ,  zwey 
Würden,  durch  welche  der  Nationalverein  dieser 
Völker  in  einen  politischen  verwandelt  oder  als 
Grundlage  zu  einem  politischen  Vereine  benutzt 
wwrde,  —  die  päbstliche  Würde  und  die  Kaiser- 
würde, beyde  Römischen  Ursprungs.  ^^)  In  dem 
Pabste  erhielten  die  Deutschen  Völker  und  Für- 
sten ein  geistliches  Oberhaupt.  Diesem  Ober- 
haupte unterworfen  bildeten  die  Völker  Deutschen 
Ursprungs  einen  einzigen  grofsen  Staatenverein, 
einen  Staat,  dessen  Verfassung  eine  Monarchie  war. 
Der  Schirmvogt  (advocains)  der  Römischen  Kirche 
oder  der  Grofsfeldherr  der  päbstlichen  Krone  war 
der  Römische  Kaiser  Deutscher  Nation.  Diese 
Grundsätze  des  damaligen  Völkerrechts  sind  nicht 
etwa  blos  eine  Hypothese,  welche  man,  als  einen 

3i)  Vgl.  Piitter's  Literat,  des  Teulsclien  Sl.iatsreclils. 
1.  Tli.  ^.  17.  18.  Ufiber  die  bev<lcn  liöclisten  Würden  des  li. 
Römisclicn  Reiolis.  Von  J.  Clij)l).  Majer.  Hamburg.  1798. 
8.  —  Aufißt- frlsclu  wurde  diese  Icit-e  eines  ein  istlicli -Kuro- 
päisclicn  Vülkerstaatcs  mit  einem  geistlichefi  und  weltlichen 
Oberhaupte  von  Leibnit/  in  der  Sciwilf:  De  jure  suj'rema- 
tus  aa  legationis  principuin  Gcnnaniae, 
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Schlüssel  zu  den  Begebenheiten  der  vorliegenden 
Periode,  aufstellen  kann  oder  niufs;  sie  werden  von 
den  päbsllichen  Gesetzen  auf  das  besünimleste  aus- 
gesprochen. ^^) 

Die  Geschichte  enthält  eine  Menge  Bejspiele, 
dafs,  so  wie  in  einfachen  Staaten  oder  unter  eiilzel- 
nen  Menschen,  so  unter  Völkern  der  Grund  zu 
einer  rechtlichen  Ordnung  von  Priestern  gelegt  oder 
der  noch  schwankende  Grund  einer  rechtlichen 
Ordnung  durch  das  Ansebn  der  Religion  und  ihrer 
Diener  befestiget  worden  ist.  Auch  in  der  ältesten 
Geschichte  des  Deutschen  Volkes  kommen  Beyspiele 
dieser  Art  vor.  ^^)  Unter  ähnlichen  Umständen 
entstand  oder  entwickelte  sich  das  Pabstthum  der 
christlichen  Kirche.  Schon  im  Römischen  Reiche 
hatte  der  Römische  Patriarch  und  Erzbischoff  ge- 
wisser Vorrechte  und  eines  besondern  Ausehns 
genossen,  einer  Auszeichnung,  die  er  dem  Namen 
und  dem  Gewichte  der  Stadt  Rom  und  einigen  kir- 
chengeschichtlichen üeberlieferungen  verdankte. 
Jedoch  erst  nach  der  Zerstörung  des  Weströmischen 
Reichs,  erst  nachdem  die  Lateinische  Kirche  sich 
in  die  Nationalkirche  der  Deutschen  zu  verwandeln 
begonnen  hatte,  wuchs  sein  Ansehn  kräftiger  em- 
por. Alles  hatte  sich  seit  dem  Falle  des  Römischen 
Reichs  verändert  und  fast  Alles  zum  Vortheile  der 
Hierarchie  und  ihres  Oberhauptes.     Der  Römisch© 


32)  e.  io.  dist.  g6»  c.  6.  X.  de  majomt.  et  obedienL 

33)  Taeit.  German.  c.  3g.  ^o.  ^ 
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Bischpff  war  nicht  mehr  blos  der  erste  Landesbi- 
schofF  eines  mächtigen  Reiches ;  er  war  sogar  zu 
einer  wenn  auch  noch  zweifelhaften  Staatshoheit 
gelangt;  das  schiedsrichterliche  Ami,  welches  nach 
der  Lehre  der  Kirche  ein  jeder  Bischoff  innerhalb 
seines  Sprengeis  in  den  Streitsachen  der  Glaubigen 
verwaltete,^*)  konnte,  wenn  sich  die  Fürsten  der 
Staaten  Deutschen  Ursprungs  mit  einander  ent- 
zweyten,  an  Niemanden  anders,  als  an  den  Römi- 
schen Bischoff,  fallen.  Die  Geistlichkeit  dieser 
Staaten  verdankte  dem  Religionseifer  der  Neube- 
kehrten, dem  Kulturzustande  des  Grundes  und  des 
Bodens, ^^)  der  Macht  und  der  Milde  des  Kircheri- 
schutzes,  hin  und  wieder  auch  (z.  B.  in  Deutsch- 
land) dem  Interesse  des  Königs  gröfsere  und  blei- 
bendere Reichlhümer ,  als  sie  je  im  Römischen 
Reiche  besessen  hatte;  es  konnte  ihr  aber  nicht 
entgebn,  dafs  sich  mit  ihrer  Macht  auch  die  Zahl 


34)  Mit  Grund  bemerkt  Liiigard,  (History  of  Eng- 
land, III,  4 3.  der  Pariser  Ausgabe  v.  J,  1826.)  dafs  das 
Hecht  dßS  Pabstes,  Streitigkeiten  unter  regierenden  Herren 
vor  seinen  RlclUerstuhl  zu  ziehn,  hauplsäcblicl»  auf  der  »fla- 
(Uentia  e.piscopalU<\  d,  i.  auf  dem  schiedsrlc!»terlichen  Amte 
der  cliristb'clieii  BIschöiTe  (Mailh.  18,  i5.  i»  Korlnlli.  9.  tit.  C. 
de  episc.Qudient.)  berulite,  Ein  Gesetz  des  Kaisers  Gonstanll- 
nus,  (dessen  Autlienticilät  jedoch  sehr  zweifelliaft  ist,  s.  Jac. 
Gotliofr,  ad  L  /.  C  Thead'  de  judic  ejjisc.)  halte  dieses 
Amt  in  eine  walire  Gerichtsbarkeit  verwandelt,  da  nach  jenem 
Gesetze  dr^r  BischofF  sciion  auf  Antrag  der  einen  oder  der  an- 
dern Parfh^^v  die  Sache  ^u  entscheiden  berechtiget  war. 

35)  Es  gab  viele  angebaute  Ländereyen ,  viele  grofse 
Landgiiiei^.  Anders  waren  die  Verhältnisse  im  J\öraischen 
Reiche  beschq (Ten, 
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Ihrer  Feinde  und  mil  dieser  das  Bcdürfnifs  des  Zu- 
sammenbaltens  und  der  Wertli  eines  nuswärllgen 
Schutzes  vermehrte.  Wenn  in  einem  Lande,  (wie 
dieses  z.  B.  in  Deutschhind  der  Fall  war,)  die  Aus- 
breitung des  Ghristenthumes  Widerstand  bey  den 
Eingebornen  fand,  so  war  das  noch  ein  hesonderei* 
Grund,  die  Kirche  dieses  Landes  in  eine  näheie 
Verbindung  mit  dem  Römischen  Stuhle  zu  spl/cn. 
Vor  allem  aber  waren  es  die  bey  den  Deulscben 
herrschenden  RechtsbegrifFe  und  namentlich  die 
Grundsätze  des  Verfassungsrechts,  weh  he  theiis 
der  Hierarchie  überhaupt  theils  dem  ersten  BischofTe 
der  katholischen  Christenheit  insbesondere  zu  stat- 
ten kamen.  Wenn  sich  auch  nur  bey  einigen  Deu!- 
schea  Völkern  die  Verfassung:  der  christlichen  Kirche 
an  Erinnerun  o  en  aus  derDeutschen  Vorzeit  anschlie— 
fsen  mogte,  so  konnte  doch  die  Geistlichkeit  kraft 
des  Pvechtsgrundsatzes,  dafs  ein  Jeder  nach  dem 
Gesetze  seines  Volkes  oder  seines  Standes  zu  leben 
berechtiget  sey,  (quemlibet  lege  sua  vivere^)  über- 
all ihre  abhergebrachten  Recbte  und  Freyheitcn  '\\x 
Anspruch  nehmen,  so  war  es  doch  dem  Geiste  dt^v 
Deutschen  Verfassungen  vollkommen  geraäi>,  da{<, 
so  wie  auf  den  Reichstagen  über  weltliche  Angele- 
genheiten, so  auf  den  Kirchenversammlungen  übrr 
geistliche  Angelegenheiten  Beschlüsse  gefafst  wüv- 
den,  und  so  mufste  sich  doch  den  Deutschen  Völ- 
keri>  von  selbst  die  Ansicht  daibietben,  dafs,  so 
wie  das  Königtbum  ein  Beslandiheil  ihrer  Verfas- 
sungen  spy,    eben   so  die   Kirche  nicht    ohne   ein 
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geistliches  Oberhaupt  seyn  könne.  Besonders  aber 
wurde  das  Wachsthum  des  Aiisehns  und  der  Macht 
dieses  Oberhauptes,  des  Römischen  Patriarchen, 
durch  die  RechsbegrifFe  gefördert,  welche  mit  der 
Entstehung  und  Ausbreitung  der  Lehnsverfassung 
zuerst  (im  achten  Jahrhunderte)  in  Frankreich  und 
dann  in  Deutschland,  in  Italien,  in  England,  also 
in  dem  gröfseren  Theile  des  Geblethes  der  Deut- 
schen Staaten  in  Umlauf  kamen  und  sehr  bald  die 
Grundlage  des  gesamten  Rechlszustandes  dieser 
Länder  wurden.  Es  konnte  nicht  fehlen,  dafs  diese 
Rechtsbegriffe  auch  auf  das  Verhältnifs  zwischen 
dem  ersten  Bischoffe  und  den  übrigen  BIschÖffen 
der  Christenheit  angewendet  wurden,  dafs  man  also 
jenen  als  den  obersten  Lehnsherrn  dieser  be- 
trachtete. ^^)  Der  nächste  Schritt  war  dann  der, 
auch  die  weltlichen  Fürsten  in  Lehnsleute  des  Rö- 
mischen Patriarchen  zu  verwandeln.  Der  Römische 
Hof  verfolgte  diesen  Plan,  und  es  gelang  ihm  den- 
selben, wenn  auch  nicht  vollständig,  auszuführen. 
Einige  Fürsten  erkannten  dieLehnsberrlichkeit  des 
Römischen  Stuhles  sogar  ireywillig  an,  um  entwe- 
der ihre  Hoheitsrechte  gegen  den  üebermuth  ihrer 
Vasallen  oder  ihre  Unabhängigkeit  gegen  die  An- 
sprüche,   welche   ein   mächtiger  Nachbar   auf  die 


3*^)  Der  Ryd  ,  wclclien  die  BIscliofFe  dem  Pabsle  zu 
schworen  liabeti  ,  isl  eine  Art  von  Vasalleneycl.  —  Der  be- 
rülirale  Ftivestilursfreit  stand  in  einer  wesentlichen  Verbi  iidiing 
mit  dieser  obeisteu  und  aussciiliefstichen  Lehnsherrlichkeit 
^e$   Pah'.tes. 
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Lehnshobeit  über  ihr  Land  machte,  oder  um  eine 
Eroberung  unter  dem  Schutze  des  Römischen  Stuh- 
les zu  behaupten.  ^')  — -  So  sehr  begünstigten  alle 
diese  Umstände  die  Entwickelung  und  Befestigung 
der  päbstlfchen  Gewalt  und  mithin  die  Begründung 
eines  der  Herrschaft  eines  geistlichen  Fürsten  un- 
terworfenen Vereines  der  Europäischen  Völker,  dafs 
es  befremden  könnte,  wie  dfe  Idee  des  Pabstthums 
und  die  eines  Europäischen  Völkerstaates  erst  im 
elften  Jahrhunderte  von  Gregor  VIL  rein  aufgefafst, 
bestimmt  ausgesprochen  und,  so  weit  es  die  Um- 
stände gestatteten,  vollständig  dargestellt  wurde.^^) 
Jedoch,  so  hoch  man  auch  den  Einflufs  anschlagen 
mag  und  darf,  welchen  Gregor  VII.  auf  die  Schick- 
sale der  Europäischen  Menschheit  hatte,  dennoch 
läfst  sich  in  der  Geschichte  nachweisen,  wie  und 
\^5arum  das  Pabstthum  erst  jetzt  seine  vollständige 
Ausbildung  erhalten  konnte,  wie  und  warum  es  ge- 
rade damals  die  Zeitumstände  gestatteten  und  ver- 


37)  Der  erste  von  diesen  Gründen  bestimmte  z.  B.  die 
Könige  von  Enj^land  ,  der  zwevle  die  Könige  von  Sc'joltiand, 
der  dritte  die  Fürsten  aus  dem  Hause  Anjou,  die  Lehnslierr- 
liclikeit  des  Pabstes  anzuerkennen,  —  Die  Länder  ,  welche 
aus  dem  zweylen  Grunde  dem  PaLste  zu  Leim  aufo-etraüen 
wurden,  waren  gleictisam  Gottes-  oder  Sonnen  lehne. 
(Vgl.  meinen  It'/jer  quaest.  Wittenb.  i  8o5.  8.  qu.  XI.) 
Auch  auf  die  Entstehung  der  päbtlichen  Lehne  der  dritten  Art 
liatten  vielleicht  Grundsätze  des  Deuscben  Rechts  Einflufs 

38)  Die  Diclatus  Hildehrandl ,  wenn  sie  auch  nicht  von 
Gregor  VII.  selbst  herrühien  sollten,  enthalten  wenigstens 
einen  getreuen  Grundrlfs  seines  Sjslemes.  —  Hildebrand, 
als  Pabst  Grcgorius  VIL  und  sein  Zeitalter.  Von  J.  Voigt. 
Wien   181 5.   8. 
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langten,  einen  Staat  Gottes,  einen  einzigen  grofsen 
Völkerstaat  in  Europa  zu  gründen.  (Ein  grofser 
Mann  steht  zwar  über  seinem  Zeitalter,  aber  seine 
Werke  gehen  aus^seinem  Zeitaller  hervor.)  Erst 
jetzt  stand  die  Hierarchie  so  fest,  dafs  Gregor  VII. 
hoffen  durfte,  durch  sie  und  mit  ihr  zu  siegen.  Erst 
jetzt  hatten  sich  die  Keime  der  Auflösung,  Avelche 
in  den  Verfassungen  der  Völker  Deutschen  Ursprungs 
lagen,  (ins  besondere  in  Deutschland  und  Frank- 
reich) völlig  entwickelt.  Die  ursprünglichen  Män- 
gel und  Gebrechen  des  Lehnsvvesens  waren  gerade 
jetzt,  in  den  Zeiten  seines  Verfalles,  recht  sichtbar. 
Als  nun  das  Pabstthum  in  der  Vollendung  da- 
stand, zu  welcher  es  überhaupt  gelangt  ist,  näherte 
sich  das  Verhältnifs,  welches  unter  den  Europäi- 
schen Staaten  bestand,  allerdings,  wenn  auch  nur 
in  einem  gewissen  Grade,  der  Idee  eines  Völker- 
staates. Alle  diese  Staaten  standen  unter  den  Ge- 
setzen der  Kirche  ;^^)  und,  je  weniger  die  Grenzen  i 
der  geistlichen  Gewalt  bestimmt  und  bestimmbar  | 
waren,  desto  weiter  erstreckte  sich  das  Gebielii 
dieser  Gesetze.  Wenn  es  auch  dem  Pabsle  nicht 
gelang,  durch  sein  richtei liebes  Ansehn  allen 
Kriegen  in  der  Christenheit  vorzubeugen,  so  ge- 
schah es  denn  doch  nicht  selten,  dafs  Könige  und  * 
Fürsten  in  ihren  gegenseitigen  Streitigkeiten  seines 
Richleramts  achteten  oder  auf  seine  Vermittelung 


39)  Die  Einscliränkungen  oder  Ausnahmen ,  welche  die- 
ser Satz  leidvt,  (^L.  B.  wegen  dbr  Frevlieiten  der  Gallicanischen 
Kirche,)   können  hier  iibergaogeu  werden. 
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hörten  und  so  wurde  doch  von  ihnen  der  Grund- 
satz, dafs  der  Pabst  zum  Richter  über  sie  gesetzt 
sey,  so  wenig- bestritten,  dafs  sie  sich  vielmehr  in 
den  Verträgen,  die  sie  mit  einander  schlössen,  auf 
den  Fall,  da  der  eine  oder  der  andere  Theil  wort- 
brüchig werden  würde,  der  Strafgerichtsbarkelt  des 
Pabstes  ausdrücklich  unterwarfen.'*'^)  Auch  damit 
war  etwas  gewonnen,  dafs  wenigstens  zu  gewissen 
Zelten  und  an  gewissen  Tagen  in  ganz  Europa  ein 
von  dem  Pabste  gebothener  Gottesfriede  herrsch- 
te. ^^)  Eine  jede  Gewalt,  entspräche  sie  auch  noch 
so  sehr  der  Denkart  und  dem  Interesse  derer,  wel- 
che ihr  unterworfen  sind,  mufs  dennoch  am  Ende 
zumSchrecken  oder  zum  Zwange  ihre  Zuflucht  neh- 
men können.  Die  Päbsle,  so  sehr  sie  auch  wegen 
des  göttlichen  Ursprunges  ihrer  Gewalt  und  nach 
der  Stimmung  des  Zeitalters  auf  freywilligen  Ge- 
horsam rechnen  durften,  hatten  dennoch  weislich 
auf  Mittel  Bedacht  gj?nomnien  ,  durch  welche  sie 
nöthigenfalls  die  Furcht  vor  der  Macht,  in  deren 
Namen  sie  gebothen ,  auf  eine  recht  ergreifende 
Weise  aufregen  könnten;  sie  hatten  die  Kunst,  mit 
geistlichen   Waffen  zu   streiten,    gleichsam  in  ein 


4o)  S.  z.  B.  Dumont  I,  I,  5oo.  Dieselbe  Klausel  lag 
(ipso jure)  in  der  damals  übllclien  ejdllclien  Bestärkung  völ- 
kerrechtlicher Ver  träge. 

4i)  c.  /.  X.  de  treuga  et  pacc.  Dumont  1,  1 ,  65. 
Der  Pabst  Callxtus  IL  soll  zuerst  (im  J.  1119.)  *i\i\ei\  Goties- 
frleden  gebothen  haben.  —  Audi  dieser  christliche  Gottes. 
friede  hing  mit  altdeutschen  Rechts  begriffen  zusammen.  S. 
Tag  it.    German.  c.   4  4.   ^o. 
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System  gebracht.      Das    wirksamste   unter  jenen 
Mitteln,  das  Mittel,  durch  welches  sie  vorzugsweise 
die  Mächtigen  der  Erde  zu  beugen  vermogten,  war 
das  Interdikt,  der  Befehl,  dafs  in  dem  ganzen  Um- 
fange eines  Landes  der  öffentliche  Gottesdienst  ein- 
gestellt seyn  sollte. ^^)    Und  nicht  blos  in  ihren  ge- 
genseitigen Verhältnissen,  auch  in  ihren  Verhält- 
nissen zu  andern  Völkern  —  zu  den  Feinden  der 
Christenheit  —  verehrten  die  Europäischen  Könige 
und  Fürsten  in  dem  Pabsle  ihr  Oberhaupt.     Vor- 
züglich die  Päbste  gaben  dem  kriegerischen  Geiste 
und  dem  frommen  Sinne  des  Zeitalters  die  Rich- 
tung,   dafs   sich  die  Völker  Deutschen  Ursprungs 
zur  Befreyung  des  gelobten  Landes  von  den  Un- 
gläubigen unter  das  Panier  des  Kreuzes  stellten  und 
dafs  die  Bekämpfung  der  Ungläubigen  die  höchste 
Pflicht  eines  christlichen  Ritters  wurde  und  sich  zu 
Folge  dieser  Pflicht  Ritterorden  bildeten ,    welche 
auch  in  Europa  (in  Spanien,  in  Preufsen,  in  Cur- 
land  und  Liefland)  das  Gebieth  der  Kirche  sieg- 
reich erweiterten.     Selbst  in  schon  späteren  Zeiten, 
als  die  Türken  nach  Europa  übersetzten,  herrschte 
noch,  zwar  nicht  mehr  derselbe  Eifer  für  den  Kampf 
unter  dem  Feldzeichen  der  Kirche,  wohl  aber  die- 
selbe Ueberzeugung  von  der  Pflichtmäfsigkeit  die- 
ses Kampfes;  die  Türken  wurden  als  ein  Feind  der 
ganzen   Christenheit  betrachtet.       Auch  mittelbar 


42)  S.  z.  B.  das  Interdikt ,    welclies  der  Pabst  Inuoceni, 
III.  über  England  aussprach,  b.   Dumont  I,  I,  385'. 
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gewann  die  päbstliche  GcAvalt  durch  die  Kreuzzuge 
an  völkerrechtlicher  Bedeutsamkeit.  Die  Länder 
der  Könige  und  Fürsten,  welche  sich  mit  dem  Kreuze 
bezeichnet  halten,  standen  unter  dem  besonderen 
Schutze  des  päbstlichen  Stuhles.  Es  gelang  dem 
Pabste,  das  Kreuzheer  zum  Kampfe  gegen  Kätze- 
reyen  —  ^^ö^"  demokratisch -revolutionäre  Be- 
wegungen in  einzelneu  Abiheilungen  des  Europäi- 
schen Völkerstaates ,  welche  der  Verfassung  des 
Ganzen  gefährlich  werden  konnten,  —  zu  bestim- 
men. Wie  er  über  Palästina  verfügt  hatte,  so  ver- 
fügte er  bald  auch  über  andere  Länder  der  Ungläu- 
bigen, über  beyde  Indien. 

Die  andere  höchste  Würde  in  der  Christenheit 
war  die  Römische  Kaiserwürde;  auch  dem 
päbstlichen  Rechte  nach.  Doch  war  nach  diesem 
Rechte  die  Kaiserkrone  ein  päbstliches  Lehn,  der 
Kaiser,  als  der  erste  Sohn  der  Kirche,  vor  allen 
andern  Fürsten  der  Christenheit  dem  Pabste  zu  Ge- 
horsam verpflichtet,  als  der  Vogt  der  Römischen 
Kirche,  der  geborne  Vertheldiger  und  Feldherr  der 
päbstlichen  Krone.  Mit  einem  Worte,  nach  der 
Idee  des  Pabstthumes  uar  die  kaiserliche  Gewalt 
eine  der  päbstlichen  untergeordnete  Gewalt,  be- 
stimmt, eine  der  kirchlichen  Verfassung  der  Chri- 
stenheit entsprechende  Ordnung  unter  den  wellli- 
chen Mächten  zu  stiften  und  zu  erhalten,  die  Befehle 
desPabstlhumes  nöthigenfalls  mit  bewaffneter  Macht 
in  Vollziehung  zu  setzen.  Aber  weit  hocbfliegender 
war  die  Meinung,    welche  der  Kaiser  nach  dem 
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Kaiserrecbfe  (nach  dem  Römischen  und  nach  dem 
Lehnrechte)  von  der  Kaiserwürde  hatte.  Als  Nach- 
folger der  altrömischen  Kaiser,  die  Grundsätze^ 
welche  das  allrömische  Recht  von  der  Allgewalt  des 
Römischen  Kaisers  enthielt,  auf  sich  ühertragend 
und  sie  mit  den  Grundsätzen  des  Lehnrechts  ver- 
schmelzend, glaubten  die  Römischen  Kaiser  auf 
Weltherrschaft  (auf  ein  dominium  mundi)  und  auf 
dieOberlehnsherrlichkeit  über  alle  Länder  der  Chri- 
stenheit Anspruch  macbeu  zu  können,*^)  wollten  sie, 
nach  dem  Beyspiele  der  altrönn'schen  Kaiser,  in  dem 
Pabste  nur  den  ersten  Bischoff  ihres  Reiches  erken- 
nen. Vielleicht  wäre  es  für  beyde  Tbeile  vortheil-  ^ 
hafter  gewesen ,  gemeinschaftlich  an  der  Befesti-  jj 
gung  des  Europäiscben  Völkerstaates  zu  arbeiten. 
Auf  jeden  Fall  würde  eine  solche  Vereinung  auf  die 
Schicksale  dieses  Staates  mächtig  eingewirkt  haben. 
Doch  die  Umstände  oder  auch  die  Zweydeutigkeit 
und  Feindseligkeit  des  Verhältnisses  führten  zu  ei- 
nem Kampfe  zwischen  dem  geistlichen  und  dem 
welllichen  Oberbaupte  der  Christenheit,  in  welchem 
dieses  in  dem  Grade  unterlag,  dafs  die  Römische 


43)  Vol.  Piiiter  a  a.  O.  §.  17.  —  Die  Delcretistcn 
erliobeii  die  päbstliche,  die  Leglsten  die  kaiserliche  GeAvalt. 
Die  Kaiser  suchten  ilire  Anspiiiche  auf  Oberlehnsherrlichkelt 
auf  mehr  als  eine  Weise  durchzusetzen.  Und  zuweilen  gelang 
es  ihnen  schon  ddswei^en,  weil  sie  die  Meinung  der  Legisten 
für  sich  halten.  Die  Relchsl<anzley  zögerte  lange,  ehe  sie  an- 
dern Königen  den  Tiiel  :  Majestät,  erlheilte.  S.  Hijjpo- 
lithus  a  Lapide  (Chemnitz)  de  ralione  stalus  in  Imperio 
Romano  '  Germ,    4  6o4'  4' 
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Kaiserwurdej  ihre  Bedeutsamkeit  für  den  Europai- 
schen Völkerstaat  fast  gänzlich  verlor.  Sie  war  nur 
noch  eine  ideelle  Macht,  statt  dafs  sie  doch  eine 
reelle  Macht  hätte  seyn  sollen. 

Der  Plan  Gregors  VIL,  die  Völker  der  Chri- 
stenheit zu  einem  einzigen  Staate  unter  der  Herr- 
schaft eines  geistlichen  Oherhauptes  zu  vereinigen, 
gelang  übrigens  nur  unvollkommen.  Die  eine 
Hauptursache  des  Mifslingens  lag  in  der  Unsicher- 
heit einer  getheilten  Herrschaft.  Nur  die  Theokra- 
tie  Ist  eine  folgerichtige  Verfassung;  in  der  Chri- 
stenheit bestanden  zwey  Gewalten  neben  einander, 
die  geislh'che  und  die  weltliche.  Wie  konnte  da  der 
Kampf  ausbleiben?  wie  konnte,  erwägt  man  den 
Geist  des  Christenthums,  der  endliche  Ausgang  die- 
ses Kampfes  zweifelhaft  seyn?  Die  zweyte  Haupt- 
ursache lag  in  dem  Nationalcharakter  der  Deutschen, 
in  dem  Charakter  der  Verfassungen  Deutschen  Ur- 
sprungs. Den  der  Zeit  nach  ersten  Kampf  hatte 
die  Kirche  und  die  Hierarchie  mit  der  Vogtey  des 
Königes  zu  hestehn  ,  welcher  die  Kirche,  da  sie  sich 
nicht  in  Person  mit  den  Waffen  und  vor  Gericht 
vertheidigen  konnte,  nach  den  Grundsätzen  des 
Deutschen  Rechts  überall  unterworfen  war.  Wie 
viel  liefs  sich  nicht  an  dieses  so  unbestimmte  Recht 
der  Vogtey  anknüpfen?  und  wie  viel  wurde  an  die- 
ses Recht  gereiht?  Späterhin  erstand  der  Hierar- 
chie in  dem  Adel  der  Europäischen  Staaten  ein 
geheimer  und  eben  deswegen  desto  gefährlicherer 
Feind.     Der  Adel  wiifste  sich  überall  in  den  Piesitz 
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der  höheren  Kirchenamter  zu  setzen,  So  wurde 
die  Kirche  in  allen  diesen  Staaten  nationalisirt.  (Der 
Streit  über  die  provisio  extraordinaria  papalis  war 
seinem  Wesen  nach  ein  Streit  für  und  wider  die 
Einheit  der  Kirche.)  Auch  in  den  Stadtgemeinden, 
nachdem  diese  zu  Macht  und  Einflufs  gelangt  wa- 
ren, herrschte  eine  der  Hierarchie  keinesweges 
günstige  Stimmung.  Der  Bürgerstand  kannte  den 
Werth  des  Geldes  zu  gut,  um  nicht  auch  die  Reich- 
thümer  und  die  Vorrechte  der  Geistlichkeit  ihren 
slaatswirthschaftlichen  Beziehungen  nach  zu  beur-r 
theilen.  Der  Kampf,  den  dieser  Stand  mit  dem 
Adel  zu  bestehn  hatte,  war  zugleich  ein  Kampf  mit 
der  Hierarchie  des  Landes.  Die  Kirche  war  eben 
so,  wie  der  Adel,  in  dem  Besitze  der  weltlichen 
Vorrechte,  welchen  jener  Kampf  galt. 

Die  Europäische  Völkergeschichte  dieser  Pe- 
riode biethet  zwey  besonders  beachtungswerthe 
Eigenthümlichkeiten  dar.  Erstens:  Nicht  durch 
Waffengewalt  wurde  unter  den  Europäischen  Völ- 
kern ein  Verein  gestiftet;  eben  so  wenig  war  Furcht 
vor  einem  gemeinschafilichen  Feinde  die  Veranlas- 
sung. Sondern  der  Europäische  Völkerstaat  ging 
aus  dem  inneren  Zustande  der  Europäischen  Völ- 
ker, aus  dem  gesamten  gesellschaftlichen  Zustande 
der  Europäischen  Menschheit  hervor.  Zwey- 
tens:  In  diesem  Völkerstaate  herrschte  eine  dop- 
pelte Gewalt,  eine  geistliche  und  eine  wellliche 
Gewalt,  hl  ihm  lag  also  ein  Zwiespalt,  ein  Keim 
des  Kampfes  und  des  Lebens.  —     Aehnliche  Be- 
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trachtungen  lassen  sich  über  die  folgenden  Perio- 
den der  Geschichte  dieses  Staates  anstellen. 


ZwEYTER  Zeitabschnitt. 

iDer  Burop äiscfie  V öllier Staat   gestaltet   sich 

zu  einer  Demokratie, 

Von  deo  Zeile»   der   Reformation   bis    zum  Aufbruche    der 

Französischen  Revolution, 

Die  Reformation  war  ihrem  völkerrechtlichen 
Charakter  nach  eine  Revolution,  welche,  von  den 
Veränderungen  ausgehend,  die  sich  in  der  Reli- 
gions-  und  Kirchenverfassung  mehrerer  Europäi- 
schen Staaten  begaben,  die  Verfassung  des  Euro- 
päischen Völkerstaates  gewaltsam  umgestaltete.  Sie 
kann  diesem  ihrem  Charakter  nach  nur  mit  den 
Gründen  vertheidiget  werden,  mit  welchen  sich  Re- 
volutionen überhaupt  verlheidigen  lassen. 

Der  Europäische  Völkerstaat  hatte  bisher  auf 
der  Einheit  der  katholischen  Christenheit  und  auf 
dem  Primate  des  Pabstes,  wenigstens  unmittelbar, 
beruht.  Diese  Grundlagen  wurden  durch  die  Fort- 
schritte, welche  die  Reformation  machte,  vernich- 
tet. Sie  waren  schon  früher  untergraben  worden. 
In  den  meisten  Europäischen  Staaten  halte  das  Kö- 
nigthum  an  Kraft  und  Nachdruck  gewonnen.  Die 
Könige,  im  Innern  ihrer  Staaten  unabhängiger  ge-^ 
worden,  konnten  ihre  Macht  mehr  nach  aufsen 
wenden,  hatten  weniger  Ursache,  irgend  eine  hö- 
here Gewalt,  wäre  es  auch  eine  geistliche,  anzu-» 

Zachariä  Heg.  lehre.  IL  Bd.  i .  JbtL  1 5 
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erkennen.  Auch  in  dem  Reiche  der  Meinungen, 
in  welchem  eine  jede  Hierarchie  ihren  Boden  hat, 
hatte  sich  so  Manches  zum  Nachtheile  des  Pabst- 
thumes  verändert.  Die  Reformation  richtete  nur 
das  Feldzeichen  auf,  unter  welchem  sich  die  der 
bisherigen  Ordnung  der  Dinge  feindlichen  Mächte 
vereinigten. 

Gleichwohl  galt  der  Kampf  nicht  der  Fort- 
dauer des  Europäischen  Völkerstaates,  (diese  war 
keinen  Augenblick  zweifelhaft,)  sondern  nur  der 
bisherigen  Verfassung  dieses  Staates.  Die  Erschüt- 
terungen, welche  im  Gefolge  der  Reformation  wa- 
ren, —  die  Zeiten  der  Revolution  —  dauerten  bis 
in  die  Mitte  des  17ten  Jahrhunderts,  bis  zu  dem 
Abschlüsse  des  VVestphälischen  Friedens  im  J.  1648. 
(Tantae  moUs  erat,  Romanum  evertere  regnunil) 
Das  Resultat  war  die  Gestaltung  des  Europäischen 
Völkerstaates,  welche  man  das  System  des  Eu- 
ropäischen GleichgCAvichts  zu  nennen  pflegt. 
In  dieser  neuen  Gestalt  bestand  dann  der  Europäi- 
sche Völkerstaat  bis  zum  Ausbruche  der  Französi- 
schen Revolution,  wenn  auch  in  demselben  von  Zeit 
zu  Zeit  Veränderungen  eintraten  ,  welche  in  dessen 
Organisation  bedeutend  eingriffen.  Die  wichtig- 
sten unter  diesen  Veränderungen  waren  der  Eintritt 
Rufslands  in  den  Europäischen  Völkerverein,  das 
schnelle  Wachsthum  der  Maiht  des  Hauses  Bran- 
denburg, die  Theilung  Polens.  —  Man  kann  da- 
her die  vorliegende  Periode  wieder  in  zwey  Zeit- 
abschnitte eintheilen;  der  eine  umfafst  die  Zeiten 
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der  Entstehung  des  Europäischen  Gleichgewichts, 
die  Zeiten  der  Revolution,  der  andere  die  Schick- 
sale dieses  Systemes,  nachdem  es  sich  entwickelt 
hatte. 

So  mächtig  auch  die  Reformation  den  inneren 
und  den  äufseren  Zustand  der  Europäischen  Staaten 
erschütterte,  sie  liefs  dennoch  die  Nationaleinheit 
der  Völker  Deutschen  Ursprungs  und  mit  ihr  eine 
von  den  Grundlagen,  aufweichen  der  Europäische 
Völkerstaat  bisher  beruht  hatte,  die  Hauptgrund- 
lage  des  Vereines  gröfstentheils  unangetastet.  Zwar 
löfste  die  Reformation  das  kirchliche  Band,  welches 
bisher  die  Europäische  Menschheit  zusammenge- 
halten hatte.  Jedoch,  so  wie  der  Kampf  für  und 
wider  die  Reformation,  welcher  die  Europäischen 
Völker  in  zwey  grofse  Partheyen  spaltete,  —  ein 
Kampf,  welcher  mit  dem  oben  erwähnten  zwischen 
der  geistlichen  und  der  weltlichen  Gewalt  verglichen 
werden  kann,  —  die  Völker  der  einen  und  die  der 
andern  Parthey  unter  sich  unmittelbar  vereinigte, 
so  machte  er  auch  beyden  Partheyen  das  Bcdürf- 
nifs  einer  gegenseitigen  Vereinigung  desto  fühlba- 
rer und  so  förderte  er  auch  diese  Vereinigung  schon 
deswegen,  weil  er  die  Löfsung  der  Aufgabe  ver- 
einfachte. Der  Gegenstand  des  Streites  war  doch 
immer  die  Einheit  der  Christenheit,  die  Einheit  des 
Europäischen  Völkerstaates;  der  Zweck  die  Wie- 
derherstellung dieser  Einheit.  Als  der  Religions- 
eifer nach  und  nach  erkaltete,  trat  an  dessen  Stelle 
ein  anderer  Grund  der  Spaltung  und  der  Vereini- 

15  * 
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gvLUg  — *  der  Handelsneid  oder,  wie  man  sich  di- 
plomatischer ausdruckte,  das  Kommercial-  und 
das  Kolonialsystem.  Gan^  besonders  aber  war  für 
die  Erhaltung  und  Gestaltung  des  Europäischen 
Völkerstaates  der  Umstand  von  Wichtigkeit,  dafs 
vom  Anfange  der  zweyten  Periode  an  und  während 
derselben  die  königliche  Gewalt  fast  in  allen  den 
Europäischen  Staaten,  welche  eine  monarchische 
Verfassung  hatten,  (und  die  meisten  und  bedeu- 
tendsten Europäischen  Staaten  waren  Monarchieen,) 
im  Wachsen  war.**)  In  Einklang  mit  den  inneren 
Verhältnissen  bildeten  sich  die  äufseren  Verhältnisse 
dieser  Staaten  aus.  Es  wurde  die  Ansicht  vorherr- 
schend, dafs  das  Völkerrecht  die  gegenseitigen 
Rechte  der  Europäischen  Fürsten  und  Fürstenhäu- 
ser zum  Gegenstande  habe.  Die  Länder  wurden 
als  die  Besitzungen  dieser  Fürsten  und  Fürstenhäu- 
ser betrachtet.  Die  Sitten  und  Gebräuche  der  Höfe 
wurden  völkerrechtliche  Gewohnheiten.  Die  Spra- 
che desjenigen  Hofes,  welcher  lange  Zeit  der  glän- 
zendste und  einflufsreichste  war,  die  Französische, 
trat  in  den  diplomatischen  Verhandlungen  an  die 
Stelle  der  Lateinischen.'*^)  Der  Verein,  welcher 
unter  den  Europäischen  Fürstenhäusern  Deutschen 


44)  Die  An,  wie  Philipp  Tl.,  König  von  Spanien,  über 
seine  Staaten  geboth  ,  hatte  auch  auf  die  Verfassung  anderer 
Staaten  einen  bedeutenden  Eiuflufs.  Vergl.  Müll  er 's  Ge- 
schichten der  Enrop.  Menschlieit.  XXstes  Buch.  Auf  ähn- 
liche Weise  wirkte   später   das   Beyspiel   Ludwigs  XIV. 

45)  Vcrgi.  J.  C.  Schwab  von  den  Ursachen  der  All- 
geraeinheit  der  Französischen  Sprache.     Stuttg.    1785.   8. 
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Ursprungs  von  jeher  bestanden  hatte,  wurde  jetzt 
die  Hauptgrundlage  des  Europäischen  Völkerstaates, 
unter  dem  Einflüsse  der  Ursachen  und  Bege- 
henheilen, welche  den  Europäischen  Völkerstaat 
in  der  ersten  Hälfte  dieser  Periode  erschütterten, 
bildete  nnd  entwickelte  sich  das  System  des  politi- 
schen Gleichgewichts  von  Europa  oder  wurde  der 
Plan,  unter  gewissen  Völkern  einen  dauerhaften 
Friedenszustand  dadurch  zu  begründen,  dafs  sie 
der  Macht  nach  einander  gleichgestellt  werden  und 
gleichgestellt  bleiben,  in  Europa  versucht.  Es 
liegt  diesem  Plane  eine  Analogie  zum  Grunde. 
Wie  die  Schaalen  einer  Waage  im  Gleichgewichte 
stehn,  wenn  die  eine  und  die  andere  mit  einem 
Körper  von  demselben  Gewichte  beschwert  wird, 
so,  nimmt  man  an,  wird  unter  zweyen  oder  mehre- 
ren Staaten  Friede  herrschen,  wenn  sie  an  Macht 
einander  gleich ,  von  einem  Kriege  eben  so  viel  zu 
fürchten  als  zu  hoffen  haben.  Das  politische  Gleich- 
gewicht ist  ein  psychologisches  ^  ein  Gleichgewicht 
zwischen  Furcht  und  Hoffnung. 

Man  darf  behaupten,  dafs  unter  selbst- 
ständigen Völkern,  (in  einem  Völkervereine^ 
dessen  Verfassung  einer  Demokratie  vergleichbar 
ist,)  der  Friedenszustand  nur  in  dem  Systeme  des 
politischen  Gleichgewichts  eine  Gewährleistung  ha- 
ben kann,  so  unvollkommen  übrigens  auch  diese 
Gewährleistung  seyn  mag.  Ganz  so  kann  eine 
Volksherrschaft  (Griechischer  An)  nur  dann  auf  die 
Dauer  bestehn,  wenn  die  einzelnen  Bürger,    eine 
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Adelsherrschaft  nur  dann ,  wenn  die  einzelnen  Mit- 
glieder der  herrschenden  Körperschaft  einander  an 
Macht  (wenigstens  an  Vermögen)  ohngefähr  gleich 
sind.  Seihst  ein  Freystaat  mit  einer  Repräsentativ- 
verfassung würde  für  diese  zu  fürchten  haben, 
wenn  ein  Einziger  sich  der  Menge  gegenüberstellen 
könnte.  Den  Europäischen  Staaten  mufste  sich 
daher,  so  wie  sich  das  Band,  das  sie  bisher  zusam- 
mengehalten hatte,  löfste,  das  System  des  politi- 
tischen  Gleichgewichts  von  selbst  als  derjenige  Plan 
darblethen ,  nach  welchem  sie  ihren  Verein  von 
neuem  zu  organisIren  hätten.  Jedoch  durch  be- 
sondere Ursachen  und  Verhältnisse  wurde  ihnen 
dieser  Plan  noch  näher  gelegt.  Der  Einfall  Karls 
VUI.,  Königs  von  Frankreich,  in  Italien  (im  Jahre 
1494.)  gab  Veranlassung,  dafs  zuerst  die  Italieni- 
schen Staaten  ein  politisches  Gleichgewicht  unter 
sich  künstlich  (durch  Bündnisse)  herzustellen  such- 
ten. *^)  Berühmt  waren  die  Staatsmänner,  berühmt 
die  politischen  Schriftsteller  Italiens.  Bald  fand 
dasBeyspiel  auf  einem  gröfseren  Schauplatze  Nach- 
ahmung. Die  Elfersucht  zwischen  dem  Hause 
Oesterreich  und  dem  Französischen  Königshause, 
die  durch  die  Reformation  veranlafste  Spahung  der 
Europäischen  Völker  in  zweyHauptpartheyen  wür- 
den ohnehin  zur  Befolgung  jenes  Systemes  geführt 
b^ben» 


46}   S.   The   history  of  tke  reifen  of  the  Emperor  Char- 
les,  V,      By  IV,  Robertson.      Fol.  I. 
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Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Schicksale,  wel- 
che dieses  System  in  Europa  hatte,  die  Art,  wie 
man  es  künsth'ch  darzustellen  und  gleichsam  zu  or- 
ganisiren  und  die  Mittel,  durch  welche  man  es  auf- 
recht zu  erhalten  suchte,  aus  einander  zu  setzen. 
Ehen  so  wenig  können  und  sollen  hier  die  Mängel 
gerügt  werden,  welche  dieses  System  theils,  (weil 
es  auf  einer  nur  sehr  unvollkommenen  Analogie 
beruht,)  an  sich  hat,  theils  in  Europa  hatte.  Nur 
der  rechtliche  Charakter  dieses  Systemes  ist 
noch  genauer  zu  bezeichnen.  — -  Gewöhnlich  be- 
trachtet man  das  System  des  politischen  Gleichge- 
wichts, sowohl  an  sich  als  in  dem  vorliegenden 
Falle  seiner  Anwendung,  nur  als  ein  politisches 
System;  man  nimmt,  mit  andern  Worten,  an,  dafs 
es  rathsam  seyn  kann  und  dafs  es  in  Europa  nach 
der  damaligen  Lage  der  Dinge  rathsam  war,  der 
auswärtigen  Politik  das  System  des  Gleichgewichts 
der  Macht  zum  Grunde  zu  legen.  Allein,  das  Sy- 
stem des  politischen  Gleichgewichts  dürfte  sowohl 
an  sich,  als  in  der  Gestalt,  iu  welcher  es  in  Europa 
während  der  vorliegenden  Periode  bestand,  den 
Namen  eines  Rechtssystemes  verdienen.  Das 
Recht  ist  überhaupt  die  Politik  der  Selbsterhaltung, 
zurückgeführt  auf  Grundsätze.  Sind  diese  Grund- 
sätze nur  allgemeingültig,  (und  nicht  zugleich 
allgemein  geltend,)  so  ist  diese  Politik  philoso- 
phisches, sind  sie  allgemeingeltend,  so  ist  sie 
jiositives  Recht.  Enthält  nun  nicht  das  System  de& 
politischen    Gleichgewichts    die    einzig   möglichen 
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Bürgschaften,  in  welchen  Völker,  unbeschadet 
ihrer  rechtlichen  Selbstständigkeit  und 
Gleichheit,  für  die  Begründung  und  Erhaltung 
eines  gegenseitigen  dauerhaften  Friedens  Sicherheit 
finden  können?  enthält  es  also  nicht,  voraus- 
setzungsweise, allgemeingültige  Bedingungen  der 
Selbsterhaltung?  und  mithin  Rechtsgrundsätze? 
So  gewifs  die  Grundsätze,  welche  sich  aus  der 
rechtlichen  Gleichheit  der  Menschen  für  die  Orga- 
nisation  des  Staates  entwickeln  lassen ,  rechtlicher 
Art  sind,  so  gewifs  es  also  ein  allgemeines  Staats- 
recht der  Demokratie  giebt,  eben  so  gewifs  ist  das 
System  des  politischen  Gleichgewichts  ein  Recht§- 
system  und  zwar  das  Rechtssystem  eines  Völker- 
staates, dessen  Verfassung  das  Gegenbild  der  Volks- 
herrschaft ist.  In  dieser  Eigenschaft  wurde  das 
System  des  politischen  Gleichgewichts  auch  in  Eu- 
ropa betrachtet  und  in  Anwendung  gebracht.  Es 
war  nicht  etwa  blos  die  eine  oder  die  andere  Euro- 
päische Regierung,  welche  ihrer  auswärtigen  Po- 
litik das  System  des  politischen  Gleichgewichts  zum 
Grunde  legte.  (Beyspiele  einer  solchen  d.  i.  einer 
blos  einseitigen  Anwendung  dieses  Systemes  sind  in 
der  Geschichte  nicht  selten.  So  suchte  Hannibal 
ein  ßündnifs  zwischen  Karthago  und  Macedonien 
zu  Stande  zu  bringen,  damit  die  vereinte  Macht 
beyder  Staaten  der  Römischen  die  Waage  hielte. 
Eben  so  beruhte  die  Politik,  welche  Theodorich, 
König  der  Ostgothen,  in  Beziehung  auf  die  seinem 
Reiche  benachbarten  Stc^aten  Deutscheu  Ursprungs 
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beobachtete,  üiif  den  Grundsätzen  Jenes  Systemes) 
Sondern  die  sämtlichen  Europäischen  Regie- 
rungen huldigten  dem  Systeme  des  politischen 
Gleichgewichts;  sie  huldigten  demselben,  als  ei- 
nem auf  das  Interesse  der  Gesamtheit  der  Eu- 
ropäischen Staaten  berechneten  Systeme;  sie  deu- 
teten dasselbe  in  seiner  Anwendung  auf  Europa 
ungefähr  auf  dieselbe  Weise;  mit  einem  Wor- 
te, das  System  des  politischen  Gleichgewichts  war 
für  die  Europäischen  Staaten  das  Gesetz  des 
unter  ihnen  bestehenden  Vereines.  Sie 
leiteten  aus  diesem  Systeme  Rechte  ab,  Rechte 
für  den  Verein,  Rechte  für  die  einzelnen  Glieder 
desselben.  So  hielt  sich  z.  B.  die  Gesamtheit  der 
Europäischen  Staaten  kraft  jenes  Systemes  für  er- 
mächtiget, die  Verfassungsangelegenheiten  eines 
einzelnen  Staates  in  so  fern  vor  ihren  Richterstuhl 
zu  ziehn,  als  diese  Angelegenheiten  mit  dem  Gleich- 
gewichte von  Europa  unmittelbar  in  Zusammen- 
hang standen ;  der  Ursprung  des  Spanischen  und 
des  Oesterreicbischen  Erbfolgekrieges.  So  grün- 
deten die  minder  mächtigen  Staaten  auf  dasselbe 
System  ihren  Anspruch  auf  Gleichheit  des  Rechts; 
und  so  verdankten  sie  demselben  Systeme  die  An- 
erkennung dieses  ihres  Anspruchs. 

Auch  die  einzelnen  Begebenheiten  der  Euro- 
päischen Völkergeschichte  der  vorliegenden  Pe- 
riode, oder  wenigstens  die  wichtigeren  unter  die- 
sen Begebenheiten,  dürften  zur  Bestätigung  der  hier 
yertheidigten  Ansicht  benutzt,  zum  Theil  auch  nach 
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dieser  Ansicht  in  ein  neues  Licht  gestellt  werden 
können.  Die  Europäische  Völkergeschichte  dieser 
Periode  biethet  ohngefähr  dieselben  Erscheinungen 
dar,  wie  die  Geschichte  einer  Demokratie.  So  mufs 
es  z.  B.  in  einer  Demokratie,  wenn  die  Verfassung 
auf  die  Dauer  bestehn  soll,  Partheyen  geben  ,  wel- 
che, über  die  Grundlagen  der  Verfassung  getheilter 
Meinung,  einander  bekämpfen  und  bewachen.  Und 
nichts  hat  wohl  dem  Systeme  des  Europäischen 
Völkerstaates  eine  so  tiefe  Wunde  geschlagen  und 
den  endlichen  Sturz  dieses  Systemes  so  unmittelbar 
herbeygefülirt,  als  das  Bündnifs,  durch  welches 
um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  Oesterreich 
und  Frankreich  ihren  alten  Streit  und  Hader 
schlichteten. 


Dritter   Zeitabschnitt. 

Der  Europäische   T^ölkerstaat  gestaltet    sich    zu  einer 

Aristokratie. 

Von  dem  AusLiuclie    der   Franzosiscljen    Revolution    bis  Duf 

die  gegenwärtige  Zeil. 

Die  Französische  Revolution,  in  so  mancher 
Hinsicht  der  Reformation  vergleichbar,  hatte  mit 
dieser  auch  das  gemein,  dafs  sie  eine  Revolution  in 
derVerfassung  des  Europäischen  Völkerstaates  ver- 
ursachte oder  veranlafste.  In  einer  gewissen  Be- 
ziehung sind  beyde  Revolutionen  sogar  ihrem  Cha- 
rakter nach  einander  gleich.  Beyde  hatten  den 
Zweck,  den  Staat  von  der  Kirche,  die  Kirche  von 
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dem  Staate  dem  Rechte  nach  unahhangig  zu  machen. 
Jedoeh  der  Reformation  gelang  die  Durchführung 
des  Grundsatzes,  dafs  Staat  und  Kirche  in  gleicher 
Freiheit  neben  einander  bestehn  sollen,  nur  un- 
vollkommen. Dagegen  scheint  es  ein  charakteristi- 
scher Zug  unseres  Zeitalters  zu  seyn,  dafs  dieser 
Grundsatz  seine  Herrschaft  über  das  Recht  der  Eu- 
ropäischen Staaten  und  Völker  immer  weiter  und 
weiter  verbreitet.  Schon  haben  die  Deutschen 
Bundesstaaten,  schon  hat  Frankreich,  schon  hat 
selbst  Grofsbritannien  nicht  mehr  eine  herrschende 
Kirche. 

Die  Siege,  durch  Avelche  Frankreich  zu  einem 
entschiedenen  üebergewichte  in  Europa  gelangte 
und  dieses  üebergewicht  fast  zwanzig  Jahre  lang 
behauptete,  waren,  ihren  Folgen  nach,  auf  das 
genaueste  mit  den  Veränderungen  verschlungen, 
welche  dieser  Staat  in  seinem  Innern  traf.  Schnell 
gingen  die  Zeiten  vorüber,  da  Frankreich  eine  re- 
publikanische Verfassung  hatte  und  anderen  Staa- 
ten Verfassungen  desselben  Geistes  schenkte  oder 
aufdrang.  Nachdem  Napoleon  die  Revolution  an 
seinen  Siegerwagen  gefesselt  hatte ,  deutete  Alles 
auf  die  Wiederherstellung  des  Europaischen  Völ- 
kerstaates in  der  Form  einer  Monarchie  hin.  Das 
Haupt  oder  der  Schwerpunkt  des  Europäischen 
Staatenkörpers  war  das  monarchische  Frankreich. 
Von  den  übrigen  Staaten  des  Europäischen  Fest- 
landes waren  einige  durch  die  Verwandtschaftsver- 
hältnisse ihrer  Fürsten,    andere  als  Schutzgeaos- 
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sen ,  wieder  andere  durch  ihnen  aufgedrungene 
Bündnisse,  alle  durch  Furcht  genöthiget,  der  Rich- 
tung zu  folgen,  welche  ihnen  das  Oberhaupt  des 
Französischen  Reiches  gab.  Nur  die  letzte  Hand, 
nur  der  Ausbau  schien  noch  dem  Werke  zu  fehlen. 
Und  als  der  Kronprinz  des  Französischen  Reichs 
den  Namen:  König  von  Rom,  erhielt,  die  Stadt 
Rom  für  die  zweyte  Hauptstadt  des  Reichs  erklärt, 
der  Pabst  in  den  ersten  Bischoffdes  Reichs  verwan- 
delt wurde,  da  sah  man  der  Verjüngung  des  alt- 
römischen oder  der  Wiederherstellung  des  Reichs 
Karls  des  Grofsen  entgegen.  ^^) 

Homo  proponk ,  Dens  disponit, —  Nach  ei- 
nem wohiausgefochtenen  Kampfe  erlag  Napoleon 
der  Masse  seiner  Macht  und  dem  Zornmulhe  der 
Besiegten.  Aus  dem  Bündnisse,  zu  welchem  sich 
nach  und  nach  fast  alle  Europäische  Staaten  gegen 
Frankreich  vereinigt  hatten,  ging  ein  bleibender 
Bund  hervor,  ein  Staatenverein,  der  unter  der  Lei- 
tung der  mächtigsten  Europäischen  Staaten  steht, 
ein  Völkerstaat  mit  einer  aristokratische  n  Ver- 
fassung. 

Denn  nicht  dahin  konnten  die  Erschütterun- 
gen führen,  welche  die  Französische  Revolution  in 
Europa  verursachte,  dafs  der  Europäische  Staaten- 

47)  Ks  erscliienen  7-u  jener  Zeit  mehrere  Schriften,  in 
welclien  der  Plan  lm  einem  unter  Frankreichs  Schntzherr- 
schuft  stehenden  Europäischen  Yölkerstaate  dargestellt  wur- 
de. In  demselben  Geiüte  ist  folgende  Schrift  abgefafst:  Re- 
ßexions  sur  i'tnteret  de  VEurope.  Par  Bonald,  Par, 
'  i€i3.     S. 
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verein  ganzllcli  aufgelöfst  worden  wäre.  Nicht  nur 
behaupteten  sich  die  alten  Grundlagen  des  Vereines« 
in  den  Zeilbegebenheiten  lagen  sogar  neue  Gründe 
und  Veranlassungen,  diesen  Verein  wieder  herzu- 
stellen und  zu  befestigen.  So  wie  die  kolossalen 
Pläne  und  Unternehmungen  Napoleons  ganz  Eu- 
ropa umfafsten,  so  hatte  auch  der  Widerstand,  zu 
welchem  sie  herausforderten ,  einen  nicht  minder 
umfassenden  Zweck.  Der  Sturm,  der  von  Westen 
her  über  Europa  hereingebrochen  war,  konnte  von 
der  entgegengesetzten  Seite  her  wiederkehren.  — 
Nur  davon  also  war  und  nur  davon  konnte  die  Frage 
seyn,  in  welcher  Gestalt  der  Europäische  Völker- 
staat wiederherzustellen  oder  welche  Verfassung  ihm 
für  die  Zukunft  zu  geben  sey.  Und  da  hatten  sich 
die  Verhältnisse  unter  den  Europäischen  Staaten 
nach  und  nach  so  verändert  und  gestellt,  dafs  sich 
der  Plan  eines  unter  den  mächtigsten  Europäischen 
Staaten  zu  schliefsenden  engeren  Vereines,  eines 
Vereines,  welcher  die  Leitung  der  Europäischen 
Angelegenheiten,  {^ixs  Directorium  Europae y)  ge- 
meinschaftlich zu  führen  hätte,  von  selbst  darboth 
oder  gleichsam  aufdrang.  Eine  bedeutende  Anzahl 
kleinerer  Staaten  war  in  den  Stürmen  der  Zeit  unter- 
gegangen. Die  Mächtigsten  unter  den  Europäischen 
Staaten  waren  durch  die  Verbesserung  ihrer  inneren 
Einrichtungen  oder  durch  Eroberungen  oder  durch 
die  Abrundung  ihres  Gebiethes,  auch  durch  den 
Gebrauch,  den  sie  von  dem  öffentlichen  Kredite 
gemacht  hatten  und  von   demselben  vorzugsweise 
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zu  machen  vermogten,  zu  einem  Ue berge vTichte  über 
die  andern  Staaten  gelangt,  welches,  weil  sich  die 
Gesamtmasse  der  kleineren  Staaten  vermindert  hat- 
te, die  Kriege  mit  weit  zahlreicheren  Heeren,  als 
ehemals,  geführt  wurden,  desto  entscheidender 
war.  Zugleich  war,  wegen  dieses  Charakters  der 
neueren  Kriege,  ein  feindliches  Zusammentreffen 
der  gröfseren  Mcächte  desto  mehr  zu  fürchten. 

So  geschah  es  nun  ,  dafs  sich  die  neue  Verfas- 
sung, welche  der  Europäische  Völkerstaat  erhielt 
und  welche  er  dermalen  hat,  fast  unmerklich  und 
gleichsam  von  selbst  aus  den  Verhältnissen  entwi- 
ckelte. —  Schon  in  dem  Entscheidungskriege, 
welchen  Europa  gegen  Frankreich  führte,  hatten 
die  Mächtigsten  unter  den  Verbiindeten  gemein- 
schaftlich den  Obei'befehl  geführt.  Der  Vertrag, 
welcher  diesem  Kriege  ein  Ende  machte,  (der  traite 
de  Paris  v.  30.  May  1814.)  wurde  nur  von  acht 
Mächten  unterzeichnet.  (Diese  Mächte  —  les  liuit 
puissances  signataires  du  traite  de  Paris  —  waren 
Oesterreich,  Rufsland,  Grofsbiitannien ,  Frank- 
reich, Preufsen,  Spanien,  Schweden,  Portugal.) 
Dieselben  Mächte  leiteten  die  Unterhandlungen  auf 
dem  Friedenskogresse  zu  Wien;  sie  allein  unter- 
zeichneten die  Schlufsakte  dieses  Kongresses.  *^) 
Als  das  unwillkommene  Wiedererscheinen  Napo- 
leons auf  dem  Europäischen  Fesllande  den  Wieder- 


48)  Spanien  verweigerte  jeclocli  anfangs  die  Unterzelcli- 
nong.  Die  übrigen  Mächte  wurden  nur  zum  Bey  tritt  e 
eingeladen. 
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ausbrach  der  Feindseligkeiten  veranlafste,**^)  schlös- 
sen (den  25.  März  1815.)  —  nicht  alle  jene  acht 
Mächte  —  sondern  nur  Oesterreich ,  Rufsland, 
Grofsbritannien  und  Preufsen  ein  neues  Bündnifs 
gegen  Frankreich,  ein  Bündnifs,  aus  welchem  sich 
die  heutige  Verfassung  des  Europäischen  Yölker- 
staates  unmittelbar  entwickelte.  Schnell  krönte  der 
Sieg  die  Anstrengungen  der  Verbündeten.  Der 
Friede,  welcher  hierauf  (zu  Paris  den  20.  Novbr. 
1815.)  zu  Stande  kam,  wurde  von  Seiten  der  Ver- 
bündeten allein  von  jenen  vier  Mächten  unterhan- 
delt und  unterzeichnet.  Eine  Bedingung  dieses 
Friedens,  (dafs  zur  Sicherung  des  Friedens  eine 
Okkupationsarmee  —  jedoch  längstens  nur  5  Jahre 
lang  —  in  Frankreich  stehn  bleiben  sollte,)  gab 
Veranlassung,  dafs  die  Gesandten  jener  vier  Mächte 
fortdauernd  einen  Kongrefs  zu  Paris  bildeten.  Mit 
derselben  Bedingung  stand  der  Kongrefs  in  Verbin- 
dung, welcher  im  Jahre  1818  zu  Aachen  von  jenen 
vier  Mächten  und  von  Frankreich  gehalten  wurde. 
Denn  die  Abberufung  des  Okkupationsheeres  aus 
Frankreich  war  der  Hauptgegenstand  der  Verhand- 
lungen und  Beschlüsse  des  Aachner  Kongresses. 
Diese  beschränkten  sich  jedoch  nicht  auf  den  so 
eben  erwähnten  so  wie  auf  andere  besondere  Ge- 
genstände.    Es  wurden  zugleich  gewisse  allgemeine 


49)  Eine  für  die  Gescliiclite  des  Europäisclien  Völker- 
staates besonders  merkwürdige  Handlun«  des  Wiener  Kon- 
gresses war  die  Achtserklarnng-  ,  welctie  gegen  Napoleon 
:hen    wurde. 
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Verabredungen  über  den  Recbtszustand  des  Euro- 
päischen Völkerstaates  getroffen;  Verabredungen, 
welche  von  so  hoher  Wichtigkeit  sind,  dafs  das 
Protokoll,  in  welches  sie  niedergelegt  wurden ,  (das 
Protokoll  der  letzten  Kongrefssitzung, —  vom  15* 
!Novbr.  1818)  als  die  neueste  Verfassungs- 
urkunde dieses  Staates  betrachtet  werdea 
kann.  Inhalt:  1)  Frankreich  ist  in  den  zwischen 
Oesterreich,  Rufsland,  Grofsbritannien  und  Preu- 
fsen  bestehenden  Verein  aufgenommen.  2)  Dieser 
Verein  soll  ein  bleibender  Verein  seyn.  Sein  Zweck 
ist,  den  Frieden  in  ganz  Europa  zu  erhalten.  (Le 
maijitien  de  la paix  generale.)  3)  Der  Verein  be- 
hält sich  vor,  zur  Erreichung  dieses  Zwecks  von 
Zeit  zu  Zeit  Kongresse  zu  halten.  4)  Wenn  auf  ei- 
nem solchen  Konoresse  eine  An^elefjenheit  verhau- 
delt  werden  soll,  Avelche  die  Rechte  einer  dritten 
Macht  betrifft,  so  soll  diese  Macht  zu  dem  Kongresse 
eingeladen  werden. 

So  besteht  also  in  Europa  ein  unter  den  fünf 
Hauptmächten  dieses  Wellthelles  abgeschlossener 
engerer  Verein,  welchem  kraft  seines  Zwecks  die 
Eigenschaft  einer  über  die  gegenseitigen  Rechte  der 
Europäischen  Völker  wachenden  und  entscheiden- 
den öffentlichen  Behörde,  (die  Eigenschaft  eines  Di- 
rectorii  Europae ,)  mit  Grund  bejgelegt  werden 
kann.  Denn  es  ist  dieser  Verein  ,  so  wie  sein  Zweck 
gefafst  ist,  auch  in  den  Streitigkeiten  zur  Vermit- 
teln ng  oder  zur  bewaffneten  Dazwischenkunft  be- 
rechtiget und  berufen,  in  welche  dritte  Europäische 
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Mächte  sey  es  unter  sich  oder  mit  einem  Mitgliede 
des  Verein  es  verwickelt  werden.  Und  auch  dadurch 
kündigt  er  sich  als  eine  Staatsbehörde  an,  dafs  er 
auf  ewige  Zeiten  hestehn  solL  —  lieber  die  Orga- 
nisation des  Vereines  setzt  die  Verfassungsurkunde 
zwar  nur  so  viel  fest,  dafs  von  Zeit  zu  Zeit  Kon- 
gresse gehalten  werden  sollen.  ^^)  Jedoch  konnte 
diese  Bestimmung  um  deswillen  für  genügend  er- 
achtet werden,  weil  durch  die  immerwährenden 
Gesandschaften  ein  ununterbrochener  V^erkehr  un- 
ter den  Europäischen  Mächten  vermittelt  wird,  auch 
diese  Gesandschaften  an  einem  jeden  der  gröfseren 
Europäischen  Höfe  zusammen  eine  Art  von  völker- 
rechtlicher Behörde  (das  Corps  diplomatique)  bil- 
den. —  Bemerkenswerth  ist  überdiefs  die  Form, 
in  welche  man  jene  Verfassungsurkunde  einkleidete. 
Nicht  ein  förmlicher  Vertrag  wurde  abgeschlossen ^ 
sondern  es  wurden  von  den  Bevollmächtigten  der 
fünf  Mächte  gewisse  Beschlüsse  über  den  zukünfti- 
gen Rechtszustand  unseres  Welttheiles  gefafst  und 
diese  Beschlüsse  in  einem  Protokolle  niedergelegt. 
Auch  in  der  Folge  hat  man  in  ähnlichen  Fällen  die- 
selbe Form  gewählt.  Ganz  auf  dieselbe  Weise  aber 
pflegen  Staatsbehörden  ihre  Erklärungen  zu  fassen. 
—  Gewährleistungen  für  dieP<örtdauer  des  Vereines 


5o)  Ueber  die  Gültigkeit  der  Stlmmenmelnlieit  erklärt 
sich  die  Verfassungsurkunde  nicht.  Es  ist  alleiiicnl  rathsam, 
in  einer  Urkunde  dieser  Art  nur  die  Grundlinien  der  Verfas- 
sung anzudeuten;  besonders,  wenn  es  sich  von  der  Verfassung 
eines  Völkerstaates  handelt.  Auf  dem  Kongresse  zu  Verona 
entschied  die  Mehrheit  der  Stimmen. 

Zachariä Reg, Lehre  IL  Bd.  i.Mth,  1  § 
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und  mithin  für  die  Erhaltung  der  dermaligen  Ver- 
fassung des  Europäischen  Völkerstaates  enthält  die 
in  Frage  stehende  Urkunde  nicht  und  konnte  sie 
nicht  enthalten.  Diese  Gewährleistungen  liegen 
hauptsächlich  in  dem  Gleichgewichte  der  Macht, 
welches  unter  den  Mitgliedern  des  Vereines  eintritt, 
sodann  auch  in  dem  Geiste  der  Verfassunoen  der 
unter  jenem  engereu  Vereine  begrifi'enen  Staaten, 
in  den  Verhältnissen  dieser  Staaten  zu  dem  übrisen 
Europa ,  in  dem  Kunstgewebe ,  welches  die  aus- 
wärtigen Interessen  aller  Europäischen  Staaten, 
(besonders  mittelst  des  Deutschen  Bundes,)  mit 
einander  vereiniget  und  überhaupt  in  allen  den 
Gründen,  welche  den  Friedenshoft'nungen  der  Eu- 
ropäischen Menschheit  das  Wort  sprechen.  (Vgl. 
den  folgenden  Abschnitt.)  So  unvollkommen  auch 
unter  den  Mitgliedern  jenes  Vereines  das  Gleich- 
gewicht der  Macht  ist  oder  seyn  mag,  allemal  be- 
steht es  unter  Wenigen  leichter  als  unter  Vielen, 
durch  die  eigenen  Kräfte  der  Staaten  leichter  als 
durch  die  Kunst  der  Bündnisse. 

Man  vergleiche  nun  mit  dem  Inhalte  desSchlufs- 
protokolles  des  Aachner  Kongresses  die  Beschlüsse, 
welche  theils  auf  demselben  Kongresse  über  meh- 
rere besondere  Gegetislände,  z.  ß.  über  die  An- 
sprüche Baierns  an  Baden,  theils  auf  den  Kongres- 
sen zu  Troppau,  (1820.)  zu  Laybach,  (1821.)  zu 
Verona  (1822.)  gefafst  wurden,  —  die  Folgen,  die 
diesen  Beschlüssen  gegeben  worden  sind,  —  die 
Art,  wie  in  den  neuesten  Zeiten  die  Griechischen 
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und  die  Portugiesischen  Angelegenheiten  von  den 
Europäischen  Hauptmächten  behandelt  worden  sind, 
—  und  man  wird  vielleicht  die  Behauptung  nicht 
zu  gewagt  finden,  dafs  sich  das  Verhältnifs  vmter 
den  Europäischen  Staaten  dermalen  mehr,  als  in 
irgend  einer  Periode  der  Geschichte,  der  Idee  eines 
Völkerstaates  nähere,  ja  dafs  allein  diese  Ansicht 
über  so  n:anche  sonst  kaum  erklärbare  Erscheinun- 
gen der  Tagsgeschichte  Aufschlufs  gebe.  ^^)  Nicht 
vollendet  steht  das  Gebäude  da;  aber  schon  ist  es 
erlaubt,  aus  dem  gelegten  Grunde  auf  len  Plan 
des  Werkes  zu  schliefsen.  Doch  die,  w^elche  den 
Grund  legten,  werden  die  Ausführung  andern  Bau- 
meistern überlassen  müssen  und  zum  Theil  mufsten 
sie  schon  andern  Baumeistern  weichen.  Den  Nach- 
folgern wartet  dasselbe  Loos.  Da  wird  auch  mit 
der  Zeit  der  ursprlingllche  Plan  im  Einzelnen  ab- 
geändert oder  sogar  gänzlich  verlassen  werden. 
Wenn  nur  die  Idee,  — •  der  Zweck  des  Baues  — 
nicht  aufgegeben  wird! 

Wie  auch  ein  Völkerstaat  organisirt  sey  oder 
organisirt  werde,  nie  können  ihm  die  Verfassungs- 
angelegenheiten der  einzelnen  unter  dem  Vereine 
hegriffenen  Staaten  gleichgültig  seyn.  Es  ist  ferner 
in  der  Geschichte  der  beyden  ersten  Perioden  des 
Europäischen  Völkerstaates  der  Zusammenhang  ge- 
zeigt oder  angedeutet  worden,  in  welchem  sowohl  in 


5i)  Z.B.  über  die  Politik  einzelner  KaLInetter  und  Staats- 
männer. 

16  * 
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der  einen  als  in  der  andern  Periode  die  Geschichte 
der  Europäischen  Völker  mit  der  Geschichte  der 
Europäischen  Staaten  stand.  Denselhen  Zusam- 
menhang heurkundet  auch  die  Geschichte  der  drit- 
ten Periode  des  Europäischen  Völkerstaates.  Die 
Französische  Revolution  beruhte  auf  Grundsätzen, 
sie  predigte  und  verbreitete  Grundsätze,  welche, 
mit  den  gesetzlichen  Grundlagen  der  monarchischen 
Staaten  des  Europäischen  Festlandes  in  grellem  Wi- 
derspruche, die  innere  Ruhe,  ja  selbst  die  äufsere 
Sicherh,  '  dieser  Staaten  auf  mehr  als  eine  Weise 
bedrohi'  i.  Die  revolutionairen  Maximen,  welche 
das  republikanische  Frankreich  in  seinen  Kriegen 
und  bey  seinen  Eroberungen  befolgt  hatte,  befolgte 
auch,  wenigstens  bis  zu  den  Zeiten  seiner  schon 
sinkenden  Macht,  Napoleon,  ^^)  obwohl  immer 
zaghafter,  weil  er  ungewifs  war,  wie  er  das  Neue 
mit  dem  Alten  paaren  könnte.  Fast  in  allen  Euro- 
päischen Staaten  hatten  sich  zwey  Partheyen  gebil- 
det, eine  demokratische  und  eine  aristokratisch- 
monarchische; Partheyen,  welche  ihren  Streit  we- 
nigstens anfangs  mit  dem  für  und  wider  die  Fran- 
zösische Revolution  verwechselten.  So  hatte  also 
die  Französische  Revolution  einen  Meinungskrieg 
und  einen  Meinungskampf  auch  in  dem  übrigen 
Europa  zur  Folge  gehabt.  Und  so  durfte  man  also 
nicht  hoffen ,    mit  der  Beschränkung  Frankreichs 


52)  Nur  in  dem  Feldzuge  gegen  Rufsland,  im  J.  1812  , 
Tvurde  er  diesen  Maximen,  (aus  Furcht  oder  j'am  'vetus  reg" 
nandi,)    untreu. 
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auf  seine  alten  Grenzen  und  mit  der  Wiedereio- 
setzueg  der  Bourbons  auch  den  Ruhestand  von 
Europa  auf  die  Dauer  wiederherzustellen,  auch  der 
Verfassung  des  Europäischen  Völkerstaales  bl^i^ 
bende  Grundlagen  zu  geben.  —  Dieses  erwägend 
erliefsen  die  Monarchen  von  Rufsland,  Oesterreich 
und  Preufsen  unter  dem  26.  September  1815.  eine 
Erklärung,  in  welcher  sie  sich,  um  jene  Par- 
theyeii  mit  einander  zu  versöhnen  und 
zu  dem  Sieger  kränze,  den  sie  den  Waf- 
fen verdankten,  einen  ZAveyten  und  un- 
verwelkl ichern  hinzuzufügen,  vor  Gott 
und  vor  der  Welt  verpflichteten,  ilire  Völker,  ge- 
mäfs  der  Lehren  des  Christenthums,  väter- 
lich zu  regieren.  Und  auch  die  übrigen  Monar- 
chen des  Europäischen  Festlandes  traten  diesem 
an  die  öffentliche  Meinung  gerichteten 
Friedensma  nifeste  in  der  Folge  bey.  (Nur 
zu  oft  ist  der  wahre  Sinn  und  Zweck  dieser  Erklä- 
rung, besonders  von  Englischen  SchriftslelicFn^ 
verkannt  worden.  Man  hat  in  ihr  ein  Kriegsmani- 
fest gegen  alle  liberale  Grundsätze  zu  finden  ge-^ 
glaubt.  Aber,  wenn  auch  die  väterlichen  Eiiiherr- 
schaften,  in  deren  Geiste  jene  Erklärung  abgefafst 
ist,  von  denen  mit  einer  Volksvertretung  wesentlich 
verschieden  sind,^^)  so  kann  doch  auch  unter  ih- 
rem Schutze  alles  Grofse  und  Gute  und  eine  jede 


53)  Vgl.  oben  Band  IL  das  XVIte  Biicli.  —  Ueber  den 
beili'geu  Band  vergl.  Arcliiv  des  beiligen  Bundes.  München 
i8*8.   8. 
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Verbesserung  keimen  und  gedeihn.  Andere  Avaren 
der  Meinung,  dafs  die  Erklärung  geheimere  Pläne 
verschleiere.  Man  würde  diesen  und  anderen  Mifs- 
vei'ständnissen,  wenigstens  in  einem  gewissen  Gra- 
de, vorgebeugt  haben,  wenn  man  der  Erklärung 
nicht  den  Namen  eines  Bundes,  und  sogar  den  des 
heiligen  Bundes,  beygelegt  hätte.)  —  Damit  je- 
doch,  wenn  Belehrung  und  Güte  nicht  fruchtete, 
die  Gewalt  in  Bereitschaft  wäre,  wurde  der  Zweck 
des  Vereines,  den  Oesterreich,  Rufsland,  Grofs- 
britannien,  Preufsen  und  Frankreich  im  Jahre  1818 
mit  einander  abschlössen,  auf  die  Unterdrückung 
einer  jeden  Revolution,  welche  in  irgend  einem 
Europäischen  Staate  ausbräche,  ausgedehnt.  Diese 
Ausdehnung  lag  unmittelbar  in  der  Art ,  wie  der 
Zweck  des  Vereines  in  dem  Schlufsprotokolle  des 
Aachner  Kongresses  ausgedrückt  wurde.  Auch 
both  sich  nur  zu  bald  mehr  als  eine  Veranlassung 
dar,  jene  Gewährleistung,  welche  der  Verein  für 
di^  Verfassungen  der  einzelnen  Europäischen  Staa- 
ten übernommen  hatte,  ins  Werk  zu  setzen.  Die 
Revolutionen,  welche  in  rascher  Aufeinanderfolge 
in  Neapel,  in  Sardinien,  in  Spanien  ausbrachen, 
wurden  insgesamt  kraft  der  Beschlüsse  und  durch 
die  Heere  der  vereinten  Mächte  unterdrückt.  (Be- 
merkenswerth  ist,  dafs  in  den  neuesten  Zeiten  — 
seit  1815.  — ^  fast  alle  revolutionäre  Bewegungen 
von  den  stehenden  Heeren  ausgegangen  sind.  Ste- 
hen wir,  auch  was  die  politische  Stellung  des  Hee- 
res betrifft,  an  der  Pforte  eines  neuen  Zeitalters?) 
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Es  wird  die  Zeit  kommen ,  da  das  Verhältnifs 
der  Europäischen  Völker  zu  ihren  AbkÖmmh'ngen 
in  Nord-  und  Südamerika  einen  eigenen  Abschnitt 
des  Europäischen  Völkerrechts  bildet.  Für  jetzt 
ist  die  Betrachtung  dieses  Gegenstandes  der  Zeit- 
geschichte vorzubehalten. 


Zusammenstellung  der  Hauptmomente  in   der   Geschichte 
des    Europäischen   Völke.rslaates. 

Pc-     Die  Verfassung 

,  .       ,   ^„      Die  Verfassung  des         VeriiaJtnifs  zwischen 

rio-      der    einzelnen  *» 

1  IT        c.   rv^^         Eur.  Völkerstaates.  beyden. 

den.     Eur.  Staaten.  •' 

I.     Die      Aristo-   Eine  geistliche  Mo-  Anselin  des  Pabstes  in 

kratieist  vor-      iiarchie.  den  inneren  und  äu- 

lierrscliend.  fseren  Angelegenhei- 
ten der  Eur,  istaaten. 

II.     Diemonarchi-  Eine     Demokratie,  Religionsunruhen  und 

sehe    Gewalt      System  des  polili-  Relig.  Kriege.    Dann 

erhält    das           sehen      Glelclige-  Eroberungs  -      und 

Übergewicijt.      wichts.  Thron  folgekriege. 

III.   Die  Repräsen-   Eine  Aristokratie.  Revolutionäre  u.  anti- 

tativ  -Verfas-  revolutionäre  Kriege. 


ZwEYTER   Abschnitt. 

Frie  de  n  sh  offn  u  n  gen. 

Friedenshoffnungen  sind  Kinder  der  Zeit,  Tha- 
ten  im  Keime.  Diefs  zur  Entschuldigung,  wenn 
ich  jetzt  von  den  FriedenshofFqungen  der  Gegen- 
wart spreche. 
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Unter, civilisirten  Völkern  sind  Krie- 
ge seltner,  als  unter  uncivilisirten.  Denn 
den  meisten  Kriegen  liegt  ein  Rechnungsfehler  zum 
Grunde,  ein  Rechnungsfehler,  dessen  sich  die  Lei- 
denschaft schuldig  rpacht ;  man  schlägt  entweder 
die  eigene  Macht  zu  hoch  oder  die  des  Feindes  zu 
niedrig  an,  oder  man  verglfst  die  Opfer  in  Rech- 
nung zu  nehmen,  mit  welchen  der  Sieg  auf  jeden 
Fall  zu  erkaufen  ist.  Ueberdiefs  hat  der  Krieg, 
wenn  er  unter  civilisirten  Völkern  geführt  wird, 
ganz  andere  Zurüstungen  und  Anstrengungen  in 
seinem  Gefolge,  er  steht  alsdann  in  ganz  anderen 
und  in  weit  mannigfaltigem  Beziehungen  auf  das 
öffentliche  und  heimliche  Leben  der  Völker,  als  in 
dem  entgegengesetzten  Falle.  —  Welche  Fort- 
schritte aber  hat  die  Europäische  Menschheit  in  den 
letztverflossenen  vierzig  Jahren  auf  der  Bahn  der 
Civilisation  gemacht  1  Wie  viele  Staats  wissenschaft- 
liche Aufgaben  sind  während  dieser  Zeit  vor  das 
gröfsere  Publikum  und  nach  und  nach  in  den  Be- 
reich desselben  gebracht  worden !  besonders  durch 
die  Verhandlungen  auf  Reichs-  und  Landtagen! 
Selbst  da,  wo  die  Zeitblätter  am  strengsten  bewacht 
sind,  stehen  sie  unter  dem  Einflüsse  und  sind  sie 
Stimmen  der  Zeit. 

Jedoch,  so  grofs  auch  in  einem  Staate  die 
Zahl  der  Mündigen  und  Einsichtsvollen  seyn  mag, 
allemal  kommt  es  noch  darauf  an,  dafs  sich  die 
öffentliche  Meinung  bey  der  Verwaltung 
der    öffentlichen    Angelegenheiten    Ge- 
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hör  verschaffen  könne  und  dafs  sie  als- 
dann nicht  durch  die  Stimme  der  Lei- 
denschaft auf  Abwege  geführt  oder  über- 
täubt werde.  Nun  ist  es  zwar  den  Menschen 
noch  nicht  gelungen,  eine  Verfassung  zu  erdenken 
und  darzustellen,  welche,- dieser  Forderung  genü- 
gend oder  auf  eine  andere  Weise,  für  die  friedliche 
Gesinnung  der  Regierung  Bürgschaft  geleistet  hätte. 
(Und  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  wird  es  ihnen 
nie  ganz  gelingen !)  So  kampflustig  sind  die  Men- 
schen, dafs  auch  diejenigen  Verfassungen,  für  wel- 
che sogar  Siege  gefährlicher  sind,  als  Niederlagen, 
—  die  Volksherrschaften,  —  diese  Kampflust  zu 
dämpfen  nicht  vermogten.  ^*)  Selbst  die  Reprä- 
sentativverfassung hat  den  Erwartungen  nicht  ent- 
sprochen, welche  man  von  ihr  auch  in  dieser  Hin- 
sicht hegen  durfte.  Jedoch  so  viel  scheint  diese 
Verfassung  allerdings  zu  leisten ,  dafs  sie  die  Ent- 
scheidung über  Krieg  und  Frieden  nicht  dem  Dienst- 
interesse eines  Ministers  (eines  Louvois)  oder  den 
Launeil  eines  Weibes  (einer  Pompadour)  Preifs 
giebt.  Etwas  also  scheint  mit  der  Verbreitung  die- 
ser Verfassung  über  Europa  für  den  Friedenszustand 
dieses  Welttheiles  allerdings  gewonnen  zu  seyn. 
Noch  gegründeter  dürften  die  Friedeoshoffnungen 


54)  UeLer  die  Vortlielle  und  Nachtlieile ,  welclie  ein 
Staat  nach  der  Verschledenlielt  seiner  Verfassung  von  einem 
Kriege  zu  erwarten  hat,  s.  Platarch  in  Pelop.  Monles^ 
quieu  des  caiises  de  La  grandeur  des  Romains  c.  g.  Fer- 
gus  0 n  on  tke  progr,  of  civil  society. 
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seyn,  welche  sich  auf  den  verschuldeten  Zustand 
der  meisten  Europäischen  Staaten  hauen  lassen. 
Staatsschulden  gehen  gerade  denjenigen  Männern, 
welche  am  hesten  zu  rechnen  verstehn,  sich  durch 
den  Schein  oder  von  der  Leidenschaft  am  wenig- 
sten hlenden  lassen,  ■ —  den  Kapitalisten,  —  einen 
wenn  auch  weniger  hemerkbaren  doch  nicht  weni- 
ger wirksamen  Einflufs  auf  die  Angelegenheiten  des 
Staates.  Sie  demokratisiren  selbst  diejenigen  Staats- 
verfassungen in  einem  gewissen  Grade,  welche 
ihrem  Buchstaben  nach  der  Volksherrschaft  gänz- 
Hch  abhold  sind. 

Dieselben  Hoffnungen  werden  dadurch  unter- 
stützt, da fs  die  Europäische  Menschheit, 
durch  Privatinteressen  weniger,  als  ehe- 
mals, entzweyt,  immer  mehr  und  mehr 
zu  einer  einzigen  bürgerlichen  Gesell- 
schaft zusammenschmilzt,  —  dafs  die  Eu- 
ropäischen Staaten  sich  immer  mehr  auf  das  be- 
schränken, was  allein  für  den  Staat  gehört,  auf  die 
Darstellung  eines  dem  Rechtsgesetze  entsprechen- 
den Zustandes  der  menschlichen  Gesellschaft. 

Schon  ist  der  Religionsstreit,  welcher  mit 
der  Reformation  seinen  Anfang  nahm,  in  so  weit 
geschlichtet,  als  er  geschlichtet  werden  darf,  wenn 
nicht  der  Religionseifer  der  Christen  Gefahr  laufen 
soll ,  aus  Mangel  an  einer  äufseren  Aufregung  zu 
erkalten.  In  so  vielen  Europäischen  Staaten  leben 
Katholiken  und  Protestanten,  unter  denselben  Ge- 
setzen und  Obrigkeiten,  friedlich  neben  einander. 
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Die  Naturwissenschaften,  —  Wissen- 
schaften ,  welche  keiner  Zeit  und  keinem  Vaterlande 
ausschliefslich  angehören ,  überall  gleich  als  un- 
schuldige Kinder,  des  Schutzes  der  Regierung  ge- 
niefsen,  sich  in  einer  dem  Treiben  der  Menschen 
unzugänglichen  Welt  regen  und  bewegen,  —  wer- 
den jetzt  in  allen  Europäischen  Staaten  mit  einem 
Wetteifer  bearbeitet,  dafs  sie  dem  geistigen  Ver- 
eine, welcher  unter  den  Europäischen  Völkern 
während  des  Mittelalters  bestand  und  auch  in  der 
Folge  nie  ganz  aufgelöfst  wurde,  eine  neue  und 
bleibende  Grundlage  gegeben  haben.  Auch  sonst 
noch  ist  dieser  Verein  in  den  neueren  Zeiten  auf 
mehr  als  eine  Weise  verstärkt  und  befestiget  worden. 

In  den  letztverflossenen  beyden  Jahrhunderten 
befolgten  die  Regierungen  der  Europäischen  Staa«*» 
ten  eine  Handelspolitik,  welche  die  Zwietracht, 
die  sie  im  Frieden  nährte,  häufig  zu  offenen  Feind- 
seligkeiten anfachte.  Eine  jede  Regierung  glaubte, 
ihr  Volk  nur  auf  Kosten  anderer  Völker  bereichern 
zu  können;  und  eine  jede  Regierung  wähnte,  sich 
auf  die  ihrem  Lande  vortheilhafte  Händelsbalance 
berufend,  ihren  Zweck  erreicht  zu  haben!  Jedoch 
in  dem  vorigen  Jahrhunderte  wurde  zuerst  in  Frank- 
reich (von  Quesnel)  und  dann  in  Grofsbritannien  (von 
Adam  Smith)  die  Wissenschaft  der  politischen  Oeko- 
nomie  wesentlich  umgestaltet.  Nach  dieser  neuen 
Lehre  ist  der  Wohlstand  eines  jeden  einzelnen  Vol- 
kes durch  den  Wohlstand  aller  der  Völker  bedingt, 
mit  welchen  es  in  einem  Waarenverkehre steht,  ist 
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die  Frejheit  des  auswärtigen  Handelsverkehres  zur 
Erhalluni::  und  Vermehrung:  des  Wohlstandes  eines 
Volkes  eben  so  nolhwendig,  als  die  Freyheit  des 
Handels  und  der  Gewerbe  im  Innern.  Die  neue 
Lehre,  eine  Lehre  des  Friedens,  anfangs  nur  das 
ßesitzthum  oder  ein  freundlicher  Traum  der  Schule, 
beginnt  denn  doch  nach  und  nach  ins  Leben  zu 
treten.  Sollte  sie  dereinst  den  Sieg  über  die  Weis- 
heit der  Vorzeit  davon  tragen,  so  würde  sie  unter 
allen  Bürgschaften  für  die  Erhaltung  des  Friedens 
in  Europa  vielleicht  die  stärkste  sejn. 

Eine  Folge  oder  eine  Anwendung  von  jener 
Handelspolitik  war  das  Kolon  ial  sys  tem  der 
Europäischen  Seemächte, ^^)  ein  System,  welches 
seine  Abkunft  auch  durch  den  Geist  der  Zwietracht 
und  des  Machtneides,  der  in  ihm  lebt,  beurkundet. 
Jedoch,  seitdem  sich  die  Britischen  Kolonieen  in 
Nordamerika,  die  Spanischen  und  Portugiesischen 
in  Südamerika  von  dem  Mutterlande  losgerissen 
haben,  ist  auch  dieses  System  theils  schon  verfal- 
len theils  seinem  Falle  nahe,  hat  also  der  Friedens- 
zustand von  Europa  auch  diesen  einst  so  mächti- 
gen Feind  kaum  noch  zu  fürchten. 

Endlich  ist  zu  dem  lachenden  Gemälde,  wel- 
ches hiervon  der  Einheit  der  Europäischen  Mensch- 
heit, als  einer  einzigen  bürgerlichen  Gesellschaft, 
entworfen  worden  ist,  noch  der  Zug  hinzuzufügen, 


55)  Vgl.  oben  Bd.  II.  das  XVte  Buch,  das  erste  Haupt- 
stiick. 
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dafs  in  den  neueren  Zeiten  durch  den  kunstmäfsi- 
gen  Bau  der  Strafsen,  dureh  die  Verbesserung  des 
Postwesens  und  durch  die  Dampfschifffahrt  das 
Reisen  in  dem  Grade  erleichtert  Avorden  ist,  dafs 
der  Raum  immer  mehr  die  scheidende  und  verein- 
zelnde Kraft  verhehrt,  welche  ihm  an  sich  hey  wohnt. 
Welche  Folgen  würde  für  den  Friedenszustand 
von  Europa  eine  Erfindung  oder  eine  Entdeckung 
haben ,  die  den  Krieg  weit  mörderischer  und  zer- 
störender machte,  als  er  jetzt  schon  ist?  z.B.  die 
Erfindung  oder  Einführung  des  Dampfgeschützes? 
—  Die  Erfindung  des  Schiefspul vers  verminderte 
die  Zahl  der  Kriege.  Denn  nun  wurde  bald  dem 
»Faustrechte«  Einhalt  gethan. 


Das 

DREYSSIGSTE  BUCH  VOM  STAATE 

oder 
DER  REGlERÜxNGSLEHRE   ZEHNTES  BUCH. 


Das  Welthürgerrecht, 


E  1  N  L  E  I  T  U  N  G. 

jJer  menscbliclie  Verstand,  damit  er  sich  fin- 
den (orientiren)  lerne,  sondert  die  Gesteine,  die 
Pflanzen,  die  Thicre  nach  Klassen,  nach  Familien, 
nach  Gattungen  und  Arren.  Dieses  Ursprungs  ist 
z.B.  der  Begri  ff  der  Men  sehe  n  gattu  ng  oder 
der  Menschheit  —  der  Einheit  der  Menschen 
kraft  ihrer  pliysischen  Beschaffenheit,  der  Begriff, 
welcher  der  Anthropologie  d.  i.  der  Lehre  von  der 
Natur  des  Menschen  und  der  Geschichte  der  Mensch- 
heit als  einer  Darstellung  der  physischen  Ursachen, 
aus  welchen  die  Verschiedenheiten  und  die  Schick- 
sale der  Menschengattung  abzuleiten  sind  ,  zum 
Grunde  liegt. 

Verschieden  von  dem  Begriffe,  obwohl  ihm 
nahe  verwandt,  ist  die  Idee  der  Menschheit,  die 
Vorstellung  von   der  Einheit   oder   Gemeinschaft, 
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welche  unter  den  Menschen  nach  praktischen  Ge- 
setzen bestehn  soll.  Diese  Vorstellung  beruht  auf 
dem  Grundsatze,  dafs  ein  jeder  einzelne  Mensch 
auch  das  Interesse  der  Menschen gat tu  ng  als  das 
seine  betracliten  und  zu  befördern  suchen  soll.  Die 
Pflichten,  die  sich  aus  diesem  Grundsatze  ergeben, 
kann  man  weltbürgerliche  oder  kosmopo- 
litische Pflichten  nennen. 

Von  einr:;r  Art  dieser  Pflichten  handelt  das 
Weltbürgerrecht,  ( das  jus  cosmopolüicum , ) 
derjenige  Theil  des  Rechts,  welcher  die  Gemein- 
schaft, die  untrer  den  Menschen,  als  solchen,  be- 
stehn soll,  gegen  die  Verschiedenheit  der  Staaten 
in  Schutz  nimmt  —  Das  Weltbürgerrecht  fügt  zu 
den  Rechten  des  Menschen  nicht  etwa  eine  neue 
Art  von  Rechten  hinzu;  es  betrachtet  die  Rechte, 
die  dem  Menschen,  als  solchem,  zustehn,  nur  in 
einer  neuen  und  eigenthümlichen  Beziehung.  Zwar 
ist  das  Recht  der  Menschen  schon  seinem  Wesen 
nach  weltbürgerlicher  Art  d.  i.  es  steht  ihnen  über- 
all und  zu  allen  Zeiten  zu.  Aber  das  Recht  eines 
jeden  einzelnen  Staates  hat  allemal  in  so  fern  eine 
antikosmopolitlscl'ie  Grundlage  oder  Tendenz,  als 
es  das  Recht  eines  besonderen  Vereines  ist,  und 
zwar  eines  Vereines,  welcher  unter  anderem  die 
gemeinsame  Vertheidigung  gegen  auswärtige  Feinde 
bezweckt.  Wenn  auch  dieser  Verein  am  Ende  nur 
ein  Mittel  ist  oder  seyn  soll,  die  Idee  einer  das  ge- 
samte Menschengeschlecht  umfassenden  Gesellschaft 
zu  verwirklichen ,  so  wird  doch  über  den  besonde- 
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ren  und  näher  liegenden  Zweck  nur  zu  leicht  der 
allgemeine  und  entferntere  vergessen,  oder  so  kann 
man  doch  im  Drange  der  Umstände  genöthigt  seyo 
oder  genöthiget  zu  seyn  glauben,  jenem  eine 
Ausdehnung  zu  geben,  mit  welcher  dieser  unver- 
einbar ist.  So  grofs  ist  die  Versuchung  oder  so 
gebietherisch  sind  die  Umstände,  dafs  in  dem  Rechte 
der  Staaten  das  egoistische  Priiicip  von  jeher  die 
Oberhand  über  das  kosmopolitische  behauptete. 
Schon  deswegen  also  ist  das  Wehbürgerrecht  der 
Darstellung  nicht  unwerth,  weil  es  an  oft  verkannte 
Wahrheiten  erinnert,  an  Grundsätze,  welche  wie- 
der mit  anderen,  z.  B.  mit  derten  des  Völkerrechts, 
in  einem  wesentlichen  Zusammenhange  stehn.  Ue- 
berdiefs  aber  führt  die  Aufgabe  des  Weltbürger- 
rechts zu  der  weiteren  Aufgabe:  In  welchem  Ver- 
hältnisse stehen  das  egoistische  und  das  kosmopo- 
litische Princip  des  Staatenrechts  zu  einander? 

Man  arbeitet  an  einem  Unternehmen  desto 
freudiger,  je  gewisser  man  des  Erfolges  seyn  kann. 
Daher  die  Versuche,  Avelche  man  gemacht  hat,  die 
Menschheit  im  Ganzen  als  begriffen  in  einem  steten 
und  stetigen  Fortschreiten  zu  einem  der  Idee  der 
Menschheit  entsprechenden  Zustande  darzustellen. 
Allein ,  so  Avie  die  Geschichte  diesen  Versuchen 
keinesweges  das  Wort  spricht,  so  verliehrt  sich 
auch  der  Plan,  eine  Geschichte  der  Menschheit  in 
diesem  Geiste  zu  bearbeiten,  in  eine  Region,  in 
welcher  die  Selbstständigkeit  der  Individuen,  der 
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einzelnen  Menschen  und  Völker,  untergeht.  *)  üeber 
das  Unbegreifliche  beruhiget  man  sich  am  besten 
durch  das  Unbegreifliche. 


ERSTES    HAÜPTSTÜCK. 

Grundsätze    des    Pf^  eltb  är  g  er  r  echt  s» 


Die  Grenzen ,  welche  die  Länder  und  Völker 
von  einander  scheiden,  sind  in  weltbürgerlicher 
Hinsicht  gleich  als  ein  Netz  zu  betrachten,  welches 
die  Menschen  auf  den  Erdboden  gelegt  haben,  da- 
mit sie,  zu  Massen  vereiniget,  desto  leichter  eine 
einzio'e  Gesellschaft  bilden  könnten.  Die  Mehrheit 
der  Staaten  soll  die  Menschen  nur  sondern,  nicht 
scheiden.  Ein  jeder  einzelne  Staat  hat  den  Rechts- 
schutz, den  er  den  Staatsgenossen  gewährt,  auch 


i)  Man  kann  die  Gescliichle  der  Menscliheit  nach  einem 
doppelten  Plane  bearbeiten;  entweder  5.0,  dafs  man  (iieScIiick- 
sale  der  Menschengatlung  aus  physischen  Ursachen,  oder 
so,  dafs  man  sie  ans  Endursachen,  (aus  den  Zwecken  der 
Vorsehung,)  abzuleiten  versucht.  Nach  dem  eruieren  Plane 
sind  z.  B.  Herder's  Ideen  zur  Philosophie  der  Geschichte 
der  Menschheit  ausgearbeitet;  der  andere  Plan  scheint  dem 
Werke  Vico's  zum  Grunde  zu  liegen:  Grundziige  einer 
neuen  Wissenschaft  über  die  gemeinschaftliche  Natur  der  Völ- 
ker. A.  d.  Ital.  übers,  von  Weber.  Lpz.  1821,  8.  S.  auch 
Kant's  Abh.  Die  Weltgeschichte  in  weltbürgerlicher  Hin- 
sicht. —  Der  letzlere  Plan  verleitet  unausbleiblich  zur  Auf-* 
Stellung  der  willkührllchsten  Hypothesen.  So  ist  z.  B.  be- 
hauptet worden  ,  dafs  die  Kultur  von  Osten  nach  Westen  zu 
fortschreite  !  Sind  denn  in  der  Geschichte  der  Menschheit 
nur  die  Völker  Vorderasiens  und  die  Europäischen  zw  berück- 
sichtigen ? 

Ziichdriä  Heg.  Lehre.  IL  Bd.  i.Abth.  17 
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auf  die  Einheit  d^f  ni^aschlichen  Gesellschaft  aus- 
zudehnen.       ■<'  ^am  *^{i 

Daher  soll  jelioem  jeden  Staate  das  Recht  der 
Auswanderung  und  das  der  Einwanderung 
heilig  seyn.  Diesen  Rechten  gebührt  sogar,  wegen 
der  Mannigfaltigkeit  ihrer  Folgen  und  Beziehungen, 
unter  allen  den  Rechten^  welche  dem  Menschen, 
als  einem  VVellLürger,  zustehn,  die  erste  Stelle, 
üeberdiefs,  wenn  der  Staat  ein  Auswanderungsver-^ 
both  erläfst  oder  auck  das  Auswandern  nur  bedeu— 
teud  erschwert,  so  verwandelt  er  sein  Gebieth  in 
ein  grofses  Gefängoifs;  und  dem  unschuldig  Ge- 
fangeneu ist  vieles  erlaubt,  was  sonst  widerrecht- 
lich ist.  Wo  dagegen  das  Auswandern  frey  steht, 
sind  allemal  die  Klagen  über  die  Verfassung  oder 
über  die  Regierung  weniger  gerecht  und  daher  we- 
niger zu  fürchten;  patet  exitus.  Wer  z.  B.  eine 
Vorliehe  für  A\e  republikanische  Verfassung  hat, 
braucht  sich  nur  in  Amerika  anzusiedeln.  ^)     Ande- 


H^aj^dtoV   si^Uijj^,  r^. 


2)  Amerika  ist  für  Europa  in  so  fern  von  grofs^ra  Wer- 
the,  als  CS  denen  eine  Zuflucht  darblethet ,  welche  sich  In  die 
in  Europa  bestehenden  Verhältnisse  nicht  st^l>icken  können 
oder  nicht  schicken  wollen.  Diesen  seinen  Werth  hat  es 
schon  in  früheren  Zeiten  bewährt,  als  es  den  wegen  ihres 
Glaubens  verfolf^len  Engländern  eineFreys^ätte  darboth.  Aeh^p- 
liches  ist  in  unsern  Tagen  geschehn.  Vor  einigen  Jahri?«  Avurde 
in  dem  Kongresse  der  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  der 
Vorschlag  gemacht,  den  Einwanderungen  gewisse  Schranken 
zu  setzen.  In  dein  Kongresse  wurde  gegen  diesen  Torschlag 
besonders  das  gellend  gemacht  ,  dafs  die  Einwanderer  im 
Durcschnitte  Gesinnungen  hegten,  welche  dem  Geiste  der  Veir- 
fassungen  der  V.  St.  vorzüglich  entsprächen.  Der  Vorschlag 
wurde  verworfen. 
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rerseits  Wendet  ein  Staat,  welcher  das  Einwandern 
gestattet,  das  Mittel  im  Grofsen  an,  durch  welches 
die  Natur  die  einzelnen  Geschlechter  vor  Einseitig-^ 
keit  lind  Entartung  bewahrt.  Doch  häufiger  ist 
das  Inland  den  Ausländern,  als  das  Ausland  den 
Inländern  verschlossen  worden,  sey  es,  dafs  man 
Einwan<Jerungsverbothe  leichter  aufrecht  erhalten 
konnte  oder  dafs  sie  dringlicher  zu  seyn  schienen. 

Dem  Rechte  der  Aus-  und  Einwanderung  nahe 
verwandt  ist  das  Recht,  ins  Ausland  und  im 
Auslande  zu  reisen,  sich  also  im  Auslande 
vorübergehend  aufzuhalten.  Auch  für  die, 
welche  zu  verschiedenen  Stämmen,  Nationen  oder 
Völkern  gehören,  ist  persönlicher  Verkehr,  —  als 
die  Bedingung  des  Waarentausches,  so  wie  aus  an-i 
dern  Gründen,  —  ein  so  dringendes  Bedürfnifs, 
dafs  dieses  Recht  kaum  irgendwo  gänzlich  verkannt 
wird,  dafs  sich  vielmehr  aus  der  Anerkennung  die- 
ses Rechts  oft  noch  andere  Einrichtungen  und  Ge- 
wohnheiten, die  weltbürgerlichen  Geistes  sind,  wie 
z.  B.  das  Recht  der  Gastfreundschaft,  ^)  entwickeln. 
Andererseits  aber  sind  der  Beziehungen,  in  wel- 
chen dieses  Recht  steht,  und  der  Verhältnisse,  durch 
welche  die  Ausübung  desselben  erleichtert  oder  er- 
schwert wird,'  so  viele,  dafs  gerade  dieses  Recht 


3)  Vgl.'  /.  Ph.  Tomasini  de  tesseris  hospitalitatis  li^ 
her  singularis.  In  J.  Grono'vii  thes.  Graec.  Jintiqu,  KoL 
IXi  Lugd.  Bat,  4yo4 .  fol.  —  Merkwürdig  ist  die  Achtung, 
mit  welcher  bey  so  vielen  ungebildeten  Völkern  der  Gast  be- 
handelt wird. 


17 


* 
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in  den  verschiedenen  Staaten  auf  das  verschiedenste 
modificirt,  hier  mehr  dort  weniger  begünstiget  oder 
in  seiner  Wirksamkeit  gehemmt  ist.  Stämme,  die 
seihst  ein  Wanderleben  führen ,  (z»  B.  die  Beduinen.) 
sind  fast  immer  gegen  Reisende  feindselig  gesinnt, 
Sie  rauben  aus  Arniuth  oder  weil  sie  auf  ihren  Zü- 
gen unaufhörlich  mit  andern  Stämmen  yai  kämpfen 
genöthiget  sind.  Jedoch  auch  Völker,  welche  nicht 
nur  feste  Wohnsitze  haben,  sondern  auch  schon  in 
einem  hohen  Grade  civilisirt  sind,  scheuen  zuwei- 
len den  Verkehr  zwischen  dem  In-  und  Auslande, 
so  dafs  er  bej  ihnen,  (wie  z.  B.  bey  den  Chinesen,) 
auf  die  Grenze  des  Landes  beschränkt  ist;  sey  es 
aus  Furcht  vor  feindlichen  Einfällen  oder  um  den 
Gefahren  vorzubeugen  ,  welche  der  Verkehr  mit 
dem  Auslande  für  die  Unveränderllchkeil  ihrer  Sit- 
ten und  Gebräuche  haben  könnte.  In  den  Euro- 
päischen Staaten  beruhen  die  Einschränkungen, 
welchen  man  das  in  Frage  stehende  Recht  unterwor- 
fen hat,  auf  andern  Gründen.  Die  Polizey  be- 
wacht mit  verdachlsamen  Auge  die  Fremden,  die 
ins  Land  kommen,  in  einigen  Staaten  selbst  die 
Inländer,  die  ins  Ausland  reisen.  Eine  neue  Ver- 
anlassung zu  dieser  Wachsamkeit  lag  in  den  Un- 
ruhen und  Zerwürfnissen ,  durch  welche  in  den 
neueren  Zeiten  die  V^erfassungen  mehrerer  Euro- 
päischen Staaten  erschüttert  worden  sind,  und  schon 
in  der  Verschiedenheit  der  Grundsätze,  aufweichen 
die  Verfassungen  dieser  Staaten  beruhn.  Man  trug 
nicht  ohne  Grund  Bedenken,  die  Unzufriedenen  des 
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Auslandes  bey  sich  aufzunehmen  o<3er  politischen 
Meinungen,  welche  mit  dem  Rechte  des  Landes 
unvereinbar  wären,  den  Eingang  zu  bahnen.  Zu- 
gleich aber  ist  in  Europa  das  Reisen  durch  so  viele 
Miltel  und  Anstalten  erleichtert  Avorden,  dafs  die 
wehbürgerlich -persönliche  Freyheit  der  Europäer, 
ungeachtet  jener  Einschränkungen,  dennoch  der- 
malen gröfser,  als  in  irgend  einer  früheren  Periode 
der  Geschichte,  ist.  Die  gröfsere  Sicherheit,  deren 
man  auf  Reisen  geniefst,  die  Fortschritte,  welche 
der  Strafsenbau  in  der  Tbeorle  und  in  der  Praxis 
gemacht  hat,*)  die  Erfindung  der  Dampfschiff- 
fahrt, die  Einführung  derEihvägen,  die  Handbü- 
cher für  Reisende,  verdienen  auch  in  weitbürger- 
licher Hinsicht  eine  Lobrede.  Und  zu  wie  man- 
chen neuen  Hoffnungen  berechtiget  z.  ß.  die  schon 
versuchte  Anwenduns:  der  Dampfmaschinen  auf  das 


o 


p' 


Fortkommen   zu  Lande  und  selbst  die  noch  ver- 
nachläfsigte  Kunst  des  Schwimmens  in  der  Luft? 

Die  Gesetze,  welche  der  Staat  über  die  Rechte 
der  Fremden  erläfst,  haben  kraft  der  Grund- 
sätze des  VVeltbürgerrechts  die  Ausländer  den  In- 
ländern dem  Rechte  nach  gleichzuslelien.  Gesetze 
also,  welche  z.  B.  die  Fremden  von  der  Erwerbung 
des  Eigentbumes  oder  eines  ünterpfa ndrechtes  an 
Grundstücken  ausschliefsen,  oder  welche  dieFreni- 


4)  Vorzüglicli  die  Engllscljen  Schriftsteller  (Mac  Adam) 
Terdienen  über  den  Wegbaij  zu  Ratlie  gezogen  zu  werden. 
Doch  Meister  in  dieser  Kunst  waren  nur  die  l^oiuer. 
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den  fiir  unfähig  erklären,  einen  fet«t|^^Willen  zu 
errichten  oder  eine  Erbschaft  zu  ^'\viE^ljen,  oder 
welche  Erbschaften  und  Vermächtnisfee'^r  die  ins 
Ausland  gehn ,  einem  Abzüge  unterwerfen^- oder 
welche  in  einem  Gante  den  inländisdien  Gläubigern 
ein  Vorzugsrecht  vor  den  auswärtigen  einräumen, 
verstofsen  insgesamt  gegen  die  Grundsätze  des 
Weltbürgerrechts.  Selbst  die  Gesetze  sind  mit 
diesem  Rechte  unvereinbar,  welche  den  Fremden 
die  Erwerbung  des  Staats-  oder  Gemeindebürger- 
rechts schlechthin  versagen,  wenn  auch,  unbe- 
schadet des  Weltbürgerrechts,  die  Aufnahme  der 
Fremden  in  den  Staats-  oder  .Gemeindeverband 
von  besonderen  Bedingungen  und  zwar  von  sol- 
chen Bedingungen  abhängig  gemacht  werden  kann, 
welche  für  die  Tauglichkeit  und  für  die  Würdigkeit 
zur  Aufnahme  Bürgschaft  leisten.  ^)  Weit  eher  ver- 
dienen die  Gesetze  Billigung,  welche  zum  Vor- 
theile  der  Fremden  eine  Ausnahme  von  dem  ge- 
meinen Rechte  machen,  z.  B.  die  Gesetze,  welche 
dem  Richter  gestatten.  Fremde,  die  erst  vor  Kur^ 
zem  das  Land  betreten  haben,  wenn  sie  sich  einer 
nicht  an  sich,  sondern  nur  nach  dem  positiven 
Rechte  strafbaren  Handlung  schuldig  machen ,  mit 
einer  milderen  Strafe  zu  belegen,  oder  das  Eng- 
lische Gesetz,    nach  welchem    ein  Fremder,    der 


5)  Diese  Bedingungen  beruhen  alsdann  auf  einem  allge- 
meinen Rechtsgrnnde.  Sie  sind  nicht  privilegia  odiosa  , 
sondern  jura  sin<yularia.  Dasselbe  gilt  von  den  Gcsel/.eii  , 
welche  die  Fr.^«' Jen  Schulden  halber  tu  veihaffen  gestatten. 
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einen  Rechtsstreit  mit  einem  Engländer  hat,  Ver- 
langen kann  ,  dafs  das  Schwurgericht  zur  Hälfte 
aus  Fremden  bestehe.  Ein  Volk  ehrt. sich  selbst, 
wenn  es  die  Fremden  als  G  ä  s  l  e  behandelt^  Horaz 
weifs  den  Kaukasus  nicht  schauerlicher  zu  be- 
schreiben, als  indem  er  ihn  den  urtwirlhbaren  oder 
ungastlichen  nennt.     (Inhosphahilis  Caucasus.) 

Endlich,  auch  die  Freyheit  des  Waa- 
renverkehres  und  die  Freyheit  des  gei- 
stig e  n  V  e  r  k  e  h  r  e  s  ^)  z  w  i  s  c  h  e  n  il  (Mii  I  n  -  u  D  d 
dem  Auslande  stehen  unter  dt  in  Schutze  des 
Weltbürgerrechls.  Sogar  darf  dieses  Recht  seinem 
ganzen  Umfange  nach  in  dem  Grade  mehr  und 
mehr  anerkannt  zu  werden  hoffen,  in  welchem  die 
Freyheiten,  die  Erleichterungen  und  Begünstigun- 
gen zunehmen,  welche  dem  einen  und  dem  andern 
Verkehre  zu  Theil  werden.  So  wesenllich  hängt 
der  Waaren  -  und  der  geistige  Verkehr  zwischen 
dem  In-  und  dem  Auslande  mit  andern  weltbür- 
gerlichen Einrichtungen  und  Freyheiten  zusam- 
men; so  sehr  erweitern  beyde  den  Gesichtskreis 
der  Menschen ;  so  mannigfaltig  verschllogen  sie  die 
Interessen  der  Menschen  in  ej*>^va5l|ir.  -Der  heutige 
Zustand  von  Europa  biethpts^i^fj  3fle^8<^  Erschei- 


6)  So  entsprechen  7.  B.  dem  Geiste  des  Kosniopolitisraus 
in  dieser  Beziehung:  Gelelirtenvereine,  (Akudemien  der  Wis- 
senschaften,) in  welche  sowohl  Aus- als  lri!andcr  aulgenom- 
men werden,  Zusanuneiikiinite  unter  den  Gelelirten  verschie- 
dener Lander  und  Nationen  ,  die  Freyheit,  auswärtige  Uni- 
versitäten zu  besuclien,  die  Sthutz-briefe,  welche  Schiffen,  die 
lu  einer  Entdeckungsreise  bestimmt  sind,   eitheilt  werden. 
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nungen  dar,  welche  in  der  vorliegenden  Beziehung 
zu  den  stolzesten  HofFnungen  berechtigen.  Eine 
Erscheinung  dieser  Art  ist  z.  ß.  die,  dafs  die  Idee 
eines  unter  allen  Europäischen  Völkern  bestehen- 
den literarischen  Vereines  immer  mehr  und  mehr 
ins  Leben  tritt. 


zwEYTES  hauptstück. 

Von   dem  Verhältnisse   zwischen    dem   kouuopoliUschen   und 
dem   egoistischen   Principe  der   Slaatskunst. 


Dem  kosmopolitischen  Principe  der  Staatskunst 
entgegengesetzt  ist  das  egoislische,  der  Grundsatz, 
dafs  ein  Volk,  damit  es  seine  Eigenthümlichkeiten 
desto  treuer  bewahren  könne  und  desto  eifriger  zu 
bewahren  geneigt  sey,  den  Verkehr  zwischen  dem 
In-  und  dem  Auslande  möglichst  zu  verhindern 
oder  zu  erschweren,  also  gleichsam  eine  Welt  für 
sich  zu  bilden  habe. 

So  wie  das  kosmopolitische  Princip  allein  den 
Grundsätzen  des  Rechts  entspricht,  so  stellt  ihm 
auch  in  der  Regel  der  Vortheil  des  Staates  zur  Seite. 
Wenn  anders  die  Entwickelung  der  Anlagen  des 
Menschen  von  seinem  Zusammenleben  mit  andern 
Menschen  abhängt,  von  den  Gelegenheiten,  wel- 
che der  Mensch  hat,  von  andern  zu  lernen,  von 
der  Möglichkeit,  sich  mit  Andern  zu  vergleichen, 
Von  der  Noth wendigkeit,  mit  Andern  zu  wetteifern, 
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von  derFreyhert,  diejenigen  gesellschaftlicben  Ver- 
bindungen zu  knüpfen,  welche  seinen  Neigungen 
oder  seinen  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  am  mei- 
sten entsprechen,  so  kann  ein  Volk,  (denn,  dieses 
besteht  aus  einzelnen  Menschen,)  nur  unter  der  Be- 
dingung, dafs  es  den  Grundsätzen  des  VVeltbürger- 
rechts  huldiget,  seine  Kraft  i^nd  mithin  sei-ne Macht 
vollständig  entwickeln  und  immer  liöher  steigern. 
Besonders  dem  Interesse  der  Europäischen  Völ- 
ker entsprechen  die  Grundsätze  dieses  Rechts.  Denn 
sie  sind  zugleich  Stützen  des  Europäischen  Völker- 
rechts. Und  verdanken  wohl  die  Europäischen  Völker 
das  üehergevvicht,  das  sie  über  alle  andere  Völker 
des  Erdbodens,  die  nicht  Europäischer  Abkunft 
sind,  behaupten,  der  Nationalität  ihrer  Kultur? 
Zwar  scheint  eine  Gesetzgebung,  welche  den 
Grundsätzen  des  Weltbürgerrechts  huldiget,  das 
Interesse  des  Staates  in  so  fern  zu  gefährden,  als  sie 
den  Nationalstolz,  die  Vaterlandsliebe,  die  Anhäng- 
hchkeit  an  die  heimischen  Einrichtungen  und  Ge- 
wohnheiten zu  gefährden  droht.  Jedoch,  aufser- 
ordentliche  Fälle  ausgenommen,  ist  die  Gefahr  mehr 
scheinbar,  als  Avirklich.  Man  kann  das  Land  seiner 
Väter  noch  immer  hochschätzen,  wenn  man  auch 
aufgehört  hat,  es  zu  überschätzen.  Auch  da  ge- 
deihen jene  pohtischen  Tugenden,  wo  das  Volk, 
wenn  es  sich  mit  andern  vergleicht,  neue  Ursachen 
findet,  mit  seinem  Zustande  zufrieden  zu  seyn.  Auf 
jeden  Fall  dürfte  es  zur  Beseitigung  des  vorliegen- 
den Einwaudes  genügen ,    theils  die  Bedingungen 


S66 

zu  erschweren,  unter  welchen  Fremde  das  Staats- 
bürgerrecht erwerben  können,  theils  den  verschie- 
denen Ständen  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in 
dem  Verhältnisse  mehr  oder  weniger  Einflufs  auf 
die  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  ein- 
zuräumen, in  welchem  sie  durch  ihr  Standesinter- 
esse mehr  oder  weniger  an  das  Land  gefesselt  sind. 
Die  Kapitalisten  sind  gebohrne  Weltbürger;  ihr 
Wahlspruch  ist :  Omnia  mea  mecum  porto  !  Am 
schwersten  ist  es  den  Grundeigenthümern  oder  den 
Besitzern  grofser  Gewerbsanstallen,  den  Wander- 
stab zu  ergreifen  oder  sich  sonst  den  Scliicksalen 
des  Landes  zu  entziehn. 

Aus  anderen  und  besonderen  Gründen  ist  die 
Vorschrift  des  Weltbürgerrechts,  welche  den  Han- 
delsverkehr zwischen  dem  In-  und  dem  Auslande 
frej  zu  lassen  gebiethet,  für  unvereinbar  mit  dem 
Interesse  des  Staates  erklärt  worden.  Jedoch  von 
dieser  Einwendung  an  einem  andern  Orte. 

Die  Gesetzgebung  einrs  Volkes  kann  ihrem 
ganzen  Inhalte  und  Zusammenhange  nach  in  dem 
Grade  eines  antikosmopolitischen  Geistes  seyn,  dafs 
der  Versuch,  sie  mit  den  Grundsätzen  des  VVelt- 
bürgerrechts  in  Uebereinstimmung  zu  setzen,  auf 
eine  gänzliche  Umgestaltung  des  gesamten  Rechts— 
zustandes  des  Volks  hinaushiufen  mufs,  ja  dafs  man 
von  der  Streuge  des  antikosmöpolitischen  Princlpes 
selbst  in  einzelnen  Beziehungen  nicht  abweichen 
kann  ,  ohne  die  Fortdauer  des  Ganzen  und  mit 
ihr  die  Selbstständigkeit  des  Volkes  zu  gefährden. 
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Eine  Gesetzgebung  diesei^  Art  war  die  Spartanische. 
Schon  deswegen,  well  sie  die  Banden,  welche  die 
Mitglieder  eines  uqd  desselben  Geschlechts  an  ein- 
ander fesseln,  fast  gänzlich  gelöfst,  eine  jede  Be- 
schäftigung, als  die  mit  den  Waffen  und  mit  den 
Angelegenheilen  des  Staates,  den  Spartanern  un- 
tersagt, die  Heloten,  (die  Ureinwohner  des  Lan- 
des,) einer  kaum  menschlichen  Knechtschaft  unter- 
worfen, den  Grund  und  Boden  nach  einer  unab- 
änderlichen Regel  vertheilt  und  überhaupt  nicht 
nur  die  öftentlichen  sondern  auch  die  heimlichen 
Verhältnisse  gegen  einen  jeden  Wechsel  möglichst 
gesichert  hatte.  Denn  eine  jede  Gesetzgebung, 
welche  die  Menschen  der  Menschheit  entfremdet 
oder  sie  in  einen  Kreis  einengt,  den  sie  nicht  über- 
schreiten dürfen,  ist  ihrem  Wesen,  so  wie  ihren 
Folgen  nach  eine  antikosmopolitische.  Ueberdiefs 
aber  war  den  Spartanern  nicht  verstauet,  ins  Aus- 
land zu  reisen ;  Fremde  durften  sich  nur  auf  eine 
besondere  Veranlassun«-  und  nur  für  eine  bestimmte 
Zeit  im  Lande  aufhalten;  da  nur  Münzen  von  Eisen 
in  Umlauf ,  die  Gewerbe  auf  die  unentbehrlichsten 
Bedürfnisse  beschränkt  und  für  diese  hinreichend 
waren,  so  konnte  ein  Handelsverkehr  mit  dem  Aus- 
lande um  so  weniger  statt  finden.  Diese  Verfas- 
sung mufste  in  ihren  Grundfesten  erschüttert  wer- 
den ,  so  wie  die  Spartaner  Eroberungen  machten.  ^) 


7)  Daher  vielleicht  die  Maxime,   welche  EyWürp;  einge- 
scliärft  haben  soll,  dafs  man  nicht  zu  oft  und  nicht  zu   lanjie 
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Denn  durch  Eroberungen  werden  Einzelne  gehoben 
und  bereichert ;  ein  Staat,  der  Eroberungen  macht, 
hört  eben  deswegen  auf,  ein  geschlossener  und 
verschlossener  zu  seyn.  Schon  der  glückliche  Aus- 
gang der  Kriege,  welche  Sparta  mit  den  Messeniern 
führte,  noch  mehr  aber  der  Oberbefehl  über  die 
Staaten  Griechenlands,  zu  welchem  Sparta  durch 
den  Peloponnesischen  Krieg  gelangle,  wurde  der 
Spartaliischen  Verfassung  verderblich.  Vergeblich 
wurde  der  Oligarchie,  die  sich  nun  bildete,  das 
Ephorat,  eine  Behörde,  welche  mit  V^enedigs  Staats- 
inquisitoren verglichen  werden  kann,  entgegen- 
gesetzt. Ejiitadeus,  selbst  einer  der  Ephoren,  er- 
wirkte sogar  ^in  Gesetz,  welches  einem  jeden  Spar- 
taner gestattete,  frei  über  sein  Vermögen  zu  ver- 
fügen; vielleicht  in  der  Absicht,  die  Spartanische 
Verfassung  auf  eine  zeitgemäfse  Weise  umzugestal- 
ten. Den  entgegengesetzten  Weg  schlugen  Agis 
und  Kleomenes  ein;  sie  versuchten,  die  altsparta- 
nische Verfassung  gewaltsam  wiederherzustellen. 
Doch  was  sich  nicht  erhalten  konnte,  als  es  be- 
stand, kann  nicht  wieder  ins  Leben  gerufen  wer- 
den, nachdem  es  abgestorben  ist.  ^)  Ein  anderes 
Bejspiei  einer  Verfassung,  welche,  ihrem  Wesen 


dasselbe  Volk  bekriegen  dürfe ;  obwohl  die  Griecliisclien 
Schriftsteller  dieser  Maxime  den  Grund  unterlegen,  dafs  sonst 
die  Spartaner  dem  Feinde  das  Kriegshandwerk  lernen  könnten. 
8)  Die  Beweisstellen  zu  der  über  die  Spartanische  Ver- 
fassung angeführten  Thatsachen  s»  in  Manso's  Sparta.  Lpr. 
Tir.  Bde.  1800.  ff.  8. 
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nach  antikosmopolitisch,  den  Verkehr  zwischen 
dem  In-  und  dem  Auslande  möglichst  zu  verhin- 
dern hat,  damit  sie  sich  halten  könne,  hiethet 
China  dar.  Wenn,  wie  in  China,  ein  jedes  Ver- 
hältnifs,  ein  jedes  Gewerbe,  an  eine  genau  be- 
stimmte und  unabänderlich  feste  Regel  gebunden 
ist,  wenn,  wie  in  demselben  Lande,  das  Volk  an 
dem  Bande  des  kindlichen  Gehorsams  geleitet  wer- 
den soll,  wie  könnte  man  da  das  Weltbürgerrecht 
in  irgend  einer  seiner  Beziehungen  bekräftigen, 
ohne  eine  Quelle  des  Lebens  und  der  Beweglichkeit 
zu  eröffnen,  welche  die  tode  Regelmäfsigkeit  des 
ganzen  Verfassungsgebäudes  gefährden  würde?  Je- 
doch die  in  kosmopolitischer  Hinsicht  auffallendste 
Erscheinung  ist  das  Volk  Israel.  Die  Juden,  über 
die  ganze  Erde  zerstreut,  sind  überall  in  mehr  als 
einem  Sinne  nur  Weltbürger;  und  gleichwohl  steht 
ihr  Gesetz  mehr,  als  das  Gesetz  irgend  eines  an- 
dern Volkes  der  Vorzeit  oder  der  Gegenwart,  mit 
den  Grundsätzen  des  Weltbürgerrechts  in  Wider- 
spruch. ^) 


9)  i^ Moses,  quo  sibi  in  posterum  gentem ßrmaret ,  no^ 
i>os  ritus  contrariosque  caeteris  mortalibus  indidit.  Profana 
lUic  oinnia,  quae  apud  nos  sacra;  rursum  concessa  apud 
illos  quae  nobis  incesta.a  Tacit.  histor,  V,  4»  Vgl.  über 
den  antikosmopoliüschen  Geist  der  Mosaischen  Gesetzgebung: 
J.  D.  Michaelis  Mosaisches  Recht. 
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DRITTES   HAÜPTSTCCK. 

Das    ChristentKum, 


Der  Mensch  vereiniget  in  sich  zwey  auf  den 
ersten  Blick  unvereinbare  Eigenschaften;  er  ist  ein 
geselhges  und  zugleich  ein  ungeselliges  Geschöpf. 
Es  scheint  eben  sowohl  Plan  der  Natur  zu  seyn ,  die 
Menschen  zu  einander  zu  gesellen,  als  sie  von  ein- 
ander getrennt  zu  halten.  Wenn  die  Natur  die 
Menschen  zu  Familien,  zu  Stämmen  und  Nationen 
vereiniget  hat,  so  sind  doch  alle  diese  Vereine  zu- 
gleich so  viele  Bündnisse  gegen  alle  die,  welche 
nicht  in  dem  Vereine' stehn.  Wenn  die  Natur,  in- 
dem sie  keinem  Theile  der  bewohnbaren  Erde  Alles 
schenkte  oder  Alles  vteisagte,  die  Menschen  zu  ei- 
nem friedlichen  Handelaverkehre  aufgefordert  hat, 
so  hat  sie  doch,  indem  sie  die  Theilung  der  Erde 
den  Menschen  überliefs,  diese  Aufforderung  in  eine 
^toosung  zum  Kriege  verwandelt.  Auch  das  ist 
zweifelhaft,  ob  die  Menschen  erfinderischer  gewe- 
sen sind  in  Mitteln ,  einen  friedlichen  Verkehr 
linter  einander  zu  unterhalten,  oder  in  Mitteln, 
einander  zu  bekriegeöib  i^Zum  Glück  fördert  der 
feWe^^iigl^i^h  die  wellbürgerlichen  Interessen  der 
]\fenschhi6^ß"«3ii  ndi  ^x^^vmWn^m  i/iyjo  •«•-^ 

Schok f ^^^en  dlese^  ZWiespy l^  zwischen  der 
'J-eselligen  und  der  ungeselligen  Natur  des  Menschen, 
Wegen  des  Kampfes,  zu  welchem  er  die  Menschen 
'*^l?gen3eitig  aufreizt,    würden  die  Grundsätze  des 
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Weltburgerrechts  nur  aiisnahmeweise  Eingang  fin- 
den können.  Ueberdlefs  aber  stehen  diese  Grund- 
sätze mit  der  Idee  eines  einigen  Gottes,  mit  der 
Idee  einer  allen  IVienschen  gemeinschaftlichen  hö- 
heren Bestimmung  in  einem  so  genauen  Zusammen- 
hange, oder  sie  können  doch,  um  sich  geltend  zu 
machen ,  des  Beyslandes  dieser  Ideen  so  wenig 
entbehren,  dafs  sie  kaum  anders,  als  unter  dem 
Schutze  eines  Volksglaubens,  welchem  jene  Ideen 
zum  Grunde  liegen,  ins  Leben  treten  können. 

Die  drey  Religionslehren ,  welche  dermalen 
die  meisten  Jünger  zählen,  —  die  Bramalehre,  *°) 
das  Christenthum  und  die  Lehre  Mahomeds,  — 
sind  insgesamt  monotheistisch.  Aber  nur  das 
Christenthum  ist  eine  weltbürgerliche 
Religion.  Nur  dem  Christen thume  liegt  die 
Idee  des  höchsten  Wesens  zum  Grunde,  dafs  Gott 
der  Vater  aller  Menschen  sey.  Nur  das  Christen- 
thum stellt  die  Menschen  ihren  Pflichten,  Ansprü- 
chen und  Hoffnungen  nach  einander  gleich.  Nur 
das  Christenthum  ist  weder  auf  Menschen  von  einer 
bestimmten  Abkunft,  noch  auf  einen  bestimoiteD 
Nationalcharakter,  noch  auf  eine  bestimmfe  Of|t* 

lo)  Es  ist  hier  nicht  d<'r  Lehre  der  Buddhisten  Erwäh- 
nung geschehn,  theils  weil  diese  Lehre  nur  ein  Zweig  oder 
eine  Verbesserung  der  Bramalehre  zu  seyn  scheint,  theils  weil 
sie  ihrem  Inhalte  nach  noch  weniger  bekannt  ist,  (Erst  clio 
neuerlich  übersetzten  heiligen  Bücher  der  Cingalesen  haben 
mehr  Licht  über  diese  Lehre  verbreitet.)  Jedoch  Ist  so  viel 
gewifs,  dafs  sie  denKastenunttrschied  nicht  kennt  oder  aufhob. 
In  sofern  ist  sie  allerdings  wekbürgerlicher,  als  die  Bramalehre. 
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lichkeit  berechnet.  Dagegen  mögte  es  schwer  seyn , 
zu  entscheiden,  ob  die  Bramalehre  mehr,  oder  ob 
mehr  die  Lehre  Mahomeds  mit  den  Grundsätzen 
des  Kosmopolitismus  in  Widerspruch  stehe.  (Wie 
wunderbar,  dafs  das  Christenlhum  zuerst  bey  ei- 
nem Volke  geprediget  \yurde,  dessen  Gesetze  und 
Meinungen  im  höchsten  Grade  antikosmopolitisch 
waren!) 

i^lllWenn  man  den  Europäischen  Völkern  und 
den  Völkern  Europäischer  Abkunft  das  Lob  erthei- 
len  darf,  dafs  sie  sich,  mit  andern  Völkern  ver- 
glichen, durch  Weltbiirgersinn  und  durch  die  An- 
erkennung der  Grundsätze  des  WeltbürgerreclUs 
auszeichnen,  so  verdanken  sie  diesen  Vorzug, 
wenn  auch  nicht  ausschliefslich ,  doch  zu  einem 
bedeutenden  Theile  dem  Christenthume.  Denn 
nicht  nur  ist  der  wellbürgerliche  Charakter  der 
gesamten  Europäischen  Kultur  eine  Frucht  des 
Christenthumes,  nicht  nur  stiftete  die  christliche 
Kirche  den  Verein,  welcher  unter  den  Europäi- 
schen Völkern  forldauernd  besteht,  sondern  es  hat 
dieseKirche  noch  überdiefs  auf  mehr  als  eine  Weise 
die  Sache  des  Kosmopolitisnrius  besonders  und 
unmittelbar  in  Europa  gefördert;  z.  B.  durch 
die  Wallfahrten  und  durch  die  Kreuzzüge,  zu  wel- 
chen sie  die  Gläubigen  aufforderte,  durch  den 
Schutz,  welchen  sie  den  Pilgern  angedeihen  h'efs, 
durch  die  Wohlthätigkeitsanstahen,  (die  Hospitä- 
ler,) welche  sie  für  die  Aufnahme  hülfsbedürftiger 
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Fi^Cindilnge  stiftete,  durch  die  Sicherbeit  und  die 
Aafinunterungen,  welche  sie  dem  Handel  gewahr- 
ie,  *^)  durch  Missionsanstalten. 

Dabey  that  jedoch  das  ChrL;.entbuni  den  Ei-- 
t;'enthümlichkeiten  der  verschiedenehsEuropäischen 
Nationen  keinesweges  Eintrag.  (Der  vt^hre  Kos- 
inopolitismus  mildert  und  veredelt  nur  dm  Lie- 
he, mit  welcher  der  Mensch  sein  Vaterland  und, 
seine  Nation  umfassen  soll.)  Die  Verfassung  der 
Kirche  schlofs  sich  überall  an  die  Verfassung  des 
Staates  an.  Wenn  die  Kirche  in  den  Verfassungen 
der  Staaten  Deutschen  Ursprungs  so  mnnche  Ver- 
änderungen verursachte  oder  veranlafste,  so  trat 
auch,  und  nicht  weniger,  der  entgegengesetzte  Fall 
ein.  Warum  gestaltete  sich  z.  B.  die  Hierarchie  der 
Lateinischen  Kirche  so  ganz  anders,  als  die  der 
Griechischen  Kirche?  Entwickelte  sich  das  Pabst- 
thum  aus  dem  ursprünglichen  Rechte  der  Kircbe 
oder  aus  dem  Rechtszustande  der  Völker  Deutschen 
Ursprungs  ? 

Man  kann  die  Frage  aufwerfen:  In  welchem 
Vei'hältnisse  stehen  die  Rechtsgrundsätze  der  ka- 


n)  Der  Gotlesfriedcj  welclieii  die  Pabsle,  eine  altdeul- 
sclie  Sitte  erneuernd,  vgl»  Taciti  Gcrman.  c.  4o  ,  wirkten, 
(zuerst  Calixtus  IL  im  J,  i  n  9,  vgl.  Du  Mont  T.  I.  P.  I.  p.  65.) 
kam  vorzüglich  dmi  Kautleutcn  zu  stalten. —  Kircliliche  Feste, 
der  AMafs,  (indidgentiae , )  der  an  gewissen  Orten  aa  be- 
stimmten Tagen  zu  erhalten  war,  veranlafüt«  Messen, 
D  u  1 1  e. 

Zacharia  Reg,  Lehre  IL  Bd.  i .  Jhth,  18 
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tholischen,  in  welchem  die  Rechtsgrundsätze  der 
protestantischen  Kirche  zu  dena  Interesse  des  Kos- 
mopolitismus? Jedoch  zur  Beantwortung  dieser 
Frage  werden  Untersuchungen  über  den  rechthchen 
Charakter  dieser  Kirchen  vorausgesetzt,  welche 
erst  in  den  folgenden  Büchern  dieses  Werkes  an- 
gestelk  werden  können. 
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Das 

EIN   UND   DREYSSIGSTE   BUCH 

VOM  STAATE. 

Der 
REGIERÜNGSLEHRE   ELFTES   BUCH. 

f^on  der  Forsorge  des  Staates  für  die  Fortdauer , 
für  den  Gesundheitszustand  und  für  die  Körper^ 
kraft  der  ISation,     *^' 


E  I  N  L  E  1  T  ü  N  G 

■^;fm  MK]FÖLGENDEN    ZEHN    BÜCHER. 

Indem  jetzt  die  Untersuchung  zu  dem  Herr- 
scher recblte  fortschreitet,  —  zu  dem  Rechte  der 
Staatsgewalt,  über  die  Nationalmacht  zu  gebiethen» 
die  Macht  der  Nation  in  die  Macht  der  Regierung 
zu  verwandeln,   *)  —   sieht  sie  sich  iu  eine  neue 


t)  Das  AVorl :  Nation,  bezeichnet  hier  (und  überhä'upt 
in  der  Lehre  von  dem  Herrscherrechte)  die  Einheit  der  Mit- 
glipijer  eines  Staatsvereines  in  Beziehung  auf  die  öffentliche 
Macht.  Piese  Einheit  kann  in  der  Wirklichkeit  nur  da  raög- 
li^list  vollkomraen  seyu  ,  \:^o  xlie  Mitglieder  des  Slaatsvereines 
zugleich  desselben  Slalnmes  sind.  Vgl.  IV.  Bd.  i.  Abth.  S.  12. 
—  Uebrigens  verwechsle  iiian  nicht  den  B  eg  r  I  ff  der  National- 
macht n}it  dem  der  üiFeutlicheu  Macht  oder  tler  Macht  der 
Regierung. 
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Welt  versetzt.  Da  ist  unmittelbar  nicht  von  den 
Pflichten  sondern  von  den  Rechten  des  Slaats- 
herrschers  d.  i.  von  den  Bedingungen  die  Frage, 
unter  welchen  der  Staatsherrscher  das  thun  kann, 
was  er  thun  soll.  Da  sind  also  nicht  die  Gesetze' 
des  Rechts  die  Grundlage  der  Untersuchung; 
sondern  da  hat  diese  von  den  Naturgesetzen  aus- 
zugehen, unter  welchen  die  Macht  der  Menschen 
und  die  der  Nationen  steht. 

Die  Na  tional macht,  der  Gegenstand  des 
Herrscherrechts,  ist  die  Einheit  der  Mitglieder  eines 
und  desselben  Staatsvereines,  diese  in  Beziehung 
auf  die  ihnen  zu  Gebothe  stehende  Macht  betrach- 
tet; sie  ist,  mit  andern  Worten,  die  Macht,  weiche 
den  Mitgliedern  eines  und  desselben  Staatsvereines 
sammt  oder  sonders  zu  Gebothe  steht,  diese  Macht 
als  ein  Ganzes  betrachtet.  Es  giebt  eine  National- 
macht, weil  es  ein  Herrscherrecht  giebt.  Es  giebt 
ein  Herrscherrecht,  weil  im  Staate  nur  der  Wille 
des  Herrschers  rechtskräftig  ist  und  allein  rechts- 
kräftig seyn  soll;  weil  im  Staate  dem  Herrscher  eine 
Macht  zu  Gebothe  stehen  mufs,  welcher  Keiner  der 
Unterthanen  widerstehn  kann,  wieKeiner  derünter- 
thanen  den  Gesetzen  des  Staates  den  Gehorsam  ver- 
weigern darf. 

Die  Nationalmacht  besteht  und  erwächst  zwar 
aus  der  Macht  der  einzelnen  Mitglieder  des  Staals- 
verei US.  Eben  so  hat  zwar  die  eine  Macht  und  die 
andere  dieselben  Bestandtheile.  (Es  beruht  daher  die 


Tfationalmacht  theils  auf  der  Kraft  —  der  Körper - 
der  Geistes-  und  der  Willenskraft  der  Nation  — 
theils  auf  dem  Nationalvermögen.  In  Beziehung' 
auf  den  ersteren  Bestandtheil  der  Nationalmacht 
kann  das  Herrscherrecht  die  Staatsoberherr- 
lichkeit, in  Beziehung  auf  den  letzteren  kann  es 
dasStaatsobereigenthum  genannt  werden.)  — 
Jedoch  in  Beziehung  auf  das  Herrscherrecht  ist  die 
Nation  gleich  als  ein  einziges  physischeslndividuum 
zu  betrachten,  als  ein  Individuum,  dessen  Wille 
der  Wille  des  Staatsherrschers  ist.  In  dieser  Be- 
ziehung giebt  es  kein  Sondergut,  sondern  nur 
Gemeindegut.  In  derselben  Beziehung  giebt  es 
keinen  Unterschied  zwischen/  den  verschiedenen 
Bestandtheilen  der  öffentlichen  Macht.  Sowohl  die 
Kraft  als  das  Vermögen  der  Nation  ist  schlechthin 
das  Eigenthum  des  Staatsherrschers.  Dieser  mag 
sein  Herrscherrecht  auf  die  angebohrnen  oder  auf 
die  erworbenen  Güter  aller  oder  einzelner 
Unterthanen  erstrecken. 

Da  scheint  nun  dem  Herrscherrechte  alle  Selbst- 
ständigkeit der  einzelnen  Unterthanen  zu  erliegen! 
Wenn  das  Oberhaupt  des  Staates  kraft  jenes  Rechts 
Alles,  was  den  Unterthanen  an  angebohrnen  oder 
erworbenen  Gütern  gehört,  als  sein  Eigenthum 
betrachten  darf,  was  bleibt  dann  diesen  übrig?  — • 
Jedoch ,  indem  dem  Herrscherrechte  dieser  Umfang 
gegeben  wurde,  war  nur  davon  die  Frage,  was 
das  Oberhaupt  des  Staates  thun  darf,  nicht  davon 
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was  es  thun  soll.  ^)  (Ganz  so  erstreckt  sich  auch 
das  Jlecht  des  Krieges  bis  ins  Unendliche;  datur 
jus  belli  in  infinitum.  Und  dennoch  giebt  es  ein 
Kriegsrecbt.)  Wenn  auch  das  Herrscherrecht  seinem 
Wesen  nach  keine  andern  Schranken  als  diejeni- 
gen hat,  welche  ihm  von  der  Natur  (durch  das 
Unmögliche)  gesetzt  sind,  so  ist  doch  deshalb  nicht 
die  Ausübung  dieses  Rechts  von  allen  Gesetzen 
und  Regeln  entbunden.  Vielmehr  liegt  in  dem 
Wesen  des  Herrsclxerrechts  eine  besondere  Auffor- 
derung, die  Frage,  welche  sich  bei  einem  jeden 
lloheitsrechte  darbieihet,  die  Frage:  Nach  welchen 
Gesetzen  und  Regeln  ist  das  Recht  auszuüben?  — 
in  Beziehung  auf  dieses  Recht  aufzustellen  und 
zu  beantworten.  —  Nun  aber  erhebt  sich  eine  neue 
Schwierigkeit.  Wie  ist  denn  das  Herrscherrecht 
auszuüben?  Ist  es  nicht  so  auszuüben,  dafs  es  dem 
Interesse  der  öffentlichen  Macht  am  vollkommen- 
sten entspreche?  und  kehrt  nicht,  wenn  und  da 
sich  keine  ändere  Regel  für  die  Ausübung  desHerr- 
scherrechls  aufstellen  läfst,  die  vorige  Einwendung 
in  ihrer  ganzen  Kraft  zurück?  Antwort:  JeneEin- 
fv^en du ug kehrt  nicht  zurück.  Wenn  dasHerrscher- 
recht  so  auszuüben  ist,  dafs  es  dem  Interesse  der 


2)  Es  ist  ein  eitles  Bemülien ,  den  Beg  ri  ff  des  Hefr- 
sclierrechts  zu  beschränken.  ^^  Au  citoyen,v  sagt  der  Sfaals- 
lalli  Portal  is  in  den  Moüfs  zu  dem  ii.  Tit.  d.  III.  B.  des 
Code  civil ,  ^^  appartient  la  propriete  et  au  souverain  l'em- 
pire.ii     J^erba  bella,   re  inania  ! 


öfFenlllchen  Macht  am  voIIkomriieriSlen  cuispreche, 
so  soll  kraft  dieses  Rechts  die  Freiheit  der  ein- 
zelnen ünterthanen  nur  unter  der  Bedingung  be- 
schränkt werden,  dafs  es,  und  nur  auf  die  Weise, 
wie  es  in  denx  Interesse  der  öfFentlicheu  Macht 
nothwendig  ist,  oder,  was  dasselbe  ist j  so  ist 
das  Herrscherrecht  so  auszuüben,  dafs  derprey- 
h  e i  t  der  e i n  z  e  1  n  e  n  ü  n  t  er  t h  a  n  e n  sowenig 
als  möglich  Eintrag  geschehe.  Allerdings 
läfst  dieseRegel  dem  Ermessen  der  Regierung  einen 
sehr  weiten  Spielraum;  allerdings  läfst  sie  nach 
Zeit  und  Umständen  eine  verschiedene  Deutung 
oder  Anwendung  zu.  Jedoch  nicht  bestimmter 
oder  entscheidender  kann  man  eine  Frage  beant- 
worten, rw  eiche,  wie  die  vorliegende,  in  das  Ge- 
bieth  der  Erfahrung,  (der  Staatsklugheit)  gehört. 
Vgl.  ßd.  I.  S.  142. 

Eine  andere  Einwendung  trifft  den  Grund  und 
mithin  selbst  das  Wesen  des  Herrscherrechts.  • — 
Höher  als  die  Gesetze  des  Rechts,  stehen  die  Ge- 
setze der  Sittlichkeit  oder,  Was  dasselbe  ist,  die 
Vorschriften  der  ReliglonvTE)er  Zweck  der  Staaten 
ist  daher  nur  ein  untergeordneter.  Denn  sie  sollen 
nur  ein«  rechtliche  Ordnung  stiften;  eine  Ordnung, 
deren  höherer  oder  mittelbarer  Z^veck  das  Interesse 
der  sittlichen  Frejhfjt,;i^t,  Wie  kann  also  dem 
Herrsclierrechte  die"  x4usdelinuLi:g.  jegeben  werden, 
dafs  es  sich  auch  auf  die  Ge&inn»ing  der  Menschen, 
auch  auf  das  Verhältnifs  der  Mens^chen  zu  Gott 
erstrecke?     Andererseils  aber,  da  man  Gott  mehr 
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gehorchen  soll,  als  den  Menschen,  kann  iiicht, 
wenn  der  Staat  die  Gewissen  frey  läfst,  ein  jeder 
einzelne  ünterthan  sich  für  ermächtiget  oder  für 
verpflichtet  hallen,  in  der  üeberzeugung,  dafs  er 
einen  höheren  Befehl  zu  befolgen  habe,  dem  Staats- 
herrscher den  Gehorsam  zu  verweigern?  oder  kann 
nicht  ein  anderer  Herrscher  aufstehn,  welcher, 
auf  einen  ihm  von  Gott  ertheilten  Machtbrief  sich 
berufend,  von  dem  Staatsherrscher  selbst  Gehorsam 
fordert?  ein  Priester  oder  eine  Priesterschaft?  Ist 
nicht  die  Denk-  und  Sinnesart  der  Menschen  die 
endh'che  Grundlage  einer  jeden  Herrschaft,  welche 
von  Menschen  und  über  Menschen  ausgeübt  wird? 
—  So  führt  also  jene  Einwendung  zu  der  berühm- 
ten Aufgabe:  In  welchem  Verhältnifse  stehen  Staat 
und  Kirche  zu  einander?  oder  ist  eine  Ordnung 
der  menschlichen  Gesellschaft  (gleichsam  eine  har- 
monia  praestabilita)  möglich,  weiche  für  die  Macht 
des  Staates  durch  die  Freyheit  der  Gewissen  und 
für  die  Freyheit  der  Gewissen  durch  die  Macht  des 
Staates  Bürgschaft  leiste?  sollte  auch  diese  Ordnung 
nur  ein  mehr  oder  weniger  unsicherer  VVa ffen still e- 
stand  seyn?  Alle  diese  Fragen  werden  in  der  vor- 
liegenden Lehre  von  dem  Herrscherrechte  ausführ- 
lich zu  erörtern  seyn. 

Die  Wissenschaft  sondert^  was  im  Leben  ver- 
einiget ist;  aber  das,  was  die  Wissenschaft  geson- 
dert hat,  ist  für  das  Leben  wieder  zu  einem  Ganzen 
zu  vereinigen.  Das  gilt  nahmentlich  auch  von  der 
vorliegenden  Lehre. 
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Das  Herrsclierrecbt  ist  in  dem  Obigen  als  der 
Grund  der  öffentlichen  Macht  betrachtet  worden, 
gleich  als  ob  mit  Hülfe  dieses  Rechts  bey  einem 
jeden  Volke  eine  jede  beliebige  Verfassung  darge- 
stellt werden  könnte?»  „la  der Wirklichkeit  beruht 
dagegen  das  Recht  auf  der  Macht  zum  Herrschen. 
Die  Machtverhältnisse,  welche  unter  den  Mitglie- 
dern eines  und  desselben  Staatsvereines  bestehn, 
entscheiden  über  die  Verfassung  des  Vereines.  Und 
wenn  schon  die  Staalsgesetze  unter  den  Ursachen 
begriffen  sind,  durch  welche  jene  Verhältnisse  be- 
stimmt werden,  so  gehen  doch  die  Gesetze,  welche 
auf  diesen  Zweck  berechnet  sind  oder  diese  Folge 
haben,  fast  immer  aus  einem  unabhängig  von 
ihnen  bestehenden  Zustande  der  Dinge  hervor.  Sie 
können  eher  die  Machtverhältnisse,  die  in  der  Er- 
fahrung bestehn,  bleibender  machen,  als  neue 
schaffen  ;  eine  Veränderung  in  diesen  Verhältnissen 
eher  begünstigen ,  als  selbst  hervorbringen.  Am 
sichtbarsten  tritt  dieser  Zusammenhang  z^y^ischen 
den  unter  den  Menschen  bestehenden  Verhältnissen 
der  Macht  und  zwischen  der  Verfassung  der  Staaten 
in  denjenigen  Staatsvereinen  hervor,  welche,  nur 
die  Mitglieder  eines  und  desselben  Stammes  unter 
sieb  begreifend,  nur  auf  die  dringendsten  gesell- 
schaftlichen Interessen  des  Stammes  berechnet,  die 
einfachsten  und  in  einem  gewissen  Sinne  die  natur- 
gemäfsesten  sind.  Warum  haben  z.B.  die  Stämme 
der  Indianer  in  Nordamerika  eine  so  ganz  andere 
gesellschaftliche   Verfassung,   als  die  Stämme  der 
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Beduinen  in  Arabien,   in  Syrien ,    in   Nordafrika? 
Weil  dort  die  einzelnen  Stammesgenossen,  vermöge 
ihrer   Lebensart,    einander  an    Macht    ohngefahr 
gleich  stehn,  hier  aus  demselben  Grunde  der  ent- 
gegengesetzte Fall   einlritf.'  Warum    scheint   so- 
wohl bey  jenen  als  bey  diesen  die  Verfassung  der 
Stammesvereine  seit   Jahrhunderten   ja  seit  Jahr- 
tausenden dieselbe  geblieben  zu  seyn?     Weil  die 
Beschaffenheit  des  Bodens,  auf  welchem,  und  das 
Klimay  in  welchem  die  einen  und  die  andern  leb- 
teöveilie  Veränderung  in  den  Machtverhältnissen 
verhinderte  oder  erschwerte.    Jedoch  auch  zu  den- 
jenigen Staatsverfassungen,   welche  zusammenge- 
setzter  und    künstlicher    sind,  enthält   der  Stand 
dieser  Verhältnisse  den  Schlüssel.     So  giengen  z.  B. 
die  reichs-  und  landständischen  Verfassungen  der 
Staaten  deutschen  Ursprungs  aus  der  diesen  Staaten 
eigenthümlichen  Spaltung  der  Nationalmacht  her- 
vor.    So  ist  in  mehreren  dieser  Staaten  eine  Volks- 
verfassung an  die  Stelle  der  Reichsstände  getreten, 
nachdem  unter  dem  Einflufse  der  gesteigerten  Geld- 
bedürfnisse der  Regierungen    der   dritte  Stand  an 
Umfang  und  an  (gewicht  zugenommen  hatte.  (Unter 
allen  Staatsverfassungen  sind  die  künstlichsten  die, 
welche   Werke    der  politischen    Dichtkunst   sind. 
Alle  Dichtungen  dieser  Art  gehen  von  gewissen  Vor- 
aussetzungen oder  Forderungen    aus,   welche  die 
Beschaffenheit  und  die  Vertheilunq;  der  National- 
fs jj^iifli^hb  betreffen.)     El^.eii  so  sind  die  Ki'ankheilen 
'^%M^*Wbdesarlen   der    Staatsverfassungen   aus  den 
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Veränderungen  abzuleiten,  welche  sich  mit  den 
Machtverhältnissen  unter  den  Mitgliedern  der  Nation 
begeben.  Die  Volksherrschaften  Altgtiechenlands 
hatten  nichts  so  sehr  zu  fürchten,  als  dafs  die  Bür- 
ger, der  Freyheit  d.  i.  des  Selbstregierens  nicht  zu 
ersättigend,  der  Mäfsigung  vergafsen.  Da  es  in 
diesen  Verfassungen  kaum  eine  von  der  Macht  der 
Nation  gesonderte  Macht  der  Regierung  gab,  so 
mufste  in  denselben,  wenn  sie  sich  auf  die  Dauer 
erhalten  sollten,  der  frey  willige  Gehorsam  der  Bür- 
ger dem  so  schwankenden  Ansehn  der  Obrigkeit  zu 
Hülfe  kommen.  ^)  Die  Verfassungen  der  heutigen 
Europäischen  Staaten  haben  weniger  von  dieser 
Seite,  als  von  den  Veränderungen  zu  fürchten, 
durch  welche  die  Geistes-  oder  die  Geldmacht  der 
Nation  in  neue  Verhältnisse  zu  der  Regierung  tritt.  ^) 


3)  In  den  staatswlssenscljaftfelien  Werken  der  Grieclien 
war  die  Lehre  von  den  Krankheiten  und  den  Umwandlungen 
der  Staatsverfassungen  ein  Haupttliema.  Die  Griechen  giengen 
in  dieser  Lehre  von  dem  Grundsatze  aus:  Mit  den  Sitten  der 
Nation  verändert  sich  die  Verfassung  des  Staates.  S.  Plato 
de  rep,  L..VIIL  A ris  to  t.  J^o///.  L.  V.  Polyb.  L.  VL  Vgl, 
Ideen  zur  Gesclilchte  des  Verfalls  der  Griechischen  Staaten- 
Von  Dranma  n  n.  Berl.  i8i5.  8. 

4)  »In  allen  civilisirten  Staaten  ,«  sagt  ein  neuerer  Schrift- 
steller, (der  Vf.  der  geschichtlichen  Darstellung  d^r  Nieder- 
ländischen Finanzen  seit  der  wiedererlangten  Selbstsiändig- 
keit  des  Staates  im  J.  i8i3.  Amsterd.  u.  Lp*.  1829.  8.  in  der 
Vorrede;)  j' erfordert  das  Gemeinwohl  eine  Masse  von  Dien- 
sten, welche  belohnt   werden  müssen.     Die  Fähigkeil,  diese 
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Wir  verdanken  dem  Christenthume  eine  gewisse 
Stetigkeit  der  Sitten;  auch  sind  die  Regierungen 
der  heutigen  Europäischen  Staaten  in  dem  Sinne 
selbstständiger,  dafs  die  Regierungsgeschäfte  von 
einem  eigenen  Stande  besorgt  werden.  Aber,  je 
mehr  eine  Regierung  ihre  Ansprüche  steigert,  desto 
abhängiger  wird  sie  von  denen,  an  welche  diese 
Ansprüche  gerichtet  sind.  —  So  wie  nun  nach  der 
Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen  die  Grund- 
lagen der  Herrschermacht  verschieden  sind,  so  sind 
auch  nach  derselben  Regel  die  Grundsätze  verschie- 
den, nach  welchen  das  Herrscherrecht  auszuüben 
ist.  Wenn  man  gleichwohl  für  die  Ausübung  dieses 
Rechts  al  lg  ein  ein  gültige  Grundsätze  aufzustel- 
len versucht  hat,  so  gieng  man  von  der  Voraus- 
setzung aus,  dafs  es  Verfassungen  gebe,  welche  bey 
der  Ausübung  jenes  Rechts  das  Interesse  der  Regie- 
rung mit  dem  der  Unterthanen  auf  das  vollkom- 
menste zu  vereinigen  gestatten.  In  diesem  Geiste 
wird  die  Lehre  von  dem  Herrscherrechte  auch  in 
dem  Folgenden  vorgetragen  werden,  ohne  dafs 
jedoch  der  Einflufs,  welchen  die  Verschiedenheit 
der  Verfassungen  auf  die  Grundsätze  für  die  Aus- 
übung dieses  Rechtes  hat,  unberücksichtiget  blei- 
ben wird.     Das  Allgemeingültige,    das  Ideale  ist 


Dienste  zu  belohnen,  bildet  bey  der  gegenwärtigen  Gestaltung 
der  bürgerliclien  Gesellschaft  den  Hauptnerv  der  Staaten.  >* 
Und  doch  inögte  der  Salz  grbfser  Einschränkungen  bedürfen! 
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denn  doch  das  Ziel,  nach  welchem  die  heutigen 
Europäischen  Völker  im  Leben  und  in  der  Wissen- 
schaft streben.  Dieses  Streben  ist  tief  in  die  reli- 
giösen üeberzeugungen  und  in  die  rechtlichen  An- 
sichten jener  Völker  verflochten. 

Eben  so  sind  zwar  in  der  Lehre  vom  Herrscher- 
rechte die  verschiedenen  Bestandtheile  der  National- 
macht von  einander  zu  trennen,  so  dafs  z.  ß.  von 
der  Staatsoherherrlichkeit  besonders  und  von  dem 
Staatsobereigenthume    besonders    zu  handeln    ist. 
Aber  in  der  Wirklichkeit  sind  dennoch  die  verschie- 
denen Bestandtheile  der  Nationahnacht  ein  Ganzes; 
stehen  sie  dennoch  in  dem  Verhältnisse  der  Wechsel- 
wirkung zu  einander.     So  haben  z.  B.  alle  Künste^ 
und  Wissenschaften  zugleich  einen  Geldwerth;  so 
hängt  der  Wohlstand  einer  Nation  zugleich  von  ihrem 
Charakter,  von  ihrer  Arbeitsamkeit,    ihrer  Spar- 
samkeit,  ihrem   ünternehmungsgeiste,    ab.     (Die 
Englische  und  die  Spanische  Nation  unterscheiden 
sich  eben  so  sehr  durch  ihren  Charakter  als  durch 
das  Maafs  ihres  Wohlstandes.     Die  Einführung  der 
Inquisition  in  Spanien  war  durch  den  unheimlichen 
Einflufs,  den  sie  auf  den  Nationalcharakter  hatte, 
auch  für  den  Wohlstand  der  Nation  unheilbringend.) 
Eine  Nation  mufs  reich  sejn,  wenn   bey  ihr  die 
Wissenschaften    bedeutende   Fortschritte    machen 
sollen,  d.  i.  Avenn  sie  im  Stande  seyn  soll,  Zeit  und 
Arbeit  auf  die  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  zu 
verwenden,    welches   nicht   zur  Nolhdurft  gehört. 
Die  Sittlichkeit  hat  kaum  einen  gefährlicheren  Feind, 


1^ 


als  dieArmuth.  ^)  Aber  eine  Nation,  welche  durch 
eine  Eroberung,  die  sie  geniaciit  hat,  plötxlioh  in 
üeberflufs  versetzt  wird,  veHiert  leicht  mit  ihren 
alten  Tugenden  die  alten  Grundlagen  ihrer  Ver- 
fassung. So  erlagen  die  Bergvölker,  welche  das 
altpersische  Reich  stifteten,  die  Römer,  als  sie  den 
König  Antiochus  den  Grofsen  überwältiget  hatten, 
so  erlagen  die  Saracenen  ihren  Siegen.  Wie  be- 
denklich würde  es  mit  den  Sitten  des  Adels  in  dem 
heutigen  Europa  stehn,  wenn  nicht  die  Begriffe 
von  Ehre  und  Anstand  Wache  hielten?  —  Jedoch 
wird  mit  allen  diesem  nicht  behauptet,  dafs  den 
verscViiedenen  möglichen  Bedingungen  derNational- 
^macht  zu  einer  jeden  Zeit  und  unter  einer  jeden 
Voraussetzung  dasselbe  Gewicht  in  Beziehung  auf 
die  öffentliche  Macht  zukomme.  So  scheinen  z.  B. 
die  Staatsmänner  und  die  Staatsweisen  Altgriechen- 
lands einstimmig  der  Meinung  gewesen  zu  seyn, 
dafs  unter  den  Bedincfmiffen  der  öffentlichen  Macht 
dem  Charakter  der  Nation  die  erste  Stelle  gebühre. 
Lykurg  richtete  sein  Hauptaugenmerk  auf  die  Bil- 
dung des  Charakters  der  Spartaner;  nicht  durch 
Künste  und  Wissenschaften,  nicht  durch  Reichthum, 


5)  üeber  den  EInfiufs  der  Armuth  auf  die  Zahl  derVer- 
gfliiitigen  s.  m  eine  Abli.  über  die  Statistik  der  Strafgerech- 
tigkeiispflege.  Heidelb.  1828.  8.  Report  from  the  select 
conimittee  on  criminal  commitments  and  convictions.  Loiid. 
\^2jii:^Qh_  ][,eUer^  ta  the  magistrates  of  England  on  the  in^ 
creaseiitfjcrinic.  By   IVilinot,  Lond.  1828.  8. 
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sondern  durch  Heldensinn  und  Heldenmuth  sollte 
das  Volk  grofs  und  mächtig  seyn;  Lykurg  suchte 
das  Zeitalter  der  Homerischen  Helden  zurückzu- 
rufen und  in  Sparta  zu  verewigen.  ^)  Aber  je 
mannigfaltiger  und  verwickelter  die  Verhältnisse 
unter  den  Mitgliedern  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft in  einem  gegebenen  Staate  sind,  desto  mehr 
ifen  auch  in  demselben  die  verschiedenen  möir 


rt 


gre 

liehen  Bedingungen  der  öffentlichen  Macht  in  ein- 
ander ein. 

Auch  die  Aufgaben ,  welche  die  Wissenschaft 
in  der  Lehre  von  dem  Herrscherrechte  zu  beant- 
worten hat,  sind  in  Beziehung  auf  eine  jede  dieser 
Bedingungen  —  in  Beziehung  auf  alle  die  R.echte,  * 
in  welche  sich  das  Herrsrherrecht,  nach  der  Ver- 
schiedenheit seiner  Gegenstände,  auflösen  läfst,  — 
dieselben. 

Die  erste  Aufgabe:  Die  Nationalmacht  ist  nur 
eine  gewisse  Beziehung,  in  welcher  die  Macht  der 
Menschen  betrachtet  werden  kann  und  in  welcher 
sie,  unter  der  Voraussetzung  eines  Staatsvereines, 
zu  betrachten  ist.  Es  fragt  sich  also  zuvörderst, 
theils,  wie  können  die  Anlagen  und  Kräfte,  mit 
welchen  der  Mensch  begabt  ist,  überhaupt  (und 
ohne  Zuthun  der  Regierung)  erhalten,  entwickelt 


6)  Bedeutsam  ist  die  Sage,  dafs  Lykurg  zuerst  dleHome- 
rischen  Gedichte  vollständig  nach  Griechenland  gebracht  habe. 
S.  Plutarch.  in  Ljrcurgo^  lm  Anfang. 

Zachariä  Reg.Lehre.  IL  Bd.  i.  Abtiu  -2 
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und  gesteigert  werden?  theils,  wie  können  die 
«fMenschen  überhaupt  zu  Wohlstand  und  Reichthum 
gelangen?  — -  Streng  genommen  sind  diese  Fragen 
nur  Vorfragen;  die  Beantwortung  derselben  gehört 
nicht  in  die  Staatswissenschaft.  Doch  so  wesent- 
lich ist  der  Zusammenhang,  in  welchem  jene  Fra- 
gen mit  den  der  Staatswissenschaft  eigenthümlichen 
Aufgaben  stehn,  dafs  man,  um  diese  mit  Erfolg 
lösen  zu  können,  auch  auf  jene  in  der  Lehre  von 
dem  Herrscherrechte  einzugehn  hat. 

Die  zweyte  Aufgabe:  Was  kann ,  was  soll  die 
Regierung  thun,  um  die  Nationalkraft  zu  erhalten, 
zu  entwickeln  und  zu  steigern?  um  den  National- 
wohlstand zu  befördern?  um  sowohl  die  Nalional- 
kraft  als  das  Nationalvermögen  für  die  Bedürfnisse 
des  Staates  tauglich  zu  machen?  Um  dieses  Ziel  — 
denn  es  ist  in  der  That  nur  ein  einziges  ^)  —  zu 
erreichen,  hat  die  Regierung  zwey  Wege  vor  sich. 
Entweder  kann  sie  die  Freyheit  der  einzelnen  Ünter- 
thanen  nur  denjenigen  Einschränkungen  unterwer- 
fen, welche  sich  nach  den  Grundsätzen  des  bür- 
gerlichen, des  Schutz-  und  des  Straf  rechts^  ver- 
theidigen  lassen,  und  im  übrigen  dem  Volke  selbst 


y)  Und  dennoch  übersieht  man  nur  zu  oft  die  Einheit 
aller  der  Fragen ,  welche  die  Vorsorge  des  Staates  für  die 
Nationalmacht  betreffen.  Die  Rellglonsfrejheit,  die  Prefs- 
freyheil,  die  Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe  kann 
man  mit  denselben  Gründen  vertheidigen  und  angreifen.  Die 
Gallikanische  Kirche  ist  der  Prefsfrejheit  nicht  ohne  Grund 
abhold. 


19 


die  Vorsorge  für  seine  Wohlfarth  und  für  seinen 
Wohlstand  anheimstellen,  in  der  Erwartung,  dafs 
das  Bestreben  der  einzelnen  Menschen,  ihren  Zu- 
stand zu  verbessern,  hinreichen  werde,  auch  die 
Nation,  als  ein  Ganzes,  auf  die  Stufe  der  Macht  zu 
erheben,  zu  Avelcher  die  Nation  nach  den  jeweiligen 
Umständen  und  Verhältnissen  gelangen  kann.  Oder 
es  kann  die  Regierung,  gleich  als  wäre  sie  das 
Haupt  einer  grofsen  Familie  oder  der  Vorstand  eines 
grofsen  Hauswesens,  den  ünterthanen  diejenige 
Bildung  zu  geben  und  diejenige  Handlungsweise 
vorzuschreiben  suchen,  durch  welche  sie  das  Inter- 
esse der  öffentlichen  Macht  am  besten  befördern  zu 
können  glaubt.  Nach  dem  ersten  Systeme  also  ist 
dieNalionalmacht  die  nach  Naturgesetzen  (oder 
die  kraft  der  Zweckmäfsigkeit  der  Natur)  nothwen- 
dige  Folge  von  der  freyen  Thätigkeit  der  einzel- 
nen Bürger,  nach  dem  letzteren  Systeme  aber  ist 
sie  ein  Zweck,  für  welchen  die  Regierung  die 
Thätigkeit  der  einzelnen  Bürger  zu  vereinigen  hat. 
Jedoch  stehen  diese  beyden  Systeme  nicht  in  dem 
Verhältnisse  zu  einander,  dafs  in  einem  gegebenen 
Staate  schlechthin  entweder  nur  das  eine  oder  nur 
das  andere  befolgt  werden  könnte;  ja  nur  selten 
ist  das  eine  oder  das  andere  in  derErfahrung  streng 
durchgeführt  worden.  ^)  —   Es  ist  keinem  Zweifel 


8)  ^^  Impej-aturus  es  homlnihiis ,  qui  nee  totam  servitU' 
tem  pati pössunt ,  nee  totam  lihertatem  «  —  sagt«  Calha  «u 
Piso,  als  er  diesen  zu  seinem  Nachfolger  in  der  Regierung 
ernannte.      T acit.   hist.    i\,   i6. 

2* 
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unterworfen,  dafs  nach  Rechtsgrundsätzen  das 
erstere  System  vor  dem  letzteren  den  Vorzug  ver- 
diene. Aber  auch  andere  nicht  minder  erhebliche 
Gründe  entscheiden  für  das  erstere  System.  Wenn 
in  allen  den  Thiergattungen,  welche  gezähmt  wer- 
den können,  diejenigen  Individuen,  die  in  ihrer 
natürlichen  Wildheit  beharren,  an  Kraft,  Muth 
und  Instinkt  den  Hausthieren  derselben  Gattung 
überlegen  siad,  wie  könnte  es  vortheilhaft  seyn, 
der  natürlichen  Freyheit  der  Menschen  andere 
äussere  Schranken  als  diejenigen  zu  setzen,  welche, 
damit  sie  nicht  das  Vorrecht  Einzelner,  sondern 
ein  Gemeingut  Aller  sey,  das  Recht  ihr  zu  setzen 
gebiethet  ?  Wenn  der  sittliche  Charakter  der  Men- 
schen unter  dem  Einflüsse  derselben  Ursachen, 
wie  die  natürliche  Freyheit  der  Menschen,  steht, 
fordert  es  nicht  das  Interesse  der  Sittlichkeit,  dafs 
der  Mensch  seine  Kräfte  nach  Gefallen  entwickeln 
und  gebrauchen,  seine  äussere  Verhältnisse  nach 
Gefallen  gestalten  und  verändern  könne?  Es  ist 
wahr,  der  Mensch  ist  ein  wunderlich  bildsames 
Geschöpf.  Den  schlagendsten  Beweis  davon  liefern 
diejenigen  Nationen,  welche  in  Kasten  gespalten 
sind.  Aber  je  mehr  eine  Nation  durch  Kunst  der 
Natur  entfremdet  ist,  desto  mehr  hat  sie  für  die 
Fortdauer  ihrer  Macht  zu  fürchten.  Denn  desto 
schwerer  ist  es  ihr,  sich  in  eine  Veränderung  ihrer 
Verhältnisse,  welche  denn  doch  nicht  ausbleiben 
kann,  zu  schicken  und  zu  fügen.  —  Woher  nun, 
dafs  gleichwohl   das   zweyte  System   in   so   vielen 
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Staaten  befolgt  worden  ist  und  noch  befolgt  wird? 
Erstens:  Schon  die  Spaltung  der  menschlichen 
Gesellschaft  in  mehrere  Staaten  und  Volker  kann 
die  Regierungen  verleiten  oder  nölhigen,  der 
Nationalmacht  eine  künstliche  Gestalt  und  Rich- 
tung zu  geben.  Der  Geist  der  Feindseligkeit,  wel- 
cher die  Völker  entzweyt,  hat  nur  zu  leicht  die 
Folge,  dafs  die  Regierungen  iu  den  Fehler  der 
Einseitigkeit  verfallen,  oder  dafs  sie  dem  Interesse 
der  Selbstvertheidigung  ein  jedes  andere  aufopfern 
zu  müssen  glauben.  Ist  ein  Volk  zugleich  eine 
Nation,  d.  i.  derselben  Abstammung,  so  wird  es 
für  zweckmäfsig  erachtet,  das  Volk  bey  seinen 
nationellen  EigenthümÜchkeiten  zu  erhalten  oder 
es  selbst  noch  schärfer  von  andern  Völkern  abzu- 
sondern. Macht  ein  solches  Volk  Eroberungen, 
so  mufs  es,  um  diese  zu  behaupten,  entweder 
sich  der  Kriegszucht  uaterwerfen,  oder  seine  Na- 
tionalität den  Besiegten  mitzutheilen  versuchen. 
Zweytens:  Das  System,  welches  den  ünter- 
thanen  selbst  die  Vorsorge  für  ihre  Wohlfarlh  und 
für  ihren  Wohlstand  überläfst,  ist  nicht  mit  einer 
jeden  Staatsverfassung  verträglich.  Vielmehr  ist 
es  in  allen  seinen  Beziehungen  nur  unter  dem 
Schutze  einer  Verfassung  ausführbar,  welche  (ein 
seltner  Fall!)  nichts  von  der  Selbstständigkeit  und 
Beweglichkeit  des  Volkslebens  zu  fürchten  hat. 
Und  wie  wenn  ein  Volk,  das  unter  einer  solchen 
Verfassung  lebt,  jene  Freyheit  dazu  benutzt,  sich 
einer    andern    Herrschaft,    einer    geistlichen,    zu 


i22 

unterwerfen?  ^)  Endlich  drittens:  den  Pflich- 
ten der  schützenden  Gerechtigkeit  —  den  Forde- 
rungen des  Schutz-  oder  Polizeyrechls ,  —  kann 
eine  sehr  grofse  Ausdehnung  gegeben  werden. 
Denn  ihnen  liegt  mehr  oder  weniger  eine  Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung zu  Grunde.  Da  ist  nun, 
insbesondere  in  denjenigen  Staaten  ,  in  welchen  die 
Geschäfte  ihren  Gegenständen  nach  unter  verschie- 
dene Behörden  vertheilt  sind  und  die  Beamten 
einen  eigenen  Stand  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
bilden ,  —  also  insbesondere  in  den  heutigen 
Europäischen  Staaten,  —  zu  fürchten,  dafs  die 
Regierung  in  der  Absicht  oder  unter  dem  Vor- 
wande,  die  Unterthanen  gegen  die  Gefahren  zu 
schüjzen,  welchen  nur  die  öffentliche  Macht  ge- 
wachsen sey,  eher  zu  viel  als  zu  wenig  ihue.  Denn 
wer  ein  Amt  hat,  freut  sich  der  Ausdehnung  seiner 
Amtsgewalt  und  ein  Stand  hat  seinen  Standesgeist. 
(Aus  dem,  was  hier  über  die  vorliegende  zw^eyte 
Aufgabe  gesagt  worden  ist,  ergiebt  sich  zugleich, 
dafs  der  bekannte  Streit,  ob  der  Zweck  der  Staaten 
die  gesammten  Interessen  der  Menschen  umfasse, 
oder  sich  auf  die  Bekräftigung  des  Rechtsgesetzes 
beschränke,  mehr  den  Standpunkt  als  die  Resul- 
tate der  Untersuchung  bet.reffe.  Die  Regierung 
mag,  wie  nach  der  ersteren  Ansicht,    in  dem  In- 


9)  So  ist  in  dem  Königreiche  der  Niederlande  neuerlich 
das  erste  der  obigen  Systeme  nicht  selten  in  dem  Interesse  der 
Hierarchie  der  katholischen  Kirche  benutzt  worden. 
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teresse  der  ünterthanen,  oder  sie  mag,  wie  nach 
der  letzteren  Ansicht,  in  ihrem  eigenen  Interesse 
für  das  Wohl  der  Nation  Sorge  zu  tragen  haben, 
die  Regel,  nach  welcher  dieser  Zweck  zu  verfolgen 
ist,  ist  unter  der  einen  und  unter  der  andern  Vor- 
aussetzung dieselbe,  und  eben  so  die  Vorfrage, 
wie  weit  sich  diese  Vorsorge  erstrecken  könne, 
ohne  ihrem  eigenen  Zwecke  entgegen  zu  arbeiten. 
Nur  das  ist  der  Unterschied,  dafs  man,  von  der 
ersten  Ansicht  ausgehend,  leicht  in  den  Fehler  ver- 
fallt, diese  Vorfrage  zu  übersehn) 

Endlich,  die  dritte  Aufgabe  betrifft  die  Art 
und  Weise,  wie  die  Nationalmacht  zur  Befrie- 
digung der  Staatsbedürfnisse  verwendet  werden 
kann  und  soll,  —  also  die  Gesetze  und  Regeln, 
nach  welchen  der  Staat  theils  seine  Bedürfnisse  an 
Diensten,  theils  seine  Bedürfnisse  an  Geld  und  Gut 
zu  befriedigen  hat.  Bej  dieser  Aufgabe  ist  die  Ver- 
wandtschaft unter  den  verschiedenen  Gegenstän- 
den, auf  welche  sich  das  Herrscherrecht  bezieht, 
vielleicht  am  unverkennbarsten.  Wenn  Arbeit 
Geld  und  Gut,  Geld  und  Gut  Arbeit, is!;,  so  trifft 
ein  jedes  Opfer,  welches  der  Staat  von  der  Nation 
fordert,  ebenso  wohl  die  Nationalkraft  als  das 
Nationalvermögen ,  und  so  wird  die  Freyheit  der 
einzelnen  Ünterthanen  durch  dieselben  Ursachen 
und  Verhältnisse  eben  sowohl  in  Beziehung  auf  die 
Oberherrlichkeit  als  iu  Beziehuno:  auf  das  Ober- 
eigenthum  des  Staates  begünstiget  oder  gefährdet. 
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ERSTES    HAÜPTSTÜCK. 

Von  der  Vorsorge  des  Staates  für  die  Fortdauer 
der  Nation. 


Der  Staat  kann  mit  einem  Kapitalisten  ver- 
glichen werden,  dessen  Kapitalien  auf  Leibrenten 
stehn.  Die  Kapitalien  sind  die  Menschen,  aus 
welchen  der  Staatsverein  besteht.  Diese  Kapitalien 
haben  das  Eigenthüinliche,  dafs  sie  sich  selbst 
erneuern,  —  dafs  sie,  nicht  auf  einmal,  sondern 
nur  nach  und  nach  erneuert  werden,  auch  ein 
jedes  einzelne  Kapital  nicht  sofort,  sondern  erst  nach 
einer  gewissen  Zeit  Zinsen  trägt,  —  dafs  die  ein- 
zelnen Kapitalien  nach  ihrer  Beschaffenheit  (oder 
Qualität)  einen  gröfseren  oder  geringeren  VVerth 
haben  d.  i.  sich  mehr  oder  weniger  verzinsen. 
Diese  Vergleichung  deutet  unter  anderem  die  ver- 
schiedenen Seiten  an,  von  welchen  der  vorliegende 
Gegenstand  in  Betrachtung  gezogen  w^erden  kann 
jnd  in  Betrachtung  zu  ziehn  ist. 

I.     Von  der  Veränderlichkeit  der 
Volkszahl. 

Wie  die   Fortpflanzung   der  Menschengattung 

t  nter  denselben  Gesetzen  stehe,    wie   die  anderer 

hlergaltungen,  wie  es  gewisse  durch  die  ßedin- 

ungen    des    Lebens    bestimmte  Grenzen   für   die 

Vermehrung  der  Menschengattung  gebe,   Grenzen, 

velche    die  Menschenzahl    niemals    überschreiten 
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kann,  ohne  dafs  der  üeberschufs  weichen  oder 
verkümmeren  oder  untergehn  mufs;  wie  gleich- 
wohl die  Allgewalt  des  Geschlechtstriebes,  mit 
welchem  sich  in  dem  Menschen  noch  andere  und 
edlere  Neigungen  verbinden,  die  Folge  habe,  dafs 
die  Vermehrung  der  Menschengattung  in  dem 
natürlichen  Laufe  der  Dinge  jene  Grenzen  unauf- 
hörlich überschreite;  wie  also,  so  weit  der  Erd- 
boden bewohnt  oder  bewohnbar  ist,  in  der  Regel 
eher  üebervölkerung  als  Entvölkerung  zu  befürch- 
ten sey;  — ■  ist  in  diesem  Werke  schon  an  einem 
andern  Orte  an-  und  ausgeführt  wordeu.  *^) 


lo)  S.  BJ.  I.  S.  357.  Zu  den  daselbst  a.  Sdiriften  sind 
hinzuzufügen:  Die  göttliche  Ordnung  in  den  Veränderungen 
des  menschlichen  Geschlechts.  Von  Süfsnillch.  /[ie  Aufl. 
besorgt  V.  B9  u  ra  a  n  n.  IV.  Bde.  8.  Berlin.  iy88.  Noii-velles 
idees  sur  la  population  avec  des  remarques  sur  les  iheories 
de  Malchus  et  de  Godwin.  Par  Ei'erett.  Trad.  de  l* Angl. 
par  F erry.  Par.  1828.  8.  The  Law  of  Population.  By 
M.  Th.  Sadler,  Lond.  i83o.  II.  Vol.  8.  —  So  viel  auch 
schon  für  die  vorliegende  Lehre  geschehen  ist,  so  viel  ist  doch 
noch  für  sie  zu  thun  übrig.  Man  hat  sich  besonders  vor  dem 
Fehler  nicht  genugsam  gehütet,  aus  einer  verhältnifsmäfslf^  ge- 
ringen Anzahl  von  Thatsachen  allgemeine  Regeln  abzuleiten. 
Sehr  belehrend  sind  die  neuesten  Unlersucltungen ,  welche 
man  in  Frankreich  und  in  England  über  diesen  Gegenstand 
angestellt  hat,  z.B.  die  Untersuchungen  des  Herrn  Buzareingue 
über  die  Ursachen  ,  welche  das  Geschlecht  der  Kinder  bestim- 
men; die  des  Herrn  /^«V/cr/??*^  Wböi^  die  Vertheilung  der  Ge- 
burthen  und  i?,eug»nge«  auf.  die  ;öY6Fjschiedeneu  Monate  des 
Jahres,  die  des  Herrn  iio«  Cliale>aunßuf  nhev  die  Sterblich- 
keit nach  der  Verschiedenheit  der  Stände.  Vgl.  Reime  ency- 
cloped  Jun.  Aug.  1829.  Elements  of  medical  Stalistics, 
By  Besset  Hawkin.  Lond.  1829.  8.  Edlmh.  Review.  März. 
1829.  S.  1. 
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Der  Mensch  im  Staate  ist  ein  H  a  u  s  t  h  i  e  r.  Aber 
die  Erfahrung  lehrt,  dafs  sich  die  Menschen,  auch 
wenn  sie  in  bürgerliche  Gesellschaften  vereiniget 
sind  und  wenn  anders  die  Gesetze  und  Einrich- 
tungen des  Staates  der  Zunahme  der  Bevölkerung 
nicht  künstliche  Hindernisse  in  den  Weg  l^gen,  in 
dem  Verhähnisse  vermehren,  in  welchem  sie 
ihren  Lebensunterhalt  gewinnen  können  oder  ge- 
winnen zu  können  hoffen.  *^)  —  Es  bedarf  also, 
damit  sich  di^  Zahl  der  Einwohner  eines  Landes 
erhalte  und  selbst  vermehre,  in  der  Regel  überall 
nicht  des  Zuthuns  der  Regierung.  Es  genügt, 
wenn  nur  nicht  der  Rechtszustand  des  Landes  dem 
VVachslhume  der  Bevölkerung  entgegenwirkt,  oder 
wenn  die  Regierung  die  Staatsgesefze  aufhebt, 
welche  Hemmnisse  der  Zunahme  der  Menschenzahl 
sind.  (Diese  Hemmnisse  sind  fast  immer  zugleich 
Hemmnisse  der  Zunahme  des  Nationalwohlstandes.) 
Ungeachtet  die  Französische  Revolution  dem  Lande 
so  viele  blutige  Opfer  kostete,  hatte  sie  dennoch 
ein  unerwartet  schnelles  Steigen  der  Bevölkerung 
Frankreichs  zur  Folge.  Denn,  indem  die  neuen 
Gesetze  die  Nationalgüter  dem  Verkehre  zurück- 
gaben, das  Recht  des  Grundeigenthumes  und  das 
Erbrecht  umgestalteten ,  den  Zunftzwang  aufhoben 
und  die  Klöster  sekularisirten  ,  beseitigten  sie  fast 
alle  die  Rechtsverhältnisse,   welche  bis  dahin  das 


ji)  Ein  Beweis,   dafs  der  Mensch    denn    docli  nicht  von 


Niitiir  zu  den  Kanbthiercn  gehöre. 
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Fortschreiten  der  Bevölkerung  in  Frankreich  künst- 
lich zurückgehalten  hatten.  Obwohl  in  Rufsland 
die  Volkszahl  im  Steigen  ist,  so  würde^och  dieses 
Steigen  gar  sehr  beschleuniget  werden,  wenn  es 
der  Regierung  gelänge,  den  Bauernstand  in  den 
ahrussischen  Provinzen    von    der  Leibeigenschaft 

frey  zu  machen. Wenn  auch   die  Thatsache, 

dafs  in  dem  und  dem  Staate  die  Volkszahl  stetig  im 
Wachsen  ist,  noch  nicht  einen  genügenden  Beweis 
für  den  Werth  der  Verfassung  und  Verwaltung  dieses 
Staates  liefert,  so  liegt  doch  in  der  stetigen 
Abnahme  der  Bevölkerung  eines  Landes  desto 
unwidersprechlicher  der  Beweis  des  Gegen theils. 
In  dem  Römischen  Reiche  giengen  der  Verfall  des 
Staates  und  die  Abnahme  der  Bevölkerung  Hand  in 
Hand  mit  einander.  Die  gemeinschaftliche  Quelle 
beyderUebel  war  die  sittliche  Entartung  der  Römer. 
Das  Sittenverderbnifs  offenbarte  sich  zuerst  in  Rom, 
ergriff  bald  ganz  Italien  und  verbreitete  sich  nach 
und  nach,  mit  den  Staatseinrichtungen  und  der 
Kultur  der  Römer,   auch  über  die  Provinzen.   ^^) 


i2).Sclion  Tacitus  entwirft  ein  scliaiierllclies  Rlld  vo» 
der  SIttenlosIgKeit  seines  Volkes  und  von  der  EntvÖlkerunf^ 
des  Reichs.  S.  z.  B.  Tacit.  Ann.  III,  7.5.  IV,  27.  German. 
c.  ig.  Von  anderem  Sclirot  und  Korn  waren  die  Deutschen, 
"welche  das  Weströmische  Reich  zerstörten  I  Quid  me  ,  fr'-Jgt 
C.  Sollius  Apollinaris  Sidonlus ,  (Carm.  XII,)  parare  Car- 
men jubes , 

Inter  crinigeras  säum   catervas ,  ^ 

Et    Germanica  verba  sustinentem , 

Laudantem  tetrico  subinde  vidtii  ^ 

Quod  Burgundio  cantat  esculentus , 

Infundens  acido  comam  butyro  ? 
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Die  eben  so  habsüclilige  als  willkührllche  Verwal- 
tung der  Kaiser  halte  unmittelbar  die  Folge,  dafs 
sich  das  Reich  mehr  und  mehr  entvölkerte;  denn 
es  geschah,  was  unter  ähnlichen  Umständen  so  oft 
und  nie  ohne  Nachtheil  für  die  Vermehrung  der 
Menschengattung  geschehen  ist,  dafs  die  Besitzer 
der  kleineren  Grundstücke  sich  genölhiget  sahen, 
ihre  Güter  entweder,  um  sich  dem  Drucke  der 
öffentlichen  Lasten  zu  entziehn ,  gänzlich  zu  ver- 
lassen, oder  aber,  um  sich  des  Schutzes  eines 
Mächtigeren  zu  versicheren,  als  Lehngüter  zu 
bauen.  ^^)  Zwar  schien  dem  Römischen  Reiche 
ein  neuer  Tag  anzubrechen,  als  sich  über  dasselbe 
die  göttliche  Lehre  des  Christenthumes  und  mit 
ihr  die  christliche  Kirche,  Avenn  auch  diese  zum 
Theil  menschlichen  Ursprunges  war,  verbreitete. 
Hätte  das  Reich  gerettet  werden  können,  so  düffte 


1 3)  Es  war  in  dem  Römischen  Reiche  nach  und  nach 
eine  grofse  Veränderung  mit  deta  Grundeigeuthume  vorge- 
gangen. Der  Grund  und  Boden  war  in  die  Hände  weniger 
Grundherren  gekommen;  die  Zahl  der  kleineren  Grundstücke, 
welclie  freyes  Eigenthum  waren,  war  verhältnifsmäfsig  nur 
noch  gering.  Der  Text  enthält  einen  Versuch  ,  diese  eben 
so  auffallende  als  merkwürdige  Veränderung  zu  eiklaren. 
Die  Steuerverfassung  hatte  indem  Römischen  Reiche  die  Ver- 
ihellung  des  Grundes  und  des  Bodens  und  die  Art  des  An- 
baues^ zur  Folge  gehabt,  welche  in  Frankreich  etc.  durch  die 
Leims-  und  Kricgsverfassung  herbevgeführt  wurde.  Vgl.  den 
tit.  C.  de  a^ricolis  et  censilis  et  colonis  und  eine  (mir  jedoch 
jiur  aus  seiner  Anzeige  in  öfFenlüchen  Blättern  bekannte)  Abh. 
des  Herr«  St. R.  v.  Savigny  über  dieRöjimscheii  Koionen; 
ferner  Luden 's  Gesch.  des  t.  Volks.  III ,   7o4- 
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es  seine  Reitung  d.  i.  seine  VViedergeburth  von  dem 
Siege  des  Christenthumes  erwarten.  Jedoch  so 
tief  lag  das  Üebel,  dafs  es  selbst  auf  das  Gegen- 
mittel verderblich  einwirkte.  Um  dem  Vorwurfe 
der  Altgläubigen,  dafs  das  Christenlhum  schuld 
an  dem  Verfalle  des  Reiches  sey,  zu  begegnen, 
stellten  die  christlichen  Schriftsteller  die  Lehre  auf, 
dafs  das  Reich  Christi,  die  cmtas  Dei,  nicht  von 
dieser  Welt  sey,  dafs  das  Christenthum  nicht 
irdische  Weisheit  predige,  nicht  für  zeitHche  Dinge 
begeistere,  deisto  mehr  aber  die  Tugend  der  Er- 
gebung in  die  Fügungen  Gottes  einschärfe.  ^*) 
Eben  so  beurkundet  in  unseren  Tagen  den  Verfall 
des  Türkischen  Reiches  vielleicht  nichts  so  sehr, 
als  die  stetig  zunehmende  Entvölkerung  der  (einst 
so  menschenreichen)  Provinzen  dieses  Staates,  — 
eine  Folge  von  der  kraftlosen  Willkühr  der  Regie- 
rung, von  der  Vielweiberey  verderblichem  Ein- 
flüsse, von  den  Reichthümern  der  Moscheen,  von 
der  Lehnsverfassung  ^^)  u.  s.  w.  Selbst  die  unmit- 
telbaren Umgebungen  der  Hauptstadt  sind  eine 
schauerliche  Einöde! 

Jedoch  in  der  Regel  und  nahmentlich   in  den 
Europäischen  Staaten  ist  eher  zu  fürchten,  dafs  die 


i4)  Das  der  Ursprung  der  Lehre-tfe-eimfaie  dei.  Vgl. 
über  Augustini  Uhr.  de  civitate  dei  und  ähnliche  Werke: 
Heynii   Opusc.  acad.  Vol.  YI.  (Gott.  1812.  8.)  comm.  y, 

1 5)  Vgl.  über  die  Lebnsver Fassung  des  Türkischen  Reichs  : 
Olivier's  Reise  durch  das  Türkische  Reich,  Egyplen  und 
Persieu  in  den  Jahren  1792  —  98.   Weimar.    1802.   8. 
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Bevölkerung  des  Landes  Ziel  und  Maafs  übei^ 
schreite,  als  dafs  sie  Rückschritte  mache.  Aber, 
wenn  auch  üebervölkerung  eines  Landes,  da  sie 
den  Trieb  der  Selbsterhaltung  mit  den  Gesetzen 
und  Interessen  des  Staates  verfeindet,  (vgl.  Bd.  I. 
S.  357.)  ein  nicht  geringeres  Uebel,  als  Entvölke- 
rung ist,  so  giebt  es  doch  gewisse  Uebel,  welche 
der  Staat  dulden  mufs,  wie  sie  die  Natur  geduldet 
hat,  sey  es,  weil  sie  überall  nicht  in  dem  Bereiche 
der  öifentlichen  Macht  sind,  oder  weil  das  Gegen- 
mittel das  gröfsere  Uebel  seyn  würde.  Es  giebt 
andere,  welche  von  dem  Staate  am  besten  der 
eigenen  Vorsicht  der  Unterthanen  zur  Gegenwehr 
überlassen  werden.  Das  in  Frage  stehende  Uebel 
aber  dürffe  fast  immer  zu  der  einen  oder  zu  der 
andern  dieser  Klassen  gehören.  —  So  begünstigen 
z.  B.  besonders  Manufakturen  und  Fabriken  die 
Zunahme  der  Volkszahl.  Aber  der  Absatz  ihrer 
Waaren  ist  so  vielen  Wechseltällen  ,  ist  der  Nach- 
eiferung des  Auslandes,  den  Mafsregeln  auswärtiger 
Regierungen,  den  Launen  des  Zeitgeschmacks  u.  s.  w. 
so  sehr  unterworfen ,  dafs  sie,  indem  sie  die  Be- 
völkerung steigern,  den  Staat  zugleich  allen  Ge- 
fidiren  der  Üebervölkerung  Preifs  geben.  (Was 
auch  die  Staatswirthe  dagegen  einwenden  mögen, 
>vohl  der  Nation^  deren  Wohlstand  vorzugsweise 
auf  dem  Landbaue  beruht!)  Soll  jedoch  die  Re- 
gierung deshalb  dem  Kunstfleifse  Fesseln  anlegen? 
Oder,  ein  anderes  Beysplel:  In  einem  jeden  Lande 
tritt  von  Zeit  zu  Zeit  Mifswachs  und  Mangel  ein. 
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Je  bevölkerter  oder  je  unfruchtbarer  das  Land  ist, 
desto  mehr  hat  es  die  Folgen  eines  Mifsvvachses  zu 
fürchten.  Aber  steht  es,  wenigstens  wenn  die 
Volkszahl  grofs  ist,  in  der  Macht  der  Regierung, 
diesen  Folgen  vorzubeugen  oder  abzuhelfen?  *^)  — 
Es  giebt  Mafsregeln,  welche,  ob  sie  wohl  der 
üebervölkerung  geradezu  (direkt)  vorbeugen  oder 
abhelfen  können,  dennoch  aus  dem  Grunde  mehr 
oder  weniger  verwerflich  sind,  weil  sie  der  bürger- 
lichen Freyheit  mehr  oder  weniger  Eintrag  thun. 
Daher  mögten  sich  die  Gesetze,  nach  welchen  zur 
Abschliefsung  einer  Ehe  Staatserlaubnifs  erforder- 
lich ist  und  diese  nur  den  ihren  Verhältnissen  nach 
Bemittehen  ertheilt  werden  darf,  schwerlich  ver- 
theidigen  lassen»  Und  eben  so  ist  der  Grund,  mit 
welchem  man  die  Zunftverfassung  vertheidiget  hat, 
—  dafs  sie  der  üebervölkerung  vorbeuge,  — 
wenigstens  nicht  in  einer  jeden  Beziehung  halt- 
bar.  ^^)    —   Dieser  Einwendung  sind   zwar   nicht 


46)  Kann  sie  nicKt ,  wie  man  in  Vorselilag,  gebraclit  liat, 
den  Landwirthen  die  Verbindlichkeit  auferlegen  ,  allemal  eine 
Erndie  oder  einen  gewissen  Thell  derselben  bis  zur  nächsten 
Erndte  aufzubewahren?  Aber,  läfst  sich  dieser  Vorschlag 
von  Seilen  des  Rechts  vertheldigen  ?  ist  er  ausführbar?  Und 
wie,  wenn  mehrere  Mifsjahre  auf  einander  folgen?  —  Es 
giebt  ein  einziges  Mittel,  wie  die  nachtheiligen  Folgen  des 
iMifswacbs^s  wenigstens  gemildert  werden  können.  Das  ist 
die  Freyheit  des  Getreldehandels.  •  Zu  bedauern  ist,  dafs  die 
Volksmeinung  diejenigen  ,  welcKe  diesen  Handel  treiben,  nur 
2u  oft  mit  Undank  belohnt. 

17)  Sogar  eine  Infibulation  hat  man  in  Vorschlag  ge- 
bracht!  Warum  nicht  noch  gründlichere  Mittel?  Vgl.  Wein- 
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diejenigen  Regierungsm afsregelu  ausgesetzt,  welche, 
ohne  der  Freyheit  der  Einzelnen  Eintrag  zu  ihun, 
der  Uebervölkerung  unmittelbar  entgegen  arbei- 
ten; z.  B.  es  darf  und  soll  die  Regierung  nach  Be- 
finden das  Auswandern  begünstigen  oder  der  über  • 
schüssigen  Bevölkerung  durch  den  Anbau  wüster 
Ländereyen  (in  Armenkolonien)  Beschäfligung  und 
ünterhah  verschaffen.  ^^)    Doch  sind  die  Mafsregelii 


hold  von  der  Uebervölkerunjr  in  Mitteleuropa  und  deren 
Folgen.  Halle.  1827.  8.  Ebend.  über  das  menschliche 
Elend,  welches  durch  den  Mifsbrauch  der  Zeugung  hcrbcj- 
gefiihrt  wird.      Lpz.    1828.   8. 

i8)  Das  erstere  dieser  Mittel  ist  besonders  in  Grofs- 
Lritannien  empfohlen  und  in  einem  gewissen  Grade  benutzt 
worden.  Vgl.  tlie  monthly  Magazine.  i8o8.  IT.  ioS.  — 
lieber  das  letztere  Mittel  oder  über  das  System  der  Armen- 
kolonien vgl.  Lettres  sur  le  Systeme  de  la  Cooperation  iniitU' 
eile  et  de  la  cammunaute  de  tous  les  hiens  d'apres  le  plan 
de  M.  Owen.  Par  /.  Rey.  Par.  1828.  8.  (Die  von 
0\ven  entworfenen  Gesetze  einer  solchen  Gesellschaft  findet 
man  auch  in  der  Reise  Sr.  Hoheit  des  Herzogs  Bernhard  von 
S.  Weimar  durch  Nordamerika,  iter  Thl,  Weimar.  1828.  8« 
Anh.)  j4pperca  comparatif  sur  les  colonies  libres  et  for^ 
cees  de  pauvres  etahlies  dans  les  Pajrs-  Bas.  Far  F.  comte 
Skarbek.  Par.  1828.  8.  A  Statement  of  the  Principles 
and  Objects  of  a  proposed  national  Society  for  the  Cure 
and  Prevention  of  Pauperism  by  Means  of  a  systemutic 
Colonization.  Lond.  i83o.  8.  S.  auch  Revue  encyclop. 
«829.  Maj.  S.  483.  The  quarter ly  Review.  1829.  Novbr. 
S.  359.  52  2.  —  Herr  Owen  ist  übrigens  der  Meinung,  dafs 
die  gesammte  bürgerliche  Gesellschaft  nach  dem  Systeme  der 
gemeinschaftlichen  Arbelt  und  der  Gemeinschaft  der  Güter 
d.  i.  nach  dem  Systeme  rekonstruirt  werden  müsse,  welches 
er  bis  jetzt  nur  in  besonderen  Gesellschaften  ins  Werk  zu 
setzen   gesucht  hat. 
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dieser  Alt  nicht  immer  und  nicht  überall  und  selten 
oder  nie  ohne  schwere  Opfer  oder  nach  einem 
grofsen  Mafslabe  ausführbar.  —  Andererseits  kann 
der  Staat  selbst,  durch  seine  Gesetze  und  Anstal- 
ten, das  Uebel  der  Bevölkerung  verursachen  oder 
vermehren;  z.  B.  durch  fehleihafte  Armengesetze. 
Gesetze,  welche  den  Anspruch  der  Dürftigen  auf 
Unterstützung  unbedingt  in  ein  Recht  verwandein, 
(vgl.  Bd.  III.  S.  363.)  wirken  gleich  als  eine  Auffor- 
derung zum  Heyrathen.  Und  der  Arme  bedarf  am 
■wenigsten  einer  solchen  Aufforderung.  Er  rechnet 
nicht,  weil  er  nichts  zu  herechnen  hat.  Ihm  sind 
die  Freuden  des  häuslichen  Lehens  desto  werther, 
je  weniger  er  sich  käufliche  Genüsse  verschaffen 
kann.  *)  Nicht  minder  können  die  das  Eigen- 
thums  -  und  das  Erbrecht  betreffenden  Gesetze 
zur  Uebervölkerung  führen,  z.  B.  wenn  sie  die 
Zerstückelung  der  Grundstücke  begünstigen.  ^^) 
Wenige  Länder  sind  vielleicht  so  bevölkert,  als 
China.  Eine  besondere  Aufforderung  zum  Kinder- 
zeusen ist  dort  die  Strenge  des  kindlichen  Gehor- 
sams,  die  Pflicht  der  Kinder,  das  Andenken  der 
Eltern  durch  Opfer,  die  sie  auf  deren  Gräber  dar- 
bringen, zu  ehren. 


*)  De  la  charite  dnns  ses  rapports  avee  l'etat  moral 
et  le  bien  -  etre  des  classes  inferieures  de  la  societe.  Par 
T,  Duchatel.  Par.  1829.  8. 

19)  Z.  B.  indem    sie  den  Pfliclitlhell  sehr  liotli  ansetzen, 
alle  Substitutionen  verbietLen.  Vgl.  den  Code  cii'.  Art.  896.  91  3. 
Zacliariä  Reg. Lehre.  11.  Bd.  1.  Abth.  3 
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Jedoch,  wenn  und  in  wie  fern  ein  Staat  hlos 
ein  Kunstwerk  ist,  bedarf  er,  auch  zu  seiner 
Erhaltung,  der  Kunst.  In  dem  Freystaate  Sparta 
war,  wie  Alles,  so  auch  die  Erhaltung  und  Erneue- 
rung des  herrschenden  Stammes  die  Sache  der 
Kunst.  Dieser  sollte  auf  die  Dauer  aus  30000  Mann 
bestehen.  (Ein  jeder  Spartaner  sollte  ein  Grund- 
eigenthum  besitzen;  der  Grundstücke,  die  von 
gleicher  GrÖfse  waren,  oder  der  Loose  gab 
es  30000)  Da  begünstigten  nun  die  Gesetze  einer- 
seits das  Heyrathen  und  das  Kinderzeugen;  (die 
Mädchen  tanzten  und  rangen  nackend  in  Gegen- 
wart der  Männer  und  der  Jünglinge;  die  Hage- 
stolzen waren  der  öffentlichen  Verachtung  Preifs 
gegeben;  ein  Ehemann,  der  schon  gealtert  eine 
junge  Frau  hatte,  konnte  einen  jüngeren  Mann  ein- 
laden, dafs  er  ihm  Nachkommen  schenke;  u.  s.  w.) 
andererseits  aber  verordneten  die  Gesetze,  damit 
die  Volkszahl  nicht  jenes  Maafs  überschritte,  dafs 
die  Neugebohrnen  den  Aeltesten  der  Geschlechter 
vorgezeigt  werden  sollten,  damit  diese  entschieden, 
ob  das  Kind  zu  erziehen  oder  auszusetzen  sey.  ^^) 
So  sehr  auch  dieses  Gericht  über  Leben  und  Tod 
gegen  unsere  Rechts-  und  Religionsbegriffe  ver- 
stöfst,  so  sind  doch  die  Mafsregeln,  welche  die 
Griechischen  Schriftseiler  über  die  Staatswissen- 
schaft zur  Verhinderung   der   üebervölkerung   in 


2o)    Der  letztere   Zweck   scheint    besser  als  der  erstere 
erreiclit  wordea  zu  sejn.   Vgl.  P lu  tar.  yigis  und  Cleomenes. 
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Vorschlag  bringen,  nicht  menschlicher.  ^*)  In  den 
Staaten  Deutschen  Ursprungs  hat  der  Erbadel 
überall  auf  Mittel  Bedacht  genommen,  dem  Wachs- 
thume  der  einzelnen  adlichen  Geschlechter  gewisse 
Schranken  zu  setzen.  Noch  weiter  gieng  der  geist- 
liche Adel  der  katholischen  Kirche. 

II.  Von  dem  Wechsel  der  Individuen,  aus 
welchen  eine  Nation  besteht. 

Kraft  des  Naturgesetzes,  nach  welchem  sich  die 
Menschengattung  nur  allmälig  erneuert,  stehen  die 
verschiedenen  Individuen  einer  Nation  in  einem 
sehr  verschiedenen  Verhältnisse  zu  der  Nalional- 
macht  qnd  zu  der  Macht  der  Regierung.  Die  einen 
sind  nur  Reiser  oder  Stämmchen,  (wilde  oder  ver- 
edelte,) welche  dereinst  Früchte  zu  tragen  ver- 
sprechen, die  andern  sind  tragbare  Fruchtbäume; 
hej  jenen  ist  nach  der  Verschiedenheit  ihres  Alters 
die  Hoffnung,  welche  sie  geben,  mehr  oder  weniger 
ungewifs,  näher  oder  entfernter,  bey  diesen  ist  in 
derselben  Hinsicht  die  Kraft,  durch  welche  sie 
die  Bestandtheile  der  öffentlichen  Macht  sind, 
stärker  oder  schwächer,  von  muthmafslich  längerer 
oder  kürzerer  Dauer.  * 

Man  würde  sich  daher  irren,  wenn  man,  im 
Vertrauen    auf  die  Regsamkeit  des  Geschlechts- 


2i)  S.  Plato  de  legibus  L.V.  Ar  ist.  Polit.  VII,  i^. 
(Aristoteles  giebt  den  Raili ,  procurandos  esse  aborlus,  sed 
antequam  sensus  partui  insit. 

3* 
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triebes,  hey  einem  VerJuste  an  Menschen,  den  ein 
Land  leidet  oder  zu  befürchten  hat,  nur  das  Aller 
der  Verlorengehenden  in  Anschlag  bringen  wollte. 
Indem  die  Natur  das  Kindesalter  der  gröfsten  Sterb- 
lichkeit unterwarf,  gab  sie  den  Regierungen  einen 
Wink,  dafs  sie,  gleich  ihr,  den  Werth  des  Jüng- 
lings- und  des  Mannesalters  am    höchsten  anzu- 
schlagen    hätten.      Der    Verlust,    welchen    einem 
Lande  die  Vertreibung  eines  Theiles  seiner  Bevöl- 
kerung verursacht,   ist  nicht  blos  nach  der  Za^^l 
der  Vertriebenen   zu   schätzen.      Die   Vertreibung 
der  Saracenen    und   der  Juden    aus  Spanien,    die 
Widerrufung  des  Edikts  von  Nantes  und  ähnliche 
Mafsregeln  der  Vorzeit  waren  in  so  fern,  als  sie 
die  Zahl  der  Landeseinwohner  verminderten,  am 
wenigsten  tadelnswerlh.    Dasselbe  gilt  von  Kriegen 
und  Schlachten.     Der  Marschal  von  Sachsen  irrte 
sich,  als  er  behauptete,  (wenigstens  wird  ihm  diese 
Behauptung  zugeschrieben,)    dafs  der  Verlust  ati 
Menschen,  welchen  das  Französische  Heer  in  einer 
Schlacht    erleide,     durch    die   Zahl    der    Kinder, 
welche  man  in  Paris  in  einer  einzigen  Nacht  erzeuge, 
ersetzt  vterde.     Lange  und  blutige  Kriege  können 
sogar,  indem  sie  die  längsten  und  stärksten  Männer 
wegraffen  oder  sonst  vom  Heyrathen  abhalten,  eine 
physische  Entartung  der  Nation  zur  Folge  haben. 
iEs  ist  (von  dem  Statistiker  Dupin)  bemerkt  wor- 
den, dafs  es  in  Frankreich,  zufolge  der  neuesten 
Konskriptionslisten,  dermalen  eine  unverhältnifs- 
mäfsig  grofse   Anzahl   von  jungen    Leuten   gebe, 
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welchen  das  zum  Kriegsdienste  erforderlicfie  Maafs 
fehlt.  Je  civilisirter  ein  Volk  ist,  desto  mehr  ver- 
liert es  in  den  Menschen,  welche  der  Krieg  ver- 
zehrt ;  denn  desto  gröfser  ist  das  Geldkapital, 
welches  in  den  vom  Kriege  Weggerafften  angelegt 
war  und  mit  denselben  verloren  gieng.  Civilisirte 
Völker  würden  daher  am  wenigsten  im  Stande  seyn, 
einen  Waffenkampf  lange  zu  bestehen,  wenn  sie 
nicht  zugleich  wegen  der  Geldkapitalien,  die  sich 
bey  ihnen  angehäuft  zu  haben  pflegen,  den  Ver- 
lust leichter  verschmerzen  könnten.  Es  ist  ein 
grofser  Unterschied,  ob  die  Nation,  bey  welcher 
die  gesammte  waffenfähige  Mannschaft  kriegsdienst- 
pflichtig ist,  civilisirt  ist  oder  nicht.  Das  Konskrip- 
tionssystem ,  das  jetzt  in  mehreren  Europäischen 
Staaten  eingeführt  ist,  ist  für  diese  Staaten  eine  sehr 
kostspielige  Art,  das  Heer  zu  ergänzen. 

Es  steht  In  der  Macht  des  Staates,  das  Geld- 
kapital, zu  welchem  ein  Mensch  angeschlagen 
werden  kann,  gegen  die  Gefahr,  dafs  es  durch 
den  Tod  des  Menschen  verloren  gehe,  zu  ver- 
sichern. Allein,  wenn  man  auch  das  Recht  der 
Regierung  so  weit  erstrecken  könnte  oder  wollte, 
dafs  sie  die  Ünterthanen  anhalten  dürfte,  einander 
Leib  und  Gut  zu  versichern,  so  würde  doch  das 
Gesetz,  welches  die  ünterthanen  zu  einer  allge- 
meinen und  gezwungenen  Lebensversicherungs^ 
gesellschaft  vereinigte,  schon  deswegen  verwerflich 
seyn,  weil  es  als  eine  Aufforderung  zum  Heyralhen 
und  Kinderzeugen  wirken  müfsle.     Wenn  mehrere 
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Europäische  ilegierungen  für  die  Wittwen  und 
Waisen  der  Staatsdiener  besondere  Vorsorge  getrof- 
fen haben  ,  so  hat  diese  Mafsregel  das  für  sich ,  dafs 
verheyrathele  Staatsdiener  das  gröfsere  V^ertrauen 
verdienen.  ^^) 

Wenn  sich  in  einem  Lande  die  Sterbliclikeit  aus 
irgend  einem  Grunde  vermindert,  so  besteht  der 
Hauptvorlheil,  Avelchen  sich  der  Staat  von  dieser 
Verminderung  versprechen  kann,  nicht  in  dem  nun 
zu  erwartenden  schneileren  Wachsthume  der  Be- 
völkerung, sondern  in  der  Verlängerung  der  muth- 
mafslichen  Lebensdauer  der  Einwohner.  Je  länger 
in  einem  gegebenen  Staate  das  Leben  der  einzelnen 
Menschen  dauert,  desto  mehr  können  diese  ihre 
Kräfte  und  Anlagen  entwickeln,  desto  stetiger  kann 
die  Nation,  als  ein  Ganzes,  zum  Bessern  fort- 
schreiten. Es  ist  daher  ein  sehr  erfreuliches  Zeichen 
der  Zeit,  dafs  in  Europa  oder  wenigstens  in  meh- 
reren Europäischen  Staaten  die  Sterblichkeit  gegen 
ehemals  bedeutend  abgenommen  hat.  ^^)     Wie  oft 


22)  In  melireien  deulscheii  Relcljsstiidten,  z.  B.  inNiirn- 
beig,   konuten  nur  Ehemänner  in  den  Ratli  kommen. 

23)  Von  einigen  Ländern  und  Orten  kennt  man  das 
Verhähnifs  der  Zunahme  in  Zahlen.  S.  Ecliinb,  Review, 
Vol.  XL V.  S.  482.  De  rationibus  ^  quibiis  mors  Berolini 
est  censenda.  jiuct.  J,  E.  Marsch,  Berlin.  1828'  4«  und 
das  Anm,  10.  a.  Werk.  Die  in  so  vielen  Hinsichten  (z.B.  für 
Leibrenten)  wichtige  Lehre  von  der  Berechnung  der  mulh- 
inafslichen  Lebensdauer  der  Menschen  hat  durch  diese  und 
andere  neuere  Untersuchungen  eine  ganz  neue  Gesalt  gewonnen. 
Alle  ältereBeiechnungen    dieser  Arl    sind  nicht 
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wurden  während  des  Miltelalters  die  Europaischen 
Nationen  in  der  Entwickelung  und  Gesaltung  ihres 
geistigen  Lehens  und  ihrer  hürgerlichen  Einrich- 
tungen durch  die  Seuchen  unterbrochen  und  selbst 
zurückgesetzt,  welche,  Europa  durchwandernd, 
einen  grofsen  Theil  der  Bevölkerung  wegrafften! 

Jedoch,  wie  sehr  auch  bey  einer  Nation  die 
Lebensdauer  der  Menschen  zunehme,  und  wenn 
auch  die  alhnählige  Erneuerung  der  Nation  nicht 
durch  ausserordentliche  Unfälle  und  Begebenheiten 
unterbrochen  wird,  nach  einer  Reihe  von  Jahren 
ist  die  Nation  dennoch  in  Beziehung  auf  die  Indi- 
viduen, aus  welchen  sie  vormals  bestand  und  aus 
welchen  sie  jetzt  besteht,  eine  neue  Nation.  Nun 
kann  zwar,  wie  die  Geschichle  der  Hindus,  der 
Chinesen,  der  Beduinen  und  so  mancher  anderer 
Nationen  und  Stämme  lehrt,  der  gesellschaftliche 


weiterbrauclibar.  Au  ah  die  neuesten  müssen 
von  Zeit  zu  Zeit  wieder  durchgesehen  d.  i.  mit 
den  späteren  Erfahrungen  vergliclien  weiden. 
Eine  Rechnung,  die  in  dem  einen  Lande,  zu- 
trifft, kann  dennocli,  auf  ein  anderes  Land  an- 
gewendet, irrig  seyn.  Dasselbe  gilt  sogar  von 
einzelnen  Orten.  (Die  neuesten  Tafeln  dieser  Art.  sind 
die,  welcbe  die  Britische  Regierung  bekannt  g.  macht  hat.)  — 
Es  wäre  zu  wünschen,  dafs  man  genügende  Data  hätte,  um 
diese  Bereelinungen  auf  frühere  Zeiten  etc.  ausdehnen  zu 
können.  Wie  die  R.ömer  die  muthmafsliche  Lebensdauer  der 
Menschen  berechneten,  ersieht  man  aus  der  1.  68.  D.  ad  l. 
Flacidiam.  Entweder  waren  die  -Römer  mit  den  Regeln, 
nach  welchen  solche  Berechnnngen  zu  machen  sind,  nur 
wenig  bekannt,  oder  es  ^Yar  bey  ihnen  die  Dauer  des  mensch- 
lichen Lebens  weil  kürzer,  als  bey  uns. 
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und  der  bürgerliche  Zustand  einer  Nation,  unge- 
achtet jener  Wiedergeburth,  Jahrhunderte  ja  Jahr- 
tausende lang  ohngefäbr  derselbe  bleiben.  Die 
Erziehung,  der  Volksglaube,  der  Nationalcharak- 
ter, (eine  Kraft,  welche,  wie  die  Lebeoskraft, 
mehr  in  ihren  Folgen,  als  ihrem  Wesen  nach 
erkennbar  ist,)  der  Drang  äusserer  Verhältnisse 
können  einzeln  oder  zusammen  auch  das  scheinbar 
Unmögliche  möglich  machen.  In  der  Regel  aber, 
oder  wenigstens  bey  den  Nationen  Deutschen 
Ursprungs,  vererbt  sich  die  Denk-  und  Sinnesart 
des  alternden  Geschlechts  auf  das  heranwachsende 
nie  unverändert.  Ja,  wenn  durch  eine  ausser- 
ordentliche Begebenheit,  durch  eine  Revolution, 
durch  die  Verbreitung  eines  neuen  Glaubens,  durch 
einen  Krieg,  der  Zustand  einer  Nation  wesentlich 
verändert  wird,  so  wird  in  der  Jugend  sogar 
ein  ganz  neues  Geschlecht  heranwachsen,  während 
das  Aller  mehr  oder  weniger  dem  Alten  zugethan 
bleibt.  —  Es  hat  also  die  Regierung,  wenn  sie 
anders  ihrer  Pflicht,  den  Staat  vor  inneren  Erschüt- 
terungen zu  bewahren.  Genüge  leisten  will,  die 
Veränderungen  zu  beobachten  und  zu  beachten, 
welche  sich  mit  den  Ansichten  und  den  Ansprüchen 
der  Nation  in  der  Regel  schon  deswegen  begeben 
müssen,  weil  mit  der  Zeit  ein  neues  Geschlecht  an 
die  Stelle  des  vormaligen  tritt.  Sie  hat  auf  diese 
Veränderungen  um  so  sorgfähiger  ihre  Aufmerk- 
samkeit zu  richten,  je  leichter  das,  was  sich  nur 
allmälig  mid  nur  stufenweise  anders  gestaltet,  dem 
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Blicke  des  Beobachters  entgeht,  und  um  so  mehr, 
je  schwerer  es  den  Regierungen,*  (wie  den  einzelnen 
Menschen,)  wird,  sich  zu  überzeugen,  dafs  sie 
gealtert  haben ,  dafs  sich  der  Verlust  der  Jugend- 
kraft nicht  länger  durch  Kunst  verschleyern  lasse. 
Doch  vergeblich  wurde  das  Pabsthum ,  vergeblich 
wurde  in  Frankreich  dasKönigthum  von  der  Stimme 
der  Zeit  gewarnt!  —  Andererseits  gedeiht  eine  neue 
Verfassung,  welche  in  einem  Staate  eingeführt 
worden  ist,  ^rst  dann  freudiger,  wenn  ein  neues 
Geschlecht,  das  Geschlecht,  das  in  der  neuen  Welt 
erzogen  worden  ist,  heranwächst.  Schon  unter 
den  Stuarts  hatte  Grofsbritannien  die  Gesetze, 
welche  bis  auf  diesen  Tag  als  die  Grundlagen  der 
Britischen  Verfassung  betrachtet  werden.  Aber 
nur  nach  und  nach,  nur  langsam,  wurde,  indem 
sich  der  Geist  der  Nation  mit  dem  Geiste  der  Ver- 
fassung verschmolz,  der  todte  Buchstabe  ein  leben- 
diges Wort.  ^^) 

Der  Wechsel  der  Individuen,  aus  welchen  eine 
Nation  besteht,  hat  nach  der  Verschiedenheit  der 


24)  Wie  Blakstone  und  Hallam  (the  constitutional 
history  of  England  Vol.  III.  p.  343.  j  bemerkt  haben.  Frankreich 
darf  hoflTen  ,  dafs  seine  neue  Verfassung  von  Jahr  zu  Jahr  mehr 
Festigkeit  gewinnen  werde,  da  das  neue  Geschlecht  von  Jahr 
'ZU  Jahr  zu  einem  gröfseren  Einflüsse  auf  die  öffentlichen  An- 
gelegenheiten gelangt.  (Der  oben  genannte  Dupin  hat  das 
durch  Berechnungen  anschaulich  gemacht.)  Es  würde  daher 
zur  Befestigung  dieser  Verfassung  bejtragen,  wenn  man  das 
Alter,  welches  zur  Wähluarkeit  für  die  zweyte  Kammer  erfor- 
dert wird,   von  4o  Jahren  auf  3o  Jahre  herabsetzte. 
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Verfassungen  bald  ihre  besonderen  Vortheile,  bald 
ihre  besonderen  Nachtheile,  In  der  Einherrschaft, 
verjüngt  sich  von  Zeit  zu  Zeit  die  Regierung  und 
das  Volk,  weil  das  Oberhaupt  des  Staates  von  Zeit 
zu  Zeit  wechselt.  Wünsche,  welche  der  dermalige 
Fürst  unerfüllt  läfst,  verwandeln  sich  in  Erwar- 
tungen ,  die  man  von  dem  Regierungsnachfolger 
hegt,  und  dann,  wenn  der  Fall  der  Regierungs- 
nachfolge eintritt,  in  Ansprüche.  Der  neue  Fürst, 
des  Herrschens  noch  nicht  müde,  zuweilen  noch 
ein  Jüngling,  vielleicht  auch  gegen  seinen  Regie- 
rungsvorfahrer unfreundlicher  gestimmt,  schafft 
und  neuert,  bis  dafs  dieselben  Hoffnungen,  die  ihn 
einst  umgaben,  seinen  Regierungsnachfolger  auf- 
suchen. ^^)  Die  Neuerungsscheu  der  Adelsherr- 
schaft hat  nichts  so  sehr  zu  fürchten,  als  den 
Wechsel  der  Individuen,  aus  welchen  die  herr- 
schende Körperschaft  besteht.  Wie  dieser  Gefahr 
vorzubeugen  sey,  lehrt  am  besten  die  Verfassung 
und  die  Geschichte  des  Freystaates  von  Venedig, 
dieses  Ideales  einer  Aristokratie. 

III.    Von  der  gedeihlichen  Erneuerung 
der  Bevölkerung. 
Nur  dann  darf  eine  Nation    hoffen,    dafs   der 
Nachwuchs,    durch    welchen     sie    ergänzt    wird. 


2  5)  Jedoch  gilt  alles  dieses  vorzugsweise  von  der  unbe- 
scliränklen  Einherrscliaft.  —  Wie  lange  dauert  in  den  Euro- 
päischen Monarch ieen,  nach  einer  Durchschnittsrechnung,  die 
Rcgierungszcit  eines  Fürsten? 
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gedeihen  werde,  wenn  die  Kinder  an  Körper  und 
Geist  gesund  und  unter  Verhältnissen  zur  Welt 
kommen ,  welche  ihnen  die  Pflege  und  die  Erzie- 
hung verbürgen,  deren  sie,  um  taugliche  und 
nützliche  Mitglieder  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
zu  werden ,  bedürfen. 

Zu  dem  Gedeihen  des  Nachwuchses  trägt  daher 
alles  das  bey,  was  auf  den  Gesundheitszustand, 
auf  die  geistige  und  sittliche  Bildung  oder  auf  den 
Wohlstand  der  Nation  überhaupt  einen  wohlthäti- 
gen  Einflufs  hat,  alles  das,  was  die  Regierung  für 
das  eine  oder  das  andere  dieser  Nationalinteressea 
thut.  üeberdiefs  aber  giebt  es  eine  eigenthümliche 
Bürgschaft  für  die  gedeihliche  Erneuerung  der 
Bevölkerung.  Diese  ist,  dafs  die  Kinder  in  der 
Ehe  erzeugt  werden. 

Nur  ehelicheKinder  sind  ein  gedeih- 
licher Nachwuchs.  Der  Beweis  liegt  schon 
in  der  unverhältnifsmäfsig  grofsen  Sterblichkeit, 
welche  unter  den  unehelichen  Kindern  herrscht. 
Und  was  vermögte  ihnen-  das  Bey spiel  ehelicher  und 
elterlicher  Liebe  zu  ersetzen,  dessen  sie  fast  ohne 
Ausnahme  entbehren?  Alle  die  Gesete  und  Mafs- 
regeln,  welche  die  Folge  haben ,  dafs  sie  die  Zahl 
der  uTiehelichen  Kinder  vermehren  ,  können,  wenn 
überhaupt,  nur  durch  einen  Nothstand  d.  i.  nur 
mit  dem  Grunde  vertheidiget  werden,  dafs  sie 
einem  noch  gröfseren  üebel  vorbeugen.  —  Auch 
in  dieser  Hinsicht  sind  die  Gesetze  verwerflich, 
welche  nur  denen    das  Heyrathen   gestalten,  -Üie 
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nachweisen  können  ^  dafs  sie  die  Mittel  zur  Bestrei- 
tung der  Ausgaben  eines  Hauswesens  besitzen. 
Natur ajn  furca  expellas ,  tarnen  usque  recurret. 
Das  Gesetz,  welches  den  nnehellchen  Kindern  die 
Valerschaftsklage  versagt,  ^^)  scheint  allerdings 
mehr  als  hart  zu  seyn.  Aber  die  Frage  kann  so 
gestellt  werden  :  Sollen  die  Gesetze  den  Angriff  auf 
die  weibliche  Tugend  zu  schwächen  oder  sollen  sie 
die  Vertheidigung  derselben  zu  verstärken  suchen? 
Wenn  die  Bemerkung  gegründet  ist,  die  man  (in 
Frankreich)  gemacht  hat,  dafs  unter  den  Kindern, 
welche  ausser  der  Ehe  erzeugt  werden,  die  Zahl 
der  Mädchen  weit  überwiegender  ist,  als  unter  den 
ehelichen  Kindern,  so  spricht  das  für  die  Wahl 
des  letzteren  Ausweges.  Findelhäuser  sind  unter 
einer  jeden  Voraussetzung  ein  Uebel,  höchstens 
in  sehr  grofsen  Städten  ein  nothwendiges. 

Auch  die  Ehegesetze,  namentlich  die- 
jenigen, durch  welche  die  Ehehindernisse  be- 
stimmt werden ,  können  für  die  gedeihliche 
B  e  s  c  h  a  f  f  e  n  h  e  i  t  der  Nachkommenschaft 
gewisse  Bürgschaften  enthalten.  —  Wenn 
auch  frühe  Ehen  für  die  Gesundheit  der  Eheleute 
und  der  Nachkommenschaft  ohne  nachtheilige 
Folgen  seyn  sollten,  (wofür  dieNachrichten,  welche 
man  in  Reisebeschreibungen  von  den  frühen  Ehen 
der  Wilden  findet,  zu  sprechen  scheinen,)  so  können 


26)   Code  cwil  des  Fra/igais.  Art.   34 1.     Vgl.  Bd,  IJI. 
3^   j  _g_  oTia^L  ntjJEtit 
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doch  die  Gesetze,  welche  die  Ehemündigkeit  über 
das  Alter  der  Mannbarkeit  hinausrücken,  in  dem 
sittjichen  Interesse  ßer  Kinder,  wenigstens  was  • 
civilisirte  Völker  betrifft,  recht  wohl  vertheidiget 
werden.  Wenn  auch  ein  Gesetz:,  welches  das  Hey- 
ratben nur  bis  zu  einem  gewissen  Alter  gestattete, 
keinesweges  zu  billigen  seyn  würde,  ^^)  so  läfst 
sich  doch  sehr  viel  für  die  Gesetze  sagen,  welche 
mit  der  Abschliefsung  einer  zweyten  Ehe  in  dem 
Falle,  dafs  Kinder  aus  der  ersten  Ehe  am  Leben 
sind,  gewisse  Rechtsnachlheile  verbinden.  Aehn- 
liche  Bemerkungen  lassen  sich  über  die  kanoni- 
schen Ebebindernisse  der  Verwandtschaft,  des 
Ehebruchs,  des  Gattenmordes,  der  GlaubensyeriT 
schiedenheit  machen.  Alle  diese  Ehehindernisse 
kann  man  auch  mit  dem  Interesse  der  Nach- 
kommenschaft in  Verbindung  setzen.  Das  Ehe- 
hindernifs  der  Verwandtschaft  beruht  sogar  allein 
oder  vorzugsweise  auf  diesem  Grunde.  Von  Ehen 
unter  nahen  Verwandten  kann  man  kraft  eines 
Naturgesetzes,  das  allgemein  zu  seyn  scheint,  nicht 
die  stattlichsten  Früchte  erwarten.  Wie  tief  sank 
das  Königsgeschlecht  der  Ptolemäer,  das  Ge- 
schlecht, in  welchem  der  Bruder  die  Schwester 
heyrathele!  —  Vielleicht  sollte  das  Gesetz  alle  die 
vor  der  Abschliefsung   einer  Ehe  warnen ,    deren 


27)  Nach  Plafo(de  legibus  L.  VI.)  gelit  das  zum  Kincler- 
zeugen  tauglichste  Alter  des  Mannes  vom  25sten  bis  zum 
35sl^n  Jalire. 
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Eltern  und  Vorelfern  mit  einer  Geisteskrankheit 
behaftet  waren. 

In  einer  Beziehung  scheint  die  gedeihliche 
Erneuerung  der  Bevölkerung  schlechthin  das  Werk 
der  geheimnifsvoU  waltenden  Natur  zu  seyn ,, 
nämlich  in  sofern,  als  ohngefähr  so  viel  Knaben 
als  Mädchen  gebohren  werden.  Jedoch  darf  man, 
was  diesen  Gegenstand  also  z.B.  die  Fragen  betrifft, 
ob  das  Alter,  in  welchem  Eheleute  für  sich  und  im 
Verhältnifs  zu  einander  stebn  ,  —  ob  die  Lebens- 
art (der  Beruf)  der  Eltern  —  ob  die  Jahreszeit,  in 
welche  die  Zeugung  fällt,  auf  das  Geschlecht 
der  Kinder  Einflufs  habe,  die  Untersuchung  noch 
keinesweges  für  geschlossen  halten.  ^^) 


ZVVEYTES    HAÜPTSTÜCK. 

F^on  der  Vorsorge  des  Staates  für  den  Gesund^ 

heitszustand  der  JSation. 


In  dem  Kindesalter  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft sind  es  Zauberer  oder  Priester,  bey  welchen 
man  in  Krankheiten ,  wenn  diese  nicht  den  zufällig 


28)  Man  will  in  Frankreich  bemerkt  haben  ,  dafs  in  den 
Departements,  deren  Bevölkerung  sich  vorzugsweise  vom 
Ackerbaue  nährt ,  das  Verliällnifs  zwischen  den  Knaben  und 
Mädchen,  welche  gebohren  werden,  mehr  zu  Gunsten  der 
ersteren  stehe,  als  in  den  Departements  ,  in  welchen  die  Mehr- 
zahl der  Einwohner  in  den  Fabriken  arbeitet.      S.  Anm.  i  o. 
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entdeckten  Heilmitteln  weichen,  Hülfe  und  Rettung 
sucht,  sey  es,  weil  das  Bangen  vor  dem  Tode  oder 
weil  das  Unerforschliche  desüebels  zu  dem  Glauben 
an  das  Walten  unsichtbarer  Mächte  führt.  Dieses 
Vertrauen  zu  der  Heilkraft  der  Worte  und  Gebothe 
der  Priester  war  wohl  nicht  selten  der  Keim,  aus 
welchem  sich  eine,  die  gesammten  Angelegenheiten 
des  Stammes  oder  der  Nation,  die  geistlichen  und 
die  weltlichen,  umfassende  Priesterherrschaft  ent- 
wickelte, eine  Herrschaft,  welche  dann  der  gesell- 
schaftlichen Grundlagen  ihrer  Macht,  der  Gesund- 
heitspflege, fortdauernd  eingedenk  seyn  mufste. 
Daher  die  vielen  ärztlichen  Vorschriften,  welche 
man  in  einer  jeden  Gesetzgebung,  die  von  Priestern 
ausgieng,  z.  ß.  über  reine  und  unreine  Thiere, 
findet.  ^^)  Aber  auch  da,  wo  die  Priester  nicht 
zur  Alleinherrschaft  zu  gelangen  vermochten,  über- 
liefs  ihnen' der  Staat  oft  noch  lange,  und  obwohl 
schon  in  das  Jugendalter  vorgerückt,  die  Vorsorge 
für  den  Gesundheitszustand  der  Nation.  So  wie 
die  Hierarchie  der  Lateinischen  Kirche  während 
des  Mittelalters  überhaupt  so  manche  Ansprüche 
befriedigte,  welche  man  jetzt  an  die  Regierung 
(an  die  Polizey)  macht  und  welche  damals  von  den 
Regierungen  unberücksichtiget  blieben,  so  unter- 


29)  Z.B.  in  der  altägyptisclien ,  in  der  Mosaischen.  In 
den  heiligen  Büchern  der  Aegvptier  war  das  Heilverfahren  für 
die  verschiedenen  Krankheiten  genau  vorgeschrieben.  Diod. 
Siculus  L.   j. 
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^"  zog  sie  sich   auch   fast  ansschh'efsh'ch    der   Vor- 
sorge für  den  Gesundheitszustand  der  Europäischen 
Menschheit.  Nicht  nur  stiftete  sie  und ,  unter  ihrem 
Einflüsse,  die  christh'che  Mildthätigkeit  Kranken- 
häuser.    Sondern  es  waren  auch  unter  den  Reh- 
gionsgebräuchen,  die  sie  vorschrieb  oder  empfahl, 
nicht    wenige,     welche    als    diätetische    oder    als 
psychologische  Heilmittel  wirkten,  wie  z.  B.  die  ge- 
setzlichen Fasten,  die  Wallfahrten,  die  Exorcismen. 
Die  Gesundheitspflege  kann    kaurp  anders  als 
unter  der   Voraussetzung  zu   einer  Angelegenheit 
des  Staates  werden,  dafs  die  Heilkunde  schon  be- 
deutende Fortschritte   bey  einer  Nation   gemacht 
hat  und,  (der  Grund  und  die  Folge    dieser  Fort- 
schritte,) der  Beruf  eines  besonderen  Standes  ge- 
worden ist.     Alsdann  aber  müfs  sie  fast   unaus-- 
bleiblich    einen    neuen    Zweig     der    Regierungs- 
geschäfte bilden;    schon  deswegen,  weil  ein  jeder 
Stand  der  bürgerlichen   Gesellschaft  das  Interesse 
seines  Berufs  d.  i.  sein  persönliches  zu  einem  An- 
hegen  des  Staates  und,  wenn  er  irgend  einen  Ein— 
flufs  hat,  selten  ohne  Erfolg  zu  machen  sucht.     Es 
ist  sogar  zu  befürchten,  dafs,  wenn  und  da  nun 
Aerzte   als   Gesundheitsbeamte    angestellt    werden, 
die  Vorsorge  des  Staates  für  den  Gesundheitszustand 
der  Nation  eine  unnöthige  und  mithin  ungebühr- 
liche Ausdehnung  erhalte«     (Ohnehin  braucht  man 
nur    ein    neues   Amt   zu    machen;    die    Geschäfte 
kommen  nach.)    Aber,  wenn  auch  die  Männer  vom 
Fache  über  die  Fragen  zu  entscheiden  haben:  Was 
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kann  der  Staat  für  die  Gesundheitspflege  thun? 
Welches  sind  die  zvveckmäfsigsten  Mittel,  den  Ge- 
sundheitszustand der  Nation  zu  erhalten  und  zu 
verhessern?  so  gehört  doch  die  Frage:  Soll  d\e 
Regierung  einschreiten?  die  Vorfrage,  lediglich 
und  allein  für  die  Regierung  selbst.   ^^) 

Zur  Beantwortung  dieser  Vorfrage  kann  man 
gewisse  vergleichungsweise  allgemeine  Regeln  auf- 
stellen ,  wenn  auch  nicht  eine  jede  dieser  Regeln 
ein  gleich  sicherer  Mafsstab  für  die  ßeurtheilung 
der  einzelnen  unter  ihr  enthaltenen   Fälle   ist  und 

seyn  kann. Die  Regierung  kann   und  soll  also 

einschreiten : 

Erstens:  Wenn  und  in  wie  fern  der  Eigen- 
thümer  einer  Sache  von  der  Freyheit  seines  Eigen* 
thumsrechtes  einen  Gebrauch  machen  könnte, 
welcher  das  Leben  oder  die  Gesundheit  Anderer 
fi'efährden  würde.  Daher  kann  die  Obriokcit 
z.  B.  fordern,  dafs  bey  der  Aufführung  neuer  Ge- 
bäude auf  die  Festigkeit  des  Baues  gehörig  Bedacht 
genommen  werde.  Daher  kann  sie  befehlen,  bau- 
fällige Häuser  niederzureifsen  oder  auszubessern*. 
Daher  kann  sie  verbiethen,  innerhalb  einer  Stadt 


3o)  Aus  der  Medicina  forensis  entwickelte  sieli  in 
Deutschland  die  Staatsarzneywissenscliaft  oder  A\(:^  Staatsheü- 
künde,  aus  einem  Theile  das  Ganze.  Die  Schriftsteller  über 
diese  Wissenschaft  sind  in  den  Forderungen,  die  sie  an  den 
Staat  machen,  nichts  weniger  als  bescheiden.  Vgl.  Staais- 
>vissenschaftliche  Untersuchungen  und  Erfahrungen  über  das 
Medicinalwesen.  Von  Stall,  ^ürich.  IH.  Tbl.  iSia,  .j8i3.  8. 

Zachariä  Reg.Lehre.  IL  Bd.  2.Jbi!i.  4 
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GeTTCrbsanstahen  anzulegen,  welche  unlieilsame 
Dünste  verbreiten.  Daher  hat  sie  über  die  Wahl 
und  über  die  BeschafFenheit  der  ßegräbHifsslätlen 
Aufsicht  zu  führen. 

Zweytens:  Wenn  und  in  wiefern  eine  gewisse 
Gefahr,  mit  welcher  das  Leben  oder  die  Gesund- 
heit der  Menschen  von  der  Natur  bedroht  ist,  nur 
durch  gemeinschaftliche  Anstalten  oder  nur  durch 
eine  planmäfsige  Handlungsweise  Aller  beseitiget 
werden  kann.  Daher  darf  und  soll  die  Regierung 
E.  B.  gegen  ansteckende  Krankheiten ,  gegen  die 
Pest,  gegen  das  gelbe  Fieber,  gegen  die  Blattern, 
zweckdienliche  Mafsregeln  ergreifen.  ^^)  Daher 
können  den  Einwohnern  eines  Orts,  der  unge- 
sundes Trinkwasser  hat,  die  Kosten  aufgebürdet 
werden,  welche  erforderlich  sind,  um  gesünderes 
Wasser  in  den  Ort  zu  leiten.  Auch  die  Anstalten 
gegen  Feuers  -  und  Wassersgefahr  lassen  sich, 
wenn  auch  nur  beziehungsweise,  durch  die  auf- 
gestellte Regel  rechtfertigen. 

Drittens:  Wenn  und  in  w^ie  fern  der  Staat 
einem  gewissen  Vergehn,  mit  welchem  das  Leben 
oder  die  Gesundheit  der  Menschen  bewandten  Um- 
ständen nach  besonders  bedroht  ist,  vorbeugen 
kann.     Daher  ist  z.  B.  der  Handel  mit  Giften  billig 


3i)    Jedocli    ist   die  Vorfrapre  die,    ob  eine  Krankheit, 
a.  B.  das  gelbe  Fieber,  epidemisch   oder  nur  endemisch  sej, 
•~  Mit  Recht  werden  in  mehreren  Staaten  die  Blattern  einer 
/  aasteckenden  Krankheit  gleichgestellt. 


51 


einer  gewissen  Aursicht  zu  unterwerfen.  Dasselbe 
gilt  von  dem  Handel  mit  solchen  Lebensmitteln^ 
welche  leicht  auf  eine  der  Gesundheit  nachtheilige 
Weise  verfälscht  werden  können«  Selbst  das 
Tragen  gewisser  Waffen  kann  nach  Zeit  und  Um- 
ständen mit  Recht  untersagt  werden.  Doch  ist  bey 
der  Anwendung  der  vorliegenden  Regel  eben  so 
sehr  die  gröfsere  oder  geringere  Dringlichkeit  der 
Gefahr  als  die  gröfsere  oder  geringere  Lästigkeit 
des  Gegenmittels  in  Betrachtung  zu  ziehn* 

Viertens:  Weil  und  in  wie  fern  der  Staat 
seine  Unterthanen  vor  den  Gefahren  zu  behüthen 
hat,  welchen  sie  bey  der  Vorsorge  für  ihre  Gesund- 
heit, aus  Unbekanntschaft  mit  der  Kunst  der  Ge- 
sundheitspflege, ausgesetzt  sind.  Zwar  würde  man 
viel  zu  weit  gehn,  wenn  man  von  dem  Staate  for- 
derte, dafs  er  seine  Unterthanen  überhaupt  gegen 
die  Gefahren  der  Unwissenheit  zu  schützen  habe* 
Aher  in  dem  vorliegenden  Falle  ist  von  der  Unbe- 
kanntschaft mit  einer  eben  so  schwierigen  als  ge- 
fährlichen Kunst  die  Rede.  Und  nur  das  ist  der 
Sinn  der  aufgestellten  Regel,  dafs  der  Staat  nur 
denen  die  Ausübung  der  Heilkunde,  der  inneren 
und  der  äusseren ,  zu  gestatten  habe,  welche  ein^ 
öflfentliche  Prüfung  mit  Erfolg  bestanden  haben« 
Einem  Kranken  glaubt  Jedermann  einen  ärztlichen 
Rath  ertheilen  zu  können.  Oft  widerspricht  def 
eine  Ralh  dem  andern.  Das  Urtheil,  welches  def 
Staat  über  den  Werth  dieser  Rathgeber  und  ihrer 
Ralhschläge  vorläufig  fällt,    setzt  der  Anmaf^uftg 

4* 
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eines  sehr  zvveydeutigen  Rechts  ein  Ziel,  ohne  die 
Frejheit  der  Wahl  gänzlich  auszuschliefsen. 

Fünftens:  Wenn  und  in  wie  fern  gewisse 
Individuen  aus  besondern  Gründen  unfähig  oder 
verhindert  sind,  seihst  für  die  Erhaltung  ihres 
Lebens  oder  für  ihre  Gesundheit,  überhaupt  oder 
in  einer  gewissen  Beziehung,  Sorge  zu  tragen.  Wer 
könnte  es  nicht  billigen,  wenn  z.  B.  Todtenhäuser 
errichtet  werden,  um  dem  Lebendigbegraben  vor- 
zubeugen, oder  wenn  (in  Grofsbritannien)  das 
Gesetz  die  Arbeitsstunden  der  Kinder  in  den  Kunst- 
werkstätten beschränkt,  oder  wenn  die  Regierung 
das  Verboth  erhefse,  die  Neugebohrnen  während 
der  Wintermonate  in  der  Kirche  zu  taufen?  ^^) 

Endlich  sechstens  kann  man  noch  die  Frage 
aufwerfen,  ob  und  wie  sich  der  Staat  des  Unter- 
richts in  der  Heilkunde  und  der  Vervollkommnung 
dieser  Wissenschaft  anzunehmen  habe.  Jedoch 
die  Beantwortung  dieser  Frage  bleibt  dem  folgenden 
Buche  vorbehallen. 

Auch  abgesehn  von  den  Mafsregeln,  welche 
die  Regierung  in  dem  Interesse  der  Gesundheits- 
pflege ergriffen  hat  oder  ergreifen  kann,   ist  der 


32)  Die  Notliwendigl^elt,  ein  solches  Verboth  zu  erlas- 
sen, scheint  aus  der  Thatsaclie  hervoiziigehn,  dafs  die  Sterb- 
lichkeit der  Neugebohrnen  in  den  Wintermonaten  weit  gröfser 
ist,  als  in  den  Somraermonaten.  Diese  Thatsache  ist  in  Italien 
und  in  Frankreicli  durch  die  Sterblichkeilstabellen  in  Gevvifs- 
lieit  gesetzt  worden.  Vgl.  die  Zeitschrift;  Le  Gtobe,  Sept. 
1828. 
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Staat  eine  von  den  Ursachen,  welche  auf  den  Ge- 
sundheitszustand der  Nation  Einflufs  haben;  und 
nicht  die  unbedeutendste.  *Wenn  ein  jeder  Mensch 
die  Erfahrung  an  sich  machen  kann,  dafs  sein 
körperliches  Wohl-  oder  üebelbefinden  von  seinem 
geistigen  mehr  oder  weniger  abhänge,  wie  könnte 
es  für  den  Gesundheitszustand  einer  Nation  gleich- 
gültig seyn,  ob  sie  durch  den  Geist  ihrer  Staats- 
verfassung zur  Entwickelung  und  Arstrengung  ihrer 
geistigen  Kräfte  mehr  oder  weniger  aufgefordert 
wird?  ob  sie  mehr  oder  weniger  Ursache  hat,  mit 
der  Regierung,  unter  welcher  sie  steht,  zufrieden 
zu  seyn?  ob  die  Gesetze  die  Ausbrüche  leiden- 
schaftlicher Rohheit  mehr  oder  weniger  ver- 
hindern? Es  wäre  der  Mühe  werth,  Thatsachen 
zu  sammeln,  aus  welchen  sich  die  Verschieden- 
heit des  psychischen  Einflusses,  welchen  die 
Staaten,  nach  der  Verschiedenheit  ihrer  Verfas- 
sungen und  Einrichtungen,  auf  die  Lebensdauer 
der  Menschen  haben,  mit  einiger  Gewifsheit  ab- 
nehmen liefse. 


DRITTES   HAUPTSTÜ  CK. 

Von  der  Vorsorge  des  Staates  für  die  Ausbildung 
der  Körperkraft  der  Nation. 

Bey    den    Griechen    war    ein    Haupttheil    der 
Erziehungskunst    —   die    Gymnastik.     Nicht    auf 
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Leibesübungen  beschränkte  sich  das  Gohieth  der 
Gymnastik;  es  umfafste  Alles  das,  was  nach 
unseren  Ansichten  zu  der  physischen  Erziehung 
gerechnet  zu  werden  pflegt.  Wenn  in  den  alt- 
griechischen Freystaaten  auf  diesen  Theil  der  Er- 
ziehung eine  besondere  Surgfah  verwendet  wurde, 
so  geschah  es  nicht  etwa  blos,  um  deii  Körper  für 
den  WafFenkampf  tauglicher  zu  machen;  vielmehr 
wurde  von  den  Griechen  auch  der  sittliche  Werth 
der  Gymnastik  und  dieser  sogar  vorzugzweise  in 
Anschlag  gebracht.  ^^) 

Jedoch  hier  ist  nur  von  der  Kunst  die  Rede, 
welche  dem  Körper  Stärke,  Beweglichkeit  und 
Behendigkeit  durch  Leibesübungen  zu  geben  lehrt, 
welche  also  im  Halten  des  Gleichgewichts,  im 
Laufen,  Springen,  Steigen  und  Klettern,  im  Heben, 
Ziehen  und  Werfen,  im  Ringen  und  Boxen,  im 
Reiten  und  Schwimmen  nach  Regeln  unterrichtet, 
?-^  oder  von  der  Turnkunst,  wenn  man  anders 
dieses  Wort  zur  Bezeichnung  der  Kunst  der  Leibes- 
übungen überhaupt  gebrauchen  darf.  ^'*) 

In  den  letztverflossenen  drey  Jahrhunderten 
war  diese  Kunst  fast  in  allen  ihren  Theilen  bey  den 
meisten  Europäischen  Nationen  in  Verfall  oder  in 
Vergessenheit  gerathen.     Seit  der  Einführung  des 


33)  5>.  Hochli  eiraer*s  Sjstera  der  Griechischen  Päda-- 
^ogik,   (ir.  Bde.  Gott.  1788.  8.)  I,    lo. 

3:i)  Lehrbuch  der  von  Friedrich  Ludwige  Jahn,  unter 
dein  Namen  der  Turnkuiist,  wiederervveckten  Gvnanaslik. 
JVIil  Kupfera.  Heraijsg.  y.  liprnemaun,  Berlin.    i8i4'   8? 
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Schiefsgewehres  bedurfte  der  Krieg  oder  schien  der 
Krieg  der  Hülfe  jener  Kunst  weniger  zu  bedürfen. 
Auch  die  Theilung  der  Arbeiten  oder  die  Ver- 
schiedenheit der  Stände  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft mufste  das  Ihrige  dazu  beytragen,  hej 
Vielen  das  Interesse  an  einer  Kunst  zu  schwächen, 
deren  beste  Pflegerinn  und  Lehrerinn  die  Noth  ist. 
Die  altdeutsche  Sitte,  die  Kraft  und  Behendigkeit 
des  Körpers  in  Spielen  zu  erproben,  ^^)  hatte  sich 
nur  noch  hin  und  wieder  oder  nur  noch  in  einigea 
vereinzelten  Erscheinungen  erhalten.  Das  Christen- 
thum  enthielt  nicht,  wie  z.  B.  die  Götterlehre  der 
Griechen ,  Aufforderungen  zu  Spielen  dieser  Art. 

Jedoch  in  dem  laufenden  Jahrhunderte  ist  ia 
mehreren  Europäischen  Ländern,  z.  B.  in  Deutsch-^ 
land  und  in  England,  die  Kunst  der  körperlichen 
Uebungen  wissenschaftlich  erneuert  und  selbst  ia 
einem  gewissen  Grade  ins  Leben  zurückgerufen! 
worden.  Die  Frucht  einer  Zeit,  welche  Alle  zu 
den  Waffen  rief,  einer  Zeit,  welche,  nach  Allem 
greifend,  bald  das  Gealterte  umgestaltete,  bald 
das  Veraltete  wieder  herstellte,  eröffnet  diese  Er^ 
scheinung  zugleich  eine  sehr  erfreuliche  Aussicht 
in  die  Zukunft, 

Denn  nicht  auf  ihren  unmittelbaren  Zweck  be- 
schränkt sich  das  Interesse  dieser  Kunst,  so  hoch 


35)  Taciti  Germania^  c.  24.  Aus  diesen  Waffen-^ 
spielen  entwickelten  sich  späterhin  die  Tujneye.  (Gegen  diese 
richtete  die  Kirche  ihre  Bannstrahlcn.) 
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auch  schon  dieses  Interesse  anzuschlagen  seyn 
würde.  So  wie  sich  der  Charakter  der  Menschen  in 
ihrer  äusseren  liakung  und  in  ihrem  Gange  offen- 
bart, so  wirkt  auch  umgekehrt  die  Ausbildung, 
welche  dem  Körper  gegeben  wird,  auf  den  Charak- 
ter zurück.  Je  kunstgerechter  d.  i.  je  naturge- 
niäfser  diese  Ausbildung  ist,  desto  vvohlthätiger 
ist  der  sittliche  Einflufs  derselben.  Der  Charakter 
der  heutigen  Europäischen  Nationen  steht  zwar 
unter  dem  Einflüsse  so  vieler  und  so  verschieden- 
artiger (daher  oft  einander  entgegenwirkender) 
Ursachen,  dafs  es  schwer  ist,  einzelne  Züge  oder 
Aeusserungen  des  Nationalcharakters  auf  ihre 
Quelle  zurück  zu  führen.  Doch  beurkunden  noch 
immer  einzelne  Thatsachen  und  Erscheinungen, 
z.  B.  mehrere  Auftritte  in  den  Kriegen  der  Fran- 
zösischen Revolution,  dafs  mit  dem  Körper  auch 
das  Gemüth  an  Kraft  und  Stärke  gewinne. 

Von  dem  Unterrichte  in  Leibesübungen,  als 
einer  Angelegenheit  der  Regierung,  in  dem  folgen- 
den Buche ,  in  welchem  von  dem  Unterrichte  über- 
haupt, in  wie  fern  sich  die  Regierung  desselben 
apnehmeu  soll,  die  Rede  sejii;  >\rird.  Jedoch, 
auck\y^n  die  Regierung  die  Voj'^p^.efür  die  Aus- 
^arbejjpgg  des  Körpers  der  Nation;  selbst  überläfst, 
kann  sie  für  diesen  Zweck  noch  immer  mittelbar, 
auf  mehr  als  eine  Weise,  thälig  seyn.  So  würde 
gewifs,  wenn  in  Deutschland  die  alte  Freyheit  der 
Jagd  wieder  hergestellt  werden  könnte,  der  krie- 
gerische Geist  der  Nation  nicht   wenig    gewinnen. 
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Die  Englische  Sitte  des  Boxens  hat  unter  anderm 
das  für  sich,  dafs  sie,  (wie  ein  Richter  in  England 
bemerkte,)  meuchlerische  Angriffe  seltner  macht. 
Der  Gebrauch,  der  in  einigen  Kantonen  der 
Schweiz  bis  auf  diesen  Tag  besteht,  dafs  öffentliche 
Wettkämpfe  im  Ringen,  Schwingen  und  Werfen 
gehalten  werden,  verdiente  überall  Nachahmung, 
Auf  jeden  Fall  ist  zu  bedauern ,  dafs  einige  Deutsche 
Regierungen  durch  die  Zeitumstände  veranlafst 
wurden,  das  Turnen  in  dem  Lichte  einer  bedenk- 
lichen Neuerung  zu  erblicken. 


Das 

ZWEY  UND  DREYSSIGSTE  BUCH 
VOM  STAATE 

oder 
DER   REGIERÜNGSLEHRE   ZWÖLFTES  BUCH. 

Von  der 

Vorsorge  des  Staates  für  die  Kultur 

der  Nation. 


EINLEITUNG. 

Die  Erzeugnisse  der  Denkkraft  des  Menschen 
oder,  wie  sie  hier  genannt  werden  sollen,  die  Er- 
zeugnisse des  menschlichen  Geistes  sind  Vorstel- 
lungen und  die  verschiedenen  möglichen  Verhin- 
düngen,  in  welche  die  Vorstellungen  mit  einander 
gesetzt  werden  können.  Der  Inbegriff  der  mög- 
lichen Erzeugnisse  des  menschlichen  Geistes  ist  die 
Gedankenwelt  (die  intelligible  Welt)  des  Menschen, 
Zwar  sind  auch  die  Veränderungen,  welche  der 
Mensch  planmäfsig  hervorbringt,  sey  es  dafs  seine 
Thätigkeit  auf  sein  Gemüth,  oder  auf  seinen  Körper, 
oder  auf  die  Aussen  weit  gerichtet  ist,  beziehungs^ 
weise  Erzeugnisse  seines  Geistes.    (Das  ist  z.  B.  der 
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Grund  des  Zusammenhanges,  in  welchem  derGeld- 
reichthum  einer  Nation  mit  ihrem  geistigen  Reich— 
thume  sieht.)  Jedoch,  diese  verschiedenen  mög- 
hchen  Anwendungen,  welche  der  Mensch  von  den 
Erzeugnissen  seines  Geistes  machen  kann,  sind 
der  Aufgabe  des  vorliegenden  Buches  fremd. 

Die  Erzeugnisse  des  menschlichen  Geistes  sind 
Güter,  weil  und  in  wie  fern  sie  einen  Werth  haben 
d.  i.  aus  irgend  einem  Grunde  ein  Gegenstand  des 
Begehrungsvermögens  sind.  Man  kann  diese  Güter, 
um  sie  von  andern  Arten  der  Güter  zu  unterschei- 
den, geistige  Güter  nennen. 

Das  geistige  Vermögen  einer  Person  ist  der  In- 
begriff der  geistigen  Güter,  welche  eine  Person 
besitzt.  Die  Kultur  ist  der  Erwerb  eines  geistigen 
Vermögens  und,  in  der  engeren  Bedeutung,  der 
Erwerb  geistiger  Reichthümer.  *)  Geistiger  Reich- 
thum  ist  ein  geistiges  Vermögen,  welches  die  thie- 
rische  Nothdurft  seines  Besitzers  übersteigt. 

Das  geistige  Vermögen  einer  Nation  ist  der 
Inbegriff  der  geistigen  Güter,  welche  den  einzelnen 
Mitgliedern  einer  Nation,  als  solchen,  gehören. 
Diese  Güter  sind  nicht  nur  dem  Rechte  nach,,  sie 
sind  auch  in  der  Wirklichkeit  ein  Ganzes ^  weil  und 
in  wie  fern  die  Gedankenwelt  eines  jeden  Einzelnen 
im  Volke  mit  der  Gedankenwelt  aller  üebrigen, 
kraft  des  gemeinschaftlichen  Ursprunges  und  der 


4)  Das  Wort:  Kultur,  wird  In  der  Folge  immer  in  seiner 
engeren  Bedeutung  genommen  werden. 
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wechselseitigen  Mittheilbarkeit  unserer  Vorstellun- 
gen, in  dem  Verhältnisse  der  Wechselwirkung 
steht«  —  Zwar  scheint  es,  dafs  der  geistige  Reich- 
thum  einer  Nation  ,  wenn  und  in  wie  fern  die  Er- 
zeugnisse des  Geistes  in  der  Sprache  und  in  der 
Literatur  der  Nation  niedergelegt  sind,  auch  ein 
von  der  Kultur  der  Einzehieu  unabhängiges  und 
gleichsam  äusseres  Daseyn  habe.  Jedoch,  wenn 
auch  die  geistige  Fortdauer  einer  Nation  mit 
den  üeberlieferungen  zusammenhängt,  welche  die 
Sprache  und  die  Literatur  der  Nation  enthält;  so 
sind  doch  diese  üeberlieferungen  ein  todter  Buch- 
stabe, wenn  sie  nicht  das  lebende  Geschlecht  zu 
benutzen  versteht.  Die  Griechen  und  die  Römer, 
ungeachtet  sie  so  viele  Meisterwerke  aus  dem  gol- 
denen Zeitalter  ihrer  Literatur  besafsen,  verfielen 
dennoch  in  einen  Zustand  geistiger  Verarmung  und 
Entartung. 

Die  Methodenlehre  der  Kultur  ist  das  Gegen- 
stijck  der  Wirthschaftslehre  oder  derjenigen  Wis- 
senschaft, welche  man  gewöhnlich  die  Staats- 
wirthschaftslehre  {econoniie  poliüque ,  poUtical 
economf)  nennt.  So  wie  diese  von  Sachgütern 
oder  von  Sachen  ,  in  so  fern  sie  einen  Werth  haben, 
handelt,  so  handelt  jene  von  geistigen  (oder 
intellektuellen)  Gütern.  So  wie  diese  ^i«*' Auf- 
gaben zu  beantworten  hat :  Wie  werden  Sachgüter 
erzeugt?  wie  werden  sie  erworben?  so  hat  jene 
dieselben  Aufgaben  in  Beziehung  auf  geistige  Güter 
zu  beantworten  u.  s.  w.     Diese  Vergleichung  der 
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einen  Wissenschaft  mit  der  andern  ist  nicht  ein 
leeres  Spiel  des  Witzes.  Sie  führt,  auch  indem  sie 
die  üngleichartigkeit  der  vvirthschaftlichen  und  der 
geistigen  Güter  in  mehr  als  einer  Hinsicht  aner- 
kennen mufs,  zu  Resultaten,  welche  bald  für  den 
Inhalt  oder  für  die  Begrenzung  jener  Wissenschaf- 
ten, bald  für  die  Ordnung  des  Vortrages  von 
Wichtigkeit  sind.  Sie  liegt  der  folgenden  Dar- 
stellung der  ersteren  Wissenschaft  überall  zum 
Grunde,  wenn  es  auch  genügen  wird,  die  Ver- 
wandtschaft zwischen  beyden  Wissenschaften  hier 
ein  für  allemal  angedeutet  zu  haben  oder  in  der 
Folge  wenigstens  nur  gelegentlich  auf  diese  Ver- 
wandtschaft zurück  zu  kommen. 


ERSTES    HAUPTSTÜCK. 

F^on  den  Erzeugnissen  des  menschlichen  Geistes, 
diese  als  Güter  betrachtet. 


Die    Erzeugnisse    Aes    menschlichen    Geistes 
können  überhaupt  einen  zweyfachen  Werth  haben, 
einen    absoluten    und  einen  relativen.     Sie  haben 
einen  Werth  an  sich,  wenn  und  in  wie  fern  sie  zur       v 
Befriedigung     eines    Bedürfnisses    des    Menschea  J  mb 
unmittelbar  tauglich  sind;  sie  haben  einen  Werihi-    ^^ 
beziehungsweise,  wenn  und  in  wiefern  der Mensehi Vi 
für  ein  gewisses  geistiges  Gut  ein  anderes  Giut  v«öi  .ah 
seinen   Mitipenschen   eintauschen  ,k^o?K;jSQat^K    i    i. 
--^=i*  lim  fclßc^      :  ümtmA 
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z.  B.  die  Rechtswissenschaft  einen  absohiten  Werll?, 
weil  sie  lehrt ,  wie  die  Menschen  in  Ruh  und  Frieden 
mit  einander  leben  können;  sie  hat  einen  relativen 
VVerthj  ^^eil  und  in  wie  fern  sie  den  Rechtsgelehr- 
ten  zu  Geld  oder  Macht  und  Einflufs  verhilft.  — 
Die  Erzeugnisse  des  menschlichen  Geistes  können 
nur  in  so  fern  einen  relativen  oder  Tausch -Werlli 
haben,  als  sie  an  und  für  sich  tauglich  sind,  irgend 
ein  Bedürfnifs  der  Menschen  zu  befriedigen.  Ihr 
relativer  Werth  beruht  überdiefs  seinem  Wesen 
nach  auf  dem  Leben  der  Menschen  in  Gesellschaft 
und  auf  der  Beschaffenheit  ihrer  gesellschafilichen 
Verhähnisse. 

Ein  jedes  Erzeugnifs  des  menschlichen  Geistes 
kann  einen  Werth  haben,  aber  nicht  ein  jedes 
dieser  Erzeugnisse  hat  einen  Werth.  Es  ist  sogar, 
z.  B.  von  Rousseau,  die  Frage  aufgeworfen  worden, 
ob  überhaupt  die  Kultur,  wenn  sie  die  thierischen 
Bedürfnisse  des  Menschen  übersteige,  wenn  sie 
mehr  leiste,  als  dem  Menschen  den  Kunsttrieb  (den 
Instinkt)  derThiere  zu  ersetzen,  ob  also  derReich- 
thüm  an  geistigen  Gütern  ein  Gut  sey.  Zwar  kann 
man,  wenn  man  die  Kultur  in  ihrem  Zusammen- 
hange mit  dem  sittlichen  Interesse  der  Menschen. 
b,etrachtet,  über  die  Beantwortung  jener  Frage 
schwerlich  in  Zweifel  seyn.  Jedoch,  so  wie  jener 
Frage  das  Lob  gebührt,  dafs  sie  an  die  Verschie- 
denheit der  Interessen,  aufweiche  die  Kultur  be- 
zogen werden  kann,  erinnert,  so  liegt  ihr  auch  die 
nichts  weniger  als  müfsige  Frage  zu  Grunde:  Was 
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hat  die  Menschen  bestimmt,  ihre  geistige  Kraft 
theils  überhaupt  theils  bald  in  der  bald  in  einer 
andern  Richtung  zu  entwickeln?  die  Aufgabe 
also,  welche  die  allgemeine  Geschichte  der  Kultur, 
mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Bildsam- 
keit der  Nationen,  zu  beantworten  hat.  ^) 

Mehrere  Nationen,  z.  B.  die  Griechen,  die 
Skandinavier,  die  Peruaner,  haben  den  Ursprung 
ihrer  Kuhur  auf  ein  Wunder  zurückgeführt,  auf 
den  Unterricht,  den  einst  die  Nalion  den  Offen- 
barungen überirdischer  Wesen  verdankte.  In  der 
That  darf  man  auch  in  einer  allgemeinen  Geschichte 
der  Kultur  nicht  der  ausserordentlichen  Menschen 
vergessen,  welche  bey  einer  Nation  plötzlich  auf- 
stehen können,  noch  der  besondern  Fälle,  da  ein 
hochbegabter  Fremdling  unter  einer  noch  unkul- 
tivirten  Nation  erscheint.  Jedoch  giebt  es  gewisse 
allgemeine  Gesetze,  welchen  die  Kultur  in  ihrem 
Ursprünge  und  in  ihrem  Gange  gehorcht,  und 
welchen  selbst  ausserordentliche  Erscheinungen  in 
einem  gewissen  Grade  unterworfen  sind. 

Geht  man,  um  einen  geschichtlichen  Stand- 
punkt zu  gewinnen,  von  der  Voraussetzung  aus, 
dafs  die  Menschen  die  Entwickelung  ihrer  Geistes- 
kräfte sich  selbst  und  nicht  einem  Wunder  ver- 
danken, so  bielhen  sich  als  Grundursachen  der 
Kultur  zuerst  das  Verhältnifs  der  Menschen  zur 


ä)  Die  Literatur  dieser  Gescliiclite  findet  man  in  Beck 's 
allgemeiner  Weltgeschichte,   i.  Th.  Einleit.  §.  ii. 
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Aussenwelt  und  das  Verhältnifs  des  Menschen  zu 
seinen  Mitmenschen  dar.  In  dem  einen  und  in 
dem  andern  Verhältnisse  ist  es  entweder  der  Trieb 
der  Selbsterhaltung",  (entweder  ein  Nolhstand,)  oder 
ein  Vortheil,  .welcher  den  Menschen  zur  Anstren- 
gung und  Entwickelung  seiner  geistigen  Kräfte  be- 
stimmt. Dringender  ist  der  erstere Grund,  folgen- 
reicher der  letztere.  Noth  ist  die  Mutter  der 
Kultur;  dem  Vortheile  verdankt  die  Kultur  ihre 
Erziehung.  Der  eine  Grund  ist  mit  dem  andern 
mannigfaltig  verschlungen;  wie  oft  z.  B.  ist  ein 
Kunstwerk  die  Frucht  der  Noth  seines  Meisters, 
ungeachtet  es  nur  wegen  eines  Bedürfnisses  der 
Tagessitte  einen  Werth  hat. 

Die  Nothwendigkeit,  in  welche  die  Natur  die 
Menschen  versetzt  hat,  dafs  sie  sich,  um  ihren 
Lebensunterhall  zu  gewinnen  und  ihren  Körper 
gegen  die  zerstörenden  Einwirkungen  der  Aussen- 
welt, (desKlima's,  der  Witterung,  derThierwelr,) 
zu  schützen,  geistig  und  körperlich  anstrengen 
müssen,  ist  die  eine,  wo  nicht  die  einzige,  Grund- 
ursache der  Kultur.  Nur  auf  das  Machtwort  der 
Noth  hört  die  Trägheit  des  Naturmenschen.  Wie 
die  Kunsttriebe  der  verschiedenen  Thiergatlugeu 
mit  der  Art,  wie  eine  jede  einzelne  Thiergattung 
ihre  Nahrung  zu  suchen  und  mit  den  Feinden  oder 
Gefahren.,  die  sie  zu  meiden  oder  zu  bekämpfen 
hat,  in  Verhältnifs  stehen,  so  ist  auch  die  Kuhur 
der  Menschen  und  Völker  dem  Grade  und  der 
Art  nach  durch  den  Kampf  bedingt,   welchen  die- 
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Menschen  zur  Erhaltung  und  Vertheidigung  ihres 
Lebens  mit  der  Aussen  weit  zu  bestehen  haben. 
Nicht  da ,  wo  die  Natur  den  Menschen  der  Sorge 
und  Arbeit  für  sein  körperliches  Wohlseyn  fast  ganz 
überhoben  zu  haben  scheint,  nicht  auf  den  glück- 
lichen Inseln  der  Südsee,  hat  man  die  Geistes- 
bildung in  ihrer  höchsten  Blüthe  gefunden.  Da- 
gegen erregen  die  Arbeiten  und  Erfindungen  Bewun- 
derung, durch  welche  in  dem  äussersten  Norden 
von  Amerika  die  Esquimeaus  den  Kampf  mit  einem 
unwirthbaren  Klima  zu  unterhalten  vermögen.  Von 
dem  Einflüsse  aber,  welchen  die  Verschiedenheit 
der  Art,  wie  die  Menschen  ihren  Lebensunterhalt 
gewinnen,  auf  die  Beschaffenheit  der  Kultur  hat, 
kann  man  sich  schon  durch  einen  Blick  auf  die 
heutigen  Europäischen  Staaten  —  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  Stände  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft —  unterrichten. 

Keine  Nation,  deren  Zeit  und  Arbeit  von  der 
Vorsorge  für  des  Leibes  Nahrung  und  Nothdurft 
ganz  oder  gröfstentheils  in  AnsjnHich  genommen 
wird,  kann  auf  der  Bahn  der  Kultur  bedeutende 
Fortschritte  machen.  Die  Kultur  ist  ein  Luxus  des 
Geistes;  mufs  der  Körper  schaffen,  so  kann  der 
Geist  nicht  schwelgen.  —  Wenn  auch  nicht  eine 
jede  Nation,  welche  Ackerbau  trieb,  schon  des- 
wegen durch  geistige  Bildung  sich  auszeichnete,  so 
ist  doch  keine  Nation,  welche  nicht  Ackerbau 
trieb,  zu  einer  höheren  Kultur  gelangt,  und  so 
begann  doch  bey  allen  den  Nationen,   welche   zu 

Zachariä  Reg, Lehre.  IL  Bd.  2.  Abth,  5 
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einer  höheren  geistigen  Bildung  gelangt  sind,  mit 
der  Einführung  des  Ackerbaues  ein  neuer  Zeit- 
abschnitt in  der  Geschichte  ihrer  Kultur!  Oft 
erhielt  sich  daher  das  Andenken  an  diese  Besehen- 
heit  in  der  Feyer  eines  Festes  oder  in  der  Ver^ 
ehrung  einer  Gottheit,  wie  z.  B.  bey  den  Griechen 
in  dem  Dienste  der  Ceres.  Der  Hauptgrund  aber, 
warum  der  Ackerbau  einen  so  wohhhäiigen  Ein- 
flufs  auf  die  Kultur  iiat,  liegt  darinne,  dafs  unter 
den  Verschiedenen  Arten,  wie  die  Menschen  ihre 
Nahrung  unmittelbar  gewinnen  können,  allein  der 
Ackerbau  einen  solchen  üeberscl)ufs  an  Lebens- 
mitteln gewahren  kann,  dafs  eine  Nation  in  den« 
Stand  gesetzt  werde,  einen  bedeutenden  Theil  ihrer 
Zeit  und  Arbelt  auf  die  Ausbildung  ihrer  geistigen 
Kräfte  zu   verwenden. 

Indem  der  Ackerbau  diese  Folge  hat,  macht  er 
zugleich  die  Verlheiluiig  der  verschiedenen  Arten 
der  Arbeit  unter  verschiedene  Arbeiter  und  Stände 
und  so  diejenige  Veränderung  in  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  möglich,  welche  vorzugsweise  und  aus 
denselben  Gründen  sowohl  zur  Vermehrung  des 
geistigen  als  zur  Vermehrung  des  Geldreichthumes 
einer  Nation  beyträgt.  Jedoch  scheint  es,  dafs 
noch  eine  andere  Ursache  —  die  Zunahme  der 
Volkszahl  —  hinzu  kommen  mufs,  wenn  sich  an 
die  Einführung  des  Ackerbaues  die  Verlheilung  der 
Arbeiten  mit  ihren  Folgen  auch  wirklich  anreihen 
soll.  Von  der  Zeit  an,  da  die  Völker  Deutschen 
Ursprungs  in  der  beurkundeten  Geschichte  hervor- 
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treten,  bis  zu  der  sogenannten  grofsen  Völker- 
wanderung, scheinen  diese  Völker,  obwohl  mit 
dem  Ackcibaue  bekannt,  dennoch  in  der  Verthei- 
]ut)g  der  Arbeiten  und  daher  in  der  Kultur  nur 
geringe  Fortschritte  gemacht  zu  haben;  was  man 
sich  kaum  anders  erklären  kann,  als  dafs  bey 
ihnen  die  Zunahme  der  Volkszahl  durch  die  Ein- 
richtungen der  bürgerlichen  Gesellschaft  z.B.  durch 
die  Leibeigenschaft,  so  wie  durch  ewige  Kriege 
und  Fehden  zurückgehalten  wurde.  Auch  die 
Zerstörung  des  Weströmischen  Reichs  veränderte 
wenig  oder  nichts  in  diesem  Zustande  der  Dinge; 
mehr  di.^  Bekehrung  jener  Völker  zum  Christen- 
thume,  da  zugleich  die  Vorsorge  für  geistige  und 
sittliche  Bildung  die  At)gelegenheit  eines  eigenen 
Standes,  der  Geisilichkeit  der  christlichen  Kirche, 
wurde.  Jedoch  erst  dann,  als  sich  in  den  Staaten 
Deutschen  Ursprungs  die  städtischen  Gewerbe  von 
i]er  Landwirlhscliaft  sonderten,  eine  Folge  des 
Wachsthumes  der  Bevölkerung,  nahm  die  National- 
kultur und  mit  ihr  zAigleich  der  Nationalwohlstand 
einen  lebhafteren  Aufschwunij. 

Auch  nachdem  eine  Nation  den  Ackerbau  und 
die  Vertheilung  der  Arbeit  bey  sich  eingeführt  hat, 
ist  ihr  Kulturzustand  durch  das  Wogen  der  Volks- 
zahl mehr  oder  weniger  bedingt.  Allerdings  hat 
nunmehr  die  Kultur  ihr  eigenes  Leben,  ein  Leben, 
in  welchem  sich  Alles,  was  dem  Menschen  als 
Menschen  theuer  und  werth  ist,  vereiniget.  Gleich- 
wohl mufs  sich  die  Noth ,  welche  die  Menschen  zur 
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Entwickeluno^  ihrer  geistigen  Kräfte  ursprünglich 
bestimmte,  in  einer  andern  Gestalt  d.  i.  als  ein 
durch  üebervÖlkerung  herbeygeführler  Nolhsland 
wiederholen,  wenn  die  Nationen  nicht  auf  der  Bahn 
der  Kultur  stillstehen  oder  zurückschreilen  oder  auf 
Abwege  gerathen  sollen.  So  mächtig  ist  der  Hang 
zur  Trägheit,  so  mannigfaltig  sind  die  Farben ,  in 
die  er  sich  kleidet!  üeberdiefs  hängt  das  Sinken 
der  Bevölkerung  eines  Landes  mit  Ursachen  zu- 
sammen, welche  zugleich  der  Kultur  unmittelbar 
Eintrag  thun.  Ueberall  und  von  jeher  (z.  B»  im 
Römischen  Reiche)  giengen  daher  Entvölkerung 
und  Verfall  der  Kultur  mit  einander  Hand  in  Hand. 
Dagegen  scheinen  andere  Thatsachen,  z.  B.  die 
Geschichte  des  Chinesischen  Reichs,  zu  beweisen, 
dafs,  so  lange  die  Bevölkerung  eines  Landes  im 
Zunehmen  ist,  die  Kultur  der  Nation,  sollte  auch 
ihr  Fortschreilen  noch  so  sehr  gehemmt  seyn, 
wenigstens  keine  bedeutenden  Rückschritte  machen 
kann. 

An  die  Reihe  der  Ursachen ,  durch  welche  die 
Kultur  mit  der  Sorge  für  des  Leibes  Nahrung  und 
Nothdurft  zusammenhängt,  schliefst  sich  eine 
andere  an,  deren  Grundlage  das  Verhältnifs  des 
Menschen  zum  Menschen  ist. 

Der  Mensch  ist  von  Natur  ein  geselliges  und 
zugleich  ein  ungeselliges  Thier.  Wenn  auch  die 
Neigungen,  auf  welchen  die  erslere  Eigenschaft 
beruht,  z.  B.  die  Geschlechtsliebe,  die  Liebe  der 
Eltern  zu  den  Kindern,  der  Sinn  für  die  Freudeu 
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des  geselligen  Lebens,  derWerth,  den  der  Mensch 
auf  die  Gunst  oder  auf  den  ßeyfiiU  A.nderer  legt, 
so  viele  Ursachen  der  Kultur  sind,  so  dürfte  doch 
der  üngeselligkeit  der  Menschen ,  dem  Nothstande, 
in  welchen  sich  die  Menschen  selbst  durch  ihre 
üngeselligkeit  versetzen,  die  oberste  Stelle  unter 
diesen  Ursachen  gebühren. 

Einer  der  ersten  Schritte  zur  Kultur  war  die 
Vereinigung  verwandter  Geschlechter  zu  einem 
Stamme.  Aber,  wo  nicht  die  einzige,  doch  die 
Grundursache  dieser  Vereinigung  lag  in  jenem 
Nothstande.  Die  Stammesverbindung  war  ursprüng- 
lich und  ist  nicht  selten  noch  jetzt  nur  ein  Schutz- 
und  Trutzbündnifs  gegen  äussere  Feinde  d.  i.  gegen 
alle  die,  welche  nicht  zum  Stamme  gehören;  unter 
Verwandten  wurde  es  nur  deswegen  abgeschlossen, 
weil  unter  Verwandten  der  Verein  am  leichtesten 
zu  Stande  kommen  konnte.  Jedoch,  so  beschränkt 
auch  der  ursprüngliche  Zweck  der  Stammesver- 
bindung war,  er  nölhigte  dennoch  die  Stammes^ 
genossen,  ihre  Geisteskräfte  auf  mehr  als  eine 
Weise  anzustrengen  und  zu  entwickeln.  Die  Ver- 
bündeten bedurften  der  Waffen  zum  Schutz  und 
Trutz.  Auch  die  am  wenigsten  gebildeten  Stämme 
haben  doch  irgend  eine  Art  von  Waffen  und  nicht 
selten  sind  ihre  Waffen  mit  einer  Kunstgefliessenheit 
gearbeitet,  die  in  Verwunderung  setzt.  Ebenso 
bedurften  die  Verbündeten  im  Kriege  eines  An- 
führers. Auch  bey  denjenigen  Stämmen,  welche 
im  Frieden   des  Gehorchens  noch  fast  ungewohnt 
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sind,  gilt  im  Kriege  das  Wort  der  Erfahrensten  und 
Klügsten.  Nimmt  man  hierzu  ,  wie  viel  im  Kriege 
von  der  Beachtung  der  Oerllichkeiten,  von  der 
Bienutzung  der  Zeit  und  Gelegenheit,  von  der  Art 
des  Angriffs,  mit  einem  Worte,  von  der  Kunst  ab- 
hängt, wie  die  eigene  Kraft  durch  Bündnisse 
gestärkt,  die  Kraft  des  Feindes  durch  Stlfiung  inne- 
ren Zwiespalts  geschwächt  werden  kann,  wie  ein 
jeder  Friedensschlufs  das  Werk  einer  mehr  oder 
weniger  künstlichen  Berechnung  ist,  so  wird  man 
die  Bedeutsamkeit  jener  Verbindungen  oder  Bünd- 
nisse für  den  Ursprung  der  Kultur  desto  erklär- 
licher finden.  Und  alle  Staaten  der  Welt  sind  zu- 
gleich Schutz  -  und  Trutzbündnisse.  Was  von 
dem  Ursprünge  der  Kultur  gilt,  gilt  auch  von  ihrem 
Fortschreiten.  U eberall  und  zu  allen  Zeiten  hatten 
die  auswärtigen  Verhältnisse  der  Staaten,  hatten 
(die  Veränderungen  in  der  Kriegskunst  einen  mehr 
oder  wenii^er  erheblichen  Einflufs  auf  die  Kultur 
der  Nationen.  Diesen  Einflufs  beurkundet  z.  B.  die 
Kulturgeschichte  der  heutigen  Europäischen  Na- 
tionen. —  Gleichwohl  kann  die  Kultur  nur  dann 
hej  einer  Nation  bedeutendere  Fortschritte  machen, 
wenn  der  Ktieg  nicht  mehr  die  ganze  Kraft  und 
Zeit  dev  JNation  in  Anspruch  nimmt.  Der  Kri^g 
giebt  der  Kultur  denn  doch  nur  eine  einseilige 
Kichiung.  Die  Noth  führt  nur  dann  zu  einer  vvahl— 
haft  menschlichen  Kultur,  wenn  sie  den  Menschen 
zur  Entwicklung  seiner  Geisteskräfte  zwingt,  ohne 
ihm  den  Gegenstand  gebietherisch  vorzusclireiben, 
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auf  welchen  er  seine  Thätigkeit  zu  verwenden  hat. 
Hieraus  erklärt  es  sich  z.  B.,  wie  bey  den  Römern, 
bey  den  Saracenen,  und  bey  so  manchen  andern 
Nationen,  die  Zeilen  ihrer  gröfsten  Macht  schon 
vorüber  waren,  als  bey  ihnen  die  Kultur  ihre 
höchste  Stufe  erlangte,  oder  wie  Stämme,  die  in 
unaufhörliche  Fehden  mit  einander  verwickelt  sind, 
Jahrhunderte  lang  in  dem  Kindesalter  der  Kultur 
beharren  können.  Auf  der  andern  Seite  aber  mufs 
die  Kultur  einer  Nation  schon  eine  bedeutende 
Höhe  erreicht  haben,  wenn  ihr  nicht  ein  langer 
Friede  nachlheih'g  werden  soll. 

So  wie  aus  dem  Verwandtschaftsverhältnisse 
•Stammesvereine  hervorgehen,  werden  allerdings 
auch  unter  den  Genossen  eines  und  desselben 
Stammes  gewisse  gemeinschaftliche  Einrichtungen 
nothwendig.  Ein  jeder  Stammesverein  ist  seinem 
Wesen  nach  das  Vorbild  oder  der  Entwurf  eines 
Staatsvereines.  Jedoch  dauert  es  noch  lange,  ehe 
die  Stammesgeiiossen  dem  Rechle  der  Selbsthülfe 
gegenseitig  entsagen.  Die  Rache  ist  süfs,  das 
Gehorchen  drückend,  und  wer  hätte  die  Macht, 
Frieden  zu  gebiethen?  Aber  erst  dann  greift  die 
innere  Gestaltung  des  Stammesvereines  in  den 
Gang  der  Kultur  mächtiger  ein,  wenn  die  Stammes^ 
genossen,  der  Selbstrache  entsagend,  einen  Rich- 
ter über  sich  anei  kennen.  Mit  dem  ersten  Schritte 
zu  diesem  Ziele  beginnt  die  Zeit  der  Entwilderung. 
Ein  jeder  Schritt,  welcher  sie  diesem  Ziele  nähert, 
(denn  nicht  plötzlich    tritt   die  Veränderung  ein,) 
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bildet,  wie  der,  mit  welchem  das  Ziel  erreicht  wird, 
in    der  Kulturgeschichte   des   Stammes    oder    der 
Nation   eine  Abzeit.     Die  Ureinwohner  von  Neu- 
siidwallis  stehen  nur  wenig  höher,  als  das  Thier, 
denn  sie  scheinen  keinen  Begriff  von  einer  bürger- 
lichen Ordnung  zu  haben.     Die  Deutschen  hatten 
schon  zu  der  Zeit,  da  es  zuerst  in  ihrer  Geschichte 
tagt,    bedeutende  Forlschritte  in   der  Kuhur   ge- 
macht; denn   es  w^ar  bey   ihnen  Sitte,    dafs  man 
der  Selbsthülfe  wegen  einer  erlittenen  Beleidigung 
durch  einen  Vergleich  d.  i.  mittelst  einer  Entschä- 
digung, (Wetle,  c^om/;o^/V/o,)  Avelche  der  schuldige 
Theil  zu  entrichten  hatte,  vorbeugte  oder  Einhalt 
that;   auch  wurde  schon  dem  Könige  oder  der  Ge-r 
nieifide  eine   Bufse   wegen   eines  Friedensbruches 
entrichtet;  ja  es  waren  sogar  auf  gewisse  Vergehen 
schon  Leibesslrafen  gesetzt.  ^)     Jedoch  verglengen 
noch  Jahrhunderte,  ehe  es  gelang,  die  gesetzliche 
Nothwendigkeit    der    Entrichtung    und   Annahme 
einer  Wette  festzustellen.   ^) 

Diese  Umwandelung  der  Stammesvereine  ia 
Staatsvereine,  die  Veränderung,  dafs  die  Stammes- 
genossen, ursprünglich  nur  gegen  äussere  Feinde 
verbündet,  nun  unter  sich  Frieden  stifteten,  scheint, 


'3)    Taciti    Germania  c-    «2.   21. 

4)  \'^\.i-^.  Leges  Longob.l^  27,  i.  Capit.  Caroli  M. 
de  a.  798.  c.  32.  de  a.  8o5.  c.  5.  —  S.  auch  über  die  viel- 
scitij^e  Wichli^keit  des  Koh)posilionssvsteiTies  für  die  Ge- 
schichte der  Deutschen  :  Mos  er 's  Osnabiückische  Geschichte 
I,    23. 
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mit  wenigen  Ausnahmen,  niclit  so  zu  Stande  ge- 
kommen zu  seyn,  dafs  die  Stammesgenossen  ihr 
gemeinsames  Interesse  besser  verstehen  oder  wür- 
digen lernten,  sondern  so,  dafs  der  Mächtigste 
oder  die  Mächtigeren  im  Stamme  den  üebrigen  den 
Frieden  vorschrieben,  die  üebrigen  zum  Gehor- 
chen nöthigten.  üngebundenheit  hat  für  den 
Naturmenschen  einen  höheren  Werth,  als  äussere 
Sicherheit.  Aber  der  Mächtige  will  gebiethen, 
weil  er  gebiethen  kann.  Und  wenn  auch  mit  der 
Kultur  die  Ungleichheit  unter  den  Menschen  zu- 
nimmt, so  können  sich  doch,  selbst  unter  Stäm- 
men, die  auf  einer  sehr  niedrigen  Stufe  der  Kultur 
stehen,  einzelne  Menschen  durch  ausserordentliche 
Geistesanlagen  oder  durch  ungewöhnliche  Körper- 
kraft oder  durch  ihre  Vermögensumstände  in  dem 
Grade  auszeichnen,  dafs  sie,  gefürchtet  oder  ver- 
ehrt, zu  einem  mehr  oder  weniger  entscheidenden 
Ansehn  über  die  übrigen  gelangen.  So  erklärt  es 
sich  z.  B. ,  wie  bey  den  meisten  Stämmen  und 
Völkerschaften  die  Herrschaft  eines  Einzigen  die 
der  Zeit  nach  erste  Staatsverfassung  war,  ^)  wie 
bey  andern  schon  frühzeitig  eine  Priesterherrschaft 
entstand,  wie  bey  allen  die  Lebensart  auf  den 
ersten  Abschlufs  und  auf  die  fernem  Schicksale  des 
Landfriedens  mächtig  einwirken  mufste. 

Wie    auch    dieser    Erfcdensschlufs    zu   Stande 
komme,  allemal  wird  und  mufs  er  vergleichungs- 

5)  Vgl.  Alis  tot,  Polit.  III,  9.   10. 
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weise  einen  wohllhätigen  Elnflufs  auf  die  Kullur 
des  Stammes  oder  der  Nation  haben.  Denn  alle- 
mal bedarf  es  gewisser  Einrichtungen  und  Mafs- 
regeln,  um  den  Frieden  oder  den  Sieg  der  Stär- 
keren über  die  Schwächeren  zu  sichern,  wenn  es 
auch  leichter  ist,  die  Herrschaft  zu  erhalten,  als 
sie  zu  erringen.  Eine  jede  StaatsverAissung  weckt 
oder  nährt  eine  Menge  Interessen,  welche  zur  An- 
strengung und  Entwicklung  der  Geisteskräfte  auf- 
fordern. Allemal  hat  eine  Nation,  welche  sich  in 
den  Zwang  der  bürgerlichen  Ordnung  gefügt  hat, 
da  nunmehr  die  einzelnen  Miiolieder  des  Vereins 
der  Sorge  für  ihre  Selbstvcrlheidigung  überhoben 
sind,  einen  Üeberschu  fs  an  Kraft,  welchen 
sie  für  ihre  geistige  Ausbildung  verwenden  kann. 
—  Gleichwohl  kann  jener  Friede,  sey  es  wegen 
des  Inhalts  der  Bedingungen,  unter  welchen  er 
ursprünglich  abgeschlossen  worden  ist,  sey  es, 
dafs  die  siegende  Parthey  iVie  ihr  eingeräumte  Macht 
mifsbraucht,  zum  Nachlheile  der  Kultur  aus- 
schlagen. Ja  das  mufs  sogar  die  Folge  von 
jenem  Frieden  seyn,  wenn  sich  nicht  aus 
demselben  ein  neuer  Kampf  entwickelt, 
der  Kampf  um  die  Theilnahrne  an  oder  um  die 
Unabhängigkeit  von  der  Macht,  ein  Kampf,  in 
welchem  sich  in  der  That  der  ursprüngliche  Krieg 
unter  den  Stammesgenossen,  nur  in  einer  andern 
Gestalt,  erneuert.  So  schliefst  sich  die  KuJtm*- 
grschlchle  aiJ  die  SliiatettgeschidUe^n.i  ijü  lu« 
jlii^«iiBoj:j«i.i¥-irltir]*l  £nbnsJi3'!ji^  nob  Tiiiiis 
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Der  Stammesverbindung,  der  menschlichen 
Gesellschaft;  überhaupt  liegt  der  Verein,  weichen 
die  Natur  selbst  unter  den  Mitgliedern  einer  und 
derselben  Familie  gestiftet  hat,  und  diesem  wieder 
das  Verhältnifs  zwischen  dem  männlichen  und  dem 
weiblichen  Geschlechte  zum  Grunde.  Wenn  ein 
jedes  andere  gesellschafiliche  Verhältnifs  zu  einem 
Kampfe  führt,  welcher  nur  durch  einen  mehr  oder 
weniger  sicheren  Frieden  beygelegt  werden  kann, 
so  ist  dieses  Verhältnifs  das  »eheimnifsvolle  Band, 
welches  die  menschliche  Gesellschaft  zusammen- 
liält.  Wie  würde  es  mit  dieser  stehn,  wenn  das 
Menschengeschlecht  nur  aus  Männern  bestätide? 
Zwar  kann  auch  das  Verhältnifs  zwischen  beyden 
Geschlechtern  unter  dem  Bilde  eines  Kampfes  ge- 
dacht werden.  Und  man  hat  sogar  in  dev  Kultur- 
geschichte von  dieser  Ansicht  auszugehen,  damit 
man  jenes  Verhältnifs  in  diesem  seinen  geschicht- 
lichen Zusammenhange  desto  richtif^er  und  voll- 
ständiger auffasse.  So  sind  z.  B.  alle  die  mannig- 
faltigen Erfindungen  und  Künste,  durch  welche 
das  weibliche  Geschlecht,  selbst  bey  den  rohesten 
Stämmen  und  in  den  unwirihbarsten  Landstrichen, 
z.  B.  selbst  auf  der  äussersten  Spitze  von  Süd- 
amerika, seine  lleitze  zu  erhöhen  sucht,  so  viele 
Miltrl,  die  Waffen  zu  verstärken,  welche  die  Natur 
dem  Weibe  gegen  den  Mann  verliehen  hat.  Aber 
es  gilt  der  Kampf  nicht  der  Frage,  ob?  sondern 
nur  der  Frage,  auf  welche  Bedingungen  der  Friede 
UTitcr  den  streitenden  Partheyen  zu  Stande  kommen 
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soll.  —  Und  nicht  blos  ihr  Bestehen  verdankt  die 
menschliche  Gesellschaft  dein  Verhältnisse  zwischen 
heyden  Geschlechtern.  Auch  die  Art,  wie  sich  die 
menschliche  Gesellschaft  in  ihren  verschiedenen 
Abtheilungen  gestaltet,  auch  der  Kulturzustand  der 
einzelnen  Stämme  und  Völkerschaften  ist  von  jenem 
Verhältnisse,  d.  i.  von  der  Art,  wie  es  sich  nach 
Zeit  und  Umständen  stellt,  abhängig.  Je  nach- 
dem bey  einer  Nation  der  Mann  der  Leibherr  oder 
der  Gebiether  oder  nur  der  Schutz-  und  Schirm- 
herr des  Weibes  ist,  steht  ihre  Kultur  niedriger 
oder  höher,  ist  sie  einseitiger  oder  vielseitiger  und 
menschlicher. 

Wenn  die  Ursachen  der  Kultur,  von  welchen 
bis  hieher  die  Rede  gewesen  ist,  in  den  äusseren 
oder  zeitlichen  Verhältnissen  des  Menschen  ihren 
Grund  haben,  so  beruht  dagegen  eine  weitere 
Reihe  dieser  Ursachen  auf  dem  geheimnifsvollen 
Zusammenhange,  in  welchem  der  Mensch  mit  der 
Geisterwelt  steht,  auf  den  Vorstellungen,  die  der 
Mensch  von  Gott  und  von  seinem  Verhältnisse  zur 
Gottheit  hat,  sey  es  dafs  er  diese  Vorstellungen 
einer  mittelbaren  oder  einer  unmittelbaren  Offen- 
barung verdankt.  Obwohl  mit  jenen  Ursachen 
mannigfaltig  verschlungen,  sind  doch  diese  Ur- 
sachen an  sich  und  in  ihren  Wirkungen  eigenthüm- 
licher  Art,  der  Urquell  des  höheren  geistigen 
Lebens.  Man  wird  kein  Volk  in  der  Geschichte 
nachweisen  können,  welches,  ohne  eine  schon 
geistigere  oder  doch  eine  schon  künstlicher  aus- 
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gebildete  Religion   zu  haben,    bedeutende   Fort- 
schritte in  der  Kultur  gemacht  hätte. 

Selbst  bey  den  rohesten  Stämmen  verläugnet 
sich  die  Würde  der  menschlichen  Natur   nicht  so 
ganz,  dafs  sie  nicht  die  Idee  der  Gottheit  wenig- 
stens ahndeten,  mag  auch  das  Bild,  unter  welchen 
diese  Idee  bey  ihnen  tagt,  noch  so  unvollkommen 
oder  noch  so  entstellt  seyn.  ^)     Aber  nicht  eben 
so   finden  wir   überall   einen  Gottesdienst.     Es 
giebt  z.  B.  in  Nordamerika  Völkerschaften,  welche 
an  das  Daseyn   eines  grofsen    und  guten  Geistes 
glauben,  der  die  Welt  schuf  und  sie  erhält,  ohne 
dafs  sie  doch  dieses  Wesen  durch  Opfer  oder  sonst 
äusserlich    verehren.      Jedoch    die    Fälle     dieser 
Art  sind  die  selteneren.     Die  Scheu  vor  den  Mäch- 
ten ,  welche  über  das  Schicksal  der  Menschen  un- 
sichtbar walten,  lehrt  auf  Mittel  Bedacht  nehmen, 
den  Zorn  dieser  Mächte  abzuwenden  oder  zu  ver- 
söhnen.    Das  Herz    bedarf   eines   Gottesdienstes, 
gleich  als  einer  Sprache  mit  Gott.     Man  kann  sich 
sogar  die  Möglichkeit  jener  Fälle  kaum  anders  als 
so  erklären,  dafs  es   dem  Naturmenschen,  der  in 
dem   Verhältnisse    zu    seinen  Mitmenschen    keine 
Ausdrücke    und  Symbole   zur  Bezeichnung  eines 
Abhängigkeitsverhähnisses  hat,  auch  in  der  Reli- 


6)  Wenn  Reisende  berichten,  dafs  sie  bej  einigen 
Stämmen  überall  keine  Spur  von  einem  Glauben  an  liber- 
menschlicbe  Wesen  entdecken  konnten,  so  ist  doch  zu  erwä- 
gen, wie  unvollkommen  die  Mittel  waren,  die  ihnen  zu  Ge- 
bolhe  s  tanden ,  um  Äicli  (vöä  idieäer  Thalsiic'h^  «d  ii  iiterri tfi teil. 
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glon   an   einer   symbolischen  Sprache  für  diesen 
Zweck  gebrechen  konnte. 

Nicht  nur  das  ßedürfnifs  eines  äusseren  sondern 
auch  das  eines  Öffentlichen  d.i.  eines  gemeinschaft- 
lichen Goltesdienstes  mufste  sich  den  Menschen 
sehr  bald  aufdringen.  Der  Familienvater  opferte 
mit  den  Seinigen  oder  für  die  Seinigen  ,  damit  er 
auch  von  denen,  die  sein  Eigenthum  oder  sein 
Stolx  waren ,  den  Zorn  der  Götter  abwendete^  oder 
auch  ihnen  die  Gunst  der  Götler  zuwendete.  Der 
iilteste  gemeinschaftliche  Gottesdienst  war  wohl 
überall  der  Famillengoltesdienst.  Sehr  bald  aber 
mufste  dieser  auch  zu  einem  Stammesgottesdienste 
führen.      Die  Verhältnisse  waren  dieselben. 

Dieser  Familien  -  und  Slammesgottesdienst 
mufste  nun  unmittelbar  ganz  neue  Ideen  in  Umlauf 
setzen,  neue  Verhältnisse  begründen  oder  die 
schon  bestehenden  neu  gestalten,  neue  Einrich- 
tunoen  nolbwendl^j  oder  rälhlich  machen.  — 
Wenn  sich  auch  die  Menschheit  unaufhörlich 
erneuert,  die  Individuen  sind  nur  vorübergehende 
Erscheinungen;  sie  sterben  ab,  wie  die  Blätter 
eines  Baumes.  Aber  in  Gott  ist  kein  Wechsel, 
weder  Anfang  noch  Ende.  Indem  nun  die  Idee 
der  Gottheit  in  den  Menschen  tagte,  indem  sie  sich 
zu  einem  gemeinschaftlichen  Gottesdienste  ver- 
eimVfen,  konnte  ihnen  der  Abstand  zwischen  einer 
Idee,  der  Idee  des  Ewigen  und  Unvergänglichen, 
und  ihrem  eigenen  Dascjn,  nicht  lange  ein  Ge- 
heimnifs  bleiben,    mufsten  sie  sehr  bald  auf  den 


Gedanken  verfallen,  nuch  ihre  gesellscliaftllchen 
V^crhältnisse  mit  jener  Idee  in  Verbindung  zu  setzen 
und  so  einem  Bedürfnisse  abzuhelfen,  das  ihnen 
auch  aus  andern  Gründen  sehr  nahe  lag.  Es 
wurde  der  gemeinschafilJche  Gottesdienst  das  Band, 
welches  in  einer  jeden  einzelnen  Familie  und  eben 
so  in  dem  Stammesvereiiie  die  abtretenden  Ge- 
schlechter mit  der  neuauftrelenden  vereinigte;  es 
reihte  sidi  an  den  gemeinschafth'chen  Gottesdienst 
die  Idee  der  Ewigkeit  des  einen  und  des  andern 
Vereines  und  es  wurde  der  gemeinschaftliche 
Gottesdienst  die  Grundlage  aller  der  bürgerlichen 
Einrichtungen,  welche  mit  dieser  Idee  in  Verbin- 
dung standen.  '^)  üeberdiefs,  so  unvollkommen 
auch  che  Vorstellung  seyn  mogte,  welche  sich  die 
Menschen  von  der  Gottheit  oder  von  den  Göltern 
machten,  diese  Vorstellung  steht  mit  der  Idee  einer 
sittlichen  Weltordnung  in  einem  so  wesentlichen 
Zusammenhange,  dafs  ihnen  dieser  Zusammen- 
hang oder  die  Bestimmung  des  Menschen,  als  eines 
sittlichen  Wesens,  nicht  gänzlich  verborgen  bleiben 
konnte,  dafs  mithin  durch  die  Religion  die  Gesetze 
der  Moral  und  des  Rechts  auch  in  die  gesellschaft- 
lichen Verhältnisse  der  Menschen ,  wenn  schon  hier 
mehr  dort  weniger,  und  nur  nach  und  nach,  ver- 
flochten werden  mufsten.  Und,  indem  die  Reli- 
gion   einen    öffentlichen    Gottesdienst    zur   Folge 


7)  Z.B.  die  Erbfolge  wurde  an  die  communio  sacr 
priwatorum  geknüpft.     S.  Bd.  III.  S.  248. 
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hatte,  enthielt  sie  noch  einen  hesondern  Grund, 
jenen  Gesetzen  gerade  diesen  Einflufs  zu  ver- 
schaffen. Mit  einem  Worte  also,  es  führte  die 
Religion  zu  dem  Zwiespalte  und  Kampfe  zwischen 
der  idellen  und  der  wirklichen  Welt,  zwischen  der 
sittlichen  und  der  thierischen  Natur  des  Menschen, 
zwischen  den  sittlichen  und  den  physischen  Inter- 
essen der  bürgerlichen  Gesellschaft,  auf  welchen 
die  Civilisation  und  die  höhere  Kultur  derMenscheo 
beruht. 

Schon  frühzeitig  wurde  dieser  Kampf  Parthey- 
sache. Es  entstanden  Priesterkönige  oder  Priester- 
kasten und  Priesterorden,  welche  die  Sache  der 
Religion  zu  der  ihrigen  machten.  ^)  Wenn  und 
da  die  Häupter  der  einzelnen  Familien  die  gebohr- 
nen  Priester  ihrer  Familien  waren,  so  brachte  es 
schon  das  Gesetz  der  Stetigkeit  mit  sich,  dafs  der 
Häuptling  oder  dafs  die  Häuptlinge  des  Stammes 
dem  Stammesgottesdienste  vorstanden.  Oder  es 
konnte  sich  auch,  sey  es  ein  bestimmtes  Indi- 
viduum, sey  es  ein  gewisses  Geschlecht,  durch 
die  Kenntnifs  göttlicher  Dinge  oder  durch  Zauber- 
künste in  dem  Grade  auszeichnen,  dafs  es  in  einem 
Zustande  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  in  welchem 
ein  jedes  Uebergewicht  doppelt  wiegt,  in  welchem 
der  Kühaheit  keine  künstlichen  Grenzen  gesetzt 


8)  Eine  Erinnerung  an  die  Vorzelt  war  zu  Allien  der 
*AQX(av  ßtxüLXtvg  ^  in  Rono  der  rex  sacrificulus ^  dann  der  Tiiel 
eines  Pontijex  maximus^  welchen  die  Römischen  Kajser 
fiihrlen.  —  Wenn  in  dem  Folgenden  nur  von  P  riesle  r- 
sc  haften  die  Rede  ist,  so  j^eschieht  es  deswegen,  weil 
diese  auf  die  Civilisation  vorzugsweise  Einflufs  gehabt  haben. 
In  den  Priesterkönigen  pflegt  die  Eigenschaft  des  Königs  vor- 
lierrschend  zu  sejn. 
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Sind,  zur  Priesterwürde  gelangte.  ^)  Da  war  es 
nun  der  Beruf  und  das  Interesse  desPrfesterstandes, 
die  bürgerliche  Gesellschaft  eiuer  bleibenden,  einer 
auf  die  geistige  und  sittliche  Natur  des  Menschen 
berechneten  Regel  *)  zu  unterwerfen.  Da  war  es 
das  Interesse  dieses  Standes  und  da  mufste  es  der 
Stand  für  seinen  Beruf  halten  ,  sich  mit  den  Wissen- 
schaften zu  beschäftigen,  die  Religion  durch  die 
Zauber  der  Kunst  ehrwürdiger  und  ansprechender 
zu  machen.  Wie  hätte  sonst  die  Priesterschaft  ihre 
Gewalt  begründen,  wie  hätte  sie  sonst  ihre  Gewalt 
auf  die  Dauer  behaupten  können?  üeberall  ver- 
dankte daher  dieCivilisation,  überall  verdankte  die 
Kultur  der  Wissenschaften  Prieslern  ihren  Anfang; 
mehrere  Völker,  z.  B.  die  Hindus,  die  Aegyptier, 
verdankten  ihnen  auch  die  Fortschritte,  welche 
sie  in  ihren  bürgerlichen  Einrichtungen  und  in  den 
Wissenschaften  machten.  (Das  folgende  Buch  wird 
auf  diesen  Gegenstand  zurückkommen.) 

Indem  aber  die  Nationen  den  Anfang  oder  die 
Vervollkommnung  ihrer  Civilisation  und  Kultur  den 
Priestern  verdanken,  laufen  sie  zugleich'  Gefahr, 
in  einen  gewissen  Kreis  gebannt,  auf  einem  ge- 
wissen Punkte  festgehalten  zu  werden.  Ein  jedes 
Priesterrecht  ist  auf  die  Ewigkeit  berechnet.    Eine 


9)  Damit  stellt  in  Veibindung,  dafs  zuweilen  mitten  unter 
gänzlicti  unoebildeten  Stämmen  ein  Volk  wohnt,  welches 
unter  der  Leitung  einer  Prieslerschaft  schon  in  einem  hohen 
Grade  civilisirt  ist.  S.  ein  Kejspi  •!  in  v.  Hurabold's  Essai 
poliiique  sur  le  royaume  de  laNoui'elle  Espagne.  Par,  i8n. 
4.  I,   335. 

*)  Man  darf  behaupten:  Keine  Religion  ist  zur  Begrün- 
dung einer  Priesterherrscliaft  tauglich,  welche  nicht  die  Moral 
zur  Grundlage  oder  zur  Stütze  hat.  DieNeger  im  mittleren 
Afrika  haben  nur  Zauberer. 


Zachariä  lieg. Lehre.  IL  Bd.  ^.Abth. 
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jede  Priesterherrschaft  setzt  dem  menschlichen 
Geiste  gewisse  Schranken,  weil  sie  üher  den 
menschlichen  Geist  zu  herrschen  trachtet.  (Sta 
matorl) 

Jedoch  auch  gegen  diese  Gefahr  hat  die  Natur 
ihre  Vorkehrungen  getroffen.  — -  Je  mehr  der 
Glaube,  auf  welchem  eine  Priesterherrschaft  ruht, 
ein  Wahnglaube  ist,  desto  leichter  kann  er  durch 
einen  andern  Wahnglauben  bekämpft  werden.  In 
dem  Königreiche  Dahomey  in  Afrika,  so  Avird 
erzählt,  ^^)  lehre  einst  ein  Zauberer,  der  sich  dem 
Könige  gleichstellte.  Bey  einem  Feste  ermordete 
ihn  der  König-  Da  fiel  das  Volk  vordem  Könige 
nieder  und  rief:  Du  allein  bist  der  Gott  der  Götter; 
dir  allein  gebührt  die  Ehre!  Je  geistiger,  je  aus- 
gebildeter die  Religion  ist,  desto  leichter  entzweyen 
sich  die  Priester  unter  sich  selbst  über  den  Sinn  der 
Lehre,  über  die  Deutung  des  geoffenbarten  Wortes, 
und  desto  unversöhnlicher  ist  die  Feindschaft.  Der 
stolze  Bau  der  ß»  ahminen -Herrschaft  ist  dennoch 
durch  die  Spaltungen  unter  den  Prieslern  von  Zeit 
zu  Zeit  erschüttert,  '^)  ja  zum  Theil  durch  den 
ßuddhism  niedergerissen  worden.  Die  Geistlich- 
keit der  katholischen  Kirche  hat  von  jeher  gegen 
Ketzer  und  Schismatiker  zu  kämpfen  gehabt;  ein 


10)  Bibliothek  der  neuesten  und  wiclitigsten  Reisebe- 
selireibungen.  Von  Sprengel,  fortges.  von  Elirmano, 
IX.  Bd.   Weimar.  i8o3.   S.  i5i. 

1 1)  Dieses  Resultat  wird  sich  einem  Jeden  aufdringen, 
welcher  das  folgende  (frejlich  sehr  unkritisch  geschriebene) 
Werk  liest:  Mjlhoiogie  des  Indous  travailU  par  Mad.  la 
Chassc  de  Polier  sur  des  Manuscripts  authentiques  appoj'tes 
de  l'Inde  par  feu  Ms.  le  colonel  de  Polier.  Par.  1800. 
II.  T.  8. 
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Religionsstreit,  der  unter  den  Geistlichen  dieser 
Kirche  ausbrach,  hatte  die  Reformation  zur  Folge. 
Eben  so  hat  eine  jede  Priesterherrscbaft  ihre  äus- 
sern Feinde;  bald  ist  es  die  Gewalt  der  Fürsten, 
bald  der  weltliche  Adel,  bald  das  Volk,  von 
welchem  sie  für  ihre  Fortdauer  zu  fürchten  hat. 
Die  äussere  Freyheit  und  die  Gewissensfreyheit  der 
Menschen  zugleich  schmälernd,  ist  sie  aus  einem 
doppelten  Grunde  und  von  zwey  Seiten  Angriffen 
ausgesetzt. 

Endlich,  wenn  es  einer  Nation  an  inneren  Auf- 
regungen zur  Entwickelung  ihrer  geistigen  Kräfte 
gebricht  oder  wenn  diese  Aufregungen  nicht  stark 
genug  sind,  um  die  Nation  aus  dem  Winterschlafe, 
in  welchen  sie  verfallen  ist,  zu  wecken,  wird  sie 
von  andern  Nationen  unterjocht,  damit  sie,  gegen 
die  Fremdenherrschaft  anstrebend,  zu  einem  neuen 
geistigen  Leben  erwache  oder  damit  eine  neue 
Nation,  aus  der  Vereinigung  der  Sieger  und  der 
Besiegten  erwachsen,  auf  dem  Kampfplatze  der 
Kultur  auftrete. 


ZWEYTES   HAUPTSTÜCK. 

Von    dem    Urquelle   der  geistigen    Güter, 


Man  kann  den  Geist  des  Menschen,  in  wie  fern 
man  ihn  als  den  Urquell  der  geistigen  Güter  be- 
trachtet, mit  dem  Erdboden  vergleichen,  weil 
und  in  wie  fern  dieser  der  Urquell  aller  äusseren 
körperlichen  Güter  ist.  Ein  Grundstück,  ein  Land 
unterscheidet  sich  in  dieser  Beziehung  von  dem 
andern,  weil  das  eine  an  Erzeugnissen  reicher,  des 

6* 
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Anbaues  fähiger  ist,  als  das  andere,  weil  die  Scbät/.e 
und  Erzeugnisse  des  einen  von  dieser,  die  des 
andern  von  einer  andern  Art  sind,  weil  das  eine 
seiner  Lage  oder  Bescbaft'enheit  nach  den  VVaaren- 
verkehr  mehr  oder  weniger  begünstiget,  das  andere 
ihn  mehr  oder  weniger  erschwert.  Aehnliche  Ver- 
schiedenheiten treten  unter  den  Menschen  in  Be- 
ziehung auf  den  Urquell  ihrer  geistigen  Güter  ein. 
Die  Ungleichheit ,  welche  unter  den  Menschen 
in  Beziehung  auf  das  Maafs  und  die  BeschafTenheit 
ihrer  geistigen  Anlagen  eintritt,  ist  das  Band, 
welches  die  bürgerliche  Gesellschaft  vorzugsweise 
Eusammenhält,  diellauptquelle  der  Abhängigkeits- 
verhältnisse, in  welchen  die  Milglieder  eines  und 
desselben  Gemeinwesens  zu  einander  stehen.  Mit 
ihr  verglichen  hat  selbst  die  Verschiedenheit  der 
Vermögensverhältnisse  nur  einen  untergeordneten 
Einflufs  auf  die  bürgerliche  Gesellschaft.  Denn 
einerseits  ist  der  Ursj^'ung  dieser  Verschiedenheit 
hauptsächlich  in  der  Verschiedenheit  der  Geistes- 
gaben der  Menschen  zu  suchen,  (in  dieser  wie  in  so 
vielen  anderen  Beziehungen  wiederholt  sich  in  der 
Gegenwart  die  Vergangenheit,)  und  andererseits 
sind  Reichthum  und  Armutli  besonders  wegen  des 
Zusammenhanges,  in  welchem  sie  mit  den  Bedin- 
gungen der  Kultur  stehen,  politisch  bedeutsam. 
Ob  nun  wohl  eine  Ungleichheit  der  Menschen  selbst 
bey  den  rohesten  Stämmen  bemertbar  ist,  so  tritt 
sie  doch  in  dem  Grade  mehr  und  mehr  hervor, 
in  welchem  ein  Stamm  oder  eine  Nation  in  der 
Kultur  fortschreitet,  und  so  hat  sie  doch,  je  nach- 
dem sich  die  Kultur  gestaltet,  verschiedene  oder 
mannigfaltigere  Erscheinungen  zur  Folge.  Darum 
also  ist  der  Staatsverein ,  je  ungebildeter  die  Nation 
ist,  desto  looser.     Darum  ist  das  Fortschreiten  der 
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Kultur  {the  march  ofintellect)  mit  demForlbestehn 
der  bürgerlichen  Ordnung  nichts  weniger  als  unver- 
einbar. Darum  sind  die  Staatsgeserze  mit  dem 
jeweiligen  Kulturzustande  der  Nation  in  Ueberein- 
stimmung  zu  setzen,  zu  verändern,  wenn  sich  der 
Kulturzustand  der  Nation  verändert.  Den  Charak- 
ter der  ünveräuderlichkeit  kann  man  einer  Gesetz- 
gibung  nur  so  aufdrücken,  dafs  man  die  Kultur 
der  Nation  in  einen  bestimmten  Kreis  bannt  oder 
in  gewisse  stehende  Formen  zwängt.  Und  man  hat 
diesen  Versuch  gemacht;  er  ist  sogar,  wie  die  Ge- 
schichte der  Israeliten,  der  Hindus,  der  Chinesen, 
der  Spartaner,  der  katholischen  Kirche  beweist, 
in  einem  höhern  Grade  gelungen,  als  es  die  Beweg- 
lichkeit des  menschlichen  Geistes  zu  erwarten  ge- 
stattete. Man  wirkte  dieses  Wunder  gewöhnlich 
so,  dafs  man  theils  die  Kultur  an  den  Volksglauben 
befestigte,  theils  der  Nation  den  Verkehr  mit  Frem- 
den untersagte  oder  doch  möglichst  erschwerte. 
Auch  das  Mittel  hat  sich  bewährt,  die  Kultur  unter 
die  Vormundschaft  gelehrter  Kenntnisse  und  eines 
Gelehrtenstandes  zu  bringen.  *^)  Auf  dem  un- 
sichersten Boden  stehen  diejenigen  Staatsverfas- 
sungen, welche  allen  Bürgern  gleiche  Rechte  zu- 
sichern sollen ,  also  die  volksherrschaftlichen  Frey- 
staaten. Denn  die  physische  und  insbesondere 
die  geistige  üngleicheit  ist  der  gebohrne  Feind  der 
rechtlichen  Gleichheit  der  Menschen.  Daher  haben 
die  Verfassungen  dieser  Art  fast  immer  eine  künst- 


12)  Das  Interesse  des  GelcKitenslandes  bringt  es  mit 
sich,  über  das  Bestellende  zu  halten,  die  Urbprlieferungen 
der  Vorzeit  zu  hewabren.  Wie  manche  Bej^ebewlieiten  und 
Erscheinungen  unseres  Zeitallers  lassen  sich  mit  dieser  Be- 
merkung in  Verbindung  setzen! 


86 

liebere  Gestalt,  damit  die  rechtliche  Gleichheit 
gegen  die  natürliche  Ungleichheit  der  Menschen 
geschützt  oder  damit  diese  Ungleichheit  für  das 
Interesse  jener  Gleichheit  gewonnen  werde.  Die 
Bürgerschaften  der  Städte  Deutschen  Ursprungs 
spalteten  sich,  zur  Erhaltung  der  gemeinen  Frey- 
heit,  in  Zünfte  und  Gesellschaften;  auf  denselben 
Zweck  ist  die  Verfassung  der  Volksvertretung,  so 
wie  sie  z.  B.  in  den  vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika besieht,  berechnet.  Die  Aehnlichkeit 
und  dieUnähnlichkeit,  die  zwischen  diesen  beyden 
Formen  der  Volksherrschaft  eintritt,  verdient  in 
mehr  als  einer  Hinsicht  weiter  verfolgt  zu  werden.  ^^) 
Auch  ganze  Nationen  scheinen  dem  Maafse  und 
der  Beschaffenheit  ihrer  geistigen  Anlagen  nach 
von  einander  verschieden  zu  seyn.  Auf  dieser 
Verschiedenheit  und  auf  der  mit  ihr  in  Verbindung 
stehenden  Verschiedenheit  des  Kulturzustandes  der 
Nationen  beruht,  Avenn  auch  nicht  ausschliefslich, 
eben  so  wohl  der  friedliche  Verkehr  unter  ihnen, 
(der  geistige  und  der  Waarenverkehi,)  als  das  Ueber- 
gewicht  der  einen  Nation  über  die  andere.  Die 
ursprüngliche  geistige  Verschiedenheit  der  Nationen 
offenbart  sich  vielleicht  am  auffallendsten  in  der 
gebietherischen  Stellung,  welche  die  Nationen  von 
der  weifsen  Farbe  gegen  die  von  den  andern  Far- 
ben behaupten  und  von  jeher  behauptet  zu  haben 
scheinen.  (Sollte  die  Vermuthung  zu  gewagt  seyn, 
dafs  dieses  Verhähnifs  mit  dem  Einflüsse  des 
Sonnenlichts  auf  die  geistige  Natur  des  Menschen 


i3)  Man  sollte  den  Versucli  machen,  Tiialsaclien  zu 
sa,mmeln,  auf  welclie  man  eine  Bereclinung  der  mutbmafs- 
llchen  Lebeusdauer  dei'  verscliledenen  Staatsverfassungen  grün- 
den könnte. 
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zusammenhänge?)      Auf  dieselbe    Ursache   dürfte 
man  die  merkwürdigen  Erscheinungen  zurückfüh- 
ren können,  dafs  man  an  den  äussersten  Enden  des 
Festlandes  —  am  Nordpole,  auf  der  südlichsten 
Spitze  von  Afrika  und  Amerika,  in  den  Gebirgs- 
ländern  von  Slam,   ^*)  —  Völkerschaften  antrifft, 
welche,  aus   den    armseligsten   menschlichen  Ge- 
schöpfen besteilend,  die  üeberbleibsel  von  Nationen 
zu  seyn  scheinen,  die,  einst  zahlreicher  und  wei- 
ter verbreitet,    von   Völkerschaften    eines   edleren 
Stammes  gedrängt  und  verdrängt  wurden,  bis  sie 
nicht  mehr  ausweichen  konnten.     Vergleicht  man 
kultivirtere     Nationen     mit    einander,    besonders 
solche,    welche  in  einem  lebhaften  Verkehre  mit 
einander  stehen,   und  desselben  Glaubens  sind,  so 
ist  zwar  unter  ihnen  jene  ursprüngliche  Verschie- 
denheit —  ausgenommen  etwa  in  den  Werken  der 
Einbildungskraft  und  in  Sachen  des  Geschmacks  — 
schon  weniger  bemerkbar.    Aber  indem  die  Kultur 
mit  der  üngleichartigkeit  der  Nationen  das  Bedürf- 
nifs  des  Verkehres  unter  ihnen  zu  mindern  scheint, 
veranlafst  sie  gleichwohl  unter  den  Individuen  der 


i4)  Die  Esquimaux ;  die  Busclimänner ;  die  Peseheräs. 
In  den  Gebirgen  von  Slam  wolint  ein  Menscliensiaram,  der, 
von  den  Siamesen  gänzlich  verscliieden ,  tief  unter  diesen 
steht.  Eben  so  findet  man  auf  mehreren  Insehi  der  Südsee 
zwey  verschiedene  Menschenstämme;  der  eine^.^c&^edlere, 
wohnt  an  dem  Meeresufer,  der  andere  in  den  Gebirgen. — 
Waren  diese  unedleren  Menschenstämme  vielleicht  die  älte- 
sten Bewohner  der  Ea de  ?  Jedoch,  es  ist  mehr  als  gewagt, 
diese  oder  ähnliche  Vermuthungen  über  den  vUrsprung  -des 
menschlichen  Geschlechts  schon  jetzt  anzustellen.  Die  Geo- 
gonie  (die  Lehre  von  der  Art,  wie  sich  der  Erdkörper  gebil- 
det hat),  —  die  Propädeutik,  die  Anthropogonie,  —  ist 
noch  zu  weit  von  dem  Range  eißcr  "Wissenschaft  entfexnU 
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gebildeterea  NaMonen  eine  desto  engere  Vereini- 
gung, einen  desto  lebhafteren  Wetteifer.  Mit 
Recht  betrachtete  Napoleon  die  Nationen  des  heu- 
tigen Europa  als  eine  einzige.  (Aber  der  Vielheit 
und  der  Verschiedenheit  der  Europäischen  Slaaten 
verdankt  diese  grofse  Nation  die  Regsamkeit  und 
Mannigfaltigkeit  ihres  geistigen  Lebens.) 


DRITTES    HAÜPTSTÜCK. 

Von   der  Erzeugung  der  geistigen   Güter, 


Die  geistigen  Güter  sind  entweder  Erzeugnisse 
der  Erfahiung,  Vorstellungen  ,  welche  der  Mensch 
unmittelbar  durch  seine  Sinne,  durch  die  äusseren 
Sinne  oder  durch  den  inneren  Sinn,  empfängt, 
oder  Erzeugnisse  des  Nachdenkens,  oder  Erzeug- 
nisse der  schaffenden  Kraft  des  menschlichen 
Geistes,  des  Genies,  (die  Werke  der  schönen 
Künste). 

Unter  keiner  Voraussetzung  kann  d\e  Ge-^ 
dankenwelt  des  Menschen  Bios  aus  Erzeugnissen 
der  ersten  Art  bestehn.  Selbst  das  Thier  waltet 
mit  einer  gewissen  Freyheit  über  seine  Vorstel-^ 
hingen.  Nur  dem  Grade  ihrer  geistigen  Freyheit 
nach  sind  Menschen  und  Stämme  von  einander 
verschieden.  Die  Sinne  liefern  nur  den  Stoflf  zu 
den  Arbeiten  und  Schöpfungen  des  Geistes. 

Die  Erzeugnisse  des  Nachdenkens,  in  der  Voll^ 
endung  betrachtet,  zu  welcher  sie  möglicherweise 
erhoben  werden  können,  sind  die  Künste  und  die 
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Wissensdiaften  '^).  Eine  Nation  ist  in  dem  Grade 
reicher  oder  ärmer  an  geistigen  Gülern,  in  welchem 
sie  in  den  Künsten  und  in  den  Wissenschaften 
Fortschritte  gemacht  hat.  Erzeugt  wird  dieser 
Reichthum  durch  Geistesarbeit,  durch  geistige  In- 
dustrie. Der  mehr  oder  weniger  günstige  Erfolg 
dieser  Arbeit  hängt,  abgesehen  von  den  Interessen 
und  Anlagen  der  Arbeiter ,  von  folgenden  drey 
Bedingungen  ab:  Erstens:  Geistesarbeit  erfor^ 
dert  zu  ihrem  Gedeihen  Geistesfreyheit ,  d.  i. 
Freyheit  von  einer  jeden  Vormundschaft.  Eine 
sehr  weitgreifende  Bedingung.  Der  Staatsherrscher 
kann  es,  eine  Prieslerherrschaft  mufs  es  für  noth- 
wendig  erachten,  der  Geisteslhätigkeit  eine  gewisse 
Grenze  zu  setzen  oder  eine  hestimmle  Richtung  zu 
geben.  Beyden  ist  Geistesfreyheit  in  so  fern  we- 
sentlich gefährlich,  als  sie  in  dem  Gebielhe  der 
Meinungen  herrscht.  Den  menschlichen  Geist 
in  einer  jeden  Beziehung  zu  bevormunden 
scheint  vorzugsweise  das  Interesse  der  Hierarchie 
zu  seyn.  Doch  ist  die  Geistesfreyheit,  auch  wenn 
sie  unter  eine  geistliche  Vormundschaft  gestellt  ist, 
noch  immer  nicht  ohne  Schutz,  sobald  nur  dlö 
weltliche  Gewalt  von  der  geistlichen  getrennt  ist« 
{W^ie  viel  verdankt  die  Europäische  Menschheit 
auch  in  dieser  Beziehung  dem  KamjDfe  zwischer^ 
Staat  und  Kirche!  Allemal  aber  mufs  eine  Priesler- 
schaft sich  selbst  die  Bearbeitung  der  Künste  und 
Wissenschaften  angelegen  seyn  lassen,  damit  ihr- 
das  geistige  Uebergewicht,  welches  der  Ursprung 
ihrer  Macht  war,    gleich  als  ein  Standeserbe  ver« 


i5)  Beyde  Worte  werden  liier  In  Ihrer  weitern  Bc^. 
deutunp:  genommen,  so  dafs  sie  das  j^esammte  Wissen  t^es. 
Menschen,  in  wie  fern  es  auf  Principien  berujjt,  umfasse«. 
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bleibe.      So    erklärt    es    sich ,     wie  z.  B.  einst  ia 
Aegypten  und  am  Euphrates  Künste  und  Wissen- 
schaften,   obwohl    das  Eigenthum  einer  Priester- 
kaste, dennoch  so  bedeutende  Fortschritte  machen 
konnten  *^).       Andererseits    hat    eine    Herrschaft, 
welche    der    Geistestreyheit   Fesseln    anlegt,     die 
Fortschritte   mehr  oder  weniger    zu    befürchten, 
welche  die  Nation  in  den    Künsten    und  Wissen- 
schaften macht.     Als  Galilei,  ob  er  wohl  so  eben 
die  Lehre   von   der   Bewegung   der  Erde   um    die 
Sonne  als  eine  hrlehre  abgeschworen  hatte,  in  die 
Worte  ausbrach:    Und  doch  bewegt  sie  sich!  ver- 
kündigte er    den   Anfang    eines    neuen    Zeitalters. 
Das    Gebieth    der  Meinungen   vermindert   sich   in 
dem  Verhältnisse,    in  welchem  sich  das  Gebietb 
des    Wissens   vergröfsert.      Schon    eine  Erfindung 
oder  Entdeckung,    Avelche  in    den    mechanischen 
Künsten  gemacht  wird,   kann  (wie  am  besten  die 
Erfindung    der    Buchdruckerkunst    beweist)     den 
Zustand    der    bürgerlichen    Gesellschaft    und    mit 
ihm    die   Lage   der   Regierung    wesentlich   verän- 
dern ^').    Noch  mehr  ist  die  Philosophie  zu  fürch- 
ten.   In  einem  Staate,  welcher  den  Geist  der  Nation 
bevormundet,  nimmt  sie  leicht  einen  revolutionären 
Charakter  an  ^^).     Zweitens:  Das  Gedeihen  der 


16)  Die  Ge>elze  Menii's  gestatten  den  obersten  drey 
Kasten,  die  Veda's  (die  lieiligeu  Schriften  der  HIndu's)  zu 
lesen.  Die  Stellung  einer  Hierarcl)ie  zum  Volke  läfst  sich  am 
besten  daraus  abneliraen,  ob  und  .in  wie  fern  die  Priester- 
schaft in  dem  Besitze  einer  Geheimlelire  rst. 

17)  Auch  die  Erfindung  der  Dampfmaschinen  verdient 
hier  angeführt  zu  werden.  —  Wird  nicht  die  Büchercensur 
durch  die  Erfindung  des  Steindrucks  bedroht? 

18)  Diesen  Charakter  halte  sie  z.  B.  in  Frankreich  ua- 
ter  Ludwig  dem  XV.  und  XVI. 
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Künste  und  Wissenschaften  hängt  von  der  Methode 
ab,  nach  welcher  sie  bearbeitet  Averden.  Aber, 
so  wie  die  Aufgabe  der  Methodenlehre  zu  den 
schwierigsten  wissenschaftlichen  Aufgaben  gehört, 
so  beugt  sich  auch  der  Mensch  unter  die  Gesetze 
der  Methode  nicht  weniger  ungern,  als  unter  die 
Gesetze  des  Staates.  Was  nur  ein  Gegenstand  des 
Glaubens  seyn  kann,  das  erkühnt  sich  der 
Mensch  zu  wissen;  wo  er  auf  Wissenschaft 
ausgehen  könnte,  verliehrt  er  sich  in  Meinun- 
gen und  Träume.  So  ist  in  der  Staatswissen- 
schaft deswegen  der  richtige  Weg  so  oft  verfehlt 
worden,  weil  man  es  unterliefs ,  die  Erfahrung 
kunstmäfsig  zu  befragen.  Die  Methode,  welche 
Baco  der  Naturwissenschaft  (der  Wissenschaft  der 
Gesetze  der  Körperwelt)  vorgezeichnet  hat,  ist 
auch  für  die  Staatswissenschaft  in  so  fern  gültig,  als 
diese  Wissenschaft  auf  Erfahruno'sorundsätzen  be- 
ruht.  Die  Staatsverfassungen,  VeJche  die  öffent- 
lichen Angelegenheiten  öffentlich  zu  verhandeln 
gebiethen,  sind  dem  Fortschreiten  der  Künste  und 
Wissenschaften  auch  deswegen  günstig,  weil  sie 
den  Forschungsgeist  von  dem  Irrwege  zurück- 
halten ,  der  in  das  Land  eingebildeter  Weisheit 
führt  ^^).  Drittens:  Der  geistige  Reichthum  ei- 
ner Nation  ist  durch  den  Reichthum  des  geschicht- 
lichen Stoffes  bedingt,  welcher  ihr  bey  der  Bear- 
beitung der  Künste  und  Wissenschaften  zu  Gebothe 
steht.  Wenn  auch  der  menschliclie  Geist  überall 
derselbe  ist,  so  hat  doch  keine  Nation,  die  auf  die 


19)  Das  bestätigt  z.  B.  der  Cliarakter  der  lientigea 
französischen  LiteratuL^  -T-^,:Wie  ist  es  zu  erklären,  dafs  d^'fe 
Griechen,  ob  sie  wohl  das  Innere  des  Menschen  so  gut  kaj^j^ 
ten ,   dennoch  in  dei  Naturwissenschaft  so  weit  zurückblieben? 
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Kräfte  ihres  eigenen  Geistes  beschränkt  war,  ihre 
Kunst  und  Wissenschaft  vor  dem  Fehler  der  Ein- 
seitigkeit oder  vor  dem  Fehler  der  Verkünstelung 
zu  bewahren  vermögt.  Dagegen  stehen  in  dem 
heutigen  Europa  die  Künste  und  Wissenschafien 
auch  deswegen  auf  einer  so  luftigen  Höhe,  weil 
die  Europäer  nach  und  nach  fast  in  alle  Länder  der 
Erde  eingedrungen  sind  und  sich  mit  dem  gegen- 
wärtigen und  dem  vormahgen  Zustande  ihrer  Be- 
wohner bekannt  gemacht  haben. 

Endlich,  die  Werke  der  schönen  Künste  sind 
als  solche  (denn  sie  sind  zugleich  mehr  oder  weni- 
ger Geistesarbeiten)  nicht  Erzeugnisse  son- 
dern Schöpfungen  des  Geistes.  Vorzugsweise 
gilt  dieses  von  den  Werken  der  Dichtkunst,  von 
denen  der  bildenden  Künste  (der  Bildhauerkunst^^) 
und  der  Mab  1er ey),  und  von  denen  der  Tonkunst. 
Man  kann  daher  eher  die  Eigenihümlichkeiten  des 
Kunsttalentes  und  des  Kunstgeschmacks  der  ver- 
schiedenen Nationen,  als  die  Ursachen  dieser  Ei- 
genthümlichkeiten  oder  die  Bedingunsfen ,  unter 
welchen  sich  die  schaffende  Kraft  des  menschlichen 
Geistes  entfaltet,  nachweisen.  Jedoch  scheinen 
Religiosität  oder  Scheu  vor  den  Göttei-n,  Ge- 
schlechtsh'ebe  und  Kriegsmulh  einen  geheimnifs- 
vollen  Einflufs  auf  jene  Kraft  und  auf  deren 
Schöpfungen  auszuüben.  —  Wenn  auch  die  Werke 
der  schönen  Kunst  dem  Menschen  eine  eigene 
geistige  Welt  aufschliefsen,  wenn  sie  auch  auf  die 
Einbildungskraft,    also  auf  dasjenige  Geistesver- 


?,o)  Es  ist  bemcrkenswerlh ,  dafs  die  Kunst  nur  Un- 
geheuer hervorgebraclft  hat,  wenn  sie  vernünftige  Wesen  in 
einer  andern  Gestalt,  als  in  der  menschlichen,  daizuslcllen 
versuchte. 
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mögen  anregend  einwirken ,  welches  auf  alle  Ver- 
richtungen des  menschlichen  Geistes  einen  bele- 
benden Einflufs  hat ,  so  sind  sie  doch  von  den 
übrigen  geistigen  Gütern  in  so  fern  verschieden, 
als  sie  mehr  zu  dem  Gemüthe,  als  zu  dem  Ver- 
stände SjDrechen.  Daher  hat  man  z.  B.  durch  die 
Werke  der  bildenden  Künste  bald  die  unsichtbare 
Welt  in  eine  sichtbare  zu  verwandeln  gesucht,  damit 
dt^r  Glaube,  zum  Schauer  erhoben,  desto  unerschüt- 
terlicher festständet^),  bald  die  Grofsthaten  oder  die 
grofsen  Männer  der  Vorzeit  der  Nachwelt  vergegen- 
wärtigt, damit  diese  zur  Nacheiferung  desto  drin- 
gender aufgefordert  würde.  Jedoch  sind  die  Bedin- 
gungen, von  welchen  der  Eindruck,  deu  Kunstwerke 
auf  das  Gemüth  machen  können,  abhängt,  so  zahl- 
rei(  h  und  so  mannigfaltig,  dafs  es  nicht  befremden 
darf,  wenn  dieser  Eindruck  bej  der  einen  Nation 
mehr  oder  auf  eine  andere  Weise,  als  bey  einer 
andern  Nation,  ja  hey  einer  dritten  sogar  kaum 
sichtbar  ist.  Was  war  die  Musik  den  Griechen  ?^^) 
was  ist  sie  den  heutigen  Europäischen  Nationen? 

Das  geistige  Kapital  einer  Nation  ist  ihre  Spra- 
che ^^).  In  dieser  sind  die  der  Nation  eigenthümlichen 


2i)  Die  riesenliaftesten  Bauwerke  findet  man  bei  den 
Nationen,  welche  die  riesenhaftesten  Mjthologieen  hatten. 
Dieselben  Nationen  hatten  eine  raächtige  Priesterschaft. 

22)  Jedocb  rechneten  die  Grieclien  zur  Musik  aller- 
dings mehr,  als  wir.  Auch  rühmen  sie  besonders  die  wun- 
dersamen Wirkungen  der  älteren  Musik.  (Es  ging  deu 
Griechen,  wie  es  andern  Völkern  geofangen  ist.  Sie  wurden 
mit  der  Zeit  mehr  und  mehr  Verstandesmenschen!)  Vrgl.  K. 
S.  A.  Hoch  hei  mer's  System  der  Griechischen  Pädagogik, 
V.  Bd.    Gott.  1788.    8.    Besonders  II,   34o. 

23)  Das  Wort:  Kapital,  wird  hier  in  demselben 
Sinne,  wie  in   der  Wirlhschafislehre,  genoiumen.     Ein  Ka- 
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und  gemeinsamen  Vorstellungen  und  Denkformen 
niedergelegt.  Der  menschliche  Geist  arbeitet  mit 
Worten.  Die  Erzeugnisse  seines  Nachdenkens,  die 
Künste  und  die  Wissenschaften  ,  kann  sich  eine 
Nation  nur  unter  der  Bedingung  als  ihr  Gemeingut 
zueignen,  dafs  sie  in  die  Nationalsprache  einge- 
kleidet sind  und  in  derselben  aufbewahrt  werden. 
Die  Beschaffenheit  und  die  Bildsamkeit  der  Natio- 
nalsprache ist  eine  von  den  Bedingungen,  von 
welchen  die  wissenschaftliche  Bildung  der  Nation 
abhärsgt. 

Jedoch,  so  lange  eine  Sprache  nur  durch  münd- 
hcheüeberliefernng  fortlebt,  kommt  ihr  die  Eigen- 
schaft eines  Nationalkapitals  nur  sehr  unvollkom- 
men zu.  Derin  so  lange  fehlt  es  an  einer  genü- 
genden Bürgschaft  für  die  Fortdauer  der  Sprache, 
als  eines  der  Nation  gemeinsamen  utid  gleichsam 
äufseren  Schatzes  ^*).     So  lange  fehlt  es  an  einer 


pital  ist  ein  Vorralli  von  aufgesammelten  Giilern.  Es  konn- 
ten übrigens  hier  zu  der  Lehre  von  dem  geistigen  Kapitale 
einer  Nation  nur  Andeutungen  gegeben  werden.  Daher/ ist 
;».  B.  die  Frage  übergangen  worden,  warum  oder  in  welchem 
Sinne  nur  die  Sprache  (nur  die  Wortsprache)  als  das  geistige 
Kapital  einer  Nation  zu  betrachten  sej. 

24)  Jedoch  eben  deswegen  ist  eine  Sprache,  die  nicljt 
geschrieben  wird,  desto  bildsamer.  Wenn  bey  einer  Nation, 
deren  Sprache  nicht  gescluieben  wird,  ein  Dichter  aiifsteht, 
dessen  Gesänge  in  dem  Munde  der  Nation  fortleben,  so  kann 
dieser  Dichter  einen  für  alle  Zeiten  entscheidenden  Einflufs 
sujI"  die  Sprache  a.u;^üben.  .(Zu  llomer's  Zeiten  kann  die  Buch- 
staDensclirift,  wenn  sie  überhaupt  bekannt  war,  doch  nur 
wenig  in  Gebrauch  gewesen  seyn.  Sonst  hätte  dieser  Dichter 
nicht  so  mächtig  auf  die  Sprache  seiner  Nation  einwirken 
können.)  -r—  Bei  einer  Nation,  die  keine  Schrift  hat,  kann 
sich  am  i<^ich testen  eine  Geheimlehre  bilden  und  erhalten. 
Oder  es  mufs  der  Sinn  der  Schrift  vor  den  Uneingeweihten 
geheim  gehalten  werden. 
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genügenden  Bürgschaft  für  die  Erballang  der  Er- 
zeugnisse und  Schöpfungen,  zu  welcher  die  Sprache 
benutzt  worden    ist.     Diese  Bürgschaften  können 
einer  Sprache  nur  dadurch  werden,  dafs  sie  durch 
sichtbare   Zeichen  dargestellt  wird  ,    vollkommen 
nur  durch  eine  Buchstabenschrift.     So  wie  daher 
eine  Nation  an  Geld  und  Gut  in  dem  Grade  reicher 
ist,  in  welchem  sich  bey  ihr  Kapitalien  angesam- 
melt haben,  eben  so  ist  eine  Nation,  je  nachdem 
sie  eine  Schrift  hat  oder   nicht   und  je    nachdem 
diese  Schrift  beschaifen  ist ,     an  geistigen  Gütern 
reicher  oder  ärmer.     Man  wird  z.  ß.  keine  Nation 
nachweisen  können ,  welche,  ohne  eine  Schrift  zu 
haben,     bedeutende  Fortschritte   in  der   Kuhur, 
insbesondere  in  den  Wissenschaften,  gemacht  hätte. 
Merkwürdig  ist  der  Reichthum  Asiens  an  Schrift- 
arten; es  scheinen  sogar  alle  Alphabete  aus  diesem 
ürsitze  der  Kultur  abzustammen.    Jedoch,  so  grofs 
auch  die  Vor; heile  sind  oder  seyn  mögen,  welche 
die  Kultur  von  der  Erfindung  oder  Einführung  einer 
Schrift  zieht,    die  Rechnung  ist   nicht  ohne   eine 
Gegenrechnung  ^^).     Die  Erzeugnisse  und  Schöpf- 
ungen des  Geistes  verliehren  an  Leben  und  Farbe, 
wenn  sie  in  das  Gewandt  der  Schrift  gekleidet  wer- 
den.   Je  mehr  Zeit  das  Lernen  in  Anspruch  nimmt, 
desto  weniger  Zeit  bleibt  für  das  Selbstdenken  und 
für  das  geistige  Schaffen  übrig.     Und  die  Schrift, 
deren  sich  eine  Nation  bedient,  kann  schon  für  sich 


25)  Vgl.  über  diese  Gegenreclinung  Plato  in  Phaedro. 
—  Man  kann  die  Paradoxa  aufstellen:  Es  ist  ein  Glück, 
dafs  die  Griecbisclien  und  die  Lateinischen  Schriftwerke 
gröfslentliells  untergegangen  sind.  Unser  Zeitalter  mufs 
darauf  Bedacht  nehmen ,  Gelehrsamkeit  entbehrlicher  zu 
machen. 


flö^feiher  so  künstlichen  Beschaffenheit  seyn,  dafs 
i|i  an  wegen  der  Schwierigkeit,  sich  das  Werkzeug 
i^U  verschaffen ,  kaum  zur  Arheit  gelangen  kann. 
Die  Schrift  der  Chinesen  ,  eine  Schrift ,  welche 
nicht  ßuchslaben  oder  Sjlben  oder  Worte,  son- 
dern Begriffe  durch  gewisse  Grundzeichen  und 
durcli  deren  Zusammensetzung  ausdrückt,  ist  in 
der  That  von  dieser  Art.  (Vielleicht,  dafs  auch 
für  den  Geldreichlhum  einer  Nation  die  Anhäufung 
von  Kapitalien  nicht  ohne  Gefahr  ist.) 

^hth^^  01^1  E  R  T  E  S    n  A  U  P  T  S  T  Ü  C  K. 

-^E  3iti  luß  tiii 

»HSSinrifiddr  Ertuerbang  geistiger  Güter, 

'•  '  Ehtvveder  durch  Lernen  oder  durch  Selbst- 
denken kann  man  sich  geistige  Güter  erwerben. 
Das  Lernen  setzt  einen  Unterricht  voraus,  sey  es, 
dafs  man  von  Andern  unterrichtet  wird,  oder  dafs 
n^an  sich  selbst  unterrichtet. 

Der  Unterricht  bezAveckt  die  Bildung  des  Ver- 
standes, die  Erziehung  die  Bildung  des  Charakft^i^* 
Jedoch,    obwohl  der  Unterricht  seinem  unmi'ltel-^*^ 
baren  Zwecke  nach  von  der  Erziehung  wesentlicfif^ 
verschieden  ist,     so  ist  doch  der  Zweck  der  El^-^ 
Ziehung    zugleich   der  Endzweck   des  Unterricht!^. 
Diese  Beziehung,  in  Avelcher  der  Unterricht  zu  der* 
Erziehung  steht,    ist  vielleicht  von  keinem  Volke 
vollständiger   erkannt    und    planmäfsiger   verfolgt 
worden,      als    von    den    Griechen    der    Vorzeit, 
nahmentlich   von    den    Spartanern   und  von    den 
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Atheniensern.  Es  scheint  sogar,  dafs  die  Griechen 
den  Unterricht  nur  als  die  Methode  der  Erziehung 
hetrachleten.  JNach  der  Lehre  der  attischen 
Schriftsleller  begreift  die  Erziehung  ein  dreifaches 
Geschäft  unter  sich;  den  Unterricht  in  der  Gym- 
nastick,  damit  der  Körper  abgehärlet  und  der 
Vernur.ft  die  Herrschaft  über  das  Gemüth  erleich- 
tert werde;  den  Unterricht  in  der  Musick ,  damit 
die  Vernunft  zur  Herrschaft  über  das  Gemüth  ge- 
lange; —  den  Unterricht  in  den  Wissenschaften, 
damit  der  Mensch  den  richtigen  Gebrauch  voa 
dieser  Herrschaft  mache  '^).  Die  heutigen  Euro- 
päischen Volker  betrachten  dagegen  den  Unterricht, 
sowohl  im  Leben  als  in  der  Wissenschaft,  mehr 
als  eine  für  sich  bestehende  Aufgabe;  ja  sie  schei- 
nen sogar  mehr  auf  den  Unterricht  als  auf  die  Er- 
ziehung der  Jugend  ihre  Aufmerksamkeit  zu  rich- 
ten, sey  es  im  Vertraun  auf  die  heilsamen  Wir- 
kungen des  Christenthumes  oder  weil  man  jetzt 
vergleiclningsweise  mehr  zu  lernen  hat  und  mehr 
lernen  mufs.  Allemal  aber  ist  zu  befürchten,  dafs, 
wenn  sich  der  Unterricht  von  der  Erziehung  gleich- 
sam losreifät,  der  Eifer  für  jenen  den  Erfolgen 
dieser  Eintrug  thun  werde.  Man  will  in  England 
die  Bemerkung  gemacht  haben,  dafs,  seitdem  die 
Kinder  die  offen l liehen  Schulen  fleifsiger  besuchen, 
die  Zahl  der  Vergehungen  gestiegen  sey.  Und 
man  hat  sich  den  Zusammenhang  der  Sache  so 
erklärt,  dafs  seit  dieser  Zeit  theils  die  Kinder  das 
Beyspiel  der  Eltern  weniger  vor  Augen  hatten,  theils 
die  Eltern  ihren  Pflichten  genügt  zu  haben  glaub- 


26)  Vgl.  das  Anna.  22.  a.  Werk  I,  i.  ff. 
Zachariä  JhgXehre.  IL  Bd,  2.  Abth,  7 
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""  I.   Von  dem  Schulunterrichte.^^    ^^ 

'    '       '  '.'3 

Man  kann  den  Jugendunterrichl,  (von  welchenpi^ 
da  der  Unterricht  der  Erwachsenen,  z.B.  in  Sonnt 
tagsschulen  nur  eine  Fortsetzung  oder  Nachholung 
ypa  jenem  oder  auch  nur  eine  Art  des  Selbstun- 
terrichtes ist,  hier  allein  die  Rede  sein  wird,)  in 
zwey  Zeitabschnitte  eintheilen.  In  dem  ersten,  in 
dem  Kindes- und  in  dem  Knabenalter,  ist  er  auf 
4ie  Bestimmung  des  Menschen  oder  auf  die  Bil- 
dung des  Menschen  zum  Menschen  überhaupt 
zu  berechnen;  in  dem  zweyten,  in  dem  Jüng- 
lingsalter, hat  er  die  Bildung  des  Lehrlings  für 
^in^nJbestim  raten  Beruf  zum  Zwecke.  Jedoch 
jdarf  die  Scheidlinie  zwischen  beyden  Zeitabschnit- 
ten nicht  so  scharf  gezogen  werden ,  als  ob  der 
Unterricht  der  ersten  Periode  nicht  zugleich  den 
der  zweyten  vorbereiten  und  dieser  nichi  zugleich 
jenen  fortsetzen  könnte  und  nach  Befinden  sollte. 
J^*"  Der  Unterricht  der  zweyten  Periode  ist  hey 
einer  jeden  Nation  nach  dem  jeweih'gen  Zustande 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  zu  regeln.  Unah* 
hängiger  oder  nicht  schon  seinem  Wesen  nach  ab- 
hängig von  dieserToraussetzung  ist  der  UnlerricM 
der  ersten  Periode.  Dieser  sollte  sogar  von  Rechts- 
wegen überall  weltbürgerlicher  Art  seyn.  Gleicb'T 
wohl  werden  in  dem  folgenden  auch  die  Regelln 
für  den  Unterricht  der  ersten  Periode  mit  Rücksidlft 
auf  den  dermal  igen  Zustand  der  Europäischen  Nar 
tionen   erörtert    werden,    damit    sich   die  ünter-^ 


2;X^.   Report    pIs  s^^lf -^ict^jCo^ijiittee    (^ 
Committments  anä  Conviclions^     Lond.  1827,  (oJ.j^^j,'^  ^^jfß 
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4mh8ti§titcht  in  Traume  oder  lilcht  Wm^  (§64- 
bielh  ohne  Grenzen  verliere,  üeberdiefs  ge^to^ 
es  der  Charakter  der  Europäischen  Kultur  wenig- 
stens in  einem  gewissen  Grade,  bei  diesem  ün- 
reiTiehte  Ton  dem  Ideale  eines  Weltbürger  Heben 
Öttlerriehts  auszugehn  ^^.^^  t  it)b  iüi,vrmml  lob  üb 
'gisytu'r^:tr:.:i.  ^  .  ^.-•'•'.    ; , ■  :.yäk>tfj7^:  :  "füh -^tm  fislüdoBggnl 

^^    Metis(^hen  überhaupt ;  oder  von  dem   Unterrichte  im 

ai ^  09Jßi3   r       i^-^    Kindesalter^^),  - 

^"^  UfaÄF^kaffÄ'^aP^^en  Unterricht  den  Elementar- 
oder den  Anfangsunterricht,  die  zur  Ertheilun^ 
Ufei^^^^Ünterrichts  bestimmten  Schulen  Elementar-^ 
oder  niedere  Schulen  nennen. 

Der  Elementarunterricht  hat  einen  doppelte« 
Zweck.  Erstens:  das  Kind  soll  die  Fertigkeiten 
erlernen ,  ohne  welche  es  nicht  im  Stande  seyÄ 
würde,  sich  selbst  zu  unterrichtea  oder  von  and^rh 

,  y.^^^^. — - — ■    .  i:-jiu/  :■>.-.  ostisiad'iuv  •  ;^3 

28)  AN  Hauptwerke  über  den  Untemcnt  und  die  Er*- 
»ietiung  der  Jugend  sind  liier  anzuführen :  Grundsatze  der 
^fwehun^  und  des  Unterrichts.  Von  A.  H.  N  i  e  m  e  y^ei\  Vf.  Äüi. 
m.  Th.  Halle  1810,  8.  Er^iehungslehre.  Von  F.  G.  Gl)*. 
Seh  warz.Lpx.  *8o2,  ff.  IV  Bd.  8.  Levana  oder  ErxieKu^n^sf 
lehre.  Von  Jean  Paul.  (Fr.  Richter.)  II.  Aufl.  Tnbingc<i. 
III.  BJ.  i8i4—  Die  Unterrichts-  und  die  Erziehungslehre  ist 
eine  Erjahrungswissenschaft.  Nicht  genugsam  ist  diese  ihre 
Efgensehafr  in  folgenden  Werken  beachtet  Worden  :  Philosophie 
der  Erziehungskunst.  Von  J.  J.  W  a  g  n  e  r.  Lpzl  i  8ö3  Divinilät 
oder  das  Princip  der  ein; ig  wahren  Menschenerxiehung.  Von 
J»  B.  G  r  a  s  er.  Hof.  1^  11.  8.  — Von  dem  Unterrichte  der  weib- 
lichen Jugentl  **vird  in  dem  folgenden  nicht  besonders  die  Rede 
seyn.  Die  Ausführung  war  auf  das  Allgemeine  zu  be- 
schränken. ^^^^-^  , 

bnJar^)  ©as^^Kitf^Säle^^B^eif^^liii?  iä^^i  ^iWmhtn" 
alter  unter  sich,  -  ^  .ijnoJ  .  .aaoilaivuoD  bne  s^ßoofiJfsfämKid' ; 
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unterrichtet  zu  werden.  Es  soll  also  insbesondere 
Reden  und  Sprechen,  Lesen  und  Schreiben,  Zählen 
und  Zahlenschreiben  lernen.  Zweitens:  der  Un- 
terricht ist  vorzugsweise  auf  die  Entwickelung  und 
zweckmäfsige  Beschäftigung  derjenigen  Geistesfa-^ 
higkeiten  zu  richten,  welche  im  Menschen  zuerst 
erwachen  oder  in  deu)  Kinde  die  regsten  und 
bildsamsten  sind.  Diese  Geislesfähigkeiten  sind 
dtas  Anschauungsveniiögen,  das  Gedächlnifs^  diö 
Einbildungskrafr.  Das  Wissen  und  die  Wissen-^ 
Schaft     liefift     nicht    in     der     Fassungskraft     des 

Ku>desalters.  .,^,  n^  ripj?,.v'lfv^^  n^  nodo^iq. 
Hauptregeln  der  Methodik  des  Elementarun- 
terrichts: Man  verwandle  das  Lernen  in  ein  Schaf- 
fen. Das  Kind  niufs  sich  bey  dem  Lernen  nicht 
blos  leidend,  sondern,  so  weit  das  nur  immeq 
möglich  ist,  selbstlhätig  verhalten  ^^).  —  Durcji 
die  Sinne,  besonders  durch  das  Auge,  mufs  ma^ij 
zu  dem  Verstände  des  Kindes  sprechen  ^*)  —  D;^ 
Gesetze,  nach  welchen  das  Gedächtnifs  Vorstelr 
lungen  bewahrt  und  wiederhohlt,  sind  die  Grund- 
regeln für  alle,  die»  Methoden,  welche  für  das 
Lernen  in   der  efgentlichen   Bedeutung,  ^  Jß^fii« 

.  fr 

3o)  Auf v-^irspr  ReceJ,«  beruJit  ;;b(,,  B»  die  Methode  ^'^ es 
wechselseitigen'  ÜnlpVnclitV.  (Lancastifr,  Bt^ll  I  Vgl  Ecfinp, 
Veriew  Vol.  XIX,  <.  XXI  ,  207.)  In  Deutschland  scheim 
diese  Methode  bis  jeiii  WCiiig  Eingang  gefunden  zu  habefr. 
Wohl  mit  Unrecljl! 

i.;.  3i)  Auf  dieser  Regel  beruhn  die  Eigentjjüralichkeil^ 
der  Lehrmethode  Pe.Ualo/.ii's.  Vergl  Briefe  aus  Burgdorf  üb,«" 
Pestalozzi,  seine  Methode  und  Anstalt.  Von  Auf.  Grüner. 
Frkf.  1806.  8.  Wochenschrift  für  Menscheo*)ildung.  Voti 
H.  Pestalozzi  und  s.  Freunden.  Aarau.  1807.  8.  Vielle^fclvt 
ging  es  dem  Erfinder  dieser  Methode,  wie  andern  Erfmdrall^I 
Er  ging  in  der  Anjy^ji^ung  jein^i;  %ll^(^§  j^V^^^ 

Wartungen  von  ib.  .H,JMlW   dIIg"    lüb   ,  odüßlgaU  130 


101 

das  Erlernen  einer  Sprache  erdacht  weraeii  kön- 
nen. (Jene  Gesetze  haben  eine  gewisse  Aehnh'ch- 
keit  mit  den  Gesetzen  der  Mechanik.  Diese  Me- 
thoden können  daher  vorzugsweise  zu  einer  Vott- 
kömmenheit  gebracht  werden,  welche  ihren  Erfolg 
verbürgt).  -. . 

Zahlreich  und  mannigfaltig  sind  die  Folgierun- 
gen ,  die  sich  aus  diesen  Vordersätzen  für  den 
Unterricht  des  Kindesalters  ableiten  lassen.  Z.  B. 
Das  Kind  lernt  von  der  Mutter  reden;  aber  nur 
wenige  Kinder,  nur  wenige  Menschen  können 
sprechen.  Man  sollte  sich  von  den  Kindern  schon 
frühzeitig  und  recht  oft  erzählen  lassen  und  dabey 
das  Kind  vor  Sprüngen  und  vor  Eile  zu  bewahren 
suchen.  Zur  ersten  Uebung  im  schriftlichen  Vor- 
trage eignet  sich  am  besten  das  ßriefschreibeif.^^^ 
Das  Lesen  lernt  sich  am  leichtesten  durch  das 
Schreiben,  eine  lebende  Sprache  am  leichtesten 
durch  das  Sprechen  derselben.  Dieser  Sprechun- 
terricht eignet  sich  vorzugsweise  für  das  Kindes- 
alter. —  Eben  so  sollte  man  schon  frühzeitig  mit 
dem  Unterrichte  in  der  Mathematik ,  in  den  An- 
fangsgründen der  Arithmetik  und  der  Geomelrie, 
beginnen.  Dieser  Unterricht  ist  die  beste  Verstan- 
äesübung,  wo  nicht  die  einzige,  die  für  das  Kin- 
jqesalter  tauglich  ist.  Viele  Kinder,  vielleicht  die 
jafieisten  sind  für  den  Unterricht  in  der  Mathe- 
matik besonders  empfänglich.  —  Die  Regeln  der 
Klugheit,  die  Vorschriften  der  Sittenlehre  kleide 
man  in  Fabeln,  Sagen  und  Erzählungen  ein.  Diese 
^Einkleidung  hat  schon  für  sich  einen  Werth.  Be- 
^nders  wirken  Erzählungen,  welche  in  der  Welt 
der  Wunder  spielen  ,  mächtig  auf  das  Kind.  (Nichts 
ist  dem  Kinde  so  begreiflich,  als  das  Wunderbare! 
Der  Unglaube,  der   alle  Wunder  leugnet,  ist  nur 
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eflLÜttköft;) -^  So  wie  das  Kind  mehr  üöd  lTt5^ 
heranwächst,  führe  man  es  in  die  Vor  balle  dei^ 
Geschichte  ein.  Die  Hauptsache  ist ,  das  Kiud  mii 
d^r  Geschichte  seiner  Nation  bekannt  zu  macheoJ 
Kurz  sey  die  üebersicht,  die  man  dem  Kinde 
"^on  dem  Ganzen  dieser  Geschichte  giebt;  desto 
mehr  verweile  man  bey  einzelnen  grofsen  Män- 
nern, bey  einzelnen  Grofsthaten.  Die  Geschieht»« 
des  Volkes  Israel  hängt  zu  genau  mit  dem  Chri-^ 
stenthume  zusammen,  als  dafs  man  sie  bey  dem 
J^iigendunterrichte  gänzlich  übergehen  könnte,  so 
Wtnig  erbaulich  sie  auch  in  mehreren  ihrer 
l^heile  ist.  Doch  sollte  sie  lediglich  und  alleirt 
elti  Theil  des  Religionsunlcrrichtes  seyn.  Zweck-* 
massig  ist  es,  den  Vortrag  der  Geschichte  an  die 
Beschreibung  des  Schauplatzes  zu  knüpfen,  auf 
welchem  sich  die  Begebenheiten  ereigneten.  So 
beleben  sich  diese  gleichsam.  Der  Unterricht  in 
der  Nationalgeschichte  entbehrt  viel,  sehr  vieH 
wenn  die  Nation  den  denkwürdigen  Tagen  und 
Männern  ihrer  Vergangenheit  keine  Denkmäler 
errichtet  hat  ^^).  Jn  Athen,  in  Rom  vergegen^ 
wärtigten  einst  Bauwerke  und  Steinbilder  scho^ 
dem  Kinde  die  Vorzeit  der  Nation.  —  In  dei* 
Religion  kann  das  Kind  von  Niemanden  besser^ 
Äfe^'Von  der  Mutter  unterrichtet  werden.  Selbst 
bey  den  indianischen  Völkerschaften  in  Nord-^ 
amerika,  so  ungebildet  sie  sind,  läfst  es  sich  die 
Mutter  angelegen  seyn,  dem  Kinde  Furcht  vor  dem 
wgrofsen   Geiste«    schon  frühzeitig  einzuprägen^^. 

32)  Löblich  ist  es,  dem  Andenken   eines,  grp/sefifjyfcrfi»- 

nes  etc.    eine    fromme  Slifiung    zu   widmen.     Aber   hat  niclit 

eiri    Nationatdenl^n»al,   ein    Kunstwerk,  cii>en  höheren  Werih? 

^'^^W^.^die  Refseberiehte    von    Louis    urtd  C1%t  kl 

Ueberhaupt    verdient    die    Metlrode    alle    B«adrtiW^>-^fl*^i 
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Wie  und  worinne  man  auch  das  Kind  unterrichte, 
Körperthätigkeit  geht  ihm  üher  Lernen.  Es  ist 
daher  rathsam ,  die  Lernstunden  mit  Stunden  oder 
Tagen,  die  einer  Handarbeit  gewidmet  sind,  zu 
verbinden  ^*). 

•oj?  Jedoch,  besonders  an  die  Vorschläge,  wel^^ 
die  Verbesserung  der  niederen  Schulen  zum  Gegen^ 
^ande  haben ,  hängt  sich  wie  ein  bleiernes  Ge- 
wiiqbl;  die  Schwierigkeit,  die  zur  Ausfühung  noth- 
weodigen  X^eldmitlel  herbeyzuschafFen.  Gesetze, 
welche  die  Gegenstände  uud  die  Methode  des  Schul- 
unterrichts vorschreiben,  thuri  es  nicht;  auch  die 
besten  sind  Fesseln.  Die  Seele  des  ünlerricbtp 
sind  gute  Lehrer;  und  gute  Arbeiter  sind  theuer> 
rWenn  man  erwägt,  dass  in  dem  Budget  einer  Na- 
tion der  Aufwand  für  den  Jugend  unterrieht,  den? 
Aufwände  für  den  Lebensunterhalt  und  dem  Ar 
die  wesentlichen  Bedürfnisse  des  Staates  nächste-; 
|)end,  dann  doch  nur  die  dritte  Stelle  einnimmt|i$|i 
JHKtfs  man  der  Geistlichkeit  der  christlichen  Kirclie 
tnti  so  mehr  Dank  wissen,  dafs  sie  auf  die  Axtf: 
«ammlung  eines  Kapitals  zur  Bestreitung  der  A**fi|w 
gaben  des  Jugend  Unterrichtes  Bedacht  pabt». 
"Wenn  in  den  vereinigten  Staaten  von  Nordame-r 
^ika  bey  dem  Verkaufe  der  Ländereyen  ein  The^ 
jder  Grundstücke  der  Kirche  und  den  Schulen 
vorbehalten  wird,  so  liegt  dieser  Mafsregel  viel- 
leicht eine  Rechtsidee  z.u  ftruude. 
*ILL_^_ii'^ ^  9bni>i*rnsb  «n^sa  nagsb^riß  lalJuM 

welcher  bej  diesen  Stammten  die  Kindei  nplerrichtct  und 
^nM)gen  werdöwa  nsilcwBnA  msb  ^aa  Jat  rfojIdöJ  (e£ 

^ihi«34)  Man  findet  diesen  Ralli  in  dem  Anm.  27.  a.  Berid^te. 
.$!)}  ^^t  siel)  durch  die  Erfahrung  bewährt.  So  werden  die 
fl^iftder  zugleich  zun^ ^iirbeilsfleifse  gervölmt. 
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>|<^  def^  Untenri^ihte  der  Jugend  für  ein^n  hestimmten  Beritf 
^pder  von  dein  Unterrichte  im  Jüngtingsalter, 

fi'jlMit    dem    Anfange    des    Jünglingsalters,    (dl« 
^lur  hat  ihn  durch  die  Zeit  des  Man n ba r\v erde iTs: 
bezeichnet)  spaltet  sich    der  Schulunlerricht  nadi 
^r  Verschiedenheit  der   zukünftigen  BestimTnuDg 
der  Lehrlinge.      Die  einen  widmen  sich  d^n  Wisn- 
senschaften ;  die   andern   bestimmen    sich   für  die 
Ausübung    einer   Kunst    oder    eines    Handwerkes ^ 
einer  Handarbeit  oder  eines  Handwerks  in  der  en- 
gem   Bedeutung,    oder  für    die  Handlung.     (Die/ 
welche  berufen  zu   sein  glauben,  sich  in  den  stehöi^) 
nen  Künsten  zu  versuchen,  gehören  in  ße/:iehutti[ 
auf  den  Schulunterricht  nach  der  Verschiedenheit 
dieser  Künste,  bald  zu   den  ersteren  ,  bald  zu  den 
letzteren.)     Von  nun  an  sind  die  Gegenstände  des 
Unterrichts  mannigfaltiger.    Von   nun  an  hängt  di» 
Methode  des  Unterrichts  mehr  von  der  Beschaffenni 
heil    seiner    Gegenstände  als,    (wie    in    der  ersteii? 
Periode,)  von   den  Bedingungen  der  En(AvickeluT»g^ 
der   Geisteskräfte   ab.      Bey   der   Wahl    unter  deHi 
verschiedenen   Fächern    des    Unterrichts    gebüliirfe 
nun   auch   dem  zu   Unterrichtenden    eine  Stimmei 
(Einen  Beruf  und —  einen  Ehegatten  soll  man  nichfe; 
ohne   Liebe   wählen!)     Doch    nur    zu  beschräalotti 
ist  die  Freiheit  dieser  Wahl,      hi   einer  jeden  ßw^/ 
ziehung  steht  der  Unterricht  während  der  zweif^ml 
Periode  mehr,  als  während  der  ersten,  unter  deiaif. 
Einflüsse  äufserer  Verhältnisse. 

Die  Schulen  für  den  Unterricht  in  den  Wissen- 
schaften sind  entweder  Mittel-  oder  HochschuFett^^» 
die  für  den  Unterricht  in  den  Künsten  und  Ce-"| 
werben  entweder  Gewerbschulen  oder  poljtech-jq 
nische  Anstalten.  (Ueber  die  besondern  oder;  di^jr 
Specialschulen,  d.  i.  über  die  Schulen,  welche  nuri^ 
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ftp  den  Unterricht  in  einem  einzelnen  f'äc^Wd'Ö 
Wissens  oder  der  Kunst  bestimmt  sind,  hier  nur 
S0[}viel,  dass  sie  mit  den  allgemeinen  Schulen 
möglichst  in  Verbindung  gesetzt,  also,  wo  möglicly^ 
mir  an  den  Orten  angelegt  werden  soUlen,  *arf 
^y eichen  die  Lehrlinge  zugleich  an  dem  ümeri^ichtir 
in  den  allgemeinen  Schulen  Theil  nehmen  Mo n>l5^ 
nen,  üas  Lernen  läfst  sich  nicht  so,  wie  so n*»«- 
das  Arbeilen  spalten.)  iurf^^bi-iasini 

In  den  Mittelschulen,  in  den  Gymnasien  und^ 
Lyceen,ist  oder  sollte  der  Unterricht  in  der  Grie-^ 
ehischen  und  in  der  Lateinischen  Sprache  billig  die 
Hauptsache  seyn  ^^).     Nicht  nur  h»ängt  unsere  ge«* 
sammte   Kultur    mit    der    des    klassischen    Alter^w 
thums  auf  das  genaueste  zusammen,  nicht  nur  kl*^ 
das  klassische  Alterthum  der  Boden ^  in  '#ekt^ttt^ 
unsere  Wissenschaften  und  Künste,  unsere  kirch^l 
liehen  Einrichtungen  und  unsere  Rechte  grofsen-*^ 
theils  wurzeln,   der  ernste  Geistf der  in  den  klas^*! 
sischen  Schriftstellern  der  Griechen    und  der  Rö^ 
raer  lebt,  die  bewundernswerthe  Natürlichkeit  und^ 
Zvveckmäfsigkeit  (elegantia)  ihrer  Schreibarti'Mili#^ 
schon  die  Ferne,  aus  welcher  sie  z.u  uns  sprechen^ 
ist  in  Verbindung  mit    der  Arbeit,  die  es  kostetfj 
sieb  in   diese   untergegangene  Welt  zu  versetzen, > 
vorzugsweise  geschikt ,  den  Jüngling  vor  den  Ver^^ 
irrungen  des    Geistes    zu    bewahren,    zu    welchen- 
ihm  die    Lebhaftigkeit  seiner  Phantasie    und    die 
. .iiniH 

35)  Eine  gewiclitlge  Auktorltäl  für  diesen  Satz  liegt  in 
der  Vorliebe  der  Engländer  fiir  eine  klassische  Bildung-.  Anchi? 
in  Deutschland  ist  von  Vielen  der  Wei  th  einer  solchen  Bil- 
dung mannhaft  vertheidiget  worden.  Vgl.  z.  B.  der  Streit  des 
Pliilanthrö,pismus  und  dos  Humanismus  in  der  Theorie  des  Er- 
zieliungsnnterrichts  unserer  Zeit  dargestellt  von  Pr.  Im  in. 
Nicthainnver.    Jena,  i^  08.  8.  ^  i  -h  ,  ri^Sjud-^üif^ 
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Beweglichkeit  seines  Alters  oder  auch  der  Zeitge- 
schmack so  leicht  verleiten  kann.  (Das  Lesen  der 
Alten  ist  z.  ß.  das  beste  Mittel,  sich  für  einen 
scblichteu  Vortrag  zu  bilden.  Und  die  Schreib*- 
art  ist  die  Seele,  der  Inhalt  nur  der  Körper  eines 
Sd*rifiwerkes!)  Allerdings  vergegenwärtigen  u»s 
4it  kl^iSsischen  Schriftsteller  eine  Welt,  die  gegeo 
die  UDsrige  oft  auffallend  absticht.  Aber  diese 
Welt  erbleicht  mit  dem  Traume  der  Jugend;  dem 
Manne  bleiben  nur  einzelne  grofsartige  Erinnerun- 
gpen ,  Erinnerungen,  deren  er  bedarf  damit  nicht 
lein  besseres  Ich  in  dem  Strudel  der  Alltäglich- 
keit untergehe.  —  Der  Unterricht  in  den  Wissen- 
sch  a  f  t  e  n  bleibt  billig  den  Hochschulen  vorbehalten^ 
wenn  auch  diese  Regel  z.  B.  was  die  Mathematik 
uni4  die  Alterthumskuude  betrifft,  ihre  Ausnahmen 
leidet^ ^).  Non  jnulta  öcd  muliuml 
-  Den  Hochschulen  liegt  eine  Idee,  die  Idee  der 
Einheit  aller  Wissenschaften  zum  Grunde.  Dena 
eine  Hochschule  ist  eine  dieser  Idee  entsprechende 
Lehranstalt;  sie  ist,  mit  andern  Worten,  ein  an 
einem  bestimmten  Orte  bestehender  Verein  vdit 
Lehrern,  unter  welche  das  gesammte  Gebiet  des 
menschlichen  Wissens  so  vertheilt  ist,  wie  es  die 
Verschiedenheit  und  die  Verwandschaft  unter  den 
Wissenschaften  fordert.  (So  bestimmt  ist  dieses 
Ideal  einer  Hochschule,  dafs  in  ihm  zugleich  die 
Grundregeln  für  die  Organisation  solcher  AnstäW 

36)  Es  ist  tias  Vei'derLen  der  Mitletschulen,  wenn  in 
denselben  zu  viel,  z.B.  aucli  die  Philosophie,  gelehrt  \rtrd~ 
Es  fehlt  an  Lehrern,  welche  dem  Fache  p^ewBchsen  sind, 
den  Zuhörern  an  Verstandesreife.  Auf  die  HochscliuU  ver- 
setzt, besuchet!  ^iese  die  Vorlesungen  über  dieselben  Wi«* 
senscbaften  entweder  gar  nicht  oJer  nur  mit  abgcsteüpftf* 
TheiJnahmc.      Exempla  6wit  in  promtu^       iijiVjiy/  enoaloqü^ 


iw 

twli^^eii^  Die  Nationen  des  iieuiigetf  IfcöropS 
theilen  nur  mit  wenigen  andern  Nationen ,  (z.ß, 
mit  den  Saracenen),  den  Ruhm,  dafs  sie  jenes 
Ideal  erkannt  und  darzustellen  versucht  hahen; 
eM  Beweis  mehr  von  dem  weltbürgerlichen  Cha- 
fdkter  ihrer  Kultur.  Sie  verdanken  ihren  Hoch- 
schulen die  unschätzbaren  Vortheile  —  dafs  das 
Gebiet  des  menschlichen  Wissens  nach  allen  Sei- 
ten hin  angebattt  wurde,  dafs  die  Philosophie  dei 
Einflusses,  den  sie  auf  die  übrigen  Wissenschaften 
Mben  soll,  nie  ganz  verlustig  werden  konnte,  daf| 
die  Jugend  vor  dem  Fehler  bewahrt  wurde,  irgend 
ein  Fach  Aes  Lernens  als  gänzlich  abgeschlosseii 
zu  betrachten.  Doch  dem  Verderben,  dessen 
Keim  in  einer  jeden  Körperschaft  liegt,  sin-d  auch 
die  Hochschulen  ausgesetzt.  Nur  zu  leicht  ent- 
wickelt sich  in  ihnen  jener  Zunftgeist,  welcher 
an  dem  Herkömmlichen  hängt,  weil  es  das  Her- 
kömmliche ist,  an  Formen,  weil  sich  hinter  sie 
die  Schwäche  verschanzen  kann.  Die  Europäischen 
Hochschulen  haben  häufiger  in  den  Reihen  der 
Ministerial-  als  in  denen  der  Oppositionsparthey 
gestritten  ^^)»   Und  doch  ist  jener  Zunftgeist  gerade 


fisr  3^)  DaKer  ricirtete  idie  Französisclie  Revolöt^fieilirfe 
Waffen  auch  gegen  die  Universitäten.  Sie  wurden  in  Spe-^ 
cialschuien  autgelöfst.  Die  Anstalt,  welche  in  Frankreich 
den  Namen  der  königlichen  Universität  führt,  eine  Schöpfung 
Napoleons,  Ist  nur  die  organische  Einheit  der  sämmlllchen 
Lehranstalten  des  Reichs.  Alle  diese  Lehranstalteti  ^teiieTt 
unter  einer  gleichförmigen  Gesetzgebung  und  unter  einer 
filzigen  obersten  Verwaltungsbehörde.  Man  kann  und  man 
>ylrd  über  den  Werth  dieser  königlichen  Universität  v^r^i 
schieden  urtheilen ,  je  nachdem  mau  überhaupt  oder  in  Bl/«- 
ziebiing  auf  den  öffentlichen  Unterricht  ein  Freund  oder 
ciör,iFeind  des  Ceulralisirens  ist.  In  allen  Schö<piai*«eö 
Napoleons  wiederholte  sieb  derselbe  Tjpös.-j^tf  xa^titj'drs^^ 
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das  Of*gerTtheil  von  dem  Geiste,  der  die  Lehrer 
aß  einer  Hochschule  beseelen  soll.  1:1. e 

i'in'iiJöi^  'Gewerbschulen  und  die  polytechnischen 
Atetalien,  (jene  verhalten  sich  zu  diesen,  wie  die 
Mittelschulen  zu  den  Hochschulen),  sind  erst  neue- 
re«; ^Ursprungs.  Wenn  man  ehemals  eine  Kunst 
©der  ein  Handwerk  oder  ein  Gewerbe  nur  prak- 
tisch —  von  dem  Meister  oder  auf  der  Wander- 
schaft—  erlernte,  so  kann  sich  nun  der  Lehrling 
in  jenen  Schulen  und  Anstalten  für  dieselbe  Be- 
stimmung zugleich  wissenschaftlich  bilden.  Diese 
Ergänzung  des  Jugendunlerrichls  war  um  so  noth- 
wendiger,  je  mehr  in  den  neueren  Zeiten  die  Wis- 
senschaffen, und  besonders  die  Naturwissewschat- 
teu ,  zur  Vervollkommnung  der  Künste  und  Hand- 
werke benutzt  v^orden  sind  und  je  weniger  eine 
Europäische  Nation,  ohne  ihien  Wohlstand  we- 
sentlich zu  gefährden,  die  auf  diesem  Wege  erlang- 
ien  Resultate  unbeachtet  lassen  kann.  Erleichtert 
wurde  die  Au'-führung  des  Planes  dadurch,  dafs  es, 
nach  dem  heutigen  Stande  der  Literatur  und  der 
zeichnenden  Künste,  der  technologischen  Gehein^- 
nisse,  die  man  den  Eingeweihten  ablernen,  der 
Werke  und  Arbeiten,  die  man  anOrt  und  Stelle 
aiisehn  müfste,  nur  wenige  giebt.  >tnifu  Jcm  nsn'.kid 

^Qr^^...^L   ...    Von  der   Schulzucht.  .   ^ißuJÖ 

10'-  Für  die  Schulzucht  bietet  sich  die  ArH^ffe*'«^ 
Vater  sein  Kind  in  Gehorsam  halten  soll,  von  selbst 
als  das  Vorbild  dar.  Wie  der  Vater,  so  soll  auch 
der  Lehrer  so  wenig,  als  möglich,  gebieten  oder 
verbieten.  Man  ahnde  Fehler,  die  Fehler  sind, 
nicht  Handlungen,  die  ma«  erst  zu  Fehlern  macht» 
per  Lehrer  hat  das  Höchste  erreit  ht,  wenn  er  schon 
diW'dvdic  Acufstruug  seines  Mi fsMlcns  oder  durch 
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die  Verweigerung  einer  Gunst  deo  Lässigen  ansi]# 
feuern,  den  üngeborsamen  von  Rückfällen  abzuhalt? 
len  vermag.  Wie  mit  Strafen,  so  sey  der  Lehrer 
mit  seinem  Lobe  und  mit  Belohnungen  sparsam  ^?), 
Denn  es  ist  eben  so  leicht  als  gefährlich,  den  Eii>^ 
folii  odei"  den  Schein  statt  des  Verdienstes  auszu— 
zeichnen!  Jedoch  auch  der  beste  Plan  für  die 
Schul/Aicht  ist  unausführbar  oder  unwirksam,  wenn 
dev  Schulzücht  nicht  die  Hauszucht  zu  Hülfekommt* 
oder  wenn  sich  der  Lehrer,  von  einer  un verhält-* 
nifsmäfsig  grofsen  Zahl  von  Schülern  umgeben,  iit 
ei^an  Stand  der  Nolhwehr  versetzt  sieht,  oder  wenn 
der  Lehrer  Strenge  gebrauchen  mufs,  weil  ler  selbst 
gefehlt  hat.  ^   ^  aaj 

Ein  anderer  Plan  ist  der,  bey  dem  Ordnen  deö 
Schulzucht,  wenigstens  in  den  Mittelschulen,  die 
Kriegszucht  zum  Muster  zu  nehmen.  Der  PUo  hai 
nicht  unbedeutende  Gewährsmänner  für  stcli^iiFÄe 
ihn  erklärte  sich  z.B.  Napoleon  durch  Wort  «nd 
That.  Und  unstieitig  ist  dieser  Plan  bedingungs-« 
weise  der  zweckmälsigste ,  vielleicht  schon  dann^ 
w^^ji;^;  JP^  einem  Staate  alle  Bürger  zugleich  Land--* 
i^hrraänner  sind.        i/   ^ih  ^ 

Die  Schüler  einer  uaA  derselben  Lehranstalt 
suchen  fast  immer  unter  si<jh  selbst  eine  Art  von 
Schulzucht  zu  handhaben,  gleiclisam  einen  Staat  im 
Staate  zu  bilden  oder  nachzAibilden.  In  der  Ge- 
schichte der  Europäischen  Lehranstalten  tritt  dieser 
H^ng  der  Schuljugend  in  den  mannigfaltigsten  und 
ip^jSehr.auflOallendea  ßrscheinui^^ujie«'¥ar^^)^  Qk 

38)   Ein    Hauptfehler,   den  Basedow    beging,   war   der, 
dafs   er  zu  sehr   auf  und  durcli    die    Eitelkeit  wirkte.    Selbst 
(^nsuren  sollteri  höchstens   nur  monatlich   ertheilt   werden. 
n<      3^)  Z.B.   in    dem  Pennalismns.      Das  Mönchsthum   und 
Äiriiioüftwesen  gabett    dieser  SchulAuchi   ihren   eigenihtimli- 


artete  dre  Schukucht  in  grobe  Mifsbrauche  au*;^  fast 
inaraer  halte  sie  einen  sehr  nachtheiligen  Emflufs  aof 
den  Charakter  der  Schüler.  Jedoch ^  je  weiter  cid 
Mifebrauch  verbreitet  ist,  desto  gewisser  liegt  ihm 
efli  wahres  Bedürfnifs  zum  Grunde,  für  de^en  Be^ 
feiedigung  nur  nicht  der  richtige  Weg  gefunden  isL 
Mtf^rde  es  eben  so  bedenklich  seyn,  über  Strafen  und 
Belohnungen  eine  Anzahl  Schüler  gleich  als  Ge** 
sch^vorne  urtheilen  zu  lassen?  wenn  anders  dm 
Verfassung  des  Staates  das  ürtheihädurehbQe^ 
sohtt^orne  nicht  fremd  ist.  ^  :  ig    nci^ir  ,zur 

bnuEine  der  schwierigsten  Aufgaben  ist  die  Db^ 
cIpÜnaTgeselzgebung  für  Hochschulen.  Sie  tu 
scbon  an  sich  schwierig,  weil  der  akademische 
Bürgerseinem  Alter  nach  in  der  Mitte  zwischen  dem 
Knaben  und  dem  Manne  schwebt,  doppelt  schwie- 
rig in  Beziehung  auf  die  deutschen  Hochschulen, 
wegen  der  in  Deutschland  besiehenden  Verhält- 
nisse. (Auf  den  deutschen  Hochschulen,  besonders 
auf  den  gröfseren,  kann  der  aufmerksame  Be- 
obachter den  jeweiligen  Zustand  und  die  jeweiL'ge 
Sti«imung  der  Nation  wie  in  einem  Spiegel  er- 
kennen.) Vielleicht  sollte  man  die  rein  discipli- 
narischen  Vergehen  scharf  aussondern  undjderen 
Bestrafung  den  akademischen  Lehrern  vorbeliad*» 
ten,  im  übrigen  aber  die  akademische  Jugend 
schlechthin  unter  die  Gesetze  und  Behörden  de^ 
gemeinen  Rechts  stellen.  Auf  jeden  Fall  sind 
die  Displinargeselze  die  besten,  welche  das  rich- 
terllohet  £ritt«5sett'ia»ni  weiiigs^^  bes^itäid&eB^Oi^ 
'•h'jE  üD.^w  .dbW  zab  -fobo  unrÄfi  nah  obor^  mab'nr 

;>l3HdaD  jfiabiaW  mi  lua 
chen  Charakter.    VcrgJ.  Geschichlie  iler- Eu«st«lM>j[||fr  ^Ar  Enl- 


•wipklungf    der    holiea    Schulen     unseres    Erdlheils 
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Mein  ers.    Gö«.  ji8oX  C  IV.  Bd.  8.   (Leider  nur  etne  Kot 
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jgjilEs  ist 'feiern  obigen  überall  nur  toh  öfiSeöt-* 
U^en  Scbulen  und  nirgends  von  dem  häuslidbea 
üinterrichte  die  Rede  gewesen;  in  Gemäfsheit  der 
Regel,  dafs  die  Erziebung  bäuslicb,  abet 
der  Unterricht  öffentlich  seyn  soll.  Jb-* 
doch  deute  man  diese  Regel  nicht  so,  als  obd€# 
Staat  neben  seinen  öffentlichen  Schulen  mclü 
auch  Privatunternehmungen  ähnlicher  Art  zu  dul- 
den hätte.  Vielmehr  setzt  er  die  von  ihm  ao^ 
gestellten  Lehrer  der  Gefahr  geistiger  Erschlaffung 
aus,  wenn  er  sie  der  Mühe  des  Wetteifers  über-^ 
hebt,  üeberdiefs  soll  er  in  allen  Fällen  und 
Beziehungen  von  der  V^ermuthung  ausgehn,  dafe 
die  Eltern  am  besten  wissen,  was  ihren  Kindern 
fromme,  weil  sie  am  ernstlichsten  wollen ,  dals 
es  ihnen  wohl  gehe,  vilvifc  -?£iijßM  mtjb  biiü  oodßnM 

n.  V  o  n  der  Erwerbung  geistiger  Güter 
^bao^i.  ^"^  Mannesalter. 
-50Mair.bat  das  Jugend  -  und  das  Mannesalter 
aiadh  in  Beziehung  auf  die  Erwerbung  geistiger 
Güter  nicht  als  schroffe  Gegensätze  zu  beirachten. 
Ohne  die  Selbstthäligkeit  des  Lehrlings  kann  auch 
der  Jugendunterricht  keine  Früchte  tragen.  Und 
eben  so  wird  dem  Manne  die  Entwickelung  Und 
Bereicherung  seines  Geistes  desto  besser  gelingen, 
je  mehr  der  Schulunterricht  die  Geistesthätigkeit 
des  Jünglings  geweckt  hat.  (Mari  kann  sowohl  bey 
dflm  Unterrichte  als  bey  der  Erziehung,  kaum  einen 
gröfseren  Fehler  begehn,  als  wenn  man  nicht  schon 
in  dem  Kinde  den  Mann  oder  das  Weib,  wenn  auch 
nur  im  Werden,  erblickt.) 

-:  Der  Mann  kann  auf  eine  doppelte  Weise  geistf^ö 
Xiuter  erwerben ;  entweder  durch  Selbstdenken  oder 
indem  er  sich  die    Gedanken    Anderer   aneignet. 
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(durch  den  Gedanken  verkehr.)  Die  eine  und  die  an- 
dere Erwerbungsart  begreift  wieder  mehrere  be- 
sondere Erwerbungsarten  unter  sich.  So  gehört  z. 
B.  7Ai  dem  Selbstdenken  das  Beobachten,  das  V^er- 
arbeiten  der  gemachten  Beobachtungen,  das  An- 
bauen der  Wissenschaften. 

Wie  (nach  Brown)  das  thierische,  so  ist  aach  das 
geistige  Leben  in  einem  gewissen  Sinne  ein  ge- 
zwungener Zustand;  wie  die  tl)ierische  so  be- 
darf auch  die  geistige  Lebenskraft  gewisser  Bei  tze, 
damit  sie  in  Thätigkeit  gesetzt  und  in  Thätigkeit 
erhalten  werde.  Jedoch  ist  die  Geisteskraft  nicht 
in  dem  Grade  ihätiger,  in  welchem  diese  Reitzc 
stärker  sind.  Vielmehr  sind  die  stärksten  unter 
ihnen,  die  nuf  dem  Triebe  der  Selbsterhaltung  be- 
ruhenden, keineswegs  diejenigen,  welche  der  Ent- 
wickelung  der  Geisleskiäfte  am  förderlichsten  sind, 
hidem  sie  gleichsam  mechanisch  wirken,  thun  sie 
Jeicht  der  Selbstlhätigkeit  Eintrag,  welche  zu  dem 
Wesen  der  geistigen,  wie  zu  dem  der  thierischen 
Lebenskraft  gehört.  Auch  deswegen  sind  (.We 
Reicheren  im  Durchschnitte  die  Gebildeteren ,  weil 
sie  vorzugsweise  im  Stande  sind,  ihren  Geist  nach 
Lust  und  Liebe  zu  beschäftigen.  Armuth  würde 
noch  ein  weit  gefährlicherer  Feind  der  Kultur 
seyn,  wenn  nicht  gewöhnlich  der  Sohn  eine  Vor- 
liebe für  den  Beruf  des  Vaters  hätte. 
-  Wie  das  thierische  so  gedeiht  das  geistige  Le- 
ihen am  besten  im  Freyen;  also  desto  besser,  je 
weniger  der  Mensch  in  den  iVlitteln,  seinem  Geiste 
Nahrung  zu  verschaffen,  beschränkt  ist.  Diese 
ä ufs er e  Freiheit,  deren  der  Mensch  zcn*  mög- 
lichst vollkommenen  Entwickelung  seiner  Geisles- 
kräfte bedarf,  beruht  erstens  auf  der  Möglich- 
keit, die  Erde  und  ihre  Bewohner  überall  an  Ort 
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und  Stelle  kennen  zu  lernen.  Darum  spielen  die 
Haudlung  und  der  Krieg  eine  so  wichti^^e  Rolle 
in  der  Geschichte  der  Kultur,  weil  beyde  den 
Menschen  nöthigten  oder  veranlafsten ,  sich  von 
der  Heimath  zauberischen  Banden  loszureifsen. 
Darum  hat  alles  das,  was  für  die  Vervollkomm-r 
nun g  der  Schiffahrt  oder  für  die  Erleichterung  und 
für  die  Beschleunigung  des  Forlkommens  zu  Land^ 
geschieht,  auch  für  die  Entwicklung  der  geisti- 
gen Kräfte  der  Nationen  eine  so  tiefe  Bedeutung« 
Dieselbe  Freyheit  beruht  zweytens  auf  der 
Möglichkeit  der  Gedankenmittheilung  durch  did 
Spj-ache.  Daher  der  Einflufs,  den  die  Versehie« 
denheit  und  die  Verwandschaft  der  Sprachen 
auf  die  Kultur  der  Nationen  hat.  In  Amerika,  itit 
Australien  haben  die  Stämme  der  Eingebornen, 
mit  wenigen  Ausnahmen,  nur  geringe  Fortschritte 
auf  der  Bahn  der  Kultur  gemacht.  Denn  es 
gieht  in  diesen  Theilen  des  Festlandes  fast  so 
viele  Sprachen  als  Stämme.  Die  Europäischen 
Nationen  deutschen  Ursprungs,  obwohl  auch  ih-r 
*en  Sprachen  nach  einander  verwandt,  habeö 
dennoch  das  Bedürfnifs  einer  allgemeinen  Euro- 
päischen Sprache  gefühlt.  Endlich  beruht  jene 
Ereyheit  drittens  auf  der  Möglichkeit  der  Ge-r 
dankeomittheilung  durch  die  Schrift.  Die  voll- 
koQimenste  Schriftart,  welche  dier  menschliche 
Verstand  bis  jetzt,  erfunden  hat^iifiifc  die  Buch- 
stabenschrift *^),     Unter  den  verschiedenen  Arti n! 

■  f  TtU  .K->     »ti  Ji'  ■:  .■'••-.  i  i<    'j  iii.!.l  'ii^./ki'     iti        ii.i  sj^r.  1-i'Jislti.     "i^»ij    'r:>^t  ii'J^i^ 

.40)  Die  Scnnft  der  Chinesen  ist  eine  Art  von  Fasi- 
griptiie.  ^e  wird  auch  von  Völkern  einer  andern  Sprache 
verstanden  und  gebraucht.  Muf^  nicht  «ine  jede  Sehrifl, 
dre  eine  PasigrapUie  d.  i.  für  Menschen  einer  jeden  Zup^e 
vfflöüii^iich  sevn  soll,  wie  die  Chinesische,  Begriffe  und 
Zachanä  ließ. Lehre.  IL  Bd.  2.  Abth.  O 
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der  schrlklichen  Gedankenmitlheilung  entspricht 
vorzviigsvveise  die  mittelst  der  Druckerpresse  und 
des  Steindrucks  dem  Interesse  der  Geistesfreiheit. 
(Durch  die  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  ^*)  und 
durch  die  Ergänzung  dieser  Erfindung  mittelst  einer 
andern^  desr.Sleindrucks,  hat  sich  das  deutsche  Volk 
ii:]^|4§jrs(  Geschichte  der  Europäischen  Menschheit 
fin  Denkmal  errichtet!)  Die  Möglichkeit,  sich  aus 
Schriften  irnd  insbesondere  aus  Druckschriften  zu 
upterricliten  hat  sogar  das  Reisen  und  die  münd- 
liche Unterhaltung  in  einem  gewissen  Grade  ent- 
behrlich gemacht.  Der  Mensch  ist  jetzt  ohne  seinen 
Aufenthalt  zu  verändern,  in  einem  jeden  Lande  der 
Erde  geistig  gegenwärtig;  er  sieht  und  hört  üherall, 
was  sich  hegiebt,  und,  mit  Hülfe  der  Zeitungen  und 
Zeitschriften,  fast  in  demselben  Augenblicke,  in 
welchem  es  sich  hegiebt.  Die  Waaren  würden  an 
allen  Orten  denselben  Preis  haben,  wenn  nicht  die 
Frachtkosten  in  Anschlag^  zu  brinoen  wären.  Seit 
der  Erfindung  der  Buchdrnckeikunst  bedarf  es 
nicht  eines  besondern  Aufwandes,  um  die  geistigen 
Schätze  des  Auslandes  benutzen  zu  können. 

Wenn  es  auch  in  der  Macht  der  Regierung  steht, 
der  Geistesbildung  der^ation  gewisse  Grenzen  zu 
.  T^dßd  tihr>uvr^  ^n 

nicht  Buchslaben  oder  SV^Ste?!^  yÄ<¥^WJ)fifc  ausdrücken  ? 
Stehen  nicht  also  den  Versuchen,  eine  Pasigraphle  zu  er-^ 
finden,  dieselben  Einwendungen,  wie  der  Chinesischem, 
i^chrift,  entgegen?  —  Es  ist  ein  grofser  Uebelsland,;  dafef 
das  Alphabet  der  Deutschen  Sprache  anders  geschTieLenri 
anders  gedruckt  wird  und  dafs  hejde  Alphabete  vop  ^^ß^*- 
lateinischen,  (aus  'welchem  sie  doch  in  den  Zeiteti  ile^  Vei'-^ 
falls   der  Schreibekunst  entstanden   sind,)   abweichen. 

4«)  Der  Kampf,  welchen  Mainz  mit  Harleiu  \vegen 
der  Erfindung  der  Huchdruckerkunst  fortdauernd  zu  testehn 
hat,  ist   eine   wahre  Nationalangelegenheit. 
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setzen  oder  eine  bestimmte  Richtung  zu  geben, 
(wie  der  Gärtner  seine  Bäume  in  allerlei  wunder- 
liche Gestalten  zwingen  kann,)  eine  Verfassung, 
welche  von  der  Refi^ierungf  eine  solche  Handlunos- 
weise  fordert,  eine  Regierung,  welche  nach  einem 
solchen  Plane  verfährt,  setzt  sich  mit  der  Natur 
des  Menschen ,  mit  den  Gesetzen  des  geistigen 
Lebens  in  Widerspruch.  Unter  allen  Maschinen 
ist  der  Mensch  die  schlechteste. 


FÜNFTES   HAÜPTSTÜCK. 

Fori  dem  Verfalle  der  Künste  und  Wissenschaften. 


Es  wird  hier  nur  von  dem  Verfalle  der  Künste 
und  Wissenschaften  die  Rede  seyn.  Denn  mit 
dem  Verfalle  dieser  ist  fast  immer  und  fast  unaus- 
bleiblich auch  der  Verfall  der  Kultur  überhaupt 
verbunden. 

Wenn  eine  Nation  eine  Schrift  und  insbeson- 
dere eine  Druckschrift  hat*^),  so  scheint  sie  der 

\.rt?ci^2)'Mä^nr' liat  in  Nordamerika  alte  Befestigungswerke 
entdeckt,  welche  nur  von  einem  Volke  herrühren  können, 
di^'^fj?i?*^^üt?^n  Stämme  der  Indianer  an  Kultur  weit  iiber- 
^iV'  ^'ßs  '^wtit'e  denn  doch  möglich,  dafs  diese  Werke  einst 
voii  'deA 'Voreifern  der  heutisen  indianischen  Stämme  aufee- 
fiihft  werden  wären.  Die  Kultur  einer  Nation ,  die  keine 
Schrift  liut,  ist  allemal  der  Gefahr  eines  plötzlichen  Rück- 
sdii^Vß*  ausgesetzt.  Jedocl»  die  Untersuchung  der  Schädel, 
weichönian  zugleich  aufgefunden  hat,  kann  erst  über  diese 
Frage  ein  sicheres  Licht   verbreiten. 
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Gefahr  einer  Abnahme  ihres  geistigen  Reichthums 
kaum  ausgesetzt  zuseyn.  Die  Schätze,  die  in  Bücher 
niedergelegt  sind,  haben  das  vor  andern  Schätzen 
voraus,  dafs  man  sich  davon  zueignen  kann,  so 
viel  man  will,  ohne  dafs  sie  dadurch  irgend  eine 
Verminderung  erleiden.  Jedoch  das  Wissen ,  das 
nur  Gedächtnifssache  ist,  ist  ein  todter  Buchstabe, 
ein  Körper  ohne  Seele.  Das  wahre  Lernen  ist  ein 
Schaffen  *^). 

Künste  und  Wissenschaften  verfallen  bey  einer 
Nation,  wenn  an  die  Stelle  der  äufseren  Verhältnisse, 
welche  hey  ihr  das  Aufblühen  der  Künste  und 
Wissenschaften  bisher  begünstigten,  andere  mid 
ungünstige  Verhältnisse  treten.  Dagegen  können, 
in  dem  entgegengesetzten  Falle,  Künste  und  Wis- 
senschaften bey  einer  Nation  wieder  aufleben  oder 
einen  plötzlichen  Aufschwung  nehmen.  Aus  der 
Geschichte  der  Reformation  kann  man  eine  Be- 
stätigung des  einen  und  des  andern  Satzes  entleh- 
nen. Doch  es  bedarf  der  Beyspiele  nicht.  In  dem 
Leben  der  Menschen,  in  dem  Leben  der  Völker 
steht  überall  nichts   vereinzelt  da. 

Es  giebt  Wissenschaften,  in  deren  Wesen  ein 
Keim  zu  ihrem  Verfalle  liegt,  wenn  sich  auch  die- 
ser Keim  nicht  bey  einer  jeden  Nation  und  über- 
haupt nur  nach  und  nach,  so  wie  eine  Wissenschaft 
dieser  Art  ihrer  Vollendung  nahe  gebracht  wird, 
entwickelt.  —  Zu  den  Wissenschaften  dieser  Art 
gehören  alle  positive  Wissenschaften  als  solche. 
Die  Ausbildung  derselben  hat  ihre  Grenzen  in  den 
Satzungen,  welche  ihnen  zum  Grunde  liegen.     Hat 


43)  Jedoch ,  melir  oder  weniger.  Bey  der  Zerstörung 
des  Weströraischen  Reiches  scheinen  sich  von  den  meclia- 
nlschen  Künsten   der   Römer  mehrere  erhallen   zu  haben. 
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eine  positive  Wissenschaft  diese  Grenzen  erreicht, 
so  wird  sie  hlos  Sache  des  Gedächtnisses  und  in- 
mittelst kann  sie  zu  einem  solchen  Umfange  ange- 
wachsen seyn,  dafs  ihr  selbst  die  Gedächtnifskraft 
des  Lehrhnges  erliegt.  Um  sie  zu  verjüngen,  bleibt 
dann  nur  ein  Mittel  übrig;  man  muis  die  Satzun- 
gen neu  gestalten,  in  welchen  die  Wissenschaft 
erstarrt*  ist.  Eine  lange  Reihe  grofser  Rechtsge- 
lehrter hatte  das  Römische  bürgerliche  Recht  zu 
der  Stufe  der  Vollkommenheit  erhoben,  die  es 
seinen  Grundlagen  nach  kaum  überschreiten 
konnte.  Da  verstummten  plötzlich  die  Stimmfüh- 
rer der  Gerechtigkeit  ^*).  Ai>ch  einige  philosophi- 
sche Wissenschaften,  (z.  B»  die  Logik  und  die 
Metaphysick,)  scheinen  der  Gefahr  ausgesetzt  zu 
seyn,  dafs  sie  erschöpft  werden  können.  Dersel- 
ben Gefahr  ist  die  gesammte  Philosophie  bey  den- 
jenigen Nationen  ausgesetzt,  welche,  sey  es  durch 
ihre  Religionsbegriffe,  sey  es  durch  ihre  Staats- 
einrichtungen, in  einen  gewissen  Ideenkreis  gleich- 
sam gebannt  sind.  Hat  nun  die  Literatur  einer 
Nation  das  Ziel  erreicht,  bis  zu  welchem  sie  in 
jenen  Wissenschaften  oder  in  der  Philosophie 
überhaupt  vordringen  kann,  so  kann  sie  sich  in 
diesen  Fachern,  wenn  sie  sich  anders  nicht  auf 
Widerholungen  beschränken  will,  nur  in  die  Welt 
der  Träume  und  der  Dichtungen  verlieren.  Sollte 
das  an  den  gegenwärtigen  Stand  der  Metaphysick 


44)  In,  Modestino  ohmutuerunt  Ictorum  oracula,  Jac. 
Gothojr :  in  Manuali  y4*'  P'  i4-  —  Wenn  es  mit  einem  po- 
sitiven Rechte  so  weit  gekommen  ist,  so  beschränkt  sicli  die 
Literatur  dieses  Faches  auf  Auszüge,  Lehrbücher  und  Samm- 
lungen. Das  Verlangen  nach  neuen  Gesetzbüchern  wird 
lauter  und  lauter» 
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in  Deutschland  erinnern?  —  Die  unerschöpflich- 
sten unter  allen  Wissenschaften  sind  die  Natur- 
wissenschaften. Die  Methode,  welche  man  in 
Europa  bey  der  Bearbeitung  dieser  Wissenschaf- 
ten dermalen  befolgt,  ist  vielleicht  die  beste  Bürg- 
schaft für  die  Fortdauer  der  Europäischen  Kultur. 
Andere  Ursachen  hat  der  Verfall  der  schönen 
Kunst  und  die  Ausartung  des  Styles.  Es  scheint 
fast,  dafs  in  Werken  der  schönen  Kunst  eine  jede 
Nation  nur  eine  gewisse  Höhe  erreichen  kann,  dafs, 
wenn  sie  einmal  Dichter  oder  Künstler  hervorge- 
bracht hat,  welche  sich  bis  zu  dieser  Höhe  empor- 
schwangen, die  Schwierigkeit  oder  die  Unmöglich- 
keit, diese  Muster  zu  erreichen,  dem  Wetteifer 
oder  der  Selbstständigkeit  der  späteren  Kunstjünger 
Eintrag  thut  ^^).  Jedoch  wahre  Kunstwerke,  wenn 
sie  anders  an  einem  äufsern  Gegenstande  haften, 
bleiben  ewig  jung  und  neu;  sie  sprechen  zu  dem 
Geiste  und  zu  dem  Herzen  der  Nation  auch  dann 
noch  vernehmlich,  wenn  die  Schöpfer  dieser 
Werke  längst  von  dem  Schauplatze  der  Welt  abge- 
treten sind.  Ein  weit  schlimmeres  Zeichen  ist  es, 
wenn  in  der  Literatur  einer  Nation,  (wie  in  der 
Römischen  Literatur  der  späteren  Zeit,)  der  Feh- 
ler einer  schwülstigen  oder  der  einer  gekünstelten 
Schreibart  um  sich  greift.    Denn  das  zeugt  in  der 

^^^A  ililfuii 

45)  Ein    älinlicher    Fall    kann     in     einer  ^issj^u^^J*!^^ 
eintreten.      ^^Nothing   is   more  fatal  to    thc  progre^s  oj^n 
art ,  tlian  a  persofi  oj  superior  geidus  who  dampsetaiUcUuoh.^ 
in  olhers.     T/ie   celebrated  Newton    is  an   itistanch   fff  tnx^\  ^ 
to  whom  the  decay  of  mathematical  Knowledge  if^ E^'^WAVf* 
is  justly  attributed, «  Memoirs  of  t Ue  Mar grav in e  of  Anspach. 
Vol.  IL  chap.    7.      S.    aucl),5^#^^^^^„ii^^/^^^/fe/^,,^4^/„ 


119 

Regel  ^^)  von  der  Geistesarmuth  der  SchriTt^ftfler 
oder  von  der  Verbildung  der  Leser.  Auch  ver- 
zichten dann  die  Schriftsteller  auf  die  Hoffniing 
der  Unsterblichkeit  ihrer  Werke.  Denn  nur  der 
Vortrag  ist  und  bleibt  das  Eigenthum  des  Schrift- 
stellers. 


.-.:  SECHSTES    HAÜPTSTÜCK.  ^ 

f^on    der   Erzeugung    und    Erwerbung    geistiger 
Güter  als  einer  Angelegenheit  der  Regierung, 


Wie  man  auch  über  den  Zweck  der  Staaten 
urtheile,  in  der  Wirklichkeit  ist  die  Vorsorge  der 
Regierungen  für  die  Erhaltung  und  Vermehrung 
des  geistigen  Reichthiimes  der  Nationen  von  dem 
Interesse  der  öffentlichen  Macht  abhängig. 

Zuvörderst  steht  sie  mit  dem  Interesse  der  ölfent- 
lichen  Macht  in  Beziehung  auf  die  answärtigen 
Verhältnisse  des    Staates  in   Zusammenhang.     Ein 
recht  auffallendes  Bejspiel   sind  die  Türken,  ein 
Volk,  das  erst  in  den  neuesten  Zeiten  das  Geheirn- 
nifs  entdeckt  Bat,  auf  welchem  das  üeb ergewicht, 
der  Europaise^^      Natioijj^^iifljBr  apdef^^^a|io|i^j^^ 
beruht.  Wefsep  handelten  einst  die  JÖe^f^clien,^  ?ils 
sie    sich  beeilten,    die  Römer    wenigstens  Jj^^^|^e|:*^ 
Kriegskunst  ^ich  zum  Muster  zu  nehmen  J%vri 


■ '         ■•löb.o -bihK.  ir  : 

46)  In  der  Regel.  —  Denn  auch  andere  Ursachen 
können  dabey  wirken  oder  mitwirken;  z.  B.  die  Staatsver- 
fassung,  der  intellektuelle   Charakter  der  Nation. 

47)  ^>Lortga  adfersus  nos  militia  infuerant ,  (die  Che- 
rusker unter   Aiminlus  und   ihre  Feinde   unter  Marolfoduus,) 
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Eben  so  ist  jene  Vorsorge  durch  das  Interesse 
der  öffentlichen  Macht  in  Beziehung  auf  die  i  n- 
neren  Verhähnisse  des  Staates  bedingt.  —  So 
viel  liegt  am  Tage,  dafs  es  in  der  Einherrschaft 
dringend  nothwendig  ist,  die  heranwachsenden 
Mitglieder  des  regierenden  Hauses  und  vorzugs- 
weise den  muthmafslichen  Regierungsnachfolger, 
so  wie  in  der  Adelsherrschaft,  die  nachwachsen- 
den Mitglieder  der  herrschenden  Körperschaft 
theils  überhaupt  auf  das  sorgfältigste  zu  unterrich- 
ten, iheils  und  insbesondere  für  ihre  zukünftige 
Bestimmung  und  Stellung  zu  bilden.  Wie  manche 
Herrschergeschlechter  sind  z.  B.  in  Asien  unterge- 
gangen, weil  die  Erziehung  und  die  Unterrichtung 
des  Fürsten,  oft  sogar  absichtlich,  vernachlässiget 
worden  war  *^)!  Wie  viel  verdanken  dagegen  die 
Europäischen  Einherrschaften  der  Sorgfalt,  mit 
welcher  in  den  neueren  Zeiten  die  Fürstenkinder 
erzogen  und  unterrichtet  werden.  Jedoch  sollte 
man  den  Plan  nicht  vergessen,  welchen  schon 
Friedrich  IL,  König  von  Preussen,  hatte  und  wel- 
chen Napoleon  in  sein  Familienstatut  aufnahm, — 
die  fürstlichen  Kinder  zugleich  mit  Kindern  aus 
den  achtungswerthesten  Familien  des  Landes  in 
einer  eigenen  Anstalt  erzieh n  und  unterrichten  zu 
lassen.  Die  Adelsherrschaften  können  des  Üeber- 
gewichts,  welches  der  Verstand  über  den  Ünver- 


sequi  signa,  subsidiis  ßrmari,  dicla  imperatorurn  acciper-e.«^ 
Tac,  Ann.  IL  45.  Ks  ist  in  einem  hohen  Grade  wahr- 
scheinlich ,  dafs  die  Deutschen ,  welche  das  Weströmische 
Reich   zerstörten,   schon    viel    von    den  Römern  gelernt  halten. 

48)  Ist  der  Fürst  verfassungsmäfsig  der  oberste  Feld- 
herr der  Nation  oder  ist  seine  Gewalt  unbeschränkt,  so 
ist   seine   Persönlichkeit   der   litulus   imp^crii. 
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stand,  die  Einsicht  über  die  Unwissenheit  hat, 
vielleicht  am  wenigsten  entbehren.  Worauf  beruhte 
einst,  und  wann  verfiel  in  Europa  die  Macht  der 
Hierarchie  der  katholischen  Kirche?  Aber  nur  zu 
leicht  kann  das  Mifstrauen  ,  welches  in  einer 
Aristokratie  die  herrschende  Körperschaft  gegen 
ihre  einzelnen  Glieder  hegt,  den  Geist  und  den 
Geistesmuth  in  diesen  tödten.  —  Schwieriger  und 
vielseitiger  ist  die  Frage,  wie  sich  das  Interesse 
der  Monarchie  und  das  der  Aristokratie  zu  dem 
Volks  unterrichte  verhalte. 

Das  Volk  in  Unwissenheit  zu  erhalten,  ist  eine 
Grundmaxime  der  Zwingherrschaft.  Nur  Ma- 
schinen kann  man  nach  Gef^dlen  in  Bewegung 
setzen.  In  einer  Verfassuog  dieser  Art  ist  der  zu 
einem  Amte  tauglich,  welchen  die  Laune  des  Herrn 
dazu  ausersieht.  Jedoch  Zwingherrschaften  sind 
selten ;  häufiger  kommen  in  der  Geschichte  Bruch- 
stücke aus  dem  Systeme  dieser  Verfassung  vor. 

In  den  väterlichen  Herrschaften  ist  der 
Volksunterricht,  wie  die  Volkserziehung,  wesent- 
lich eine  Angelegenheit  der  Regierung.  Denn 
darauf  mufs  eine  väterliche  Regierung  ausgehn, 
der  Nationalkultur  überhaupt  eine  bestimmte  Rich- 
tung und  ein  bestimmtes  Maafs  vorzuschreiben. 
Darauf  also  mufs  sie  besonders  Bedacht  seyn, 
dafs  schon  die  Jugend,  das  Alter  der  Bildsamkeit, 
das  der  Nation  eigenthümliche  Gepräge  annehme. 
Und  wie  könnte  eine  väterliche  Regierung  die 
Grandlage  ihrer  Gewalt  besser  befestigen,  als  in- 
dem, sie,  für  den  Volksunterricht  sorgend,  eine  der 
heiligsten  Pflichten  eines  Vaters  erfüllt?  AberLehr- 
und  Lernfreyheit,  die  Freyheit  des  Gedanken- 
verkehres, die  Prefsfreyheit  sind  in  den  Verfassun- 
gen dieser  Art  kaum  an  ihrer  Stelle.    Die  Bearbei- 
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long  der  Wissenschaften  kann  nicht  ein  freyes 
Gewerbe  seyn,  wenn  auch,  nach  der  Verschieden- 
heit der  Wissenschaften,  das  Mifstraun  der  Regie- 
riiniP  seine  Grade  haben  darf. —  Nicht  von  einer 
j€^e 9  väterlichen  Regierung  ist  zu  erwarten,  dafs 
ßfeftipb  des  Jugendunterrichts  mit  demselben  Eifer 
aii^ebniien  werde;  eben  so  verschieden  können 
ij^doi^iüssen  die  Arten  und  die  Methode  des  Ju- 
gendunterrichts unter  einer  väterlichen  Regierung 
seyn.  Am  wenigsten  kann  und  darf  eine  geistes- 
väterliche Herrschaft  ,  eine  Priesterschaft  ,  des 
Jugend  Unterrichts  vergessen;  und,  je  vollkomm- 
ner  eine  Religionslehre  ist,  desto  mehr  eignet  sie 
sich  zu  einer  Regel  für  den  gesammten  Jugend- 
unterricht. Der  Geistlichkeit  der  katholischen 
Kirche  gebührt  der  Ruhm,  dafs  sie  sich  des  Ju- 
gendunterrichts zu  einer  Zeit  annahm,  als  er 
von  dem  Staate  und  von  den  Eltern  fast  gänzHch 
vernachlässigt  wurde,  und  dafs  sie,  wenn  auch 
das  Interesse  der  Kirche  ins  Auge  ftissend,  den- 
noch diesem  Unterrichte  eine  Gestalt  und  Aus- 
dehnung gab,  in  welcher  er  die  Kultur  der  Eu- 
ropäischen Nationen  so  mächtig  beförderte  *^). 
Kaum  weniger  darf  sich  der  Jugendunterricht  von 
denjenigen  väterlichen  Regierungen  versprechen, 
welche  durch  die  Verhältnisse  genöthigt  sind,  nur 
wissenschaftlich.pder  kunstmäfsig  gebildete  Männer 
^^^mA'^   T-. 

'  49)  I«  tlen  Dom -und  Klosterscliulen  wurde  der  Lelir- 
plan  des  Rhaoanus  Mauriis  befolgt.  Merkwürdig;  ist  es, 
Tvie  in  diesem  Plane  alle  Wissenschaften  auf  das  Interesse 
der  Kircbe  bezogen  und  nach  dem  Grade  dieses  Interesses 
empfohlen  werden.  Nicht  minder  merkwürdig  ist  dtr  Lehr- 
plan  der  Je>uiten.  —  Nicht  hoch  genug  kann  man  es  an- 
schhnaen,  dafs  das  Lesenlernen  so  genau  mit  dem  Unter- 
richte  in   dem   Cliiisleuthumc    zusammenhängt. 
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in  dem  Staatsdienste  anzustellen.  Auch 'in  3eir* 
jenigeu  Europäischen  Staaten,  welche  dem  Lichte 
am  wenigsten  hold  zu  seyn  scheinen,  hat  sich, 
seitdem  das  Regieren  schwieriger  und  künstlicher 
geworden  ist,  gar  Manches  zum  Vortheile  des 
Jugendunterrichts  yerän der tiMi***^^ Jedoch  so  viel 
sich  auch  für  dieses  System  der  väterlichen  Re- 
gierungen sagen  läfst  oder  sagen  lassen  mag,  es  , 
können  gegen  dasselbe,  unbeschadet  seiner  Grunii^ 
lagen  ,  zwey  Einwendungen  erhoben  werden. 
Erstens:  Wenn  es  schon  schwer  ist,  dieses  System 
in  einer  vollendeten  Gestalt  darzustellen,  so  ist  es 
noch  schwieriger,  die  Regel,  welcher  die  National-^ 
kultur  und  der  Nationalunterricht  unterworfen 
worden  ist,  gegen  die  Wechselfalle  der  Begeben- 
heiten aufrecht  zu  erhalten.  Es  können  Verände-^ 
rungen  eintreten,  denen  die  Regierung,  obwohl 
mit  der  Gefahr,  die  ihrem  System  droht,  bekannt, 
entweder  überall  nicht  oder  nur  durch  Mafsregeln, 
die  in  anderer  Hinsicht  zweckwidrig  sind,  Meister 
werden  kann;  oder  es  kann  das  künstliche  Ge- 
bäude im  Geheimen  und  unmerklich  untergraben 
werden  und  dann  in  seinem  Fall  die  Verfassung 
des  Staates  verwickeln.  Ein  Spanischer  Bischoff 
verboth  im  Jahre  1827.  seiner  Heer  de  das  Lesen 
aller  Bücher,  das  Lesen  des  Gebetbuches  allein 
ausgenommen.  Das  war  doch  immer  nur  eine 
halbe  Mafsregel  Zweytens:  Auch  eine  väterliche 
Regierung  kann  die  öffentlichen  Angelegenheiten, 
sobald  sie  verwickelter  werden ,  nicht  gehörig  he-: 
sorgen,  wenn  sich  nicht  wenigstens  für  die  ober-Ij 
sten  Staat^stellen,  Männer  von  einer  höheren  und? 
freyeren  Geistesbildung  im  Lande  finden.  Nünüi 
steht  zwar  diesen  Regierungen,  damit  es  ihn^Pd 
nicht  an  solcligu] Männern  fehle,  der  Ausweg ?G#?nilj 
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dafs  sie  einen  gewissen  Stand  oder  gewisse  Jüng- 
linge von  der  Geistesvormundschaft,  welcher  sie 
das  übrige  Volk  unterworfen  haben,  ausnehmen. 
(Wenn  man  den  Staat  blos  in  Beziehung  auf  das 
Interesse  seiner  Macht  betrachtet,  so  verschwindet 
alle  Individualität  der  ünterthanen.  Wenn  er  nur 
findet  was  er  braucht,  so  ist  es  ihm  eins,  wo  er  es 
findet.)  Jedoch  es  ist  eben  so  schwer,  als  ge- 
fährlich, diesen  Weg  einzuschlagen.  Die  Hierar- 
chie der  katholischen  Kirche,  hatte  bald  von  der 
Finsternifs  des  Zeitalters,  bald  von  der  Freysin- 
nigkeit ihrer  Mitglieder  zu  leiden.  Vielleicht  kön- 
nen nur  in  der  Kastenverfassung  Licht  und  Schat- 
ten scharf  neben  einander  stehu. 

Eines  andern  Geistes  sind  diejenigen  Staatsver- 
fassungen ,  in  welchen  die  Machtvollkommenheit 
dem  Volke  zusteht  oder  dieses  wenio:stens  eine 
Stimme  in  den  öffentlichen  Angelegenheiten  hat  ^^), 
also  namentlich  diejenigen  Verfassungen,  in  wel- 
chen das  Volk  durch  Männer  seiner  Wahl  vertre- 
ten wird.  (Damit  sich  die  folgende  Erörterung 
in  gewissen  Grenzen  halte,  wird  sie  ausschliefslich 
diese  Verfassung  ins  Auge  fassen.) 

Die  Freyheit  des  Gedanken  Verkehres  —  also, 
in  den  heutigen  Europäischen  Staaten  namentlich 
die  Prefsfreyheit  —  in  dem  Umfange  aufrecht  zu 
erhalten,  in  welchem  sie  nur  dem  Rechte  nach 
bestehn  kann,  ist  ein  Grundgesetz  der  Repräsen- 
tativverfassung. Wenn  die  Gewalt,  welcher  die 
Menschen  im  Staate  unterworfen    sind ,   nur   ent- 


5o)  Jedoch  kann  auch  in  einer  Verfassuog  dieser  Art 
die  Nationalkultur  einer  Vormundschaft  zu  unterwerfen  sejn. 
Der  Fall  tritt  dann  ein,  wenn  die  Verfassung,  (wie  z.  B. 
die  Sparlanisclie,)  eine  Zwingherrschaft  der  Gesetze  ist. 
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weder  den  Willen  Gottes  oder  den  Willen  der 
Mehrheit  zu  ihrer  rechtlichen  Grundlage  haben 
kann ,  wenn  die  hier  in  Frage  stehende  Verfassung 
ihrer  Form  nach  auf  der  letzteren  Grundlage  ruht, 
so  handelt  die  Regierung,  welche,  wo  eine  solche 
Verfassung  besteht,  den  Gedanken  verkehr  unter 
ihre  Vormundschaft  stellt,  gegen  die  Vollmacht, 
aus  welcher  sie  allein  ihr  Recht  ableiten  kann. 
Wenn  das  Stimmrecht,  welches  diese  Verfassung  ^') 
dem  Volke  einräumt,  nur  ein  leerer  Name  ist, 
sobald  sich  nicht  eine  öffentliche  Meinung  bildea 
kann,  wenn  die  öffentliche  Meinung,  (dieses  un^ 
sichtbare  Wesen,  das  dennoch  ein  äufseres  Daseyn 
hat,)  nur  in  dem  Verhältnisse  der  richtigen  Mei- 
nung sich  nähern  kann,  in  welchem  die  einzelnen 
Bürger;,  aus  deren  Ürtheilen  die  öffentliche  Mei- 
nung hervorgeht,  aufgeklärter  und  unterrichteter 
sind  und  m  welchem  die  Zahl  der  geistesmündi- 
gen Bürger  gröfser  ist,  so  ist  die  Freyheit  des 
Gedankenverkehres  der  Keim  des  Lebens  einer 
solchen  Verfassung.  Alles  dieses  gilt  insbesondere 
von  der  Freyheit  der  Presse.  Die  Vorlheile,  wel- 
che die  Buchdruckerkunst  darbietet,  —  dafs  sich 
eine  öffentliche  Meinung  selbstständig  bilden,  dafs 
die  Repräsentativverfassung  auch  in  Staaten  n>it 
einem  weitausgedehnten  Gebiellie  gedeihen  und 
dafs  jetzt  so  Manches  in  dem  Interesse  des  Volkes 
geschehen  kann,  was  einst  z.  B,  in  den  Grie- 
chischen Demokratieen  entweder  überall  nicht 
oder  nur  unvollkommen  ausführbar  war,  —  alle 


5i)  Imperatur  aut  jure  di'vino  ^  aut  i^ql&mt^fe  major is 
partis.  Si  voluntate  majoris  parfis,  non  datur  Imperium 
in  voluntatem  civium ,  (cum  nemo  tituium  ppss^sf^onisjiiqe 
mutare  possit.)  iM^B^liz^^"^^' 
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diese  Vortheile  köniien  nur  da  verwirklichet  wer- 
den, wo  die  Presse  frej  ist.     Ja  der  Hauptvorzug 
der   Repräsentativverfassung   vor   andern    Verfas- 
sungen dürfte  darinne  bestehn,  dafs  sie  allein  oder 
vorzugsweise,    für  die  Prefsfreyheit    Gewähr  lei- 
stet ^^).   —    Alle  diese  Lobsprüche  gelten  jedoch 
der    Prefsfreyheit    nur    in    so    fern,    als    sie    der 
Censur — •  der  Mafsregel  der  Vorsicht,  das  Licht 
auszulöschen ,   weil    es   einen   ßrand    verursachen 
kann ,  —    entgegengesetzt  ist.     Die    Prefsfreyheit 
kann  und  soll  Niemanden  ermächtigen,  in  Drück- 
schriften  die    Rechte    Anderer    anzugreifen    oder 
ein    Vergehn    zu    verüben.      Nur   ist    es'  'ööhwerj 
diese  Regel  auf  die  einzelnen  unter  ihr  begriffe-' 
nen  Fälle  in  den    Gesetzen  so  anzuwenden,  dafs 
mit  dem  Mifsbrauche  nrcht  zugleich  der  Gebrauch 
der  Prefsfreyheit    verhindert    werde.     Es  scheint, 
wenn  man  diese   Gefahr    vermeiden    will,    darauf 
anzukommen,  dafeoiwai^f  die  sogenannten  Prefs- 
vergehen   nicht  äUs'möid^  eigene  Art  der  Vergehen 
betrachte    und    ahtide;     dafs    man    Avegen     eines 
ehrenkränkeudeu  Unheils,  das  über  die  Regierung, 
über  eine    öflentliche   Behörde   oder    über    einen 
Mearaten'  gefällt  wird,  (wegen  einer  injuria  verhalis 
€ontra  personam  publicam)    nur  eine  Klage  und 
diese  nur  denen  gestalte,  welche  für  ihre  Person 
dörf^b  das  ürtheil  in  ihrer  Ehre  gekränkt  worden 
siirisyijödoch  mit  ndem.  Vor  behalte,  dafs  der,  wel-* 
ftsr  ceilw^i^genudie  iftegierung  gerichteten  Tadel, 
auf  Thaisacl^nii^g^OTdete ,  er  ma g  ^ioh  übrigens 


;;,  |,%;  J2)-  Mäji</kajg.ii  sogar  diß -. (Bel»iaiVi|^uug  t«Berllvei^'gäii,b 
Alle  yerfaisiingen  würden  von  deiaselbejr.WeiPthe'.se^S^ 
■MT^^ij^^i?  Fiejhyit  der  Presse  mi(  all©iiK>jyfM:ifa.$ta(%e(j^)^  und 
ir^|j^|im5elbcn  Grade,  vereinbar   wäre,  .^^jtjjij  i;s>j//ji]ujjX  i,^i- 
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einer  EhrenkräolciHig^^dimy ig  gemacht  hsfbeib  öd^i* 
nicht,  zum  Beweise  oder' zum  Widerrufe  ange- 
hahen  werden  könne;  endlich,  dafs  das  Gesetz 
diejenigen  Aeusserungen,  welche  als  Vergehen 
oder  als  Aufforderungen  zu  einem  Vergehen,  z.  ß. 
als  Aufforderungen  zu  einem  Aufstande  zu  bestra- 
fen seyn  sollen,  einzeln  und  mit  möglichster  Ge- 
nauigkeit bestimme  ^^). 

Wenn  man,  um  den  Werth  einer  Verfassung 
vergieichungsweise  zu  bestimmen,  den  Einflufs 
zum  Mafsstabe  nimmt,  welchen  die  Verfassung 
auf  den  Geist  und  den  Charakter  der  Nation  hat 
oder  zu  haben  verspricht,  so  gebührt  der  Reprä- 
sentativverfassung der  Ruhm,  dafs  sie,  durch  die 
Wahlen  und  durch  die  öffentlichen  Verhandlungen, 
welche  in  ihrem  Gefolge  sind,  ihrem  Wesen  nach 
eine  Unterrichts- und  Erziehungsanstalt  ist,  sollte 
auch  der,  Partheygeist,  welchen  eine  solche  Ver- 


53)  Wie  schwielig  die  ganze  vorliegende  Aufgabe  sey, 
ersiebt  sich  schon  aus  der  Verscbledenheit  der  Art ,  wie 
sie  von  den  positiven  Gesetzen,  z.B.  von  den  Gesetzen 
Grofsbrilanniens,  Frankreichs,  des  Königreichs  der  Nieder- 
lande gelöfst  worden  ist.  Besonders  schwierig  ist  die  ge- 
naue Bestimmung  der  Prefs  v  ergehe  n.  Man  ist  allemal 
der  Gefahr  ausgesetzt,  entweder  zu  viel  oder  zu  wenig  zu 
thun.  Man  wird  sich  eher  auf  die  erslere  Seite  hinneigen, 
da  bald  die  Existenz  des  Staates  (z.  B.  bey  den  Vergehen 
gegen  auswärtige  Staaten,)  bald  die  Fortdauer  der  Ver-^ 
fassnng  (z.  B.  bej  den  injuriis  in  prineipetn ,)  auf  dein 
Spiele  zu  stehn  scheint.  Die  Gesetze  mögen  lauten  wie  sie 
wollen,  Alles  oder  das  Meiste  hängt  am  Ende  von  der 
urtheilenden  Behörde  ab.  Daher  die  Vorliebe  der  Eng- 
länder für  die  Schw^urgerichte.  —  Einen  interessanten  Bei- 
trag zur  Lösung  der  vorlirgenden  Aufgabe  enthält  folgende 
Schrift:  Beherzigungen  bei  der  Einführung  der  Prefsfreiheit 
in  der  Schweiz.  (Von  W/Sö^U.)  Zürich.  1839.  8.^^^  VM^^ 
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fassung  weckt  und  nährt,  von  diesem  Lobe  in 
Abzug  zu  bringen  seyn  ^^).  Von  der  Literatur 
einer  Nation,  bey  welcher  eine  Repräsentativver- 
fassung besteht,  darf  man  sich  versprechen,  dafs 
sie,  sowohl  überhaupt,  als  insbesondere  in  den 
Slaatswissenschaften  den  Fehler  vermeiden  werde, 
sich  in  eine  blos  ideelle  Welt  zu  verlieren, 
anstatt  auf  das  unmittelbar  Anwendbare  (auf  das 
Praktische,)  Bedacht  zu  nehmen.  Wenigstens  kann 
man  diese  Erwartung  auf  den  dermaligen  Stand 
der  Englischen  und  der  Französischen  Literatur» 
gründen. 

Hat  sich  die  Regierung,  im  Geiste  der  Reprä- 
sentalivverfassung,  des  Jugendunterrichtes  anzu- 
nehmen? so  dafs  sie  z.  B.  Schulanstalten  auf  Öffent- 
liche Kosten  zu  stiften  und  die  Eltern  zu  verpflich- 
ten hat,  ihre  Kinder  in  diesen  Anstalten  unier- 
richten zu  lassen?  —  Das  Recht  der  Regierung, 
Mafsregeln  dieser  Art  zu  ergreifen,  kann  schlech- 
terdings nicht  in  Zweifel  gezogen  werden.  Denn 
die  l^egierung  ist  rechtlich  verpflichtet,  das  Kind 
wegen  der  Ansprüche  zu  vertreten,  die  es  an  seine 
Eltern  zu  machen  befugt  ist,  da  das  Kind  nicht  im 
Stande  ist,  diese  Ansprüche  selbst  in  Vollziehung 
zu  setzen.  Man  kann  hinzufügen,  dafs  die  Kin- 
der der  Untertbanen  zugleich  als  Landeskinder 
zu  betrachten  sind.  (Ganz  so  hat  sich  der  Staat  auch 
der  Geistesschwachen,  der  Gemüthskranken ,  der 
Tciub-  und  Stummgebornen  u.  s.  w.  anzunehmen). 


54)  Ueber  den  Einflufs,  welchen  in  den  vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  die  unaufhörlicli  wiederkehrenden 
Wahlen  auf  die  Denk  -  und  Sinnesart  der  Nation  haben,  s. 
Trai>els  in  North  America,  in  the  Jears  iS^y  and  i8u8' 
By.   Captain.  B,   Hall.    Lond.  III.  Fol.   4S3o.   /2. 
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Aber  die  Frage  ist  vielmehr  so  zu  stellen:  Ist  es 
oder  in  wie  fern  ist  es  dem  Interesse  des  heran- 
wachsenden Geschlechts  gemäfs,  dafs  die  Regie- 
rung für  den  Jugendunterricht  sorge?  Die  Frage, 
so  gestelh,  ist  nach  Zeit  und  Umständen  verschie- 
den zu  beantworten.  Der  bessere  Fall  ist  allemal 
der,  wenn  die  Regierung  die  Vorsorge  für  den 
Jugendunterricht  den  Eltern  überlassen  und  sich, 
auch  was  den  Jugendunterricht  betrifft,  auf  die 
Aufsicht  beschränken  kann ,  welche  sie  über  das 
Thun  und  Lassen  der  Unterthanen  überhaupt  zu 
fahren  hat;  wenn  daher  die  Üuterrichtsanstalten 
Dur  entweder  örtliche  Anstalten  und  Stiftungen 
p.der  Privatunternehmungen  sind.  Je  gröfser  die 
>25ahl  der  Kinder  ist,  die  ein  .Spater  hat,  desto 
schwerer  ist  es  ihm,  ein  jedes  seiner  Kinder  so 
zu  unterrichten  und  zu  erziehen,  wie  es  die  Indi- 
vidualität desselben  fordert.  Wie  also,  wenn  es 
die  Regierung  unternimmt  oder  wenn  sie  sich  ge- 
nöthiget  sieht,  in  ihrem  Gebiethe  bey  allen  Kin- 
dern die  Vaterstelle  zu  vertreten?  Und  ist  nicht  zu 
befürchten,  dafs  die  Regierung,  sey  es  um  zu 
sparen,  sey  es  um  dringenderen  Ausgaben  gewach- 
sen zu  seyn ,  mit  dem  Aufwände  für  den  Jugend— 
Unterricht  geizen  werde?  Die  christliche  Kirche 
erkannte  diese  Gefahren  und  weislich  suchte  sie 
ihnen  vorzubauen.  Auch  von  der  fortschreitenden 
Kultur  darf  man  erwarten,  dafs  sie  die  Regierungen 
mehr  und  mehr  in  den  Stand  setzen  werde,  die 
Vorsorge  für  den  Jugendunterricht  der  Nation  selbst 
zu  überlassen  ^^).  Die  Regierung  kann  den  Versuch 


55)  Die  ueue  Universität  in  London  ist  durch  eine 
Subscriptlon  ausgestattet  worden.  —  Als  die  Deutschen 
Länder    des    Ueberrheins     zu    Frankreich    gehörten,    wurde 

Zachariä  Res. Lehre,  IL  Bd,  2.  Ablh.  ^ 
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um  so  leichter  wagen ,  da  ihr  so  manche  Mittel  zu 
Gebölhe  stehen,  sich  gegen  die  Gefahr  des  Mifs- 
lingens  indirekt  zu  sichern  ^^).  Man  besorge  nicht, 
dafs  die  Selbstständigkeit  des  Jugendunterrichts 
dem  Interesse  des  Staates  Eintrag  thun  werde.  Die 
Repräsentativverfassung  hat  von  dieser  Seite,  be- 
sondere Fälle  ausgenommen ,  überall  nichts  zu 
fürchten.  Es  genügt,  wenn  sich  die  Regierung 
der  Tauglichkeit  derer,  welche  sich  zum  Staats- 
dienst melden,  durch  Prüfungen,  (die  allemal  öf- 
fenllich  seyn  sollten,)  versichert  und  höchstens 
noch  für  gewisse  besondere  Fächer  des  Staatsdien- 
stes Ünterrichtsanstalten  auf  öffentliche  Kosten  er- 
richtet. Am  wenigsten  thut  das  noih,  dafs  man 
die  Jugend  auffordere  oder  aufmuntere,  sich  dem 
Staatsdienste  zu  widmen.  Denn  ohnehin  verwech- 
selt die  Jugend  nur  zu  leicht  die  Neigung  mit  dem 
Berufe   zum   Eintritte  in   den    Staatsdienst^').    Ist 


der  Jugendunterriclit  von  der  Regierung  fast  ganz  vernach- 
lässiget. Aber  nach  und  nach  sorgten  die  Gemeinden,  mit 
gutem   Erfolge,   für  Lehrer   und   Schulen. 

56)  Z.  B.  Indern  sie  verorf]t)et,  dafs  nur  diejenigen 
als  Ortsbürger  oder  in  eine  Zunft  aufgenommen  werden 
sollen,  welche  Lesen  und  Schreiben  können.  In  Oester- 
reich   bestehen   Verordnungen    dieser  Art. 

57)  Als  Aulrannterungen  zum  Besuche  der  Hochschulen 
sind  verwerflich:  Stipendien  ,  Befrejungen  irgend  einer  Art, 
welche  den  Hochsehülern  verliehen  werden,  eine  unver- 
hältnifsmäfsige  grofse  Zahl  gelehrter  Schulen.  Wo  ein  Jeder 
sich  dem  Staatsdienste  widmen  kWnnv  ;t(  wo;?5tudirfi^y1ieit 
herrscht,)  wirken  solche  Aufmunterungen  am  nachlheiligsten. 
Wer  leidet  am  Ende,  wenn  Menschen  ohne  gesellschaftliche 
Bildung  y.u  Staatsämtern  gelangen?  —  Auf  der  andern^eile 
kann  es  der  Regierung  nur  willkommen  sevn,  wenn  sich  recht 
Viele  für  den  Staatsdienst  bilden.  Desto  gröfser  isj;  die  4yt?vy^a^l, 
d^sto  gröfser  die  Zahl  derer,  welche,  wissenschafllip|j,gebit(l,e1^^5j^i 
in  die  andern  Stände   der   bürgerlichen  Gesellschaft   eir^retv^'P«  ' 
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die  Regierung  gleichwohl,  durch  die  Umstände  ge- 
nöthiget,  den  Jugendunterricht  in  ihre  eigene 
Hand  zu  nehmen,  so  dürfte  sie  sich  bey  der 
Besorgung  dieses  Geschäfts  von  dem  Geiste  der 
Repräsentativverfassung  am  wenigsten  entfernen, 
wenn  sie  erstens,  um  den  Jugendunterricht  zu 
einer  Nationalangelegenheit  zu  machen,  Abgeord- 
nete des  Volks,  z.  B.  und  beziehungsweise  Abge- 
ordnete der  betheiligten  Gemeinde,  zur  Mitauf- 
sicht über  die  öffentlichen  Schulen  beruft  und 
ermächtiget,  wenn  sie  zweytens,  von  der  Vor- 
aussetzung ausgehend,  dafs  die  Ellern  das  Beste 
ihrer  Kinder  am  besten  besorgen  werden,  den 
Eltern  die  Freyheit  verstattet,  für  ihre  Kinder 
andere  Lehrer,  als  die  vom  Staate  angestellten,  zu 
wählen;  wenn  sie  drittens  ihren  Lehrern  die 
Wahl  der  Methoden,  z.B.  die  Wahl  der  Lehrbücher, 
möglichst  überläfst.  Die  Anwendbarkeit  dieser 
letzteren  Maxime  hängt  jedoch  von  der  Bedingung 
ab,  dafs  die  Lehrer  unterrichtete  und  einsichts- 
volle Männer  sind,  von  einer  Bedingung  also, 
Avelche  wieder  mit  so  manchen  andern  Voraus- 
setzungen in  Verbindung  steht.  Nichts  sollte  man 
sich  so  sehr  angelegen  seyn  lassen,  als  den  Stand 
der  Kinderlehrer  zu  heben.  Wir  fordern  viel; 
wir  zahlen  wenig. 

Aehnliche  Betrachtungen  kann  man  über  den 
Unterricht  der  Erwachsenen  oder  über  den  Volks^ 
Unterricht  in  der  engeren  Bedeutung  anstellen; 
jedoch  mit  dem  Unterschiede^  dafs  die. Rechts- 


frage anders  steht. 


:^a:j  ii^itiid- 


h  wäre  hier  die  Frage  zu  erörtern,  ob  urid 
wie  qie  Regierung  für  die  Vermehrung  des  geisti- 
gen neichthumes  die  Nation,  also  z.  B.  für  die  Ver- 
vollkoftimnung  der  Wissenschaften  Sorge  zu  tragen 

9* 


132 

habe.  Jedoch  um  Wiederhohlungen  zu  vermeiden, 
(denn  auch  diese  Frage  reiht  sich  an  die  Lehre 
von  der  Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen,) 
nur  noch  die  folgende   Bemerkung. 

Fast  in  allen  gröfseren  Europäischen  Staaten 
hat  man  dem  Beyspiele,  das  LudwigXlV.  in  Frank- 
reich gab,  folgend,  Akademieen  der  Wissenschaf- 
ten errichtet.  Das  Recht  des  Staates,  eine  An- 
stalt dieser  Art  /.u  stiften  und  auszustatten ,  dürfte 
sich  am  besten  dann  begründen  lassen,  wenn  die 
Akademie  gleich  als  ein  Nationalschwurgericht, 
die  Bestimmung  hat,  über  den  Werth  neuer  Er- 
findungen und  Eutdeckö^ilgen  auf  Antrag  der  Be- 
theiligten ,  über  wissenschaftliche  Fragen  auf  Ver- 
langen der  Regierung,  über  die  Vertheilung  der 
Preise,  Avelclie  die  Regierung  billig  auszusetzen 
hat,'  um  zur  Erörterung  wichtiger  wissenschaftli- 
chen Fragen  oder  zu  Kunstschöpfungen  aufzufor- 
dern,  und  über  die,  verdienten  Gelehrten  oder 
Künstlern  gebührenden  Belohnungen  zu  entscheiden. 
Gehört  eine  Anstalt  dieser  Art  nur  zu  dem  Prunke, 
mit  welchem  der  Fürst  seinen  Thron  umgeben  hat, 
nun,  so  kann  keine  Liebe  eines  Fürsten  unschul- 
diger seyn,  als  die  für  die  Wissenschaften  und 
Künste. 


Das 

DREY  UND  DREYSSIGSTE  BUCH 
VOM  STAATE 

oder  der 
REGIERÜNGSLEHRE   DREYZEHNTES  BUCH. 

Von  der 

Vorsorge  des  Staates  für  die  Erziehung 

der  Nation. 


EINLEITUNG. 

Die  Pflanze  wird  gezogen,  das  Thier  wird 
abgerichtet,  der  Mensch  wird  erzogen.  Wenn  die 
Erziehung  den  Charakter  des  Zöglings  zu  ihrem 
Gegenstande  hat,  so  ist  es  nur  der  Mensch,  wel- 
cher erzogen  werden  kann. 

Der  Charakter  einer  Person  (eines  Menschen, 
einer  Nation,)  ist  diejenige  Eigenthümlichkeit 
einer  Person,  welche  auf  der  sittlichen  Beschaf- 
fenheit der  Maximen  beruht,  nach  denen  die 
Person  handelt.  Ihrem  Charakter  nach  sind  die 
Menschen  entweder  gut  oder  schlecht  oder  einer 
zwischen  dem  Guten  und  dem  Bösen  schwan- 
kenden Sinnesart,  offen  oder  versleckt,  redlich 
oder  falsch ,  stark  oder  schwach. 
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Mit  der  Verschiedenheit  der  Charaktere  ist 
die  Verschiedenheit  der  Gemüthsarten ,  —  die 
Verschiedenheit,  welche  unter  den  Menschen  in 
Beziehung  auf  Gefühle  und  Leidenschaften,  Nei- 
gungen und  Begierden  eintritt,  —  mannigfaltig 
und  wesentlich  verschlungen.  Zwar  geht  der 
Charakter  aus  der  sittlichen  Freyheit,  die  Ge-  1 
müthsart  aus  der  thierischen  Natur  des  Menschen  i 
hervor.  (Man  nennt  die  Gemüthsart  eines  Men-  1 
sehen ,  weil  und  in  wie  fern  sie  durch  seine  kÖr-  ! 
perliche  Beschaffenheit  hestimmt  ist,  auch  das  J 
Temperament  des  Menschen.)  Aher,  je  nachdem  | 
die  Gemüthsart  heftig  oder  sanft,  feurig  oder  | 
kalt,  gleichmäfsig  oder  veränderlich  ist,  steht  * 
s\e  dem  Charakter  im  Guten  und  im  Bösen,  bald 
befreundet  zur  Seite,  bald  feindselig  gegen  über,  j 
Und  ist  nicht  der  Charakter  ein  blofses  Gedan-  ; 
kending,  gleichsam  ein  Geist  ohne  Körper,  wenn  \ 
man  ihn  von  den  Gefühlen  und  Neigungen  des  ! 
Gemüths,  die  Form  von  dem  Stoffe,  sondert? 
Mufs  nicht  das  Gemülh  vor  allen  Dingen  einer 
Zucht  unterworfen  werden,  wenn  die  Stimme  der  j 
Pflicht  Gehör  finden   soll?  \ 

Eben  so  steht  die  Verschiedenheit,  welche  j 
unter  den  Menschen  (und  unter  Nationen)  in  ' 
Beziehung  auf  die  Art  und  den  Grad  ihrer  Kul-  ; 
tur  eintritt,  mit  dem  Charakter  und  qiU  der  j 
Verschiedenheit  der  Charaktere  der  Menschen  ; 
(und  der  Nationen)  in  dem  genauesten-  ZüSam-  ; 
menhange.  - — Die  Kultur  entspricht  dem  Interesse 
der  Sittlichkeit,  weil  die  Tugend  auch  eine  Wis- 
senschaft ist,  die  Kultur  aber  den  Gesichtskreis  ! 
der  Menschen  erweitert,  die  Menschen  auch  in  der  • 
Erkenntnifs  des  Guten  und  des  Bösen  weiter  bringt.  , 
—  Die  Kultur  entspricht  dem   Interesse  der  Sitt-     , 
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llchkeit,  weil  die  Tugend  eine  üebung"^  ist,  die 
Kultur  aber  einerseits  den  Menschen  in  den  Stand 
setzt,  über  seine  Anlagen  und  Kräfte  freyer  zu 
gebiethen,  und  andererseits  den  Verkehr  unter 
den  Menschen  mannigfaltiger  und  verwickelter, 
die  Aufforderungen  zur  Thätigkeit,  wo  nicht 
dringender,  doch  verschiedenarliger  macht.  — 
Endlich,  die  Kultur  entspricht  dem  Interesse  der 
Sittlichkeit,  weil  sie,  eine  Schule  der  Klugheit, 
der  Umsicht  und  Besonnenheit,  der  Vernunft  die 
Beherrschung  der  Leidenschaften  und  Begierden 
erleichtert.  —  Alles  dieses  läfst  sich  durch  eine 
Menge  Thatsachen  bestätigen.  Die  schauderhafte 
Sitte  der  Menschenfresserey  ist  nur  bey  den  unge- 
bildetsten Völkern  im  Schwange.  So  unsinnig  und 
so  gefährhch  auch  die  religiösen  Meinungen  seyn 
mogten ,  welche  ein  Volk  von  seinen  Stammeltern 
ererbt  hatte,  sie  veredelten  sich  oder  mufsten 
einem  neuen  Glauben  weichen,  so  wie  das  Volk 
aufgeklärter  wurde.  Die  Hauptquelle  des  National- 
hochmuthes  ist  und  war  von  jeher  die  Unwis- 
senheit; die  Türken,  die  Chinesen  und  so  manche 
andere  asiatische  Nationen  überschätzen  ihren 
Werth,  weil  sie  die  Eigenthümlichkeiten  anderer 
Nationen  nicht  kennen  oder  nicht  verstehn.  Wenn 
auch  mit  der  Kultur  die  Zahl  der  Vergehungen 
gegen  das  Eigenthum  zunehmen  sollte,  so  ver- 
mindert sich  dagegen,  so  wie  die  Kultur  steigt, 
die  Zahl  der  Vergehungen  gegen  die  Person  ').  — 
Jedoch  man  rühmt  den  sittlichen  Werth  der  Her- 


i)  Vgl.  meine  Abh.  JSlalistlk  der  Slrafgerechtigkells- 
pflege.  Heidelb.  1828.  8.  Jedoch  steigt  mit  der  Kultur  die 
Zahl  der  Vergehungen  gegen  das  Eigenthum  nur  dann, 
wenn  zugleich   die  Zahl  der  Armen  zunimmt. 
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zenseinfalt.  Aber  nur  in  dem  Sinne  gebührt  ihr 
dieser  Ruhm,  dafs  Klügeln  und  Zweifeln  auch 
die  Grundlagen  der  sittlichen  üeberzeugung  des 
Menschen  erschüttern  kann.  (Daher  sieht  ge- 
schrieben: Seyd  klug  wie  die  Schlangen,  einfältig 
wie  die  Tauben.) 

l\i.  Mit  einem  Worte  also,  der  Wille,  das  Ge- 
müth  und  der  Verstand,  sind  in  Beziehung  auf 
den  Charakter  des  Menschen  als  ein  Ganzes  zu 
betrachten  ^),  Die  Civilisalion,  d.  i.  die  Zucht, 
welcher  das  Gemüth  zu  unterwerfen  ist,  und  die 
Entwickelung  der  Geisteskräfte  des  Menschen  sind 
Bestandtheile  der  Erziehung  ^). 


ERSTES    HAÜPTSTÜCK. 

P'oh  der  F'erschiedenheit  der  Charaktere ,  an  sich 
und  in  Beziehung  auf  den  Staat. 


^v^tEin  Jeder,  der  die  Gelegenheit  hatte  und  be- 
nutzte ,  Kinder  zu  beobachten  ,  wird  zu  dem 
Schlüsse  gelangt  seyn ,  dafs  die  Menschen  von 
Geburt  verschiedene  Charaktere  haben,  dafs  sie 
nicht  als  blos  bildsame  Wesen  sondern  schon  mit 
einer  bestimmten  sittlichen  Individualität  zur  Welt 
kommen.  Diese  ursprüngliche  Verschiedenheit 
der  Charaktere  ist  selbst  dann  bemerkbar,  wenn 


2)  Das   Wort:    Charaktef,    wird  in    dem   Folgenden    in 
dieser  seiner  weiteren  Bedeutung  gebraucht  werden. 

3)  Vgl.   J.  Kant   über  Pädagogik.  Herausg.  von  F.  Tl>. 
Jiink.  Königsb.  i8o3.  8.  ( Libellus  aureus!) 


f^fi^^l-^hfl  9 


'1     rr,. 


die  Kinder  von  denselben  Eltern  erzeugt  sind, 
unter  denselben  Verhältnissen  heranwachsen,  auf 
dieselbe  Weise  erzogen  und  unterrichtet  werden. 
Eben  so  auffallend  tritt  sie  in  der  Charakterver- 
schiedenheit zwischen  Knaben  und  Mädchei>.b^r- 
vor*  —  Man  kann  sich  diese  angeborne  Ver- 
schiedenheit der  Charaktere  nicht  leichter  und 
nicht  besser,  als  nach  Gall's  Schädellehre  (oder, 
wie  die  Engländer  diese  Wissenschaft  nennen, 
nach  der  Phrenologie)  erklären.  Und,  wenn  die 
Thätigkeit  des  menschlichen  Geistes  durch  den 
Organismus  des  menschlichen  Körpers  im  allge- 
meinen bedingt  ist,  so  ist  nicht  abzusehen,  wie 
und  warum  sie  nicht  auch  in  ihren  einzelnen 
Aeusserungen  durch  einzelne  Organe  und  durch 
deren  besondere  Beschaffenheit  bedingt  seyn  sollte. 
Der  sittlichen  Freyheit  thut  das  so  wenig  Eintrag, 
als  irgend  ein  anderes  Hindernifs,  das  sie  zu  be- 
kämpfen haben  kann  -). 

Eben  so  sind  Nationen  dem  Charakter  nach 
von  einander  verschieden;  am  meisten  diejenigen, 
welche  zu  verschiedenen  Rassen  oder  Spruch- 
stämmen gehören.  Da  sich  in  den  Kindern  fast 
immer  der  Charakter  des  Vaters  oder  der  Cha- 
rakter der  Mutter  wiederhohlt  oder  die  Charaktere 


4)  Auf  jeden  Fall  dürfte  in  der  Naturgeschicljte  des 
Menschen  die  Bildung  des  Schädels  das  walire  Prinzip  setn, 
von  welchem  Lej  der  JEin^heiltiii^  tüer  Gatlung  auszugehn 
ist.  Vgl.  Histoire  naturelle  cJesraces  humaiit&s^JPaK.A, 
D  esmouli n.  Par.  ^Siiö.  8.  Essai  Zoologique  sur  le  gefire 
hutnain,  Par  Bory  St.Vin€.ent.  Par.  \8z%.  8.  Eben  d. 
dislrihution  primitive  du  genre  hiimain  a  la  sur  face  da 
globe.  Par.  48^g.  8.  —  In  England  will  man  die  Bemerkung 
geraachf  haben  ,  dafs  die  Schädel  des  Adels  ira  Durchschnitte 
von  einem  gröfseren  Umfange  sind,  als  die  des  ßiirgerstandes. 


beyder  Eltern  ftüsthen ,  so  erklärt  sich  der  Ur- 
sprung der  Nationalcbaraktere  von  selbst.  Auch 
die  Familien  haben  ihre  eigenthümlichen  Charak- 
te^'eVieine  Nation  aber  ist  eine  Familie  im  Gros- 
seh ^1.  - —  Obwohl  der  Nationalcharakter  an  sich 
niii^^^^^il' Einheit  der  Mitglieder  der  Nation  in  Be- 
ziehung auf  gewisse  sittliche  Eigenthümlichkeiten 
ist,  so  kann  er  doch  zugleich  als  etwas  für  sich 
Bestehendes  und  von  dem  Charakter  der  Individuen 
ünabhäügiges,  gleichsam  als  das  sittliche  Ka- 
pital der  Nation,  betrachtet  werden.  Es  scheint 
sogar,  dafs  die  Regierung  den  Charakter  der  Na- 
.iion  aus  diesem  Gesichtspunkte  betrachten  müsse, 
wenn  die  Mafsregeln,  die  sie  auf  den  Charakter 
der  Nation  zu  bauen  oder  zu  berechnen  hat,  ir- 
\^end  eine  Grundlage  oder  einen  begreiflichen  Ge- 
.'genstand  haben  sollen. 

Kein  Zweifel,  dafs  der  Charakter- '^life^'Mea- 
schen,  der  Charakter  einer  Nation  sich  in  einzel- 
p^n  Zügen  verändern,  sich  verbessern  oder  ver- 
schlimmern könne.  Aber,  wenn  es  schon  schwer 
ist,  dafs  ein  Mensch  seinen  Charakter  gänzlich 
.|imgestalte,  so  mögten  die  Fälle  noch  seltner 
seyn,  da  eine  Nation  ihren  ursprünglichen  Cha- 
rakter mit  einem  ganz  neuen  vertauscht.  Die 
Chinesen,  die  Hindus,  die  Araber,  die  Griechen, 
die  Deutschen,  haben  sie  sich,  was  ihren  Na- 
tionalcharakter betrifft,  seit  Jahrhunderten  und 
bezieh ungs weise  oSreit  Jöfhtt'au senden  wesentlich  ver- 
ändert? Auch  da  uBy  ^eao  sich  eine  Nation  mit 
einer  andern  miscjhtj€nto«hlöi(iht  ein  ganz  neuer 

5)  Vgl.  Des  characteres  pkysiologiqaes  des  ra^^yhu- 
maiiies  dans  leurs  rapports  avec  VListoire.  Par.  IV,F. 
Edwarct^,  Par.  4829.  8. 
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sondern  nur  ein  zwischen  den  sittlichen  Eigen- 
thümlichkeiten  beyder  Nationen  schwankender 
Charakter,  Die  Franzosen,  die  Spanier  und  die 
Portugiesen,  die  Italiener  stammen  von  Deutschem 
und  von  Römischem  ßlute  ab ;  eben  so  dürfte 
sich  der  Charakter  dieser  Nationen  beziehungs- 
weise aus  der  einen  und  aus  der  andern  Quelle 
ableiten  lassen  ^),  • —  Jedoch  könaen  allerdings 
ausserordentliche  Begebenheiten  und  Umstände 
den  Charakter  einer  Nation  wenigstens  in  einem 
gewissen  Gra4^  .uqigestalten ;  sie  können  ihm  z.B. 
eine  neue  Ricjitung  oder  Spannung  geben,  oder 
ihn  von  einer  neu^n  Seite  zeigen,  oder  auch  neue 
Züge  ihm  aneignen.  Eine  Begebenheit  dieser  Art 
ist  z.  B.  und  vorzugsweise,  der  üebertritt  einer 
Nation  zu  einem  neuen  Glauben.  Wenn  die  Um- 
änderung der  Nalionalreligion  zuweilen  einen  we- 
niger bedeutenden  oder  einen  weniger  bemerk- 
baren Einflufs  auf  den  Nationalcharakter  hatte,  so 
ist  das  daraus  zu  erklären,  dafs^  wenn  ein  neuer 
Glaube  von  einer  Nation  ohne  Zwang  angenom- 
men werden  soll,  dieser  Glaube  und  der  Natio- 
nalcharakter schon  einander  befreundet  seyn  müs- 
sen. Das  Christenthum  hat  bey  allen  Völkern 
Deutschen  Ursprungs,  und  yergleichungSAveise 
schneH  und  in  Frieden ,  Eingang  gefunden,  wäh- 
[j  f^od  es  (Unter  den  Völkern  Asiens  nur  sehr  ge- 
jjl^ringe  Fortschritte  gemacht  hat.  Für  die  Refor- 
g^^j^ation  hat  sich^bgy  den  Völkern  rein  deutschen 
^l)rsprungesdi%jü]y^r\fiegende  Mehrheit  erklärt;  ^ie 

^  -ß'"'-'-^  ^mrirtt-|ln(r^r%orwürfe,  welche  mäfiÖciKi- 
takter  der  Italiener  raaclit.  In  keinem  Theile  von  Europa 
haben  sicli  so  viele  Völker  getummelt  und  gemischt,  als  in 
Italien. 
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halbdeutschen  Europäischen  Völker  sind  der  ka- 
tholischen Kirche  treu  geblieben.  Alles  dieses 
hängt  mit  der  Verschiedenheit  der  Charaktere  die- 
ser Nationen  auf  das  genaueste  zusammen.  Eben 
so  haben  bürgerliche  Kriege  und  Rev^olutionen 
fast  immer  einen  recht  auffallenden,  bald  einen 
nachtheiligen,  bald  einen  wohlthätigen,  Einflufs 
auf  den  Nationalcharakter.  Man  glaubt  ein  ande- 
res Volk  zu  erblicken,  wenn  mau  die  Römer  unter 
der  bald  hinterlistigen  bald  gewallthätigen  Herr- 
schaft der  Kaiser  aus  dem  Geschlechle  der  Cäsa- 
ren mit  den  Römern  aus  den  Zeiten  vor  den 
bürgerlichen  Kriegen  vergleicht.  Lebt  nicht  in 
dem  Französischen  Volke  ein  anderer  Geist  jetzt, 
als  vor  der  Revolution?  Zuweilen  kann  auch  ein 
einziger  grofser  Mann  seine  Nation  zu  und  mit 
sich  emporheben.  Unter  Friedrich  IL  nahm  der 
Charakter  des  Preufsischen  Volkes  einen  Auf- 
schwung, welcher  unter  den  Ursachen  der  heuti- 
gen Gröfse  des  Preufsischeu  Staates  nicht  die 
letzte  Stelle  behauptet. 

Das  Regieren  in  der  eigentlichen  Bedeutung 
besteht  in  der  Kunst,  die  Menschen  nach  Mafsgabe 
ihres  Charakters  zu  einer  dem  Interesse  des  Staa- 
tes entsprechenden  Handlungsweise  zu  bestimmen. 
Der  Nationalcharakter  ist  der  Quell,  aus  welchem 
die  aligemeine  Regeln  dieser  Kunst,  die  Gesetze, 
die  Maximen  der  Staatsverwaltung,  zu  schöpfen 
sind.  Bej  der  Anwendung  dieser  Regeln  auf  ein- 
zelne Fälle  ist  die  Kenntnifs  und  die  Behandlung 
der  Individuen  Alles  in  Allem.  Die  Erfolge  des 
Eegierens  hängen  in  der  einen  und  in  der  andern 
Beziehung  von  dem  Werthe  derer  ab,  welchen  die 
Ausübung  der  Staatsgewalt  anvertraut  ist.  (Vgl.  das 
35ste  Buch.)  -,     ne^/.^c^r  .  la 
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Je  eigenthümlicher  der  Charakter  einer  Nation 
ist,  desto  eigenthümlicher  kann  und  mufs  sogar 
die  für  sie  bestimmte  Gesetzgebung  seyn.  Jedoch 
ein  Anderes  ist  es,  die  Eigenlhümlichkeiten  einer 
Nation  bey  der  Gesetzgebung  schonen  und  beach- 
ten, ein  Anderes,  sie  durch  die  Gesetzgebung  ver-^ 
ewigen  d.  i.  einer  jeden  Abweichung  von  denselben 
durch  die  Gesetze  entgegenai;beiten.  Alles  in  der 
Menschenwelt  ist  dem  Wechsel  unterworfen;  das 
Fortschreiten  zum  Besseren  soll  das  Loosungswort 
der  Menschheit  seyn.  Erblicken  wir  nicht  sogar,* 
obwohl  in  dunkler  Ferne,  eine  Zeit,  wo  nur  »ein 
Hirle  und  eine  Herde«  seyn  wird?  Daher  ist 
eine  Verfassung  desto  vollkommner,  je  bildsamer 
d.i.  Je  reicher  sie  an  Keimen  ist,  aus  welchen 
sich,riach  Zeit  und  Umständen  bald  diese,  bald 
andere  organische  Einrichtungen  entwickeln  kön- 
nen. Die  Staatsverfassungen  Deutschen  Ursprungs 
können  auf  das  Lob  dieser  Vollkommenheit  in 
einem  hohen  Grade  Anspruch  machen.  Noch  be- 
wundernswerther,  (denn  eine  in  ihrer  Art  einzige 
Erscheinung,)  ist  die  Männfgraitigkeit  der  Formen, 
welche  sich  in  der  Verfassühgsgeschichte  der 
christlichen  Kirche  entfaltet.  Doch  bey  weitem 
die  meisten  Nationen  und  Regierungen  sind  in  den 
Irrthum  verfallen,  als  ob  der  Ordnung  der  feür- 
gerlichen  Gesellschaft  der  Stempel  der  Unverän- 
derlichkeit  aufgedrückt  werden  könne.  Es  giebt 
neuerungssüchtige  Zeiten ;  die  Menschen  sind  nicht 
neuerungssüchtig.  -^  Die  Verschiedenheit  der  Na- 
tionalcharaktere tritt  vorzugsweise  in  dem  Ver- 
fassungsrechte der  Völker  hervor;  sie  dürfte  sogar 
die  Hauptursache  der  Verschiedenheit  der  Staats- 
verfassungen seyn.  Diesen  Einflufs  hat  sie  nicht 
blos  deswegen,  weil,  je  nachdem  der  Charakter 
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der  Nation  beschaffen  ist,  die  Banden  des  bürger- 
lichen Gehorsams  durch  die  Formen  der  Verfas- 
sung mehr  oder  weniger  fest  angezogen  werden 
können  oder  anzuziehn  sind,  sondern  auch,  und 
noch  mehr,  deswegen,  weil  dem  Nationalcharakter 
allemal  gewisse  sittliche  oder  religiöse  Ideen  zum 
Grunde  liegen,  welche  sich  auf  das  Verhaltnifs 
des  Menschen  zum  Staate  beziehn.  So  neigt  sich 
z.  B.  bey  allen  den  Völkern,  welche  sich  zum  Islam 
bekennen,  die  Einherrschaft  zur  Zwinghenschaft 
hin.  Denn  eine  Hauptlehre  des  Koran  ist  die  All- 
gewalt des  Schicksals  ").  (Nach  der  Lehre  der 
katholischen  Kirche  kann  der  Mensch  durch  gute 
Werke,  nach  der  Dogmatik  der  Protestanten  kann 
ei?,  nur  durch  den  Glauben  selig  werden.  Theolo- 
gen der  reformirten  Kirche  haben  sogar  die  Lehre 
von  der  Prädestination  vertheidiget.  Hat  diese 
Verschiedenheit  der  Ansichten  auf  die  Verfassun- 
gen der  Europäischen  Staaten  einen  Einflufs  ge- 
habt? und  welchen^  Fragen,  die  der  Erörterung 
nicht  unwerth  seyn  di^rften.)  In  den  Deutschen 
Staaten  i'ibte  und  üb|  iK)ch  jetzt  nicht  selten  die 
Idee  des  Königthumes  eine  magische  Gewalt  aus. 
Man  würde  sich  irren ,  wenn  man  die  Freunde 
des  Königthumes  eben  deswegen  für  Feinde  der 
Volksfreyheit  halten  wollte.  Sie  dachten  und  sie 
denken  sich  unter  dem  Könige  den  Repräsentan- 
ten der;  Nationalmacht  und  der  Nationalwürde,  den 
Schu|7.herrn  der  Volksrechte,  den  Urquell  der 
Gnade.     Und  wie  wichtig  füj^-die  Yerfassungsge 


h' 


P^ncr  anöfl:,'o  3*^h  *iii' 


45^%Ä?  ßöfltscher    Officier,   der  IröölTür^^tfcli'^Äeö^^^il 
diente,*- iiäei^öift«^VN^ort   s^ioem  Vorgesetztieir,  ^ei^^fla  alPiirlcf|t),^uJ 
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schichte  derselben  Staaten  war  die  Meinung,  die 
nie  ganz  im  Volke  unterging,  dais  Niemand  ohne 
seine  Zustimmung  besteuert  werden  dürfe,  waren 
ferner  die  Begriffe  von  Ehre  und  Schande,  welche 
sich  bey  den  Deutschen  Völkern  so  eigen thümlich 
gestalteten?  —  Vielseitiger  ist  die  Aufgabe,  wenn 
von  dem  Einflüsse  des  Nationalcharakters  auf  die 
Staatsverwaltung  und  auf  deren  verschiedene 
Zweige  die  Frage  ist.  Schon  für  den  Standpunkt 
der  Regierung  überhaupt ,  schon  für  das  Maafs 
ihrer  Thätigkeit  kann  der  Nationalcharakter  von 
Wichtigkeit  seyn.  In  den  Deutschen  Staaten  sind 
fast  alle  gemeinnützige  Anstalten  und  Anlagen  das 
Werk  der  Regierung;  in  England  sind  sie  grofsen- 
theils  Privatunternehmungen.  Sodann  ist  es  für 
den  Erfolg  einer  Mafsregel,  welche  die  Regierung 
ero^reift  und  welciie  ihrem  Wesen  nach  in  dem 
Wirkiuigskreise  der  Regierung  liegt,  in  mehreren 
Fällen  nichts  Aveniger  als  gleichgültig,  ob  die  Na- 
tion der  Mafsregel  beystimmt  oder  widerstrebt,  ob, 
wo  Gewalt  nicht  ausreicht,  der  gute  Wille  eintritt. 
So  kann  z.  B.  in  einem  Kriege  die  Regierung  kei- 
nen Bundesgenossen  weniger  missen,  keinen  mit 
sich  so  vereinigen,  als  die  Nation  selbst.  Und 
eben  deswegen  hat  man  bey  der  Berechnung  der 
Kriegsmacht  eines  Staates,  auch  den  Charakter 
der  Nation,  auch  den  Enthusiasmus,  der  die  Na- 
tion begeistert  oder  der  sie  unter  gewissen  Vor— 
aussetzungen  begeistern  könnte  und  würde,  auch  ,r> 
das  Band,  welches  die  Regierung  und  die  Unter-  .^[j, 
thanen  zusammenhält,  in  Anschlag  zu  bringen,,^^^^ 
Eben  deswegen  enthält  die  Staatengeschichte.  z.JB. 
die  Geschichte  des  Römischen  Freystaates ,  "  so"  '^ 
manche  Beyspiele,  dafs  der  Krieg  die  Regierung 
und   das  Volk  fester  an   einander  kettete  oder  zu 


144 


einem  Vergleiche  unter  den  Partheyen  führte,  in 
welche  die  Nation  zerfallen  war.  Eben  deswegen 
sollte  man  in  den  Tagqn  des  Glücks  nie  der  Tage 
der  Noth  vergessen,  die  da  kommen  können. 
Wafuiif '^ei  theidigle  die  Französische  Nation  ihr 
Land  im  Jahr  1792  so  wacker,  im  Jahr  1814  so 
verdrossen  ^)?  Jedoch  nicht  auf  einen  jeden 
Zweig  der  Staatsverwaltung,  nicht  auf  ein  jedes 
Fach  der  Staatsverwaltung  kann  und  soll  der  Na- 
tionalcharakter einen  gleich  unmittelbaren  oder 
einen  gleich  entscheidenden  Einflufs  haben.  Wenn 
z*^.  ein  jeder  Staat  seine  Strafgesetze  auf  den 
Charakter  der  Nation  zu  berechnen  hat,  so  hängt 
dagegen  Jie  büigerliche  Gesetzgebung  mehr  mit 
d^ni  Stande  der  Civilisation  und  der  Kultur  zu- 
sammen ^).  In  einem  andern  und  näheren  Ver- 
h^tnisse  steht  der  Nationalcharakter  zu  der  Ord- 
l^ti  i}g  d  es  Staatsdienstes,  als  zu  d  e m  S  t  e u er ^ec  h  t e. 

noday^v/x.  .,   .  ■        "  .         ,        -,       y'     m^jv»;'. 

„..- So  wichtig    es   also  ist,   den    Charakter  einer 

NQJion  zu  kennen,  so  schwierig  ist  es  gleichwohl, 
zu  dieser  Kenntnifs  zu  gelangen.  In  der  Staats- 
l^pnstj^rWie  in  der  Physik,  sind  die  Imponderabi- 
Ji(^p/am  [„schwersten  zu  erforschen;  die  Statistik 
^^Ö^WFB^  .'J^  yvenigsten  lassen ^sicj^^,|^ 
moh    um   !iiO!j»jlov9Ji  lioibellt^nji  tjU  liTßiiarY  nah 

^ijj^i^  J^(^.  4ie,  Denkscliriftcji  des^Herrn  von  B  o  u  r  i  e  n  n  e» 
Es  £;iebt  vielleiclit  kein  Werk ,  welches  einen  so  tiefen  Blick 
in  den  Charakter  Napoleon's  thun  liefse,  als  dieses  Wctk*— 

'  '\^5'Ma"  glaubt  z.  B.   wenn    man    das     Werk     Heftt :   ^4 

Digest  of  Hindu  Law  on  Contracts  and  Successlons.  T^ans- 
Ißtedfrom  the  Original  Sanscrit  by  H.H.  T.  Co  le /) r  ö'o  ke7 
Lond.^ So 4,  i\l.  Vol.  8'  oft  in  Justtniaös  Pandekten  zu  lesen, 
so  sehr  gleichen  einander  das  birr^efliclifi  ll^tih't  Öcr  HirfdtiS' 
und   das  l^ömische  in  mehreren   Ldi«ei?v  .yu\aA.'ii6ft  Va\\>Au>>'i 
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Wunder  in  voraus  berechnen ,  welche  politischer* 
und  (vielleicht  noch  mehr)  religiöser  Enthusias-^ 
mus  wirken  kann  '^).  Nicht  die  Geschichte  der 
Vorzeit  allein,  (x.  R.  die  Geschichte  der  Saracenen, 
die  der  Kreuzzüge,)  giebt  Kunde  von  diesen 
Wundern;  auch  unsere  Zeiten  sind  nicht  arm  afl 
Beppielen  derselben  Art  ^^).  —  Die  Hauptregel  ist 
die,  dafs  man  Nationen,  wie  einzelne  Menschen^ 
nicht  nach  ihren  Worten  '^),  sondern  nach  ihreii 
Handlungen  und  Thaten,  nicht  nach  einer  einzel-* 
nen  Begebenheit,  sondern  nach  dem  Gesamtein--' 
drucke,  den  ihre  Geschichte  zurücklafst,  zu  rieh-»- 
ten  hat.  Jedoch  giebt  es  allerdings  gewisse  Be-^ 
gebenheiten,  welche  den  Charakter  einer  Nation 
vorzugsweise  aufdecken  ;  als  da  sind  Revolutionen 
und  bürgerliche  Kriege,  grofse  Siege  und  grofsö 
Niederlagen.  Jene  lüften  den  Schleyer,  welcheti 
die  Civilisation  über  den  Charakter  der  Menschen 
deckt;  diese  stören  das  Gleichgewicht  zwischen 
Furcht  und  Hoffnung,  welches  man  so  leicht  für 
Tugend  hält.  Das  Charakteristische,  das  in  den 
Begebenheiten  dieser  Art  liegt,  tritt  besonders 
dann  hervor,  wenn  man  die  Verschiedenheit  ihres 
Verlaufs  bey  verschiedenen  Völkern  oder  zu  ver-* 
schiedenen  Zeiten  ins  Auge  fafst,  wenn  man  z.  B. 
den  Verlauf  der  Englischen  Revolution  mit  dem 
der  Französischen  Rovolution  oder  die  Muthlosig-» 
keit  der  Athenienser  nach  der  Schlacht  bey  Chä-» 


lo)   V^l.  Natural  Histcry  ofEnthusiasm.  Loncl,  ^Sag.  8* 
lO  Non  adeo  uirtutum  sterile  secidum,  ut  nön  öt  honet 

exempla   prodidevit    Tac.  Histör.  l,  J.  .-^     V  " 

12)  W0I1I   aber  ist   die  Spraclie  einer  Nation  ein  Kciiif^^ 

mald   des   Natioiiaicliacakters.  ^  ' 

Zachariä  lieg. Lehre.  ILSä^^i,  ^AfÄiidam   üi  fiihüiSofi  lüli   bni- 
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ronea  mit  dem  Geist esmulhe  der  Römer  nach  der 
Schlacht  bey  Caniiä  vergleicht. 


ZVVEYTES   HAÜPTSTLCK. 

P^on  der  Erziehung. 


Schon  die  Griechen  stellten  und  erörterten  die 
Frage,  ob  die  Tugend  erTernbar,  ob  cs  also  mög- 
lich sey,  Kinder,  die  Menschen  überhaupt  zu  er- 
ziehn  ^^),  In  der  That  die  Vorfrage!  auch  des- 
wegen, weil  von  der  Beantwortung  dieser  Frage 
die  bey  der  Erziehung  zu  befolgende  Methode 
abhängt. 

Fragt  man  die  Erfahrung,  so  scheint  die  Tu- 
gend nicht  nur  erlernt  werden  zu  können,  son- 
dern erlernt  werden  zu  müssen.  Glichen  nicht 
die  Menschen,  welche,  durch  einen  Zufall  von 
der  Gesellschaft  der  Menschen  schon  frühzeitig 
ausgeschlossen,  unter  den  Thieren  des  Waldes 
herangewachsen  waren,  mehr  diesen  als  ihren 
Mitmenschen?  Erwägt  man  aber,  dafs  die  Tugend 
ihrem  Wesen  nach  ein  freyer  Enischlufs  ist  und 
seyn  mufs,  so  scheint  in  dem  Satze,  dafs  die 
Tugend  gelehrt  und  erlernt  werden  könne,  ein 
Widerspruch  zu  liegen.     In  i\Qv  That,  wenn  an- 


l3)  S.  Plato  Iti  Prolnc^crawwdiA eschini s  dial.  Au 
virtus  doceri  possif?  Ks  ist  vlelleiciit  dfr  Zweifel  eilaubf, 
ob  dieGriechisclirii  Philosophen  die  Tugend  [aont]  ^  i'irtus,)  als 
eine  von  andern  Vollkointnefilieiten  des  Menschen  wesentlich 
verschiedene  Vollkommenheit  betrachteten. 
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ders  der  Mensch  ein  sittlich  freyes  Wesen  istj 
(und  je  höher  wir  den  Menschen  stellen ,  desto 
höher  steht  er,)  so  ist  eine  Erziehungnur 
in  dem  Sinne  möglich,  dafs  sie  eine  auf 
dieVerbesserung  des  Charakters  indi- 
rekt herechnete.Handlungs weise  ist^  so 
ist  nur  die  Methode  der  Jugend-Erzie- 
hung die  richtige,  welche  das  Kind  in 
den  Stand  setzt  und  veranlafst,  selbst, 
zu  handeln,  nur  die  Methode,  welche 
die  inneren  und  äufseren  Feinde  der 
Tugend  bekämpft,  die  der  Tugend  be*- 
freundeten  Gefühle  und  Neigungen  deS 
menschlichen  Herzens  für  den  Zweck 
der  Erziehung  benutz t>  endlich,  von  Be- 
lohnungen und  Strafen  einen  zw6^k-^ 
mäfsigen  Gebrauch  macht.  —  Kann  mäh 
die  Kinder  unmittelbar  verziehen,  wenn  man  sie 
ntit**'  mittelbar  e  r ziehen  kann  ?  Es  giebt  keind^ 
Erziehungsart,  die  nicht  versucht,  keinen  Fehler^ 
der  bey  der  Erziehung  nicht  begangen  worden 
w^äre,  (denn  an  die  Erziehungskunst  denkl  ein 
Brautpaar  am  letzten,)  und  dennoch  sind  die  Re- 
sultate bey  weitem  nicht  so  verschieden,  bey 
^feilem  nicht  so  unerfreulich,  als  man  hiernach 
feMvarten  sollte.  -^  ^-^  '■^'-^'   ^i^6-;'H   mmin 

^'^'  Der  Staat  kann  sich  eiftwedir  ileiyr^fe'^Er^ 
iiiehung  des  heranwachsenden  Geschlechts  unter»* 
ziehn  oder  den  Eltern  die  Erziehung  ihrer  Kinder-^ 
übrigens  unbeschadet  seities  Rechts  der  Oberauf** 
§i(:ht  —  überlafsen  ^^}.    Eine  öflentliche  oder  eine 

ihiU'jA^j^^S^^  Meine  $.qjiivifl,?  iüebe|q,j4Afl!El?Z'*öi^^^^^^  des  Metl- 
sc1iengescl)let.lits  durdi  de»  Staat.  Lpz^  i8ö2.  8.  Ideth  übel* 
INaiionalerziehungj  besonders   in  Rückslclit  auf  die  k.  Pteafü. 

10* 
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Nationalerziehung  betrachtet  die  Menschen  nicht 
als  Individuen,  sondern  nur  als  Theile  eines  Gan- 
zen, nur  als  Glieder  des  Staatskörpers;  ihr  liegt 
die  Idee  zum  Grunde,  dafs  der  Charakter  der 
Nation  ein  Theil  des  Staatsvermögens  oder  des 
Staatskapitales  scy,  dafs  die  Regierung,  so  wie 
das  Staatsgut  in  ihrem  Interesse  zu  verwalten ,  so 
den  Nationalchariikter  in  ihrem  Interesse  auszu- 
prägen, den  Charakter  des  heranwachsenden  Ge- 
schlechts dem  Nationalcharakter  zu-  und  nach- 
zubilden berechtigt  sey.  Die  häusliche  oder 
heimliche  Erziehung  beruht  dagegen  auf  der  An- 
sicht, dafs  in  Beziehung  auf  die  Rechle  der  Staats- 
gewalt die  Nation  aus  Individuen  bestehe,  dafs  in 
derselben  Beziehung  zwischen  dem  National- und 
dem  Slaatsvermögen  eine  scharfe  Grenzlinie  zu 
ziehen  sey,  dafs  sich  nicht  der  Staat  die  Nation 
sondern  dafs  sich  die  Nation  den  Staat  aneignen 
solle.  Alles  dieses  erinnert  an  die  Verschiedenheit 
der  Systeme ,  welche  die  Staatswirtschaftslehre 
über  die  Bevvirthschaftung  des  Nationalvermögens 
aufstellt.^^  QiHLA  löl?  uah  aiw'^n/ 

I.  Voö^'dW  öffentlichen    oder   der  Na- 
tion a  1  e  r  z  i  e  h  u  n  g. 

Eine  wahre  Nationalerziehung  giebt  es  nur  da, 
wo  die  gesammte  Jugend  der  Nation  in  einer  oder 
in  mehreren  öffentlichen  Anstalten  von  Männern, 
welche  der  Staat  angestellt  hat,  nach  derselben 
Methode  unterrichtet  und  erzogen  wird,  so  dafs 
die  häusliche  Erziehung,  ausgenommen  etwa  in 
den  ersten  Jahren  der  Kindheil,  gänzlich  ausge- 


^•taalen.      Von    J.  Fr.  Zöllner.  Berl.   i8o4.  S.      Dig  ^jaOifs- 
^ational- Bildung.     Von  J.  Gfn.  v.  Soden.    Aaraii^  1S26.  8. 
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schlössen  ist.  Eine  Erziehung  dieser  An  hat  ihrem 
Wesen  nach  den  Zweck,  dem  heranwachsenden 
Geschlechte  die  Bildung  zu  geben,  welche  dem 
Interesse  des  Staates,  von  welchem  sie  geleitet 
wird,  entspricht.  Sie  wird  allemal  geschikler 
seyn,  die  Ordnung  der  Dinge,  auf  welche  sie  ur- 
sprünglich berechnet  war,  zu  erhalten,  als  sich 
dem  Wechsel  der  Zeiten  und  Umstände  anzu- 
schmiegen. 

Die  Geschichte  kennt  nur  wenige  Völkerschaf- 
ten, welche  eine  solche  Nationalerziehung  oder 
eine  Nationalerziehung  in  der  eigentlichen  Bedeu- 
tung hatten.  Fast  mögte  man  behaupten,  dafs  die 
Idee  einer  Nationalerziehung  nur  bey  einem  Volke 
vollkommen  aus-  und  durchgeführt  worden  sey, — 
nur  bey  den  Spartanern  ^^).  In  Sparta  standen 
auch  die  Erwachsenen  noch  unter  einer  so  stren- 
gen öffentlichen  Zucht,  dafs  ihnen  ein  Feldzug, 
weil  die  Kriegszucht  vergleichungsweise  die  mildere 
war,  ein  Fest  zu  seyn  dünkte.  Zwar  scheint  diesem 
Beyspiele  ein  anderes  an  die  Seite  gesetzt  werden 
zu  können,  die  Art,  wie  einst  der  Alle  vom  Berge 
eine  Schaar  auserwählter  Jünglinge  zum  unbeding- 
ten Gehorsame  gegen  seine  Machtsprüche  erzog  *^). 


i5)  Die  besten  NacKiichten  von:  ider  Erziehung  der 
Spartanischen  Jugend  findet  man  in  Plutarch's  Lebens- 
beschreibung des  Lykurgus.  Vielleicht  nahm  sieh  Lykurg 
"qie  Gesetze  des  Minos  zum  Muster.  Doch  sind  die  Nach- 
t'^chten,  die  wir  von  den  Gesetzen  der  Kretenser  haben, 
«^u  unvollkommen,  als  dafs  man  diese  Vermuthung  weiter 
verfolgen  konnte. 

16)  S.  Wilken's  Geschichte  der  Kreuzzüge.  II.  239. 
tf.  J.  P.  V.  Hammer  Geschichte  der  Assasinen.  Tiibing. 
4818.  8.  —  Ueber  die  Erziehung  bey  den  Osmanen  unter 
ihren  ersten  Sultanen  s.   Gibbon  chap.  65. 
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Jedoch,    darf   man    das    eine    Nationalerziehung 
iieimen  ? 

In  den  heutigen  Europäischen  Staaten  kann 
überall  nicht  von  einer  wahren  Nationalerziehung 
die  Rede  seyn.  (Man  täusche  sich  nicht  mit  leeren 
Hoffnungen,  damit  man  sich  nicht  in  eille  Träume 
verliere.)  —  Schon  deswegen  nicht,  weil  diese 
Staaten,  mit  wenigen  Ausnahmen,  ein  zu  ausge- 
dehntes und  zu  bevölkertes  Gebiet  haben,  als  dafs 
5ich  in  ihnen  der  Plan  einer  Nationalerziehung 
ausführen  liefse.  Da  würd^  sich  die  Nationaler- 
ziehung in  örtliche  Erziehungsanstalten  auflösen^ 
es  würde  von  ihr  nur  der  Körper,  nur  der  Me- 
chanismus übrig  bleiben. —  Sodann  auch  deswe- 
gen nicht,  weil  eine  Nationalerziehung  mit  unseren 
sjlechtsbegriffen ,  mit  unseren  Ansichten  von  der 
Heiligkeit  der  elterlichen  Gewalt,  von  dem  Ver- 
hältnisse der  Familien  zum  Staate,  von  dem  Wes^n 
der  äufseren  Freyheit  in  Widerspruch  stehn  würd;^, 
weil  wir  (mit  dem  Englisehen  Rechte)  unser  Hau3 
als  unser  Schlofs  betrachten.  Die  Griechen  setzten 
die  Freyheit  in  das  Mitregieren;  uns  ist  ünabr 
hängigkeit  von  der  Regierung  Freyheit.  Die  Gric'- 
eben  verwendeten  auf  Tempel  und  auf  audere  öfr 
fentliche  Gebäude  ihren  Reichthum  *^),  wir  ziehen 


iy)  Unansehnlicli  waren  zu  Allien  die  Privalg^f-bäiide, 
selbst  noch  in  dem  Zeitalter  des  Perikles.  Auch  zu  Rojn 
sclieitit  diese  Art  des  Prachtaufwandes  erst  unter  den  Kai- 
sern um  sich  gegriffen  zu  haben.  S.  Tacit.  Ann.  XV,  4^« 
poch  hat  man,  bey  der  Erklärung  dieser  Thatsaclieo  ,  zq- 
gleich  den  Machtneid  der  Demokratie  in  Ansclilag  zu  brli|- 
gen.  —  So  manclie  Genüsse  waren  den  Griechen  und  den 
Römern  unbekannt,  welclie  uns  das  häusliche  Leb^'n  helm- 
licher machen;  z.  B.  Kaffee,  Thee,  (sammt  dem  Züijkcii,) 
T^b^ck»  Chaitenspiele,    gedruckte  Bücher  und  Zeitschriften. 
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es  vor,  gemülhllcb  zu  wohnen.  —  Endlich  und 
besonders  deswegen  nicht,  weil  sich  die  Kirche 
mit  dein  Staate  in  die  Herrschaft  über  die  Men- 
schen getheilt  hat.  Die  INationen  des  heutigen 
Europa  gehorchen  zweyen  Herren  und  deswegen 
keinem  ganz. 

Jedoch  etwas  einer  Naiionalerzieliung  Aebnli- 
ches  kommt  allerdings  in  denjenigen  Europäischen 
Ländern  vor,  in  welchen  die  Gesammtheit  oder  die 
Mehrheit  der  Einwohner  zur  katholischen  Kirche 
gehört.  Da  diese  Kirche  allen  ihren  Mitgliedern 
die  Verbindlichkeit  auferlegt,  und  sie  von  Kindheit 
an  gewöhnt,  eine  jede  Versündigung  im  Beicht- 
stuhle zu  bekennen,  so  ist  sie  in  so  fern  unmit- 
telbar eine  öffentliche  Zucht-  und  Erziehungsan- 
stalt. Mag  man  auch  gegen  die  Beichte  einwenden 
können,  dafs  sich  mit  der  Schaam  vor  dem  Ge- 
ständnifse  der  Sünde  leicht  die  Schaam  vor  der 
Sünde  selbst  vermindere,  auf  jeden  Fall  gebührt 
dieser  Einrichtung  das  Lob,  dafs  sie  unter  allen 
den  Mitteln,  welche  man  versucht  hat,  dem  Cha- 
rakter eine  gewisse  Richtung  zu  geben  oder  ihn 
in  einer  gewissen  Stimmung  zu  erhalten,  wo  nicht 
das  wirksamste  doch  eins  der  wirksamsten  ist. 
Wenn  sich  Katholiken  und  Prolestanten  in  gewis- 
sen Charakterzügen  von  einander  unterscheiden , 
so  dürfte  die  Hauplursache  dieses  Unterschiedes  in 
jener  Einrichtung  (dem  Grundsleine  der  Verfassung 
der  katholischen  Kirche,)  zu  suchen  seyn.  Nun 
ist  zwar  diese  öffentliche  Erziehung  nicht  an  und 
für  sich  eine  Nationalerziehung.  Aber  in  so  fern 
kommt  ihr  diese  Eigenschaft  allerdings  zu,  als  sie 
überall  auf  den  Nationalcharakler  und  dieser  wie- 
derum auf  sie  auf  eine  eigenthümliche  Weise  ein- 
wirken Hjufs.     Auch  deswegen  hatte  vielleicht  die 
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Reformatian  ia  den   verschiedenen  Earopäischen 
Staaten  so  verschiedene  Schicksale.  jSf:f^iSf,m 

Jedoch  etwas   anderes  ist  eine  NatioDaterztc-^ 
faung,   etwas  anderes   eine    nationelle  Erziehung. 
Ueberall  auch  in  den  heutigen  Europäischen  Staa-r' 
ten,  hat  die  Denkart,  die  Kultur,  der  Charakter, 
der  gesammte  gesellschafiliche  Zustand  einer  Na^ 
tiofl  auf  die  Erziehung  des  heranwachsenden  Ge-*^ 
schlechts  den  entschiedensten  und  mannigfahfgsten 
Eiuflufs.   Auf  diesem  Einflüsse  beruht  ja  gröfsten^^ , 
theiJs  die  Fortdauer   des  Nationalcharakters*     Sdj 
vererbt  sich  zugleich ,   wo  es  eine  Verschiedeahekf 
der  Stände  giebt,  in  einem  jeden  dieser  Stände  diel 
ihm  eigenthümliche  Denk- und  Sinnesart.    Wenn 
diese  geistige  Erbfolge   aus  irgend  einer  Ursache 
in  dem  einen  oder  in  dem  andern  Stande  gestört 
wird,  so  kann   die  bisherige  Verschiedenheit  der 
Stände  wenigstens  in  so  fern  nicht  auf  die  Dauer 
biestehn,  als  sie  eine  rechtliche  ist,  so  steht,  wenn 
und  in  wie  fern  der  Rechtszustand  der  Nation  auf 
der  Verschiedenheit  der  Stände  beruht,  entweder" 
den  Formen  der  Staatsverfassung  oder  dem  Geiste 
der  Staatsverwaltung  unausbleiblich  eine  Verändere 
rung  bevor.     Daher  ist   es  ein    beachtenswertbes 
Zeichen  der  Zeit,  dafs  in  so  vielen  Europäischen 
Staaten  die  niederen  Stände  sich   den  höheren  in 
Beziehung  auf  Tracht  und  Sitten  und  die  Sprache 
des  Umgangs   gleichzustellen  streben   und,  durch 
die  Umstände  begünstiget,  schon  in  einem  gewissen 
Grade  ßleiclmeslellt  haben. 

IL  Von'  d^r  ha u&liche  n  Erziehung^  »nl» 
f^Dißj  häusliche  Erziehung  verhält  sich    zi\r  öf- 
fötal&he© ,  wie  die  i!^3itmmm\ir  KaasV^^vri  Dfe-nz« i 

i8)    Doch    ist   bemerk etllswe^^lf'J(larfUi  di8gJ3^rtiä{>  dödiiJ 
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Anfang  dieses  Hauptstücks  aufgestellten  Grund- 
maximen der  Erziehung  sind  daher  auf  die  häus- 
liche Erziehung  schlechthin  anwendbar. 

Die  erste  dieser  Maximen  war  die:  Man 
lafse  das  Kind  selbst  handeln ;  man  stelle  ihm 
frey,  zu  thun  und  zu  lassen  was  ihm  gutdünkt, 
wenn  nicht  ein  besondererund  dringender  Grund 
für  das  Gegentheil  spricht.  —  Wie  im  Regieren, 
so  kann  man  auch  im  Erziehen  zu  viel  thun ,  und 
der  Fehler  wird  nur  zu  oft  begangen,  dafs  man  in 
dem  Einen  und  in  dem  Andern  zu  viel  thut* 
Warum  das  Kind  z.  B.  wegen  einer  Handlung  des* 
blofsen  Muthwillens  bestrafen?  und  selbst  wegen 
einer  Unart?  Es  wird  in  reiferen  Jahren  seine 
Thorheit  selbst  belachen.  Oder  waruoi  das  Kind 
schelten  und  strafen  wenn  es  weint?  soll  es  lachen 
wenn  ihm  weh  ist?  Oder  warum  das  Kind  im 
Essen  und  Trinken  auf  ein  gewisses  Maafs^  be- 
schränken? das  Kind,  wenn  es  nicht  durch 
lieckereyen  gereitzt  wird,  ifst  und  trinkt,  wie  das 
Thier,  nur  bis  es  satt  ist  ^^).  Vor  allem  gestatte'^ 
man  dem  Kinde,  seine  Körperkraft  zu  versuchen; 
zti  laufen ,  zu  springen ,  zu  klettern.  Sein  Engel 
oder  der  Instinkt  wird  es  vor  Unglücksfällen  be- 
wahren. Es  wird  desto  besser  gehorchen,  wenn 
es  austollen  kann.  Auch  den  Erwachsenen  ist  es 
ja  Bedürfnifs,  die  Fesseln  der  Zucht  und  Ordnung 
von  Zeit  zu  Zeit  abzuwerfen;    die   Römer  hatten 


die  Ameisen,  Thiere,    die    in   Staaten   leben,   für   ilire  Ever 
eine  Art  von   öffentlicher  Pflege  haben. 

i^)  Däi  oH  Es9i^  A¥t  weit  schädliclier ,  als  da$  viel 
Essen,  r^--  Die  Mutler  will  immer  wissen,  wenn  das  Kind 
satt  ist.  So  wild  das  Kind  ungenügsam,  wenn  es  nicht 
unter  den   Augen  der  MuUer  ist. 
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ihre  Saturnalien,  wir  haben  unsere  Faslnachts- 
lustbai keifen.  Wohl  daher  denen,  welche  wenig- 
stens die  ersten  Jahre  der  Kindheit  auf  dem  Lande 
verleben  konnten!  Eben  so  ist  es,  wie  schon 
Democritus  bemerkt  hat  ^°)  ,  rathsam  ,  dem 
Kinde  frühzeitig  Geld  in  die  Hände  zu  geben. 
Man  lernt  am  besten  wirthschaften,  wenn  man  mit 
Wenigem  beginnt.  Nichts  ist  bey  der  Erziehung 
überhaupt  so  gefährlich,  als  ein  plötzlicher  üeber- 
gang  von  der  Abhängigkeit  zur  Freyheit.  Beson- 
ders liegt  in  der  vorliegenden  Maxime  das  Gehefhi- 
nifs  der  Fürstenerziehung  ^*).  Wer  an  strengen 
Gehorsam  gewöhnt  worden  ist,  wird  leicht  ent- 
weder ein  zu  strenger  Gebiether  ^^)  oder  durch  ün- 
entschlossenheit  zum  Regieren  untauglich.  Eduard 
VI.,  König  von  England,  streng  erzogen,  war  ein 
schwacher  Fürst. 

oit  \[)ie  inneren  und  äufseren  Feinde  der  Tugend 
zu  bekämpfen,  ist  die  zweyte  Maxime.  —  So 
kann  man  z.  B.  dem  liochmuthe  Beschämung,  der 
Eitelkeit  Demüthigung,  dem  Zorne  Gleichmuth, 
der  Weichlichkeit  Abhärtung  des  Körpers  mit  Er- 
folg entgegensetzen.  Es  kann  Fehler  geben,  iWe 
man  dulden  mufs,  weil  sie  das  kleinere  Uebel  sind. 
Die  Bemerkung,  die  ein  Englischer  Richter  (Besi) 


20)  S.  Stobaei  eclog.   eth,  8i>    ;,     biiyi^  tnl*  . 

21)  Ygl.  H.  L.  V.  Mos  er 's  HcW  tfü^l -©itaii*;  Fikif. 
1  759.  8.,  E  be  p  d,  pol  it.  W^uhi  lieiien.  1,  1  1  7.  In  ^ler  erkü- 
ren Scinift  erklärt  suli  Moser  ausfülir^ffh  Ä.c[ipn.  Ut<J.:piUüji- 
sclie  Erzlehuoff   der    Fürstenkindcr.  .    .>        ,  r     .1 

f^2  2).  Bufusj  diu  inanipitlaris,  dein  cc/fMf^Vpj^  «w^g  ^ß^'^H 
praejectus,  antiquum  duramque  milüiani  raiocabat,  i  vett^s 
operis  ac  laboris,  et  e  o   im  m  i  t  io  r   q  11  ia  t  o  le  r  aver  a  t 
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machte,  dafs  in  denjenigeo  Grafschaften  Englands, 
in  welchen  das  Boxen  übh'ch  sey,  Verbrechen 
der  Hinterhst  sehner  verübt  würden,  ist  auch  für 
die  Erziehung  bedeutsam.  Unter  der  vorhegenden 
Maxune  ist  ferner  der  Unterricht  in  der  Religion 
und  Moral  begriffen.  Kann  man  zweifehi,  dafs 
Geistesfinsternifs  ein  Feind  der  Tugend  sey,  da 
man  Unwissenheit  und  Laster  so  oft,  z.  B.  bey  den 
Wilden,  mit  einander  gepaart  findet?  (Die  Schrift 
nennt  die  Bösen 'Kinder  der  Finsternifs.)  Doch 
das  Wissen  ist  tod,  wenn  es  nicht  das  Herz  er- 
'  wrml.  Am  besten  wird  das  Kind  von  seiner  IMutter 
in  der  Reh'gion  d.  L  in  der  Sprache  des  Herzens 
mit  Gott  (sie  soll  die  zweite  Mutlersprache  seynl) 
iinterrichtet.  Wenn  es  auch  einer  jeden  geofienir 
bahrten  Religion  frommt,  dafs  sie  geschichtlich 
und  wissenschaftlich  bearbeitet  werde,  der  Jugeod-r 
Unterricht  in  der  Religion   ist  je  einfacher  desto 

:  Die  dritte  Maxime:  Die  der  Tugend  verwand- 
teu  Gefühle  und  Neigungen  des  menschlichen 
Herzens,  sind  für  das  Interesse  der  Erziehung  in 
Anspruch  zu  nehmen.  —Ihr  Eltern!  liebet  eure 
Kinder!  Das  ist  die  Seele  der  Erziehung!  Denn 
Liebe  hat  Gegenliebe,  diese  frey willigen  Gehorsam 
zur  Folge.  Wenn  selbst  das  Thier  am  besten  durch 
Liebe  gezogen  werden  kann,  wie  könnte  an  dem 
Kinde  die  Liebe  nicht  ihre  Macht  bewähren?  An 
die  Liebe  zu  den  Eltern  reiht  sich  dann  von  selbst 
oder  läfst  sich  am  leichtesten  die  Liebe  zu  Gott, 
detir  Vater  aller  Menschen,  anreihn.  Die  Allge- 
walt der  elterlichen  und  der  kindlichen  Liebe  ist 
It^ben  der  Grund,  warum  die  Erziehung  in  dem 
elterlichen  Hause  durch  keine  andere  vollkommeir 
ersetzt    werden    kann.      Das    Geboth   der    L'^hei» 


156 

obwohl  an  beyde  Eltern  gerichtet,  kann  und  soll 
dennoch  vorzugsweise  von  der  Mutter  erfüllt  wer- 
den. So  wie  die  Mutterliebe  die  innigere  und  stär- 
kere ist,  so  ist  auch  ihre  Macht  über  das  Gemüth 
des  Kindes  die  giöfsere.  Daher  ist  der  gröfsere 
oder  geringere  Eiuflufs,  welchen  die  Mutter  auf 
die  Erziehung  hat,  und  mittelbar  das  Verhältnifs, 
in  welchem  bey  einer  Nation  das  Weib  zum  Manne 
steht,  von  so  entscheidender  Wichtigkeit  für  die 
Resultate  der  Erziehung  und  mithin  für  den  Cha- 
rakter der  Nation.  Ueberall,  wo  sich  dieser  Ein- 
flufs,  wie  z.  B.  bey  den  Arabern,  auf  die  früheste 
Kindheit  beschränkt,  ist  der  Nalionalcharakter 
streng  und  schroff,  vielleicht  männlicher  und  un- 
veränderlicher, aber  nicht  menschlicher.  Denn 
wie  würde  es  mit  dem  Menschengeschlechte  stehn, 
wenn  es  nur  aus  Männern  bestände!  —  Jedoch, 
damit  die  Liebe  gute  Früchte  trage,  müssen  die 
Eltern  ihren  Kindern  mit  einem  guten  Bey- 
spiele  vorleuchten.  Der  lebendigste  und  fafs- 
lichste  Unterricht  ist  überhaupt  der  durch  Bey- 
spiele;  der  Trieb  der  Nachahmung,  der  selbst  an 
Thieren  bemerkbar  ist,  hängt  in  dem  Menschen 
mit  so  vielen  andern  Trieben  zusammen.  Am 
tiächsten  aber  steht  dem  Kinde  das  Vorbild  der 
Eltern;  die  Eltern  sind  die  Hausgötter  des  Kindes. 
Allerdings  werden  die  Kinder  zuweilen  das  Wider- 
sprel  der  Eltern;  ein  allzu  wirthschaftl icher  Vater 
hat  zuweilen  einen  Verschwender,  ein  Vei*schwen- 
der  einen  guten  Wirth  zum  Sohne.  Aber  die 
'-■  Hauptursache  dieser  Ausnahmen  ist  wohl  der,  dafs 
1  'jj^.j5  Kind  durch  einen  wirklichen  oder  vermeint- 
:>«i}  ?}yelien  Fehler  der  Eltern  auch  gewarnt  oder  zu 
dem  entgegengesetzten  Fehler  verleitet  werden 
cd 3  MlB^il^^y  ßesonderi^ln    ihreni  Betragen   gegen   die 
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Kioder  selbst  haben  sich  die  Ehern  zu  bewachen. 
Für  die  Fehler,  welche  die  Eltern  in  dieser  Be- 
ziehung begehuj  hat  das  Kind,  (wie  ein  Jeder  für 
den  Mifsbrauch  der  Gewalt,  die  über  ihn  gebie- 
thet,)  ein  besonders  scharfes  Auge.  Am  nachthei- 
hgsten  wirkt  auf  das  Kind  eine  Ungerechtigkeit, 
z.B.  die  Nichterfüllung  eines  gegebenen  Wortes, 
die  Vorliebe  für  ein  anderes  Kind.  Denn  Unge- 
rechtigkeiten erbittern,  und  schon  frühzeitig  ent- 
wickelt sich  in  dem  Menschen  das  Rechtsgefühl. 
Kaum  minder  nachtheilig  wirkt  ein  ungleichmäs- 
s'iges  Betragen  oder  der  Zwiespalt  der  Eltern  in 
der  Methode  der  Erziehung.  Für  die  sittliche 
Bildung  des  Kindes  kann  ferner  die  Macht  der 
Gewohnheit  benutzt  werden.  {Consuetudo  est 
altera  natura,)  Die  Tugend  selbst  ist  oder  soll 
eine  Gewohnheit  seyn.  Franklin  giebt  in  der  Be- 
schreibung seines  Lebens  den  Rath,  dafs  man  sich 
eine  Tugend  nach  der  andern,  jedesmal  eine, 
anüben  solle.  Könnte  man  diesen  Vorschlag  nicht 
auch  bey  der  Erziehung  befolgen  2  wie  man  den 
Feind  theilweise  zu  schlagen  sucht?  Besonders 
gewisse  Tugenden  liefsen  sich  dem  Kinde  ange- 
wöhnen; z.B.  die  vor  so  vielen  Untugenden  be- 
wahrende Ordnungslieb^,^;^^]Endlich,  (um  von 
den  vielen  Beyspielen,  durch  welche  die  vorlie- 
gende Maxime  erläutert  werden  kann,  noch  eines 
der  wichtigste«  anzuführen,)  auch  das  Gefühl 
für  das  Schöne  und  Erhabene,  aucfr44ej€— 
nigen  Genüsse,  deren  Gegenstand  dent  sittlich 
Guten,  als  ein  Symbol  desselben^  verwandt  sind ^ 
können  auf  mehr  als  eine  Weise  in  das  Interessi^H 
^er  Erziehung  gezogen  werden.  So  ist  z.  B.  iüt 
J|en  Zweck  der  Erziehung  schon  viel  gewonnen, 
wenn  man  das  Kind  von  der  frühesten  Jagend  an 
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reinlich  hält  und  zur  Reinlichkeit  gewohnt.  Hätte 
die  christliche  Religion  auch  nur  das  Verdienst 
um  die  Menschheit,  dafs  sie,  die  Feyer  des  Sonn- 
tages vorschreibend,  ihre  Bekenner  auffordert, 
wenigstens  jeden  siebenten  Tag  eine  besondere' 
Sorgfalt  auf  die  Reinlichlieit  des  Körpers  und  auf 
die  Zierlichkeit  des  Anzuges  zu  verwenden,  das 
Verdienst  \vürde  schon  grofs  genug  seyn  ^^).  Auch 
dS^^  Beschaffenheit  der  leblosen  Umgebungen, 
unter  welchen  das  Kind  heranwächst,  die  Beschaf- 
fenheit der  Wohnung ,  des  Hausgerälhes  ,  der 
Spielsachen,  ist  für  die  sittliche  Bildung  des  Kin- 
des nichts  weniger  als  gleichgültig.  Man  darf 
wohl  behaupten,  dafs  die  Götlerlehre  der  Grie- 
chen und  die  der  Römer  einen  noch  weit  nach- 
theiligeren Einflufs  auf  den  Nationalcharakter  ge- 
habt h''^ben  würde,  wenn  nicht  die  Kunstwelt,  die 
diese  Völker  umgab,  so  herrlich,  d^r  Sinn  für  das 
Schickliche  und  Schöne  in  ihnen  :s^o  lebendig  ge- 
wesen wäre.  Noch  mächtiger  ist  der  Einflufs, 
den  Dichtungen  und  Gedichte,  die  aus  dem  Geiste 
tind  Charakter  der  Nation  hervorgegangen  sind, 
auf  die  Jugend  haben.  Läfst  es  sich  z.  B.  ver- 
kennen, dafs  die  Meisterwerke  der  neueren  Deut- 
schen Dichter  auf  die  Geistesbildung  und  auf  die 
Gemüthsstimmung  der  Deutschen  Jugend  mächtig 


und  wohlthätig  gewirkt  haben?  ^*) 


93)  Mit  dem   sittlichen   Einflüsse   der    Relufrclikeit  steht 
aucli  der  Unterschied    in    Zusammenliang,    welclien    nieWer^ 


Gesetzi 


zgeber  iwisctien  reinen  und  unreinen,  Speisen  Vemaclit 
habeöJ^'^  no-,  ^^^^^^^^  ^^^.^^  ^^^,^ 

24)  Kinder  und  ungebildete  Völker  haben  Vleljes  mit 
eihänder  gemein.  —  Slündenlanff  kann  ,tU>  Araber,  einer 
guten  Eriiitirung  zuhören*  5o  grols  war  die  iuuclit,  welche 
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Endlich  viertens:  Das  wirksamste  Mittel 
der  Erziehung  sind  Strafen  und  Belohnun- 
gen, wenn  sie  anders  zweckmäfsig  gewählt  und 
nach  Verdienst  ausgelheilt  werden.  Sie  wecken 
die  Stimme  des  Gewissens,  weil  und  in  wie  fern 
sie  ihr  entsprechen.  —  Wenn  der  Staat  straft, 
so  hat  er  unmittelbar  den  Zweck,  Vergehungen 
oder  die  Widerholung  eines  Vergehus  zu  ver- 
hindern; die  Besserung  des  Sträflings  ist  nur  das 
Mittel,  durch  welches  er  diesen  Zweck  in  der 
Regel  am  vollkommensten  erreichen  kann.  Wenn 
Eltern  strafen,  so  soll  die  Besserung  des  Kindes 
unmittelbar  und  ausschliefslich  der  Zweck  der 
Strafe  seyn.  Der  Staat  soll  nach  Gesetzen,  die 
Eltern  sollen  nach  Grundsätzen  strafen.  Der 
Staat  und  die  Eltern  können  begnadigen;  aber 
den  Eltern  ist  schon  die  ernstliche  Reue  des 
Schuldigen  ein  Begnadigungsgrund.  Die  Eltern 
haben  das  Höchste  in  der  Zucht  erreicht,  wenn 
schon  ihr  Unwille  zur  Strafe  genügt  ^^).  Es  ist 
besser,  das  Kind  die  natürlichen  üblen  Folgen 
seiner  Fehltritte  erkennen  und  erfahren  zu  lafsen, 
als  das  Kind  zu  bestrafen;  damit  auch  dem  Ge- 
danken an  Willkühr  vorgebeugt  werde.  Eine 
Gunst,  einen  Genufs,  selbst  die  persönliche  Frey- 


die  Barden  über  die  Irländer  hatten,  dafs  Eduard  I.,  als 
er  dieses  Volk  besiegt  liatte,  alle  Barden  tÖden  liefs.  Hu  nie 
hisl.  oj  England,  chap.  XIII.  Die  cliristliclien  Legenden 
waren  eine  Art  von  Nationalpoesie.  Die  Versuche,  das 
Nibelungenlied  wieder  zu  einem  Nationalgedichte  zu  ma- 
chen, werden  schwerlich  gelingen.  Es  war  schon  ursprüng- 
lich keine  Illade, 

20)  Nicht  gut  ist  es,   Tnit  dem  Kinde  lange  zu  schmol- 
leu.     Mau  erhöre  das  Kin^i^  wenn  es  fragt:  Magst  du  mich? 


160 

heit  können  die  Eltern  dem  Kinde  enlziehn ;  kör- 
perliche Züchtigungen  können  nur  nach  den 
Grundsätzen  des  Nothrechts  vertheidiget  werden, 
poch  ist  das  nicht  ein  Fall  der  Noth,  wenn  El- 
tern, ^on  mehreren  Kindern  umschrieen,  nur 
durch  Schläge  sich  Ruhe  zu  verschaffen  wissen , 
oder  wenn  Eltern  das  Kind  wegen  der  Fehler 
züchtigen  müssen,  deren  sie  sich  selbst  bey  der 
Erziehung  schuldig  gemacht  haben.  Soll  und  mufs 
nun  geschlagen  seyn ,  so  geschehe  es  von  der 
Mutter.  Dann  ist  es  nur  halber  Ernst.  Paete 
non  dolet!^^)  —  Mit  Belohnungen  sey  man  nicht 
minder  sparsam,  als  mit  Strafen.  Zu  Belohnun- 
gen, wie  zu  Strafen,  wähle  man  diejenigen  Mit- 
tel, welche  auf  die  Gemüthsart  eines  jeden  ein- 
zelnen Kindes  am  besten  herechnet  sind.  So 
gefährlich  es  ist,  auf  und  durch  den  Ehrgeiz  zu 
fwirken,  es  giebt  dennoch  Fälle,  in  welchen  man 
das  Ehrgefühl  durch  Belohnungen  oder  durch 
Strafen  unmittelbar  aufzuregen  hat.  Gegen  Träg- 
Jieit  leistet  oft  kein  anderes  Mittel  Hülfe. 
;fjd;+Man  kann  zur  Empfehlung  der  hier  ange- 
deuteten Methode  der  Erziehung  eine  Thatsachc 
anführen ,  die  gewifs  Beachtung  verdient.  Es 
wird  diese  Methode,  ihrem  Grundcharakter  nach, 
von  allen  ungebildeten  Völkerschaften  befolgt. 
Gerade  bey  diesen  Völkerschaften  aber  schlagen 
die  Kinder  am  wenigsten  aus  der  Art.  Wie  könnte 
sonst  4er  Charakter  dieser  Völkerschaften  so  un- 


26)  Vgl.  Ueber  Belohnungen  und  Strafen  in  pädago- 
gischer Hinsicht  überhaupt  und  über  körperliche  Züchtigung 
insbesondere.  Heidelb-  i8i3.  8.  —  Die  Ksqniraaux,  die  In- 
dianer in  Nordamerika,  vielleicht  die  s.  g.  Wilden  überhaupt) 
schlagen  ihre  Kinder  nie. 
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veränderlich  seyn?  Siebefolgen  diese  Methode  nicht 
aus  Grundsatz,  sondern  weil  sie  die  natürlichere 
ist.  Wie  weit  erstreckt  sich  aber  die  Kunst  oder 
worauf  soll  die  Kunst  ihre  Macht  beschränken? 
Eine  in  so  vielen  Beziehungen  noch  unaufgelöfste 
Frage  ^'). 

Doch  ist  und  bleibt  diese  Methode  in  der 
Vollkommenheit,  zu  welcher  sie  gebracht  werden 
kann  und  soll,  ein  Ideal,  ein  Ziel,  das  nie  ganz 
erreicht  werden  kann.  Schon  das  Fortschreiten 
zu  diesem  Ziele  hat  seine  besonderen  Schwierig- 
keiten. Das  heranwachsende  Geschlecht  mufs  von 
dem  herangewachsenen  seine  Bildung  erhalten; 
wie  aber  wenn  dieses  ungebildet  oder  verbildet 
ist?  (Daher  haben  so  viele  Völkerschaften  den 
Ursprung  ihrer  Civilisation  von  einem  Gotte  oder 
Halbgolte,  der  bey  ihnen  plötzlich  erschien,  wife 
z.B.  die  Peruaner  von  den  Sonnenkindern  Manco 
Capac  und  Mama  Ocollo,  oder  von  einem  Fremd- 
linge, der  sich  bey  ihnen  niederliefs,  abgeleitet) 
Es  kann  jene  Methode  der  Erziehung  mit  dem 
Geiste  der  Staatsverfassung  in  Widerspruch  stehn; 
und  sie  hat  oü  den  Geist  der  Staatsverfassung 
gegen  sich.  Auch  in  dem  entgegengesetzten  Falle 
kaun  die  Regierung  die  Anwendung  jener  Methode 

.  '  a;^)  Nach  den  Grundsätzen  dieser  Metliode  ist  Hou^- 
seau  s  Eoiil  abgefafsi;  eine  Schrift ,  die  auf  den  derinaligea 
St?ätid  der  Erziehungslehre  und  der  Erziehung  einen  so  be- 
deutenden Einflufs  gehabt  hat!  Bemerkenswerth  ist  es,  da fs 
derselbe  Schriftsteller  den  Stand  der  Natur  mit  so  reltzfn- 
d«ij  Farben  schildert  ■ —  Die  Frage  von  dem  Verhältnisse 
i^er  Kunst  zur  Natur  wicderhohljt  sieh  z.  B.  in  der  Hcii- 
kitenst,  in  der  National  wirthscHiafR ''  'Ek*W^inf^^§in  chärak- 
i^ristiseher  Zu^  unseres  Z^ital#i'k^iyäey*i^idlÄf&fe&^&il5k#erNÄ^^ 
zu  nähern   sucht.  .'^u*   lohmd  dua   nü^ßi<b-: 

Zachariä  Heg. Lehre»  IL  T3d,  2.  Ahllu  11 
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nur  raiüelbar  beföidern.  In  diesem  Falle  sind 
diejenigen  Gesetze  die  besten,  welche  in  die  Liebe 
der  Eltern  das  vollste  Zutraun  setzen,  die  elter- 
liffi^rGtewjajt  am  wenigsten  beschränken  '^). 


DRITTES    HAÜPTSTÜCK. 

Fön  dem  Einflüsse  der  Verfassung  und  Venvät^ 
■'tarig  des  Staates' 'Üuf  den  JSationalcharakler, 

7'^boßff'  '  .7e>.^8tni 

Üer  Eitjflufs,  welchen  die  Verfassung  dies 
Staates  auf  den  Nationalcharakter  hat,  beruht 
auf  der  Nahrung  und  Richtung,  welche  der  Ehr- 
geiz und  die  Herrschsucht  durch  dfe  Verfassung 
erhalten.  Ein  Jeder  will  gebiethen  und  befehlen, 
der  Bürde  nicht  achtend,  die  er  mit  einer  Würde 
übernimmt.  (Doch,  wer  übernähme  es  sonst,  die 
Menschen  zu  regieren?)  Ein  Jeder  glaubt  gebie- 
then und  befehlen  zu  können,  gleich  als  ob  der 
Verstand  auf  dem  Amte  ruhte.  In  jenem  Draluge 
und  in  diesem  Wahne  liegt  der  Grund  des  Zu- 
sammenhanges, in  welchem  die  Staatsverfassung 
mit  der  Nationalerziehung  steht. 

Zuförderst  die  Beherrschungsform,  —  Es  giebt 
so  viele   politische   Charaktere,   als    einfache  Be- 


28)  Nach  dem  Englischen  Rechte  können  die  Kinder 
überall  nicht  einen  Pflichttheil  in  Anspruch  nehmen.  Das 
Französische  Recht  setzt  dagegen  den  Pflichttheil  oder  den 
Vorbehalt  der  Kinder  sehr  hoch  an  ;  es  gestattet  nicht  ein- 
mal den  Eltern,  ihre  Kinder  {ex  jitsta  causa)  zu  enterben. 
Das  erstere  Recht  verdient  wenigstens  vor  dem  letzteren, 
das  Zutraun   vor  dem  Mlfstrauen  den  Vorzug. 
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heiTSchungsformen.  Dem  Königlhurae  entspridht 
der  Charakter  des  Royalisten,  der  Volksherr- 
schaft ^^^^r*  Charakter  des  Republikaners,  der 
Adelsherrschaft  der  Charakter  des  Aristokraten, 
des  Edelmannes.  Jedoch  verschieden  wie  diese 
Charaktere  sind,  sie  sind  dennoch  Zweige  des- 
selben Stammes,  Gebilde  desselben  Grundtriebes^ 
der  Herrschsucht.  So  ist  das  Licht,  welches  der 
Mond  zurückstrahlt,  und  das,  welches  von  den 
Fixsternen  und  von  der  Sonne  ausgestrahlt  wird, 
nur  ein  und  dasselbe  Licht.  Aber,  obwohl  nur 
äusserlich  oder  nur  beziehungsweise  von  einander 
verschieden ,  bieten  jene  Charaktere  dennoch  ver- 
schiedene Erscheinungen  dar,  steht  dennoch  ein 
jeder  derselben  zu  der  gesammten  Gemüthsstim- 
mung  des  Menschen  in  einem  besonderen  Verhält-, 
nisse.  Dasselbe  gilt  von  einem  jeden  dieser  Cha- 
raktere für  sich,  da  und  in  wie  fern  dieselbe  Grund- 
form der  Staatsverfassung  hier  so,  dort  anders  aus- 
gebildet seyn  kann.  Der  künstliche  Bau  der  Athe- 
niensischen  Verfassung  war  unter  anderem  darauf 
berechnet,  dafs  ein  jeder  einzelne  Bürger  mitregie- 
ren, irgend  ein  Amt  verwalten  sollte;  in  den  Ver- 
einioften  Staaten  von  Nordamerika  ist  das  Staatsbür- 
gerrecht  besonders  in  den  unaufhörlich  wiederkeh- 
renden Wahlen  der  Volksvertreter  und  der  Beamten 
wirksam.  In  dem  Charakter  der  Athenienser  war 
Machtneid,  in  dem  Charakter  der  Bürger  der 
Nordamerikanischen  Freystaaten  ist  Partheygeist 
ein  Hauptzug  ^^).  Eine  andere  Farbe  hat  der 
Royalismus  in  Frankreich,  eine  andere  in  England. 
Sodann  richtet  sich  der  Einflufs,  welchen  die 
Staatsverfassung  auf  den  Nationalcharakter  bat,  nach 


59)  Vgl    den  R.  XXXII.  Anra.  54«  a*  Schrlftsleller. 
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den  Mittein  und  Wegen  ^  aufweiche  sie  diejenigen 
vervveifst,  die  zu  Macht  und  Ansehn  im  Staate  ge- 
langen wollen.  Familienverhindungen,  die  Launen 
der  Gunst  eröffnen  oderehnen  zwar  überall  die  Bahn 
der  Ehre  und  der  Macht.  Aber  dahin  kann  es  eine 
Verfassung  hringen ,  dafs  über  die  Besetzung  der 
öfFenllichen  Stellen  nicht  Zufall  oder  Gunst  allein 
entscheiden  können,  ja  seihst  dahin,  dafs  wenig- 
steos  zu  gewissen  Stellen  nur  denen,  welche  ihnen 
gewachsen  und  ihrer  würdig  sind,  der  Zutritt  otlen 
stehe.  Ein  Mehreres  über  diesen  G_egens|and  im 
35sten  Buche.  leuu  bav  nadougi^v  onioMi^'^uIJ 
.  ti  Das  Volk  zu  erziehn,  sey  es  iim  dessen  Mündig- 
keit zu  beschleunigen  oder  um  es  seinem  bisherigen 
Charakter  und  der  Verfassung,  unter  welcher  es 
lebt,  treu  zu  erhalten,  ist  unmittelbar  der  Beruf 
einer  väterlichen  Regierung.  Auch  in  einem 
Freystaate  kann  es  nothwendig  seyn,  die  Gesetzge- 
bung und  die  Slaatsverwaltung  unmittelbar  auf  die- 
sen Zweck  zu  berechnen.  So  stand  m  Sparta  das 
herangewachsei»e  Geschlecht  unter  einer  nicht  we- 
niger strengen  Zucht,  als  die  Jugend  ^°).  Densel- 
ben Zweck  hat  die  Zwingherrschaft  unmittelbar  zu 
verfolgen,  wenn  sie  sich  anders  nicht,  wegen  der 
Erreichung  dieses  Zweckes  schon  auf  den  Geist  ihrer 
Handlungsweise  überhaupt  verlassen  kann.  Jedoch, 
was  oben  von  der  Jugenderziehung  gesagt  worden 
ist,  gilt  auch  von  der  Volkserziehung,  d.  L  auch  von 


3o)  Selbst  die  Spartanische  Verfassung  war  eine  Aristokratie. 
Vielleicht  sollte  eiue  jede  Aristokratie  ihre  Mitglieder  unter 
eine  öffentliche  Zucht  stellen.  Die  eigenthiimlichen  Begriffe 
von  Ehre  und  Schande,  weiche  in  den  Staaten  Denischen  Ur- 
sprungs unter  dem  Adel  herrschen  ,  sind  dieser  Maxime  ver- 
wandt. 
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der  Erziehung  der  Erwachsenen;  in  den  heutigen 
Europäischen  Staaten  kann  die  eine  und  die  andere 
nicht  weiter  eine  wahre  Nalionalerziehung  seyn. 
Nur  das  bleibt  den  Regierungen  dieser  Staaten  übrig, 
dafs  sie  die  Kirchenzucht  rnit  dem  Interesse  des 
Staates  verschmelzen ;  wie  das  z.  B.  die  königlich  Spa- 
nische Regierung  mit  besonderem  Erfolge  gethan 
hat.  Sonst  aber  können  sie  höchstens  durch  ein- 
zelne Mafsregeln  oder  nur  in  aufserordentlichen 
Zeiten  auf  die  Volkserziehung  unmittelbar  einwir- 
ken. Peter  I.,  Kaiser  von  Rufsland,  konnte  das 
ungemeine  versuchen  und  ausführen,  weil  er,  an 
Geist  und  Willenskraft  seinem  Volke  überlegen, 
unter  ausserordentlichen  Verhältnissen  regierte. 
Man  kann  und  soll  die  Handlungen  der  Menschen, 
die  der  Fürsten  nach  mehr  als  einem  Mafsstabe 
messen. 

Mittelbar  aber  kann  und  soll  die  Regierung  auch 
jii  den  heutigen  Europäischen  Staaten  auf  die  Ver- 
edlung des  Volkscharakters  hinarbeiten,  dem  Verfalle 
der  Sitten  vorbauen.  —    Sie  soll   also  durch    die 
Stetigkeit  ihrer  Mafsregeln,  durch  Achtung  für  die 
Gesetze,  durch  Ordnungsliebe  und  Wirthschafilich- 
keit  den  ünlerlhanen  mit  einem  Beispiele  vorleuch- 
ten. DasBeyspiel,  das  der  Fürst  seinem  Volke  giebt, 
kann   sich  sogar  auf  alle   Tugenden  erstrecken; 
jftüclv  ist  es,  mit  einem  individuellen  Leben  begabt 
^Und  von  dem   Heiligenscheine    der   Fürstenwürde 
verklärt,    vergleichungsweise  das    wirksamste.  — 
Das  Interesse  der   Volkserziehung  fordert  ferner, 
'dafs  die  Beamten  und  die  obrigkeitlichen  Diener  die 
^iJnterthanen  mit  derjenigen  Ächtung  und  Schonung 
nehandeln,  welche  diesen  als  Menschen  und  Bür- 
gern  gebührt.    Darum  sollen  die  öffentlichen  Be- 
hörden auch  in  ihren  gegenseitigen  Mittheilungen, 
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und  ins  besondere  die  höheren  und  höchsten  Stel- 
len in  ihren  Befehlen  nur  in  der  Sprache  der  gebil- 
deten Gesellschaft  sprechen.  Denn  wie  der  Herr, 
so  der  Diener.  Befehle  verstärkt  der  WiederhalJ. 
Darum  sind  diejenigen,  welche  die  obrigkeillichen 
Befehle  vollstrecken,  einer  genauen  Aufsicht  zu 
unterwerfen.  Denn  je  kleiner  desto  gebietherischer 
ist  der  Herr.  —  Eine  unpartheyische  Rechtspflege 
ist  eine  Schule  der  Gerechtigkeit.  So  viele  Frey- 
Staaten  sind  untergegangen,  weil  es  in  einem  Frey- 
staate, in  der  Volksherrschaft  und  in  der  Adelsherr- 
schaft, schwer  ist,  das  Heiiigthum  der  Gerechtigkeit 
unentweiht  zu  erhalten  ^^),  weil,  wenn  die  Gerech- 
tigkeit einen  Preis  hat,  kein  Preis  zu  hoch  ist,  der 
für  sie  gefordert  Avird.  — -  Alle  die  Mittel,  durch 
welche  der  Staat  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
vorbeugen  kann,  (z.  B.  also,  Friedensgerichte,  Stan- 
des- Grund-  und  ünlerpfandsbücher,  das  Notariat, 
und  so  manche  andere  Mafsregeln  der  civilrechtli- 
chen  Polizey,)  empfehlen  sich  zugleich  durch  ihre 
sittliche  Wirksamkeit.  Denn  Rechtsstreitigkeiten 
erbittern  die  Partheyen  gegen  einander;  sogar 
sind  die  Fälle  nicht  selten,  dafs  sie  den  Charakter 
überhaupt  mit  sich  selbst  und  mit  der  Welt  ver- 
feinden. (Ein  Beweis  von  der  Allgewalt  des  Gefüh- 
les für  Recht  und  Unrecht!)  Desto  tadelnswerther 
ist  es,  wenn  eine  Regierung  ihre  ünterlhanen,  um 
ßich  des  Gehorsams  derselben  zu  versichern,  ab- 


3i)  Ad.  Smith  (über  die  Ursachen  des  Nationalreich- 
^humes  III,  i54.)  ertheilt  den  Römern  das  Lob,  dafs  sie  besser 
als  die  Griechen  für  eine  unparthejische  Rechtspflege  gesorgt 
hätten.  Wohl  nicht  mit  Grund  I  S.Tacit.  AnnaL.XW,  60. — 
Die  freycn  Städte  Italiens  übertrugen  das  Richteramt  häufig 
einem  Fremdlinge. 
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sichtlich  in  Rechtsstreitigkeiten  verwickelt ^'^)i  — ^ 
Wie  auch  die  Strafgesetzgebung  eines  Staates  be- 
schaffen seyn  möge,  sie  hat,  wenn  anders  nicht 
der  Arm  der  Gerechtigkeit  gelähmt  ist,  doch  alle- 
mal in  so  fern  einen  wohlthätigen  Einflufs  auf  den 
Volkscharakter,  als  sie,  das  Volk  einer  äufseren 
Zucht  unterwerfend,  den  Ausbrüchen  thierischer 
Wildheit  und  roher  Leidenschaftlichkeit  Ziel  und 
Maafs  setzt.  In  einer  noch  weit  näheren  Beziehung 
auf  die  Volkserziehung  steht  sie  dann,  wenn  sie^ 
die  Strafe  des  Verbrechens  nach  der  Verschuldung 
des  Thäters  abmessend  uwd  auf  die  Besserung  des 
Sträflings  hinarbeitend,  sich  an  die  Hauszucht  als 
deren  Foitsetzung  anschliefst.  Auch  bey  dem  Be- 
lohnen soll  sich  der  Staat  die  elterliche  Zucht  zum 
Muster  wählen,  daher  z.  B.  den  Fehler  meide«,  Be- 
lohnungen in  Preise  zu  verwandeln  ^'^).  Doch  sind 
die  Belohnungen,  welche  der  Staat  ertheilt,  ihrem 
Wesen  nach  öffentliche  Beurkundungen  der  Ehre, 
die  dem  Verdienste  gebührt.  —  So  gebrechlich  ist 
die  Tugend  der  Menschen,  dafs  sie  nicht  der  Surro- 
gate oder  Nothstützen  entbehren  kann.  Es  würde 
in  der  Welt  überhaupt  mit  der  Sittlichkeit  oder  mit 
den  Sitten  sehr  mifslich  stehn ,  wenn  der  Mensch 
nicht  das  ürtheil  seiner  Mitmenschen  fürchtete  und 
zu  fürchten  hätte.  Daher  ist  die  Prefsfreyheit  und; 
eine   Frucht   derselben,    die   Offenkundigkeit  (die 


3^)  Die  Spanische  Regierung  soll  in  ihren  Kolonien,  der 
Freystaat  von  Venedig  in  den  von  ihm  eroberten  Ländern  und 
Inseln  von  dieser  Maxime  Gebrauch  gemacht  haben. 

33)  Die  in  Frankreich  noch  jetzt  üblichen  Rosenfeste, 
der  Preifs,  den  ein  Vermächtnifs  des  Grafen  Monthyon 
auf  die  tugendhafteste  Handlung  gesetzt  hat ,  dürften  von  die- 
sem Fehler   nicht  freyzusprechen  seyn. 
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Publicität)  öffentlicher  Aergernisse  ein  so  treffliches 
Mittel ,  dem  Sitteaverfalle  hey  einem  Volke  vorzu- 
beugen; das  Gespräch  eines  Dorfes,  einer  Stadt, 
wird  durch  die  Publicität  das  Gespräch  des  Landes, 
vielleicht  auch  das  des  Auslandes;  indem  sich  die 
Zahl  der  Stimmenden  vermehrt,  nähert  sich  das 
Resultat  der  Abstimmung  mehr  undmehr  der  Wahr- 
heit. —  Des  uachtheiligen  Einflusses,  welchen  Ar- 
muth  und  Mangel  auf  die  Sittlichkeit  haben,  ist 
schon  sonst  in  diesem  Werke  gedacht  worden.  Alle 
die  Gesetze  und  alle  dieRegierungsmafsregeln,  wel- 
che den  Zweck  haben  ,  diesen  üebeln  vorzubeugen 
oder  sie  zu  mildern,  stehen  zugleich  in  einer  nähe- 
ren oder  entfernteren  Beziehung  auf  die  Volkser- 
ziehung. Der  Mittelstand  zeichnet  sich  überall  durch 
unverdorbenere  Sitten  aus;  denn  der  Kreis,  in  wel- 
chem er  sich  bewegt,  gleicht  einem  neutralen  Ge- 
biethe,  das  zwey  kriegführende  Mächte,  dieArmuth 
und  den  Üeberjflufs,  von  einander  scheidet.  —  End- 
lich, (um  die  Reichhaltigkeit  der  vorliegenden  Lehre 
noch  an  einem  Beyspiele  zu  zeigen,)  stehen  insbe- 
sondere die  Gesetze,  welche  man  unter  dem  Namen 
der  Gesetze  der  Sittenpolizey  zu  begreifen  pflegt, 
in  dem  genauesten  Zusammenhange  mit  der  Volks- 
erziehung; also  z.  R.  die  Gesetze,  welche  die  öffent- 
lichen Häuser  und  Orte  oder  die  Volksvergnügungen 
und  Volksfeste  ^*)  betreffen,  ferner  die,  welche  dem 
Prunkaüfwande  durch  hohe  Auflagen  auf  die  Ge- 
genstände desselben  oder  durch  Verbothe,  oder  auf 
eine  ähnliche  Weise  der  Völlerey  entgegenzuarbei- 
leh  suchen.  So  genau  ist  dieser  Zusammenhang, 
dafs  die  Gesetze  dieser  Art  mehr  zu  den  Mafsregeln 


^.^34)  Je  schwerer  es  ist,    Volksfeste    einzuführen,   desto 
schonender  sollte  man  mit  den  herkömmlichen  verfahren. 


zu  gehören  scheinen ,  welche  die  Erziehung  des 
Volks  unmittelbar  zum  Zwecke  haben,  d.  i.  welche 
die  Regierung  nur  aus  dem  Grunde  ergreifen  kanp, 
weil  ihr  eine  Zuchtgewalt  zusteht  oder  weil  sie  siql^i^ 
eine  solche  Gewalt  zuschreibt.  jfbiv 

Das  Wenigste,  was  man  von  einer  Regierung  in 
dem  Interesse  der  Volkserziehung  fordern  und  er- 
warten darf,  das  ist ,  dafs  sie  diesem  Interesse  nicht 
zuwider  handle.  Ist  es  daher  zu  billigen,  wenn  der 
Staat  den  Angebern  Belohnungen  verheifst?  wenn 
er  durch  übermäfsige  Zollansätze  zum  Einschwär- 
zen verleitet?  wenn  er  ein  Papiergeld  in  Umlauf 
setzt,  das  leicht  nachgemacht  werden  kann?  wenn 
er  durch  ein  öffentliches  Lotto  die  Spielsucht  be- 
günstiget? wenn  er  das  Wildern  zu  einem  einträg- 
lichen Gewerbe  macht?  ^^)  u.  s.  w.  Doch  es  giebt 
geheimere  Sünden.  Wenn  sich  in  einem  Lande 
geheime  Gesellschaften  bilden,  deren  Zweck  die 
gewaltsame  Umgestaltung  der  Staatsverfassung  ist, 
oder  wenn  die  Unterthanen  mit  den  Feinden  des 
Vaterlandes  strafbare  Verbindungen  anknüpfen, 
sollte  sich  dann  nicht  die  Regierung  die  Frage  vor- 
legen, ob  und  in  wie  fern  sie  selbst  diese  verbre- 
cherischen Handlungen  veranlafst  habe?  Das  West- 
römische Reich  wurde  in  den  Zeiten  seines  letzten 
Kampfes  mit  den  Deutschen  so  schlecht  verwaltet, 
dafs  viele  Römer,  wenn  sie  anders  noch  diesen 
Namen  verdienten,  den  Deutschen  als  ihren  ße- 
freyern  entgegensahen.  Unter  den  Nationen  des 
heutigen  Europa  besteht  ein  so  lebhafter  Verkehr, 
dafs  eine  jede  derselben  die  mannigfaltigsten  Ver- 


35)  Das  Wildern,  ein  Verbrechen,  welches^  die  Quelle 
so  vieler  andern  Verbrechen  ist,  gebt  allemal  da  im  Scbwau- 
ge,   wo   das  Wild   ungebührlich  gehegt   wird. 
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äfilassungen  und  AutForderungen  hat,  zwischen 
ihrer  und  der  Lage  der  übrigen  Europäischen  Na- 
tionen Vergleichungen  anzustellen.  Die  Regierun- 
gen können  und  dürfen  das  Resultat  dieser  Ver- 
gleichungen nicht  unbeachtet  lassen.       -  '^' r >  i  .K 


fl9>[ni8  gi?b^lE^TES    HAÜPTSTÜCK. 

^^'    t^on  dem  Per  falle  der  Sittlichkeit  oder  der^^ 
Sitten  einer  Nation,  r   »' 


1'?  Die  Nationen,  behauptet  man,  durchlaufen, 
wenn  sie  nicht  durch  äufsere  Ursachen  auf  ihrer 
Bahu  gestört  werden,  denselben  Lebenskreis,  wie 
der  Mensch,  wie  das  Thier,  wie  die  Pflanze  und 
der  Baum.  Sie  wachsen  in  jugendlicher  Frische 
heran;  zum  Mannesalter  gereift,  entwickeln  sie 
die  Fülle  ihrer  Kraft;  dann  altern  sie,  endlich  ster- 
ben sie  ab.  —  Doch  die  Geschichte  zeugt  nicht 
für  diese  unerfreuliche  Vergleichung.  Wie  gäbe  es 
sonst  Koch  jetzt  so  viele  Völkerschaften,  die  nicht 
einmal  die  Jahre  der  Kindheit  überschritten  haben? 
andere,  die,  (wie  die  Juden,  die  Chinesen,  die 
Hindus,)  seit  Jahrhunderten  ohngefähr  auf  derselben 
Stufe  der  geistigen  und  sittlichen  Bildung  zu  stehen 
scheinen?  Haben  die  Völker  Deutschen  Ursprungs 
seit  dem  Anfange  ihrer  beurkundeten  Geschichte, 
d.  i.  seit  fast  zwey  tausend  Jahren  gealtert?  oder 
sind  nicht  die  Eroberung  des  Weströmischen 
Reichs,  die  Ausbildung  der  Verfassung  der  römisch- 
katholischen Kirche,  das  Ritterwesen,  das  Auf- 
blühen der  Städte  und  des  Bürgerstandes,  die 
Reformation,  die  Verpflanzung  Europäischer  Kultur 
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und  Sitte  nach  Nord-  und  Südamerika,  nach  Ost- 
indien und  Australien,  die  Englische  und  die  Fran- 
zösische Revolution  mit  ihren  Folgen,  so  viele 
Beweise  des  Gegentheils?  Nur  zu  oft  leiten  wir  aus 
der  Geschichte  der  Griechen  und  der  Römer  will- 
kührh'ch  allgemeine  Sätze  ab. 

Jedoch,  wenn  auch  das  Leben  der  Nationen 
nicht  dem  Naturgesetze  eines  Kreislaufes  unterwor- 
fen ist,  die  Nationen  haben  dennoch  das  Sinken 
ihres  Charakters,  den  plötzlichen  oder  allmäligen 
Verfäll  der  öffentlichen  Sitten  zu  fürchten.  Beson- 
ders in  drey  Fällen! 

Erstens:  Wenn  der  Charakter  einer  Nation 
auf  irgend  einer  Idee  gleichsam  ruhte,  auf  einer 
Idee,  welche  die  Nation  begeisterte  oder  wenig- 
^stens  der  Grundton  oder  die  Triebfeder  ihres 
^Charakters  war,  und  nun  diese  Idee  entweder, 
(weil  ein  gespannter  Zustand  nicht  von  Dauer  feeyn 
kann,)  nach  und  nach  ihre  Kraft  oder  unter  ver- 
änderten Umständen  plötzlich  ihre  Stütze  verliert. 
—  Eine  jede  Nation,  deren  Charaktergröfse  auf  dem 
Eifer  für  einen  neuen  Glauben  beruht,  ist  der  er- 
steren  Gefahr,  d.i.  der  Gefahr  einer  allmäligen 
Erschlaffung  ihres  Charakters,  ausgesetzt.  Die  Lehre 
Mohameds  wirkte  auf  die  Völker ,  die  sieh  zu  ihr 
bekehrten,  mit  Wunderkraft.  Die  Araber  oder 
Saracenen  waren  nicht  blos  durch  kriegerischen 
Muth  sondern  auch  durch  andere  Tugenden  grofs. 
Aber  diese  Tage  der  Wunder  und  der  Kraft  leben 
jetzt  nur  noch  in  dem  Andenken  der  Geschichte 
und  in  der  Sehnsucht  des  Liedes.  Die  Geschichte 
der  Griechen  und  die  der  Römer  liefert  Beyspiele 
von  einem  aus  jener  Ursache  entstehenden  plötz- 
lichen Sittenverfälle.  Republikanischer  Stolz  hatte 
den  Charakter  der  Bürger  der  Griechischen  Frey- 
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Staaten,  hatte  den  Römischen  Charakter  gehahen  und 
gehoben.  Der  Verlust  der  Freyheit  entzog  dem 
Charakter  dieser  Völker  seine  Stütze.  Sie  zehrten 
nur  noch  an  der  Vergangenheit. 

^T^Zweyte^s:  Wenn  eine  Nation  die  andere  un- 
terjocht, so  droht  den  Siegern  und  den  Besiegten 
dasselbe  sittliche  Verderben;  jenen,  weil  sie  der 
Sie^  leicht  zu  Uebermuth  verleitet,  diesen,  weil  sie 
die  Knechtschaft  herabwürdiget.  So  entarteten  in 
dem  Altpersischen  Reiche,  so  sind  in  dem  Türki- 
schen Reiche  die  Sieger  wie  die  Besiegten  entartet. 
Dasselbe  Schicksal  würde  die  Deutschen  Völker- 
schaften, welche  im  Römischen  Reiche  neue  Wohn- 
sitze suchten  und  fanden,  und  die  ehemaligen 
Herren  des  Landes  erreicht  haben,  wenn  nicht 
der  Grundsatz  des  altdeutschen  Rechts,  dafs  ein 
Jeder  nach  seinem  Gesetze  zu  leben  berechtigt 
sejy  (quemlibel  lege  sua  vwere,)  dem  Rechte  der 
Eroberer  gewisse  Schranken  gesetzt  hätte. 

EndHch  drittens:  Eine  jede  Nation,  welche 
eines  lange  dauernden  Friedens  und  zugleich  im 
Innern  einer  ungestörten  Ruhe  geniefst,  ist  der 
Gefahr  eines  allmäligen  Verfalles  ihrer  Sitten  aus- 
gesetzt. Der  äufseren  Reize  entbehrend  ist  alsdann 
das  innere  Leben  der  Nation  scheinbar  im  Still- 
stehn,  wirklich  im  Rückschreiten.  In  einer  jeden 
Staatsverfassung  liegt  ein  Keim  und  derselbe 
Keim  des  Verderbens;  wer  die  Gewalt  in  den 
Händen  bat,  strebt  sie  von  ihren  verfassungsmäs- 
sigen Einschränkungen  zu  befreyen;  wer  nur  zur 
gTheilnahme  an  der  Herrschergewalt  berechtiget 
ist,  strebt  nach  Alleinherrschaft.  Ist  nun  das  gei- 
stige Leben  der  Nation  im  Stillstehn,  d.  i.  im  Rück- 
schreiten, so  entwickelt  sich  unaufhaltsam  jener 
Keim  des  Verderbens,  da  ci»   nicht  mehr -in  dem 


173 

Cbflrakter  der  Nation  oder  in  dem  der  Theilneh- 
mer  an  der  Herrschergewalt  den  Widerstand  findet, 
der  seine  Entwickelung  allein  verhindern  oder  zu- 
rückhalten kann.  Und  indem  sich  jener  Keim 
entwickelt,  wird  die  Wirkung*  zugleich  zur  Ur- 
sache, d.  i.  durch  das  Verderbnifs,  das  in  derVer^ 
Fassung  einreifst,  wird  der  Verfall  der  Sitten  vei*^ 
mehrt  oder  beschleuniget.  Jedoch  haben  die  zü^ 
samtn engesetzten  Beherrschungsformen  in  dieisAf* 
Beziehung  einen  Vorzug  vor  den  einfachen,  ins- 
besondere vor  der  Einherrschaft  und  vor  der 
Adelsherrschaft.  Es  liegt  in  jenen  Verfassungen 
ein  Princip  des  geistigen  Lebens,  das  diesen  ab- 
geht, ein  innerer  Zwiespalt,  dafs  ihnen  und  den 
Sitten  der  Nation  aufsere  Ruhe  weniger  gefährlich 
ist*  Die  Völker  Deutschen  Ursprungs  sind  auch 
unter  den  ungünstigsten  Umständen  nie  in  Weich- 
lichkeit und  Sittenlosigkeit  versunken;  denn  ihre 
Staatsverfiissungen  waren  schon  in  der  geschicht- 
lichen Urzeit  der  Deutschen  nnd  hörten  nie  ganz 
auf,  zusammengesetzte  Verfassungen  zu  seyn. 
Anders  lautet  die  Geschichte  so  vieler  Asiatischen 
Reiche.  Sie  verdanken  ihre  Entstehung  den  Tha- 
ten  eines  Eroberers;  ihr  Stifter  oder  seine  un- 
mittelbaren Nachfolger  erheben  das  Reich  zu  einer 
Macht,  welche  die  Nachbarn  entmuthiget;  es  folgt 
ein  langer  Friede;  der  Fürst  herrscht  unbe- 
schränkt, denn  er  gebiethet  als  Feldherr  und 
Eroberer;  doch,  um  sich  ihrer  Allgewalt  zu  er- 
freun,  ziehen  sich  die  Nachkommen  des  Stifters 
des  Herrschergeschlechts  nach  und  nach  in  das 
Innere  des  Palastes  zurück;  sie  überlassen  die 
Zügel  der  Regierung  ihren  Geschöpfen  und  Lieb- 
hngen ;  diese  üben  die  ihnen  anvertraute  Gewalt, 
je    unsicherer   sie   ihnen   ist,   desto   habsüchtiger 
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und  eigenmächtiger  aus;  nun  allgemeines  Sitten- 
verderben ;  bald  gebt  das  Reich  oder  das  Für- 
stenhaus unter,  sey  es  durch  innere  oder  durch 
äussere  Gewalt.  Als  der  Freystaat  von  Venedig 
sich  genöthfget  sah,  sein  Heil  in  der  Beobach- 
tung einer  strengen  Neutralität  zu  suchen,  ergriff 
den  Adel  und  das  Volk  dasselbe  Verderben. 

Die  Nation  würde  ihrem  politischen  Charak^ 
ter  nach  am  höchsten  stehn,''die  über  ihre  öf- 
fentlichen Angelegenheiten  gleich  als  über  wis- 
senschaftliche Fragen  entschiede;  die  aber  steht 
am  niedrigsten,  die  nur  durch  Schrecken  im  Zaum 
gehalten  werden  kaun. 
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REGIERÜNGSLEHRE  VIERZEHNTES  BUCH. 

Die  .lt:»iißÜ3^ 


Religion  und  die  Kirche  in  ihrem  P^erhält- 
nisse  zum  Staate. 


ERSTES    HAÜPTSTÜCK. 
Die  Religion. 


»Giebt  es  eine  Natiornc,  fragt  Cicero,^)  »giebt 
es  eine  Meoschenart,  welche,  wenn  auch  noch  so 
ungebildet,  nicht  wenigstens  eine  Ahnung  der 
Gottheit  hätte  ?»c  Alles  hat  der  Mensch  mit  den 
Thieren  gemein;  selbst  Tugenden  und  Laster. 
Nur  der    Blick   in    eine   übersinnliche   Welt,  nur 


i)  Cicero  de  nat.  deor.  I,  16.  —  Allerdings  findet  man 
in  Reisebesclireibungen  Nachrichten  von  Stämmen,  welche 
keinen  Begriff  von  übermenschlichen  Wesen  oder  von  über- 
sinnlichen Mächten  zu  haben  scheinen.  Doch  vielleicht  fehlte' 
es  nur  dem  Beobachter  an  Mitteln,  sich  von  den  Meinungen 
dieser  Stämme  zu  unterrichten. 
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der  Glaube  an  jene  Mächte,  welche,  selBäl^^üfefJ- 
sichtbar,  über  d'e  sichtbare  Welt  gebieth^,^^t 
das  ausschliefsliche  Eigenthum  des  Meascbet'f.^^o 
ausgestaltet  lebt  der  menschliche  Geist  in  einer  dopH- 
pelten  Welt,  in  der  Welt  der  Erscheinungen  und  m 
einer  Welt,  die  keinem  Wechsel  unterworfen  ist,  in 
einer  sinnlich  erkennbaren  und  in  einer  nur  dem 
Glauben  anschaulichen  Welt.  Er  ist  frei,  er  denkt  auf 
menschliche  Weise,  weil  er  hinter  den  Erscheinung 
gen  etwas  Bleibendes  ahndet,  weil  er,  zwischen  Wis- 
sen und  Glauben  unterscheidend,  das  Wissen  auf 
den  Glauben  bezieht,  den  Glauben  in  ein  Wissen  zu 
vervvandeln  strebt.  Er  ist  zu  dem  Versuche  ged run^ 
gen,  die  sinnliche  und  die  übersinnliche  Welt  in 
sich  zu  einer  einzigen  zu  vereinigen.  Zur  Lösung 
dieser  Aufgabe  haben  die  Menschen  mehr  als^  eioeu 
Weg  eingeschlagen.  Daher  die  Verschiedenheit  der 
Religionen  ^). 

Man  kann  die  Religionen ,  zu  welchen  sich  die 
verschiedenen  Stämme  und  Nationen  der  Erde  be- 
kennen, oder  bekannt  haben,  ihrem  Grundcharakter 
nach,  d.  i.  in  Beziehung  auf  die  Vorstellung  von  der 
Gottheit,  welche  ihnen  zum  Grunde  liegt,  unter  fol- 
gende vier  Klassen  bringen^):  Erste  Klasse:  Die 


2)  Uebcr  die  Verscliiedfnlielt  und  die  Geschlctile  der 
Religionen  s.  Hu  nie 's  Abh.  7/ic  natural  history  of  religion, 
(In  dessen  Essays  and  Trealises  on  several  Suhjects ;  im 
IV.  Bd.  der  Basler  Ausgabe.  1793.  8.)  Allgemeine  kritische 
Gcscliicbte  der  Religionen.  Von  Meiners.  11.  Bd.  Hannov. 
4806.  8.  Creu2er's  Mvtbologle  und  Sjrabolick.  U.  Aufl. 
Gescliichte  aller  Religionen.  Von  Bellamj.  A.  d,  E.  Lpz. 
i8i4.  8«  u.  *llc  in  Beck's  Wehgesctiirhte  I,  53.  a.  Sehr. 

3)  Bemerkenswerlb  Ist,  dafs  diese  Klassen  nicht  mit  der 
Verscbicdenlieit  des  Kulturziistan des  der  Nationen  zusammenzu- 
hängen   scheinen.      Z.  B.  die  Indianer  in  Nordamerika,  so  un- 


Menschen  verehren  in  Furcht  oder  in  Liebe,  einen 
bestimmten  yerounftlosen  Körper,  gleich  als  eine 
höhere  Macht  oder  gleich  als  ein  mit  Wunderkraft 
begabtes  Wesen  ^);  z.  B.  die  Sonne,  den  Mond,  die 
Sl erne  ^) ,  oder  die  Erde,  oder  Berge,  oder  Quellen 
und  Flüfse,  oder  das  Meer,  oder  gewisse  Baume, 
oder  gewisse  Thiere^),  oder  selbst  Werke  ihrer 
Harsd,  einen  willkührlich  zusammengesetzten  oder 
Ifjiinstl ich  gebildeten  Körper.  Wenn  auch  die  Re- 
liglouen  und  besonders  einige  Religionen  dieser 
Klasse,  mit  unsern  Religio nsbegrifFen  im  graden 
Gegensatze  stehn,  so  liefern  sie  doch  vielleicht 
vorzugsweise  den  Beweis,  dafs  die  Religion  der 
Wiederhall  oder  die  Deutung  einer  Stimme  sey,  in 
welcher  Gott  s^elbst  zu  dem  Menschen  spricht,  — 

da  lekyni  nsda^nai'/l ^b •  m  -, , | > 

gebildet  sie  sind ,    glauben    dennocli    an   einen   einigen   Gott, 

an   einen    grofsen    Geist ,    den    sie  auch   die  grofse    Heilkraft 

>Qke  great  niedieiney  nennen.    J^ravels   to  the  Sources  cf  the 

jyii:fsguri,  River  and  across  the  American   Contincnt   to  the 

paci/icOcean.  By  Lewis  and  Clarhe.  Lond.    4 84 4'^* 

r>-K".m''£n:^ :.....  ,._'    .;-  .L,:  „  ,  _^,-      .,..,    .,,.  .    -,  .-  .,j 

^^i.  Ä)  KwGp   Fetisck    'TH^ber   dieses    Wort   s.  Meiners. 

grO  ^}i.-P^^r^9rP?^.W"A*£Spn^U\t,,.V^sprüngh  weiter,  als 
ein  jeder  andere,  Verbreitet  gewesen  tu  sejn.  Er  war  z.  B. 
der  Kultus,  der  in  ganz  Vorderasien  berrsclite.  Er  schim- 
irwiit  durcli  alle  Religionen  der  zweyten  und  der  dritten 
Klasse  d^jrcb.  , 

xni  ,  dS).E!B?t wev4i^T  eip^sg?n5te^^3ri^iefgallung.  So  wird  von 
jjieo  Hindu's  die  Kuh  vereiirt.  Doch  scheint  diese  Vereh- 
*i?l»ngi.d«ri  Kub  ßo  ^entstanden  zu  sein,  dafs  diese  niitzlichfi 
B)hÄerJfl,ji'.d[ie..§ieh  in  Ostindien  nur  sparsam  vermehrt,  un- 
A^-rJej^fe.it  Gotiesfrieden  gestellt  wurde.  —  Öder  ein  eln- 
z  e  l.f«,|eig  ^Thipr.  So  wird  in  Widda  (in  Afrika)  eine  Schlange 
,Vj^re.^^^.^,^^;^jI  ejners  I,  2o5.  218.  Es  ist  nicht  zu  leugnen, 
dafs.  man    bey  den   Js'eoern   das   Aeufsersle    im    Aberglauben 

viäBeu.Lehe.  lI.Bd.i.Ahth.  \2        ^ 


y' 
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Zwey  te  Klasse:  Der  Mensch  verehrt  die  Grund- 
kräfle  der  Natur,  die  zeugende  und  erhaltende  und 
die  zerstörende  Kraft,  den  Urquell  des  Lebens  und 
den  Urquell  der  Auflösung  und  des  Todes;  verehrt 
sie  in  Symbolen  und  Bildern,  bald  in  Naturkörj)ern 
oder  Erscheinungen,  denen  er  eine  sinnbildliche 
Bedeutung  unterlegt,  bald  in  Geschöpfen  seiner 
Einbildungskraft.  In  diese  Klasse  gehören  z.  B. 
der  Feuerdienst,  der  Dienst  des  VVischnu,  des  Got- 
tes, der  die  Welt  erhält  und  ordnet,  der  Dienst  des 
Schiwa,  des  Gottes  der  Zerstörung^),  die  V^ereh- 
rung  der  männlichen  und  der  weiblichen  Zeugungs- 
theile,  die  Religionen,  welche  die  männliche  und 
die  weibliche  Zeugungskraft  in  der  Geschlechts- 
verschiedenheit und  in  dem  Geschlechtsverhältnisse 
unter  den  Gottheiten  darstellen  ^).  Die  Religionen 
dieser  Klasse  sind  denen  der  ersten  Klasse  ver- 
wandt; in  den  einen  wie  in  den  andern  wird  die 
vernunftlose  INatur  vergöttert;  heyde  können  unter 
den  Gattungsbegriff  des  Naturdienstes  gebracht 
werden.  So  naheist  diese  Verwandtschaft,  dafs  es 
oft  schwer  ist  zu  entscheiden,  ob  die  und  die  Reli- 
gion in  die  ersle  oder  ob  sie  in  die  zweyte  Klasse 
gehöre.  Jedoch,  wenn  in  den  Religionen  der  er- 
sten Klasse  gewisse   bestimmte  Naturkörper  oder 


7)  In  der  Religion  der  Hindu's  Ist  nichts  so  unerklär- 
bar, als  dafs  Brama,  der  Gott  der  Götter,  In  sich  selbst 
versunken,  das  Schicksal  seiner  Welt  andern  Götlern  iiber- 
läfst,  dafs  er  keine  Tempel,  keine  Verelirer  hat,  dafs  gleich- 
wohl die  Priesterkaste  die  Kaste  der  Braminen  genannt  wird. 
War  Brama  einst  der  einzige  Gott  des  noch  ungebildeten  Volks? 
der  Dienst  des  Wischnu  und  des  Schiwa  und  die  ganze 
Indische  Götterlehre  erst  späteren  vielleicht  fremden  Ur- 
sprungs ? 

8)  Creuzer  I,  349« 
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Erscheinungen  durch  ihren  Eindruck  auf  dieSinnö 
oder  durch  ihr  Veihähnifs  zu  denl  Wohle  und 
Wehe  der  Menschen  in  diesen  die  Idee  der  Gott^ 
heit  unmittelbar  wecken,  so  hegt  den  Reh'gionen 
der  zwejten  Klasse  eine  doppehe  Verrichtung  dest 
menschhchen  Geistes  zum  Grunde;  das  Besonderö 
wird  zum  Allgemeinen  erhoben,  die  Erscheinungen 
werden  auf  ihre  Grundursachen  zurück  geführt; 
für  die  so  gefundenen  Ursachen  und  Kiäfte  sucht 
oder  dichtet  dann  wieder  der  menschliche  Geist 
Symbole,  damit  sie  sich,  in  eine  bestimmte  Ge-« 
stak  gekleidet  und  mit  einem  individuellen  Leben 
begabt,  zu  Gegenstanden  der  Verehrung  eignen. 
Die  Religionen  der  ersten  Klasse  sind  einfach,  oft 
erhaben  und  grofsartig,  allemal  ein  Wiederschein 
der  örtlichen  Verhältnisse,  unter  welchen  sie  ent- 
standen. Die  Religionen  der  zweyten  Klassej(man 
kann  sie  naturphilosophische  nennen,)  zeichnen 
sich  vor  allen  andern  durch  die  Ausschweifungen 
aus,  zu  welchen  die  Einbildungskraft  durch  ihre 
Armuth  verleitet  wird.  -^  Dritte  Klassei  Die 
Menschen  verehrten  Wesen  ihrer  Gattung  alä 
Gölter  oder  als  verkörperte  Gottheiten.  Bald  sind 
diese  Gegenstände  göttlicher  Verehrung  Menschen, 
die  einst  auf  Erden  gelebt  haben,  z*B.  die  Mitglieder 
eines  königlichen  Geschlechts,  das  einst  mächtig 
und    väterlich   über   das    Volk    herrschte  ^),  oder 


9)  So  verelirten  flie  Grieclien  des  Jupifers  atteS  Kö-» 
nigshaus;  Creuzer  I,  376.  IIl,  38-  so  die  Deutschen  daS 
königliche  Geschlecht  der  Äsen,  S.  über  die  Aechtheit  der 
norddeutselien  Mythologie  und  über  die  Verwandschaft  die- 
ser Mytliologie  mit  der  Griechischen  i  Die  l^dda.  Von  Fr* 
R  ü  h  s.      Berlin    1812.  8«  lieber  die  Ärcljtheif  der  Aseulehre* 


Von  P.  S.  Müller.  Kopenh.   1813.  8.  Nordische  Mythologi 
Von  l.  L.  Heiberg*.  Schlesw.  18^6.  8, 
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einzelne  Menschen,  welche  durch  Lehre  oder 
Thal  die  Wohhhcäter  der  Mit-  und  Nachwelt  wur- 
den. Die  Götterlehre  der  Griechen,  die  der  Rö- 
mer, die  der  Skandinavier  waren  dieses  Geisfes 
und  Ursprungs.  Bald  verwandelt  der  Volksglaube 
Menschen,  die  noch  auf  Erden  leben  oder  die  Mit- 
glieder eines  noch  blühenden  Geschlechts  in  Götter. 
So  wird  in  Japan  da^  alte  Herrschergeschlecht  als 
ein  Göttergeschlecht  verehrt.  So  herrschten  einst 
über  die  Peruaner,  so  über  die  Natchez  Köniif^e, 
welche  der  Volksglaube  als  Götter  betraclHete  ^*^). 
Bald  nimmt  ein  Glaube  dieser  Art  die  Richtung, 
dafs  er  in  einem  bestimmten  Menschen  eine  Ver- 
körperung der  Gottheit  erblickt.  So  ist  nach  der 
Lehre  der  Braminen  Wischnu,  nach  der  Lehre  der 
Budhaisten  Budha  von  Zeit  zu  Zeit  in  menschlicher 
Gestalt  unter  den  Menschen  erschienen  ^*).  Das 
geistliche  und  weltliche  Oberhaupt  der  Tibetaner, 
der  Dalailama,  i«t  ein  Gott,  der  sich  nach  dem 
Tode  des  Menschen,  in  dem  er  wohnte,  in  einem 
imdern  Menschen    offenbart  und    nun    in   diesem 


lo)  Von  den  Natcliei  s.  The  Hislory  of  Canada^  from. 
iu  Discovery ^  comprehending  an  Account  of  the  original 
Establishment  of  tke  Colony  of  Louisiana.  By  G,  Heriot. 
Lond.  4So3,8.  Das  Oberhaupt  der  Natcliez,  (eines  Volkes, 
das  in  der  Nähe  von  Louisiana  wohnte,)  nannte  sich  die 
Sonne  und  den  Bruder  der  Sonne.  Er  wohnte  in  der  ober- 
sten Abtheilung-  eines  Sonncnfempels.  Unbescliränkt  war 
seine  Gewalt  über  das  Volk.  Wenn  ein  Throneibe  gebohreii 
wurde,  so  waren  alle  Kinder,  die  zur  Zeit  seiner  Geburt 
an  der  Mutter  Brust  waren,  dessen  Eigenlhum  ;  sie  folgten  ilmi 
auch  im  Tode.  Der  jetzige  Zustand  des  Volkes  ist  unbekannt. 

4i)  The  Hislory  and  Doctrines  of  Budhisni.  By  Ed. 
Upham.  Lond,  ^Sug.  S.  (Das  neueste  und  beste  Werk 
über  die  Budhalehre.) 
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neuen  Körper  seine  Herrschaft  fortsetzt  '^).  — 
Vierte  Klasse:  Monotheistische  Religionen:  Die 
Menschen  verehren  einen  einigen,  unkörperlichen 
und  lebendigen  Gott,  ein  einziges  geistiges  Wesen, 
den  Herrn  des  Himmels  und  der  Erde.  Doch  nicht 
in  allen  diesen  Religionen  tritt  die  Vernunftidee 
der  Gottheit  mit  derselben  Vollkommenheit  her- 
vor. Welch  ein  Unterschied  z.  ß.  zwischen  dem 
Wesen ,  welches  die  Israeliten  als  ihren  National- 
"ott  verehren  und  zwischen  dem  Gölte  der  Cbri- 
Sien,  der  alle  Menschen  als  seine  Kinder  mit 
Liebe  uinfafstl  —  üebrigens  sind  alle  diese  KJas- 
sfiyn  na  der  Wirklichkeit  nicht  so  scharf  von  ein- 
ander gesondert,  wie  sie  in  der  Wissenschaft  von 
einander  gesondert  werden  können  und  müssen. 
Auch  in  den  Religionen,  welche  von  dem  Ideale 
einer  Religion,  also  von  der  christlichen,  noch  so 
weit  entfernt  sind,  spricht  die  Stimme  Gottes  zu 
den  Menschen;  auch  diese  Religionen  sind  Spra- 
chen des  Herzens  mit  Gott;  auch  in  ihnen  kann 
sich  die  Andacht   zu  Gott   erheben  ^^).     Auf  der 


12)  Die  obersten  Lamas  erkennen  den  Menschen,  in 
welchen  der  Gott  übergegangen  ist,  und  setzen  ihn  dann 
in  die  Herrscliaft  ein.  Die  Verfassung  ist  also  eine  Wahl- 
raonaichie!  Die  besten  Nachrichten  über  diesen  Volksglau- 
ben, so  wie  über  den  Tibetanischen  Kultus,  der  auch  wegen 
seiner  Achnlichkeit  mit  dem  Kultus  der  katholischen  Kirche 
interessant  ist,  findet  man  in  Turner's  Reise  nach  Tibet. 
Doch  ist  noch  vieles  dunkel,  z.  B.  das  VerhällnUs  des  Da- 
lailamas  zu  den  andern  beyden  obersten  Lamas.  Zu  Turners 
Zeilen  hatte  sich  der  Gott  in  einein  auflfaliend  scharfsinnigen 
Kinde   offenbahrt. 

i3)  Auf  mehreren  Inseln  der  Südsee  sind  die  Einwohner 
zum  Christenthume  bekehrt  worden.  Ein  Neubekehrter  er- 
zählte, dafs  er  als   Knabe   oft  die  Speisen   heimlich  verzehrt 
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anderen  Seite,  so  volikommen  auch  eine  Religion 
ihrer  Grundidee  nach  oder  nach  der  Lehre  ihres 
Stifters  seyn  mag,  selten  oder  nie  fehlt  es  ihr  an 
Zusätzen,  durch  welche  der  Verstand  oder  dieEia-^ 
bildungskraft  das  Unbegreifliche  begreiflich,  das  Un- 
sichtbare anschaulich,  das  Scliauerliche  fieundlich 
lu  machen  gesucht  hat.  Selbst  die  Anfangslaute  der 
Andacht  erinnern  zuweilen  an  diese  Zusätze.  Beson- 
ders unter  den  Relio'ionen  der  ersten  drev  Klassen 
findet  hänög  eine  sehr  nahe  Verwandtschaft  statt. 
So  verehrten  z.  ß.  die  Griechen,  die  Römer  und  die 
Deutschen  die  Menschen,  die  sie  vergöttert  halten, 
zugleich  als  Symbole  der  Naturkriifte;  sey  es,  dafs 
die  Götterlehre  dieser  V^ölker  an  die  Stelle  einer 
älteren  und  roheren  getreten  war,  oder  d;«fs  nuin 
sie  mit  der  Zei^  durch  eine  allegorische  Deutung 
zu  veredeln  gesucht  hatte. 

Je  nachdem  die  Religionen  in  die  eine  (>d^  ♦«¥ 
die  andere  dieser  Klassen  gehören,  sind  dieGründöy 
durch  welche  sie  die  Ueberzcugu ng  ilirer  Bckenner 
für  sich  gewinnen,  und  ist  die  Art  dieser  üeher- 
zeugung  verschieden.  —  Die  Religionen  »ier  ei- 
sten Klasse  beruhen  auf  einem  Schlüsse,  welchen 
der  Mensch  aus  gewissen  ihm  auflilillenden  oder  für 
ihn  verhängnifsvollen  Naturerscheinungen  unmil-** 
telbar  zieht.  Sie  gründen  sich  mehr  auf  die  Ein- 
drücke, welche  das  Gemnih  des  Menschen  durch 
die  Sinne  erhält,  als  auf  das  Nachdenken  über 
diese  Eindrücke,  sie   sind  nicht  eine  Erkennlnifs 


habe,  welche  den  Götterbildern  vorgesetzt  worden  waren.  Von 
seinem  Vater,  einem  Priester,  entdeckt,  habe  er  sich  damit 
entschuldigt,  dafs  die  Götter  dazu  geschwiegen  hätten.  »Du 
hättest,«  ai)twortete  derValer,  »den  unsichtbaren  Gott  scheiu;n 
sollen^   den  diese  todeu   Götterbilder  nur   versinnlichen!« 
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sondern  nur  eine  Ahnung  d(^r  Gotrhelt.  Ein  Glaube 
dieser  Art  kann  am  leichiesten  von  einem  andern 
verdrängt  werden  **).  — Die  Religionen  der  zwei- 
ten Klasse  vereinigen  zwey  Eigenschaften  in  sich, 
welche  kaum  mit  einander  vereinbar  zu  seyn  schei- 
nen. Theils  Versuclie  einer  Naturphilosophie  theils 
Schöpfungen  der  Einbildungskraft,  haben  sie  einer- 
seits dieselben  Gründe,  wie  irgend  ein  philosophi- 
sches System ,  und  andererseits  alle  die  Vorzüge 
für  sich,  welche  eine  Bildersprache,  als  die  leben- 
digerß  und  eindringlichere,  vor  der  Wortsprache 
hat*!  Indem  sie  daher  den  Verstand  und  die  Ein- 
bildungskraft zugleich  beschäftigen  und  beherr- 
schen, geistig  und  anschaulich  zugleich  sind,  die 
Gedankenwelt  des  Menschen  mit  der  Körperwelt 
gleichsam  verschmelzen,  würden  sie  auf  die  unver- 
brüchliche Treue  ihrer  ßekenner  vorzugsweise 
rechnen  können,  wenn  nicht  in  ihnen  selbst  ein 
Keim  der  Spaltung  oder  Veränderung  läge.  Das 
haben  sie  zu  fürchten,  dafs  zu  den  Geheimnissen 
der  Natur  mehr  als  ein  Schlüssel  gefunden,  dafs 
eine  Dichtung  von  einer  andern  verdrängt  werden 
kann,  lieber  die  Lehre  der  Brahmanen  hat  die 
aus  ihr  hervorgegangene  Lehre  Budha's  in  einem 
grofsen  Theile  Indiens  den  Sieg  errungen;  weder 
der  Islam  aber,  noch  das Christenthum  haben  unter 
den  Hindu's  bedeutende  Fortschritte  gemacht.  — 
Das  Ansehn  und  die  Fortdauer  der  Religionen 
der  dritten  Klasse  beruht  auf  der  Üeberzeuguug 
von  der  Wahrheit  gewisser  Thatsacben,   also  auf 


i4)  So  traten  z.  B.  die  Bewohner  der  Sandwichinseln 
im  J.  4819  plötzlich  zum  Christenllium  über.  S.  Ste~ 
wart* s  Residence  in   the  Sandwich  Islands  in  48^3.  48a4' 
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JenselBerf"G^öfa(JfeTi,  wie  die  Glaubwürdigkeit  der 
Geschichte  überhaupt.  Ein  Glaube  dieser  Art  steht 
desto  fester,  je  ehrwürdiger  die  schriftlichen  oder 
mündlichen  üeberlieferungen,  die  für  seine  Wahr- 
heit zeugen,  durch  ihr  Alter  sind,  je  mehr  sich 
die  Menschen ,  die  als  Götter  verehrt  rwferdia  ^ 
durch  die  That  als  Götter  bezeigt  haben  und  be— 
zeigen  ^^).  Jedoch,  so  fest  auch  eine  Religion 
dieser  Art  stehe  oder  stehen  möge,  sie  nähert  sich, 
ihrem  Wesen  nach  den  Anfeindungen  der  Zwei- 
felsucht ausgesetzt,  in  demselben  Verbältnisse  ih- 
rem Falle  oder  Verfalle,  in  welchem  die  Nation, 
die  sich  zu  ihr  bekennt,  Fortschritte  in  der  Kultur 
macht.  Der  Volksglaube  wird  dann  durch  Uuglau- 
bbd,  oder  durch  eine  Philosophie,  die  mit  dem 
Volksglauben  unausbleiblich  in  Widerspruch  ge- 
räth,  oder  durch  eine  Geheimlehre  oder  durch 
alle  diese  feindlichen  Mächte  zugleich  erschüttert, 
desto  leichler  aber  von  einem  andern  Glauben  ver- 
drängt. Es  ist  ein  grofser  Beweis  von  der  An- 
hänglichkeit der  Menschen  an  den  Glauben  der 
Ahnen,  dafs  der  Griechische  und  der  Römische 
Götterdienst  dem  vereinten  Angriffe  dieser  Feinde 
so  lange  widerstehn  konnte,  als  er  ihm  wider- 
standen hat  ^^).  —  Wenn   in   den  Religionen  der 

sr  i5)  Der  altröniische  Kultus  raufste  auch  deswegen  dem 
Clirlstentliume  weiclien,  weil  mit  dem  altrömischen  Cha- 
rakter aiicli  die  Macht  der  altrömischen  Götter  untergegangen 
war.  Als  Symmaclius  die  letzte  Stimme  für  die  Opfer  erhob, 
welche  man  in  der  Römischen  Kurie  von  jeher  der  Sieges- 
göttin gebracht  hatte,  konnte  er  sich  nur  auf  die  Thaten  und 
Wunder  einer  längst  verklungenen  Zeit  berufen.  GJAli.aji, 
chap.   ^8.  nüleUfin  .]lbe3;i^enc 

<6)  Dem   einen    liild' dem    andern    fehlte    überdiefs    eine 
mächtige  Priesterschaft.     Der  Plan,  den  Julian  verfolgte,   um 
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ersten  drey  Klassen  die  Stimme  Gottes  nur  in 
Bildern  und  Symbolen  zu  dem  Menschen  spricht, 
so  spricht  sie  in  den  Religionen  der  vierten 
Klasse  in  Worten  zu  ihm.  Diese  oder  die  mono- 
theistischen Religionen  beruhn,  wenn  sie  anders 
nicht  den  Gott  aller  Menschen  in  einen  Natio- 
nal gott  verwandeln,  auf  denselben  Gründen,  wie 
der  Vernunftglaube  an  Gott;  sie  haben  als  Ver- 
nunftreligionen, ein  geistiges  Leben  in  sich,  das 
nie  altern  oder  erstarren  kann,  eine  ewig  sich  ver- 
jüngende Kraft,  welche  sie  in  den  Stand  setzt, 
eine  jede  feindliche  Macht  von  sich  abzuwehren; 
fruchtbar  an  Religionsstreitigkeiten, ^eben  sie  gleich- 
wohl eben  dadurch  Zeichen  und  Beweise  von  der 
ihnen  innwohnenden  Lebenskraft  ^^).     Doch  nur 

j-^  ■^-  -  „  "    " 

defi  Nalional-Cullus  zu  verjüngen,  verdient  studirt  zu  weiden. 
Jutlan  würde  noch  höher  in  der  Geschichte  stehen,  hätte  er 
nicht  den  Geist  und  die  Bedürfnisse  seiner  Zeit  verkannt. 
—  Die  gegen  den  Sokrates  gerichtete  Anklage  giebt  sehr 
Leaclitenswerllie  Aufschlüsse  über  die  Denkart  der  Allienien- 
ser  in  Religionssachen.  Die  Hauptanklage  war  gegen  den 
Slce  p  ti  cismus  des  Sokrates  gerichtet  Sie  lautete  so: 
2bfxgaT7jg  uÖlxsI  ttocl  negisgya^ETai  ^r}TMv  toi  tb  vno  /^?  xal  tu 
hiovgaytttf  xal  top  '}]ttcx)  Xoyov  xqsItto}  noifav,  xal  aXkovg  Ta  «i/r« 
TuvTu  ÖLÖdaxitiV.  D.  i.  Sokrates  handelt  gesetzwidrig  und  versteigt 
sich  in  seinen  Untcriuchungea  in  die  Unterwelt  und  in  die 
Ojjervvelt  und  verwandelt  die  Wahrheit  in  Unwahrheit  und 
lehrt  das  Andere.  Vgl.  die  Apolog.  Socratis  von  P  la  t  o  und  die 
von  X  en  opli  o  n. 

17)  Die  Geschiclite  der  christlichen  Religion  unterschei- 
det sich  von  der  einer  jeden  andern  durch  die  Menge  der 
Religionsstreitigkelten,  welche  unter  den  Bekennern  des  Chri- 
stenlhums  geführt  worden  sind,  durch  die  Menge  der  Reli- 
gionsgesellschaften, die  aus  dem  Chrlstenthuiue  hervorgegan- 
gen sind.  Das  ist  ein  sehr  schlagender  Beweis  für  die  Gött- 
lichkeit des  ChristenthuiDs! 
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selten  hat  eine  Religion  dieser  Art  den  .Vernunft- 
glauben allein  zur  Grundlage.  Durch  die  An- 
schauliehkeit  der  Erfahrungserkenntnisse  verwohnt, 
i^t. der  Mensch  geneigt,  in  die  Veruunftgründe  für 
das  Daseyn  Gottes,  gleich  als  wären  sie  sein 
Werk,  iVlifstrauen  zu  setzen.  Wenn  nur  die 
ÜJi^beizeugung  mehr  als  eine  Meinung  ist,  welche 
iWväiiJp  üeberAeugung  Anderer  ihre  BrstatiguRg  fin- 
d¥t^  wie  könnte  sich  der  Mensch  bei  der  Vernunft- 
rehgion  beruhigen,  da  einerseits  diese  Religion 
von  dem  einen  Menschen  so  und  von  dem  andern 
anders  gedeutet  wird,  und  milhin  zu  einer  offen t- 
li'  hen  Religion  schlechthin  untaugh'rh  ist,  und  da 
andererseits  die  Religion  die  Grundlage  ist,  auf 
welcher  der  Glaube  des  Menschen  an  sich  selbst 
und  die  Hoffnung  der  Unsterblichkeit  ruht?  Sogar 
fiir  eine  strafbare  Anmafsung  kann  oder  mufs  es 
der  Mensch  hallen,  in  Glaubenssachen  seiner  eige- 
nen Kraft  zu  vertraun.  Kann  der  Mensch,  ein 
endliches  Wesen,  den  Unendlichen,  das  Geschöpf 
den  Schöpfer,  erfassen?  Zieht  nicht  der  Mensch, 
seiner  Vernunft  vertrauend,  die  Gottheit  zu  sich 
herab,  anstatt  dafs  er  sich  zu  ihr  emporschwingen 
soll?  So  entspringt  nun  aus  dem  Vernunflgfaubeii 
an  das  Daseyn  Gottes  unmittelbar  das  ßedürfnifs 
einer  äufseren  und  thatsächlichen  ßestätignrjg  die- 
ses Glaubens,  d.  i.  da  durch  jenen  Glauben  die 
übersinnliche  Welt  von  der  sinnlichen,  Gott  von 
der  Natur  getrennt  wird ,  das  ßedürfnifs  einer 
Offenbahrung  und  der  Glaube  oder  die  Stimmung 
[ür  den  Glauben  an  eine  Offenbahrung.  *^)  V^enn 
auch  die  Idee  einer  Offenbahrung  schon  in  anderen 

18)  Vgl.  die  Offenbahruog  innerhalb  der  Grenaetedejryer- 
nuult.     Von   Kaut. 
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Religionen  durchscliimmert,  so  sieht  sie  doeli  oder 
derClaube,  dafs  ein  von  der  Natur  verschiedene^ 
göttliches  Wesen  durch  naturgemäfse  Zeichen  und' 
Mittel  aher  auf  eine  übernatürliche  Weise  oder 
durch  ein  Wunder  zu  den  Menschen  gesprochen 
habe,  nur  mit  den  monotheistischen  Religionen  in 
einem  Wesentlichen  Zusammenhange,  und  so  tritt 
sie  doch  nur  in  diesen  Religionen  rein  und  be- 
stimmt hervor.  Mit  einem  Worte  also,  die  Ver- 
nunftreligion  bedarf  einer  OfFenbahrung,  auf  die 
sie  sich  stütze;  nur  in  dem  Gewände  und  nur 
unter  dem  Schutze  einer  OftVnbahrung  kann  sie  zu 
einer  öffentlichen  Religion  werden  und  in  dieser 
Eigenschaft  hestehn;  die  Stifter  monolheistischeE 
Religionen,  welche  die  Geschichte  kennt,  so  un-t 
ähnlich  sie  auch  sonst  einander  waren,  bcrieft^q 
sich  doch  irisgesammt  auf  eine>  ihnen  von  Go||g 
gewordene  Offenbahrung.  ^^)  Indem  aber  die  ger?^ 
offenbahrten  Religionen  einem  Bedüifm'sse  deij, 
Vernunft  abhelfen,  enthalten  sie  zugleich  den  Keito  ^ 
eines  Streites  zwiscben  der  Offenbahrung  und  der 
Vernunft,  oder  über  das  Verhältnifs  zwischen  der 
geoffenbahrtcn  und  der  Vernnnftreligion ,  eines 
Streites,  welcher  sich  in  der  Geschichte  einer  jeden 
geofF<'nbahrten  Religion,  wenn  auch  bald  in  dieser 
bald  in  einer  andern  Gestalt,  wiederhohlt.^")  Einer-?r 

^  19)  Der  Monollieism  der  Indianer  in  Nordamerika  (Anm.  3.) 
silieint  zwar  eine  Ansnalirae  von  dieser  Regel  zu  Jmaclien. 
Äli^rerkann  kaum  eine  ölTentliclu;  Religion  genannt  werden. 
■—Der  Vers  u  eil  ,  welchen  in  Frankreich  die  Theopbilanthro- 
pen  mac'Iiten,  auf  die  Vernnnltreligion  einen  Knllus  zu  grün- 
den, scijeiterle  auch  desweg»n,  weil  er  auf  einem  Irrtliume  d^^ 
Verstandes  beruhle.  —  Die  ünilarier  verwerfen  nur  die 
Lehre  der  ein  istlichen  Kirche  von  der  Dreieinigkeit.  "^ 
20}  Dies  ist  der  Gegensal*  zwischen  der  Lehre  der  Fjrah- 
raanen  und  dem  Budhisra ,  dem  Protestanlism,  uudi' derBi'sah'^ 

'UjdüeuA. . 
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^fcs  itififflrnt  die  Vernunft  die  Herrschaft  über  die 
Offenbahrung  und  andererseits  ninrimt  die  OiFen- 
babrung  die  Herrscbaft  über  die  Vernunft  in  An- 
spruGb.  Die  Verlbeidiger  der  Ansprüche,  welcbe 
te^^  Vernnnftreligion  auf  Oberherrscbaft  macht, 
behaupten,  dafs  der  Vernunft  das  Recht  zustehe, 
die  g'ölth'che  Abkunft  einer  Religion,  die  sich  als 
eine  geoffenbahrte  ankündige,  zu  prüfen,  die  Leh- 
peft  und  V^orschriften  einer  anerkannt  götlHchen 
Offenbahrung  in  dem  Sinne  und  Geiste  der  Vcr- 
nunfireh'gion  auszulegen.  Wenn  und  da  der  Glaube 
an  eine  Offenbahrung  auf  einem  Bedürfnisse  der 
Vernunft  beruhe,  und  nur  auf  einem  Bedürfnisse 
der  Vernunft,  des  Geistes  Vermögens,  ohne  welches 
der  Mensch  weder  gläubig  noch  ungläubig  scyn 
Würde,  beruhen  könne,  so  könne  er  in  seinen  Fol- 
gen nicht  weiter  gehen,  als  sich  sein  Grund  er- 
strecke. Hierauf  wird  von  der  andern  Seite  cr- 
wiedert:  Wenn    man  die  OlFcnbahrung   unter  dUc 


'  «.JIM  ;r 


-'jovrio'^iha/bi'f'^  do^nol/ 

ifl^-vl^lvif»  (Die  Cr  linde,  welche  U  p  li  a  m  s.  Aiim.  n.  für 
das  liöliere  Alter  des  ßudhismus  aiifiiljrt,  diii  ftcii  scluverlicii 
liallbar  seyn.)  —  Auf  dcnselljoii  Gegensatz  Jiifst  siel)  der  Kampf 
des  Cliristenthums  mit  dem  Judenttiume  zurückfiilirea.  —  Die 
rMoliamedaner  zerfallen  in  zwei  Hanptpartliejen,  (Sutintteii, 
Schiiten.)  Noch  mehr  entspricht  die  Lehre  der  Waliabvten 
der  GrundansicJjt  des  Protestantismus.  S.  Notes  oii  ihe  Bc- 
douuis  and  IVahehys,  collected  during  h'js  trai>els  in  ihc 
East  hf  llie  late  J.  L.  Burckhardt.  Lond.  i83o.  ^.  —  In  der 
christlichen  Kirche  gab  es  schon  lange  vor  der  K«rfoiniation 
Pfotestanten.  Die  Paulicianer ,  eine  christliche  Rcllgionsge- 
sellscl»aft,  diQ  sich  um  das  Jahr  660  bildete,  wollte  d*ie  Ver- 
fassung der  Christ llclien  Kirciie  in  dem  Geiste  der  ersten  Zei- 
len dieser  Kircl.e  umgestalten.  INie  wurden  die  Pauh'ciancr 
gänzlich  unterdrückt.  Ihren  Ansichten  folgten  Wicklefl'  und 
Hufs.  Mit  gröfsercm  Erfolge  erneuerte  Luther  den  AngriflF. 
Gi'B l^^<!^«  ^hap.  53. 


180 


Herrschaft  der  Vernunft  stellt,   so   setzt   man  das 
Mittel  mit  seinem  Zwecke  in  Widerspruch.  Warum 
bedarf  der  Mensch   einer  OlFenbahrung?  Weil  er 
Ursache  hat,   in   sein  Vermögen,   Gott   durch  dip 
Vernunft  zu  erkennen,   Mifstraun  zu   setzen,/ we?i|, 
er,  der  Vernunft  in    Religionssachen   folgend,  auf 
die  Bestätigung  seines  Glaubens  durch  den  Glayn- 
hen  Anderer   verzichten   mufs.     Ist    nun  eine  ^eH 
offenbahrle  Religion    nur  in    so  fern  glaubwürdig, 
als  sie  mit  der  Vernunftreligion  übereinstimmt,  so 
ist  sie  von    dieser    überall    nicht    wesentlich  ver- 
schieden, so  kehrt  also,  ungeachtet  sich  die  Merirf 
sehen  (den    Worten  nach)  zu   einer  Offen bahrung'^ 
bekennen,  die  alte  üngewifsheit,  der  alte  Zwiespalt 
zurück.  Allerdings  beruht  derOffenbahrungsgiaube 
auf  einem    Bedürfnisse    der    Vernunft.     Aher  die 
Fragen,  ob   einer  Religion,    die  sich  als  eine  ger- 
offen bahrte  ankündiget,  diese  Eigenschaft  zukomme^ 
was  diese  Religion    lehre  und    fordere,    sind  ge- 
schichtliche   Fragen.     Wenn    eine    Religion    den 
Menschen  als  eine  geoffenbahrte  verkündiget  wor- 
den ist,   wenn    die   Verkündigung    unter    Zeichen! 
und  Wundern  geschah ,  welche  von   den    Zeitge-' 
nossen  glaubhaft  bestätiget  werden,  wenn  sich  der 
Glaube   an    den   unmittelbar  göttlichen    Ursprungs 
dieser  Religion   bey   der  Nachwelt   nicht    nur    er- 
halten sondern  auch  immer  weiter  verbreitet  hat, 
so  ist  eine  solche  Religion   ihrem    ganzen  Inhalte 
und  Umfange  nach   für  die  unmittelbare  Stimme 
Gotfes    zu    halten,    so    ist    der    Mafsstab    für    die 
Göttlichkeit  oder  Aechtheit  der  Lehren  und  Vor- 
schriften, die  sie  enthält,  nicht  die  Vernunft,  son- 
dern  allein   der  Glaube,  Avelcher  bey  den  ßeken- 
nern  dieser  Religion  der  herrschende  ist  und  von 
jeher  der  herrschende  war.    Dieser  jstgleichsain 
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eine  fortgcselzte  OfFenbahrnng;  vox  popuU  <^ox 
Dci.  —  Man  kann  cK'e  Vertlieidiger  der  letzteren 
AüSiclu  Katholiken,  die  der  prsteren  Ansicht  Pro- 
testanten nennen,  beyde  Worte  in  einer  allire- 
meinen  oder  philosophischen  Bedeutung'  genom- 
ifl«^4i.'  Beyde  Ansichten  sind  gleich  folgerichtig; 
3^uh*schen  beyden  giebt  es  keine  mittleie,  welche 
folgerichtig  durchgeführt  werden  könnte.  ^^)  Ueber- 
baupt  kann  der  Mensch  im  Denken  und  im  Han- 
deln nur  entweder  eine  Auktoritiit  oderidieJ«igene 
Einsicht  zur  Richtschnur  nehmen. 
,.flnEii>e  jVde  Religionslehre,  die  den  Namen  einer 
Religiouslehre  verdient,  enthält  oder  versucht 
zugleich  eine  Auflösung  der  Fragen:  Hat  die  Welt 
einen  Anfang  genommen?  und  welchen?  woher 
ist  der  Mensch?  welches  ist  die  Ursache  der  phy- 
sischen Üebel,  denen  der  Mensch  unterworfen 
ist?  wie  ist  die  Sünde  in  die  Welt  gekommen? 
welches  Schicksal  yv^^rtet  des  Menschen  nach  dem 
Tode?  Denn  alle  diese  Fragen  stehn  ihrem  Wesen 
und  ihvem  Interesse  nahe,  unter  sieh  und  mit 
i  der  Lehre  von  Gott  in  dem  genauesten  Zusani- 
£?1iienhange.  Einige  derselben,  z.  B.  die  zuletzt 
^^'äufgeworfene,  dringen  sich  dem  Menschen  in  dem 
Grade  auf,  dafs  sie  ihii  vielleicht  zuerst  veran- 
lafsten  oder  aufforderten,  Gott  zu  suchen. —  Die 
Antworten,  welche  die  verschiedenen  Religioner! 
auf  jene  Fragen  ertheilen,  haben  daher  das  Ge- 
präge des  Gruiidcharakters,  d.  i.  der  Gotteslehre 
einer  jeden  einzelnen  Religion.  Nach  diesem  ih- 
ren   Grundcharakter   richtet   sich  z.  B.   die    Aus- 


2!)  Beliannt  sind  die  Worte  des  Kardinals Riclielieu  !  Zwi- 
sclien  dem  Kattiolicism  und  dem  Naturalism  glebt  es  keinen 
Mitlelw<'g-,  der  niclil  bald  rechts,  bald  links  fiilirt. 
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kunft,  welche  sie  über  den  Zusland  des  Menschen 
nach  dem  Tode  geben.  Menschlich,  wie  ihre 
Götter,  dachten  sich  die  Griechen,  dachten  sich 
die  Deutschen  der  Vorzeit  das  Schicksal  der  Ver- 
storbenen, das  Elysium  und  den  Tartarus,  Wal- 
halla und  Nifelheim.  Die  naturphilosophischen 
ReligioBen  lösen  das  Räthsel  unserer  Zukunft  bald 
durch  die  Lehre  von  der  Seelenwanderung  und 
von  der  endlichen  Wiedervereinigung  der  Seele 
mit  Gott,  bald  durch  die  Lehre  von  der  Reinigung 
der  Seele  durch  das  Feuer.  Das  Christentliuni 
erleuchtet  nur  sparsam  das  Dunkel  der  Zukunft, 
damit  die  Tugend  nicht  in  Eigennutz,  die  Reue 
nicht  in  Mulhlosigkeit  ausartete. 

Es  giebt    nur    wenige   Nationen,    welche    elnfe 
Vorstellung  oder  Ahnung  von   der    Gottheit   htät-r 
ten,  und  dennoch  ohne  irgend  einen  G  o  t  tesd  i  eiist^ 
waren.  '^)      Denn    es    verlangt    den    Menschen    zui 
Gott  äusserlich    zu    sprechen;    Aveil    er    sich    sein 
Verhält nifs  zu    Gott    wie    das  z,u    den    Gewaltisen 
dieser  Erde  denkt,  weil   es  ihn  verlangt,  auch  die 
Stimme  Gottes  —  in  Orakelsprüchen  ^^)y  in  Weis- 


22)    Ausnaliraen   komme»  jedoch    allerdings   vor.      Auch 
giebt  es    Nationen,   welche    ihre    Bitten    und    Opfer    nur    ans 
das  böse  und  nicht  an   das  gute  Princip  richten.     Meiners 
IV.  Beb.  zu  Ende. 

2  3)  Die  Orakel  der  Griechen  sind  eine  eben  so  merkwür- 
dige, als  schwer  zu  erklärende  Erscheinung.  Die  Grieche« 
w^aren  ein  zu  aufgeklärtes  Volk,  sie  wufsten  zwischen  einem 
w^ahren  und  zwischen  einem  durch  Bestechung  erlangten 
Orakelspruche  zu  gut  zu  unterscheiden,  als  dafs  man  alles  fiir 
Betrug  und  Täuschung  erklären  könnte.  Eher  kann  man  die 
Erscheinungen  des  animalischen  Magnetismus  zur  Erklärung 
des  Ansehns  benutzen,  welches  dieOrakelspriiche  bei  den  Grie-  > 
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sagiingen  ,  in  Verheifsungen  —  zu  hören,  weil  sich 
ein  jedes  lebhaftere  Gefühl  oder  Streben  aus  dem 
Inneren  des  Menschen  nach  Aufsen  hervordrfingt. 
Die  Grund-  oder  Naturlaute  jener  Sprache  der  Men- 
schen mit  Gott  sind  überall  dieselben ;  ^*)  es  sind 
Töne  und  Worte,  Gebete  oder  Gesänge,  — und 
Symbole,  Opfer,  Festmahle  und  Festzüge,  Rei- 
nigungen und  Bufsübungen.  Aber  aus  diesen 
Lauten  lassen  sich  die  verschiedenartigsten  Spra- 
chen und  Mundarten  zusammensetzen  *).  —  Der 
Hauptgrund  auf  welchem  die  Verschiedenheit  die-' 
ser  Sprachen  in  den  verschiedenen  Religionen  der 
Vorzeit  und  der  Gegenwart  beruhte,  ist  die  Ver- 
schiedenheit der  Gotteslehren.  Die  Macht,  mit 
welcher  die  Einbildungskraft  in  den  Glauhenslehren 
der  zweyten  Klasse  waltet,  beurkundet  sich  in  dem 


clien    hatten.      Vgl.   Dell'    oracolo    di    Delfo.      Memoria  dell 
C.   Franc.   Mcngotti.      MavI.    iSig.      8. 

q4)  Daher  ist  die  Uebereinstimmung  unter  den  lieillgen 
Gebiauclien  zweier  oder  melirerer  Religionen  noch  nicht  ein 
hinreichender  Ginnd,  einen  geschichtliclien  Zusammenhang 
unter  diesen  Religionen  anzunehmen.  Der  Kultus  der  Ti- 
betaner stimmt  mit  dem  der  katholischen  Kirche  auf  eine 
höchst  autfallende  Weise  überein.  Aber  ein  geschichtlicher 
Zusamnjenhang  zwischen  beiden  ist  wenigstens  bis  jetzt  noch 
nicht  nachgewiesen   worden. 

*)  Z.  R.  die  verschiedenartigsten  Anrufungen  Gottes  und 
Gebetsformeln.  Und  schon  diese  sind  nicht  selten  für  den 
moralischen  EInfluss  einer  Religion  entscheidend.  Der  Mo- 
hamedaner  ist  ein  anderer  Mensch  als  der  Christ,  ernster, 
in  sieh  gekehrter,  der  Begeisterung  offener,  weil  er  unauf- 
hörlich an  die  Idee  der  Einheit  Gottes  sich  erinnert  und 
erinnert  wird.  Gott  ist  Gottl  das  ist  der  Inbegriff  seines 
Glaubens.  S.  J.  Web  st  er 's  Travels  trough  the  Crimea  , 
Turkey  and  Egvpt.      Lond.  II.    Vol.    i83o.   8. 
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Gottesdienste, '  welcher  mit  ihnen  verhtitiäeti  l^ft 
So  deuten  die  Denkmale  der  altägyptischen  Bau^ 
kunst  auf  einen  Gottesdienst  hin,  in  welchem  di^ 
Einbildungskraft  alle  ihre  Wunder  und  Schauer^ 
erschöpft  halte.  Der  altgriechische,  der  römische 
Kultus  war  menschlich  und  freundhch,  wie  dit 
Götterwelt,  die  der  Gegenstand  seiner  Fey er  wat^ 
Ein  Nachbild  dieses  und  des  Jüdischen  Kultus  ist 
der  Kultus  der  katholischen  Kirche.  Aber  in  deri 
entlehnten  Formen  regt  sich  ein  anderer  und  hö-' 
herer  Geist,  der  Geist  des  Christenthumes.  üntei* 
allen  heiligen  GebräuGhen  giebt  es  keinen,rwel^ 
eher  so  alt  und  so  weit  verbreitet  wäre,  als  de/ 
Gebrauch  der  Opfer.  Aber  das  Opfer,  welchesr 
diese  Kirche  feyert,  ist  nicht  eine  Gabe,  welche 
der  Mensch  der  Gottheit  Erbringt,  sondern  die 
symbolische  Wiederhohlung  des  Versöhnungstodes 
Christi.  —  Wie  ein  Kultus  von  der  Gotteslehre, 
welche  ihm  zum  Grunde  liegt,  seinen  allgemeinen^ 
Charakter  entlehnt,  so  erhält  er  seine  besondere* 
Gestalt  und  Farbe  durch  die  Eigenthümlichkeiten 
der  Nation^  bey  welcher,  und  durch  die  örtlicher? 
Verhältnisse,  unter  welchen  er  entstanden  ist  oder 
sich  ausgebildet  hat.  So  verehrten  die  Deutschen 
der  Vorzeit  ihre  Götter  i^Dler  eip er  Eiche,  oder 
in  einem  Walde,  )> welchen  d\e  Weihe  der  Väter 
und  altes  Grauen  geheiligt«  hatte;  ^^)  so  reihten 
sie  ihre  Feste  an  den  Wechsel  der  Jahreszeiten. 
So  feyerte  der  oltägyptische  Kultus  die  alljährlich 
wiederkehrende  üeberschwemmung  des  Landes 
durch  den  Nil;  Spuren  dieser  Feyer  haben  sich 
sogar  bis  auf  diesen  Tag  erhalten.     Besonders  in 


25)  Stato  tentpofi^ tfi  Uli^'ahi'iäagu/iu 
formidine  sacräma  coeuni,  Tac.  German*  c?  3^^     ^/*"     v^^^^  ' 

Zachariä  Jieg. Lehre»  U.  Bd,  a.  Abtiu  13 
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den  Religionen  ist  dieser  nationeile  und  örtliche 
Charakter  des  Kultus  vorherrschend,  deren  Stifter 
auf  |5olilische  Zwecke  hinarbeiteten.  Die  Anhäiig- 
lichkeit  der  Menschen  an  eine  bestimmte  Reliofion 
richtet  sich  weniger  nach  der  Gotteslehre,  welche 
die  Religion  prediget,  als  nach  den  gottesdienstli- 
chen Gebräuchen,  welche  sie  vorschreibt.  Je  rei- 
cher eine  Reh'gion  an  äusseren  Gebräuchen  ist,  je 
strenger  sie  über  die  Beobachtung  dieser  Gebräuche 
hält,  desto  fester  steht  sie,  mit  den  gesammtenSeyn 
und  Wesen  ihrer  Bekeuner  gleichsam  verwebt.  ^^) 
Jedoch  vergeblich  würde  ein  Religiousstifter  den 
Versuch  machen,  dieses  Mittel  für  seine  Zwecke  zu 
benutzen,  wenn  er  seine  gottesdienstlichen  Vor- 
Sichriften  nicht  auf  den  Charakter  und  die  Lage 
seiner  Nation  berechnete.  Unter  den  Religionsstif- 
tern ,  welche  die  Wichtigkeit  äusserer  Gebräuche 
erkannten  und  bey  den  Gebräuchen,  die  sie  vor- 
schrieben, denNatfonalcharakter  sorgfällig  ins  Auge 
fiifsten,  behauptet  Mohamed  eine  der  ersten  Stel- 
len. ^')  —  Jedoch  ein  jeder  Kultus  ist  an  sich  nur 
ein  toder  Körper.  Alles  kommt  auf  den  Geist  an, 
durch  welchen  dieser  Körper  beseelt  wird ,  ob  der 


26)  Montesquieu  esprit  des  lois  XXV,  s.3.  Gib- 
bon I,  u6y.  (Basler  Ausgabe.)  —  Wenn  die  Päbste  den 
Kultus  der  Römischen  Kirche  zu  dem  Kultus  der  ganzen 
kalholischen  Kirche  machten,  so  verfuhren  sie  zwar  vollkom- 
men folgerichtig.  Aber  sie  erleichterten  so  die  Fortschritte 
der  Reformation. 

,  27^)  Des  effets  de  la  religion  de  Mohammed  pendant  les 
pr  emiers  trois  siecles  de  sa  fondation.  -.  Par  O  eis  her,  Par. 
i8io.  8.  —  Wenn  der  Islam  nie  bei  den  Europäischen 
Nationen  Portschritte  gemacht  hat,  so  dürfte  das  haupstäch- 
]icli  seinem  Kultus  zuzuschreiben  ^ejn.  . 
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Mensch  die  Gebräuche,  welche  ihm  seine  Rehgion 
vorschreibt,  als  einen  Gottesdienst  oder  als  eine 
äussere  Goltesverehrung  betrachtet  und  be- 
obachtet, d.  i.  ob  er  bey  dem  Kultusseiner  Religion 
den  Zweck  hat,  den  Zorn  der  Gottheit  zu  be- 
schwichtigen, die  Gunst  der  Gottheit  zu  gewin** 
nen,  oder  den  Zweck,  dem  Dankgefühle  eine 
Sprache,  der  Reue  einen  Trost,  der  Tugend  eine 
Stütze  zu  geben.  Doch  legt  allerdings  die  eine 
Art  des  Kultus  den  einen,  eine  andere  den  andern 
Zweck  dem  Menschen  näher.  Und  dieser  Unter- 
schied ist  um  so  wichtiger,  da  die  Menschen  nur 
zu  geneigt  sind,  die  leichtere  Aufgabe  zu  lösen. 

Wenn  sich  auch  die  sittliche  Verschiedenheit 
der  Nationen  auf  mehr  als  eine  Ursache  zurück- 
führen läfst,  so  beruht  sie  doch  vorzugsweise 
auf  der  Verschiedenheit  der  Religionen  und  so 
ist  doch  diese  Ursache  von  einer  jeden  andern 
wesentlich  verschieden.  Allen  den  Stammessaged, 
welche  sich  von  der  Urgeschichte  unseres  Ge-< 
schlechts  erhalten  haben,  liegt  der  Gedanke  zum 
Grunde,  dafs  sich  der  Mensch  durch  seine  Ver- 
wandschaft mit  Gott  oder  durch  die  Erkenntnifs 
Gottes  von  dem  Thiere  unterscheide.  In  allen 
diesen  Sagen  wird  die  Entstehung  oder  die  Ent- 
wilderung  unseres  Geschlechts  auf  Gott,  auf  Götter 
oder  auf  Göttersöhne  zurückgeführt.  ^^)   Die  Ver- 


28)  Die  heutige  Geologie  hat  die  Mosaische  tJeberlle* 
ferung  von  der  Sündflüth  und  die  Sagen,  die  sich  bei  an- 
dern Stämmen  und  Nationen  von  einer  grofsen  Flulh  erhal- 
ten haben,  durch  eine  Menge  ThaJsachen  beslätlgt.  Auf 
eine  ähnliche  Welse  könnte  und  sollte  man  vielleicht  die 
im  Texte  erwähnten  Nachrichten  behandeln. 

13' 
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änderungen,  welche  in  den  sittlichen  und  gesell- 
schaftlichen Zustand  der  Menschheit  vergleichungs- 
weise  am  tiefsten  und  hleibehdslen  und  in  der 
gröfsten  geographischen  Ausdehnung  eingriffen, 
gingen  iusgesammt  von  der  Religion,  (von  der 
Ausbreitung  des  Budhism,  des  Christenthumes,  des 
Islams,)  aus.  Noch  jetzt  und  gleichsam  unter  un- 
seren Augen  geht  eine  Revolution  dieser  Art  im 
Innern  von  Afrika  vor  sich,  wo  die  Religion  Mo- 
hamed's  so  reissende  Fortschritte  macht,  dafs  viel- 
leicht in  wenigen  Jahren  alle  Negervölker  sich  zu 
ihr  bekennen  und  mit  ihr  andere  Sitten,  Gewohn- 
heiten und  Gesetze  annehmen  werden.  '^)  üeber- 
haupt  aber  zieht  sich  durch  die  ganze  Geschichte 
der  Menschheit  eine  Reihe  von  Begebenheiten,  eine 
Kette  von  Ursachen  und  Wirkungen,  deren  letztes 
Glied  die  Erde  mit  dem  Himmel  verbindet.  In  den 
Kampf  der  Menschen  unter  sich  und  mit  der  Aus- 
senwelt  ist  ein  anderer,  der  Kampf  des  Göttlichen 
mit  dem  Thierischen  im  Menschen,  auf  das  ge- 
naueste und  oft  wundersam  verschlungen.  —  Unter 
den  verschiedenen  Ursachen,  von  welchen  die 
Wechselfälle  und  die  Resultate  dieses  Kampfes 
abhingen,  war  überall  der  Grundcharakter  der 
Religion,  zu  welcher  sich  die  Menschen  bekannten 
oder  bekehrten,  die  nächste  und  die  vornehmste. 
Die  gröfste,  oder  wenigstens  die  unmittelbarste 
und  sichtbarste  Macht  und  Gewalt  haben  wohl  die 
naturphilosophischen  Religionen  über  den  Cha- 
rakter der  Menschen.  Die  Religion  oder  der  Kultus 
der  Griechen  war  mehr  das  Werk  als  die  Grund- 


■  wcjj 


29)  Records  of  Cap.  Clapperton's  last   Expedition  to 
^friea.   Bf  R'  Lander.  Lond,  i83o.8. 


197 


läge  des  Natiotialckarakters.  ^^)  Wenn  die  römisch- 
katholische Kirche,  wenn  die  Reformation  einen 
entscheidenden  Einflufe  auf  den  sittlich&n  Zustand 
der  Europäischen  Menschheit  gehabt  hat ,  so  war 
der  ^Yellbürgerliche  Geist  des  Christenlhumes,  der 
sich  sowohl  in  der  Verfassung  jener  Kirche,  als 
in  der  Reformation,  wenn  auch,  wegen  der  Ver- 
schiedenheit der  ZeitnmstäVide,  in  jener  anders 
als  in  dieser,  ofFenhahrte,  die  Hauptursache  die- 
ses Einflusses  und  seiner  elgenthümlichen  Beschaf- 
fenheit. —  Jedoch  eine  jede  Religion  hat  ausser 
ihrem  allgemeinen  Charakter  noch  einen  beson- 
dern,  durch  welchen  sie  vorzugsweise  oder  auf 
eine  eigenthüniliche  Art  auf  den  Charakter  der 
Menschen  einwirkt.  Der  Mohamedaner  ist  stolz; 
denn  es  ist  nur  ein  Gott  und  Mohamed  ist  sein 
Prophet.  Das  Christenthum  prediget  Demuth  vor 
Gott.  Der  Katholik  ist  stolz  auf  die  Einheit  und 
Ewigkeit  seiner  Kirche,  der  Protestant  auf  die  Ver- 
nunftmäfsigkeit  oder'  Aechiheit  seines  Glaubens, 
Heiter  war  der  Kultus  der  Griechen,  gesellig  ist 
der  Kultus  der  Christen ,  ernst  und  einsam  der 
Kultus  der  Mohamedaner.  Keine  Religion  Stellt 
das  weibliche  Geschlecht  so  hoch,  als  die  christ- 
liche. ^*)  —  üebrigens,  so  wie,  auch  von  den  ir- 
rigsten Religionsmeinungen ,  nicht  das  Aeusserste 
für  die  Sittlichkeit  zu  fürchten  ist,  da  ihnen  in  so 
fern  die  Stimme  des  Gewissens  widerspricht,  so 
kann  auf  der  anderen  Seite  auch  eine  würdigere 


3o)  Die  Grieclien  scheinen  <3ie  Ansicliten,  *dre  sie  von 
ihren  Nalionalreligionen  gehabt  hatten,  in  späteren  Zeilen  auf 
das  Christenthum  übertragen  zu  haben. 

3i)  De  Vinßuence  du  Christianisme  sur  la  condition 
des  femines.    Par  G r  e ^o ir  e.    Pat\  48 a^-  3. 
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Jleligiouslehre  und  die  würdigste  vielleicht  am  mei- 
sten zu  der  Verirrung  Veranlassung  geben,  dafs 
der  Mensch  die  Forderungen  überspannt,  die  er 
an  sich  und  an  Andere  macht,  oder  dafs  er  die 
Schranken  überspringt,  die  seinen  Einsichten  oder 
seinem  Rechte  oder  seiner  Tugend  gesetzt  sind. 
Daher  ist  bemerkt  worden,  dafs  der  Vorwurf  der 
Unduldsamkeit  vorzugsweise  die  Bekenner  einer 
monotheistischen  Religion  treffe,  dafs  Religions- 
parlheyen ,  je  unbedeutender  die  unter  ihnen  ob- 
waltende Meinungsverschiedenheit  war,  desto  hef- 
tiger einander  verfolgten, '*^)  dafs  in  Religions- 
streitigkeiten fast  immer  die  strengere  Meinung 
die  Oberhand  gewann,  dafs  das  Mönchsthum  be- 
sonders in  den  monotheistischen  Religionen  ein^ 
heimisch  sey.  ^^) 

Wie  die  sittliche  so  steht  auch  die  wissenschaft- 
liche Bildung  einer  jeden  Nation  unter  dem  Ein- 
flüsse oder  unter  der  Herrschaft  der  Religion,  zu 
welcher  sich  die  Nation  bekennt.  —  üeberall  ist 
das  Wissen  vom  Glauben  ausgegangen,  wie  das 
Wissen  in  seiner  Vollendung  zum  Glauben  zu- 
rückführt, üeberall  verdankten  die  Menschen  die 
ersten  Lichtstrahlen  der  Wissenschaft  einem  Prie- 
sterstande, einem  Stande,  welcher  sich  die  Erfor- 
schung göttlicher  Dinge  zum  Berufe  machte,  üeber- 
all war  die  Religionslehre  die  älteste  Wissenschaft; 
und  es  umfafste  die  Religions-  oder  Priesterlehre 
das  gesammte  Gebieth  der  menschlichen  Erkennt- 
nifs,  d.  i.  alle  dieResultate,  zu  welchen  die  einsichts- 


32)  Es  gab  eine  Zeit ,  da  die  Lutheraner  und  die  Refor- 
Kjirten  leidenschaftlicher  gegen  einander ,  als  gegen  die  katho- 
lische Kirche,  gesiinamt  waren. 

33)  Vgl.  Hume  in  der  Anra.  2.  a.  Sehr, 
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vollsten  Männer  der  Nation  in  diesem  Gebielbe  ge- 
langt waren.  So  wie  die  Religionslehre  ihrem  Wesen 
nach  ein  Versnch  war,  die  Aufgaben  der  Melaph}sik 
zu  lösen ,  so  führte  sie  auch  zuerst  zu  einer  sorg- 
faltigeren Beobachtung  der  Natur  und  ihrer  Gesetze. 
Die  Priester  mufsten  den  Lauf  der  Himmelskörper 
beobachten,  damit  sie  die  Feste  ordnen,  die  Er- 
scheinungen am  Himmel  vorhersagen  und  deuten 
könnten,   die  Krankheilen   und  deren    Heilmittel, 
damit   die  Hülfe,  welche   die   Menschen   von   den 
Göllern  zu  erhalten  hofften,  desto  wirksamer  wäre. 
Auch  die   Rechtswissenschaft  war  ein  Bestandtheil 
der  ältesten  Reh'gionslehren.  Denn  einerseits  beugt 
sich  der  Naturmensch  nur  unter  eine  Gewalt,  welche 
im    Namen    übermenschlicher  Wesen  geübt   wird, 
da  es  ihm  eben  so  begreiflich  ist,  dafs  er  diesen 
Wesen ,  als  unbegreiflich ,  dafs  er  Menschen  gehor- 
chen  müsse,   und   andeierseits   bedarf  die  Scheu 
vor  den  Göttern  in  dem  Kindesalter  der  Nationen 
eines  Prieslerrechts,  welches  ihr  durch  seine  Wohl- 
thaten  oder   durch    seine  Schrecknisse  zur   Stütze 
diene.    Alles  dieses  bestätiget  die  Geschichte  durch 
eine  Menge  einzelner  Thatsachen.     Die  Nationen, 
weichein   der   Geschichte  Asiens,    dieses  ürsitzes 
der  Kultur,  zuerst  hervortraten,  z.  B»  die  Nationen, 
welche  das  Assyrische,  das  Babylonische,  das  Me- 
dische  Reich    stifleten,    hatten   insgesammt    einen 
mächtigen    Priesteisland,    und    eine    ausgebildete 
Religionslehre,    eine    Religionslehre,    welche   die 
Wissenschaft    aller    göttlichen    und    menschlichen 
Dinge  war.    Desselben  Charakters  war  die  aitägyp- 
lische   Kullur,  vielleicht  Indischen   Ursprungs.  ^*) 

34)   Asiailc    Researches,  VIII,    4^4-   (On  the  Önigint  of 
the  Hkud':  PicUßi^n    By  P  ater  s  o  n.) 
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Aus  Aegypten  und  durch  Aegyptische  Priesterge- 
schlechter scheinen  sodann  die  Griechen  und  die 
ähesten  Völkerschaften  Italiens  den  ersten  Unter- 
richt in  den  Wissenschaften  erhalten  zu  haben.  ^^) 
Es  giebt  Völker,  bey  welchen  die  ursprüngliche 
Herrschaft  der  Religionslehre  über  die  übrigen 
Wissenschaften  niemals  erschüttert  worden  ist. 
Bey  andern  hörte  zwar  mit  der  Zeit  diese  Herr-* 
Schaft  auf.  Aber  der  Unterschied  war  nur  der, 
dafs  die  Religionslehre  nun  auf  eine  andere  Weise 
und  weniger  bemerkbar  auf  die  Bearbeitung  der 
übrigen  Wissenschaften  einwirkte.  Die  Grundlage, 
aqf  welcher  die  wissenschaftliche  Kultur  der  Euro- 
päer ruht,  ist  auch  jetzt  noch  das  Christenthum. 
Durch  das  Christenthum  wurde  die  Kultur  der 
Völker  Deutschen  Ursprungs  zuerst  mit  der  Kultur 
des  Orientes  und  mit  der  Kultur  der  Griechen 
und  der  Römer  in  eine  unmittelbare  Verbindung 
gesetzt.  Wenn  dieser  geistige  Verkehr  noch  jetzt 
fortdauert,   wenn  die  Kultur  der  heutigen  Euro- 


35)  Wie  die  Gestalt  und  Bescliaffenhelt  der  Erdober- 
fläche,  die  Versteinerungen  u.  s.  w,  über  die  Urgeschichte 
der  Erde  ein  (wenn  auch  für  uns  noch  schwaches)  Licht 
werfen,  so  sind  die  Sprachen ,  die  Religionen,  die  Sagen, 
die  W^issenschaften  und  die  Rechte  der  Nationen,  die  Ur- 
kunden der  vorgeschichtlichen  Zeiten  des  Menschengeschlechts. 
Aber  wie  viel  ist  für  die  Anthropogonie  noch  zu  thun  übrig! 
Kaum  die  ersten  Schritte  sind  gethan!  Schon  die  älteren 
Geschichtsforscher  kannten  und  beachteten  das  Bedürfnifs 
dieser  Erforscbnng  der  ältesten  Geschichte  der  Menschheil, 
indem  sie  aus  den  Mosaischen  Urkunden  eine  Genealogie  der 
Nationen  abzuleiten  versuchten.  Allerdings  verloren  sre  sich 
in  Dichtungen  und  Träume.  Aber  vielleicht  würde  die  Ur- 
geschichte der  Menschheit  sqhon  weiter  fortgerückt  sejn , 
i^'ea,n  dicSiC  Dichtungen   und  Träums'^kühner  gewesen  wären. 
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päischen  Völker  aus  den  verschiedeaartigslen  Be- 
standtheileii  zusammenegsetzt^^)  und  eben  deswegen 
desto  vielseitiger  ist,  wenn  die  Literatur  dieser 
Völker  an  der  Griechischen  und  der  Römischen 
einen  Mafsstab  der  Vollkommenheit  und  einen 
Leitstern  hat,  so  ist  alles  dieses  das  Werk  des 
Christen  th  um  es.  Und  eben  so  hatten  die  Begeben- 
heiten, welche  in  den  Kulturzustand  der  Völker 
des  heutigen  Europa  nach  deren  Bekehrung  zum 
Christenlhume  am  tiefsten  eingegriffen  haben, — 
die  Entstehung  des  Pabstthumes,  die  Kreutzzüge, 
die  Reformation  und  in  einem  gewissen  Grade 
selbst  die  Stiftung  Europäischer  Kolonieen  in  an- 
dern Theilen  der  Erde,  —  ihren  Grund  in  dem 
Glauben  und  in  den  kirchlichen  Einrichtungen  je- 
ner Völker.    Wer  die  Verdienste  des  Christenthu- 


36)  Nur  eiji  Beyspiel!  Das  Staatsrecht  der  Einherr- 
schaft, die  ganze  Reihe  von  Vorstellungen,  welche  mit  der 
Idee  des  Königthumes,  als  eines  ,  unbedingten  Herrscher- 
rechts, zusammenhängt,  war  den  Deutschen  ursprünglich 
unbekannt.  Die  königliche  Gewalt  scheint  ihnen  ursprüng- 
lich nur  ein  Bannrecht,  d.  i.  nur  das  Recht  gewesen  zu  seyn, 
bey  einer  gewissen  Strafe  gewisse  Handlungon  zu  gebiethen, 
oder  zu  verbiethen.  (  In  quantum  Germani  regnanfur,  sagt  Ta- 
citus  Annal.'KlW,  5^.^  Die  Ansicht,  dafs  das  Königthum  ein 
unbedingtes  Herrscherrecht  sej,  wurde  bey  den  Deutschen 
erst  durch  das  Christenthnm  verbreitet.  In  diesem  aber  war 
sie  orientalischen  Ursprungs.  Vgl.  das  Capitul.  Caroli 
M.  de  ao.  8o2.  c.  2.  6.  Baluz.  I,  363.  (Die  Stelle  handelt 
von  dem  Eide,  welchen  Karl  derGrofse  von  den  Völkern  sei- 
nes Reiches  forderte ,  nachdem  er  zum  Römischen  Kaiser  ge- 
krönt worden  war.)  Diener  comment.  de  origine  et  pro- 
gressu  leguni  jariumque  German.  Vol.  I.  P.  II.  Lib.  I.  Cop.I, 
Sect.  I.  Bemerkenswert!!  ist,  dafs  jeiic  Ansicht  mehr  in  dem 
südlichen  als.  in  dem  nördlichen  Europa  Eingang  gefunden  zi 
haben  scheint. 
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mes  um  den  heutigen  Stand  der  Wissenschaften 
iß  Europa  verkennt,  ist  denen  zu  vergleichen, 
welche  in  dem  Wahne  sind,  dafs  sie  selbstsländig 
handeln,  weil  sie  nicht  merken,  dafs  sie  geleilet 
werden. 

Aehnliche  Betrachtungen  lassen  sich  über  den 
Einflufs  der  Religionen  auf  das  physische  Leben 
und  Wohlseyn  und  auf  den  Wohlstand  der  JNa- 
tionen  anstellen.  —  Es  giebt  Reiigicnen,  deren 
Vorschriften  zugleich  die  gesammteu  physischen 
und  wirthschaftlichen  Interessen  der  Mcnschrn 
umfassen.  In  diese  Klasse  gehören  z.  B.  die  Reli- 
gionen, welchen  die  Spaltung  der  Nation  in  Kaslen 
zum  Grunde  liegt.  ^')  Es  giebt  andere,  welche  nur 
durch  einzelne  Vorschriften  auf  die  Erhaltung  oder 
auf  den  Gesundheitszustand  oder  auf  den  Wohlstand 
der  Nation  Bedacht  nehmen,  einzelnen  besonders 
dringenden  Bedürfnissen  abhelfend,  welchen  der 
Staat  überhaupt  oder  den  obwaltenden  Umständen 
nach  nicht  abzuhelfen  vermag.  Wenn  z.  ß.  l)ey 
einigen  Amerikanischen  Slcämmen  der  Mann  nach 
der  Niedeikunft  der  Frau  eine  Zeitlang  sein  Lager 
nicht  verlassen  darf,  oder  wenn  so  viele  Religionen 
einen  ünferschied  zwischen  reinen  und  unreinen 
Thieren  machen,  oder  wenn  das  Römische  Prie- 
sterrecht gewisse  bey  der  Erbauung  einer  Stadt  zu 
beobachtende  Regeln  vorschrieb,  ^^)  die  Grenzen 


37)  In  diesen  Religionen  ist  die  Rangordnung  der  Ka- 
sten für  den  Nationalwolilstand  von  besondrer  Wichtigkeit. 
Nach  den  Gesetzen  Menu's  gehören  die  Ackersleule,  die 
Hirten  und  die  Kauneule  zu  der  dritten  der  vier  edleren 
Kasten.  Institutes  of  -Hindu  Law  or  the  Ordinances  of  Menü, 
etc.  Bf  W.   J oji  es.^( Lond.  i'jgO.  S.)   cliap.  i. 

38)  Vitruv.  I,  4«  Diese  Regeln  enthalten  in  der  That 
eine  Raupolucj,  ' 
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der  Felder  unter  den  Schutz  eines  Gottes,  des Deus 
Terminus,  stellte,  oder  wenn  auf  mehreren  Inseln 
der  Südsee  gewisse  Sachen  unter  einem  Gottesfrie- 
den (Tahbu)  stehn  oder  unter  einen  Gottesfrieden 
gestellt  werden  können, ^^)  so  ist  es  nicht  zu  ver- 
kennen, dafs  diese  Vorschriften  einen  polizeylichen 
Zweck  haben.  —  Ueberdiefs  aber  steht  ein  jeder 
öffentliche  Kultus,  zugleich  oder  wenigstens  in 
einer  mittelbaren  Beziehung  auf  jene  Interes- 
sen; z.  B.  durch  seine  Zeichensprache,  durch  seine 
Fest- und  Fasttage,  durch  den  Aufwand,  den  er 
verursacht.  So  ist  in  dem  Gefolge  des  Christen- 
thumes  der  Frucht-  und  Weinbau;  denn  Brod  und 
Wein  sind  die  Symbole  der  Vereinigung  der  Chri- 
sten ^unter  sich  und  mit  Christo.  So  veranlafste 
dieselbe  Religion,  indem  sie  an  gewissen  Tagen  und 
Orten  eine  grofse  Anzahl  Menschen  vereinigte,  dafs 
Jahrmärkte,  Messen  und  Dulte  entstanden.  ^^)  Eine 
Nation,  die  einen  sehr  kostbaren  Kultus  hat,  mufs 
entweder  in  Üeberflufs  oder  in  Knechtschaft 
seyn.  ^') 


39)  Bemerkungen  auf  einer  Reise  um  die  Weh  in  Jen 
J.  i8o3 — i8oy.  Von  G.  H.  von  La  ngsdorf  f.  i.  Bd.  Frkf. 
1812.  8.  S.  112.  ff'.  Jedoch  wird  von  dem  Talibu  noch  ein 
weit  umfassenderer  GebraucH  gemacht,  — —  Die  bekannteren 
Bejsplele,  die  von  den  Vorschriften  und  Anstalten  derkatholi- 
selien  Kirche  entlehnt  werden  können  ,  sind  absichtlich  über- 
gangen worden.  Hatte  diese  Kirche  bey  (^en  gebothencn  Fa- 
sten nicht  zugleich    einen    diätetischen  Zweck? 

40)  Daher  fallen  die  Messen  (^Missa)  fast  immer  auf  ein 
Fest  oder  unmittelbar  nach  einem  Feste.  Der  Name:  Dald 
oder  Dult,  kommt  daher,  dafs  an  einem  Orte,  wo,  und  an 
dem  Tage,  wenn  Ablafs  (Jndulgentiae)  zu  erhalten  war,  ein 
Markt  entstand. 

40  Vgl.  Ad.  Smilh's  Untersuchung  über  die  Natur  und 
die  Ursachen  des  Natioualreichthuraes.  V.  Bch.  lü.  Abth  II.  Absth 
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Die  Eigenschaften ,  durch  welche  sich  die  eine 
Rehgion  von  der  andern  unterscheiden  kann,  sind 
in  dem  Obigen  eine  jede  für  sich  in  Betrachtung 
gezogen  worden.  Jedoch  wurde  zugleich  ange- 
deutet, dafs  ein  innerer  Zusammenhang  zwischen 
diesen  verschiedenen  Eigenschaften  bestehe,  d.  i. 
dafs  eine  Religion,  welche  in  der  einen  Beziehung 
den  oder  den  bestimmten  Charakter  habe,  auch 
in  einer  andern  oder  in  den  übrigen  Beziehungen 
den  oder  den  bestimmten  Charakter  haben  müsse. 
Verfolgt  man  diese  Andeutung,  so  kann  man  die 
Religionen ,  eine  jode  ihrem  Gesammtcharakter 
oder  ihrem  Charakter  überhaupt  nach  betrach- 
tet, *^)  so  eintheilen:  Einige  Religionslehren  um- 
fassen das  gesammte  Gebieth  des  mensch- 
lichen Wissens  und  Denkens,  ihre  Vor- 
schriften beherrschen  die  gesammte  innere  und 
äufsere  Welt  des  Menschen;  ihre  Herrschaft  kennt 
keine  andere  Grenzen,  als  die  des  Möglichen,  (Man 
kann  diese  Religionen  die  panthei  stischen 
Dennen.)  Andere  walten  unmittelbar  nur  über  das 
Gebieth  des  Sittengesetzes;  sie  geben  der  Idee 
einer  moralischen  Weltordnung  durch  den  Glau- 
ben an  ein  Wesen,  dessen  Wille  heilig,  dessen  Werk 
die  Welt  ist,  Leben  und  gleichsam  Anschaulich- 
keit; sie  verwandeln  die  Gesetze  der  Pflicht  in  Ge- 
bothe  Gottes;  der  Kultus,  den  sie  von  dem  Men- 
sehen verlangen,  ist  die  Tugend  oder  ein  Tugend- 
mitlei.    (Mann  kai-n  eine  Religion  dieser  Art  eine 


42)  Man  kann  aiicli  sagen:  Ihrem  praktisclien  Charak- 
ter nach.  —  Man  hat  also  diese  Kinlhellung  nicht  mit  der 
obigen  in  vier  Klassen  zu  verwechseln.  Religionen,  die 
nach  dieser  Eintheiiung  zu  derselben  Klasse  gehören,  kön- 
nen nach  der  vorliegenden  unter  verschiedene  Klassen  zu 
bringen    seyn. 
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kosmopolitische  oder  eine  weltbürgerli- 
che Religion  nennen.)  Wieder  andere  Religionen 
feyern  die  physischen  Machte,  welche  über 
das  Schicksal  des  Menschen  gebiethen  oder  z.u  ge- 
biethen  scheinen;  sie  lehren ,  wie  der  Mensch  den 
Zorn  dieser  Mächte  zu  versöhnen,  die  Gunst  der- 
selben zu  gewinnen  habe;  sie  machen  den  Men- 
schen einen  Gottesdienst  zur  Pflicht  oder  zum 
Bedürfnifse!  (Man  kann  sie  politische  Religionen 
nennen.) 


ZWEYTES   HAÜPTSTÜCK. 

J^on  der  Religion,  als  einer  öffentlichen 
Angelegenheit, 


Die  Religion  ist  eine  öffentliche  Angele- 
genheit, wenn  sie  Kraft  einer  üebereinkunft  oder 
kraft  eines  Gebothes  der  Glaube  und  der  Kultus 
mehrerer  Menschen  —  z.  B.  die  Religion  einer 
Gesellschaft,  einer  Familie,  eines  Stammes,  eines 
Volkes  —  ist.  *^) 

Die  Religion  greift  in  die  gesellschaftlichen 
Verhältnisse  der  Menschen  so  mächtig  ein,  die  Idee 
der  Gottheit,  wie  auch  diese  Idee  in  dem  Menschen 
tagen  möge,  ist  mit  der  üeberzeugung  von  der 
Nothwendigkeit  eines  öffentlichen  Kultus  so  unzer- 
trennlich verbunden,  und  so  nahe  liegt  dem  Men- 

•  ^  ^ ^Uir  3.i{r. '.CrH    . 

43)  Also  — •  eine  Religion  kann  Mehrereji  gemein  seyn, 
oline  dafs  sie  deswegen  eine  Öffentliche  Religion  ist.  Eine 
Religion  kann  eine  öffentliche  sevn  ,  ohne  dafs  der  Kultus  ein 
gemeinschaftlicher  ist. 
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sehen  das  Bedürfnifs,  sich  sowohl  überhaupt  als 
in  Religionssachen  seinen  Mitmenschen  mitzuthei- 
len,  dafs  es  nicht  befremden  kann,  wenn  die  Re- 
ligion fast  überall  eine  öffentliche  Angelegenheit 
ist  u»'.d  von  jeher  eine  öffentliche  Angelegenheit 
der  Menschen  war.  Jedoch  ist  bey  der  Erklärung 
dieser  Thalsache  und  der  verschiedenen  Arten, 
wie  die  Religion  eine  öffentliche  Angelegenheit 
seyn  und  werden  kann,  zugleich  die  Verschie— 
deuheit  der  Religionen  in  Betrachtung  zu  ziehn. 
Diejenigen  Religionen,  welche  die  physischen 
Mächte,  von  deren  Herrschaft  das  Schicksal  der 
Menschen  abhängt  oder  abzuhängen  scheint,  ver- 
göttern, diejenigen  Religionen  also,  welche  die 
Idee  der  Gottheit  an  die  Allgewalt  der  Natur 
knüpfen,  stehen  in  einer  so  unmittelbaren  Bezie- 
hung auf  das  Interesie  des  Staates,  d.  i.  auf  das 
Bedürfnifs  der  Menschen  ,  ihre  gegenseitigen  Ver- 
hältnisse unter  den  Schutz  einer  öffentlichen  Macht 
zu  stellen,  dafs  sie,  Avenn  sie  nicht  auf  diese 
Verhältnisse  störend  einwirken  sollen,  durch  einen 
öffentlichen  Kultus  mit  dem  Interesse  des  Staates 
in  üebereinstimmung  zu  setzen,  diesem  Interesse 
dienstbar  zu  machen  sind.  So  einleuchtend  ist 
der  Werth  oder  so  dringend  ist  die  Nöthwendig- 
keit  dieser  Mafsregel,  dafs  die  Religionen  dieser 
Art  fast  nur  als  Staatsreligionen  in  der  Vergan- 
genheit und  ni  der  Gegenwart  vorkommen.  ^*) 
Es  giebt  kaum  eine  Verfassungsform  ,  kaum  eine 
Art  politischer   Einrichtungen    oder   Verhältnisse, 


44)  Nur  bey  ganz  ungebildeten  Völkerschaften  leidet 
diese  Regel  zuweilen  eine  Ausnahme.  Dann  benutzen  aber 
Gauckler  und  Zauberer  einen  Glauben  dieser  Art  zu  ihrem 
Piivatvortheile, 
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zu  deren  Vortheile  sie  nicht  benutzt  worden  wä- 
ren. Durch  sie  wurde  zuerst  der  Verein  unter 
den  Mitgh'edern  eines  und  desselben  Geschlechts, 
also  die  Grundlage  der  bürgerlichen  Gesellschaft, 
fester  und  bleibender  gemacht.  Ein  jedes  Ge- 
schlecht hatte  seinen  Privat-  oder  Hausgottesdienst; 
verwebt  mit  diesem  waren  alle  andere  Rechtsver- 
hältnisse unter  den  Mitgliedern  des  Geschlechts.^^) 
Aus  diesem  Gottesdienste  entwickelte  sich  dann 
von  selbst  ein  Stammes-  oder  Nationalgottesdienst. 
Das  Oberhaupt  des  Stammes  war  eben  deswegen, 
d.  i.  als  der  Vater  einer  grofsen  Familie,  zugleich 
der  oberste  oder  auch  der  alleinige  Priester  des 
Stammes.  Waren  die  Stammesgenossen  dem  Rechte 
nach  einander  gleich,  so  mufste  sich  ihnen  das 
Bedürfnifs  eines  gemeinschaftlichen  Gottesdienstes, 
als  eines  Mittelpunktes  der  Vereinigung  um  so  mehr 
aufdringen,  dieser  Gottesdienst  aber,  da  er  gewisse 
Satzungen  und  eine  Öffentliche  Verwaltung  forderte, 
die  Entstehung  einer  Priesterschaft  oder  eines  geist- 
lichen Adels  fast  unausbleiblich  herbeiführen. 
Hatte  der  Staatsverein  gleich  anfangs  oder  erhielt 
er  rnit  der  Zeit  eine  zusammengesetztere  Verfas- 
sung, so  hatten  oder  erhielten  auch  die  einzelnen 
ßestandtheile  desselben  ihre  besonderen  Schutz- 
götter, ihre  besondern  Feste.  *^)  Eben  so  brachte 
es  der  natürliche  Lauf  der  Dinge  mit  sich ,  dafs 
die  äusseren  Verhältnisse  des  Stammes  oder  der 
.Nation  unter  den  Schutz  einer  solchen  Religion 
gestellt  wurden.     Bündnisse  und  Friedensschlüsse 


45)  So  war- es  z.B.  bey  den  Römern,  bej  den  Deut- 
schen.    S.  oben  Bd.  III.  S.  248. 

46)  Einen   Kultus  dieser    Art  hatte  z.B.  der    Freystaal 
der  Alhenienser. 
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wurden  durch  Opfer  und  andere  gottesdienstliche 
Gebräuche  bekräftiget.  '*^)  Hatte  sich  die  Nation 
in  mehrere  von  einander  unabhängige  Stämme  ge- 
spahen,  so  vereinigten  sich  diese  an  einem  be- 
stimmten Tage  zur  Feyer  der  ihnen  gemeinschaft- 
lichen Nationalgottheit,  um  das  Andenken  an  die 
Einheit  ihrer  Abkunft  und  mit  ihm  den  unter 
ihnen  bestehenden  Natiönalbund  zu  erneuern.*^) 
Wie  hätte  man  für  den  äufseren  Frieden  eine  an- 
dere ßürgschoft  suchen  oder  finden  können,  als 
die,  welche  für  den  inneren  Frieden  Gewähr  lei- 
stete? 

Eine  Religion,  welche  in  ihren  Lehren  und 
Vorschriften  die  gesammte  innere  und  äufsereWelt 
des  Menschen  umfafst,  eine  Religion  also,  welche 
auch  über  den  Zustand  der  menschlichen  Gesell- 
schaft schlechthin  und  allein  gebiethet  oder  zu  ge- 
biethen  versucht,  ist  schon  ihrem  Wesen  nach  eine 
öffentliche  Religion.  Sie  ist  nicht  blos  eine  Stütze, 
sondern  sie  ist  das  Gesetz  des  Staates.  Sie  bedarf 
eines  öffentlichen  Kultus,  und  zwar  eines  recht  fey- 
erlichen  und  eindringlichen ,  da  sie  auch  das  heim- 
liche Leben  ihrer  Bekenner  in  einen  Kultus  zu  ver- 
wandeln beabsichtiget.  Sie  kann  überdiefs  nur  da 
Wurzel  schlagen  und  gedeihn,  wo  eine  Gottes- 
oder eine  Priesterherrschaft  mit  anerkanntem 
Rechte  besteht;  die  eine  und  die  andere  aber  ist 
ohne  einen  öffentlichen  Kultus  ein  Unding.  — 
Die  Religionen  dieser  Art,   z.B.  die  altägyptische, 


47)  S.  eine  besonders  interessante  Stelle  zur  Erläuterung 
dieses   Satzes  b.  Polyb.  VII,  9. 

48)  Foediis    Arophictyonum    —    Latinum  —   Semno- 
niim  ü,    Tac.   Gerinan.  c.  3,g. 
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die  peruanische,  scheinen  überall  das  Werk  einer 
Veränderung  gewesen  zu  sejn,  durch  weiche  ein 
Stamm  oder  eine  Nation  plötzlich  zu  einer  höheren 
Kulturstufe  emporgehoben  wurde«  Menschen,  die 
sich  noch  kaum  aus  dem  Zustande  der  Thierheit 
herausgearbeitet  hatten,  wurden  durch  einen  Fremd- 
ling oder  durch  einen  Stamm,  der  ihnen  an  Gei- 
stesbildung und  Kenntnissen  weit  überlegen  war, 
mit  den  Wohlthaten  der  Civilisation  plötzlich  be- 
kannt gemacht.  Damit  sie  nicht  in  den  Zustand 
der  Wildheit  zurückfielen,  aus  welchem  sie  gleich 
als  durch  ein  Wunder  herausgerissen  worden  wa- 
ren ,  damit  die  Wohlthäter  der  Nation  ihre  üeber— 
legeuheit  zum  Besten  der  Nation  und  zu  ihrem 
eigenen  auf  die  Dauer  behaupten  könnten,  wurde 
die  neue  Ordnung  der  Dinge  schlechthin  und  allein 
auf  die  Religion  gegründet.  X)iese  Vermulhung 
wird  nicht  nur  durch  einige  Yolkssagen,  z.  B.  durch 
die  Sage,  welche  sich  bey  den  Peruanern  von  der 
Entstehung  des  Reiches  der  Inkas  erhalten  hatte,*^) 
sondern  auch,  (wie  oft  die  Gegenwart  Aufschlüsse 
über  die  Vergangenheit  giebt,)  durch  die  Geschichte 
der  Missionen  bestätiget,  welche  von  den  Jesuiten 
und  von  andern  Mönchsorden  in  Südamerika  ge- 
stiftet wurden.  Diesen  Missionen  verdankten  die 
Indianer  den  ersten  Unterricht  in  der  Civilisation. 
Aber  sie  mufsten  die  Wohlthat  um  den  Preifs  eines 
unbedingten  Gehorsams  gegen  ihre  geistlichen  Vä- 
ter erkaufen. 

Aus  anderen  Gründen  führen  diejenigen  Reli- 
gionen zu  einem  öffentlichen   Kultus,  welche  van 


49)  Vgl.   Heyne   (in  s.   Opusc.  acaJ.)    über  den  Ür*» 
Sprung  der  Kasten. 

ZachariäReg.L&hre.  II.Bd.  1.  Ahth»  14 
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der  Idee  der  Gottheit,  als  eines  einigen  lebendigen 
und  schlechthin  vollkommenen  Wesens,  ausgehend, 
die  Stimme  des  Gewissens  durch  diese  Idee  hekräf- 
tigen.  Jedoch,  nur  was  den  Kultus  betrifft,  also 
nur  beziehungsweise  kann  diese  Klasse  mehrere 
Religionen  unter  sich  begreifen.  ^^)  Abgesehn  von 
dem  Kultus  giebt  es  nur  eine  Religion  dieser  Art, 
-wie  es  nur  einen  Gott  und  nur  eine  taugend 
^iebt;  giebt  es  nur  eine  Religion,  welcher  der 
Name  und  die  Würde  der  wahren  Religion  schlecht- 
hin zu  kommt.  Auch  die  Geschichte  kennt  nur 
eine  Religion  dieser  Art,  und  diese  ist  die  christ- 
liche. (Eine  jede  Religion  stellt  den  Menschen 
höher,  als  er  steht.  Die  christliche  Religion  stellt 
de»  Menschen  am  höchsten.  Darum  ist  sie  die 
wahre  Religion.) 

So  verschieden  auch  die  Ansichten  und  Mei- 
nungen sind,  welche  unter  den  Christen  theils  über 
einzelne  Glaubenslehren  theils  über  das  Verhällnifs 
der  Glaubens-  zur  Sittenlehre,  theils  über  die  Art, 
^ie  Gott  äusserlich  zu  verehren  sey,  herrschen,  in 
den  Grundwahrheiten  der  Religion,  in  den  Wahr- 
heiten, in  welchen  das  VVesen  der  wahren  Religion 
besteht,  stimmen  alle  Bekenner  des  Christenthumes 
unter  einander  überein.  ^*)  Und  nur  das  Chri- 
stenthum  enthält  diese  Grundwahrheiten  ohne  ir- 
gend einen  Zusatz,  welcher  ihre  Allgemeingültig- 
keit wesentlich  beschränkte.  Zwar  auch  Moses, 
auch  Mohammed  verkündigten  oder  bekräftigten 


5o)  Vgl.  Lessings  Erzieliuug  des MenscKengeschlechts. 

5i)  Man  sollte  sich  der  Ausdrücke:  Katholische,  Luthe- 
rische, Reformirte_  Religion  gänzlich  enthalleu.  Es  giebt  nur 
eine  katholische  Dogmatik,  einen   katholischen  Kullusu.  s.  w. 
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die  Lehre  von  einem  einigen  Gotle.  Aber  weder 
dem  einen  noch  dem  andern  ist  dieser  einige  Gott 
der  Vater  aller  Menschen.  Die  Gesetze,  welche 
der  erslere  dem  Volke  Israel  gab,  sind  atisschliefs- 
Jich,  die  Vorschriften  des  Korans  sind  wenigstens 
zu  einem  grofsen  Tbeile  oder  ihrem  Endzwecke 
nach  politischer  Art.  Diefs  zur  Rechtfertigung, 
wenn  die  Untersuchung,  welche  überhaupt  den  Weg 
der  Geschichte  eingeschlagen  hat,  in  dem  folgen- 
den nur  in  Beziehung  auf  das  Christenthum  ge- 
führt wird. 

In    dem   Wesen  des   Christenthumes   liegt  die 
Idee  der  Kirche,  die  Idee  der  Einheit  der  Gläu- 

hioen  unter  allen  Völkern  und  in  allen  Theilen  der 

o 

Erde,  auch  derer,  welche  schon  vor  Gott  stehn.^^) 
Diese  Idee  liegt  in  dem  Wesen  des  Christenthumes; 
denn  sie  spricht  nur  das  Verhältnifs  aus,  in  wel- 
chem die  Menschen,  wenn  sie  das  sind,  was  sie 
nach  den  Vorschriflen  des  Christenthumes  seyn 
sollen,  theils  zu  Gott  theils  unter  sich  stehn.  Sie 
ist  eine  dem  Christenthume  eigenthümliche  Idee;  ^^) 
aus  demselben  Grunde,  aus  welchem  unter  allen 
positiven  Religionen  nur  die  christliche  auf  die 
Eigenschaft  der  wahren  Religion  Anspruch  machen 
kann.  ^^)  —   Zu  Folge  dieser  Idee  bilden  also  alle 


52)  Ecclesia,  sagt  Augustinus,  est  populus  ficlelium 
per  Universum  orbem  dispersus.  Catechism.  Rom.  P,  /. 
Caj).  X. 

53)  Weder  die  Griechische  noch  die  Lateinische  Spra- 
che hatte  ein  Wort  zur  Bezeichnung  dieses  B'grifFs.  Die 
Christen  verbanden  mit  dem  Worte:  Ecclesia,  wie  mit  so 
vielen  andern  Worten  jener  Sprachen,  eine  neue  Bedeu- 
tung. (Das  Wort:  Kirche,  scheint  ein  ahdeutsches  Wort 
zu  seyn.     S.  Eccard.  ad  l.  Ripuar.  XXX,  2.) 

.     14* 
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Glaubige,  d.  i.  alle  wahre  Gottes  verehren,  als  sol- 
che, einen  grofsen  Verein,  das  V^olk  Gottes;  denn 
sie  huldigen  und  gehorchen  in  dieser  ihrer  Eigen- 
schaft einem  und  demselben  Herrn,  dem  einigen 
Gotte;  sie  sind,  wenn  und  weil  sie  Gott  im  Geiste 
und  in  der  Wahrheit  anbeten,  desselben  Glaubens, 
derselben  Gesinnung.  Sie  sind  nicht  Knechte,  son- 
dern sie  sind  Bürger  in  diesem  Reiche  Gottes; 
denn  sie  haben  als  die  von  dem  Joche  der  Sünde 
Erlöfsten  eine  Würde,  als  die  Kinder  Gottes,  wo 
nicht  Rechtsansprüche,  doch  gerechte  Erwartun- 
gen. Unter  ihnen  giebt  es  keinen  andern  Unter- 
schied ,  als  den ,  welchen  die  gröfsere  oder  die  ge- 
ringere Stärke  des  Glaubens  oder  die  Verschieden- 
heit der  Fortschritte  in  dem  Werke  der  Heiligung 
unter  ihnen  begründen  kann.  Da  alle  wahre  Got- 
tesverehrer kraft  dieser  ihrer  Eigenschaft  Mitglieder 
der  Kirche  sind,  da  es  die  Pflicht  des  Menschen 
und  die  Bedingung  seines  Seelenheiles  ist,  dafs  er 
Gott  im  Geiste  und  in  der  Wahrheit  anbete,  so  ist 
diese  Kirche  allein  die  wahre  Kirche  zu  nennen, 
so  liegt  einem  jeden  Menschen  die  Pflicht  ob,  in 
die  Gemeinschaft  dieser  Kirche  zu  treten,  so  ist 
aufserhalb  dieser  Kirche  kein  Heil  zu  finden.  ^^) 

Jedoch,  wenn  auch  schon  die  Idee  einer  Kir- 
che, oder  der  Begriff  der  unsichtbaren  Kirche 
den  sittlichen  Werth  hat,  dafs  er  den  sittlichen 
Verhältnissen  der  Menschen  ein  Bild  unterlegt,  durch 
welches  diese  Verhältnisse  dem  Menschen  anschau- 


54)  I^er  Kirche  in  der  Idee  oder  der  unsiclitbaren 
Kirclie  kommen  also  die  Eigenscliaften  zu,  dafs  sie  eine 
einige,  die  wahre,  die  (de  jure)  allgemeine  oder  katholi- 
sche und  die  allein  seligmachende  Kirche  ist. 
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lieber  gemacht,   und  in   ihm  lebendiger  erbalten 
Averden,  die  Bekenner   des  Christentbumes  sollen 
noch    überdlefs    nach    dessen    Vorschriften    eine 
sichtbare  Kirche,  d.  i.  einen  äufseren  Verein  bil- 
den, dessen  Zweck  die  Verehrung  Gottes  ist.  Betrach- 
tet man  nun  diesen  Verein  in  Beziehung  auf  das 
Verhältnifs,  in   welchem   er    zu    der   unsichtbaren 
Kirche  stehen  kann  oder  soll ,  so  ist,  abgesehn  von 
den  Vorschriften  der  christlichen    Offenbahrung, 
ein  doppelter  Fall  möglich.     Entweder  kann  die 
sichtbare  Kirche  ein  Mittel  und  nur  ein  Mittel  seyn, 
die  Menschen  für  die  unsichtbare  Kirche,  d.  i.  zu 
wahren  Gottesverehrern,  zu  erziehn;  oder  sie  kann 
noch  überdiefs  die  unsichtbare  Kirche  selbst  dar- 
stellen   und   verwirklichen,   so    dafs  alsdann    der 
sichtbaren   Kirche  ganz  dieselben   Eigenschaften, 
wie  der  unsichtbaren,  zukommen,  wenn  auch  des- 
halb noch  nicht  ein  jedes   einzelne  Mitglied  einer 
solchen  sichtbaren  Kirche  zugleich  ein  Mitglied  der 
unsichtbaren,  d.  i.  zugleich  ein   wahrer  Gottesver- 
ehrer ist.  —  Ist  die  sichtbare  Kirche  eine  Erzie- 
hungsanstalt und  hat  sie  nur  diese  Eigenschaft,  so 
sind  die  Menschen  verpflichtet,  in  eine   sichtbare 
Kirche  zu  treten,  weil  sie  verpflichtet  sind,  von  allen 
den  Mitteln  Gebrauch  zu  machen,  welche  zur  Ver- 
edlung ihres  Charakters  nothwendig  oder  dienlich 
sind ,  eine  sichtbare  Kirche  aber  theils  in  so  fern, 
als  sie  überhaupt  die  Idee  der  unsichtbaren  Kirche 
gleichsam  versin nlichet,  theils  durch  die  besondern 
Mafsregeln  und  Einrichtungen,  durch  welche  sie  die 
religiöse  Erziehung  ihrer  Mitglieder   fördert  oder 
fördern  kann,  ein  Mittel  dieser  Art  ist  oder  werden 
kann.     Der  andere  Fall,  da  die  sichtbare  Kirche 
eine  und  dieselbe  Kirche   mit   der   unsichtbaren, 
(also  mit  dieser  identisch)  ist,  kann  nur  unter  der 
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Bedingung    ein    in  der  Erfahrung    gegebener  Fall 
seyn,  dafs  sich  die  sichtbare  Kirche  oder  dafs  sich 
diejenigen,  welche  über  sie  im  Namen  Gottes  ge- 
biethen,  auf  eine  von  Gott  unmittelbar,  d.  i.  durch 
ein  Wunder  erhahene  Beghuibigung  oder  Ermäch- 
tigung berufen  können.     Vorausgesetzt  aber,  dafs 
eine  sichtbare  Kirche  einen  Machtbrief  dieser  Art 
für  sich  hat,    so  kann  und  so   mufs  sie  an   einen 
jeden  Menschen  das  Ansinnen,  und  zwar  unbedingt, 
richten,  dafs  er  ihr  Ansehn  auch  äusserlich  aner- 
kenne. (Conipelle  inirare.)  —  So  wie  es,  nach  der 
Verschiedenheit  der  Zöglinge,   ihrer  Anlagen  und 
Bedürfnisse,  mehr  als  eine  Erziehungsanstalt  ge- 
ben kann  und  soll,  eben  so  kann  es,  wenn  man  das 
Verhältnifs  der  sichtbaren  Kirche  zur  unsichtbaren, 
auf  die  erslere  Weise  bestimmt,  mehr  als  eine  sicht- 
bare Kirche  geben,  ohne  dafs  eine  dieser  Kirchen 
auf  die  Eigenscliaft  dei'  allein  wahren  Kirclie  An- 
spruch machen  könnte.      Dagegen  kann  und  mufs 
sich  eine  sichtbare  Kirche,  welche  eine  Darstellung 
der   unsichtbaren    Kirche  zu  seyn   behauptet,   die 
Eigenschaft  der  wahren  Kirche  ausschliefslich  bey- 
legen.  —  Keine    sichtbare   Kirche,  sie   sey  von 
welcher  Art  sie  wolle,kann  ohne  Einheil  des  Glau- 
bens, also  ohne  ein  gewisses  Symbol,  entstehn  oder 
bestehn.     Aber  in  einer  sichlbaren  Kirche,  welche 
nur    eine    Erziehungsanstalt    für    die     unsichlbare 
Kirche   seyn   soll,  ist  das  Symbol  nur  ein  Mittel, 
ohne   welches   der  Zweck    der  Vereinigung  uner- 
reichbar seyn  würde.      Je  einfacher  überdiefs  das 
Symbol    einer    solchen    Kirche    ist,    desto   besser 
entspricht  es  seinem  Zwecke.     Auch  ist  das  Sym- 
bol   einer    solchen     Kirche    nicht    schon     seiuem 
Wesen  nach  unveränderlich.      Das  Gegentheil  von 
allen  diesem  mufs  das  Symbol  einer  Kirche  seyn, 
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welche   mit   der    unsichtbaren    identisch   ist  oder 
identisch  zu  seyn  behauptet.  ^^) 

In  dem  Geiste  des  Protestantismus  ist  die  sicht- 
bare Kirche  nur  eine  Erziehungsanstalt  für  die 
unsichtbare  Kirche.  Die  katholische  oder  Latei- 
nische Kirche  behauptet  daij^egen  eine  Darstellung 
der  unsichtbaren  Kirche  oder  mit  dieser  Kirche 
nur  eine  und  dieselbe  zu  seyn.  Der  Schlüssel  zu 
den  Rechtsansprüchen,  welche  diese  Kirche,  (und 
voraussetzungsweise  mit  gutem  Grunde)  auf  Allein- 
herrschaft macht,  ''^)  —  und  überhaupt  zu  der 
Verschiedenheit,  welche  zwischen  den  rechtlichen 
Ansichten  der  einen  und  denen  der  andern  Kirche 
eintritt,  wenn  auch  beyde  Kirchen  darüber  mit 
einander  einverstanden  sind,dafs  das  Christenthum, 
(auch  in  dieser  Beziehung  von  allen  andern  Reli- 
gionen verschieden,)  nicht  eine  pohtische  Religion 
und  das  Reich  Christi  nicht  von  dieser  Welt  sey, 
dafs  mithin  weltliche  Angelegenheiten  aufserhalb 
des  Gebielhes  der  Kirche  liegen. 


55)  Vgl.  die  Deduktion  der  Kirclie  in  K  an  t's  Schrift: 
Die  Religion   innerhalb  der  Grenzen  der  Vernunft. 

56)  Vgl.  Ueber  die  alleinseligmachende  Kirche.  Von 
Carove.  Frkf.  I.  Abth.  1826.  II.  Ablh.  1827.  8.  (Schwer- 
lich mögte  die  katholische  Kirche  die  Grundsätze  anerken- 
nen, welche  der  Vf.,  ein  Katholik,  über  diese  Rechtsan- 
sprüche aufstellt.)  —  Dieselben  Ansprüche  macht  die  Grie- 
chische Kirche.  Ygl.  Considerations  siir  la  doctrine  et  Vesprit 
de  Ceglise  orthodoxe.  Pary4{ex.  de  Stoiirdza.  Stuttg.  1806. 
Sie  kämpft  mit  denselben  Waffen,  wie  die  lateinische  Kirche; 
da  ist  nicht  die  Regel  anwendbar:  Contra  negantem  prifi' 
cipia  jioii  est  dispiUandam  J 
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DRITTES   HAÜPTSTÜCK. 

yon  dem  Rechte  der  Menschen  in  Re- 
ligionssachen,^^) 


Religionsfreyheit  ist  die  rechtliche  Frejheit  des 
Menschen  überhaupt,  in  ihrer  Beziehung  auf 
Religionssachen.  Der  Mensch  hat  einen  An- 
spruch auf  Religionsfreyheit,  weil  er,  herechtiget, 
von  seinen  angebohrnen  und  erworbenen  Gütern 
einen  jeden  ihm  heliebigen,  wenn  nur  nicht  die 
rechtliche  Freyhcit  Anderer  beeinträchtigenden, 
Gebranch  zu  machen,  diese  Herrschaft  auch  nach 
Mafsgabe  und  in  dem  Interesse  seiner  religiösen 
Ueberzeugungen  auszuüben  berechtiget  ist. 

Wenn  nun  das  Recht  des  Menschen  in  Sachen 
des  Glaubens  und  des  Kultus  nur  eine  besondere 
Beziehung  ist,  in  welcher  die  rechtliche  Freyheit 
des  Menschen  betrachtet  werden  kann,  wie  kommt 
es,  dafs  gleichwohl  Reiigionssachen  der  Gegen- 
stand so  vieler  und  so  verschiedenartiger  Gesetze 


57)  Petrus  de  Marca  de  concordla  sacerdotii  et 
impßrii,  Meine  Schrift:  Die  Einheit  des  Staates  und  der 
Kirche.  Lpz.  1797.  8.  Meine  Schrift:  lieber  die  Evanp^c- 
Jische  Brüdergemeinde.  Lpz.  1798.  8.  Stephan!  über  die 
absolute  Einheit  der  Kirche  und  des  Staates.  Würzb.  1802.  8. 
HieropoHs.  Ein  Versuch  über  das  wechselseitige  Verhähnifs 
der  Kirche  und  des  Staates.  Von  Greiling.  Magdcb. 
180a.  8.  Philosophisches  Kirchenrecht.  Von  Krug.  Lpz. 
«826.8.  Von  Rotteck*s  Grundlinien  des  natürlichen  Kir- 
phenrcchts.  In  Pölijz's  Zeitschrift  für  die  Staatswiss, 
4S:»8.  Okt, 
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oder  Vertrage  von  jeher  gewesen  sind  und  noch 
jetzt  sind?  Das  ist  aus  denselben  Ursachen  zu  er- 
klären,  welche,  wie  in  dem  vorigen  Hauptstücke 
gezeigt  worden  ist,  die  Religion  zu  einer  öffent- 
lichen Angelegenheit  der  Menschen  machen.  In- 
dem die  Religion  zu  einer  öfFentlichen,  d.i.  mehreren 
Menschen  oder  einer  ganzen  Nation  gemeinsa- 
men Angelegenheit  wird,  wird  sie  zugleich  zu  einer 
rechtlichen  Angelegenheit,  wird  sie  überdiefs  zu 
einer  öfFentlichen  Macht,  also  zu  einer  Macht, 
welche  der  Macht  des  Staates  feindselig  entgegen 
treten  mufs,  wenn  sie  nicht  mit  ihr  in  Einklang 
steht.  Je  weiter  sich  das  Gebieth  einer  öffentli- 
chen Religion  erstreckt,  z.  B.  je  vollständiger  ihre 
Glaubenslehre  ist,  desto  mehr  verfällt  sie  unter 
die  Herrschaft  des    Rechts. 

Man  kann  über  das  Recht  der  Menschen  in  Religi- 
onsaehen  (möglicherweise)  z  w  ey  Systeme  aufslellen. 

Das  eine  ist  das  System  des  Religionszwan- 
ges. Jedoch  läfst  dieses  System  wieder  eine  dop- 
pelle Deutung  zu. —  Man  kann  ihm  fürs  erste 
den  Sinn  unterlegen,  dafs  die  Menschen  in  Re- 
ligionssachen einer  äufseren  Gewalt  unterworfen 
seyn  sollen.  In  diesem  Sinne  genommen  ge- 
Lielhet  also  das  vorliegende  System,  den  Men- 
schen das  Bekenntnifs  eines  gewissen  Glaubens 
und  die  Feyer  eines  gewissen  Gottesdienstes  als 
eine  Rech  tspflicht  aufzuerlegen,  mithin  auch  ge- 
gen diejenigen,  welche  dieser  Rechlspflicht  nicht 
Genüge  leisten,  Strafen  und  andere  Rechtsnach- 
theile  zu  verhängen,  mit  einem  Worte,  die  Re- 
ligionsfreyheit  der  Menschen  in  dem  Grade  zu 
beschränken  oder  aufzuheben,  in  welchem  sie 
nur  nach  Naturgesetzen  beschränkt  und  aufgeho- 
ben werden  kann«     Es  läfst    sich   dieses  Geboth 
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nur  unter  der  Voraussetzung  rechlferllgen  ,  dafs 
die  äussere  Gewalt,  welchen  die  Menschen  in  Reli- 
gionssachen unterworfen  seyn  sollen,  entweder  von 
Gott  unmittelbar  oder  von  denen  ausgeübt  wird, 
welche  sich  auf  einen  von  Gott  nnnnittelbar  erhal- 
tenen Machlbrief  berufen  können.  Denn  es  kann 
jenes  Geboth  nur  auf  den  Grund  gebaut  werden, 
dafs  der  Mensch  nur  in  Beziehung  auf  die  und  die 
bestimmte  Religion  von  seiner  rechtlichen  Freyheit 
Gebrauch  oder  auf  Religionsfreyheit  Anspruch  zu 
macheu  belügt  sej.  Es  ist  daher  das  System  des 
Religionszwanges  nach  dieser  ersteren  Deutung  das- 
jenige System,  welches  der  Theokratie  und  der 
Priesterherrschaft  zum  Grunde  liegt  und  nur 
mittelst  einer  Theokratie  oder  einer  Priesterherr- 
schaft in  der  Erfahrung  dargestellt  werden  kann. 
(Unter  Priestern  werden  hier  solche  Religionsdiener 
verstanden,  welche  kraft  eigenen  Rechts,  d.  i.  kraft 
einer  von  Gott  unmittelbar  erhaltenen  Bestellung 
s.  zur  Ausübung  einer  äusseren  Gewalt  in  Religions- 

sachen ermächtiget  sind.)  Hieraus  ergiebt  sich  zu- 
gleich, wie  und  warum  in  der  Theokratie  und  in 
der  Priesterherrschaft  die  Staatsijewalt  gleichsam 
untergehen  müsse.  Dieselben  Menschen  können 
nicht  mehr  als  einer  äufseren  Gewalt  unterworfen 
seyn.  Gebiethet  Gott  oder  gebiethen  Stellvertreter 
der  Gottheit  über  die  Menschen,  so  kann  neben 
dieser  Gewalt  eine  xitidere,  wenn  überhaupt,  nur  als 
eine  von  ihr  abgeleitete  und  ihr  untergeordnete 
bestehn.  Nach  der  and  er  n  Deutung  ges  ta  ttet 
das  vorliegende  System  nur,  die  Menschen  in  Reli- 
gionssachen einer  äufseren  Gewalt  zu  unterwerfen; 
d.i.  es  gestattet  nach  dieser  Deutung  nur,  die 
Staatsgewalt  auch  auf  Religionssachen  und  zwar 
unter  der  Bedingung  auszudehnen,  dafs  der  Staat, 
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den  in  der  Erfahrung  eintretenden  Umständen  und 
Verhältnissen  nach,  nicht  ohne  diese  Ausdehnung 
seiner  Gewalt  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern  sliften 
und  erhalten  oder  seine  Selbstaländigkeit  gegen 
äussere  Feinde  behaupten  kann.  Da  wird  also  zu- 
gegeben, dal's  es  an  sich  widerrechtlich  sey,  die 
Menschen  in  Relisfionssachen  einer  äufseren  Gewalt 
zu  unterwerfen;  nur  die  Fälle  einer  erweislichen 
Noth  werden  von  dieser  Regel  ausgenommen.  Aller- 
dmgs  darf  i\ev  Staat  nach  dieser  Ansiclit,  je  nach- 
dem sich  die  Umstände  und  Verhältnisse  stellen, 
selbst  das  Aeusserste  im  Religionszwange  versuchen. 
Aber  eben  so  darf  und  soll  nach  dieser  Ansicht  die 
Beschränkung  der  Religlonsfreyheit,  nach  Beschaf- 
fenheit der  Umstände,  ihre  Grade  haben.  Nach 
derselben  Ansicht  steht  es  in  dem  Ermessen  des 
Staates,  ob  er  seine  Gewalt  in  Religionssachen  durch 
die  Diener  der  Staatsreligion,  oder  durch  andere 
Beamte  ausüben  will.  Wählt  er  die  Diener  der 
Staatsreligion  zu  seilen  Beamten  in  Religionssa- 
chen, so  kann  man  allerdings  auch  diese  zur  Aus- 
übung einer  äusseren  Gewalt  in  Religionssachen 
erniächtigten  Religionsdiener  mit  dem  Namen:  Prie- 
ster, bezeichnen.  Nur  übersehe  man  nicht,  dafs 
alsdann  dieses  Wort  in  einem  andern  Sinne,  als  in 
dem  oben  bestimmten,  gebraucht  wird.  ^^)  — -  Man 
kann  den  Unterschied  zwischen  der  einen  und  der 
andern  Deulung,  welche  dem  Systeme  des  Reli- 
gionszwanges gegeben  werden  kann ,  auch  so  aus- 


58)  In  dem  folgenden  werden  jeHocli,  «tamit  nicKt  eine 
'Verwechst^lnnf^  l»pv(lr;r  BegrifiPe  veraii!afj>t  werde,  nur  die 
Religionsdif  ner,  welclie  ex  mandato  dei  zur  Ausübung  einer 
äufseren  Gewalt  in  Religionssaclien  berecliiiget  sind,  Prie- 
ster genannt  weiden. 
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drücken:  Die  erstere  Ansicht  verwandelt  die  Ange- 
legenheiten des  Staates  in  Reh'gionssachen,  die 
letztere  die  Angelegenheiten  der  Reh'gion  in  Staats- 
sachen. 

Das  andere  System  ist  das  System  der  Reli- 
gtonsfreyheit.  ^^)  Nach  diesem  Systeme  sind  den 
Menschen  in  Religionssachen  keine  andern  recht- 
lichen Schranken  gesetzt  und  zu  setzen,  als  die, 
welche  für  die  äussere  Freyheit  der  Menschen  über- 
haupt bestehn  und  hestehn  sollen.  Es  verbleibt 
also  nach  diesem  Systeme  einem  Jeden  auch  im 
Staate  das  Recht,  in  Religionssachen  seiner  eigenen 
üeberzeugung  zu  folgen,  sich  mit  Andern  zu  einem 
gemeinschaftlichen  Kultus  zu  vereinigen  oder  nicht 
zu  vereinigen.  Nach  demselben  Systeme  hat  der 
Glaube,  zu  welchem  sich  die  Unterthanen  eines 
Staates  bekennen,  aut  ihre  hnr^^erl  eben  und  poli- 
tischen Rechte  überall  keinen  Einflufs.  Ein  Reli- 
gionsverein kann  in  den)  Geiste  dieses  Systems  nur 
nach  den  Grundsätzen  des  Gesellschaftsrechts 
bestehn  und  beurlheilt  werden.  —  Jedoch  dieser 
letztere  Satz  bedarf  einer  weiteren  Ausführung. 

Betrachtet  man  Religionsvereine  oder  kirchli- 
che Gesellschaften  aus  dem  Standpunkte  der  Reli- 
gion, so  kann  es  zwei  Arten  solcher  Vereine  oder 
Gesellschaften  geben. ^°)  Die  einen  lassen  dieGe- 


59)  Religions  duldung  ist  eine  Vergünstif^ung  ,  Reli- 
gionsfrei I1  e  it  ein  Recht.  Nicht  blos  jene  (das  Minui') 
sondern  diese  (das  Majus)  wird  von  dem  vorliegenden 
Systeme  in    Ansprucii   genommen. 

60)  Man  verwechsle  nicht  Religions-  und  Ge- 
wi s  s  e  n  s  fievheit  mit  einander.*^  Jene  ist  eine  Art  oder 
Bexiehung  der  äufsereu  Freiheit,  diese  ist  eine  Art  der 
inneren  Frejlieil. 
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wissen  der  Menschen  frei,  von  dem  Grnndsalze 
ausgehend,  dafs  ein  jeder  Mensch  in  Reh'gionssa- 
chen  nur  seiner  eigenen  üeberzeugung  folgen  darf 
und  soll;  die  andern  unterwerfen  die  Gewissen 
einer  geistlichen  Gewalt,  von  dem  Grund- 
satze ausgehend,  dafs  in  Religionssachen  die  Un- 
mündigen den  Mündigen,  die  Laien  den  von  Gott 
verordneten  Lehrern  und  Dienern  der  Religion,  Ge- 
horsam zu  leisten  verbunden  sind.  Und,  wie  die 
Geschichte  der  christlichen  Kirche  lehrt,  bestehen 
in  der  Erfahrung  sowohl  Religionsvereine  der  einen 
Art,  als  Religionsvereine  der  andern  Art.  Nach 
den  Grundsätzen  des  Protestantismus  soll  eine  jede 
christliche  Religionsgesellschaft  im  Verein  der  er- 
stem Art  seyn  ;  die  Lateinische  und  dieGriechische 
Kirche  sind  Religionsgesellschaften  der  letzteren 
Art.  —  Anlangend  die  Religionsgesellschaften  der 
erstem  Art,  so  stimmt  der  Grundsatz  der  Ge- 
wissensfreyheit  in  seinen  Resultaten  mit  dem  der 
Religionsfreyheit  schechthin  überein;  was  dieser 
in  dem  Interesse  des  Rechts  fordert,  fordert  jener 
in  dem  Interesse  der  Religion  und  der  Sittlichkeit. 
Wie  es  der  Grundsatz  der  Religionsfreyheit  in  die 
Willkühr  der  Menschen  stellt,  ob  sie  in  eine  kirch- 
liche Gesellschaft  treten  oder  welcher  kirchlichen 
Gesellschaft  sie  beytreten  oder  wie  lange  sie  in  ei- 
ner solchen  Gesellschaft,  nachdem  sie  ihr  beyge- 
treten  sind,  beharren  wollen,  so  stellt  der  Grund- 
satz der  Gewissensfreyheit  alles  dieses  dem  Gewis- 
sen ^ines  jeden  einzelnen  Menschen  anheim.  Nach 
dem  einen  und  nach  dem  andern  Grundsatze  kön- 
nen und  sollen  alle  die  Einrichtungen  und  Mafs- 
regeln,  welche  durch  den  Zweck  der  Gesellschaft 
nothwendig  gemacht  oder  empfohlen  werden,  nur 
von  der  Gesellschaft  selbst  ausgehen,  nur  Vertrags- 
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weise,  d.i.  nur  durch  einen  einstimmigen  Beschlufs 
der  Ge.sellsrliaftsglieder,  (wenn  sich  anders  diese 
nicht  der  Mehrlieit  der  Stimmen  ausdrückHch 
unterworfen  haben,)  gelroften  werden.  Nachdem 
einen  und  nach  dem  andern  Grundsatze  können 
die,  welche  die  Angelegenheilen  der  Gesellschaft 
hesoigen,  z.  B.  die  Religionsdiener,  nur  aus  einem 
Auftrage  der  Gesellschaft  ilir  Recht  ableiten;  sie 
handeln  widerrechtlich,  wenn  sie  die  Grenzen  der 
ihnen  von  der  Gesellschaft  ertheilten  Vollmacht 
überschreiten! —  (Will  man  den  Grundsatz  der 
Gewissensfreyheit  in  die  Sprache  des  Grundsatzes 
übersetzen,  nach  welchem  RehgionsgeselUchaften 
einer  geistlichen  Gewalt  unlerworfen.  seyn  sollen, 
so  kann  man  sagen:  DieMilglieder  einer  Religions- 
gesellschaft sind  insgesammt  Geistliche.  Und  nicht 
sehen  haben  die  protestantischen  Goltesgelehrlen 
diesen  Ausdruck  gewählt.)  —  Die  Religionsgesell- 
schaften der  andern  Art,  die  Religionsgeschaffen 
also,  welche  einer  geistlichen  Herrschaft  unlerwor- 
fen sind,  beruhen  anfeinem  Grundsatze,  welcher 
mit  dem  Grundsatze  derGewissensfrejheit  in  einem 
geraden  Widerspruche  zu  stehn  scheint.  Denn  es 
soll  ja  nach  jenem  Grundsätze  der  Mensch  nicht 
seiner  eigerien  üeberzeugung  in  Religionssachen 
folgen,  sondern  seine  Vernunft  schlechthin  unter 
dem  Glauben  gefangen  nehmen.  Es  scheint  mit- 
hin dieser  Grundsatz  oder  der  Grundsalz  der  Zu- 
Jässigkeit  eines  Gewissenszwanges  auch  zu  recht- 
lichen Resultaten  führen  zu  müssen,  welche  das 
gerade  Gegentheil  von  denjenigen  sind,  welche 
sich  aus  dem  Grundsatze  der  Religionsfreiheit  er- 
geben; es  scheint,  mit  andern  Worten,  ein  Wi- 
derspruch zu  seyn,  wenn  man  einen  Religions— 
verein,  welcher  einer  geistlichen  Gewalt  unterwor- 
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fen  Ist,  gleichwohl  als  eine  Gesellschaft  be- 
trachtet, d.  i.  ihn  gleichwohl  nach  den  Grundsätzen 
des  Gesellschaftsrechtes  heurtheilt.  In  der 
That,  wenn  man  in  dem  Geiste  eines  solchen  Re- 
ligionsvereines von  der  Voraussetzung  ausgeht,  dafs 
Gott  durch  eine  übernatürliche  Offenbahrung  sei- 
nes Willens  einen  bestimmten  Stand  oder  einen  ein- 
zelnen Menschen,  (den  geistlichen  Stand  oder  den 
Pabst,)  beauftragt  habe ,  eine  Gewalt  in  geistlichen 
Dingen  oder  über  die  Gewissen  auszuüben,  so 
mufs  man  auch  den  Menschen  den  Gehorsam  gegen 
diese  Gewalt  oder  gegen  die  Geistlichkeit  als  eine 
Pflicht  ansinnen,  also  den  Eintritt  in  den  Verein  als 
geboihen,  den  Austritt  als  verbolhen  betrachten, 
den  Laien  eine  Stimme  in  Religionssachen  schlecht- 
liin  absprechen,  in  den  Geistlichen  nicht  die  Die- 
ner, sondern  die  Herren  der  Kirche  erblicken. 
Wie  lassen  sich  aber  alle  diese  Folgesätze  mit  dem 
Grundsatze  der  Reh'gionsfreyheit  oder  mit  den  Re- 
geln des  Gesellschaftsrechies  vereinigen?  —  Auf 
diese  Einwendung  ist  zu  antworten: 

Erstens:  Der  Grundsalz,  nach  welchem  sich 
die  Menschen  in  Religionssachen  einer  Gewalt  zu 
unterwerfen  haben,  ist  von  dem  Grundsatze  der 
Gewissensfreyheit  verschieden,  keinesweges  aber 
diesem  Grundsalze  entgegengesetzt.  Es  ist  und 
bleibt  dem  Gewissen^eines  Jeden  überlassen,  ob 
er  den  Entschlufs  fassen  will,  sich  in  Religionssa- 
chen einer  Gewalt  zu  unterwerfen  ^^);  nur  nach- 
dem der  Mensch  diesen  wesentlich  freyen  Entschlufs 


61)  So  -wird  von  Kant  erzählt,  dafs  er,  nach  Grund- 
sätzen zu  handeln  gewohnt,  in  den  Tagen  seiner  Alters- 
schwäche die  Maxime  befolgte,  dem  Ralhe  eines  bewälirleu 
Freundes  unbedingt  seinen  Willen  zu  unterwerfen. 
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^efafst  bat,  ist  er  verpflichtet,  der  Gewalt,  die  er 
als  von  Gott  verordnet  anerkannt  hat,  Folge  zu  lei- 
sten. Es  ist  sittlich  erlaubt,  es  ist  sogar  eine  Ge— 
Wissenspflicht,  diesen  Enlscblufs  zu  fassen,  sobald 
man  sich  von  der  Aechtheit  des  Machlbrief^s  über- 
zeugt hat,  aufweichen  sich  eine  in  der  Erfabrunsr 
bestehende  geisthche  Herrschaft  beruft  ^').  Und, 
wie  könnte  der  eine  Grundsatz  dem  andern  ent- 
gegengesetzt seyn,  da  dieser  Gegensatz,  wenn 
er  vorhanden  wäre,  die  Mitglieder  der  katholi- 
schen und  die  der  protestantischen  Kirche  auch 
in  sittlicher  Hinsicht  scharf  von  einander  schei- 
den und  sondern  müfste?  Aber,  so  schwer  es 
auch  ist,  über  die  Verschiedenheit  des  sitthchen 
Einflusses,  welchen  beziehungsweise  der  Katho- 
licismus  und  der  Protestantismus  haben,  ein  ge- 
nügendes Urlheil  zu  fallen,  so  scheint  doch  aus 
der  Geschichte  und  aus  der  Erfahrung  so  viel 
entnommen  werden  zu  können,  dafs  die  sitlliche 
Verschiedenheit  der  Europäischen  Nationen  weit 
weniger  von  jener  Verschiedenheit  der  Gla4^bens- 
bekennlnisse,  als  von  andern  Umständen,  z.B.  von 
der  Verschiedenheit  der  Nationalcharaktere  ab- 
hängt. ^^)  Das  Christenthum  hat  die  Nationalilät 
der  Völker  Deutschen  Ursprungs  nirgends  ver- 
nichtet, vielleicht  hat  es  mehr  von  ihr  angenommen. 


62)  Aber  woher  diese  Ueberzeugung  nebmeii?  S,  das 
folgende  Hauplslück. 

63)  Giebt  es  einen  Mafsstab  für  die  Sitib'chkeit  einer 
Nation?  oder  bat  man,  am  den  Grad  der  Sittb'chkqit  einer 
Nation  Z.U  bestimmen ,  räehr  als  einen  Mafsstab  anzuwen- 
den? z.  B.  die  Zahl  und  Beschaffenheit  der  Verbrechen?  die 
Zahl  der  Ehescheidungen?  u.  s.  w.  Fragen,  die  noch  nicht 
geuugsana  erörtert  sind. 
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Zweytens:  Man  unterscheide  zwischen  def 
geistlichen  und  der  prieslerlichen  Ge- 
walt. ^^)  ßeyde  kommen  zwar  darin  mit  einandel^ 
überein,  dafs  sie  von  Rellgionsdienern  kraft  eines 
ihnen  von  Gott  (angeblich  oder  wiikJich)  ertheil- 
ten  Auftrages  und  in  Reh'gionssachen  ausgeübt 
werden.  Aber  die  geislhche  Gewalt  beschränkt 
sich  als  solche  auf  Beherrschung  des  Gewis^ens^ 
des  Geistes;  sie  macht,  um  sich  Gehorsam  zu  Ver- 
schaffen, nur  von  geistigen  Mitteln  Gebrauch,  nur 
von  solchen  Mitteln,  welche  den  Körper  frey  lassen* 
Die  priesterliche  Gewalt  ist  dagegen  zugleich  eine 
äussere  Gewalt ;  sie  nimmt  also  nöthigenfalls  auch 
zu  einem  äussern  oder  mechanischen  Zwange,  zii 
Strafen  an  Leib  oder  Gut  und  zu  Rechtsnachtheileri, 
ihre  Zuflucht.  So  gewifs  sich  nun  der  Mensch  nur 
dann  einer  Rechtsverletzung  schuldig  macht,  wenn 
er  Andere  an  Leib  oder  Gut  bescl)ädiget,  ^^)  SO 
gewifs  ist  auch  eine  geistliche  Gewalt,  dieses  Wort 
in  der  so  eben  bestimmten  ßedenlung,  d.i.  in  der 
Bedeutung  genommen,  in  welcher  es  hier  zu  neh-* 
men  ist,  mit  dem  Rechte  der  Menschen  oder  tnit 
dem  Grundsatze  der  Religionsfreyheit  Vollkommed 


64)  Bejde  Worte  gebrauc1)t  man  oft  als  gleichbederi- 
tend  und  sogar  otine  irgend  eine  Lestlmmte  Bedeutung  da- 
mit zu  verbinden.  Wie  die  ctirisilic  lie  KircLe  die  vieleri 
neuen  Ideen,  welche  das  Clirisrenfiium  in  Umlauf  Setzte j 
fast  immer  mit  Worten  bez,eiclinete,  welche  schon  in  Ge- 
branch waren,  so  dafs  sie  nur  den  ^inn  dieser  Worte  ver- 
änderte, so  geschah  es  auch  mit  dem  W^orle :  Hierarchie^ 
Das  gab  Veranlassung,  <)?Ss  man  zuweilen  die  neue  Bedeu-. 
tung-  mit  drr  ursprünglichen  vcrVvechseJte.  —  In  dein  Text^ 
ist  das  Verscliledenartige  auch  durj^h  \eischiedene  Worte" 
unterschieden   worden^ 

65)  Vgl   oben   Band  III.  S.  97,  if. 

Znchuriä  ß.e§.Lthre.  IL  Bd.  2<  Abtlu  19 
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vereinbar;  und  es  können  daher  die  Religionsver- 
eine,  welche  nach    dem   Gesellschaftsrechte 
hestehn   und    zu    beurtheilen    sind,    allerdings   in 
solche  eingetheill  werden,  welche  die  Gewissen  frey 
lassen,  und  in  solche,  welche  die  Gewissen  einer 
geistlichen  Gewalt  unterwerfen.     Mit  andern  Wor- 
ten,  die   Einwendung,   welche    oben    gegen    diese 
Eintheilung  gemacht  wurde,  beruht  lediglich  und 
allein  auf  einer  Verwechselung  der  geistlichen  Ge- 
walt  mit   der  priesterlichen.   —    Sey  es  also,  dafs 
ein    Mensch    oder    dafs  eine  geistliche  Herrschaft, 
um  einen  gewissen  Glauben  auszubreiten,  von  Täu- 
schungen und  selbst  von   noch  unredliGhereu  Mit- 
teln Gebrauch  mache,  sey  überdiefs  der   Glaube 
dieser  ßekelirer  noch  so  irrig,  ein  ßekehrungsver- 
such  dieser  Art  ist  oder  mag  in  einem  liohen  Grade 
unsittlich  seyn,  wider re^chtl'ich  ist  er  nicht.    Eben 
so  wenig  kann  man  eine  geistliche  Herrschaft  einer 
widerrechtlichen   Handlungsweise  oder  eines    An- 
griffs auf  die  Religionsfreyheit  der  Gläubigen  des- 
wegen beschuldigen,  weil  sie,   um  sich  Gehorsam 
zu  verschaffen,  bald  zu  Verheissungen  bald  zu  den 
Schrecken  einer  andern  Welt  ihre  Zuflucht  ninjimt. 
So  lange  sie  nur  auf  die  Gewissen  wirkt,  hat  sie  sich 
nur  vor  dem  Richterslul'e  des  Gewissens  zu  verant- 
worten.     Auch  dann  handelt  sie  nicht  Widerrecht- 
lich, wenn  sie  diejenigen  Gemeiudeglieder,  welche 
sich  gegen  die  Lehren  oder  gegen  die  Verfassung 
der  Kirche  auflehnen,   von   der  Gemeinschaft  der 
Kirche  ausschliefst,  die  Ausgeschlossenen,  (die  Ex- 
kommunicirten ,)  nur  unter  der  Bedingung  wieder 
aufnimmt,  dafs  sie  sich  gewissen  ,  wäre  es  auch  den 
härtesten    Büfsungeti     unterwerfen.     Dasselbe    ist 
eine    jede    Gesellschaft    zu    thun    berechtiget.  — 
Nicht  mit  der  Staatsgewalt,  sondern  mit  der  elter- 
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liehen  ist  die  geistliche  Gewalt  zu  vergleichen. 
Der  Name:  Vater ^  (Papa,)  ist  der  Würdenahme 
des  Oberliaupts  der  katholischen  Kirche.  Nicht 
das  Recht,  sondern  die  Religion,  (die  Moral,)  ist 
die  Grundlage  und  der  Maisstah  der  geistlichen 
Gewalt.  Streng  in  ihren  Forderungen,  soll  sie  desto 
milder  das  Amt  des  Richters  verwalten.  Nach 
dieser  Maxime  handelte  von  jeher  die  Geistlichkeit 
der  katholischen  Kirche,  ^^)  selbst  in  weltlichen 
Angelegenheiten.  Daher  das  altdeutsche  Sprich- 
wort: unter  dem  Krummstabe  ist  gut  wohnen. 
Nur  bis  zu  der  Höhe  verniogte  sich  diese  Kirche 
nicht  emporzuschwingen,  dafs  sie  auch  die  An- 
dersdenkenden mit  derselben  Milde,  wie  die  eige- 
nen Kinder  behandelt  hätte. 

Jedoch,  wenn  auch  die  verschiedenen  Systeme, 
welche  sich  über  das  Recht  der  Menschen  in  Re- 
ligionssachen aufstellen  lassen,  in  der  Wissen- 
schaft blos  ihrer  rechtlichen  Verschiedenheit 
nach,  betrachtet  werden  können,  in  der  Wirk- 
lichkeit ist  ein  jedes  dieser  Systeme  ein' Be- 
standtheil  und  das  Resultat  der  Religionsmeinun- 
gen desjenigen  Vereines,  bey  welchem  es  besteht^ 
Die  Religion,  nicht  das  Recht  entscheidet  in  der 
Wirklichkeit  über  die  Wahl  unter  diesen  SySte-* 
men,  wenn  sich  auch  die  Verhällnisse  so  stellen 
können  und,  im  Fortschreiten  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  von  der  Natur  zur  Kunst,  nicht  sel- 
ten so  stellen,  düfs  der  Staat  in  Religionssachen 
von  einem  aiidern  Rechtssysteme  ausgeht,  als  ein 
in   dem  Staate  bestehender  Religionsverein. 


66)  Vgl.  J.  H.  Boeli'.Der  Di'ss.  de  ecdesia  Rohiahä 
matre  indulgenlissima.  Vor  dem  IV.  Baude  seines  Juris 
eccles  —   Pro  lest. 
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Das  Rcchlssystem  d<  r  pantheislischen  und 
das  der  politischen  Religionen  ^^)  ist  das  System 
des  ReligionsiLwano^es.     Eine  Religion   der    er- 
steren  Art,  eine  Religion  also,  deren  Vorschrif- 
ten   die     gesammten    geselligen     Verhältnisse    der 
Menschen  umfassen,    ist    oder    soll  ihrem   Wesen 
nach  zugleich    das    Gesetz,    des    Staates   seyn;  sie 
bedarf  also,  zur  Erreichung  dieses  ihres  Zwecks, 
60  wie  eine  Sraatsgesetzgehuug,  einer  äufseren 
Gewalt.     Eine  Religion   der  letzteren  Art,  eine 
Religion  also,    welche  der  Macht  des  Staates  ge- 
wisse   unsichthare    Mächte    zur    Seite    stellt,    kann 
sieb,  einer  sittlichen  Beglaubigung  ermangelnd,  nur 
durch  eine  äussere  Gewalt,  nur  durch  eine  Prie- 
sterherrschaft oder  als  Staatsreligion,  auf  die  Dauer 
erl^alten.     Jedoih  unterscheiden  sich  die  panihei- 
stischen    und    die     politischen    Religionen    in    der 
vorliegenden  Beziehung  daiin  von   einander,  dafs 
nur  jene  zur  Begründung  einer  Theokratie  tauglich 
sind,  — -  Das  System    der   Religionsfrey  h  eit  ist 
das  System  der  christlichen   Religion.    Sowie 
dieser  Religion    der   Name  einer  kosmopoliti- 
schen  oder  der    wahren  Religion    ausschliefslich 
gebührt,  so  wird   man    auch    keine    andere  Reli- 
gion in  der  Geschichte  nachweisen  können,  welche 
das  System   der  Religionsfreiheit  aufgestellt,   den 
Unterschied  zwischen  Slaat   und  Kirche  herausge- 
hoben   hätte.     Man   hat    die   Ansicht,  welche  die 
Europäischen  Völker  Deutschen  Ursprungs  von  der 
politischen  Freyheit  haben,  die  Ansicht,  dafs  diese 
Freyheit  nicht  sowohl   in  der   Theilnahme  an,  a!s 
in  der  Unabhängigkeit  von  der  Regierung  bestehe, 


67)  S.  oben  das    ersle    Hauptstück    dieses    Buclies,  zu 
Ende. 
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als  einenationelle  oder  diesem  Völkerü  angestammte 
Ansicht  betrachtet.  Aber  sie  dürfte  ihren  Ursprung, 
Avenigstens  zu  einem  grofsen  Theile,  dem  Einflus?-^ 
des  Chiistenthumes  verdanken.  ^^)  Nun  sind  /.waf* 
die  Bekenner  desChristenlhumes  über  dasKirchen- 
thum  getheiher  Meinung;  die  Protestanten  huldi- 
gen dem  Grundsatze  der  Gewissensfreyheit,  die  Ka- 
tholiken einer  geistlichen  Gewalt.  Aber,  wenn  auch 
die  katholische  Geistlichkeit  ihre  Gewalt  in  eine 
äufsere  oder  priesterliche  zu  verwandeln  oder  sie 
mit  einer  solthen  Gewalt  zu  verbinden  gesucht 
hat,  (wie  die  Menschen  selbst  das  Höchste  und 
Hehrste  zu  sich  herabziehn,)  so  ist  doch  ihre  Ge- 
walt, eine  geistliche,  in  dem  Geiste  d"es  Christen- 
thumes  von  der  priesterlichen  wesentlich  verschie- 
den,  und  so  hat  doch  der  Geist  des  Christenthumes 
dem  Gelingen  dieses  Planes  von  jeher  entgegen- 
gearbeitet. Auch  in  den  Staaten,  welche  eine 
Priesterherrschaff  hatten,  z.  B.  in  Aegyplen,  iii 
den  Staaten  der  Hindus,  kam  es  nicht  selten  zii 
Streitigkeiten  zwischen  dem  Priesterstande  und  dem 
Kriegerstande  oder  dem  Volke.  Aber  dann  galt 
der  Streit  der  Theilnahme  an  der  Staatsregierung. 
Dagegen  wurde  der  Streit  zwischen  Staat  und  Kir- 
che, welcher  sich  in  der  Geschichte  des  Mittelalters 
so  oft  vviederhohlt,  (schon  die  Bezeichnung  oder 
der  Name  dieses  Streites  deutet  auf  eine  andere  Ord- 
nung der  Dinge  hin,)  ursprünglich  nur  über  die 
Unabhängigkeit  der  Kirche  vom  Staate,  d.  i.  über 
die  Religionsfrejheit  der  Menschen  geführt.  ^^)  Als 


68)  Vgl    (3Ie  SjstPme  der  prakilsclien  Politik  im  Abend - 
lande.     Von  VoiIgraf£  IV.  Tl.le.  Glefsen.   1828.  8. 

69)  Bf  trachtet    man    den   Invesfilurstreit  aus   diesem  Ge-» 
siclitspunkle ,    so  v/ax  das  Rtclit   auf  der   Seite  des    Pabstes. 
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er  sich  lo  der  Folge  mit  den  Ansprüchen  der  Geist- 
lichkeit auch  auf  äufsere   Macht   und   Gewalt  er- 
streckte, handelte  es  sieb  doch  immer  nur  um  die 
trage,  was  Gottes  und  was  des  Kaisers  sey,    \vas 
in  das  Gebietli  der  geistlichen  und  was  in  das  der 
welllichen  Gewalt  gehöre,  —  also  um  eine  Frage, 
welche  man  nur  unter   der    Bedingung    aufwerfen 
kann,  dafs   nian  die   geistliche    und  die    wehliche 
Gewalt  als  zwey  von  einander  wesentlich  verschie- 
dene Gewalten  betrachtet,  mit  andern  Worten,  von 
dem  Grundsatze  der  Religionsfreybeit  ausgeht.    Es 
ist  übrigens  diese  so  herühinte  oder  so  berüchtigte 
Frage   an   sich  leicht   zu  entscheiden.     Der   Ge- 
horsam gegen  ein  geistliches  Oberhaupt  kann  mit 
dem   Gehorsam  gegen    ein   weltliches    Oberhauj^t, 
eben  so  und  aus  denselben  Gründen  beslelin,  wie 
und  warum  Gewissensfrey  hei  t  mit  dem  Gehorsa- 
me gegen  die  Obrigkeit  bestehn  kann.    Ein  anderes 
Gebieth  hat  die  Religion,  (die  Moral,)  also  die  geistli- 
che Gewalt,  ein  anderes  das  Recht,  also  der  Staat. 
Die  Religion  weiht  zwar  den  bürgerlichen  Gehorsam 
zu  einer  Pflicht  gegen  Gott;   aber  sie  stellt  es  dem 
FJrmessen  der  Menschen  anheiru,  wie  sie  ihre  bür- 
gerlichen Angelegenheiten  nach  Zeit  und  Umstän- 
den ordnen  wollen.     Allerdings  können  Fälle  ein- 
treten, in  welchen  die  in  dem  und  dem  Staate  be- 
stehenden Einrichtungfen  die  Stimme  der  Relio^ion, 
(die  Stimme  des  Gewissens,  die  Stimme  Gottes  in 
des  Menschen  Brust,)  gegen  sich  haben.     Aber  in 
Fällen  dieser  Art,  ist  der  Streit  derselbe,  die  Ge- 
wissen mÖg«n  frey  oder  sie  mögen  einer  geisthchen 
Gewalt  unterworfen  seyu.    \Yie  kommt  es  nun,  dafs 
zwischen   der  katholischen  Kirche  und  den  Regie- 
rungen der  Europäischen  Staaten  über  jene  Frage 
so  oft  und    weit  öfterer  gestritten  worden  ist,  als 
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der  Gegenstand  des  Streites,  so  wie  dieser  Gegen- 
stand hier  bestimmt  und  beschränkt  worden  ist,  er*- 
klärlich  macht,  d.  i.  dafs  so  viele  Fälle  eintrateu, 
in  welchen  die  Verfassungen  der  Staaten  oder  die 
Mrfsregeln  der  Regierungen  mit  den  Vorschriften 
der  Religion  in  Widerspruch  zu  stehen  schienen? 
dafs  dieser  Streit  noch  jetzt  nicht  gänzlich  ruht? 
Die  eine  Ursache  dieser  Erscheinung  liegt  sehr 
nahe;  die  Geistlichkeit  der  katholischen  Kirche 
hat  ihre  Gewalt  auch  über  solche  Gegenstände 
erstreckt,  welche  an  sich  in  dem  Gebiethe  der 
Staatsgewalt  liegen,  z.  ß.  auch  auf  die  Bedingun- 
gen der  bürgerlichen  Gültigkeit  und  auf  die  bür- 
gerlichen Folgen  der  Ehe,  auch  auf  die  Eigen- 
thumsrechte  der  Kirche.  Eine  zweyte  Ursache  aber, 
die  weniger  hervortritt,  ist  nicht  minder  in  An- 
schlag zu  bringen.  Es  kann  in  einem  gegebenen 
Falle  eine  Gewissenssache  sejn,  ))Gott  mehr  zu 
gehorchen,  als  den  Menschen. <(  W^enn  nun  die 
Gewissen  frey  sind,  so  stehen  die  Unterthanen  in 
Fällen  dieser  Art  der  Regierung  nur  verei  n  zeit 
gegenüber.  Aber  eine  Gewall,  welcher  die  Gewis- 
sen unterworfen  sind,  kann  die  Macht  des  Gewis- 
sens gleich  als  eine  öffentliche  Macht  in  Be- 
wegung setzen.  Je  fester  das  Ansehn  einer  solchen 
Gewalt  nach  Zeit  und  Umständen  steht,  desto 
gewisser  ist  das  (Gelingen  des  Planes.  Und  so  ver- 
führerisch ist  die  Gewalt,  die  Mächtigen  der  Erde 
vor  Gott  äusserlich  zu  demüthigen,  dafs  die  Aus- 
übung dieser  Gewalt  nur  durch  das  Gefühl  der 
Ohnmacht  gehemmt  werden  kann.  Warum  sind 
die  Zeiten  eines  Greo^ors  VII.,  eines  Innocenz  IV, 
nicht    mehr?  wie  könnten    sie  zurückkehren? 

Es  gieht  eine   religiöse  Denkart,  welcher  ein 
öffentlicher  Kuhns,  wenn  sie  ihn  nicht  verschmähet, 
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wenigstens  nicht  Bedürfnifs  ist.  Diese  Denkart 
oder  diese  Gemüthsstimmiing^ist  der  Mysticis- 
muSy  d.  i.  die  einem  Menschen  imvohnende 
üeberzeugung,  dafs  sich  ihm,  zum  Heile  seiner 
Seele,  Gott  durch  eine  innere  Stimme  oder  durch 
eine  innerlich  wahrnehmbare  Anregung  des  Ge- 
wissens unmittelbar  offen  bahre  '^).  Der  Mysti- 
ker nimmt  für  sich  den  Grundsatz  der  Reli- 
gions-  und  Gewisseusfreyheit  in  Anspruch;  aber, 
auf  die  Gottesstimme,  die  hörbar  zu  ihm  spricht, 
vertrauend  und  heiml  ch  stolz,  ist  er  leicht  un- 
duldsam gegen  Andere.  Der  Mys^iclsmus,  seitjem 
Wesen  nach  untauglich  eine  öffenthche  Religion 
zu  werden,  kann  nicht  eine?n  Religionsver  ei  n  e 
zur  Grundlage  dienen.  Wenn  er  auch  in  dem 
Schoofse  gewisser  Religionsvereine  vorzugsweise 
zu  entstehen  und  zu  gedeihen  scheint,  so  ist  er 
doch  allemal  dem  Religionsvereine,  in  welchem  er 
sich  zeigt,  gefäin^Iich  oder  wenigstens  nur  in  so 
fern,  als  er  die  in  dem  Vereine  herrs»  hende  Den- 
kungsart  zum  Widerspruche  aufregt,  (nur  als  eine 
Opppsition)  heilsam.  Das  Ghristenthum  scheint 
der  Entstehung  des  Mysticismus  besonders  günstig 
zi^  seyn.  Denn  der  Mysticismus  ist,  wie  das  Chri- 
stenthum ,  wenn  auch  vielleicht  in  einem  andern 
Sipne,  eine  innere  Religion.  Aber  nur  wenige 
christliche  Religionsgesellschaften  haben  den  My- 
sticismus unangefeindet  gelassen,    noch  wenigere 


70)  Vgl.  Borger  über  Mysticismus.  A.  ct.  Lat.  von 
Stange.  Altona.  1826.  8.  Stange  über  Schvvärmercy , 
cliristllchen  Mjsliclsmns,  und  Prosehtenraaclierey.  Ebend. 
4827.  8-  Hei  uro  tli's  Geschiclite  und  Kritik  des  Mysti- 
cismus aller  bekannten  Völker  und  Zeiten.  Lpi.  j83o.8. 
(Ein  treffliches  Buch!) 
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haben  ihn  gehegt  und  gepflegt.  So  sind  von  der 
katholischen  Kirche  die  Jansenisten,  von  der  An- 
glikanischen Kirche  und  den  Presbyterianern  die 
Independenten,  (in  den  Zeiten  der  Engh'schen  Re- 
volution,) und  von  der  lulherischeti  Kirche  die 
Brüdergemeinden,  weil  sie  des  Mjsticismus  ge-^ 
ständig  oder  verdächtig  waren,  angefeindet  oder 
mit  Eifersucht  bewacht  worden.  Und,  so  ehrwür- 
dig auch  der  wahre  Mysticismus  ist,  so  sehr  sich 
auch  diejenigen  irren  mögten ,  welche  den  Mysti- 
cismus blos  für  eine  Selbsttäuschung  halten,  so 
trifft  ihn  doch,  da  er  sich  über  das  Ansehn  des 
Verstandes  und  der  Vernunft  hinaussetzt,  der  Ver- 
dacht nicht  ganz  unverdient,  dafs  er  auf  den  Um- 
sturz der  kirchlichen  und  selbst  der  bürgerlichen 
Ordnung  hinarbeite  "^). 

I.    Von    dem  Systeme  des  Religions- 
zwanges. 

A.   Von  der  Theokratie  und  von  der  P ries t erherr schaff . 

Die  Theokratie  und  die  Priest erherrschaft  sind* 
nicht  ihrem  Wesen,  sondern  nur  dem  Grade  nach 
von  einander  verschieden.  Die  Theokratie  ist  das 
Musterbild  oder  das  Ziel  der  Priesterherrschaft. 
Aber  so  schwierig  is-t  die  Stiftung  einer  Theokratie, 
dafs  diese  Verfassung  vergleichungsweise  nur  selten, 
in  der  Vergangenheit  und  in  der  Gegenwart,  vor- 


71)  Einer  der  achtungswertliesten  Mystiker  war  So- 
krates.  Liest  man,  wie  sich  Sokrates,  kurz  vor  seiner  Ilin- 
riclitung,  über  die  Stimme  seines  Genius  äufserte,  so  ist 
man  versuclit,  auszurufen:  Sielie,  das  ist  Gottes  Stimme. 
Vgl.  die  Apologieen  des  Sokrates  von  Plato  und  von, 
Xe  n  op  li  on. 
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kommt.  Um  Worte  zu  sparen ,  wird  in  dem  Fol- 
genden nur  der  Priesterherrschaft  gedacht  werden. 
Was  von  dieser  gesagt  werden  wird,  ist  auch  auf 
die  Theokratie  anwendbar  *). 

Die  Priesterherrschaft  geht  von  dem  Grund- 
salze aus,  dafs  in  Religionssachen  eben  so,  wie 
in  Staatssachen ,  physischer  Zwang  zulässig  sey 
oder  dafs  sicii  die  Pflicht  des  bürgerlichen  Gehor- 
sams auch  auf  Religionssachen  erstrecke.  Gleich- 
wohl können  sich  in  der  Erfahrung  die  Verhältnisse 
so  stellen,  dafs  die  Priesterschaft  mit  der  recht- 
lichen Freyheit  ihrer  ünterthanen  in  Religions- 
sachen (de  facto)  vollkommen  vereinbar  ist. 
Wenn  und  so  lange  das  Volk  von  der  Wahrheit  der 
Religion  überzeugt  ist,  aus  welcher  die  Priester- 
schaft ihren  Machlbrief  ableitet,  sieht  der  Priester- 
schaft das  Recht,  d.i.  die  Ziislirnnum^j  derer  zur 
Seite,  über  welche  sie  gebiethet.  (Volentihus  im- 
perat.)  Ja  sie  kann  sogar,  sobald  das  Volk  in  sei- 
nem Glauben  erschlafft  oder  schwarikend  wird, 
überall  nicht  auf  die  Dauer  oder  doch  nur  noch 
als  ein   Schattenbild  bestehn. 

In  einem  eben  so  milden,  ja  in  einem  höchst 
ehrwürdigen  Lichte  erscheint  die  Priesterherrschaft, 
wenn  man  zu  dem  Ursprünge  derselben  zurück- 
geht. —  Man  kann  getrost  behaupten,  dafs  sich 
kein  Volk  zu  der  Idee  des  Staates,  als  einer  unter 
moralischen    Gesetzen  stehenden  Ordnung  der 


*)  Die  Priesteilierrsdiaft  kann  entweder  die  Herrschaft 
eines  Einzigen  oder  die  einer  Körperscliaft  scyn.  In  dem 
Folj^ienden  wird  immer  der  let/teie  Fall  untergestellt  werden. 
Wenn  der  Fürst  /iif;leicli  der  ob'-rste  Priester  der  Nation 
ist,  so  pflegt  die  erstere  Eigenschaft  das  Uebergcwichl  zu 
haben.  Hunie's  Essays  I,  3. 
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bürgerlichen  Gesellschaft,  erhoben  hat,  welches 
nicht  wenigstens  eine  Zeit  lang  unter  einer  Priester- 
herrschaft stand,  dafs  dagegen  alle  andere  Völker 
in  der  Gestaltung  und  Ausbildung  ihrer  bürgerli- 
chen Verhältnisse  nur  so  weit  fortgeschritten  sind, 
als  sie  der  Trieb  der  Selbsterhaltung  fortzu- 
schreiten nöthigte.  In  dem  mittleren  Asien,  dem 
Jugendlande  des  menschlichen  Geschlechts  und 
der  Civili'sation,  treten  uns  überall  und  schon  in 
der  geschichtlichen  Urzeit  mächtige  Priesterschaf- 
ten entgegen.  Dasselbe  gilt  von  dem  südlichen 
Asien,  von  Aegypten.  Auch  die  älteste  Geschichte 
Griechenlands  deutet  daraufhin,  dafs  die  Hellenea 
den  Anfang  ihrer  Civilisation  gewissen  Götter-  oder 
Priestergeschlechtern  verdankten.  Bej  den  Etrus— 
kern  oderTuskern,  bey  dern  Volke  also,  welches 
sich  unter  allen  Völkerschaften  Italiens  zuerst  zu 
einer  höheren  Bildungsstufe  emporschwang,  gab  es 
eine  Priesterschaft,  welche,  vielleicht  Aegyptischen 
Ursprungs,  in  den  Wissenschaften  erfahren,  einen 
mächtigen  Einflufs  auf  die  Verwaltung  der  öffent- 
lichen Angelegenheiten  hatte.  ^^)  Die  Patricier- 
geschlechter,  welche  einst  in  Rom  so  herrisch 
gebothen,  waren  Priestergeschlechter,  vielleicht 
Etrurischer  Abkunft.  Die  Walen  oder  Galen  und. 
die  Deutschen  hatten,  als  sie  der  Geschichte  zuerst 
bekannter  werden,  schon  bedeutende  Fortschritte 
in  der  Civilisation  gemacht;  bey  denselben  Völkern 
gab  es,  so  weit  die  beglaubigte  Geschichte  reicht, 
eine  mächtige  Priesterschaft,   die  mächtigere  bey 


72)  L'Ifalia  auanti  il  dominio  dei  Romani.  Firenze.lV. 
T.  1810.  8.  S.  T.  II  cap.  21.  Die  Etrusker.  Von  K.  O. 
Müller.  Gcitt.    1828.1829.  II.  Thie.  8. 
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den  Walen  oder  Galen,  dem  civillsirteren  Volke/^) 
Als  Amerika  entdeckt  wurde,  fand  man  nur  hey 
den  Völkern  der  neuen  Welt  eine  schon  vorge- 
rückte Givilisalion,  welche  eine  theokratische  oder 
priesterherrsciiaftliche  Verfassung  hatten.  ''*)  —  Mari 
hat  so  oft  und  nicl)t  ohne  Bitterkeit  gegen  den 
Stolz  und  die  Herrschsucht  der  Priester  geeifert. 
Allein,  wenn  auch  der  Vorwnif  nicht  schlechthin 
grundlos  seyn  mögte,  so  kann  man  doch  die 
Priester,  und  mit  besserem  Rechte,  (denn  un- 
sicher ist  das  Urtheil,  das  man  über  die  Gesin- 
nung Anderer  fällt,)  zugleich  als  die  gröfsten 
Wohllhäler  der  menschlichen  Gesellschaft  be- 
trachten. Besonders  dadurch  kann  man  sich  ver- 
leiben lassen  und  ist  man  verleitet  worden,  die 
Priesterherrschaft  ungerecht  zu  beurtheilen,  dafs 
man  ihre  Gesetze  nicht  in  dem  Lichte  der  Zeit 
betrachtete,  auf  welche  sie  urs|)rünglich  berech- 
net waren.  Die  Gesetze,  welche  von  einer  Prie- 
sterherrschaft ausgegangen  sind,  können  mit  der 
Zeit  zwecklos  oder  zweckwidrig  geworden  sejn, 
wenn  und  weil  sie  unter  veränderten  Umständen 
unverändert  bleiben.  (Denn  ein  jedes  Gottes- 
oder Priesterrecht  ist  auf  die  Ewigkeit  berechnet.) 


73)  Vgl.  über  die  Walen  (Celteij,  Gallig)  Jul.  Caesar 
de  hello  Galileo.  Obwohl  die  Römischen  Kaiser  das  An- 
sehn der  Druiden  in  Gallien  zu  vernichten  suchten,  scheint 
es  ihnen  doch  nicht  gelungen  zu  seyn.  Siieton  in  Claudio. 
c.  3o.  Plin.  Iiist.  nat.  XXX,  t .  Ainm  i  an.  Ma  reell.  XV,  9. 
—  Ueber  die  Priester  der  Deutschen  s.  Tac.  Gcrnian.  c.y.  n. 

^4)  Nur  in  Mexiko;  in  Peru;  in  Bogota ;  bey  den  Nat- 
cheA.  Vgl.  über  diese  VÖlkerschalt ,  deren  Wolinsil/e  in  der 
Nähe  von  Louisiana  waren  :  The  Hislory  of  Canada  et'c.  Bjr 
I.  Heriot.  Land.  dSoS.S. 
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Auf  die  Bedürfnisse  des  Zeitalters,  in  welchem 
sie  gegeben  wurden  ,  Avaren  sie  gewifs  weislich  be- 
rechnet. Denn  wie  hätten  sie  wohl  sonst  Eingang 
finden  können?  Das  treffendste  Beyspiel  ist  das 
Recht  der  kathoh'schen  Kirche,  wenn  man  anders 
die  Verfassung  dieser  Kirch -^  nach  der  Analogie 
der  Priesterherrschaft  beurth eilen  darf  (Von  der  Zu- 
lässigkeitdieser  Ansicht  weiter  unten.)  Betrachtet  man 
dieses  Recht  in  dem  Interesse  des  Zeitalters,  in  wel- 
chem es  ohngefähr  seine  heutige  Gestalt  erhielt,  d.i. 
in  dem  Interesse  des  Mittelalters,  so  können  sich  mit 
ihm  nur  wenige  andere  Denkmäler  der  Gesetzge- 
bung messen.  Aber  seit  jener  Zeit  ist  in  den  Um- 
gebungen der  katholischen  Kirche,  gleichsam  in 
der  Aufsenwelt,  so  Vieles  anders  und  neu  gewor- 
den; was  Wunder,  wenn  das  Recht  dieser  Kirche 
den  Bedürfnissen  der  Gegenwart  nicht  unbedingt  zu 
entsprechen  scheint?  Vielleicht  würden  selbst  die 
auffallendsten,  ja  die  empörendsten  Priestergeselze 
in  einem  milderen  Lichte  erscheinen,  wenn  es  uns 
vergönnt  wäre,  zu  der  Zeit  ihres  Ursprungs»  zu- 
rückzugehn.  Kann  und  sollte  man  sich  nicht  die 
Entstehung  der  Menschenopfer  so  erklären,  dafs 
mit  diesen  Opfern  die  Einführung  der  Todesstrafe 
beabsichtiget  wurde?*)  Oder,  wenn  bey  den  Battas 
auf  der  Insel  Sumatra  das  Priesterrecht  vorschreibt, 
dafs  diejenigen,  welche  sich  gewisser  Verbrechen 
schuldig  gemacht  haben,  (es  sind  deren  an  der 
Zahl  vier,)  lebendig  verzehrt  werden  sollen,  hatte 
dieses  Gesetz  nicht  ursprünglich  den  Zweck,  der 
Menschenfresserev  weniostens    einigen    EinlL-^lt  zu 


*)    S.  Meiners  de    human is   sncißctis.      In  Actis   so* 
cietatis   reßiae  scietitiarum  Göttin g.  Vol.  VIII.  coniin.  T. 
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thnn?^^) —  Allerdings  entsteht  eine  Priesterherr- 
schaft am  leichtesten  und  in  der  Regel  nur  in  dem 
Kindesalter  der  hürgerlichen  Gesellschaft.  Aber 
das  ist  so  zu  deuten,  dafs  sich  vorzugsweise  in  dem 
Kindesidter  der  bürgerlichen  Gesellschaft  der  Mehr- 
zahl das  Bedüi  fnifs  aufdringen  kann,  sich  von  der 
Minderzahl  der  ausgezeichnetsten  Männer  des  Vol- 
kes  leiten  zu  lassen. 

Die  Grundlage  einer  jeden  Prieslerherrscbaft  — 
und  die  der  geistlichen  Herrschaft  —  ist  am  Ende 
das  geistige  Üebergewicht  derer,  in  deren  Händen 
die  Gewalt  ist,  über  die,  welche  ihr  unterworfen 
sind.  Ihr  Einflufs,  ihre  wirkliche  Macht  mufs  sich 
in  dem  Grade  vermindern,  in  welchem  dieses  üeber- 
gewicht geringer  wird ;  ihr  Daseyn  steht  auf  dem 
Spiele,  wenn  sie  es  gänzlich  vpvliehrt.  Die  Gefahr, 
welche  ihr  von  dieser  Seile  droht,  liegt  in  dem  We- 
sen einer  solchen  Herrschaft.  Nichl  deswegen 
herrschtei]  im  Mittelalter  die  Geistlichen  der  katho- 
lischen Kirche  so  allgewaltige  weil  sie  im  Namen 
Gottes  gebothen  ,  sondern  weil  sie  die  einsichts- 
vollsten und  unterrichtetsten  Männer  in  jenen  Zei- 
ten waren.  Jener  Machtbrief,  aber  nicht  dieses 
geistige  üebergewicht  ist  ihnen  bis  in  unsere  Zeiten 
verblieben.  —  Dit^  Gefahr  erkennend,  haben  sich 
die  Priesterherrschaften  von  jeher  durch  eine  Ge- 


".  75)  Vgl.  Memoir  of  tLe  Life  and  public  Services  of 
Sir  Thomas  St  am  für  d  F^affles.  Lond.  iS3o.  S.  Die 
Nachrlclilen  welche  man  in  diesem  Buche  von  der  Meuschen- 
fiesseiev  der  BaUa's  findet,  sind  aus  solchen  QueHen  gescliöpfl, 
dafs  man  ihre  Aechtheit  nicht  be/welflcn  kann.  Das  Gesetz 
oder  der  Gebrauch  ist  um  so  autlallender  ,  da  das  \  ölk  nichts 
weniger  als  u  ikultlvirt  Ist.  Ein  Bevspiel  mehr  von  der  ün-» 
Veränderlichkeit    der   Gesetze   einer  Pj  iesterherrschalt ! 
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heim  lehre  eines  bleibenden  geistigen  üeberge- 
wichts  über  ihre  ünterthanen  zu  versichern  gesucht. 
Daher  beschrankten  die  ßrahminen  das  Recht,  die 
Vedas,  die  protokanonischen  Bücher  der  Brahma- 
lehre, zu  lesen,  auf  die  höchsten  Kasten  des  Vol- 
kes. Daher  hatten  die  Aegjptischen  Priester  ihre 
Geheimschrift,  di_e  Hieroglyphen.  Eben  so  waren 
die  Römischen  Priestergeschlechter  in  dem  Besitze 
einer  GeheimJehre, und  als  gerade  der  Theil  dieser 
Geheimlehre,  welcher  für  den  politischen  Einflufs 
der  Patricier  von  besonderer  Wichtigkeit  war,  (der 
liichtstcigder  Klagen,)  dem  Volke  verrathen  wurde, 
konnteu  sie  sich  von  dem  Schlage  nie  wieder  ganz 
erhohlen.  ^^)  In  demselben  Geiste  verordneten  die 
Päbste,  dafs  der  Gottesdienst  in  der  Lateinischen 
Sprache  gefeyert,  die  Schrift  nicht  in  die  Landes- 
sprache übersetzt  werden  solle,  üeberhaupt  war 
die  christliche  Religion  dem  Ansehn  der  Geistlichen 
in  so  fern  günstig,  als  die  Urkunden  des  Christen- 
ihumes  in  fremden  (in  toden  und  mithin  gelehrten) 
Sprachen  abgefafst  sind.  ^^).  ■ —  Ein  anderes  und 
das  vorzüglichere  Mittel  ist  das,  dafs  sich  die  Prie- 
sterschaft oder  die  GeistHchkeit  bey  der  Bearbei- 
tung der  Wissenschaften  an  die  Spitze  des  Volkes 
stellt,  d.  i.  dafs  sie,  wenn  sie  sich  auch  der  Wis- 


76)  Jas  'Elavianum.  L  2,  §•  6.  7,  D.  de  O.  J.  Wenn 
Pomponius  in  dieser  Stelle  beric])let,  dafs  dieser  Tlieil  der 
Geheimlehre  erst  nach  den  XII.  TafVIn  entstanden  sqv  ,  so 
dürfte  er  schwerlich  Glauben  verdleneLj. 

7y)  In  tier  Griechischen  Kirclje  sind  die  GelstHohen  nie 
zu  dem  EInflnsse  und  Ansehn  gelan2,t,  wie  in  dei- Lateii)ischei^ 
Warum?  Eine  sehr  vielseitiüc  Aufgabe !  Eine  Ursache  war 
vielleicht  die,  dafs  das  neue  Testament  in  d<'r  Gr  iec  h  is  ch  en 
Sprache  abgefafst   ist. 
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Seilschaften  nicht,  gleich   als  eines  Standeseigen- 
thumes,  ausschliefslich  zu  bemeistern  vermag,  den- 
noch in  der    Bearbeitung  derselben   die    übrigen 
Släiide  der  bürgerlichen  Gesellschaft  zu  übertreiTen 
sucht,  dafs  sie,  die  geistigen  Bedürfnisse  des  Zeit- 
allers    beachtend,    gleichwohl    der    Literatur   die 
Gestalt  oder  Richtung  giebt,  welche  für  das  Inte- 
resse der  Religion  die    günstigste  ist.     Die  Brah- 
manen    scheinen    nach   dieser  Maxime  von  jeher, 
und  mit  Erfolg  gehandelt  zuhaben.    Der  Jesuiter- 
prden  erkannte  auch    in   dieser  Hinsicht,   was  das 
Interesse  der  Kirche   und  der   Geist  der  Zeit  for- 
dere.—  Endlich,  die  Hauptsache!  eine  Pries'ler- 
schaft  oder  eine  Geistlichkeit,  die  ihres  Vortheiles 
eingedenk  ist,  wird   sich  des    Unterrichts   und  der 
Erziehung  der  Jugend  bemächtigen.     Grofs  waren 
die  Verdienste,   welche   sich   die  katholische  Kir- 
che  während    des   Mittelalters   um   den  Unterricht 
und  um  die  Erziehung  der  Jugend   erwarb,  nicht 
geringer  war  der  Lohn.  '^) 

Auch  ohne  dafs  sich  das  geistige  Uebergewicht 
der  Priester  über  das  Volk  vermindert  hat,  kann 
eine  Priesterherrschaft  sinken  oder  untergehn,  wenn 
sich  die  äusseren   Verhältnisse  verändern,  welche 


78)  Die  Aufgabe,  welche  hiei  erörtert  worden  ist,  ist 
nahe  verwandt  mit  der  Aufgabe:  Wie  ist  die  Fortdauer 
einer  Relii^ion  zu  sichern?  Die  beste  Auskunft  über  diese 
Frage  giebt  die  Gesi!)ichle  der  Religionen.  Das  Juden- 
thum  hat  sogar  den  Untergang  der  Jüdischen  Priesterschaft 
überlebt.  Eine  in  Beziehung  auf  jene  Frage  (und  überliaupl) 
höclist  interessante  Erzählung  von  der  Bekehrung  der  Be- 
'wohner  der  Freundschaftsinseln  enthält  das  Buch;  Polyne- 
sian  Re.searclies,  durlno  a  Resichnce  of  nearly  six  Years 
in  the  South  Sea  Irlands.  By  PF.  Ellis.  Loncl.  ^S'^g. 
ll.  Fol.  S.    S.  auch  :  v*  Kolztbüe's  zwe\te  Heise  um  die  Welt. 
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ihr  zu  statten  kamen  oder  von  welchen  das  Be- 
stehn  einer  solchen  Herrschaft  abhängt.  —  Auch 
der  Priesterherrschaft  frommt  es,  reich  zu  seyn. 
Weislich  hat  die  katholische  Kirche  auch  auf  die 
Sammlung  irdischer  Schätze  Bedacht  genom- 
men, üeberall,  wo  sie  dieser  Schätze  in  neueren 
Zeiten  entlediget  worden  ist,  hat  sie  auch  an  poli- 
tischer Macht  verlohren.  —  Besonders  dann  hat 
eine  Priesterherrschaft  für  ihre  Fortdauer  zu  fijrch- 
ten,  wenn  das  Volk,  über  welches  sie  gebiethet, 
seine  Selbstständigkeit  verliehrt,  und  je  mächtiger 
sie  bisher  geboth ,  desto  mehr.  Jedoch  kann  ihr, 
nach  der  Verschiedenheit  der  umstände,  bald  dieses 
bald  ein  anderes  Loos  fallen.  Als  die  Römer  ihr 
Gebieth  durch  Eroberungen  weiter  und  weiter  aus- 
dehnten, verlohren  so  manche  Priesterschaften, 
welche  bey  den  besiegten  Völkerschaften  bestanden, 
ihren  politischen  Elnflufs  oder  wenigstens  den 
gröfsten  Theil  dieses  Einflusses.  ^^)  Aber  dieselben 
Priesterschaften  verwalteten  fortdauernd  den  Got- 
tesdienst dieser  Völker.  Nicht  kraft  einer  von  den 
Siegern  erhaltenen  Vollmacht  oder  als  Staatsbehör- 
den ;  sondern  weil  sie  über  die  Gewissen  herrsch- 
ten, weil  eine  jede  Priesterherrschaft  zugleich  mehr 
oder  weniger  eine  geistliche  Herrschaft  ist.  Doch 
Avar  das  sittliche  Element  dieser  Nationalreligionen 
nicht  stark  genug,  um  die  Priester  für  den  Verlust 
zu  entschädigen ,  den  sie  an  politischer  Macht  er- 
litten hatten.  Da  versuchten  es  die  Philosophen, 
welche  man  die  Neuplatoniker  genannt  hat,  dieses 
Element  und  mit  ihm  das  Ansehn  jener  Priester- 


79)  Denn    es  verblieb  z.  B.   mebreren  Terapeln  das  Jus 
asyli.   S.  Tac,  Ann.lW,  60.  IV,  i4. 

Zachariä  Reg.  Lehre.  II.  Bd.  2.  Abth,  1 6 
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Schäften  zu  verstärken. ^^)  Vergebens!  Bis  zu  der 
Höhe,  auf  welcher  das  Christenthum  und  mit  ihm 
die  Geistlichkeit  der  christlichen  Kirche  stand,  ver- 
mogten  sie  die  gealterten  Volksreligionen  und  de- 
ren Priester  nicht  zu  erheben. 

B.    T^on  der  Staatsherrschaft  in   Religionssachen. 

Der  Staat  übt  eine  Herrschaft  in  Religionssa- 
chen aus,  wenn  er  eine  gewisse  Religion  zur 
Staatsreligion  macht,  d.  i.  seine  Unterthanen  zu 
einem  gewissen  Glauben  und  Gottesdienst  rechte 
lieh  verpflichtet. 

Die  Priesterherrschaft  ist  in  der  Thal  nur  eine 
besondere  Form  der  Staatsherrschaft  in  Religions- 
sachen ,  nur  ihrem  Rechtsgrunde  nach  von  dieser 
wesentlich  verschieden.  ^^)  Daher  ist  es  nicht  sel- 
ten schwer,  in  einem  gegeheuenFinWe  (inhypothesi) 
die  eine  von  der  andern  zu  unterscheiden;  auch  ist 
zuweilen  die  eine  in  die  andere  übergegangen. 
Das  Römische  Patriciat,  ursprünglich  eine  Prie- 
sterkaste, verlohr  in  der  Folge  diese  Eigenschaft, 
als  die  Plebejer  das  Recht  errangen,  die  höchsten 
gottesdienstlichen  Aemter  zu  verwalten.  ^^)  Den- 
noch hat  die  Priesterschaft  so  viele  Eigenthümlich- 
keiten,  dafs  sie  gesondert  von  den  übrigen  Formen 


80)  Denselben  Plan  befolgte  Julian.  (^Julianus  Apostata 
nannten  iKii  die  Christen,  die  Gefährlichkeit  dieses  ihres 
Feindes  bezeichnend.)  Der  gröfste  Mann  seines  Zeitalters, 
"vvenn  er  sein  Zeitalter  verstanden  hätte! 

81)  Vieles  von  dem,  was  in  dem  vorigen  Abschnitte 
Ton  der  Priesterherrschaft  gesagt  veorden  ist,  läfst  sich  auch 
auf  die  Staatsherrschaft  in  Religionssachen  anwenden. 

82)  S.  ZtV.  X,  6  —  9. 
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der  Staatsherrschaft  in  Reh'glonssachen  in  Belrach- 
tung  zu  ziehn  war.  Alle  Prieslerherrschaften  glei- 
chen einander,  als  wären  sie  derselben  Abkunft* 
üeberschwenglich   ist  ihr  Streben,  ihr  Ziel. 

Wie  weit  man  auch  das  Herrscherrecht  er- 
strecke, ^^)  wenigstens  die  Macht  des  Staates  hat, 
in  Religionüsachen  ihre  Grenzen.  Nicht  soviel  ver- 
mag der  Staatsherrscher,  dafs  er  eine  Pieligion,  die 
blos  sein  Werk  wäre,  die  keine  andere  Beglaubi- 
gung, als  das  Gesetz,  für  sich  hätte,  zur  Staatsreli- 
gion  machte.  Und  was  könnte  eine  öffentliche  Re- 
ligion dieser  Art  dem  Staate  frommen?  In  der  Regel 
steht  sogar  nur  das  in  der  Macht  des  Staatsherr- 
schers, dafs  er  den  Volksglauben,  den  Glauben, 
zu  welchem  sich  das  Volk  aus  freyer  Wahl  bekennt, 
in  eine  Staatsreligion  verwandelt.  Oder  es  mufs 
der  Staatsherrscher,  wie  Mohamed,  zugleich  als 
Religionsstifter  auftreten,  d.  i.  sich  zugleich  in  dev 
Eigenschaft  eines  Gesandten  der  Gottheit  zu  recht- 
fertigen wissen.  Allerdings  enthält  die  Geschichte 
Beyspiele  von  gewaltsamen  Bekehrungen  in  genü- 
gender Menge.  Mit  dem  Schwerdte  ist  der  Islam, 
ist  selbst  das  Ghristenthum,  (z.  B.  hey  den  Sach^ 
sen  von  Karl  dem  Grofsen ,  bey  den  Preussen  von 
dem  Deutschen  Ritterorden,)  ausgebreitet  worden. 
Aber  der  Glaube,  zu  dessen  Ausbreitung  Gewalt 
gebraucht  wurde,  hatte  denn  doch  schon  eine  Be- 
glaubigung für  sich,  welche  er  nicht  einem  blofsen 
Herrscherworte  verdankte.  Man  hoffte  und  man 
durfte  hoffen,  dafs  dieUeberzeugung  der  Bekehrung 
nachfolgen  werde. 


83)  Am  weitesten  >iat  wolil  Hobbes  dieses  Recht,  na* 
menllicli  in  Religionssacheu,  erstreckt. 

16' 
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Der  Grund,  Avelcher  vorzugsweise  die  Regie- 
rungen bestimmen  mufste  und  bestimmt  hat,  ihre 
Herrschaft  auf  die  Reh'gion  auszudehnen,  ist  der, 
dafs  sie  die  Macht  rehgiöser  Meinungen  mit  der 
ihrigen  vereinigen  Avollten.  Aber  indem  sie  der 
.  ReHgionsfreyheit  der  Unterthanen  Fesseln  anleg- 
ten,  mufsten  sie  allemal  ihre  eigene  Unabhängig- 
keit mehr  oder  weniger  aufopfern.  Eine  Macht,  die 
auf  bestimmten  Meinungen  beruht,  steht  zugleich 
unter  diesen  Meinungen.  Die  Zeiten  wechseln; 
rehgiöse  Meinungen  lassen  sich  nicht  nach  Zeit  und 
Umständen  umgestalten.  Daher  wiederhohlt  sich 
z.  B.  in  der  Geschichte  aller  der  Völker,  welche 
sich  zum  Islam  bekennen,  ohngefähr  dieselbe  Rei- 
henfolge von  Begebenheiten.  Glänzend  ist  der 
Anfang;  der  Kriegsmuth  wird  durch  religiösen 
Enthusiasmus,  dieser  durch  jenen  gesteigert:  willig 
ehrt  der  Fürst  die  religiösen  Meinungen  seiner 
Krieger,  weil  er  diesen  Meinungen  den  Sieg  ver- 
dankt; aber  über  kurz  oder  über  lang  entwickelt 
sich  der  Keim  des  Verderbens,  der  in  dem  Islam 
liegt;  der  Staat,  zu  der  Gröfse  angewachsen,  welche 
er  den  Verhältnissen  nach  erreichen  kann,  soll  nun, 
wie  es  seine  örtlichen  Verhältnisse  fordern,  ge- 
ordnet werden,  die  Staatsverwaltung  soll  mit  der 
Zeit  fortschreiten;  doch  der  Islam  hat  derCivilisa- 
tion  und  der  Kultur  dieser  Völker  ein  Ziel  gesetzt, 
welches  sie  nicht  überschreiten  zu  können  schei- 
nen. (Fincere  sciunt ,  uti  victoria  non  sciunt,) 
Zwischen  der  Staatsherrschaft  in  Religionssachen 
und  der  Priesterherrschaft  tritt  in  dieser  Beziehung 
der  Unterschied  ein,  dafs,  wenn  sie  den  Unter- 
gang des  Staates  herbeyfiihren ,  jene  von  einem 
Mittel  Gebrauch  gemacht  hat,  welches  zweckwidrig 
war,  diese  aber  einen  Zweck  verfolgt  hat,  welcher 
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uoerreichbar  war,  den  Zweck,  das  Veränderliche 
einer  unveränderlichen  Regel  zu  unterwerfen. 
Wollte  man  deshalb  eine  Priesterherrschaft  tadeln, 
so  würde  der  Tadel  ihrem  Wesen  und  nicht  der 
Wahl  der  Mittel  gelten. 

üeberdiefs  kann  sich  der  Volksglaube  oder  eine 
bestimmte  Religion  noch  aus  besonderen  Grün- 
den zu  einer  Staatsreligion  eignen.  Der  Arm  des 
Staates  erstreckt  sich  überhaupt  oder  nicht  immer 
so  t^eit,  als  sich  das  Recht  oder  das  Bedürfnifs  des 
Staates  erstreckt.  Allemal  ist  es  dem  Staate  vor- 
iheilhaft,  wenn  ihm  das,  was  er  erzwingen  könnte 
und  müfste,  freywiUig  gezollt  wird.  So  kann  z.  B. 
der  Volksglaube  dem  Staate  den  Vortheil  gewäh- 
ren, dafs  er  die  Regierung  der  Vorsorge  für  die 
Armen- und  für  die  Krankenpflege  entlediget,  ^^) 
oder  dafs  er  das  Gastrecht  ^^)  oder  das  eheliche 
Verhältnifs  heiliget.  Durch  die  Religion  kann  ein 
Volk  zum  Kampfe  gegen  den  Feind  begeistert 
werden,  kann  der  Eroberer  den  Schrecken  seines 


84)  Nicht  blos  der  cliristlicfjen  Kirche,  (obwohl  dieser 
vorzüglich,)  gebührt  das  Lob,  dafs  sie  sich  der  Armen  und 
Kranken,  (dieser  auch  durch  die  Anwendung  eines  psychi- 
schen Heilverfahrens,)  angenommen  hat.  Man  erinnere  sich 
z.  B.  der  Tempel  Ae&kulaps  j  sie  waren  zugleich  Heilan- 
stalten. 

85)  Bey  mehreren  Völkern,  z.  B,  bey  den  Griechen, 
(^s.Potteri  ArchaeoL  GraecalL  4.)  l^y  einigen  Ameri- 
kanischen Völkerschaften  war  es  Sitte ,  dafs  der ,  welcher 
einen  Feind  erschlagen  hatte,  sich  einer  Reinigung  (lustratio) 
unterwerfen  raufste.  Hatte  dieser  Gebrauch  nicht  ursprüng- 
lich den  Sinn  und  Zweck,  die  Stammesgenossen  von  Au- 
griffen auf  Fremdlinge  und  Gäste,  (in  den  XII  Tafelu  wer- 
den  sie  hostes  genannt,)  abzuhalten? 
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Namens  in  Vergötterung  verwandeln.  ^^)  Wie  oft 
haben  sich  die  Staatsherrscher  auf  die  göttliche 
Abkunft  ihrer  Gewalt  berufen?  Und  es  könnte  be- 
fremden, wenn  die  Religionen  in  der  Regel  Staats- 
reh'gionen  sind? 

Wenn  in  denjenigen  Staaten,  welche  ihre  Herr- 
schaft auf  Religionssachen  erstrecken,  die  Religi- 
onsfreyheit  der  ünterthanen  so  höchst  verschie- 
denartig beschränkt  ist,  ^")  so  erklärt  sich  diese 
Manmgfaltigkeit  der  Fälle  aus  der  Mannigfaltigjkeit 
der  Ursachen,  deren  Einflüsse  das  Interesse  und 
mithin  das  Recht  dieser  Staaten  in  Religionssachen 
unterworfen  ist.  Je  nachdem  die  Verfassun«  eines 
solchen  Staates  so  oder  anders  beschauen  ist,  ^^) 
je  nachdem  sich  die  ünterthanen  zu  derselben  Re- 


86)  Alexander,  Allila,  Zengis,  wollten  als  Göller  ver- 
phrt  jevii,      Gibbon  VI,  34- 

87)  Zuweilen  ist  der  Religionszustand  dieser  Staaten 
pine  kaum  erklärbare  Erscheinung;,  So  ist  z.  B.  der  Religi-^ 
onsÄUStand  des  Chinesischen  Reichs  wenigstens  bis  jetzt  nocii 
ein  Räthsel.  Es  geht  z.B.  aus  dem  Bd.  11.  S.  166.  ange- 
fiiinten  Gesetzbuche  und  aus  andern  Nachrichten  hervor, 
dafs  China  eine  uralte  Staatsreligion  hat,  deren  obersler 
Priester  der  Kaiser  ist.  Aber  wie  läfst  es  sich  mit  der 
Allgemeingültigkeit  dieser  Religion  reimen,  dafs  gleichwohl 
ßuch  andere  Arten  des  Kultus  ,  z.  B.  der  Kultus  des  Buddha 
in  China  geduldet  werden?  dafs  sich  selbst  .  die  kaiserlieiie 
pamiHe  ium  ^uddhjsm  bekennt? 

8 8)  Vgl»  Montesquieu  de  l'esprit  des  lois.  Das 
XXV.  Buch,  Jedocli  hat  dieser  Schriftsteller  bey  der  Kr- 
ßrterung  des  ]Einflufses  der  Staatsverfassungen  auf  die  Gesetz- 
gebung i^  Religionssachen  mehr  die  Form  als  den  Geist 
der  Verfassungen  beachtet.  (Vielleicht  darf  man  überhaupt 
pber  diesen  Schriftsteller  das  Urtheil  fällen,  dafs  er  die  Staa- 
ten mehr  qus  dem  Standpunkte  des  Anatomen,  als  aus  dem 
4^§  Ph^'sJQlpgen  betiachtet.) 
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liglon  oder  zu  verschiedenen  Rerigionen  bekennen, 
je  nachdem  diese  Reh'gion  oder  diese  Religionen 
von  dieser  oder  von  einer  andern  Art  sind,  aus  die- 
sen und  aus  andern  Gründen  mijssen  die  Religi- 
onsrechte dieser  Staaten  mehr  oder  weniger  von 
einander  abweichen.  Jedoch  die  Fragen  der  Slaats- 
klugheit,  welche  in  Beziehung  auf  die  von  diesen 
Staaten  zu  befolgenden  Maximen  aufgeworfen  wer- 
den können,  lassen  sich  besser  mit  Rücksicht  auf 
einen  bestimmten  in  der  Erfahrung  gegebenen  Staat, 
als  im  allgemeinen  beantworten.  ^^)  Hier  also  nur 
eine  Bemerkung!  Glücklich  der  Staat,  dessen  Un- 
terthanen  sich  nur  zu  einer  und  derselben  Reh'gion 
bekennen.  Für  einen  Staat,  welcher  nicht  in  der 
Lage  ist,  dafs  er  dem  Grundsatze  derReligionsfrey- 
heit  huldigen  könnte,  ist  Glaubenseinheit  der  ün- 
terthanen  zweyfach  Bedürfnifs.  Man  hat  den  Kar- 
dinal Richelieu  und  den  König  Ludwig  XIV. 
schwer  getadelt,  dafs  sie  diese  Einheit  in  Frank- 
reich wieder  herzustellen  suchten.  Aber  so  sehr 
sie  auch  in  mehr  als  einer  Hinsicht  diesen  Tadel 
verdienen  oder  verdienen  mögen ,  in  dem  Interesse 
der  öfFenllichen  Macht  und  der  königlichen  Gew^alt 
liefs  sich  ihr  Verfjafireu,  unter  den  damaligen  Um- 
ständen und  Verhältnissen,  allerdings  vertheidigen. 
Ein  Staat,  dessen  Unterthanen  mehr  als  eines  Glau- 
bens sind,  hat  in  dem  Interesse  der  öffentlichen 
Macht  nur  zwischen  zwey  VVegen  die  Wahl.  Ent- 
weder inufs  er  den  Grundsatz  der  Religionsfrey-r 
beit  bekräftigen,  oder  er  mufs  die  Religionen,  zu 
welchen  sich  die  Unterthanen  bekennen,  insgesammf 


89)  Fast  alle  diese  Fragen  sind  in  Grofsbritannien  bey 
Gelegeubeit  der  sog.  Emancipation  der  Katholiken  (im  Jahre 
1829.)  vielseitig  erörtert  worden. 
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und  zwar  in  gleichem  Grade  zu  Staatsreligionen  ma- 
chen.^®) Denn  es  würde  ein  Widerspruch  seyn, 
wenn  der  Staat  seine  Macht  durch  die  Macht  religi- 
öser Meinungen  verstärken  wollte,  und  gleichwohl 
diese  Macht  beziehungsweise  zugleich  mit  sich  ver- 
feindete. Nicht  sowohl  religiöse  Meinungen  ent- 
zweyen  die  Menschen,  als  die  weltlichen  Interes- 
sen ,  mit  welchen  sich  jene  verschlingen. 

IL    Von  dem  Systeme  der  Religions- 
frey hei  t. 

Man  kann  den  Unterschied  zwischen  dem  Sy- 
steme des  Religionszwan ges  und  dem  der  Reli- 
gionsfreyheit  in  der  jetzt  üblichen  Sprache  so 
ausdrücken,  dafs  nach  dem  ersteren  Systeme  Kir- 
che und  Staat,  Staat  und  Kirche  eins  sind,  nach 
dem  letzteren  aber  die  Kirche  von  dem  Staate  ge- 
sondert ist.  Nach  dem  ersteren  Systeme  steht 
der  Mensch  nur  unter  einem  einzigen  Gesetze,  un- 
ter dem  Gesetze  Gottes  oder  unter  dem  des  Staates, 
nach  dem  letzteren  Systeme  steht  er  sowohl  unter 
dem  einen  als  unter  dem  andern  Gesetze,  hat  die 
Religion  ihr  besonderes  Gebieth  und  der  Staat  das 
seinige*  (Da  dem  Christenthume  das  letztere  Sy- 
stem zum  Grunde  liegt,  so  ist  keine  Philosophie  so 
wenig  christlich ,  als  die  des  Absoluten  oder  der 
Pantheismus.) 

Dem  Systeme  der  Religionsfreyheit  ist  daher 
das  eigen thümlich,  dafs  es,  bezogen  auf  Religions- 
gesellschaften, zwischen  dem  Rechtsverhältnisse  des 
Staates  zu  diesen  Gesellschaften  und  dem  Rechts- 
verhältnisse unter  den  Mitgliedern  einer  solchen 


90)  Den  letzteren  Weg    hält    ohngefähr    die    bisherige 
Gesetzgebung   Frankreichs. 
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Gesellschaft  unterscheidet.  Das  erstere  Verhältnifs 
ist  nur  ein  negatives,  das  letztere  nur  ein  bedingtes 
Verhältnifs.  Die  Mitglieder  einer  Religionsgesell- 
schaft können  als  solche  von  dem  Staate  nur  Schutz, 
der  Staat  kann  von  ihnen  nur  den  Gehorsam  des 
gemeinen  Rechts,  d.  i.  nur  denselben  Gehorsam, 
wie  von  allen  andern  ünterrhanen  fordern.  Das 
Gesetz  einer  Religionsgesellschaft,  diese  für  sich 
betrachtet,  ist  der  freye  Wille  eines  jeden  einzel- 
nen Gesellschafters. 

Das  System  der  Religionsfreyheit,  obwohl  mit 
den  Grundsätzen  des  Rechts  ausschliefslich  in  Ein- 
klang, ist  gleichwohl  eine  vergleichungsweise  neue 
Erscheinung  in  der  Geschichte.  Es  ist  eine  OfFen- 
bahrung  des  Christenlhumes.  Allerdings  giebt  es 
der  Stämme  und  Völkerschaften  die  Menge,  welche, 
noch  uncivilisirt,  auch  in  Religionssaclien  frey  sind. 
Aber  diese  Freyheit  beruht  nur  darauf  ,  dafs  ihnen 
die  Bande  des  bürgerlichen  Gehorsams  überhaupt 
noch  unbekannt  oder  darauf,  dafs  ihreReligionsbe- 
griffe  noch  zu  unvollkommen  sind,  als  dafs  sie  der 
Ordnung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  zur  Grund- 
lage oder  zur  Stütze  dienen  könnten.  Unter  den 
civilisirten  Völkern  wird  man  kein  einziges  nach- 
weisen können,  welches,  mit  dem  Cliristenthume 
unbekannt,  dennoch  den  Grundsatz  der  Religions- 
freyheit  erkannt  und  befolgt  hätte. ^^)  Wenn  Er- 
oberer den  Besiegten  gestatteten,  den  Gottesdienst 
der  Väter  beyzubehalten,  so  geschah  das  nicht  aus 
Achtung  für  das  Recht  der  Religionsfreyheit,  son- 
dern bald  aus  Furcht  vor  der  Widersetzlichkeil, bald 
aus  Verachtung  gegen   den  Aberglauben  der  Be- 


91)  Z.B.  den  Griechen,  selbst    den  Scliriftstellern  der 
Griechen  war  dieser  Grundsatz  gänzlich  unbekannt. 
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siegten,  bald  ans  dem  Grunde,  weil  die  Besieg- 
ten, gezwungen,  den  Göllern  des  Siegervolkes  zu 
opfern,  diesem  auch  dem  Rechte  nach  gleichge- 
stellt worden  wären.  ^^)  So  mächtig  ist  der  Ein- 
flufs  der  Ursachen ,  welchen  die  Priesterherrschaffc 
und  die  Herrschaft  des  Staates  in  Religionssachen 
ihre  Entstehung  verdanken ,  dafs  es  selbst  dem 
Christen thume  nicht  immer  und  nicht  überall  ge- 
lungen ist,  dem  Grundsatze  der  Religionsfreyheit  in 
allen  s,einen  Beziehungen  Anerkennung  zu  ver- 
schaffen. Nur  der  Religionszustand  der  Vereinig- 
ten Staaten  von  Nordamerika  entspricht  diesem 
Grundsalze  zur  Genüge.  So  viel  auch  in  Europa 
für  die  Freyheit  der  Menschen  in  Religionssachen 
besonders  seit  der  Milte  des  vorigen  Jahrhunderts 
geschehn  ist,  so  ist  doch  die  christliche  Kirche 
selbst  in  denjenigen  Europäischen  Staaten  noch 
mehr  oder  weniger  eineStaatsanslalt,  deren  Grund- 
gesetze jene  Freyheit  als  ein  Recht  anerkennen.  ^^) 
Auch  —  und  besonders  —  wegen  dieses  Un- 
terschiedes werden  jene  Staaten  eine  andere  Zu- 
kunft haben  als  diese. 

Wenn  auch  die  Verfassung  einer  kirchlichen 
Gesellschaft,    deren    Mitglieder    einer    geistlichen 

92)  Besonders  auf  diesem  Grunde  berulite  die  Duld- 
samkeit der  Römer  ge^en  den  Kultus  der  Besie^tm.  Da/u 
kam  noch  die  Duldsamkeit  der  polytheistischen  Roliglonen, 
ferner  die  Verwandschaft ,    welche    zwischen    der    Natlonal- 

.  religion  der  Römer  und  den  Religionen  der  übrigen  Völker 
Italiens,  auch  den  Griechischen  eintrat.  Daher  die  Ci'ocatio 
deorum  etc.    S.  auch  Thucyd.  II,  'j^. 

93)  So  bekräftiget  z.  B.  der  Verfassungsbrief  des  fran- 
zösischen Reichs  den  Gru^dsat^  der  Religionsfreyheit.  Aber 
wie  viel  fehlt  auch  in  Frankreich  an  der  Ausführung  dieses 
Grundsatzes.  Der  König  ernennt  die  BischöiTe.  Die  Geist-: 
liclikcit  wird  aus  der  Staatskasse  besoldet  u.  s.  w. 
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Gewalt  unterworfen  sind,  nicht  schon  ihrem  Wesen 
nach  (nicht  schon  in  thesi)  den  Grundsati  der 
Religlonsfreyheit  verletzt,  so  ist  doch  Gewissens- 
frey hei  t  der  Zweck  der  ReJigionsfreyheit,  und  so 
mufs  doch  im  Lehen  (in  hjpothe'si)  mit  jener  auch 
diese  gefährdet  werden.  Der  göttliche  Stifter  des 
Christenthuines  wolhe  die  Gewissen  der  Menschen 
frey  machen,  er  wollte  die  Menschen  von  dem  Jo- 
che des  Gesetzes  befreyn.  Wie  kam  es  nun ,  dafs 
gleichwohl  in  der  christlichen  Kirche  eine  geist- 
liche Herrschaft  entstand,  eine  Herrschaft,  welcher 
noch  jetzt  die  grofse  Mehrzahl  der  Christen  un- 
terworfen ist? 

In  der  Geschichte  der  christlichen  Kirche,  d.  i.  in 
der  Geschichte  der  Versuche,  welche  die  Christen 
gemacht  hahen,  ihre  gesellschaftlichen  Verhällnifse 
zum  Staate  auf  eine  dem  Geiste  des  Christenthumes 
entsprechende  Weise  zu  ordnen,  entfallet  sich  ein 
in  seiner  Art  einziger  Reichthum  des  geistigen  Le- 
hens. ^*)  Die  Geschichte  der  christlichen  Kirche 
ist  die  Geschichte  eines  Kampfes,  welcher  bald  der 
Freyheit  der  Gewissen,  bald  der  äufsern  Freyheit 
der  Christen  —  mit  andern  Worten ,  bald  der 
Verfassung  der  Kirche,  bald  , dem  Verhältnisse  der. 
Kirche  zum  Staate  —  galt,  welcher,  da  er  zwey 
von  einander  verschiedene  Gegenstände  hatte,  nicht 


94)  Vgl.  Gesciliciltc  (1er  Cliristllcli  klrcliUctien  Religi- 
onsverlassuu^.  Von  G.  I.Planck.  Hannov.  i8o3  —  1809. 
8-  —  Audi  für  den  Staatsmann  ist  die  Geschichte  der  christ- 
liclien  Kirche  von  hoher  Wichtigkeit.  Die  christliche  Kirche 
hat  fast  alle  nur  überhaupt  mögliche  Verfassungsformen  ver- 
sucht. Dasselbe  gilt  von  den  verschiedenen  Mönchsorden. 
Eine  Maxime  der  Stgätsklugheit  kann  kein  besseres  Ansehn, 
als  das  der  Geisllichköjl,  für  sich  haben. 
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selten  die  id  Beziehung  auf  den  einen  Gegenstand 
einander  Befreundeten  in  Beziehung  auf  den  andern 
entzweyte,  und  umgekehrt.  In  allen  Perioden  die- 
ser Geschichte  regt  und  hewegt  sich  eine  eigen- 
thümliche  organisirende  Kraft,  eine  Kraft, 
welche  die  Menschen  unaufhörlich  drängt  undtreiht, 
die  Kirche  und  seihst  den  Staat  neu  und  inimer 
YoUkommner  zu  gestalten,  so  ungern  sie  sich  auch 
besonders  in  Religionssachen  in  ihrer  Ruhe  stören 
lassen,  und  so  abhold  auch  Geistliche  —  und  Prie- 
ster —  einer  jeden  Neuerung  sind.  ^^)  Allerdings 
verdankt  die  christliche  Kirche  diese  ihre  Kampflust, 
diese  ihre  ewige  Jugendkraft  der  geistigen  und 
sittlichen  Vollkommenheit  des  Christenthumes  über- 
haupt. ^^)  Jedoch  darf  nicht  übersehn  werden, 
dafs  sich  die  Vollkommenheit  des  Christenthumes 
insbesondere  auch  dadurch  beurkunde,  dafs  Chri- 
stus, auch  in  so  fern  von  allen  andern  Religions- 
stiftern sich  unterscheidend,  fast  Alles,  was  das 
Kirchenthum  angeht,  der  freyen  Wahl  seiner 
Bekenner  überlassen  hat.  Die  seiner  Kirche  zu 
gebende  äufsere  Gestalt,  die  Form  des  Vereines, 
liefs  er  fast  gänzlich  unbestimmt.  (VVo  Zweye  oder 
Dreye  von  den  Meinen  versammelt  sind,  sprach 
Er,    da    bin    ich  mitten  unter  ihnen  1)   Nur  zwey 


95)  Selbst  die  Ewigkeit  und  Unveränderllchkeit  des 
Glaubens  und  der  Verfassung  der  katliolischen  Kirche  ieidet 
einen  grofseu  Abzug,  wenn  man  in  die  Geschichte  tiefer  ein- 
dringt. Vgl.  Histoire  des  sectes  religieuses,  qui  sont  nees, 
se  sont  modißes  et  se  sont  eteintes  dans  les  dißerentes 
contrp.es  du  glohe,  depuis  le  coinmencement  du  siede  dernier 
jusqu'ä    Vepoque    actuelle,       Par    Gr  eg  o  ir  e.   Par.    i8^^. 

r.  T.  8, 

96)   Philosophie    des   Christenthumes.     Von  Koppen. 
Lpz.  i8i3.  8. 
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symbolische  Gebräuche  machte  er  den  Bekennern 
seiner  Lehre  zur  Pflicht,  die  Taufe  und  das  Abend- 
mahl. Er  selbst  beobachtete  die  Vor- 
schriften des  Mosaischen  Kultus.^") 

Die  ersten  Christen,  Jüdischer  Nation,  sehei- 
nen die  Verbindung,  welche  unter  ihnen  bestand, 
anfangs  nicht  als  einen  besondern    Religionsver- 
ein, sondern    nur  als  eine  besondere  philosophi- 
sche Schule  betrachtet  zu  haben,  wie  es  bey  der- 
selben Nation    mehrere    Schulen    dieser    Art  gab. 
Die   Anhänger    der    neuen    Lehre    trennten    sich 
nicht  sofort  von  den  Judengeraeinden  und  deren 
gottesdienstlichen  Versammlungen,  den  Synagogen, 
nur  das  Gedachtnifs    des  Herrn,    (nur  ihre  My- 
sterien,) feyerten  sie  besonders.  Jedoch  nicht  lange 
konnte  ihnen  der   t^eist  des   Christenthumes  ein 
Geheimnifs    bleiben;    sehr  .bald   bildeten  sie  be- 
sondere Religionsvereine.     Die   Verfassung  dieser 
Vereine  beruhte  auf  den  Grundsätzen  des  Gesell- 
schaftsrechts;   schon    der    Stolz    der   Römer 
sicherte  die  Christen  vor  Eingriffen  des  Staates 
in  ihre  Religion sfreyheit.    Eben  so  liefs  die  Ver- 
fassung dieser  Vereine  die  Gewissens  fr  eyheit 
unangetastet;  noch  standen  die  Christen  nicht  un- 
ter  einer   geistlichen     Herrschaft.      Eine   jede 
dieser    Gesellschaften    wählte    ihre    Diener,    (die 
diaconos  und  diaconissas ,)   ihre    Aeltesten,  (die 


97)  »Um  einen  tiefen  und  bleibenden  Eindruck  auf  das 
Gemüth  KU  maclien,  miifs  eine  Religion  Andachtsübungen  ge- 
biethen,  für  welche  wir  keinen  Grund  angeben  können,  und 
sich  unsere  Achtung  erwerben,  indem  sie  Pflichten  einschärft, 
•welche  der  Stimme  unserer  Herzen  entsprechen.»  Gibbon  I. 
sQ"].  (Basler  Aiisg.)  Der  erstere  Satz  wird  durch  die  Ge- 
schichte des  Christenthumes  nicht  bestätiget. 
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preshfteros,)  und  ihren  BischofF,  den  Vorstand 
der  Gesellschaft.  Gewisse  Angelegenheiten  blie- 
ben der  Entscheidung  der  gesammten  Gesell- 
schaft vorbehalten.  Selbst  die  unmittelbaren  Schü- 
ler Christi  sprechen  nur  als  Lehrer  und  Rathgeber 
zu  diesen  Gesellschaften;  zum  Bestehn  und  Gedeihn 
derselben  genügte  der  Glaubenseifer  der  Neube- 
kehrten. Nicht  die  Verfassung  des  Jüdischen 
Staates,  sondern  die  Verfassung  der  Jüdischen 
Synagogen  diente  den  ältesten  christlichen  Reli^i- 
onsgeseiJschaflen  zum  Vorbilde.  ^^)  —  Desselben 
Charakters  und  Geistes  war  das  Verhiiltnifs  wel- 
ches unter  diesen  Gesellschaften  gegenseitig  be- 
stand. Nur  in  dem  Sinne  gab  es  anfangs  eine  einzige 
christliche  Kirche  oder  war  die  christliche  Kirche 
anüings  ein  Ganzes,  dafs  sich  die  Christen  überall 
zu  demselben  Glauben  bekannten,  dafs  die  sämmt- 
lichen  christlichen  Gemeinden,  da  die  ältesten  un- 
ter ihnen  von  den  jüdischen  Synagogen  ausgegan^ 
gen,  die  neueren  dem  Vorbilde  der  älteren  gefolgt 
waren,  denselben  Kultus  und  ohngefähr  dieselben 
gesellschaftlichen  Einrichtungen  hatten,  nicht  aber 
in  dem  Sinne,  dafs  alle  diese  Gemeinden  einer 
einzigen  geistlichen  Behörde,  z.  ß.  einem  einzigen 
obersten  Bischoffe,  unterworfen  gewesen  wären.  Erst 
nach  und  nach  und  nur  durch  Verträge,  welche 


98)  Die  Haupturkunden  der  ältesten  Gesclilclite  der 
clirislliclien  Kirche  sind  die  Apostfrl^escliichte  urul  ^\c  aposfo- 
listlien  Biiele.  Die  Verscljiedenheit  der  Deutungen,  welche 
man  den  in  diesen  Urkunden  erhaltenen  Naclirichten  gegeben 
liat,  ist  da^  auffallendste  Beyspiel,  wie  sehr  die  Geschichlschrei- 
bung  unter  dem  Einflüsse  des  Gesichtspunktes  steht,  auswei- 
chen) der  Geschichtsschreiber  die  Begebenheiten  beurtheilt. 
Auch  in  Beziehung  auf  die  Geschichte  sind  die  Menschen 
Idealisten» 
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die  einzelnen  Genieinden  mit  einander  abschlofsen, 
wurde  die  christliche  Kirche  aucli  ausser  lieh  ein 
Ganzes.  Nur  unler  dem 'Einflüsse  der  Verfassung 
des  Römischen  Reichs  entwickelte  sich  aus  jener 
inneren  Einheit  diese  äussere  Einheit  der  christli- 
chen Kirche.  ^^) 

Jedoch,  schon  in  dem  ersten  Jahrhunderte  der 
christlichen  Kirche  wurde  der  Grund  zu  einer 
geistlichen  Herrschaft  über  die  Kirche  ge- 
legt; diese  Herrschaft  entwickelte  und  befestigte 
sich  im  zweyten  Jahrhunderte  und  gelangte  im 
dritten  Jahrhunderte,  nun  ausgebildet  und  erstarkt, 
zu  einer  Herrschaft  über  die  Gewissen  ,  welche  den 
Kaiser  Konstantin  den  Grofsen  veranlafste,  die 
christliche  Religion  z«r  Staatsreligion  des  Römi- 
schen Reiches  zu  erklären.  (Auf  das  Gebieth  dieses 
Reiches  beschränkte  sich  in  den  ersten  drey  Jahr- 
hunderten ohngefähr  die  Ausbreitung  des  Christen- 
thumes.)  —  Die  entferwtere  Ursache  dieser  Umge- 
staltung der  christlichen  Kirche  lag  in  demgeheim- 
nifsvollen  Zauber,  welchen  eine  geistliche  Gewalt 
für  das  Gewissen  der  Menschen  hat.  Eine  Religi- 
onsgesellschaft, welche  nicht  einer  geisilichen  Herr- 
schaft unterworfen  ist,  eine  Gesellschaft  also,  welche 
die  Regel  Ihres  Glaubens  und  ihrer  Gottesvereh- 
rung, gleich  als  handelte  es  sich  von  einer  weltli- 
chen Angelegenheit,  vertragsweise  festsetzt,  scheint 
weder  mit  der  Würde  der  Religion  noch  mit  den 
religiösen  Bedürfnissen  der  Menschen  in  üeberein- 
stimmung  zu  stehn.  Wie?  kann  man  fragen  und 
ist  gefragt  worden,  über  göttliche  Dinge  dürfte 
der  Menschen  Witz  und  Wahn  entscheiden?   das 


99)  J.  H.   Boeliraer    de  confoederata    Christianoruni 
discipüna.     In  ejus  Dis's.j.  ecclep.  ant.  diss.  IIT. 
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an  sich  Ewige*  und  Unveränderliche  dürfte  dem 
Wogen  und  Schwanken  menschlicher  Meinungen 
und  Interessen  Preifs  gegeben  werden?  wankt  und 
weicht  nicht  überhaupt  der  Boden,  auf  welchem 
der  Mensch  als  ein  sittliches  Wesen  steht,  wenn 
selbst  die  Pveligion  von  dem  Strudel  ergriffen  wird, 
in  welchem  alles,  was  Menschen  werk  ist,  kreist 
und  untergeht?  Allerdings  können  diesen  Fragen 
andere  entgegengestellt  werden,  welche  eben  so 
schwer  zu  beantworten  seyn  dürften.  Die  Thatsa- 
che  aber,  von  welcher  hier  die  Rede  ist,  die  That- 
sache,  dafs  es  vielen,  ja  vielleicht  den  meisten 
Menschen  Bedürfnifs  ist,  einer  geistlichen  Gewalt 
zu  gehorchen,  (sich  in  Religionssachen  der  eigenen 
Verantwortlichkeit  zu  entledigen,)  kann  schwerlich 
bestritten  werden.  Selbst  die  Geschichte  der  pro- 
testantischen Kirche  zeugt  für  dieseThatsache.  Gegen 
die  katholische  Kirche  die  Freiheit  der  GcAvissen 
vertheidigend ,  stritten  die  Protestanten  unter  sich 
selbst  überRechlgläubigkeit.  —  Jene  Umgestaltung 
der  christlichen  Kirche  hatte  jedoch  noch  zwey 
besondere  oder  näher  liegende  Ursachen.  Er- 
stens: Das  Christenthum  ist  gleichsam  die  Meta- 
physik des  Judenthumes;  mit  andern  Worten,  aas 
Christenthum  ist  die  Gotteslehre  des  Mosaischen 
Gesetzes,  befreyt  von  ihrem  nationellen  Charakter 
und  von  ihren  nationellen  Umgebungen,  verwan- 
delt   in    die   Religion    der   Menschheit.   '^°)     Nun 


loo)  Also  —  will  man  die  Juden  zum  Cliristenthume 
bekehren,  so  ist  die  Aufgabe  die,  sie  zu  entnatlonalisiren,  das 
Mittel,  Aufklärung  unter  ihnen  zu  verbreiten.  Vgl.  v. Seh  m  idt- 
Phiseldeck  über  das  jetzige  Verhällnifs  der  jüdischen  Na- 
tion zum  christlichen  Bürgervercine  und  dessen  künftige  Ge- 
staltung.    Kopenh.   1817.     (Eine  der  vorzüglichsten  Schriften 
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war  zwar  zu  Folge  ^di^ses  Verhältnisses ,  welches 
zwischen  dem  Christenthume  und  dem  Judenlhume 
eintrat,  die  Verfassung  des  Jüdischen  Staates  auf 
die  Verfassung  der  christlichen  Kirche  schlechthin 
unanwendbar.  Aber  der  geschichtliche  Zusammen- 
hang zwischen  demChristenthume  unddem  Juden- 
thume  war  den  BischöfFen  und  den  Aeltesten  der 
christlichen  Gemeinden  eine  nicht  unwillkommene 
Veranlassung,  die  Ansprüche  und  Rechte  der  Jüdi- 
schen Priester  auf  sich  überzutragen.  So  wurde  die 
Verfassung  des  Jüdischen  Staates,  weil  und  in  wie 
fern  eine  Priesterherrschaft  ein  Bestandtheil  von  ihr 
gewesen  war,  das  Vorbild  und  dieAuktorität  für  die 
Verfassung  der  christlichen  Kirche.  Und  das  ist 
sie  in  der  Lateinischen  und  in  der  Griechischen 
Kirche  bis  auf  diesen  Tag.  Zweytens:  Die  christ- 
liche Kirche,  im  Kampfe  oiit  den  sämmtlichen  Na- 
tionalreligionen des  Römischen  Reichs,  denen  sie 
den  Untergang  drohte  und  endlich  bereitete,  schon 
frühzeitig  und  nach  und  nach  immer  mehr  den 
Verdacht  der  Regierung  auf  sich  lenkend,  ^^^)  be- 
durfte einer  Verfassung,  welche  durch  ihre  innere 
Stärke  geschickt  wäre,  die  Christen  in  dem  zwey- 
fachen  Kampfe  des  Sieges  zu  versichern.  Und  nur 
wenn  die  Christen  dem  Worte  und  Rufe  ihrer  geist- 
lichen Väter  folgten,  konnten  sie,  wie  die  Sachen 


über   die  Bektlining  der  Juden.)    Die  Juden  und  Ilire  Wün- 
sche.    Von  R.  jMoser.  Stuttg.   1828.  8« 

101)  Schon  fiühzeitig  schöpfte  die  Regierung*  Verdacht. 
S.  Tac.  Ann.  XV,  44.  P  i  i  n.  episU  X,  97.  98.  Doch  erst 
im  dritten  Jahrhunderte  wurden  die,  Christen  ,  als  eine  poli- 
tisch gefähriiche  Parthey,  planraäÜs^g  von  der  Regierung  ver- 
folgt.     Gibbon,   Chaß.  XVI. 

Zachariä  JReg.  Lehre*  IL  Bd,  3.  Abth.  1/ 
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standen,  des  Erfolges  in  dem  einen  und  in  dem 
andern  Kampfe  gevvifs  seyn. 

Mit  Konstantin  dem  Grofsen  beginnt  eine  neue 
Periode  in  der  Geschichte  der  christh'chen  Kirche. 
Die  geisthche  Herrschaft,  unter  welcher  bis  dahin 
die  Kirche  gestanden  hatte,  verwandehe  sich  jetzt, 
wenn  auch  nur  nach  und  nach,  in  eine  Priester- 
her r  Schaft,  d.  i.  mit  der  geisth'chen  GewaU  wurde 
nun  eine  äussere  oder  wehliche  Gewalt,  wurden 
Rechte  verbunden,  welche  mit  dem  Grundsatze 
der  Religionsfreyheit  mehr  oder  weniger  unver- 
einbar waren.  So  kam  es  im  Römischen  Reiche 
z.  B.  dahin,  dafs  nur  die  —  nach  dem  ürtheile  der 
Geistlichkeit  —  Rechtgläubigen  im  Lande  geduldet 
wurden ,  ^^^)  dafs  die  ßischöffe  zu  einer  sich  schon 
sehr  weit  erstreckenden  Gerichtsbarkeit  gelangten. 
Mit  dem  Christenthume  wurde  auch  die  Verfassung 
der  christlichen  Kirche,  so  wie  sie  sich  im  Römi- 
schen Reiche  ausgebildet  hatte,  unter  die  Völker 
Deutschen  und  unter  die  Sarmatischen  Ursprungs 
verpflanzt.  Bey  denselben  Völkern,  besonders  aber 
bey  den  ersteren,  oder  in  der  Lateinischen  Kirche 
stieg  sodann  die  äufsere  oder  weltliche  Macht  der 
Geistlichkeit  bis  zu  einer  Höhe,  welche  sie  im 
Römischen  Reiche  nie  erreicht  hatte. 

Diese  Verwandlung  der  geistlichen  Herrschaft 
hatte  theils  in  dem  Interesse  des  geistlichen  Stan- 
des, theils  in  dem  der  weltlichen  Regierungen  ihren 
Ursprung.  —  Es  liegt  in  der  Natur  des  Menschen, 
dafs  diejenigen,  welche  in  dem  Besitze  einer  geist- 
lichen Gewalt  sind,  auch  nach  äufserer  Gewalt 
trachten,  dafs  sie  di'C  Vollmacht,  die  sie  von  Gott 


10  2)  Vgl.  den' t it.  Cod.  de  haerelicis,  de  Manichatis  et 
Samariiis. 
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zu  haben  glauben,  so  deuten,  als  ob  sie  sich  auch 
auf  eine  ihnen  verliehene  äufsere  Gewalt  erstrecke. 
Denn  unsicher  scheint  ihnen  eine  Gewalt  zu  seyn, 
welche  blos  auf  dem  fluten  Willen  der  ihr  Unter- 
worfenen beruht.  (Fallax potentianon  sua  ^i  nixa.) 
Wenn  die  äufsere  oder  bürgerliche  Ehre  den  inne- 
ren Werth  oder  die  Würde  dessen,  welcher  dieser 
Ehre  geniefst,  zur  Grundlage  hat  oder  zur  Grund- 
lage haben  soll,  wie  könnte  es  dem  geistlichem 
Stande  gleichgültig  seyn,  ob  seine  Würde,  ob  die 
Weihe,  welche  seine  Mitglieder  über  alle  andere 
Menschen  stellt,  auch  äufserlich  anerkannt  oder 
nicht  anerkannt  werde?  ^"^)  Endlich,  eine  jede 
geistliche  Herrschaft  bedarf  gewisser  äufserer  Hülfs- 
mittel,  eines  Sondereigenthumes  oder  gewisser 
ständiger  Einkünfte,  damit  s\e^  auf  die  Ewigkeit 
berechnet,  auch  ein  äufserlich  bleibendes  und 
stetiges  Daseyn  habe.  Kein  Wunder  also,  wenn 
die  Geistlichkeit  der  christlichen  Kirche  unausge- 
setzt und  planmäfsig  auf  das  Ziel  hinarbeitete,  auch 
eine  äufsere  Gewalt  sich  zuzueignen.  —  Andererseits 
kann  es  nach  Zeit  und  Umständen  auch  das  In- 
teresse des  Staates  seyn,  diesem  Streben  der  geistli- 
chen Herrschaft  entgegen  zu  kommen.  Und  in  dem 
Römischen  Reiche  stellte  sich  das  Verhältnifs  zwi- 
schen Staat  und  Kirche  gerade  auf  diese  Weise.  Von 
August  bis  Diokletian  hatte  die  kaiserliche  Gewalt 
den  Befehl  über  das  Heer  zu  ihrer  Grundlage.  ^®^^ 


io3)  Nicht  oline  Grund  walirten  die  Geistlichen  der 
kalholischen  Kirche  ihre  persönliclie  Unverletilichkeit  mit 
besonderer  Vorsiclit.      S.  c.  29.  C.  17.  q.  4« 

io4)  Die  Römlseheii  Rechtsgelehrlcn  betrachteten  eine 
s.  g.  lex  regia  als  den  titulus  imperii,  d.  1.  sie  huldigten  dem 
Grundsalze;    Alle  Gewalt   geht   vom    Volke  ans.    §.  6.  /.  de 

17* 
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Daher  der  Nähme:  Imperator^  Feldherr,  mit  wel- 
chem   das   Oberhaupt  des  Römischen  Reichs  be- 
zeichnet wjurde.     Daher  die  Unsicherheit  des  kai- 
serhchen  rl?hr^«es;  daher  in  diesem  Reifche  die- 
selben   AuftriUe    wie    in    den    mohamedanischen 
Reichen  A^i^nSi    Um  der  kaiserlichen  Gewalt  eine 
festste  litid  selbstständigere  Grundlage  zu  geben, 
suchte  schon    Diokletian    sein    Herrscherrecht  zu 
yergöttlichien.^^^)  Denselben  Plan  verfolgten  Kon- 
stantin   der   Grofse    und    dessen  Nachfolger  und, 
von   der  Geistlichkeit  der  christlichen  Kirche  un- 
terstützt, vermogten  j^iej^j|in^,Yollständig  durchzu- 
rühren.   Von  nun  an  jW^rt^di^  geistliche  Gewalt 
h'e  Hauptstütze  der  kaiserlichen  Gewalt,  die  Haupt- 
rundlage der  kaiserlichen  Macht.     In  einer  un- 
n'ttelbaren   Verbindung   mit   diesem    Plane   stand 
ie    neue    Organisatiap,,    welche   Konstantin   dem 
Mche  gab.   .  WiS  dahin    hatte  ein  Jeder  der  über 
'*    einzelnen    Provinzen    gesetzten    Befehlshaber 
^äfite   Rechte    der    kaiserhchen    Gewalt  in  seinem 
Amtsbezirke  ausgeübt.     Jetzt  wurde   nicht  nur  der 
Befehl    über   das   Heer    von    der    Civilverwaltung 
getrennt;   sondern  es  wurden  noch  überdiefs  die 
kirchlichen  Behörden   als  Staatsbehörden  in  geist- 
lichen Sachen  eingesetzt  oder  bestätiget.    Aehnli- 
che  Verhältnisse  und  Interessen  begünstigten  in  den 
Staaten  Deutschen  Ursprungs  die  Ver^wandlung  der 
geistlichen  Gewalt  in  eine  priesterliche.  Zwar  läfst 
sich  von  den  Zeiten,  da  das  Ghristenthum  zuerst 

jure  nat.  gent.  ei  civ.  Ahcr  die  Kaiser  n^'iliitiTen''Wi«lit  tlen 
Grund  iliies  Rechts  sotuLrn  den  Grand  iHl^r  T\T^t  h  t  zum 
JVIafsstubo  hi'\  der  Ausi1b»ing  ihrer  Gewalu  ,,^i\  .  ,> 

to5)    Gibbon   \\\.    chap.   ly.      üer^ejb^f ^!|^ai^er   führte 
das  Asiatisclie    Careruonicl  an    seinem  Hofe  ein. 
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unter  den  Völkern  Deutschen  ürspruno^s  ausge- 
hreitet wuräe,  aus  Mangel  an  genügenden  Nach- 
richten^ ^tir  wenig  üher  den  Einflufs  behaupten, 
welchen  die  he j  diesen  Völkern  bestehenden  Staats- 
verhältnisse zu  Gunsten  der  christlichen  Geistlich- 
keit hatten.  Desto  bestimmter  tritt  dieser  Einflufs 
in  späterer  Zeit  hervor.  So  erhielt  z.  B.  in  Spanien 
durch  den  Kampf  des  Katholicismus  mit  dem  Aria^ 
nismus  und  durch  den  endlichen  Sieg  des  erstem 
über  den  letzteren  die  geistliche  Gewalt  zu  der  kö- 
nigh'chen  eine  Stellung,  welche  auf  die  Verfassung 
dieses  Reichs  einen  so  bedeutenden  (nocl^  jezt  er- 
kennbaren) Einflufs  gehabt  hat.  So  befolgten  die 
Fränkischen  Könige  des  zweyten  Herrscherstammes 
die  Maxime,  sich  an  den  päbstlichen  Stuhl  anzu- 
schliefsen.^  Um  ihre  Herrschaft  über  Deutschland 
zu  befestigen,  legten  dieselben  Könige  den  Grund 
zu  dem  stolzen  Gebäude  der  Deutschen  katholi- 
schen Kirche.  *^^)  Nachdem  die  Kirche  in  dem 
ganzen  Abendlande  za  Macht  und  Reichthum  ge- 
langt war,  suchte  sich  überall  der  Adel  in  den 
Besiti;  ^ler  4löheren  kirchlichen  Stellen  zu  setzen; 
der  f  län  glückte ,  wenn bau^h  -nicht,  ypllkommen ; 
die  wellliche  Aristokratie  trat  mit  der  geistlichen  in 
Bund,;ihfen  Geist,  ihre  Ansprüche  und  ihreHülfs- 

MfeGlI,i-f  .  / 

io6)  In  dem  berühmten  Investiturstrelle  ist  eins  schwer 
zu  eBkläCjen.  Woher  die  in  Deutscliland,  und  sonst  in  kei- 
i>era,aimern  oiaate  iibliche  I  nve  s  i  i  tut- a  episcoporum  per 
annuluni  et  hacuiam?  (Nhgen3iS  habe  ich  einen  Aalschlnfs 
über  diese  Frag^  Jijiden  können.)'  Vielleicht  entstand  diese 
Investitur  soV'<iäfi"^ie''litJtii^^'^a^'IÖe^^^^^  gWich  anfangs 

die  BischöfFe  ujV^^-MHI-en-'^Bi^^ölideru  Schulz  naiimen ,  dafs 
diese' Invj.'siitur  eine  C'e  w  a' trir  wa r  ,  welche  den  BiscliölTen 
für  ilir  Amt  und  für  die  Güter  der  Kirche  von  'deu  Köni- 
gen geleistet  wurde.  ,    .»    ,-.^ 
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mittel  dieser  mitthellend.  Selbst  die  Städte  nahmen 
von  Zeil  zu  Zeit,  z.  B.  in  dem  Streite  zwischen  den 
Ghibellinen  und  Guelfen,  für  die  Geistlichkeit  Par- 
they. —  Jedoch  nicht  immer  stand  das  Interesse 
der  wehlichen  Gewalt  mit  dem  der  geistHchen  in 
diesem  Einklänge.  Selbst  dann,  wenn  die  weltliche 
GewaU  den  Absichten  der  Geistlichkeit  auf  eine 
priesterHche  Herrschaft  entgegen  kam,  wolhe  sie 
doch  im  Grunde  für  sich  arbeiten,  wollte  sie  die 
geistliche  Gewalt  nur  zu  weltlichen  Zwecken  be- 
nutzen. Wenn  also  auch  die  Geistlichkeit  sowohl 
in  der  Lateinischen  als  in  der  Griechischen  Kirche 
XU  einer  Herrschaft  in  weltlichen  Dingen  gelangte, 
so  stellte  sich  doch  ihr  Verhällnifs  zum  Staate  nach 
Zeit  und  Umständen  verschieden.  In  dem  Römi- 
schen Reiche  und  bey  den  Völkern  Sarmatischen 
Ursprunges  blieb  die  Geistlichkeit  doch  immer  dem 
Staate  untergeordnet,  hatte  sie  nicht  sowohl  kraft 
eigenen  Rechts,  als  kraft  der  Gesetze  des  Staates 
eine  äufsere  Gewalt.  Anders  in  den  Staaten  Deut- 
schen Ursprungs. 

Ein  Hauptgrund,  warum  sich  die  Verfassung 
der  katholischen  Kirche  bey  den  Völkern  Deut- 
schen Ursprungs  so  ganz  anders  gestaltete,  als  sie 
sich  in  dem  Römischen  Reiche  gestaltet  hatte,  lag 
in  der  Verschiedenheit  der  Rechtsbe- 
griffe, welche  bey  jenen  Völkern  und 
bey  den  Römern,  sowohl  überhaupt  als 
über  die  Staatsverfassung  insbesonde- 
re, herrschten.  —  Die  Römer  hatten  von  jeher 
eine  Staatsreligion  gehabt;  die  Diener  dieser  Reli- 
gion waren  von  jeher  als  Staatsbeamte  betrach- 
tet worden;  mit  einem  Worte,  das  gesammte  Sy- 
stem des  Römischen  Rechts  hatte,  um  in  der  jetzt 
üblichen  Sprache  zu  sprechen,  die  Idee  der  Einheit 
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des  Staates  und  der  Kirche  zur  Grundlage.  Als  nun 
die  christliche  Religion  zur  Herrschaft  und  endlich 
zur  Alleinherrschaft  im  Römischen  Reiche  gelangte, 
konnte  man  sich  das  Verhältnifs  dieser  Religion 
und  das  der  christlichen  Kirche  zum  Staate  nur  so 
denken,  dafs  das  Christenthum  an  die  Stelle  der 
altrömischen  Nationalrelfgion  getreten  sey,  dafs 
der  Kaiser  nach  wie  vor  das  Haupt  der  Nationalre- 
ligion sey  und  hleibe,  *)  und  dafs  die  Geistlichkeit 
der  christlichen  Kirche,  in  wie  fern  sie  mit  einer 
äusseren  Macht  und  Gewalt  bekleidet  sey,  diese  den 
Gesetzen  des  Staates  oder  der  kaiserlichen  Gewalt 
verdanke.  Zu  ausgebildet  war  das  System  des  Rö- 
mischen Rechts,  zu  grofs  die  Anhänglichkeit  der 
Römischen  Rechtsgelehrten  an  die  Ueberlieferungen 
der  Vorzeit,  *^^)  als  dafs  man  von  einer  andern  An-, 
sieht  hätte  ausgehn  und  so  die  Vergangenheit 
gleichsam  vertilgen  können.  Wenn  die  Geistlichkeit 
der  christlichen  Kirche  selbstthätiger,  als  die  Prie- 
sterschaft der  Vorzeit,  handelte,  so  beruht  dieser 
Unterschied  nur  darauf,  dafs  die  vormalige  Natio- 
nalreligion in  ihren  herkömmlichen  Formen  erstarrt, 
das  Christenthum  eine' lebendige  und  sich  fortbil- 
dende Lehre  war.  ^^^)     Als  die  christliche  Religion 


*)  Die  Kaiser  führten  den  Titel :  Pontifex  Maximus. 
Erst  der  Kaiser  Gratian  legte  diesen  Titelab.  Bach,  hist. 
j,  L,  III.   Cap,  I.   Sect.  I.  §.9. 

107)  Ein  merkwürdiges  Beyspiel  von  dieser  Anliänglicli- 
keit  ist  die  Art,  wie  die  Lehre  von  den  rebus  facris,  sanctis 
und  religiosis  in  dem  Justlniaueischen  Rechte  vorgetragen 
wird. 

io8)  Mit  dieser  Ansicht  stimmen  die  Worte  überein, 
welche  Konstantin  der  Grofse  (S.  Eusebii  Vita  Constant. 
M.  ly,  2^.  57.)  an  die    Geistlichen  richtete,      »/^oj  quidem 

/ 
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unter  den  Völkern  Deutschen  Ursprungs  ausgebrei- 
tet wurde,  hatte  sich  mit  ihr  die  Verfassung  der 
christlichen  Kirche,  so  wie  diese  Verfassung  im 
Römischen  Reiche  ausgebildet  worden  War,  schon 
so  innig  verwebt  und  verschlungen,  dafs  beyde 
zugleich  von  diesen  Völkern  angenonimeri  werden 
mufsten  und  angenommen  wurden.  Gleichwohl 
hatten  schon  anfangs  oder  erlangten  im  Verlaufe 
der  Zeit  die  bey  den  Deutscheu  herrschenden 
Rechtsbegriffe  und  die  Einrichtungen  der  Deutschen 
Staaten  einen  so  entscheidenden  Einflufs  auf  die 
Verfassung  der  christlichen  Kirche,  dafs  sich  die 
Verfassung  der  Lateinischen  oder  Ka- 
tholischen Kirche  in  den  Staaten  Deut- 
sch e  n  ü  r  p  r  u  n  g  s  g  1  e  i  c  h  a  i  's  '  e  i  n  T  h  e  i  l 
oder  als  eine  Schöpfung  des  Deutschen 
Rechts  erhielt  und  en  t  wickelte.  *°^)  Denn 
erstens:  die  bey  den  Völkern  Deutschen  ür^ 
Sprungs  herrschenden  Rechtsber^riffe  beschützteci' 
nicht  nur  sondern  verjüngten  selbst  bey  diesen 
Völkern  die  Organisation,  welche  die  christliche 
Kirche  im  Römischen  Reiche  erhalten  halte.  Wenn, 
wie  es  der  Fall  gewesen  zu  seyn  scheint,  die  christ- 
liche Kirche  bey  der  Zerstörung  des  Weströmischen 
Reichs  ihr  Eigenthuiii  grofsentheils  rettete  oder 
wenigstens  nicht  plaumälsig  beraubt  wurde,  so  darf 
man  annelmien,  dafs  sie  diese  Schonung  den  recht- 


eoruin,  quae  intra  ecclesiam,   ego   autem   eorum,  quae  extra 
eani  suntf  a  Deo  siun  constitutus  eviscopas.(k 

109)  Die  Geschiclit  seh  reiber  der  Gliristlioiien  Kirclie  las- 
sen in  der  Periode  des  Mittelalters-  noch  viel  zu  wiiuschen 
übrig.  Das  Deutsche  Recht,  dessen  Kenntnifs  ihnen  aboeht, 
ist  der  Jichliissel  zu  dem  katholischen  Kirchtnrechte  dieses 
Zeitalters. 
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liehen  Ansiehten  der  Deutsehen ,  der  Meinung  von 
der  Ünverletzlichkeit  des  Eigenlhumes  der  Landes- 
götter,  verdankte.  ^^^)     Doch,   dem   sey  wkf  ilii«' 
wolle,  in  allen  den  Staaten,  welche  von  Deiitscheö.> 
Völkerschaften  auf  den  Trümmern  des  VVeströmi*?^^ 
sehen  Reiches  ernchtet  wurden ,  war  es  RiJ^hlSfl^V* 
dafs  die  christliche  Kirche  oder  deren  Geistlichkeit 
fortdauernd   unter  der  Herrschaft    des  Römischen 
Rechtes  stehe,  clericos  Romana  lege  nvere.     Die 
Deutschen  belracliteten  also  die  christhche  Kirche 
gleich  als  eine  Römische  Staatsanstalt,  das   Chri- 
sten thum  gleich  als  die  Natiouaheligion  der  Römer, 
und  wenn  sie  schon  ihren  eigenen  Nationalkultus 
mit  dem  Römischen  vertauscht  hatten,  so  konnten 
sie  doch  schon  zu  Folge  der  bey  ihnen  herrsche n- 


^  4'<d)  :ALtß^^«i  (freylicli  sehr  unvollstanuigen)  NacHri^chr 
ten^"^ie- Wff  voij  der  Ansiedelung  der  Deutschen  m  deii 
Provinzen  des  Röaiischen  Reichs  besiuen ,  ergiebt  Yich  so- 
viel, dafs  eilrige  Deutsche  Völker,  z.  B.  die  Ostgotlicn,  <lie 
Burgundioneii ,  die  Landereyeu  planmäfsig  vertheiiten,  an- 
dere die  bisherigen  Grundeigenthümer  uächüLust  und  Gc]-. 
fallen  aus  dem  Besitze  setzten.  Nirgends  ffiqdet  man ,  dafs 
bey  jener  planmäfsigen  Vertheilung  der  Grundstücke  der 
Kirche  Erwähnung  geschähe.  —  Es  ist  eine  sehr  bemer- 
keoswerthe  Thatsache,  dafs  die  YÖlker,  welche  sich  einen 
bestimmten  Theil  der  Ländereyen  zueigneten,  einen; andern 
den  bisherigen  Eigenthümern  liefsen ,  gcv\öhniich  ein  Drit- 
theil der  Ländereien  in  Besitz,  nähmßn  oder  n  »r  ein  D  r  i  t  - 
theil  den  bisherigen  Eigenthümern  liefsen.  Sollte  das  viel- 
leicht mit  einem  Grundsatze  des  alldeatschen  Kriegsrecliis 
zusammenhängen  ? 'Wenigstens:  wissen  wir  von  den  (iieidni- 
schen)  Preufsen,  dafs  von  der  gemachten  Beute  ein  DrlttlH.-IL 
das  Heer,  ein  Drittheil  die  im  Lande  zurückgebliebcnea 
Einwohner,  ein  Drittlieil  die  Götter  erhielten.  Vgl.' Yj. 
Sartorius  de  occupafione  et  du'isio/ic  agrorum  Romano- 
riun  per  barharos  Gsrinanicae  stirpis.  In  den  Coniment,  so- 
ciet.  reg    scieiitiarum.  Götting. 
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den  Ansicht,  dafs  sich  das  Recht  eines  Stammes 
nicht  auf  Fremdlinge  erstrecke,  nicht  zugleich  ihr 
Nationalrecht  auf  die  christliche  Kirche  und  auf 
die  Geistlichkeit  dieser  Kirche  erstrecken.  ^*^)  Nun 
scheint  es  zwar,  dafs  dieser  Grundsalz  die  Einrich- 
tungen der  christlichen  Kirche,  indem  er  sie  unter 
den  Schutz  eines  fremden  und  erstorbenen  Rechts 
stellte,  der  Herrschaft  des  Deutschen  Rechts  gänz- 
lich entziehen,  sie  aus  der  Welt  der  Deutschen 
gleichsam  herausreifsen  mufste.  Jedoch  die  Ver- 
fassung, welche  die  christliche  Kirche  im  Römischen 
Reiche  erhalten  hatte,  war  den  Verfassungen  der 
Staaten  Deutschen  Ursprungs  so  nahe  verwandt,  dafs 
gleichwohl  das  Deutsche  Recht  auf  die  Entwickc- 


iii)  Der  Grundsatz  des  altdeutschen  Reclits,  quemlihct 
Sita  Uf^e  vii>ere,  war  iij  einem  gewissen  Sinne  weit  älter,  als 
die  Zerstörung  des  Weströmischen  Reiches,  in  einem  andern 
Sinne  erst  späteren  Ursprungs.  K  e  i  n  Staramesrecht  erstreckt 
sich  auch  auf  Fremdlinge.  Auch  den  Deutschen  Völker- 
schaften konnte  es  nie  beygefallen  sejn ,  das  einem  Stamme 
elgenlhiimliche  Recht  auf  Fremdlinge  auszudehnen.  Lege  genlis 
peregrinus  n  o  n  vivif.  (In  der  lex  Saxonum  ist  jedoch  schon 
von  ^^delictis  intra  palriain  coniniissis«  die  Rede.)  Als  aber, 
wach  der  Zerstörung  des  Wcströmisclien  Reichs,  mehrere 
Stämme  oder  Nationen  in  dem  Gebielhe  desselben  Staates 
wohnten,  verwandelte  sich  jener  negative  Satz  in  den  positi- 
ven: Quilibct  sua  lege  vivit.  Am  längsten  erhielt  sich  die- 
ser Grundsatz  in  der  Anwendung,  welche  von  ihm  auf  die 
christliche  Kirche,  und  auf  deren  Geistlichkeit  gemacht  wurde. 
Ja  noch  jetzt  besteht  er  in  dieser  Beziehung,  wenn  auch  nicht 
in  dem  Umfange  wie  ehemals.  Uebrigens  hatte  die  fort- 
dauernde Gültigkeit  des  Römischen  Rechts  in  den  Sachen 
der  Kirche  und  der  Geislllchkeil  allerdings  noch  andere  Ur- 
sachen. Z.  Vi.  die  Geistlichen  waren  noch  lange  Zeit  nach 
der  Zerstörung  des  Weströmischen  Reichs  gröfstenthells  von 
G»*burt  Römer.  Vgl.  v.  Savigny's  Geschichte  des  Rom. 
Hechts  im  Mittelalter.  Bd.  I.  Kap.  3. 
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lung  und  Ausbildung  der  Kirchen  Verfassung  mäch- 
tig einwirken  konnte  und  mit  Macht  einwirkte.  Den 
Kirchenversammlunoen  waren  die  Volksversaram- 
luugen  der  Deutschen,  die  Reichs-  und  Landtage 
verwandt.  ^^^)  Der  Grundsatz,  dafs  das  National- 
recht,  (die  lex  in  der  engeren  Bedeutung,)  nur 
mit  Zustimmung  der  Nation  abgeändert  werden 
dürfe,  kam  wegen  der  Aehnlichkeit  der  Verhält- 
nisse auch  der  Kirche  zu  statten.  Beyde,  die  Kir- 
chen -  und  die  Volksversammlungen,  nach  den  An- 
sichten der  Deutschen  auf  demselben  Rechtsgrunde 
beruhend,  mufsten  über  kurz  oder  über  lang  auch 
in  eine  äufsere  Verbindung  mit  einander  treten,  ^^^) 
in  Beziehung  auf  beyde  schien  der  König  dieselben 
Rechte  in  Anspruch  nehmen  zu  können  u.  s.  w.  Auch 
den  politischen  Vorrechten  der  Geistlichen  kam  das 
Deutsche  Recht  zu  statten.  Wenn  z.  B.  ein  Jeder 
verlangen  konnte,  von  seines  Gleichen  gerichlet  zu 
werden,  (nach  der  Regel  des  Deutschen  Rechts: 
Par  parem  judicat,)  wie  hätte  es  nicht  für  billig  er- 
achtet werden  sollen,  dafs  die  Geistlichen  nur  vor 


112)  Die  Verfassung,  welche  die  christliche  Kirchein 
den  ersten  drej  Jahrhunderten  erhalten  hatte,  stand  mit  der 
Verfassung  des  Römischen  Kaisei  reichs  soj^ar  in  Widersprucl). 
Auch  Ley  den  Sarmatischen  Völkern  konnte  sie  sich  nicht  »«n 
schon  bestehende  Staatselnrichtun^cn  anlehnen.  Hauptsächlich 
deswegen  hat  sich  die  Verfassung  der  chrislliclien  Kirchs*  bey 
den  Völkern  Deutschen  Ursprungs  so  ganz  anders  und  weit 
lebendiger,  als  bey  jenen  Völkern,  entwickelt,  weil  sie  bcj 
den  Deutschen  einen  ihr  gedeihlicheren  Boden  fand. 

n3)  Daher  die  sogenannten  C7oflC«7m  mixla.  Vgl.  die 
Abhdlgen  R  u  n  de's  und  eines  Ungen.  vom  Ursprünge  der 
Reichsstandschaft  der  Bischöffe  und  Aebte.  Götl.  1775.4. 
Meine  D.  Origines  camitorum  imperii  R.  G.  Wiuenb. 
1795.  4. 
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den  Gericnten  der  Kirche  Recht  zu  nehmen  hätten? 
Zweytens:  Der  BischofF  verwaltete  vor  Zeiten 
das  gesammte  Kirchenvermögensemös  Sprengeis; 
die  Einkünfte,  die  in  eine  einzrge^^  Kasse  flössen, 
wurden  von  ihm  nach  einer  bestimmten  Regel  zu 
ihren  verschiedenen  Zwecken  verwendet,  ein  Vier— 
theil  zur  Bestreitung  seiner  persönlichen  Ausgaben, 
ein  VierXheil  zur  Besoldung  der  Geistlichen ,  ein 
Vierlh^iJ^ur  Unterstützung  der  Armen^  ein  Viertheil 
zur  üfitqrlialtung  der  kirchlichen  iSebäude.  ^**) 
Das  änderte  sich  nach  und  nach ;  es  wurden  mit 
einem  jeden  geistlichen  Amte  gewisse  bestimmte 
Güter  oder  Einkünfte  ein  für  allemal  verbunden; 
es  entstanden  Kirchenlehen,  heneficia  ecclesiasiiccu 
Im  siebenten  oder  im  achten  Jahrhunderte,  (denn 
genau  läfst  sich  die  Anfangszeit  nicht  bestimmen,) 
also  ohngefahr  mit  der  Feudelverfassung  zugleich, 
w^urde  diese  Einrichtung  eingeführt;  schon  im 
neunten  Jahrhunderte  hatte  sie  sich  über  die  ge- 
sammte Kirche  *des  Abendlandes  verbreitet.  Diese 
Neuerung  stand  mit  den  Veränderungen  in  Zusam- 
menhang, welche  seit  der  Zerstörung  des  West- 
römischen Reichs  mit  den  Verfassungen  der  Staaten 
Deutschen  Ursprungs  vorgegangen  waren.  Die 
Lehusverfassung,  welche  in  mehreren d^efeW^Staateu 
eingeführt  worden  war,  wurde,  und  mit  besserem 
Erfolge,  auch  die  Verfassung  der  Kirche^  Schon 
deswegen  konnten  sich  die  BischöfTe  den  weltlichen 
Grofsen  leichter  gleichstellen;  in  einigen  Staaten 
wurden  sie  noch  überdiefs  Vasallei^^d^r''KroBe. 
Indem  das  Kirchengut  unter  (He  Geistlichen  gewis- 


''3 ^'4  i4|f  v^^/  fabricam.  —  c.  nS.  Q/.  3o^  C  XH.  q.  i.  — 
Noclir^^ltk  CS  tieriJleratui;  au  elrjcr  G es chlclite'äe'rHjru's kal- 
tes (der  Finanzen)  (Icr  clVnVtllclicu   Kiiclrc.     - --^ 
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seriiiafsen  vertheilt  wjirde,  trat  es  zugleich  unter 
den  Schutz  der  Grundsätze,  welche  das  Deutsche 
Recht  über   das  Sondereigenthüm    aufstelhe.     Die 
Verfassung  der  KircUe  stand  von  nun  an  in  einem 
näheren    Zusammenhange    mit   dem    Grundeigen- 
thume,  also  mit  demjenigen  Rechte,  mit  welchem 
bev  den  V^lkerp  Deutschen  Ursprungs  so  viele  an- 
dere Rechtsve^hälfnisse  verwebt  waren.  *^^)  Endlich 
dritt^ns^   Auch  das  Pabstthum   war   zum  Theil 
ein  Erzeugnifs  der  Rechte  undRechtsverhähnisse, 
welchfe   in    den    Staaten    und    unter    den   Völkern 
Deutschen  Ursprungs  bestanden.  Da  diese  Völker, 
EU  F^lge  der  bey  ihnen  herrschenden  Rechtsbe- 
gmfi'e,  die  Gesetze  des  Römischen  Reichs  in  Bezie- 
hung auf  die  chrislliche^Kirche  unverändert. bey- 
behielten,   gleich   als   ob   das   Römische   Reich  in 
dieser  Beziehung  noch  fprtdauere,  so  mufsten  sie 
auch   fortdauernd    die   chriitliche    Kirche   als   ein 
äusseres   Ganzes /den  BischöiF  der  Hauptstadt  des 
Weströmischen  Reichs  a^k  das  Haupt  dieses  Vereins 
betrachten.     Diese  Einhejt  der  christlichen  Kirche 
entsprach  zugleich  den  Erinnerungen ,  welche  alle 
diese  Völker  von  ihrer  Stanameseinbeit  bewahrten, 
der  Reehtsgemeinschaft,  welche  unter  ihnen  kraft 
dieser  Stammeseinheit   eintrat,   den    Familienver- 
bindungen, welche  dieDeutschen  Fürstengeschlech- 
ter rnit  einander  unterhielten.     In  schon  spateren 
Zeiten  kam    dem  Pabstthume  noch   überdiefs  der 
Rechtszustand  der  einzelüen  Deutschen  Staaten  zu 

.^ — . — . •■^•1.  ^^^y{£^  ;  .. 

1 15)  Allel)  fies  Patronatrcclites  l»äfte  hi^i^'^edaclu  werden 
können.  Zvvar  kommen  sci^ö^'in-clefii^M'öiiiiscben  Geselz,cn 
Spüren  dlieses  Rechtes  V-Ö1*;  IN OtofÖ^S'Il^ligä,  i8.    aber  erst  in 

^^Ö^   Staaten    Deutschen  ^JiprUjii^^ f|jjri^i;eU.  es  .^J^  Ausbiidaiig , 

^feiliö  es  noch  jetzt  hat. 
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statten ,  die  Spaltung  zwischen  der  geistlichen  und 
der  weltlichen  Gewalt,  der  Kampf  der  Aristokratie 
mit  dem  Königthume.  Die  Ansichten  und  Inte- 
ressen, welchen  das  Pabstthum  seine  Entstehung 
oder  seine  Fortdauer  verdankte,  hatten  dann  wie- 
der (mittelbar)  die  Erneuerung  der  Römischen  Kai- 
serwürde zur  Folge,  eine  Begebenheit  also,  welche 
auf  die  Schiksale  der  Kirche  einen  so  bedeuten- 
den Einflufs  gehabt  hat.  Die  Kirche  bedurfte  zur 
Befestigung  ihrer  Einheit  eines  wehlichen  Ober- 
hauptes; die  Völker  Deutschen  Ursprungs,  die 
Eroberer  des  Römischen  Reichs,  erinnerte  der  Kai- 
sernahme  an  ihre  Stammeseinheit,  an  die  Grofs- 
thaten  der  Vorfahren. 

Jedoch,  eine  geistliche  Herrschaft,  welche  sich 
zugleich  äusserer  oder  weltlicher  Gewalt  bemäch- 
tiget, bringt  ihre  eigene  Selbstständigkeit  mehr 
oder  weniger  zum  Opfer.  Sie  wird  abhängTg  von 
denen,  mit  welchen  sie  die  Herrschaft  theilt;  sie 
mufs  für  fremdes  Gut  nicht  selten  das  eigne  geben; 
je  vielseitiger  ihre  Verhältnisse  sind,  desto  verwund- 
barer ist  sie.  So  ergieng  es  auch  der  katholischen 
oder  lateinischen  Kirche.  Es  bildeten  sich  in  ihr 
so  viele  Nationalkirchen,  als  es  Staaten  der  katho- 
lischen Christenheit  gab.  lieber  eine  jede  dieser 
Kirchen  erlangte  die  Staatsregierung  gewisse 
die  Selbstständigkeit  dieser  Kirche  schmälernde 
Rechte.  Ueberall  wufsten  sich  die  angesehen- 
sten Geschlechter  des  Landes  in  den  Besitz  der 
reichsten  kirchlichen  Pfründen  zu  setzen.  Zwar 
suchte  der  Pabst  dem  Uebel,  das  er  sehr  wohl 
erkannte,  auf  alle  Art  und  Weise  entgegen  zu 
arbeiten.  Auch  deswegen  verpflichtete  erden  geist- 
lichen Stand  zum  ehelosen  Leben;  auch  deswegen 
bekämpfte  er  so  beharrlich  das  Recht  der  Könige, 
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die  Bisfhümer  ihres  Landes  zu  besetzen;  auch 
deswegen  stritt  er  für  den  Grundsatz,  dafs  bey 
Besetzung  der  Kirchenämler,  der  höchsten  wie 
der  niedrigsten ,  allein  das  Verdienst  den  Aus- 
schlag geben  solle.  ^^^)  Doch  Alles  vergebens!  — 
Eine  geistliche  Herrschaft,  die  in  das  Gebiet  der 
welllichen  Gewalt  eingreift ,  erweckt  sich  zugleich 
in  dieser  einen  Feind,  welcher  sogar  ihrem  An- 
sehn in  geistlichen  Dingen  gefährlich  werden 
kann.  Auch  deswegen  machte  die  Reformation 
so  reifsend  schnelle  Fortschritte,  weil  sie  den  Re- 
gierungen eine  Gelegenheit  darbot,  sich  theils  von 
einer  auswärtigen  Macht,  von  dem  päbstlichen 
Hofe,  unabhängig  zu  machen,  theils  in  der  inneren 
Verwaltung  freyer  zu  bewegen.  ^*^)  Nicht  deswe- 
gen hatte  die  Reformation  Kriege  und  innere  Un- 
ruhen zur  Folge,  weil  sie  eine  Neuerung  in  Glau- 
benssachen war,  sondern  deswegen,  Aveil  sie  das 
Verhältnifs,  das  bisher  zwischen  Staat  und  Kirche 
hestanden  hatte,  aufzulösen  oder  umzugestalten 
verhiefs  oder  drohte.  Der  dreyfsigjährige  Krieg 
war  nur  in  dem  Sinne  ein  Religionskrieg,  dafe 
die   Religion    oder,    richtiger,   das   Kirchenthum 


ii6)  c.  3y.  X.  de  praebendis.  Diese  (sehr  lesens- 
werlhe)  piibslliche  Verordnung  mifsbilligel  schlecliihln  die 
Statuten,  welche  die  Bürgerlichen  von  den  Kanonikaten  aus- 
schlössen. Das  spätere  Recht  mufsie  sich  damit  begnügen, 
einen  Th  eil  der  Kanonikate  den  Graduirten  vorzubehalten. 
S.  das  CoJic.  Basil.  sess.  J/.  das  Conc»  Trid.  5-^,  -^a.  de 
reforniat. 

117)  Sp  ittl  er  macht  (in  seiner  Geschichte  des  Her- 
zoglhuraes  Würtenbeig  S.  i32.)  die  Bemerkung,  dafs  in  Wür- 
tenberg  der  Kirchenrath  das  erste  Laudoskollegium  gewesen 
sey ,  die  übrigen  s^ich  aus  diesem  gleichsam    entwickelt  halten. 
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der  Grund  war,  warum  die  Partheyen  die  und  die 
bestimmten  polirischen  Zwecke  verfolgten,  und 
ein  Mittel,  durch  welches  sie  diese  Zwecke  zu  er- 
reichen hofften  und  suchten.  Die  Verschiedenheit 
der  Schicksale,  welche  die  Reformation  in  den 
verschiedenen  Europäischen  Staaten  hatte,  war 
gröfstentheils  eine  Folge  von  der  Verschiedenheit 
der  Verfassungen  und  Interessen  dieser  Staaten.  "^) 
Jedoch,  so  wie  es  der  katholischen  Kirche  nie 
gelungen  ist,  die  weltliche  Gewalt  gänzlich  an  sich 
zu  reifsen  oder  vollkommen  von  sich  abhängig  zu 
machen,  eben  so  wenig  vermogte  der  Untergang 
des  Weströmischen  Reichs  oder  das  wechselvolle 
Geschick  der  Europäischen  Staaten  Deutschen  Ur- 
sprungs die  Verfassung  dieser  Kirche  zu  vernich- 
teiif^rPder  wesentlich  umzugestalten.  Wenn  auch  eine 
Gewalt,  je  höher  ihre  Abkunft,  desto  verführeri- 
scher ist,  so  gestattete  doch  der  Geist  des  Chri- 
stenthumes  Aveder  der  Kirche  gegen  den  Staat 
noch  dem  Staate  ge^en  die  Kirche  das  Aeusserste 
zu  Avagen.  ^,*^)     Von  einer  andern   Seite  kam  die 

I  ;i«-l8)  Eine  UeLersicfil  der  Schicksale  der  Reformation  In 
den 'einzelnen  Europäisclien  Staaten  findet  man  in  der  Schrift: 
Essai  sur  l^esprit  et  l*inßuence  de  la  reformation  de  Luther. 
Par  Filier  s.  —  Besonders  interessant  ist  die  Geschiclite 
der  Schicksale,  welche  die  Reforroallon  in  der  Schweiz  hatte. 
Hier  kann  die  Reformation  mit  so  vielen  und  so  versehieden- 
artigeai   repuLlikanischen  Verfassung  in  Berührung. 

119)  Auch  die  christliche  Kirche  hat  ihre  Heldenzeit 
(und  mehr  als  einmal)  geliabt;  es  war  die  Zeit  der  Märtyrer. 
Als  aber  der  Kaiser  Nicephorus  verlangte,  dafs  einem  Jeden, 
der  im  Kampf  gegen  die  Ungläubigen  bliebe,  die  Ehre  des 
Mäiiyrertodes  verliehen  würde,  widersetzte  sich  die  Geist- 
lichkeit.     Gibbon  cliap,  53. 


273 


Gefahr.  Die  Reformatoren  bekämpften  die  katho- 
lische Kirche  auf  ihrem  eigenen  Boden ,  sie  bestrit- 
ten die  Religionsgrundsätze,  oder  die  Schriftdeu-r 
tungen,  welche  der  Verfassung  dieser  Kirche  zur 
Grundlage  dienen.  In  diesem  Streite  konnte  ihnen 
der  Grundsatz  der  Religionsfreyheit  und  der  der 
Gewissensfreyheit  um  so  weniger  ein  Geheimnis 
bleiben,  da  sie  des  einen  und  des  andern  Grundsatzes 
zum  Angriffe  und  zur  Veriheidigung  bedurften.  Sie 
nahmen  daher  gegen  die  katholische  Kirche  sehr 
bald,  wenn  auch  oft  mehr  durch  den  Geist  als  durch 
den  wörtlichen  Sinn  ihrer  Rede,  Religionsfreyheit 
als  ein  Recht  und  Gewissensfreyheit  als  eine  For- 
derung des  Christenthumes  in  Anspruch.  *^^)  Marf 
hätte  also  erwarten  sollen,  dafs  jene  Grundsätze! 
überall,  avo  sich  die  Reformation  verbreitete,  Ein- 
gang und  Anerkennung  finden   würden. 

Jedoch  fast  nirgends  fiel  der  protestantischeri 
Kirche  dieses  Loos;  am  wenigsten  in  Deutsch- 
land. ^^')     Wenn  auch  die  Reformirten  den  Plan, 


120)  Lullier's  Schriften  enlhalten  eine  treffliclie  Ausein- 
anderseUung  und  Anwendung  dieser  Grundsat/e.  Vgl.  meine 
Abh.  de  jiirisprudentia  Lutlieri»  Wittenb.  1802.  4«  Doch 
muls  man  anch  in  Luthers  Schriften  die  For-na  von  dem 
Geiste  der  Rede  unterscheiden.  (Auch  Luther  spricht  z.B. 
von  einer  Kircliengewa  1 1.)  Dasselbe  gilt  von  der  Augs- 
burgischen  Konfession.  S.  die  Art.  y.  i/\.  <5.  28.  Zu  bedauern 
ist,  dafs  die  Reformatoren  und  deren  Freunde  nicht  immer 
im  Verhältnisse  zu  einander  selbst  diese  Grundsätze  aner- 
kannten und  befolgten.  Jedoch  der  Glaubenseifer  ist  von 
jeher   unduldsam  gewesen. 

121)  Hier  wurde  sogar  die  Reclitsregel  aufgestellt  und 
von  den  Landesherren  befolgt:  Cujus  est  regio,  ejus  est 
religio.  S.  Re  che  nb  er  g.  D.  an  cujus  regio  illius  quoque 
sit  religio,  Lips.  1695.4-  —  So  sagten  schon  die  Athenien- 

Zachariä  Reg,  Lehre.  IL  Bd.  2.  Abth.  1 8 


274 


di^^,Yf4^fassqng  der  Kirche  oachdfMW  Yorkikle  d^r 
lernten  christlichen  Kirche  einzuricbten,  Tiel  weiter 


•  iiP. 


v^fJXJfojglen,  als  die  LulheraDer^*^^)  so  wurden  doch 
h|i^de  Kirchen,  die  li.»therische  uiid  di^^reformijt^ 
^Qjvxie  ihre  Töchter,  fast  üherall  von  den  wehlicheii 
Ä^gierungen  mehr  pd^r  weniger  abhängig,  also 
i^^hr  oder  wenigei;,,^tftatsanstalten.  .Das  System 
,4.e^r;,  Staatsherrschaft  in  Religionsachen 
l^^t  ijÖ^der  protestantischen  Kirche  an  die  Stelle  des 
S^^ien:ies  der  geistlichen  und  priesterlichen  Herr- 
§i[||iv^ft.  Der  Unterschied  zwischen  d  i  e  s  e  ni  Systeme, 
^^^  hisherigen  der  Kirche,  und  einem  den  Grund«^ 
sjijten  der  Religions  -  und  Gewissensfreyheit  ent- 
§jp^echenden  Rechtszustande  war  (m  thesi  und  in 
liXpothesi)  zu  grofs,  als  dafs  der  üehergang  von 
dem  einen  zu  dem  andern  auf  einmal  und  so  plöU'- 
lich  hätte  geschehen  können.  (In  iniuido  non  datur 
sßitiis,)  Ferner,  in  dem  Grundsatze  der  Religi- 
aijLsfreyheit  liegt  die  Folgerung,  dafs  eine  jede 
kirchliche  Gesellschaft  die  Ausgaben  ihres  Kultus 
mit  den  freyen  ßeyträgen  ihrer  Mitglieder  zu  be- 
streiten habe.  Dieser  Folgesatz  aber  war  wenig 
geschickt,  dem  Grundsatze  die  Herzen  der  Reli- 
gionsdiener,  also  derer  zuzuwenden,  deren  Angele- 
genheit es  vorzugsweise  war,  für  die  Selbstständig- 
keit der  protestantischen  Kirche  zu  streiten.  (Auch 
die  Frömmigkeit  bedarf  der  Nahrung  und  Klei- 
4^ag!s)i  Sfe  :4ftiifeten  überdiefs  besorgen,  dafs  der 

»♦>ft  Jiif /:hd->  nh   "ih^   \  ■■'    „    . 

f^gj:  WejB,  das  Land  g^liari«,  dem ;  geliöreaiädlsilaut.dessca 
^^i\  stehenden  Tempel.     Thuc/a/W^g^^ni  l«i  »^si'l .  aili 

"^-^  i^a)  Auf  die  Gestaltung  der  Verfassung  der  reforniTr-- 
Jten  Kirehe  hatte  die  republikanis^e  (und  demokratische) 
Verfassung  der  Städte  Genf  und  Ziiridi  einen  erheblichen 
EinjfliifsT,   Lu^thöif  1^\^^/A.  ^ipe^  ö?f^najix;hiscli^i^  3f^Äie»,  „• ,,,, . 


Eflf^^ftff'  3fe  llfeligion  erkahdn  wüfde,  tt^fenn  man 
ihn  mit  der  Liebe  tütn  GeJde  entzNVeyle.  Auf 
jeden  Fall  batten  sie  die  Mafsregehi  vor  Äugen  ^ 
öder  im  Gedächtnisse,  Welchen  die  kathollscbö 
Geistlichkeit  die  Unabhängigkeit  ihf'er  häuslichen 
Lage  verdankte.  *^'*)  Selbst  den  Regierurigen  Konnte 
es  schwerlich  willkommen  seyn,  wenn  die  Aus- 
gaben des  Kultus  hlos  durch  freywillige  Beyträgö 
bestiilten  würden.  Sie  wufsten  ja  wohl,  wie  mail 
die  Menschen  lenke  und  leir^.  Endlich,  diö  pvö^ 
teslaritische  Kirche,  mit  der  katholischen  im  Kampfe^ 
mufste  einen  Theil  ihrer  Selbstständigkeit  deni 
Staate  überliefern,  damit  &\e,  im  Bunde  mit  die-i 
sem,  jenen  Kampf  mit  Erfolg  bestehri  könnte. 
Je  nachdem  sich  dieser  Kampf  iti  den  verschie- 
denen Europäischen  Staaten  stellte,  d.  i.  mit  dei* 
Verfassung  und  mit  den  auswärtigen  Verhältnisseil 
dieser  Staaten  auf  eine  verschiedene  Weise  ver- 
flocht, wurde  auch  das  System  dei^  Stadtshört- 
schaft  in  Reh'gioiissachen  hier  mehr  dort  wehiger, 
bald  in  dieser  bald  in  einer  andern  Gestalt  auf 
die  protestantische  Kirchö  angewendet.  Trat  det* 
regierende  Herr  zu  der  neuen  Lehre  übei%  so 
erklärte  er  sich  fast  überall  tum  Haupte  der  pro- 
testantischen Kirche  des  Landes.  *^*)  -Aber,  nicht 


123)  Allerdings  waren  diese  Besofg^nisse  zum  l'liell  iin- 
gegründet.  Das  sctielnl  weniostens  die  Lage  der  cbrisllitlieri 
Kiiclic  in  Amerika  und  beziehungsweise  in  England  zu  be-* 
weisen.  Die  besten  Lehrer  sind  die  unbesoldeten.  Docii 
die  Frage  ist  hier  nur  die,  was  diö  prolesianiischen  Reli- 
gionailehrer  nach  ilirem  Standpunkte  belürchieü  odtt  wün-i 
sehen  mufsten. 

<24)  Oder  zum  LandesbischofFe.  —  Docl»  man  sollte? 
endHclr   aufhören ,   iüu   dies-er   B^etiennü'rtg  Gebrauch   zu  ma-^ 

18-* 
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überall  hatte  der  Fürst  dieselben  Rechte  in  dieser 
Eigenschaft.  Aus  denselben  Gründen  hatte  auch 
gegenseitig  die  Reformation  nicht  überall  denselben 
Einflufs  auf  die  Verfassung  des  Staates.  In  der 
Mehrzahl  der  Staaten,  in  welcher  sie  Eingang  fand, 
vermehrte  sie  die  Fürstengevvalt  überhaupt.  *^^) 
Doch  z.  B.  in  England  führte  sie  endlich  zu  einem 
andern  Ausgange,  so  sehr  sie  auch  anfangs  die  kö- 
nigliche Gewalt  zu  begünstigen  gescliienen  halte. ^^^) 
Auch  die  katholische  Kirche  wurde  seit  den 
Zeiten  der  Reformation  von  dem  Staate  abhängi- 
ger, als  sie  vormals,  besonders  aber  vom  elften  bis 
zum  vierzehnten  Jahrhunderle,  von  ihm  gewesen 
war.  (Weder  die  kathoh'sche  noch  die  protestanti- 
sche Kirche  sollte  je  vergessen,  dafs  ihr  Schicksal 
von  dem  der  andern  Kirche,  der  jüngeren  oder  der 
älteren  Schwester,  abhänge.)  Auch  diese  Kirche 
bedurfte,  um  sich  gegen  ihre  Feinde  zu  behaupten 
oder  um  das  verlohrne  Land  wieder  zu  erobern, 
der  Hülfe  des  Staates,  und  nicht  unentgelllich  war 
diese  Hülfe  zu  haben.  Auch  in  den  Ländern,  deren 
Einwohner  entweder  insgesammt  oder  doch  zum 
gröfsten  Theile  der  katholischen  Kirche  treu  blie^ 
ben,  z.B.  in  Spanien,  ^"^)  in  Frankreich  trug  siq 

chen.  An  diesen  Namen  lassen  sich  so  manche  Vorstellungen 
reihen  und  an  ihn  sind  so  manche  Vorstellungen  gereiht  wor- 
den, welche  mit  den  Grundsätzen  des  Protestantismus  schlecht- 
hin  unvereinbar  sind. 

4  25)  S.   Vi  Hers  in  der  a.  Seh.  S.  126. 

126)  Hume  (Versuch  über  die  natürliche  Geschichte  der 
Religionen.)  cfiap.32.  In  deraFiirstenlhume  Calenberg  trug  die 
Reformation  zur  Beschränkung  der  landesfürstlichen  Gewalt 
bej,  weil  der  Fürst  nicht  an  der  Veränderung  des  Kultus 
einen  thätigen  Antheil  nahm.  Sp  i  t  tler  's  Hanöv.  Gesch. I,  221. 

127)  Die  Reformation  veranlafste  die  Einführung  der 
iDquisition  in  Spanien.     Die  Intjuisition    war  das  Werkzeug; 
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zur  Vermehrung  und  Verstärkung  der  Fürstenge- 
walt mittelbar  hey.  Jedoch  der  Verlust,  welchen 
diese  Kirche  aq  äufserer  Selbstständigkeit  oder  Ge- 
walt erlitt,  wurde  ihr,  wenigstens  in  einem  gewissen 
Grade  oder  in  einem  gewissen  Sinne ,  ersetzt, 
üeberall,  oder  doch  in  den  Ländern,  in  welchen 
sie  mit  der  protestantischen  Kirche  unmittelbar  in 
Berührung  kam,  gewann  sie  an  Ge wisse ns- 
freyheit.  Das  Recht  und  die  Macht,  von  einer 
Kirche  zu  der  andern  überzutreten,  ist  für  die 
Ge'wissensfreyheit  das,  was  das  Recht  und  die 
Macht,  auszuwandern,  für  die  Freyheit  der  Unter- 
thanen  istc 

Jedoch,  allmälig  hat  sich  eine  neue  Zeit  ge*^ 
bildet.  Schon  haben  die  Grundsätze  der  Re- 
ligions-und  der  Gewissensfreiheit  einen 
sehr  bedeutenden  Einflufs  auf  den  Zustand  der 
Europäischen  Menschheit  errungen, /^^)  und  wer 
vermag  vorauszusehn,  wo  man  in'der  Anwendung 
dieser  Grundsätze  stehen  bleiben  oder  wohin  man 
durch  die  Anwendung  dieser  Grundsätze,  durch 
diese  Verjüngung  der  christlichen  Welt  gelangen 
werde?  Können  und  sollen  die  Staaten  da  enden, 
wo  sie  begonnen  haben?  giebt  es  einen  Zustand 
der  Kultur  uwd  Civilisation,  in  welchem  einer  Na- 
tion die  Vorsorge  für  ihr  zeitliches  und  ewiges  Wohl 
unbeschadet  der  öflPentlichen  Macht  anheimgestellty 
das  Regieren  auf  die  Erhaltung  des  inneren  und  des 
äufseren  Friedens  beschränkt  werden  kann?  Die 
vielleicht  merkwürdigste  Erscheinung  der  Zeit  sind 


dessen  sieb  die  Könige  zur  Vernichtung  der  Recli teder  Stände 
bedienten.  - 

128)  In  der  Gescliichte  des  Kampfes  für  diese  Grundsätze 
glänzen  Friedrich  II.  und  Joseph,  II.  als  Vorstrei(er. 
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die  Veränderungen ,  welche  sich  in  dem  Innern  dcsr 
katholischen  Kirche  theils  schon  begehen  hal»ea 
ihei)^  vorzubereiten  scheinen,  In  Irland  iät  mit 
Zustimmung  des  päbstlichen  Hofes  die  Einrichtung 
gelroiFen  worden,  dsfs  ip  einer  jeden  (katholischen) 
DiÖces  der  BischofF  von  der  gesammten  Geist- 
lichkeit des  Sprengel  gewählt  m  ird.  In  der  Deut- 
schen katholischen  Kirche  verlangen  sogar  die 
J^aien,  an  der  Regierung  der  Kirche  Theil  zu  neh^ 
men.  ^-^)  Sind  wir,  fraget?  sie,  noch  immer  die 
unmündigen?  -'•"''-  '  rju-.»^  unui  ^, L-iiorjvf  ^üju-j^ij*.-. 
G'Trrn9^(^  i^h   noflogi/zs  ,95Jß<ihnu70 

;)|)io  d  isi>  Tm  iBebam* 

f^ö^^^im  Katholicismus  und  dem  Protestantij^xüs 
~  der  ehmtlichcn  Kirche*      •  -^  -  •  -  ^'^  ^ 

■Alh  '«3il\)j2  om-viA  TtOLh?MoilUiA  iah  ai 

L    Von  dem    unterschiede    zwischen    q^ 
katholischen    und  der  proleslÄn ti-^  , 
sehen  Kirche.  ^^^) 

Wie  schon  oben  gezeigt  worden  ist,  besieht  der 
>vesentliche  Unterschied  zwischen  der  katholischeu 


129)  Vgl.  ^ie  trcffliclie  Schrift:  iTenfectir'ift  Niber  ^*e 
Aufbebung  ^9$  den  katholischen  Geistlichen  vorp^Cschti^et^i?-. 
nen  Cölibates.  Freyb.  1828.  8.  —  Auch  die  Bewegungen, 
"Welche  in  der  katholischen  Kirche  Schlesiens  statt  gehabt 
haben,  gehören  zu  den  Zeichen  der  Zeit. 

i3o)  Unter  den  Schriften,  welche  diesem  'Oc^nstaacl 
aus  dem  Standpunkte  des  Kircheorechts  und  der  SlSats- 
wissenschaft  betrachtet  haben,  verdienen  folgende  aus**;«- 
zeithnet   lu    werden:   Betrachtungen  über  den  ProlCatiimiiS- 
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und  der  protestantischen  Kirche  in  äerYe^üdbiär 
d^mbeit  des  Grundsatzes,  von  welchem!  die  eixup 
und  die  andere  Kirche  ausgeht.  Die  Menstlhdn 
j^aben  sich  einer  geistlichen  Gewalt  zu  unterwerfen, 
JM  der  Grundsatz  des  Karholidsmus;  die  Gewissen 
MdJen  in  Religion^ssachen  frey  sejn,  ist  der  Grund-i' 
salz  des  Protestantismus. 

Die  Aufgabe  ist  jetzt  die,  diesen  Unterschied  ins 
Einzelne  zu  vei?fo(gen,  also  die  Verschiedenheiteii 
«deui^^enigstens  dt^^^HaJupivergohiedenheften  aiir 
zugeben,  Avelche,  kraft  jener  Verschiedenheit  dfeöt 
Grundsätze,  zwischen  der  einen  und  der  andern 
Kirche  im  Glaube»y4n*^Kfi*eltenthume,  in  der  Li- 
turgie und  in  staatsrechtlicher  Hinsicht  eintreten. 
Zwar  scheint  sich  aus  jeper  Verschiedenheit  der 
Grundsätze  nur  eine  Verschiedenheit  der  Forden 
jungen  zu  ergeben,  welche  rnan  an  die  eine-un^ 
an  die  Kirche  machen  kann.  Jedoch,  wenigstens 
in  der  katholischen  Kirche  stehen  alle  Theile  des 
Baues  mit  der  Grundidee  des  Planes  in  einem  so 
genauen,  Zusammenhange,  dafs  man  versucht  ist, 
sogar  die  Lehren  und  Einrichtungen  dieser  Kir- 
che, welche  blos  positiver  Art,  (blos  Satzungen) 
zu  spyii  scheinen,  aus  dem  Grundsatze  des  JCatho- 
iicismns  abzuleite«*  :^^^  i^isÄa^  mdo  nodr^,  9jW  ' 
Ai^uj6iioiUhÄ  'pb  ii^^ikydjis  BaidsaTj'JßO.  ad-'jiüuaa'jy^ 
^  A.   In  Glauhenssachen,     . 

y  Religionsstreitigkeiten  haben  sich  i>ur  zu  oft 
J&W'p.l^  die  Erbitterung  ausgezeichnet,  mit  welcher 
.^fiMftreitenden   ParÜiejen-  f^^inand^  bekämpftien. 

ilBUß,.  Heidelberg.  i8i^6<v^.  ^  f¥otmi  Streit^  iliSpiKircK©.  Lpz. 
lÄÄpb  8k  [Die  ScUriftsteller  keiner  andern  Nation  haben  dle^ 
aKeo;jGe^ii^|it>d  SrO?^eßQum^ds<>  vielseitig  beleuchtet,  als  die 
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Besonders  deswegen,  weil  die  eine  und  die  andere 
Parihey  geneigt  war,  den  Widerspruch  der  Gegner 
nicht  ans  einem  Fehler  des  Verstandes  oder  aus 
der  Verschiedenheit  der  Ansichten,  welche  der  strei- 
tige Gegenstand  seinem  Wesen  nach  zuliefs,  sondern 
ausi  einem  Fehler  des  Herzens  abzuleiten.  Die  ka- 
thohsche  und  die  protestantische  Kirche  sollten, 
wenn  überhaupt,  wenigstens  nicht  in  diesem  Geiste 
Xn\i  einander  streiten.  Denn  der  Unterschied  zwi- 
schen der  einen  und  der  andern  Kirche  beruht  auf 
der  in  dem  Wesen  des  menschlichen  Geistes  liegen- 
den Verschiedenheit  der  Art,  wie  man  von  der 
Wahrheit  des  Christenthumes  überzeugt  seyn  oder 
sich  (vbejpzeugen  kann.  Dasselbe  gilt  von  der  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten,  welche  in  der  prote- 
stantischen Kirche  über  die  Erkenntnifsquelle  des 
Christenthumes,  über  die  heilige  Schrift,  herrschen. 
Der  Katholicismus  srründet  die  üeberzeu- 
gung,  dafs  das  Christenthum  eine  von  Gott  dur.  h 
Christus  geoffenbahrte  Religion  sey  und  in  dieser 
Eigenschaft  die  und  die  Lehren  und  Vorschriften 
enthalte,  lediglich  und  allein  auf  Zeugnisse, 
tbeils  auf  das  Zeugnifs  der  Zeitgenossen  und  un- 
mittelbaren Schüler  Christi,  tbeils  auf  das  Zeugnifs 
der  Kirche,  d.  i.  auf  das  Zeugnifs,  welches  die  Glau- 
bigen und  ins  besondere  die  geistlichen  Väter  der 
Kirche  in  allen  folgenden  Zeilen  von  der  Göttlich- 
keit des  Christenthumes  und  von  dem  wahren  Sinne 
seiner  Lehren  und  Vorschriften  einstimmig  abge- 
legt haben.  ^^*)  Jene  üeberzeugung  ist  also  in  dem 
Geiste  des  KathoUcismus  eine  Art  der  geschieht- 


i3.0  S*  tla^  Cancil.  Trid.  sess.  IV,  Um  den  Vortrag 
abzukür^ea ,  habe  ich  des.  ünterscHiedes  zwischen  der  Schrift 
und  der  Traditiqa   nicht  besonders  gedacht. 
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liehen  Gewifsheit;  sie  beruht  gleichsam  auf 
dem  Zeugnisse  öffentlicher  Urkunden,  ihr  ist 
das  Christenlhum  schlechthin  eine  Thatsache, 
die  sie  von  unverwerflichen  Zeugen  unraillelbar 
vernofmnen  hat.  Die  katholische  Kirche  oder  die 
Geistlichkeit  dieser  Kirche  belrachtet  die  Schrift 
nicht  als  ein  für  sich  stehendes,  abgeschlossenes 
und  von  der  Kirche  unabhängiges  Zeugnifs,  wel- 
ches von  den  Christen  nacli  Gründen  geprüft  oder 
gedeutet  werden  dürfte;  sondern  sie  setzt  diesem 
Zeugnisse  ein  anderes,  das  Zeugnifs  der  Kirche, 
dem  Glauben  an  die  ursprüngliche  Offen hahrung 
den  Glauben  an  eine  fortdauernde  Offenbahrung, 
an  ein  zweytes  Wunder,  zur  Seite.  Die  Dogmatik 
dieser  Kirche  enthält,  strenggenommen,  nur  einen 
einzigen  Glaubensartikel,  den  von  der  Unfehlbar- 
keit der  Kirche.  Alles  Uebrige  ist  Wissenschaf i.  — 
Daher  hört  der  Katholik  auf,  (dem  Glauben  nach) 
ein  Katholik  zu  seyn ,  sobidd  er  auch  nur  eine 
IuBl*re  seiner  Kirche  verwirft  oder  in  Zweifel  zieht; 
denn  er  greift  in  einer  Lehre  die  Grundlage 
aller,  das  Ansehn  der  Kirche,  an.  ^^^)  Dagegen 
ist  und  bleibt  der  Protestant,  wenn  er  sich  auch 
zu  allen  Glaubensartikeln  der  katholischen  Kir- 
che, den  von  der  Unfehlbarkeit  der  Kiiche  allein 
ausgenommen,  (aus  Gründen)  bekennt,  dennoch 
Protestant.  Dieser  Glaubensartikel  der  katholischen 
Kirche  rechtfertiget  zugleich  die  Reformation  ge- 
gen einen  Vorwurf,  welcher  ihr  nicht  ohne  Schein 
gemacht  worden   ist.  ^^^)     Die  Reformation,   sagt 


i32)  Luther  hestrilt  anfangs  nur  eine  Lehre  der  ka- 
tholischen Kirclie,  die  von  dem  Ablasse»  Aber  sehr  bald 
fiel  in.  ihm  und   durch   ihn   das   ganze   Gebäude  zusammen. 

i33)  S.  Schmidt 's  neuere  Geschichte  der  Deutschen. 


282 

man,  versetzte  die  katholjsche  Kirche  in  einßifcage, 
in  welcher  sie,  für  ihr  Daseyn  kiirapFt?ndi  ^ßh 
de^ep,fjti'|igen  inufst^^  in  ■  ihren  Lehren, wwllBi#^ 
riphlungen  zeitgemäfse  Verbesserungen  z«  treßtin^ 
Yj^rhesserungen ,  welche  sonst  nicht  ausgeblieben 
^►fiyn  würden.  Aber,  auch  zugegeben,  dafs  die 
ilj?foi:niation  dies^  Folge  gehabt  hätte,  der  Streit 
gglt  seinem  Wesen  nach  nicht  einzelnen  Lehren  und 
ßfifirichtungen,  sondern  dem  Grundsatze  der  üurr 
fehlbarkeit  der  kathoUschen  Kirche.  Diesei) 
Grundsatz  konnte  die  kathoh'sche  Kirche  nicht  auf- 
geben, die  protestantische  nicht  einräumen,  ohne 
rii^fß-beyde  Kirchen  ihre  Rollen  gewechselt  hälteii» 
Wegen  desselben  Glaubensartikels  hat  die  katholi^ 
sehe  Kirche,  wie  jetzt  die  Sachen  stehn,  vielleicht 
ficich  mehr  den  Unglauben,  als  den  Irrglaubep, 
jgu  förchten.  Wer  Alles  glauben  soll,  kann  leicht 
¥orziehn,  nichts  zu  glauben.  Nicht  Irrlehren  wuvtt 
den  in  Frankreich  während  der  Revolution  geb 
prediget,  das  Christen thum  selbst  wurde  isin^^ 
griffen.  s        ■h^nyjl 

X  Indem  der  Protestantismus  Glaubenssat 
x:hen  der  Einsicht  und  üeberzeugung  eines  ^d^fl 
einzelnen  Menschen  überläfst,  gestaltet  er  die  WaW 
zwischen  zwey  von  einander  abweichenden  Wege©, 
die  Wahl  zwischen  dem  Superna  turalismvi« 
und  dem  Naturalismus,  wie  man  diese  beydcM 
Wege  bezeichnet  hat.  Die  Grundursache  v4<?f 
vielen  Spaltungen  unter  den  Protestauten/ius  i^dt 

1.  B.  ^1  und  22.  Kap,  Versucli  einer  philosopliisc]i -lilston- 
schen  Darstellung  der  Reformation  in  ilirem  Ursprünge.  Ton 
Herrn.  Jos.  Sctimitt.  Sulzb.  1828.  8.  —  und  da^egfeift 
.Reinliold's  Ehrenrettung  der  •Lullierischen  Reforfiiatiett. 
Jena,   1789.., 8.  -j.y....^  _..    .......    i^^^ 
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rÄocli  iuvenil  Geisle  des  ProIestnuiisTiitrs  kmiii 
das^  Chi istpnthum  erste n  s  schleehthiu  als  eine 
g^^ffeubahrte  Religion  betrachtet  werden,  d.  u 
ölttih'  der  Protestant  kann  ^voh'  denn  Bedürfnisse 
einer  göttlichen  OfFenbahrnngänd  von  dem  unniit- 
telbar  göttlichen  Ursprünge  des  Christenthtimes  aus 
Gröndeii  überzeugt  seyn.  Aber  wenn  a«ch  der 
Protestantismus,  in  wie  fern  er  von  dieser  Üebet*^ 
Beugung  ausgeht,  dem  Katholieisraüs  .durch  deÄ 
G la irben  a n  Wu öder  ver waiidt  ist ,  (da li er^  d ie  P#o- 
testanten,  welche  dieser  üeberzeugung  sindi  nitht 
selten  zur  katholischen  Kirche  sich  hinneigeit^^er 
sich  4i[iit  dieser  Kirche  gegen  die  anders  denkendeh 
Prot€5tiinlen  vereinigen,)  so  ist  er  dennoch,  ivnfe 
die  Gründe  betrifft,  auf  welche  er  den  Glau^ 
ben  an  den  unmittelbar  götllichen' Ursprung  des 
Chrislenlhumes  und  die  Erkenntnifs  der  Lehren 
tind  Vorschriften  des  Christenthumes  stützt,  von 
dem  Kalholicismus  wesentlich  verschieden.  Er 
betrachtet  die  heilige  Schrift  als  die  einzige  Ur- 
kunde der  christlichen  Offenbahrung,  d.i.  als  die 
Urkunde,  welche  allein  das  Wort  Gottes  ist  und 
öMeifi  das  Wort  Gottes  enthält.  Er  gestattet  ei- 
torri  Jeden  und  fordert  einen  Jeden  auf,  die 
sÄeehtheit  der  einzelnen  Bücher  der  Schrift,  die 
1-ichtrgeLesarl  der  einzelnen  Stellen  und  den 
Wöihren  Sinn  der  Worte  nach  bestem  Wissen  und 
^©wissen  auszumitteln.  Er  verstattet  und  gebie- 
thet  zur  Lösung  dieser  Aufgaben  dieselben  Hülfs- 
mittel  anzuwenden,  welche  zur  Prüfung  und  zur 
Auslegung  anderer  Urkunden  der  Vorzeit  anzu- 
wenden sind.  Weder  Äie  Meinungen  der  Schrift- 
Stellar,  noch  die  irgend  einer  christlichen  ReHr 
gionsgesellschaft  läfst  er  als  Zeugnisse  gelten; 
nur  als  Aufforderungen  zum  Selbstforscheu   od^r 
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als  Besläljgungen  des  durch  Selbstforschen  ge- 
fundeneu Resuhates  läfst  er  sie  nicht  unbeachtet. 
Zu  Folge  dieser  Denkart  steht  also  der  Streit 
zwischen  der  prolestantisclien  und  der  katholi- 
schen Kirche  so:  Jene  entscheidet  in  Glaubens- 
sachen nach  Gründen,  nach  den  Regeln  der  ge- 
schichtlichen Kritik  und  Auslegung,  diese  nach 
Zeugnissen.  Jene  leugnet,  dafs  man  über  Glau- 
benssachen abstimmen ,  diese,  dafs  man  in  den- 
selben ohne  Abstimmung  zü  einer  Entscheidung 
gelangen   könne. 

Der  Protestanlismus  der  andern  Art,  kennt 
keine  andere  Religion,  als  die,  welche  auf  der 
Oß'enbahrung  Gottes  durch  die  Vernu  nft  berühr. 
Ihm  ist  das  Christenihum  eine  OfFenbahrung  Got- 
tes, weil  und  in  wie  fern  es  mit  j  en  er  Oftenbah- 
rung  übereinstimmt.  Und,  von  der  Maxime  aus- 
gehend,dafs  man  dieürkunden  des  Christenlhumes 
durch  die  Auslegung  mit  der  Vernunft  möglichst 
in  üebereinslimmung  zu  setzen  habe,  findet  er  in 
der  Schrift,  abgesehn  von  denjenigen  Stellen,  welche 
das  Kirclienlhum  belrefFen,  nur  eine  Darstellung 
der  Vernunftreligion,  wenn  auch  eine  Darstellung 
dieser  Religion ,  welche  auf  die  eigenthümlichen 
Ansichten  des  Volkes  und  des  Zeitalters,  an  welches 
sie  unmittelbar  gerichtet  war,  in  Worten  und  Bil- 
dern berechnet  ist.  Wenn  es  ihm  auch  gleichgültig 
seyn  kann,  wie  man  über  die  Wunder  denke,  von 
welchen  die  Schrift  zu  berichten  scheint,  so  ist  er 
doch,  die  Gefahren  erkennend,  mit  welchen  die 
Herrschaft  der  Vernunft  in  Glaubenssachen  von 
dem  Glauben  an  Wunder  bedroht  wird,  geneigter, 
d«ese  Wunder  als  naturgemäfse  Begebenheiten  zu 
Of  klären.  (Das  Christenthum  ist  und  bleibt  den- 
noch ein  Wunder!)  Doch  ist  ihm  dasChristenthum, 
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ungeachtet  er  in  demselben  nur  die  Stimme  der 
Vernunft  zu  hören  glaubt,  deshalb  nicht  weniger 
verehrungswürdig.  Nur  durch  eine  Religion,  welche 
sich  an  die  Üeberlieferungen  der  Vorzeit  anreihte, 
konnte  die  Vernunftreligion  zum  Volksglauben  wer- 
den, und  verdankt  es  nicht  die  Europäische 
Menschheit  dem  Christenlhume,  dafs  bey  ihr  die 
Vernur>ft  zur  Erkenntnifs  ihrer  selbst  gelangt 
ist?^^*)  —  Der  Prolestanlismus  dieser  Art  hat  mit 
dem  Katholicismus  schlechthin  nichts  gemein.  Je- 
nem ist  der  Glaube  an  Wunder,  diesem  der  Glaube 
aus  Vernunfforünden  Alles. 

Vergleicht  man  den  Protestantismus  de**  einen 
mit  dem  der  andern  Art,  den  Supernaturah'smus 
mit  dem  Naturalismus,  so  unterscheiden  sie  sich 
zwar  von  einander  in  so  fern,  als  die  Gründe,  aus 
welchen  der  eine  und  der  andere  die  Lehren  des 
Christenthumes  ableitet,  und  die  Regeln,  nach  wel-i^ 
eben  der  eine  und  der  andere  die  Schrift  ausleg^^ 
verschiedener  Art  sind.  Doch  schön  dieser  Un^ 
terschied  ist  weniger  erheblich,  als  er  auf  den  er-^ 
sten  Blick  zu  sejn  scheint.  Denn  ist  die  wöriliehe 
Auslegung  einer  Rede,  (die  interpretatio  gramma-^ 
tica^  ist  also  die  wörtliche  Auslegung  der  Schrift 
hinreichend,  den  wahren  Sinn  der  Rede,  also  den 
w^ahren  Sinn  der  Schrift  aufzuschliefsen  ?  Und  wenn 
bey  der  Auslegung  der  Schrift  zugleich  auf  die  Ab- 
sicht des  Redenden  (auf  die  interpretatio  logica) 
Rücksicht  zu  nehmen  ist,  kann  die  Auslegung  der 
Schrift  in  so  fern  aus  einer  andern  Quelle,  als  aus 


1 34')  Eine  Darstellung  des  Clirlstentliiimes  in  dem  Gei- 
ste dieses  Protestantismus  enthält  das  treffliche  Buch  meines 
verehrten  Freundes  ,  des  Herrn  geh  .K.  R.Paulus:  Das  Leben 
Jesu. 
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der  Vernunftrellgion  geschöpft  werden?  wo  ist  aber 
dann  die  Grenze,  bey  welcher  die  Anwendbarkeit 
der  Vernunftrellgion  zur  Auslegung  der  Schrift  auf- 
hörle?  (Daher  der  Vorwurf  der  Inkonsequenz,  wels- 
cher dem  Supernaturalismus  von  dem  Naturalismus 
gemacht  Avorden  ist,  vielleicht  auch  die  Heftigkeit, 
mit  welcher  die  Freunde  der  einen  und  die  der  an- 
dern Ansicht  zuweilen  gegen  einander  gekämpft 
haben.  Sie  glichen  Verwandten,  die  sich  entzweyt 
halten.) 

In  so  fern  aber  kommen  beyde  Ansiehtefn  mit 
einander  schlechthin  überein  und  in  so  fern  sind 
beyde  in  gleichem  Grade  dem  Katholicisnius  entge- 
gengesetzt, als  das  Chrislenthum  nach  beydeii 
eine  sich  unaufhörlich  fortbildende  oder  sich  anders 
gestallende  Lehre  ist  und  seyn  soll,  der  Katholi- 
cismus  aber  der  christlichen  Glaubenslehre  eine 
feste,  eine  auf  die  Ewigkeit  berechnete  Gestalt  ge- 
ben mufste  und  gegeben  hat.  Der  Protestantismus 
strebt  und  soll  unaufhörlich  nach  einem  Ideale 
streben;  der  Kalholicismus  glaubt  das  Ideal,  nach 
welchem  jener  strebt,  erreicht  zu  haben.  Der  Ka- 
lholicismus macht  dem  Protestantismus  den  Vor- 
wtirfi^dafs  er,  den  Grundsatz  der  Gewissensfrey- 
heit  predigend,  das  Wanken  und  Schwanken  aller 
religiösen  Üeberzeugungen  unausbleiblich  zur  Folge 
habe.  Der  Protestantismus  antwortet:  Soll  inxier 
Welt  des  Menschen,  soll  in  der  Geschichte  dfer 
Menschheit  irgend  ein  Stillstand  seyn?  Wenn  Chri- 
stus lehrte,  dafs  er  in  die  Welt  gekommen  sey,  um 
die  Menschen  von  dem  Joche  des  Gesetzes  zu  be- 
freyn,  wenn  er  seine  Schüler  auflforderte,  in  der 
Schrift  zu  forschen,  wenn  er  ihnen  seinen  Geist 
zu  senden  verhiefs,  —  hat  er  damit  nicht  den 
Grundsatz  der  Gewissensfreyheit  iür  den  Grund- 


287 


stein  oder  für  den  Lebenskeim  seiner  Kirche  er-? 
klärt?  Ist  aber  nicht  die  katholische  Kirche  zu  dem 
Gesetie,    zu   der  den  Asiatischen  Fölkm-o,  ieigeo** 
tbümlit'hen  Denkart  zurückgekehrt Tt'^dfiO)  ^f^iiöd 
Auch,  in    so  fern  ist  der    Protestantismus  mit 
sich  selbst  einig  und  dem  Katholicismns  schlecht-* 
hin  entgegengesetzt,    als    er    Duldsamkeit   ^egen 
anders   Denkende   prediget,    Unduldsamkeit    aber 
in  dem  Wesen  des  Kathohcismus  liegt,  —  VVena 
der    Protestantismus    einem    Jeden    die    Freyheil 
verstattet  und  die  Pflicht  auferlegt,  in  Rehgions- 
sachen  der    Ueberzeugung,    die    er   nach    bestem 
Wissen  uud  Gewissen  für  die  richtigere  hält,  zii 
folgen-^  sa^jjiufe   der  Protestant    die   Gewissens- 
frejheit,  die  er  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  auch 
in   allen  andern  ehren,  so  kann  er  nicht  das  Für- 
wahrhalten    eiues     bestimmten     Symboles     oder 
das    Festhalten   an    einem    bestimmten    Symbole, 
sondern    nur   die    Redlichkeit   des    Glaubens   zur 
Seligkeit  für  nolhwendig  erachten.  —  Wenn  sich 
dagegen,  in  dem  Geiste  des    Katholicismus,    der 
Glaube  auf  Zeugnisse  stützt,  so  mufs  der  Katho- 
lik in  einem  jeden  anders  Denkenden  einen  Zeugen 
gegen  und  in  einem  Jeden,  der  zu  der  katholi-^ 
sehen  Kirche  übertritt,  einen  neuen  Zeugen  für 
die  Wahrheit  des  Glaubens  erblicken,  zu  welchem 
er  sich  selbst  bekennt.   Er  mufs  es  sogar,  in  der 
Üeberzeugung  von  der  Unfehlbarkeit  seiner  Kirche, 
für  , seine  Pflicht  halten,   die   anders   Denkenden 
zu  bekehren.    Er  verdient  wegen  dieses  seines  Be- 
kehrungseifers nicht  Tadel,  sondern  ]l.ob. 

Alle  diese  Spaltungen, ' —  sowohl  der  Zwiespalt 
zwischen  der  katholischen  und  der  protestantischen 
Kirche,  als  der  Streit  zwischen  dem  SupernaLura- 
lismus  und  dem  NaturaU&mus  in  der  protestauüschen 
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Kirche  —  stehen  mit  einer  Verschiedenheit  in  der 
Denk-  und  Gemülhsart  der  Menschea  überhaupt 
in  Zusammenhang.  Vielleicht  sind  sie  sogar  aus 
dieser  Verschiedenheit,  allein  oder  vorzugsweise, 
entstanden.  Nicht  Allen,  vielleicht  nur  Wenigen, 
ist  es  gegeben,  überhaupt  und  in  Religionssachen 
durch  eigenes  Nachdenken  und  Forschen  zu  festen 
und  genügenden  Resultaten  zu  gelangen.  Vielen, 
vielleicht  den  Meisten,  ist  es  ßedürfnifs,  sich  leiten 
zu  lassen.  Auch  unter  denen,  welche  die  Kraft 
und  die  Neigung  haben,  selbst  zu  denken  und  zu 
forschen,  geben  die  Einen  der  Erfahrung,  die  An- 
dern i]er  übersinnlichen  Erkenntnifs  den  Vorzug, 
ist,  in  Religionssnchen,  den  Einen  der  Glaube  an 
eine  OfFenbahrung  ßedürfnifs,  während  die  Andern, 
welchen  dieses  ßedürfnifs  fremd  ist,  in  der  Ver— 
nunfireligion  Belelirung  und  Beruhigung  finden. 
Diese  Verschiedenheit  der  Denk-  und  Gemüthsar- 
tenistes,  die  sich  in  jenen  Spaltungen  ausspricht 
und  wiederhohlt.  Selbst  darüber  scheint  diese 
Ansicht  Aufschlufs  zu  geben,  warum  die  katholi- 
sche Kirche  bey  weitem  mehr  Mitglieder  zählt,  als 
die  protestantische,  warum  jene  Kirche  so  reich  ist 
an  Mitteln,  ein  wundes  Gewissen  zu  heilen,  einen 
Seelenschmerz  zu  mildern,  eine  Furcht  in  Hoffnung 
zu  verwandeln,  warum  dieselbe  Kirche  selbst  dar- 
auf Bedacht  genommen  hat,  ihre  Mitglieder  —  z.  Bj 
durch  Feste,  durch  Festzüge,  durch  Wallfahrten, — 
zum  Genüsse  des  flüchtigen  Lebens  einzuladen. ^^^) 


i35)  Der  Ctiarakter  des  Kultus  der  kalholisclien  Kirche 
ist  Frohsinn.  In  England  klagte  man,  dafs  mit  diesem  Kultus 
die  alle  iVöhlicIie  Zelt  verschwunden  sey.  Comnicntaries  on 
the  Life  and  Reign  of  Charles  I.  King  of  England,  ßjr 
I.  D.  Israeli.  Lond.  iS^g.  f,ir.  Vol.  <?. 
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Der  Unterschied ,  der  zwischen  der  katholischeri 
und  der  prolestaiitischen  Kirche  in  Glaiibenssa- 
chen  eintritt, .  ist  in  der  '1  hat  nnr  eine  Erklä- 
rnng  des  Satzes,  dafs  jene  Kirche  einer  geist- 
lichen Gewalt  nnterworfen  sry,  diese  Kirche  aber 
die  Gewissen  frey  hisse.  Aus  diesem  Unterschiede 
kann  und  ninfs  also  ein  jeder  andere  Unterschied 
abgeleitet  werden  ,  der  zwischen  der  einen  und  der* 
andern  Kirche  eintritt. 

B.    "//^   Beziehung  auf  das  Kirchen thiun. 

Das  Daseyn  einer  Kirche,  als  einer  äus- 
seren Religionsgesellsihaft,  gehört  zu  dem  Wesen 
des  Katholicismns.  Die  Denkart,  nach  welcher  der 
Christ  seinen  Glauben  aufden  Glauben  der  Kirche 
stützt  und  zu  stützen  hat,  ist  nur  unter  der  Voraus- 
setzung mögh'ch,  dafs  in  der  Erfahrung  eine  Kir- 
che besteht,  deren  Glauben  der  Christ  zu  dem  seini- 
gen machen  kann  und  soll.  —  Dem  Protestantis^ 
müs  sind  kirchliche  Gesellschaften  nur  Anstalten, 
welche  einem  nligiösen  Bedürfnisse  des  Menschen 
und  des  Christen  entsprechen,  einem  Bedürfnisse, 
welches  in  dem  einen  Menschen  stärker,  in  einem 
andern  schwächer,  in  einem  dritten  überall  nicht 
vorhanden  seyn  kann.  Die  protestantische  Kirche! 
hat  wegen  ihrer  Fortdauer  mehr  die  Lauigkeit  ihrer 
Mitglieder,  als  die  Feindseligkeit  ihrer  Gegner  zii 
fürchten. 

hl  dem  Wesen  des  Katholicismns  liegt  die 
Forderung ,  dafs  alle  Christen,  so  \tie  desselben 
Glaubens,  so  Mitglieder  derselben  Kirche, 
derselben  äufseren  Religionsgesellschaft  oder  dessel- 
ben Staates  Gottes,  seyen.  Denn  nicht  nur  würde  die 
Einheit,  welche  in  dem  Geiste  des  Katholicismns, 
unter  den  Christen  in  Sachen  des  Glaubens  und  des 

Zachariä  Res.  Lehrei  IL  Bd.  2.  AbiJu  1^ 
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Kultus  bestehn  soll,  ohne  die  äussere  Einheit 
der  Kirche  einer  genügenden  Bürgschaft  ent- 
behren, sondern,  wenn  auch  die  verschiedenen 
Reh'glonsgesellschafien,  zu  welchen  sich  die  Chri- 
sten vereiniget  hätten,  in  der  Lehre  und  im  Kultus 
mit  einander  übereinstimmten,  so  würde  doch  diese 
Uebereinstimmung,  als  eine  blos  zufällige,  nicht 
der  Ueberzeugung  zur  Grundlage  dienen  können, 
dafsdas,  was  die  Kirche  lehre  und  gebiethe,weil  es 
die  Kirche  lehre  und  gebiethe,  das  Wort  Gottes  sey. 
Und  eben  so  wenig  würde  das  Nebeneinanderbe- 
stehn  mehrerer  Kirchen  mit  der  Idee  der  Einheit 
Gottes,  als  des  Herrn  der  Kirche,  vereinbar  seyn. 
—  Nach  den  Grundsätzen  des  Protestantismus  kann 
es  dagegen  mehr  als  eine  äussere  Religionsge- 
sellschaft geben;  ja,  theils  wegen  der  Verschie- 
denheit der  geistigen  Anlagen  und  Bedürfnisse 
der  Menschen,  theils  wegen  der  verhältnifsmäfsig 
gröfseren  Gefahr,  w^elcher  die  Gewissens-  und  die 
Religionsfreyheit  in  einer  zahlreicheren  Religions- 
gesellschaft ausgesetzt  ist,  entspricht  das  Neben- 
einanderbestehn  mehrerer  solcher  Gesellschaften 
dem  Geiste  und  dem  Interesse  des  Protestantis- 
mus sogar  vorzugsweise.  —  Von  jeher  war  das 
Streben  der  katholischen  Kirche  auf  äussere  Ein- 
heit gerichtet;  sie  bekämpfte  mit  denselben  Waffen 
und  mit  demselben  Eifer  die  Ketzer  und  die 
Schismatiker.  Die  Reformation  hat  eine  grofse  Anzahl 
kirchlicher  Gesellschaften  ins  Leben  gerufen.  Ver- 
dient deswe'gen  die  eine  oder  die  andere  Kirche 
ein  Lob?  oder  einen  Tadel?  Ein  jedes  Lob,  das 
man  der  einen  oder  das  man  der  andern  Kirche 
ertheilt,  ist  zugJeich  ein  Tadel,  den  man  gegen 
sie  ausspricht,  und  umgekehrt. 

Eben  so  liegt  die  ünveränderlichkeit  der 
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Kirche,  ihres  Symboles,  ihrer  Liturgie,  ihi*ei* 
Verfassung,  in  dem  Wesen  des  Katholicismus* 
Denn  könnte  der  Glaube  der  einzelnen  Christed 
an  dem  Ausehn  der  Kirche  eine  feste  Stütze  ha- 
ben, wenn  die  Kirche  selbst  in  ihren  Gesetzen 
und  Einrichtungen  wankte  und  Schwankte?  Maa 
hat  den  Vätern  der  TridentischenKirchenversdnim- 
iung  den  Vorwurf  gemacht,  dafs  sie  nur  mit  za- 
gender Hand  den  Mängeln  und  Gebrechen  dei:' 
Kirche,  Avelche  die  Protestanten  und  selbst  Katholi- 
ken so  laut  und  so  gründh'chgeriigt  hatten,  abhalfen^ 
Wären  sie  aher  in  der  Verbesserung  des  Kirchen- 
glaubens und  der  Kirchenzucht  weiter  gegangen^ 
so  würden  sie  die  Treue  der  Altgläubigen  erschüt- 
tert haben,  ohne  doch  die  Neugläubigen  in  den 
Schoofs  der  Kirche  zurückzuführen.  Sie  erkannten 
das  Beste  der  Kirche  besser,  als  jene  Tadler.  '^^) 
—  Nach  den  Grundsätzen  des  Protestantismus  hat 
eine  jede  Religionsgesellschaft  auf  die  Vervoll- 
kommnung ihrer  Organisation  und  ihres  Kultus  un- 
ausgesetzt Bedacht  zu  nehmen,  können  sich  in  einem 
jeden  Augen hlicke  und  sollen  sich  nach  Befinden 
von  Zeit  zu  Zeit  [leue  Religionsgesellschaften  bilden. 
Selbst  mit  dem  Pabstthume,  selbst  mit  der 
Verfassungsform  also,  durch  welche  sich  die  ka- 


i36)  Es  ist  schwer,  die  Protestanten  jener  Zeit  wegen 
der  Anspriiclie,  die  sie  an  diese  Kirchenversaihinlung  machten, 
und  wegen  der  Widersprüche,  die  sie  gegen  das  Ansehn 
difser  Versanimlnng  eihoben,  zu  vertheidigen.  Sie  hatten 
selbst  ein  Conciliiun  verlangt.  Als  dieses  zusamraenberufen 
wurde,  verweigerten  sie  demselben  den  Gehorsam  wegen  der 
Art,  wie  es  znsammengesetzi  sej.  Jenes  Verlangen  war 
unprotestantisch.  In  dieser  Verweigerung  aber  lag  die 
Behauptung,  dafs  die  Streitfrage  schon  vorläufig  zum  Vor- 
theile  der  Reformation  zu  entscheiden  gewesen  sej. 
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tbol Ische  Kirche  von  allen  andern  chrislliclien 
Religionsgcsellschaflen  unterscheidet,  dürfte  das 
Wesen  des  Kathoh'cismus  in  einem  ursachlichen 
Zusammenhange  stehn.  Nur  in  der  geistlichen  Herr- 
schaft eines  Einzigen  konnte  die  Kirche  eine  fort- 
dauernde und  gleichsam  sichtbare  Bürgschaft  für 
ihre  Einheit  oder  das  )^Centriim  Unitatis^^  linden, 
dessen  sie  bedurfte.  —  Aus  den  Grundsätzen  des 
Protestantismus  kann  man  dagegen  nicht  eine  eben 
so  bestimmte  Regel  für  die  Organisation  kirchlicher 
Gesellschaften  ableiten. 

Alles  dieses  scheint  aber  so  selir  die  Forldauer 
der  katholischen  Kirche  zu  sichern,  als  die  Fort- 
dauer der  protestantischen  Kirche  unsicher  zu  ma- 
chen. Wie  ist  es  also  zu  erklären ,  dafs  sich  gleich- 
wohl diese  Kirc(ie  schon  Jahrhundertelangerhal- 
ten hat?  dafs  sich  auch  jetzt  noch  nicht  Zeichen  an 
ihr  zu  offenbahren  scheinen,  welche  ihren  Verfall 
beurkundeten  oder  ihre  Auflösung  befürchten  lies- 
sen?  Fragen,  mit  welchen  man  zugleich  die  Frage 
beantwortet:  Wie  kann  theils  für  die  Fortdauer  der 
protestantischen  Kirche  überhaupt,  theils  für  die 
Fortdauer  einer  bestimmten  protestantischen  Reli- 
gionsgesellschaft am  besten  gesorgt  werden?  — 
Dieselbe  Ursache  aber,  welche  die  protestantische 
Kirche  mit  der  Gefahr  der  Auflösung  zu  bedrohn 
scheint,  verbürgt  die  Fortdauer  dieser  Kirche;  die 
Freyheit  der  Gewissen  ist  nicht  der  Keim  der  Auf- 
lösung, sondern  der  Keim  des  Lebens  der  prote- 
stantischen Kirche. 

Denn  erstens:  Die  Fesseln,  welche  eine  Kir- 
che ihren  Mitgliedern  anlegt,  sind  zugleich  für  diese 
so  viele  Aufforderungen  zur  Widersetzlichkeit  oder 
zur  Abtrünnigkeit.  Denn  ein  jeder  Zwang  reitzt 
zum    Widerstände;  die   Kunstmittel   aber,    durch 
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welche  dieser  Widerstand  geschwächt  oder  besiegt 
werden  kann,  sind  allemal  mehr  oder  weniger  un- 
sicher. Nun  entspricht  aber  die  Verfassung  einer 
kirchlichen  Gesellschaft  dem  Geiste  des  Protestan- 
tismus in  dem  Grade,  in  welchem  sie  dieReligions- 
und  die  Gewissensfreyheit  der  Gesellschaftsgenossen 
unbeschränkter  läfst.  Wenn  und  so  lange  also  eine 
protestantische  Religionsgesellschaft  dem  Grund- 
gesetze des  Protestantismus  niclit  unlreu  wird,  hat 
sie  an  der  Freyheitsliebe  ilirer  Mitglieder  wo  nicht 
eine  Stütze,  doch  nicht  eine  Gegnerin,  kann  sie,  in 
ihren  Forderungen  bescheiden,  der  Erfüllung  der-^ 
selben  desto  gewisser  seyn.  Keine  protestantische 
Kirche  hat  von  den  Gesetzen  und  Einrichtungen 
der  katholischen  Kirche  so  Vieles  bey behalten,  als 
die  Aflglikanische  Kirche;  und  nirgends  sind  so 
viele  protestantische  Religioosgesellschafteu  neben 
der  Landeskirche  entstanden,  als  in  England.  Auch 
anderwärts  ist  der  Versuch,  die  eine  oder  die  andere 
Abtheiluag  der  protestantischen  Kirche  einer  blei- 
benden Glaubensregel,  (einem  Symbole,)  zu  un^ 
terwerfen,  entweder  mifslungeu  oder  von  ähnlichen 
Folgen  begleitet  gewesen.  Das  geistig  Lebendige 
wehrt  sich  gegen  das  geistig  Todte.  Dagegen  ist 
z.  B.  in  den  lutherischen  und  in  den  reformirteu 
Kirchen  der  Deutschen  Staaten  die  Symbolik  immer 
mehr  und  mehr  in  Vergessenheit  gerathen;  und 
dennoch  sind  die  Fälle,  dafs  diese  Kirchen  durch 
Spaltungen  oder  durch  Abtrüunigkeit  Mitglieder 
verlohren  hätten ,  eher  seltner  als  häufiger  gewor- 
den. —  Doch  man  kann  fragen:  Kann  irgend 
eine  Religionsgesellschaft  ohne  ein  Symbol,  (wenn 
auch  ohne  eine  Kirchenzucht,)  bestehn?  und  kann 
irgend  einer  protestantischen  Religionsgesell- 
schaft  die    Schrift   allein  zum  Symbole  genügen? 


294 


Hi^e  Sanlmlung  von  Urkunden,  welclie  auf  ^o  ver- 
$*chiedene  Weise  gedeutet  werden  köuneij  9,der  we- 
nigstens gedeutet  worden  sind?  Jedoch'bey  dieser 
Frage  setzt  man  schon  voraus,  dafs  die  Mitglieder 
einer  Religionsgesellschaft  und  namentlich  die  einer 
protestantischen  im  Glauben  einstimmig  seyn  sollen 
tind  müssen.  Allerdings  bedarf  auch  eine  protestan- 
tische Religionsgesellschaft  einer  bestimmten  Regel 
für  die  Lehr  vortrage,  obwohl  selbst  diese  Re- 
gel mehr  negativ  als  positiv  gefafst  seyn  ^oll.  Aber 
zur  Glaubensregel  kann  ihr  schon  und  soll  ihr 
Hur  die  Schrift  dienen.  Sie  enispricht  dem  Geisle 
des  Protestantismus  am  vollkomnjensten,  wenn  sie 
von  ihren  Mitgliedern  überall  nicht  das  Bekenntnifs 
eines  gewissen  Glaubens,  sondern  nur  das  verlangt, 
dafs  sie  gemäfs  der  Einsetzung  Christi,  sich  taufen 
lafsen  und  das  Abend  mal  des  Ihrrn  feyern. 

Zweytens:  Das  Grundgesetz  des  Protestan- 
tismus, die  Freyheit  der  Gewissen,  bewahrt  nicht 
blos  die  protestantische  Kirche  vor  den  Gefahren, 
von  welchen  sie  sonst  für  ihre  Fortdauer  zu  fürch- 
ten hätte,  dasselbe  Gesetz  befördert  noch  überdicfs 
(positiv)  das  Fortbestehn  dieser  Kirche.  Denn  die 
Freyheit  der  Gewissen  hat  einen  Meinungskampf 
unter  den  Protestanten  zur  Folge,  welcher  nicht  nur 
die  Freunde  derselben  Meinung  unter  sich  enger 
vereiniget,  sondern  auch  die  Parlheyen  insgesammt 
für  die  Erhaltung  der  Kirche  interessirt,  unter  deren 
Fahnen  sie  streiten.  In  der  katliolisihcn  Kiiche  ist 
ein  jeder  Religionsstreit  ein  Aufstand,  in  der  prote- 
stantischen ist  eiu  solciier  Streit  ein  Zeichen  und 
eine  Steigerung  des  Lebens  der  Kirche.  Und  sollte 
der  Streit  selbst  zu  einer  neuen  Spaltung  in  dieser 
Kirche  führen,  so  ist  doch  dem  Stamme  nur  eiu 
neuer  Zweig  entsprossen,  dessen  Jugeudkraft  auch 
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die  Lebenskraft  der  übrigen  Zweige  desselben 
Stammes  zu  neuen  Aeusserungen  reilzt.  In  der 
Gescbichte  dieses  Meinungskampfes  sind  zw  ey  Er- 
scheinungen besonders  hemerkenswerth,  —  dafs 
eine  Hauptveranlassung  zur  Entstehung  neuer  pro- 
testantischer Rehgionsgesellschaften  in  dem  Plane 
lag,  eine  Kirchenzucht  einzuführen,  *^^)  und  dafs 
vorzugsweise  in  der  protestantischen  Kirche  der 
Mysiicismus  seine  Heimalh  zu  haben  scheint.  Sollten 
auch  diese  Erscheinungen. .Ji^it  einem  Bedürfnifse 
zusammenhängen,  welchem  dieprotesiantische  Kir- 
che schwerlich  Genüge  leisten  kann,  so  konnten 
und  durften  sie  doch  nicht  in  einer  Kirche  fehlen, 
in  welcher  sich  das  Leben  in  Gott  in  allen  den  man- 
nigfaltigen Gestalten,  welche  es  annehmen  kann, 
entfalten  soll, 

Drittensv  Eben  so  vortheilhaft  für  die  Fort- 
dauer der  protestantischen  Kirche  ist  die  kriegeri- 
sche Stellung,  in  welcher  diese^iieherjhrem  Wesen 
nach  zu  der  katholischen j§le^|^ijD^^e-Stellung  er- 
innert die  Protestanten  vorzugsweise  au  das  ihnen 
gemeinsame  Eigeuthum  und  an  dieNolhwendigkeit, 
dieses  Eigen tlium  gemeinschaftlich  zu  verlkeidigen. 
So  wie  es,  Stgalsvereine  giebt,  Avelche  nur  Schutz- 
und  Trutzbündnisse  gegen  auswärtige  Feinde  sind, 
so  ist  die  protestantische  Kirche  nur  ii>4dem  Sinne 
ein  Ganzes,  dafs  sie  in  Be/Jehung  auf  die  katholi- 
sche Kirche  ein  und  dasselbe  Interesseihat.  Doch 
kann  diese  Einheit  selbst  auf  die  innere  Einheit  der 
einzelnen  protestantischen  Religionsgesellschaften 
wohlthätig  zurückwirken.    Ueberall,  wo  Katholiken 


137)  Beyspiele:DIeGesellscliaft  der  Quäker  oder  Freunde, 
die  der  Metliodislen ,  die  Brüdergemeinde.  Meine  Sclirifl: 
lieber  die  evangelische  Brüdej gemeinde.  Lp/.  1798.  6. 
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und  Prolestanten  in  demselbew  Lande  oder  an  dem- 
selben Orte  zusammen  >vohnen,  ist  den  lel/Jeren 
^qch  das  Kirchen thum  eine  dringendere  Angele- 
genheit. Allerdings  kann  der  Streit  zwischen  der 
katholischen  und  der  proteslantischen  Kirche,  wie 
ein  jeder  andere  Religionsstreit,  die  Pariheyen 
auch  persönlich  verfeinden.  Aber  die  Veririungen 
derstreitendenParthejenkann  man  nicht  dem  Sireile 
selbst  zur  Last  legen.  Den  Streit  selbst  darf  die 
protestantische  Kirche  nie  ruhen  lassen.  Sie  sey 
nie  undankbar  gegen  ihre  Vorfechter. 

Endlich  viertens:  Eine  Kirche  kann  auf  ihre 
Fortdauer  desto  gewisser  rechnen,  je  höher  das 
Ansehn  ihrer  Geisthchen  oder  ihrer  Reh'gionslehrer, 
überhaupt  oder  dermalen,  steht.  Nun  hab<'n  zwar 
immer  die  katholischen  Geistlichen  ,  als  das  Erbe 
Gottes,  eine  Slandeswürde,  während  die  protestan- 
tischen Religionslehrer  nur  ihrem  individuellen 
Werthe  Einllufs  und  Ansehn  verdanken  können. 
Aber  der  Geist  des  Protestantismus  dringt  diese  und 
gestattet  ihnen,  mit  dtn  geistigen  ßedürfnissen  und 
Ansprüchen  der  Zeit  foitzuschreiten,  anstatt  dafs 
Jenen  die  Pflicht  gehiethet  und  die  Klugheit  amälh, 
hey  den  üeberlieferungeu  der  Vorzeit  mit  treuer 
Anhängliphkeit  zu  beharren. 

C.  In  Beziehung  auf  die  äussere  Goltesierchruf/g. 

Ein  äusserer  und  ge  mei  n  schaft  lii"  her 
Kultus  ist  die  Bedingung  des  Daseyns  einer  Kirche, 
als  einer  äusseren  Religionsgesellschaft.  Eine  Kirche 
belhätiget  ihr  Daseyu  desto  niehr,  sie  stellt  sich 
ihren  Mitgliedern  desto  ujchr  als  eine  durch  die 
äusseren  Sinne  wahrnehmbare  Erscheinung  dar, 
je  öffentlicher,  mannigfaltiger,  f«?streicher  und 
prachtvoller  ihr  Kultus  ist.    Wenn  abo  der  Glaube 
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des  Katholiken  auf  dem  Aiiselin  der  Kirche,  auf 
der  ücbereinstimmung  der  Gläubigen  der  Vorzeit 
und  der  Gegenwart  in  demselben  Glauben,  beruht 
und  beruhen  soll,  so  gehört  der  feyerliche  Kultus, 
durch  welchen  sich  die  katholische  Kirche  vor  der 
protestantischen  auszeichnet,  zu  dem  Wesen  des 
Katholicismus,  ein  Kultus,  welcher  das  Daseyn 
der  Kirche  in  möglichster  Vollkommenheit  ver- 
sinnlichet.  Der  Haupttheil  des  katholischen  Kultus, 
das  Mefsopfer,  ist  die  unblutige  Wiederhohlung  des 
blutigen  Opfers,  welches  Christus  für  die  Menschen 
am  Kreutze  brachte,  also  eine  Erneuerung  und 
gleichsam  sichtbare  Bestätigung  der  Begebenheit, 
welche  vorzugsweise  die  geschichtliche  Grundlage 
des  Christenthumes  ist. 

Eine  Religion  kann  durch  ihre  Lehre  auf  den 
Versland,  durch  ilnen  Kultus  auf  das  Herz  wirken; 
sie  kann  auf  die  Treue  ihrer  Bekenuer  in  dem 
Grade  rechnen,  in  welchem  sie  sowohl  den  Verstand 
als  das  Herz  beschäftiget.  Doch  schwerlich  vermag 
dieselbe  Religion  das  Eine  und  das  Andere  in  glei- 
chem Grade  zu  thun.  Auf  jeden  Fall  mufs  eine 
Religion,  wenn  sie  als  eine  öfTenlliche  ihrer  Fort- 
dauer gewifs  seyn  Avill,  desto  mehr  durch  ihren 
Kultus  auf  das  Herz  zu  wirken  suchen,  je  weniger 
sie  durch  ihre  Lehre  den  Verstand  in  Thätigkeit  zu 
setzen  vermag  oder  beabsichtiget;  und  umgekehru 
Ein  neuer  Grund,  warum  ein  f(*yerlicher,  ein  die 
Sinne  erregender  Kultus  dem  Geiste  des  Kalholi- 
cismus  vorzugsweise  entspricht!  Nur  den  Glauben 
an  ein  geschichtliches  Zeugnifs  f<?rdernd,  verdacht- 
sam gegen  die  Klügeleyen  des  Verstandes,  würde 
die  Katholische  Kirche  kaum  einen  Halt  haben, 
wenn  sie  nicht  durch  ihren  Kultus  auf  die  Menschen 
wirkte. 
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in  einem  andern  Verbaltnifse  steht  die  äussere 
Gotlesvcrehrung  zu  dem  Protestantismus.  Denn 
nicht  auf  das  Zrcugnifs  der  Kirche  stützt  dieser  die 
üeberzeugung  von  der  Wahrheit  des  Christen thu- 
mes;  und  wenn  ihm  auch  die  äussere  Gottesvereh- 
rung  als  ein  Mittel,  die  innere  Andacht  zu  beleben, 
ehrwürdig  ist,  so  ist  sie  ihm  doch  nicht  die  einzige 
oder  die  Hauptstütze,  auf  welcher  das  Daseyn  und 
die  Fortdauer  der  protestantischen  Kirche  ruht. 
Es  giebt  sogar  Protestanten,  welche  fürchten,  dafs 
ein  feyerlicherer  Kultus,  gegen  den  Geist  ihrer 
Kirche,  die  äussere  Gottesverehrung  über  die  in- 
nere oder  den  andern  Hauptzweck  kirchlicher  Ver- 
sammlungen, den  Unterricht  in  den  Lehren  des 
Christenthumes,  in  den  Hintergrund  stellen  könnle. 
Und  in  der  That  ist  es  nicht  ein  Leichtes,  in  der 
Liturgie  den  rechten  Weg,  d.  i.  den  Mittelweg,  zu 
finden  und  zu  haken.  ^^^)  :"y  i 

Nicht  aus  der  Grundidee  des  Katholicismus  gieng 
der  Kultus  der  katholischen  Kirclie  hervor;  nicht 
planmäfsig  wurde  er  eingeführt.  Sein  Vorbild  war 
der  Jüdische,  der  Griechische  und  der  Römische 
Nalionalkultus.  Aber  das  ist  eben  in  der  Geschichte 
der  Menschheit  das  Merkwürdige,  dafs  die  Bege- 
benheiten eben  so  oft  aus  einer  Idee,  welche  die 
Menschen  verfolgten  oder  welche  ihnen  vor- 
schwebte, als  aus  den  besonderen  Verhäjtnisseu, 
unter  welchen  sie  handelten,  abgeleitet  >yerden 
können. 


438)  Dieser  Gegenstand  ist  besonders  in  Deutscliland  In 
einer  Menge  Schriften  erörtert  worden j  z.B.  bej  Gelegenlielt 
der  Einführung  einer  neuen  Agende  in  den  Preufsisclien 
Staaten. 
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Planniäfsiger  verfuhren  die  Protestanten  beyder 
Einrichtung  ihres  Kultus,  theils  die  Bedürfnisse  der 
Zeit,  theils  das  Vorbild  des  einfacheren  Kultus  der 
ersten  christlichen  Kirche  beachtend,  das  Beste- 
hende, d.  i.  die  Liturgie  der  katholischen  Kirche, 
hier  mehr  dort  weniger  schonend.  ^^^)  Jedoth 
es  ist,  z.  ß.  \ün  Mojitesquieu,  behauptet  worden, 
dafs  man  diese  Umgestaltung  des  katholischen 
Kultus,  ja  dafs  man  die  Reformation  selbst  oder 
wenigstens  die  Thatsache,  dafs  sie  mehr  irn  INor- 
deti  als  im  Süden  von  Europa  Beyfall  fand ,  aus 
dem  Einflüsse  ableiten  könne  und  müsse,  welchen 
das  Klima  auf  die  Verschiedenheit  der  Religionen 
habe.  Der  Nordländer  sey  kälter  und  ernster, 
er  stehe  weniger  unter  der  Herrschaft  der  Sinne 
und  der  Einbildungskraft,  mit  einem  Worte,  er 
sey  mehr  ein  Verstandesmensch,  als  der  Süd- 
länder. Für  diesen  sey  daher  der  Kultus  der 
katholischen  Kirche,  für  jenen  ein  einfacherer 
Kultus  der  geeignetere  gewesen.  Dieser  Ansicht 
soll  hier  nun  eine  andere  ähnlicher  Art  entge- 
gengesetzt werden.  Sollte  nicht  jene  Thatsache 
mit  dem  Unterschiede  zwischen  den  Völkern  rein 
Deutschen  Ursprungs  und  den  Völkern,  in  ^rf- 
chen  sich  das  Deutsche  Volk  mit  dem  Römiiche'n 
gemischt  hat,  in  Zusammenhang  stehn?  So  wie ' 
die  letzteren,  die  Völker  also,  welche  da^  sudli- 
che Europa  bevvohneü,  durch  so  viele  andere 
Eigenthümlichkeiten  an  ihre  römische  Abkunft 
erinnern,  so  erbten  sie  vielleicht  von  den  Römerii ' 


139)  Am  meisten  entfernten  sich  die  Reformirten  von  der 
Liturgie  dieser  Kirclie,  weniger  die  Lutlieraner.  Luther  lebte 
in  einem  raonarchischeu  Staate,  Zwingli  und   Kalviu  in  Frej'- 


5laaten. 
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einen  bcsonclcrn  Sinn  fiir  das  Schöne  undGeHillige. 
Weniosiens  zeichnen  sich  die  Italiener,  das  Volk, 
weU'hcs  bej  weitem  mehr  Piömischen  als  Deutschen 
JMutes  ist,  bis  auf  diesen  Tag  durch  ihren  Sinn  für 
die  schönen  Künste  vor  allen  andern  Europäischeu 
Völkern  aus. 

D.  In   Deiiehiinyi  auf  den   Staat, 

Man  hat  oft  genug  die  Behauptung  aufgestellt, 
dafs  der  Kalhoh'cismus  mehr  dem  Geiste  und  In- 
teresse der  monarchischen  und  aristokratischen 
Verfassung,  dev  Protestantismus  mehr  dem  der 
Volksherrschaft  entspreche,  dafs  daher  der  Prote- 
stantismus zu  dem  Versuche  verleiten  oder  den 
Versuch  begünstigen  könne,  eine  monarchische 
oder  eine  aristokratische  Verfassung  in  eine  Volks- 
herrschaft umzugestalten.  ^*^)  Diese  Behauptung 
ist  nur  zum  Theil  richtig. 

Es  ist  richtig,  dafs  der  Katholicismiis  dem  mo- 
narchischen und  dem  aristokratischen  Princip  ver- 
wandter und  befreundeter  ist,  als  der  Protestantis- 
mus. Man  kann  nicht,  wie  in  der  Wissenschaft, 
eben  so  im  Leben  die  religiösen  und  die  politischen 
Ansichten  der  Menschen  von  einander  trennen. 
Wer  in  geistlichen  Dingen  willig  einem  Herrn  ge- 
horcht, wird  auch  in  weltlichen  Dingen  einem 
Herrn  zu  gehorchen  geneigt  seyn.  Wer  umcIi  Ge- 
wissensfreyheit  strebt,  dem  wird  auch  politische 
Freiheit  am  Herzen  liegen.  (Preylich  ist  Folge- 
richtigkeit, Konsequenz,  die  letzte  Tugend  oder  der 
letzte  Fehler  der  Menschen.)    Das  Mittelalter  war 


i4o)  Schon  Machlavel  (^Disc-  II,  2.)  maclit  diese  Bemer- 
kung. —  Uebi  ifiens  ist  hier  nur  vou  der  unumschränkten 


'nherrscliaft  die  Rede. 
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die  Blüthezeit  der  Arlstokratleen  ;  einem  selbststän- 
digen und  mächtigeren  Staate  mit  einer  volks- 
herrschaftl  ichen  Verfassung  hat  es  nicht  das 
Daseyn  gegeben.  Dann  kamen  die  Zeiten  i\er  Re- 
formation. In  den  Reichen  des  ersten  Ranges,  in 
Oesterreich,  in  Frankreich,  in  Spanien,  erklärten 
sich  die  Regierungen  ohne  Ausnahme  gegen  die 
neue  Lehre.  Derselben  Meinung  waren  die  Stuarts ; 
ihr  Wahlspruch  war:  Kein  BischofF,  kein  König!, 
(]}^o  bishop,  no  king.)  Dagegen  war  in  England  der 
endhche  Sieg  der  Reformation  zugleich  der  Sieg  der 
Volksfreyheit.  Eben  so  gelang  es  nur  dem  Theile 
der  Niederlande,  sich  von  der  Spanischen  Herr- 
schaft zu  befreyn ,  in  welchem  die  protestantische 
Kirche  über  d:e  katholische  gesiegt  hatte.  Aehnli- 
che  Thatsachen  biethet  die  neueste  Geschichte  dar. 
In  Frankreich  erklärten  sich  fast  alle  Protestanten 
für  die  Revolution.  In  demselben  Reiche  beken- 
nen sich  auch  jetzt  die  strengen  Königsfreunde  und 
die  eifrigsten  Mitglieder  der  katholischen  Kirche  zu 
denselben  politischen  Meinungen. 

Aber  —  sowohl  das  Lob,  welches  in  dem  In- 
teresse der  Monarchie  dem  Katholicismus  gebührt, 
als  der  Tadel ,  welcher  in  derselben  Beziehung  den 
Protestantismus  trifft,  leidet  einen  Abzug;  **^)  bringt 
man  diesen  Abzug  in  Anschlag,  so  stehen  beyde, 
der  Katholicismus  und  der  Protestantismus,  in  ih- 
rem Verhältnisse  zu  dem  Interesse  der  Einherr- 
schaft, einander  ohngefrihr  gleich.  Der  Katholi- 
cismus ist  eine  Stütze  des  Königthumes,  so  lange 
der  König  so  regiert,  wie  die  Kirche  d.  i.  die  Geist- 
lichkeit will,  dafs  er  regieren  soll.      Wenn  auch  der 


i4l)  Um  (ten  Vortrag  abzukürton  ,  ist   liier  und   in  ticin 
folgenden  der  Aristokratie  nicht  vveitei-  gedacht  worden. 
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Protestantismus  nicht  im  Bunde  mit  dem  Köni^- 
thume  ist,  so  befreyt  er  es  doch  von  der  Vormund- 
schaft, unter  welche  es,  auf  den  Katholicismus  sich 
stützend,  unausbleiblich  gerath.  Indem  er  einem 
Jeden  gestattet,  in  Religionssachen  seiner  eigenen 
Meinung  zu  folgen,  verzichtet  er  zugleich  auf  die 
Herrschaft  über  die  öffentliche  Meinung  und  ver- 
einzelt er  zugleich  die  Menschen  auch  in  ihrem 
Verhältnifse  zur  Regierung.  ^*^)  Indem  er  die  Men- 
schen in  Religionssachen  freyspricht,  mac|it  er  sie, 
auch  im  bürgerlichen  Leben,  weniger  herrsch- 
süchtig. (Wer  gehorchen  mufs,  dem  gelüstet  es, 
zu  befehlen.)  —  Dal\er  kann  man  den  oben  ange- 
führten Thatsachen  eine  Reihe  anderer  Bege^ben- 
heiten  an  die  Seite  stellen,  in  welckcn  der  Katho- 
licismus als  der  Feind  und  der  Protestantismus  als 
der  Freund  des  Königthumes  auftritt.  Wie  oft 
wurde  während  des  Mittelalters  die  königliche  Ge- 
walt von  der  geistlichen  schmälig  hcFabgewiirdiget! 
In  Frankreich  bekennt  sich  die  grofse  Mehrzahl  der 
Einvvohner  zu  dem  Glauben  der  katholischen  Kir- 
che; aber  die  Revolution  vernichtete  das  Königlhum 
in  Frankreich.  Die  Revolutionen,  welche  (im  J.  1819 
und  in  den  folgenden  Jahren,)  schnell  hinter  ein- 
ander in  Spanien,  in  Sardinien,  in  Neapel,  also  in 
Ländern  ausbrachen,  in  welchen  die  katholische 
Kirche  die  herrschende  Kirche  ist,  hatten  insge- 
sammt  einen  antimonarchischen  Zweck.  Ist  in  dem 
Königreiche  der  Niederlande  der  Katholicismus 
günstig  für  die  königliche  Gewalt  gestimmt?   Da- 


142)  Damit  stellt  die  Tliatsache  in  Zusammenliang,  dafs, 
wo  Katholiken  und  Protestanten  an  deraselbea  Orte  zusam- 
menleben, die  ersteren  mehr,  als  die  letzteren ,  für  einen 
Mann   stelui. 
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gegen  hat  z.  B.  in  den  norddeutschen  Staaten,  hat 
in  Dännemark  die  Reformation  zur  Befestigung^und 
Erweiterung  der  Fürstengewalt  nicht  wenig  heyge- 
tragen; in  denselben  Staaten  ist  die  Treue  der  Ün- 
terlhanen  his  auf  diesen  Tag  unerschüttert  geblie- 
ben. Ein  Verdamrnungsurtheil,  das  nicht  einzelne 
Menschen,  sondern  Millionen  trifft,  ist  allemal 
ungerecht. 

II.  Von  der  Vereinigung  der  katholischen 

und  derprotest  antischen  Kirche  zu 

einer  einzigen  Kirche.  ^*^) 

Der  Plan,  die  katholische  und  die  protestanti- 
sche Kirche  mit  einander  zu  verelhigen,  ist  seit  der 
Tridentinischen  Kirchenversummlung,  welche  zur 
'Wiederherstellung  der  Einheit  der  Kirche  unter 
grofsen  Zurüstungen  und  Erwartungen  zusammen- 
berufen wurde,  zwar  oft  von  neuem  in  Anregung 
gebracht,  allemal  aber  als  unausführbar  wieder 
aufgegeben  worden.  So  beschäftigten  sich  Leibnitz 
und  Mehrere  der  achtungswerthesten  Zeitgenossen 
dieses  grofsen  Mannes  mit  jenem  Plane.  ^*^)  Als  in 
den  Zeiten  N^ipoleons  das  Aufserordenlliche  der 
Begebenheiten  Erwartungen  und  Vorschläge  er- 
zeugte, welche,  auf  das  noch  Aufserordentlichere 
gerichtet,  nur  Vorhersagungen  zu  seyn  schienen, 
da  wurde  auch  dieser  Plan  der  Beachtung  des  Man- 
nes empfohlen,  welcher,  um  in  dem  Andenken  der 
Nachwelt  zu  leben ,  die  Mitwelt  umzuschaffen  trach- 


i43)  Die  Auf|i;abe  hätte  nocli  umfassender  gestellt  wer- 
den können.     Doch  schon   der  erste  Sctiritt  ist  schwer. 

i44)  Z.  B.  Bossuet,  BischofF  von  iMeaiix.  S.  Leih  nitii 
Opera  omnia.  Ed.  L,  Butens.  T.  I.  p.  5oy.  iF.  (Genf. 
1768.4.) 
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tetc.   Aber  jener  Versuch  scheiterte;  diese  Stimmen 
erloschen  in  den  Sti'irmen  der  Zeit. 

Und,  wie  man  bisher  die  Vereinigung  beyder 
Kirchen  versucht  oder  sich  gedacht  hat,  konnte  sie 
nicht  und  wird  sie  nimmermehr  geh'ngen.  Als  den 
Grundstein  oder  als  die  vorläufige  Bedingung  der 
Vereinigung  betrachtete  man  die  Uebereinslimmung 
in  der  Glaubenslehre  oder  wenigstens  in  den  Haupt- 
lehren des  Christenthumes;  und  man  hoffte  zu  die- 
ser Uebereinslimmung  entweder  durch  die  wechsel- 
seitige Nachgiebigkeit  der  streifenden  Partheyen 
oder  durch  die  Dazwischenkunft  eines  mächtigen 
Friedensvermittlers  zu  gelangen.  Aber,  wäre  es 
auch  möglich,  diese  üebereinstimmung  unter  beiden 
Kirchen  zu  erzielen,  die  Grundursache  des  unter 
ihnen  herrschenden  Zwiespaltes  ist  nicht  die,  dafs 
sie  über  den  Inhalt  der  Glaubenslehre,  sondern  die, 
dafs  sie  über  die  Quellen  der  Religionserkenntnifs 
getheiller  Meinung  siiid.  Dieser  Zwiespalt  läfst 
keinen  Vergleich,  keine  Vermittlung  zu.  Auch  an- 
genommen, dafs  sich  beyde  Kirchen  über  ein  ge- 
wisses Symbol  für  den  Augenblick  vereinigten, 
wenn  sich  nicht  die  neue  oder  die  wledervereinigle 
Kirche  zugleich  unter  eine  geistliche  Gewalt  stellte, 
wenn  also  die  Protestanten  nicht  aufhörten,  Prote- 
stanten zu  seyn,  so  würde  die  Vereinigung  in  dem 
nächsten  Augenblicke  wieder  zerfallen,  ja  niir  dem 
Nahmen  nach  eine  V^ereinigung  seyn.  Bis  ans  Ende 
der  Welt  wird  es  Katholiken  und  Protestanten  in 
dem  Sinne  geben,  in  welchem  hier  diese  Worte 
genommen    werden.  ^*'')      Wir    mijssen    einander 


445)  Man  kann   sagen:    Es    gleLl    Katholiken,    wetclie 
Protestanten-   und  Protestanten,  Welche  Katholiken  sind. 
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dulden  und   ertragen  lernen,   weil  wir   die  Welt 
nicht  noch  einmal  schaffen  können. 

Und  ist  denn  die  Einheit  des  Glaubens,  ist 
die  Einheit  der  Liturgie  dem  Protestantismus  ein 
Bedürfnifs?  Es  giebt  Religionen,  welche  der  mo- 
ralischen Welt  denselben  Charakter  der  ünver- 
änderlichkeit  aufdrücken  oder  aufzudrücken  stre- 
ben, welchen  die  physische  Welt  hat.  Mit  dem 
Geiste  des  Protestantismus  stimmt  dieser  Plan  nicht 
überein.  Dem  Protestantismus  ist  die  Religion  die 
sich  in  und  mit  der  Menschheit  aus-  und  fort- 
bildende Erkenntnifs  göttlicher  Dinge. 

Eben  so  wenig  kann  zwischen  der  katholischen 
und  der  protestantischen  Kirche  eine  Vereinigung 
in  dem  Sinne  gestiftet  werden,  dafs  beyde,  un- 
geachtet und  unbeschadet  ihrer  Verschiedenheit 
in  Sachen  des  Glaubens  und  der  Liturgie,  den- 
noch ihrer  Verfassung  nach  nur  eine  einzige 
äussere  Gesellschaft  bildeten,  dafs  sie  also  gemein- 
schaftliche Versammlungen  hielten,  ihre  gesell- 
schaftlichen Angelegenheiten  durch  dieselben  Be- 
hörden verwalten  liefsen.  So  unhaltbar  ist  dieser 
Gedanke,  dafs  er  nicht  erst  mit  Gründen  bestritten 
zu  werden  braucht.  ^*^) 

.  Ist  also  der  Plan  einer  zwischen  beydeo  Kir- 
chen zu  stiftenden  Vereinigung  gänzlich  aufzuge-^ 
beb?  oder  ist  er  dennoch  in  einem  gewissen  Sinne 
ausführbar?  und  verdient  er  in  dem  Sinne,  in 
welchem  er  ausfuhrbar  ist,  die  Tjieilnahme  der 
einen  und  der  andern  Kirche? 


i46)  Man    bezielie   sicli    gegen    diese  Aeusserüng.  nicht 
auf  das  Bejspiel   der  mit  der  römisch  -  katholischen    Kirche 
tinirlen  Griechischen    Gemeinden»      Die    Griechische    Kirche 
ist  ihren  Grundgesetzen  nach  der  Lateinischen  verwandt. 
Zachariä  Jleg.  Lehre,  IL  Bd.  2.  Abch.  20 
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Mir  scheint,  dafs  der  Plan  allerdings  in  dem 
Sinne  ausgeführt  werden  könnte,  dafs  zwischen 
der  katholischen  Kirche  einerseits  und  zwischen 
den  protestantischen  Reh'gionsgesellschaften  an- 
dererseits, (zwischen  allen  oder  einigen,)  ein 
Bund  abgeschlossen  würde,  welcher,  unbeschadet 
der  Selbstständigkeit  der  einzehien  Mitglieder  des 
Vereines,  die  Begründung  und  Sicherung  eines 
christlich-  friedlichen  Verhältnisses  unter  ihnen 
zum  Zwecke  hätte,  —  ein  Bund  also,  welcher, 
einem  Völkerbunde  vergleichbar,  nur  für  die  Er- 
haltung des  Friedenszustandes  unter  den  Verbün- 
deten Gewähr  leistete.  (Es  versteht  sich  von  selbst, 
dafs  eine  Vereinigung  zwischen  der  katholischen 
und  der  protestantischen  Kirche  auch  eine  Ver- 
einigung zwischen  den  verschiedenen  Abtheilun- 
gen der  letzteren  zur  Folge  haben  würde  oder 
dafs  auch  diese  Vereinigung  jener  vorausgehu 
könnte.) 

Mir  scheint,  dafs  eine  Vereinigung  dieser  Art 
den  einzigen  Vorwurf  beseitigen  würde ,  welchen 
man  der  Spaltung  der  christlichen  Kirche  in 
mehrere  machen  kann,  —  den  Vorwurf,  dafs 
diese  Spaltung  die  Christen  unter  einander  ver- 
feinde. Jedoch  deute  man  den  Zweck  der  Ver- 
einigung nicht  so,  als  ob  derselbe  gegen  die  Frey- 
heit,  Religionsfragen  öffentlich  zu  erörtern  oder 
die  Religionsmeinungen  und  die  Einrichtungen 
einer  andern  Kirche  zu  prüfen  und  zu  bestreiten, 
gerichteb  wäre.  Nur  darauf  ist  es  bey  jener  Ver- 
einigung abgesehn,  dafs  die  Verschiedenheit  der 
Meinungen  nicht  die  Gesinnungen  der  brüderlichen 
Liebe  störe,  welche  Christen  gegen  einander  hegen 
sollen,  dafs  ein  Streit  über  Meinungen  nicht  in 
Feindseligkeiten    ausarte,    dafs    der   Einheit    der 
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christlichen  Kirche,  d.  i.  der  Einheit,  welche  unter 
dtMi  Christen  ihrer  Sinnesart  nach  bestehn  soll,  auch 
eiue  äufsere  Bürgschaft  werde. 

Jedoch,  um  diesen  und  andern  Mifsverständ* 
nissen  vorzubeugen,  ist  es  nothwendig,  auf  die  Ein- 
zelheilen oder  wenigstens  auf  die  Hauptzüge  des  ia 
Frage  stehenden  Planes  einzugehn.  Das  entschul- 
dige den  folgenden  Versuch,  die  Grundgesetze  eines 
solchen  Bundes  darzustellen. 

Der  Zweck  der  Vereinigung  ist  die  Beförderung 
und  Erhaltung  christlich  brüderlicher  Gesinnungen 
unter  den  Milgh'edern  der  vereinigten  Kirchen.  -— 
Einer  jeden  der  vereinigten  Kirchen  verbleiben  alle 
ihre  bisherigen  Gesetze  und  Einrichtungen,  Rechte, 
Freyheiten  und  Güter.  —  Eine  jede  christliche 
Religionsgesellschaft  kann  von  dem  Haupte  der 
vereinigten  Kirche  in  den  Verein  aufgenommeri 
werden.  Weder  der  Beitritt  noch  die  Aufnahme 
kat)n  von  andern  Bedingungen,  als  von  den  durch 
den  Grundvertrag  des  Vereines  bestimmten,  ab- 
hängig gemacht  werden.  -^  Einer  jeden  in  den  Ver- 
ein aufgenommenen  Kirche  steht  in  einem  jedeü 
Augenbhcke  der  Austritt  frej.  —-  Das  Haupt  des 
Vereines  ist  der  Pabst.  Der  Pabst  kann  in  dieser 
Eigenschaft  auf  keine  andern  Rechte  Anspruch  ma- 
chen als  auf  die,  welche  er  zu  Folge  des  Grund- 
vertrages des  Vereines  hat.  - —  In  allen  Kirchen  des 
Vereines  wird  dessen  Haupt  in  das  Kirchengebet 
eingeschlossen.  — -  V^enn  eine  protestantische  Kir- 
che Bischöft'e  hat,  so  hat,  bey  einem  Dienstwecbsel, 
der  neue  Bischoff  dem  Haupte  der  Kirche  die  An- 
zeige zu  machen ,  dafs  er  sein  Amt  angetreten  habe. 
--^  Eine  jede  der  protestantischen  Kirchen,  welche 
sich  mit  der  katholischen  Kirche  vereinigt,  kann 
bey  dem  päbstlichen  Hofe  einen  Abgeordneten  be- 

20* 
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stellen.  Dieser  hat  das  Interesse  seiner  Kirche  in 
Beziehung  auf  die  katholische,  gemäfs  den  ihm  zu 
erlheilenden  und  ertheihen  Aufträgen,  wahrzuneh- 
men. —  Bey  Kirchenversammhingen ,  die  in  der 
katholischen  oder  in  der  protestantischen  Kirche 
gehalten  werden,  sind  Abgeordnete  der  andern 
Kirche  gegenwärtig,  (ßey  allgemeinen  Versamm- 
hingen der  katholischen  Kirche  Abgeordnete  der 
sämmtlichen  mit  ihr  vereinigten  protestantischen 
Kirchen,  bey  Nationalconcilien  der  katholischen 
Kirche  Abgeordnete  der  protestantischen  Kirchen 
desselben  Staates  u.  s.  w.)  Diese  Abgeordneten  ha- 
ben zwar  weder  eine  entscheidende  noch  eine  be- 
rathende  Stimme.  Sie  sind  jedoch  mit  den  Anträgen 
oder  Vorstellungen  zu  hören,  welche  sie  zur  Wahr- 
nehmung des  Interesses  ihrer  Kirche  oder  ihrer 
Kirchen  machen.  —  Eine  jede  der  vereinigten  Kir- 
chen verpflichtet  ihre  Mitglieder,  sich  aller  ehren- 
krankenden Aeufserungen  und  Handlungen  gegen  die 
Mitglieder  der  übrigen  Kirchen  des  Vereines,  als 
solchcj  zu  enthalten.  —  Keine  der  vereinigten  Kir- 
chen kann  ihren  Mitgliedern  die  Erlaubnifs,  sich 
zu  verheyrathen,  oder  die  Trauung  aus  dem  Grunde 
versagen,  weil  der  andere  Theil  zu  einer  andern 
Kirche  des  Vereines  gehört  oder  weil,  in  demselben 
Falle,  die  zukünftigen  Eheleute  wegen  der  kirch- 
lichen Erziehung  ihrer  Kinder  nicht  das  Verspre- 
chen leisten  wollen,  welches  von  ihnen  Verlangt 
wird.  —  Die  Mitglieder  der  katholischen  Kirche 
können  da,  wo  sie  keine  besonderen  Begräbnifs- 
plätze  haben,  von  denen  der  Protestanten  Gebrauch 
machen,  und  umgekehrt.  —  Nur  mit  Zustimmung 
der  unmittelbar  betheiligten  Regierung  kann  eine 
Kirche  in  den  Verein  aufgenommen  werden. 

Man  wird    geneigt  seyn,    diesen  Plan   in   das 
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Reich  der  Träume  zu  verweisen.**^)  Doch  darf 
nicht  die  Vereinigung,  welche  in  mehreren  Deut- 
schen Staaten  zwischen  der  Lutherischen  und  der 
reformirten  Kirche  zu  Stande  gekommen  ist,  als 
eine  Einleitung  zur  Stiftung  eines  andern  und  grös- 
seren Vereines  betrachtet  werden?  Bekämpfen  nicht 
die  Bibelgesellschaften ,  welche  sich  von  England 
aus  über  so  viele  Länder  der  Erde  verbreitet  haben, 
je  unmerklicher  desto  ungestörter  die  kirchlichen 
Vorurtheile,  welche  der  Ausführung  jenes  Planes 
im  Wege  stehn?  Wenn  die  Verfassung  des  Euro- 
päischen Völkerstaales  einst  während  des  Mittelal- 
ters die  Einheit  der  Kirche  zur  Grundlage  hatte, 
sollte  ihr  nicht  dieselbe  Stütze  auch  dermalen  will- 
kommen spyn?  üeberhaupt  aber,  wenn  anders  der 
Plan  Beachtung  verdient,  dem  Christenthume  ist 
nur  das  unmöglich,  was  nicht  christlich  ist. 


447)  Doch  liat  er  wenigstens  ein  gescliiclitllclies  Bey- 
spiel  für  sich.  Die  Brüdergemeinde  zahlt  Protestanten  von 
verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  unter  ihre  Mitglieder. 
Üeber  die  Erltaltung  dieser  Verschiedentteit  wachen  die 
Coliservatores  troporum. 


Das 

FÜNF  UND  DREYSSIGSTE  BUCH 
VOM  STAATE 

oder  der 
REGIERÜNGSLEHRE  FÜNFZEHNTES  BUCH. 

f^on  dem   Rechte   des    Staates ,   Dienste   von  den 

Unterthanen  zu  fordern,  oder  von  der 

Dienstgewalt  des  Staates, 


ERSTES    HAÜPTSTÜCK. 

Von  den  Grundsätzen,   nach   ?f eichen   der  Staat 
seine  Dienst gew alt  auszuüben  hat,  ^) 


Das  Recht  des  Staatsherrschers,  ein  rechtskräf- 
tiges Urtheil  über  die  Pflicht  zu  fällen,  welche  den 
Unterthanen,  als  solchen,  obliegt,  ihre  Kräfte  zum 
Dienste  des  Staates  zu  veruetiden,  —  wird  die 
Dienstgewalt  des  Staates  genannt.  Diese  Ge- 
walt ist  ihrem  Wesen  nach  unbeschränkt,  wie  das 
Uerrscherrecht    überhaupt.      Selbst   zum    Kampfe 


i)  Vgl.  über  die  Lelire  vom  Staatsdienst,  die  Bd.  If. 
S.  lo5.  ff,  a.  SchrICten  ,  und  A.  W.Reh  b  erg  über  die  Staats- 
verwaltung Deutscher  Länder  und  die  Dienerschaft  des  Re- 
genten. Hannov.  iboy.  8. 


msss?^. 
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auf  Leben  und  Tod  sind  die  ünterthanen  dem  Staate 
verpflichtet.  Aber  so  unbeschränkt  auch  jene  Ge- 
walt an  sich  ist ,  die  Ausübung  derselben  ist  den- 
noch an  gewisse  Grundsätze  gebunden.  Es  ist  die 
Sache  der  Verfassung,  für  die  Befolgung  dieser 
Grundsätze  Bürgschaft  zu  leisten. 

Erster  Grundsatz:  Der  Staatsherr- 
scher ist  nur  zur  Erfüllung  der  ihm  ob- 
liegenden Pflichten  Dienste  von  den 
ünterthanen  zu  fordern  berechtiget.^) 
Die  Dienstpflicht  der  ünterthanen  erstreckt  sich 
daher  weiter,  als  die  Dienstgewalt  des  Staates.  Diese 
beschränkt  sich  auf  diejenigen  Dienste,  welche 
nothwendig  sind,  um  die  rech  tlich- gebolhenen 
Zwecke  der  Herrschaft,  überhaupt  und  nach  der  Lage 
eines  jeden  einzelnen  Staates,  zu  erreichen.  Jene 
Pflicht  aber  fordert  auch  gutwillige  Dienste. 

Zweiter  Grundsatz:  Die  Regeln,  wel- 
che die  Wirt  h  Schaft  sichre  von  Diensten 
und  Arbeiten  überhaupt  aufstellt,  gel- 
ten auch  von  den  Diensten  und  Arbei- 
ten, welche  der  Staat  den  ünterthanen 
auflegt.  So  hat  der  Staat  z.B.  bey  der  Wahl  seiner 
Diener  und  Arbeiter  ganz  so,  wie  ein  jeder  andere 
Dienst-  und  Arbeitsherr  zu  verfahren,  ganz  so,  wie 
ein  Änderer,  auf  gute  und  wohlfeile  Aibeit,  auch  auf 
Beschleunigung  der  Arbeit  sein  Absehn  zu  richten. 
Aber  jene  Regeln  sind  in  ihrer  Beziehung  auf  die 


s)  Derselbe  Grundsatz  gilt  von  den  Slaatsauflagen.  Da 
der  Staat  nar  ausnahmweise  (s.  den  dritten  Grundsatz)  Dienste 
von  den  Ünterthanen  fordern  soll,  so  bleibt  die  Auslegung 
jenes  Grundsatzes  besser  der  Staatswirthschaftslehre  vorbe- 
halten. S.  Ad.  Smith  Untersuchungen  über  die  Natur  und 
die  Ursachen  des    Nationalreichthumes.     Das    fünfte  Buch. 
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Dienstgewalt  zugleich    Rechtsregeln.     Denn  der 
Staat  bewirthschafiet  fremdes  Gut. 

Dritt  erGrundsatz:  Der  Staat  hatbey 
der   Ausübung   seiner   Dienstgewalt  der 
rechtlichen    Freyheit    der    Unter  thanen 
möglichst  zu  schonen.     Daher  darf  und  soll 
der   Staat  nur   dann    zu   Zwangsdiensien   oder  zu 
Zwangsarbeiten    seine   Zuflucht  nehmen,   wenn  es 
ihm   an   freywilligen  Dienern   oder  Arbeilern  ge- 
bricht. ^)     (Ohnehin  sind  die  frey  will  igen  Arbeiten 
in  der  Regel  die  besseren  und  sogar  die  Vvohlfeile-^ 
ren.)     Es  ist  wahr,   dafs  der  Staat,  indem   er  die 
Arbeit,  die  für  ihn  verrichtet  wird,  lohnt,  zugleich 
Arbeit  erzwingt.     Denn  der  Lohn,  den  der  Staat 
zahlt,  ist  dip'ch  Auflagen,  diese  aber  sind  am  Ende 
durch  Arbeit  aufzubringen.    Dennoch  ist  zwischen 
beyden  Fällen,  zwischen  dem   unmittelbaren  und 
dem  mittelbaren  Zwange  zum  Arbeiten,  noch  im- 
mer ein  grofser  unterschiede  —    Mufs  der  Staat  sei- 
nen ünterthanen  Diensle  oder  Arbeilen  zwangsweise 
auferlegen,  so  hat  er  die  Last  wenigstens  so  gleich, 
als   möglich,   zu   vertheilen,     Und,,  kann  er  auch 
dieser  Forderung  nicht  Genüge  leisten,  so  liaben 
die  vor  andern  Beschwerten  einen  wohlbegründe-^ 
ten  Anspruch  auf  Entschädigung. 

Bey  der  Anwendung  dieser  Grundsätze  auf  ir*- 
gend  einen  in  der  Erfahrung  gegebenen  Staat  sind 


3)  Hieraus  folgt  z.  R.  Mit  der  Conscrlption  ist  die 
frev willige  Weibung  zu  verbinden.  —  Staatsfrohnen  sind  in 
der  Regel  witlerreclülic!).  (Die  Gründe,  welche  noch  sonst 
^fgen  die  Staats iVolinen  sprechen,  sind  zwur  bekannt  genng. 
Dennoch  können  sie  nicht  oft  genug  wiederholt  werden. 
Der  Staat  verschwendet,  indem  zu  sparen  scheint.  Die  uu- 
"willigen  Arbeiter  crlerncu  die  Faulheit ) 
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jederzeit  die  besonderen  Verhäftnisse  und  Interes- 
sen des  in  Frage  stehenden  Staates  zu  beneble n. 
Diese  können  sogar  die  Anwendbarkeit  des  einen 
oder  des  andern  jener  Grundsätze  mehr  oder  weni- 
ger beschränken.  Alles  dieses  gilt  ins  besondere 
von  der  Verschiedenbeit  der  Staatsverfassungen. 
Die  Verfassung  eines  Staates  ist  sogar  nichts  anders, 
als  die  auf  Zeit  und  Umstände  berechnete  Regel 
für  diejenige  Art  der  Staatsdienste,  mittelst  welcher 
die  Idee  des  Staates  gleichsam  mit  einem  Körper 
bekleidet  wird. 


ZWEYTES   HAÜPTSTÜCK. 

Fön  den  verschiedenen  Arien  der  Staatsdienste, 


Man  kann  die  Staatsdienste,  —  die  Dienste, 
welche  dem  Staate  zu  leisten  sind,  —  in  Staats- 
dienste in  der  engeren  Bedeutung  und  in  Pri-. 
valdienste  eintheilen.  Die  ersteren  können,  ihrem 
Gegenstande  nach,  weil  zu  dessen  Möglichkeit  schon 
das  Daseyn  des  Staates  vorausgesetzt  wird,  nur 
dem  Staate,  die  letzteren  können,  ihrem  Gegenstande 
nacb,  auch  einem  Privatmanne  geleistet  werden. 

Die  Staatsdienste  in  der  engeren  Bedeutung 
bestehen  entweder  in  der  Pflicht  und  in  dem  Rechte 
zu  gewissen  Verrichtungen  der  Staatsgewalt  oder  in 
der  Pflicht  und  in  dem  Rechte,  den  Staatsherrscher, 
sey  es  bey  einer  auswärtigen  Regierung*)  oder  sei- 


4)  Gesandte  sind  also  niclit  Beamte  in  dem  gleichbald 
7M  bestimmenden  Sinne  dieses  Worts.  Haben  sie  einen  bil- 
ligen Anspruch  auf  einen  Ruliegtlialt? 
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ner  Würde  nach  (z.  B.  bey  einer  Feyerllcbkeit)  zu 
vertreten.  —  Die  Staatsdienste  der  ersteren  Art 
können  sich  entweder  auf  die  öfFentlichen  Angele- 
genheiten oder  auf  die  Angelegenheiten  einer  Privat- 
person beziehen.  Jene  werden  Staatsämter  ge- 
nannt. Diese  kann  man  Vormundschaften 
oder  Vogleyen  nennen.  Die  Staatsämler  sind 
wieder  entweder  Staatsämter  in  der  engern  Be7 
deutung  oder  Gemeindeämter^). 

Alle  die  Arten  von  Diensten  und  Arbeiten, 
welche  ein  Privatmann  für  den  andern  verrichten 
kann,  können  auch  zum  Besten  des  Staates  ver- 
richtet werden  und  nach  Befinden  zu  verrichten 
seyn.  Auch  die  Dienste  ,  welche  im  Heere  die 
Gemeinen,  ingleichen  die  Dienste,  welche  die 
mit  der  Vollstreckung  der  obrigkeitlichen  Befehle 
Beauftragten,  z.  B.  die  Gerichts-  und  die  Polizey- 
diener,  leisten,  gehören  in  die  Classe  der  Privat- 
dienste, wenn  schon  die  einen  und  die  andern  eine 
gewisse  Verwandtschaft  mit  den  Staatsdiensten  ia 
der  engern  Bedeutung  haben;  daher  sie  diesen  von 
den  Gesetzen  in  einzelnen  Beziehungen  nicht  seilen 
gleichgestellt  werden.  Eben  so  sind  die  Hofdienste 
an  sich  den  Privatdiensten  beyzuzählen.  Doch 
bringt  es  das  Interesse  der  Monarchen  mit  sich, 
die  höheren  Hofbedienten,  gleich  als  Staatsbeamte, 
^u  bevorrechtigen. 

Die  Grundsätze,  welche  in  dem  vorigen  Haupt- 
Stücke  von  den  Staatsdiensten  überhaupt  aufgestellt 


5)  Die  ersteren  kann  man  weiter  in  Civil-  und  Militär - 
Aemter  eintheilen,  —  Wenn  man  in  den  Bei^riff  eines  Staals- 
amtes  die  potcstas  juhendi  vel  vetandi  als  ein  Merkmal  auf- 
nimmt, so  sind  z.  B.  die  Volksabgeordneten  nicht  unter  jcuem 


Begriflfe  enthalten. 
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worden  sind,  gelten  von  einer  jeden  Art  dieser 
Dienste.  Jedoch  sind  die  Folgerungen  verschieden, 
welche  sich  aus  diesen  Grundsätzen,  je  nachdem 
man  diese  oder  eine  andere  Art  der  Staatsdienste 
unterstellt,  ableiten  lassen.  In  den  folgenden 
Hauptstücken  dieses  Buches  wird  ausschliefslich 
von  den  Staatsämtern  in  der  engeren  Bedeutung, 
und  auch  von  diesen  nur,  mitAusschlufs  der  Aemter 
für  den  Kriegsbefehl,  die  Rede  seyn.  Von  den 
Gesandschaften,  von  den  Kriegsdiensten  und  von 
dem  Kriegsbefehle  ist  schon  oben,  im  Völkerrechte, 
gehandelt  worden.  Bey  den  Privatdiensten,  deren 
der  Staat  bedürfen  kann,  ist,  abgesehn  von  den 
Kriegs-  und  Hofdiensten,  das  staatswirthschaflliche 
Interesse  fast  immer  die  Hauptsache.  Die  Aufgabe, 
welche  eine  Gemeindeordnung  sowohl  überhaupt 
als  in  Beziehung  auf  die  Gemeindeämter  zu  lösen 
hat  —  und  welche  sie  nur  mittelst  eines  Vergleiches 
lösen  kann  ,  —  ist  die,  das  Interesse  der  Regierung 
mit  dem  Privatinteresse  der  Gemeinden  zu  vereini- 
gen. (Wenn  also  in  dem  folgenden  Hauptstücken 
das  Wort:  Staatsdienste,  gebraucht  wird,  so  sind 
unter  diesen  jederzeit  die  Staaatsämter  in  der  engern 
Bedeutung,  und  zwar  die  Civilämter,  zu  verstehn.) 
Auch  des  Falles  ist  hier  noch  Erwähnung  zu 
thun,  da  eine  Regierung  gewisse  Dienste  oder  Ar- 
Iviten  kraft  eines  Grundes  des  bürgerlichen 
Rechts  (titulo  juris  civilis)  zu  fordern  hefugt  ist,  da. 
sie  also  z.  B.  Sklaven  oder  Leibeigne  oder  Grund-^ 
holden  hat.  Der  Fall  kommt  besonders  in  den 
einherrschaftlichen  Staaten  nicht  selten  vor.  Denn 
so  manches  Geschlecht  verdankte  seinen  Reichthü- 
mern  die  Fürstenkrone.  Dienste,  welche  die  Re- 
gierung aus  einem  Grunde  dieser  Art  zu  fordern 
berechtiget  ist,  sind  zwar  in  Beziehung  auf  den 
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Dienstpflichtigen  schlechtliin  nach  den  Vor- 
schriften des  bürgerlichen  Rechts  zu  beurtheilen. 
Irj  Beziehung  auf  den  Dienslh  err  n  aber,  z.  B.  also 
in  Beziehung  auf  die  Frage,  ob  die  Regierung  ihr 
Bedürft) ifs  an  Diensten  auf  diese  Weise  decken  dürfe 
und  solle,  stehen  sie  unler  denselben  Grundsätzen, 
wie  diejenigen  Dienste,  welche  der  Staat  kraft  sei- 
ner Dienstgewalt  zu  fordern  berechtigt  ist. 


DRITTES    HAUPTSUCK. 

Von  dem  Rechte  des  Staat slierr scher s ,  die  Staats- 
ämter zu  besetzen. 


Der  Staalsherrscher  ist  in  dem  Grade  mehr 
oder  weniger  (de  facto)  Staatsherrscher,  in  wel- 
chem die  Vergebung  der  Staatsämter  mehr  oder 
weniger  von  ihm  abhängt.  Er  würde  sogar  auf- 
hören, Staatsherrscher  zu  seyn,  wenn  er  sich  des 
Rechts,  die  Staatsämter  zu  besetzen,  gänzlich  be- 
gäbe. Dagegen  ist  und  bleibt  er,  wie  schon  das 
Beysplel  der  Repräsentativverfassung  lehrt,  Staals- 
herrscher, Avenn  und  so  lange  ihm  auch  nur  dieses 
Recht  verbleibt. 

Gleichwohl  wird  dieses  Recht  nur  in  den  we- 
nigsten Staaten  ausschtiefslich  und  allein  von  dem 
Herrscher  ausgeübt.  Sey  auch  die  Beherrschungs- 
form einfach,  z.  B.  die  Einherrschaft  unbeschränkt, 
die  Ausübung  jenes  Rechts  ist  mit  Schwierig- 
keiten verbunden,  welche  es  dem  Staatsherrscher 
widerrathen  und  selbst  unmöglich  machen  können, 
sich  die  Besetzung  aller  Staatsämter  vorzubehal- 
ten. —  Die  Einherrschaft  hat  zwar  in  dieser 


317 

Beziehung  vor  allen  anderen  Verfassungen  den 
Vorzug',  dafs  sie  nicht  der  künstlichen  Vorricli- 
tungen  bedarf,  ohne  welche  in  einer  jeden  andern 
Verfassung  ein  ßeschlufs  des  Staatsherrschers  nicht 
zu  Stande  kommen  kann.  Aber,  wenn  auch  der 
Wille  des  Fürsten  schon  nach  Naturgesetzen  ein 
einziger  Wille  ist,  wenn  er  sich  auch  über  einzelne 
Fälle  mit  Leichtigkeit  aussprechen  kann,  so  ist  doch 
die  physische  Kraft  des  Fürsten  denselben  Schran- 
ken unterworfen,  wie  die  der  Menschen  überhaupt. 
Je  gröfser  also  der  Staat  ist,  desto  wenig^^r  vermag 
der  Fürst,  der  Last  zu  genügen,  welche  ihm  die 
Besetzung  der  Staatsämter  auferlegt.  Daher  ist  die 
Erleichterung  dieser  Last,  wenn  der  Staat  von  einem 
grofsen  Umfange  ist,  unter  den  Aufgaben,  welche 
in  dem  Interesse  der  Einherrschaft  aufgestellt  wer- 
den können,  eine  der  wichtigsten.  ^)  —  In  der 
Volksherrschaft  ist  zuvörderst  Mühe  und  Kunst  von 
Nöthen,  um  die  Stimmen  der  Bürger  zur  Ernennung 
der  Beamten  zu  vereinigen.  Sodann  aber  darf  man 
dem  Volke  wenigstens  nicht  unbedingt  die  Einsich- 
ten zutraun,  welche  erforderlich  sind,  um  unter  den 
Amtswerbern  die  rechte  Auswahl  zu  treffen.  Aller- 
dings ist  die  Klugheit  bewundernswertli ,  welche 
das  Römische  Volk  bey  der  Wahl  seiner  Obrig- 
keiten Jahrhunderte  lang  bewies.  ^)     Aber  die  Zahl 


6)  So  erinnere  icli  mieli,  von  Napoleon  gelesen  zu  haben, 
dafs  er  allemal  mehrere  Aemter  derselben  Art  zugleich  vergab, 
da(s  ihm  zu  diesem  Ende  Kandidatenliblen  mit  kurzen  Bemer- 
kungen über  die  einzelnen  Kandidaten  vorgel-^gt  wurden. 
In  England  ist  mit  den  obersten  Staatsamtern  zugleich  das 
Patronat  über  gewisse  andere  Stellen  verbunden.  —  Aller- 
dings liegt  in  diesem  Unterschiede  zwischen  grofsen  und  klei- 
nen Monarchieen  zugleich  ein  Vorzng  der  erstcren. 

7)  M ac hiav.  disc.  ///,  34' 
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der  Stimmenden  war  verhältnifsmäfsig  gering;  die 
Bürger  kannten  diejenigen,  welche  sich  um  die 
obersten  Staatsämter  bewarben,  von  Angesicht  zu 
Angesicht;  es  gab,  um  einen  Ausdruck  der  Engli- 
schen Sprache  zu  gebrauchen,  Öffentliche  Charak- 
tere. Als  sich  die  Bürgerschaft  der  Stadt  Rom 
genöthiget  sah,  den  mit  ihr  verbündeten  Völkern 
Italiens  das  Römische  Bürgerrecht  zu  ertheilen,  war 
es  sehr  bald  um  den  Römischen  Freystaat  ge- 
schehn.  Auch  die  Form  der  Volksherrschaft, 
Welche  die  Repräsentativverfassung  genannt  wird, 
die  Verfassung  also,  welche  das  Volk  hej  der  Aus- 
übung seiner  Machtvollkommenheit  auf  die  Wahl 
seiner  Vertreter  und  Beamten  beschränkt,  hat  mit 
jenen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Daher  macht 
sie  z.  B.  in  den  vereinigten  Staaten  von  Nordameri- 
ka, von  den  mittelbaren  Volkswahlen  einen  so 
freygebigen  Gebrauch.  Und  doch  kommen  ihr  theils 
die  Fortschritte,  welche  die  Kunst,  die  VVahlformen 
zu  vereinfachen,  gemacht  hat,  ^)  theils  die  Leich- 
tigkeit zu  statten,  mit  welcher  sich,  mittelst  der 
Zeitungen,  der  Zeit^  und  Flugschriften,  eine  öifent- 
hebe  Meinung  auch  in  einem  gröfseren  Staate  der- 
malen bilden  kann. 

Das  Recht  des  Staatsherrschers,  die  Beamten 
zu  ernennen,  ist  nach  der  Verschiedenheit  der  Ver- 
fiissunofen  aus  verschiedenen  Gründen  dem  Mifs-* 
brauche  unterworfen.     Daher  sind  nach  der  Ver- 


8)  So  viel  man  ancK  für  die  Walil  der  Volksabgeord- 
lielen  durch  mündliche  Absllmmung  sagen  kann,  (s.  die 
Verhandlungen  des  Britischen  Unterhauses  vom  28sten  May 
i83o),  bey  der  Wahl  der  Beamten  verdient  die  Abstimmung 
durch   Stimmzettel  schon   deswegen  den  Vorzug,  weil  sie 


das  Wahlgeschäft  erleichtert. 
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scbledenlieit  der  Verfassungen  verschiedene  Vor- 
kehrungen zu  treffen,  um  den  Staatsherrscher  bey 
der  Ausübung  dieses  Rechts  gegen  sich  selbst  ia 
Schutz  zu  nehmen.  —  In  der  Einherrschaft  ist 
besonders  zu  fürchten,  dafs  Laune  oder  Gunst 
über  die  Auswahl  unter  den  Amtswerbern  ent- 
scheide. Der  Wunsch,  diese  Gefahr  zu  mindern, 
war  vielleicht  eine  von  den  Ursachen,  welche  in 
so  vielen  Einherrschaften  die  Entstehung  eines 
Erbadels  veranlafsten.  Man  erwog,  dafs  eine  Ge- 
walt, die  gleich  als  ein  Stammgut  betrachtet  wird, 
wenigstens  milder,  als  eine  errungene,  geübt  zu 
werden  pflege,  dafs  unter  den  Forderungen,  wel- 
che man  au  einen  Beamten  machen  kann,  die  einer 
höheren  gesellschaftlichen  Bildung  nicht  die  un- 
wichtigste sey,  dafs  dem  Volke  kaum  ein  härteres 
Loos  fallen  könne,  als  wenn  Knechte  plötzlich 
in  Herren  und  Gewallhaber  verwandelt  werden.  — 
In  den  Freystaaten,  in  den  Volks-  und  in  den 
Adelsherrschaften,  ist  zu  besorgen,  dafs  Privat- 
interessen, sey  es  die  eines  einzelnen  Mannes  von 
überwiegendem  Einflüsse,  sey  es  die  einer  Par- 
they, bey  den  Wahlen  den  Ausschlag  geben.  Diese 
Gefahr  erkennend  hatten  die  Athenienser  den  ih- 
nen eigenthümlichen  Scharfsinn  besonders  ange- 
strengt, um  sich  vor  dem  Mifsbrauche  des  Wahl- 
rechts zu  bewahren.  Z.  ß.  nur  gewisse  Beamte 
wurden  von  dem  Volke  unmittelbar  gewählt.  Bey 
andern  Aemtern  (z.  B.  bey  den  Richterstellen)  hatte 
das  Volk  nur  die  Vorwahl  oder  den  Vorschlag, 
so  dafs  das  Loos  aus  den  vom  Volke  Ausersehe- 
nen den  Beamten  heraushob.  ^)  Auch  in  dem  Rö- 
mischen Freystaate  fehlte  es  nicht,  au  Vorkehrungen 


9)    S.  J.  Po  i  leri  Archaeoi.oßia  Graeca.  L.  I.  cap,  XI. 
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ähnlicher  Art.  Doch  das  Höchste,  was  Klugheit 
oder  Künsleley  in  diesem  Fache  hervorgebracht 
hat,  ist  vielleicht  die  Ordnung,  welche  in  Venedig 
für  die  Wahl  des  Dogen  bestand.  ^°) 

Bey  allen  den  Völkern,  bey  welchen  die  Einehe 
Gesetz  ist,  hat  noch  überdiels  das  Verhältnifs  der 
Blutsverwandschaft  und  das  der  Schuägerschaft  auf 
die  Besetzung  der  Slaatsämter  Einflufs.  Wollte  man 
diesen  Einflufs  schlechthin  verdammen,  so  würde 
man  von  den  Menschen  fordern,  nach  einer  ihnen 
unerschwinglichen  Vollkommenheit  zu  streben,  so 
Avürde  man  vergessen,  dafs  dieser  Einflufs  mit  Vor- 
theilen  verbunden  ist,  welche  die  Nachtheiie  des- 
selben bey  weitem  übersteigen.  Warum  stehen  z.  ß. 
die  Staaten  Deutschen  Ursprungs  so  hoch  über  de- 
nen, deren  Grundgesetz  der  Koran  ist? 


VIERTES   HAUPTSTÜCK. 

Von    der    Verhindliclikeit ,   den   Ruf  zu    einem 
Staatsamte  anzunehmen,  und  in  der  Ver- 
waltung des  Amtes  zu  beharren. 


Diese  Verbindlichkeit  liegt  zwar  den  Mitglieder^ 
eines  jeden  Staatsvereines  ob.  Aber  nach  der 
Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen  sind  die 
Verpflichtungsgründe  bald  stärker  bald  schwächer; 


lo)  S.  Vorlesungen  über  die  Statistik.  Von  J.  Fr. 
Le  Bret.  I.  Tbl.  ^Venedig.  Stuttg.  ly^S.  8.  und  Daru's 
Geschichte  des  Freistaates  von  Venedig.  —  Und  dennoch 
wurden  die  Dogenwahlen  gelenkt I  so  wenig  ist  den  Formea 
zu  vertraun. 
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wird  daher  jene  Verbindlichkeit  von  den  Gesetzen 
bald  durch  Strafen  bekräftiget,  bald  dem  Gewissea 
eines  jeden  Einzehien  üb(/rJassen. 

In  der  Einherrschaft  ist  der  Eintritt  in  den 
Staatsdienst  und  das  Beharren  im  Staatsdienste  fast 
überall  in  das  Ermessen  der  ünterthaneu  gestellt. 
In  den  Freystaateu,  in  der  Volks- und  in  der  Adels- 
herrschaft,  wird  dagegen  die  Verwaltung  der  Staats^ 
ämter  als  eine  den  Mitgliedern  der  herrschenden 
Körperschaft  obliegende  Rechtsverbindlichkeit 
betrachtet.  ^^)  Woher  dieser  Unterschied?  In  der 
Einherrschaft  handelt  derjenige,  welcher  sich  der 
Antretung  oder  der  Fortführung  eines  Amtes  wei- 
gert, nur  gegen  das  Interesse  der  Regierung  oder 
der  öffentlichen  Macht.  In  einem  Freystaate  steht 
eine  Weigerung  dieser  Art  mit  dem  Geiste  der  Ver- 
fassung in  Widerspruch.  Ein  Freystaat  kann  nur 
unter  der  Bedingung  sich  erhalten,  dafs  die  Staats- 
bürger die  Sache  des  Staates  zugleich  als  die  eigene 
betrachten.  Der  Fürst  kann  nicht  so,  wie  eine 
Gemeinde,  welcher  die  Machtvollkommenheit  zu- 
steht, von  der  Vermuthung  ausgehu,  dafs  der  gute 
Wille  der  Beamten  durch  das  Privatinteresse  ersetzt 
werden  könne,  welches  sie  an  die  Fortdauer  der 
Verfassung  fefsle.  Damit  steht  in  Verbindung,  dafs 
in  der  Einherrschaft  den  Beamten  eine  Standes  mas- 
sige Besoldung  auszusetzen  ist,  in  den  Freystaaten 
aber  die  Beamten,  wenn  überhaupt,  doch  nur  eine 
verhältnifsmäfsig  geringe  Besoldung  haben.  Als 
August  dem  Römischen   Freystaate  für  immer  ein 


ii)  Montes q.  esprit  des  lois.  V,  4g.  — •  In  der 
Geschichte  des  Frejstaates  von  Venedig  kommen  merkwürdige 
Beyspiele  von  der  strengen  Durchfährung  dieses  Grundsatzes 
vor. 

Zachariä  JReg.  Lehre,  IL  Bd.  2.  Ahih.  2 1 
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Ende  gemacht  hatte,  wies  er  sehr  hald  den  Be- 
amten Besoldungen  an.  *^)  Denn  er  erwog,  dafs  er 
die  Beamten  vor  der  Versuchung  zu  bewahren  habe, 
des  Volkes  mehr,  als  des  Fürsten  zu  achten; 
vielleicht  auch,  dafs  es  sein  Interesse  sey,  nicht 
blos  die  Reicheren  zu  Staatsämtern  befördern  zu 
können. 


FÜNFTES   HAÜPTSTÜCK. 

'Von   dem  Rechte,  zu   Staatsämtern  zu  gelangen. 


Der  Staat  kann  sein  Bedürfnlfs  an  Diensten 
auf  eine  doppelte  Weise  decken;  entweder  so,  dafs 
er,  so  oft  er  Aemter  zu  vergeben  hat,  aus  der  ge- 
sammten  Nation  diejenigen  heraushebt,  welche  zu 
den  zu  besetzenden  Stellen  am  tauglichsten  sind; 
oder  so,  dafs  er  einen  bestimmten  Theil  der  Na- 
tion ein  für  allemal,  (gleich  als  ein  patvimonium 
reipublicae^  für  den  Staatsdienst  aussondert.  In 
dem  ersteren  Falle  haben  oder  behalten  alle  Mit- 
glieder der  Nation  einen  Anspruch  auf  Staatsämter; 
in  dem  letzteren  Falle  ist  dieser  Anspruch  auf  die 
Mitglieder  desjenigen  Standes  beschränkt,  welcher 
ausschliefslich   zum   Staatsdienste  verpflichtet  ist, 


12)  Dio  Cassius*  L,  III,  45.  —  In  England  ver- 
walten tlie  Friedensrichter,  deren  VollmaclUen  sehr  ausge- 
dehnt sind,  ihr  Amt  unentgeltlich.  Die  angesehensten  Männer 
der  Grafschaft  übernehmen  dieses  Ami.  Könnte  diese  Ein- 
richtung nicht  in  den  deutschen  Staaten  nachgeahmt  und  an 
die  Stelle  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  gesetzt  werden? 
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z.B.  auf  eine  Kaste,  auf  einen  erblichen  Adel,  auf 
eine  Lehnsinannschafr.  '^) 

Ganz  dieselbe  Verschiedenheit  der  Fälle  wie- 
derholt sich  bey  der  Ausübung  des  Staatsoberei— 
genthumes.  Auch  seine  Ausgaben  kann  der  Staat 
auf  eine  doppelte  Weise  bestreiten;  enlweder  durch 
Abgaben,  die  er  von  den  ünterthaneu  erbebt,  oder 
mit  den  EinkünCten,  die  er  von  seinem  Privatver- 
niögen,  d.  i.  von  dem  Verinogen  be/jeht,  welches 
er  von  dem  Nationalvermögen  ausgeschieden  und 
sich  als  Sondergut  vorbehalten  hat.  Die  Fragen: 
Soll  die  gesammte  Nationalkraft  oder  soll  nur  ein 
fi^ir'immer  bestimmter  Theil  derselben  zum  Staats- 
dienste? und,  soll  das  gesammle  Nationalvermögen 
oder  soll  nur  ein  für  inimer  bestimmter  Theil  des- 
selben zum  Staatsaiifwande  verwendet  werden  ?  sind, 
Avo  nicht  dieselben,  doch  einander  nahe  verwandt. 
Ein  Staat,  der  einen  Theil  der  Nation  für  den 
Staatsdienst  auf  die  Dauer  ausgesondert  hat,  hat 
fast  immer  auch  für  den  Staatsaufwand  ein  Privat- 
vermögen ,  und  umgekehrt. 

Die  Frage,  ob  der  Staatsdienst  Allen  oder  nur 
einem  für  immer  bestimmten  Theile  der  Nation  zu- 
gänglich seyn  solle,  ist  mit  der  Aufgabe,  welche 
Verfassung  an  sich  oder  für  einen  gegebenen  Staat 
die  zweckmässigste  sey,  so  genau  verschlungen,  dafs 
sie  kaum  als  eine  selbständige  Frage  betrachtet  und 
erörtert  weiden  kann.  (Auch  ist  sie  in  dem  vor- 
liegenden Werke  da,  wo  von  den  Staatsverfassungen 
überhaupt  gehandelt  wurde,  zugleich  mit  beant- 
wortet worden.)  Abgesehn  von  dieser  Aufgabe,  läist 


i3)  Auf  eine  Lehnsmaonscliaft.  —  Diese  ist  jedocli  nur 
in  so  fern  ein  Beispiel  des  vorliegenden  Falles,  als  die  Lehne 
erblich  sind.  * 

21" 


324 


sich  zur  Beantwortung*  jener  Frage  böcbslens  das 
sagen,  dafs  der  Grundsatz,  nach  welchem  der 
Staatsdienst  einem  Jeden  zugänglich  seyn  soll,  dem 
Interesse  der  öffentlichen  Macht  aus- 
schh'efslich  oder  vorzugsweise  entspreche.  Denn 
die  Auswahl  verspricht  einen  desto  besseren  Erfolg, 
je  gröfser  die  Zahl  derer  ist,  unter  welchen  sie  ge- 
troffen werden  kann.  (Ein  Vorrecht,  das  die  Ver- 
waltung der  Staalsämlor  zum  Gegenstande  hat,  ist 
ein  Monopolium.)  Auch  ist  zu  besorgen,  dafs  ein 
in  Beziehung  auf  den  Eintritt  in  den  Staatsdienst 
bevorrechteter  Stand  die  übrigen  Stände  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft,  ungeachtet  sie  eben  so  wohl 
Stützen  der  öffentlichen  Macht  sind,  in  Schatten 
stelle.  Wann  begann  die  glänzendste  Zeit  des  Rö- 
mischen Freystaates?  Als  die  Plebejer  das  Recht 
errungen  hatten,  zu  den  höchsten  Staatsämtern 
■wählbar  zu  sevn.  Andere  und  eichen ihümliche  Er— 
scheinungen  biethet  in  den  Staaten  Deutschen  Ur- 
sprungs der  Kampf  zwischen  dem  Adel  und  dem 
Bürgerstande  dar.  Ein  Stolz  begegnete  dem 
andern.  ^'*)  Der  Lehrstand,  —  die  Geislllchkeit 
und  der  Gelehrtenadel,  —  war  lanoe  Zeit  das  Mit- 
telglied  und  der  Vermittler  zwischen  den  streiten- 
den Parlheyen. 


4 4)  Der  Biirgerslan/l  hatte  seine  ilim  cif^fcntluiraliclien 
BegTifTe  von  Ehre  und  Schande,  wie  der  Adel  sein  Voibild, 
VgUMöser's  patriot.  Phantasieen. 
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SECHSTES  HAÜPTSÜCK. 

TVer  ist  zum  Staatsdienste  befähig etl 


Einen  beachtungswerthea  Beylrag  zur  Beant- 
wortung dieser  Frage  enthält  das  Recht  der  katho- 
lischen Kirche,  da,  wo  es  von  denen  handelt,  welche 
(als  irreguläres)  nicht  zu  den  Weihen  gelassen  wer- 
den sollen. 

Die  Eigenschaften ,  welche  zur  gehörigen  Ver^ 
waltung  eines  Amtes  erfordert  werden,  sind  er- 
stens Eigenschaften  des  Charakters.  —  Es 
giebt  Tugenden,  welche  einem  Beamten  nicht  ab- 
gehen können,  ohne  dafs  eine  jede  andere  löbliche 
Eigenschaft  desselben  ihren  Werth  verliert  oder 
wohl  selbst  gegen  das  Interesse  der  Regierung 
oder  der  Verfassung  gerichtet  wird;  als  da  sind:  Un- 
bestechlichkeit, Gerechtigkeitsliebe,  Diensttreue.  *^) 
Wie  mancher  Fürst  ist  das  Opfer  der  Unsittlichkeit 
seiner  Diener  und  nächsten  Umgebungen  gewor- 
den. Das  neueste  Beyspiel  dieser  Art  ist  vielleicht 
Napoleon.  ^^)  —  Eben  so  sind  die  Menschen  ihrer 
Gemüthsart   nach  bald  zu  diesen    bald  zu  einem 


i5)  Unter  dieser  ist  auch  Frej'raüthigkelt  begriffen. 
Frevmiitlilgkelt  gegen  Höliere  ist  eine  schwere  Tugend,  und 
dennocli    leichten    Kaufes. 

16)  Vgl.  die  Meinoires  \on  Fouche  und.  Bourienne.  In 
den  er'ileren,  wenn  sie  anders  acht  sind,  kommt  die  merk- 
wiiidige  Anekdote  vor ,  dafs  ein  Versuch,  welchen  Napo- 
leon machte,  Friedensunterliandlungen  mit  Grofsbritannien 
anzuknüpfen,  blos  deswegen  scheiterte,  weil  auch  Pouche 
einen    Unterhändler    nach    London  abgeschickt    hatte,    ohne 


326 


andern  Amte  tauglicher.  An  die  Spitze  der  Regie- 
rung gehören  Männer  von  Charakter;  die  Wage  der 
Gerechtigkeit  ist  nur  ruhigen  Händeö  anzuvertraun. 
Für  gewisse  Aemler,  z.  B.  für  die,  welche  Strenge 
fordern ,  ist  der  Kriegsdienst  eine  gute  Schule.  Für 
Geschäfte,  welche  mit  einem  Wagnisse  verbunden 
sind,  wählt  man  am  besten  die,  welche  ihr  Glück 
erst  zu  machen  haben. 

Zur  gehörigen  Verwaltung  eines  Amies  werden 
zweytens  gewisse  Eigenschaften  und  Schätze  des 
Geistes  erfordert,  z.  ß.  Unheil,  gewisse  Kennt- 
nisse und  Fertigkeilen.  —  Nach  der  Verschiedenheit 
der  Staatsverfassungen  stellt  sich  diese  Bedingung 
der  Dienstfähigkeit  in  dem  einen  Staate  so,  in  einem 
andern  anders;  und  je  nachdem  sie  sich  hier  so 
dort  anders  stellt,  gestaltet  sich  auch  soAvohl  der 
Staatsdienst  für  sich  als  auch  dessen  Verhältnifs 
zum  Ganzen  der  Verfassung  auf  eine  verschiedene 
Weise.  In  Griechenland  konnten  einst  Volksherr- 
schaften auch  deswegen  bestehn  und  gedeihen,  weil 
ein  jeder  Bürger  die  Einsichten  und  Kenntnisse  be- 
safs  oder  sich  leicht  zu  eigen  machen  konnte,  deren 
er  zur  Verwaltung  der  öffentlichen  Aemter,  oder 
wenigstens  der  meisten  bedurfte.  In  den  heutigen 
Europäischen  Staaten  mufs  man  eine  lange  Lernzeit 
aushalten,  um  sich  zum  Staatsdienste  vorzuberei- 
ten. Da  sind  alle  Zweige  des  Staatsdienstes  so  man- 
nigfaltig in  einander  und  mit  dem  gesararriten 
ftechtszustande  der  Nation  verschlungen,  dafs  nicht 
ohne  Nachtheil  für  den  Staatj;dienst  das  Studium 
der  allgemeinen  Staatswissenschaflen  von  dem  der 
positiven  Rechte  oder  dieses  von  jenem   getrennt 


übrigens  dazu    irgend    eine    Ermächtigung   von     dem   Kayser 
erhalten   zu  haben. 
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werden  kann.'^)  Wie  miifstesich  also  schon  in  dieser 
Hinsicht  die  Verfassung  jener  Staaten  so  ganz  an- 
ders, als  die  der  Ahgriechischen  'Freystaaten,  ge- 
stalten. '^)  Einen  Vortheil  haben  diejenigen 
Staatsverfassungen ,  welche  nur  durch  Gelehrsam- 
keit im  Gange  erhalten  werden  können,  vor  den 
andern  voraus.  Den  Staatsdienern  ist  die  heste-^ 
hende  Ordnung  der  Dinge  aus  Privatinteresse  desto 
theurer.  So  scheint  sich  z.  ß.  die  Verfassung  des 
Chinesischen  Reichs  vorzugsweise  durch  das  In- 
teresse zu  erhahen,  welches  die  Mandarinen,  als 
Gelehrte,  an  der  Fortdauer  desselben  nehmen.  (Der 
Charakter  dieser  Verfassung  erinnert  an  die  Cha- 
raktere der  Chinesischen  Schrift.) 

Die  Dienstfähigkeit  derer,  welche  sich  um  Staats- 
ämter bewerben,  kann  wenigstens  in  den  Staaten, 
welche  eine  einherrschafth'che  Verfassung  haben, ^^) 
durch  plannlässige  Prüfungen  ausgemittelt  werden. 
Und  fast  in  allen  Staaten  des  heutigen  Europa  sind 
Prüfungen  dieser  Art  in  Gebrauch.  Es  ist  gut,  wenn 


17)  Die  s.  ^.  Karameralisten  sollten  gelialten  sejn  ,  auch 
über  das  positive  Recht  Vorlesungen  auf  Universitäten  zu 
liören  ,  die  s.  g.  Juristen  aucli  über  die  allgemeinen  Staats- 
wissenschaften.  Dem  Fleifse  ist  nichts,  der  Faulheit  ist 
alles  unmöglich. 

18)  Diejenigen  Europäischen  Staaten,  deren  Verfassung 
ein  demokratisches  Element  hat,  haben  in  dem  Interesse  der 
Verfassung  auf  die  Vereinfachung  des  positiven  Rechts  und 
auf  die  der  Staatsverwaltung  Redacht  zu  nehmen. 

19)  In  den  Frejstaaten  kann  von  diesem  Mittel  nicht 
eben  so  leicht  oder  nicht  eben  so  allgemein  Gebrauch  ge- 
macht werden.  Li  Athen  raufsten  sich  diejenigen  ,  welche 
sich  um  ein  Amt  bewarben ,  einer  Prüfung  ihrer  Sitten  un- 
terwerfen.    S.  Potter.  a.D. 
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diese  Prüfungen  ihre  Grade  haben;  ^°)  denn  nicht 
zu  einepi  jeden  Amte  wird  dasselbe  Maafs  von 
Kenntnissen  und  Fertigkeiten  erfordert.  Eben  so 
sollten  sie  ohne  Ausnahme  öffentlich  angestellt  wer- 
den, damit  sich  der  Richter  nicht  bey  der  PrüfuDg 
pder  bey  demürtheile  zur  Nachsicht  verleiten  lasse. 
Auch  darf  man  die  Frage  aufwerfen,  oh  es  nicht 
rathsamer  sey,  diese  Prüfungen  den  Lehrern  der 
Hochschulen  als  einer  andern  öffentlichen  Behörde 
zu  übertragen?  ^*)  —  Wenn  diejenigen,  welche  zu 
diesen  Prüfungen  gelassen  zu  werden  verlangen, 
durch  Zeugnisse  darthun  müssen,  dafs  sie  sich  auf 
Schulen  und  Universitäten  zum  Staatsdienste  gehö- 
ng  vorbereitet  haben,  so  kann  man  gegen  diese 
Vorschrift  wohl  nicht  mit  Grund  einwenden,  dafs, 
was  das  Recht  des  Staates  betreffe,  die  Frage  nicht 
die  sey:  Wie?  sondern  die:  Ob  man  sich  die  zum 
Staatsdienste  erforderh'chen  Kenntnisse  und  Ge- 
schicklichkeiten erworben  habe?  Wenn  aber  der 
Staat  seine  Forderungen  noch  weiter  erstreckt,  wenn 
er  denen,  welche  sich  zum  Staatsdienste  vorbereiten 
wollen,  z.  B.  die  Pveihenfolge  vorschreibt,  in  wel- 
cher sie  die  Wissenschaften  zu  erlernen  haben,  so 
setzt  er  sich  der  Gefahr  aus,  den  Geist  durch  den 
Mechanismus  des  Lernens  zu  töden. 


20)  Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  es  rathsamer  sey, 
^iese  Qrade,  (wie  in  Pieussen,)  stufenweise  auf  einander 
folgen  2;u  lassen,  oder  die  Wahl  unter  diesen  Graden  denen 
freyzustellen,  welclie  sich  zur  Prüfung  uieldeu.  Darüber 
kann  nur  die  Erfahrung  Aufschlufs  geben. 

3i)  Die  Frage  hängt  mit  einer  andern  zusammen.  Könnr 
ten  und  sollten  nicht  vielleicht  die  Hochschulen  mit  der  Staats- 
verwallung überhaupt  npch  in  eine  genauere  Verbindung 
gesetzt  werden? 
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Endlich  drittens:  Auch  das  Alter  ^^)  auch 
dieGlücksumstände  (die  dotesfortunae)  de- 
rer, die  sich  um  ein  Amt  bewerben,  sind  für  das 
Interesse  des  Staatsdienstes  von  Wichtigkeit.  — 
Ein  Volk,  das  emporstrebt,  darf  nicht  der  Jui^end 
den  Zugang  zu  den  öffentlichen  Stellen  verscblies- 
sen,  noch  das  Aufsteigen  im  Staatsdienste  allein  von 
dem  Dienstalter  abhängig  machen.  ^^)  Doch  die 
Freystaaten,  die  Volksherrschaften  und  die  Aristo- 
kratieen ,  haben  von  dem  Ehrgeize  Einzelner  zu 
viel  zu  fürchten,  als  dafs  sie  den  AnmafsUngen  des- 
selben nicht  auch  in  dieser  Beziehung  feste  Gren- 
zen zu  setzen  hätten.  ^*)  Der  richtige  Weg,  der 
Mittelweg,  kann  allein  oder  am  leichtesten  in  der 
Einherrschaft  eingehalten  werden.  —  In  mehreren 
Staaten,  besonders  in  vielen  Freystaaten,  ist  es 
Rechtens,  dafs  nur  diejenigen  zu  Aemtern,  oder 
wenigstens  zu  den  höheren  Aemtern, gelangen  kön- 
nen, welche  ein  Vermögen  von  einem  bestimmten 
Betrage  besitzen;  nicht  als  ob  Reichthum  Verdienst 
wäre,  sondern  weil  der  Wohlhabende  die  Vermu- 
thung  für  sich  hat,  dafs  er  aus  Privatinteresse  ein 
ihm  anverlrautes  Amt  getreulich  verwalten  werde, 
weil  überdiefs  die  Reicheren  im  Durchschnitte  die 
Gebildeteren  sind.  Nun  würde  zwar  in  den  heuti- 
gen Europäischen  Staaten  ein  Gesetz  dieser  Art 
mit  überwiegenden  Nachtheilen  verbunden  ,  ja 
schwerHch  durchzuführen  seyn.  Doch  kann  man 
leicht  auf  der  andern  Seite  zu  weit  gehn,  wenn  man 


22)  Das  kanonische  B.ectit  bcrücksiclillget  sogar  die 
körperliche  BeschafFenl)eIt  derer,  welche  die  Weihen  er- 
halten wollen. 

23)  Machlav,    in    der  a.   Seh.  1.  B.   das  letzte  Kapitel. 

24)  Daher  die  leges  annales  der  Römer. 
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die  Schwierigkeiten,  mit  welcben  die  Armufli  hey 
der  Vorbereitung  zum  Staatsdlensie  (hey  dem  Sta- 
diren) zu  kämpfen  hat,  kiinsllich,  (z.  B.  durch  Sti- 
pendien,) beseitiget.  Auch  könnten  und  solhen 
alle  die  Beamten  ,  welche  öffentliche  Gelder  unter 
ihrem  Beschlüsse  haben,  zur  Stellung  einer  Bürg- 
schaft angehalten  werden. 

Wie  die  Macht  eines  Fürsten  desto  fester  steht, 
je  gröfser  das  Vermögen ,  das  er  als  Sondergut  be- 
sitzt, an  sich  und  in  Verhältnifs  zu  dem  Vermögen 
des  Volkes  ist,  eben  so  steht  sie  desto  fester,  je 
gröfser  das  geistige  Kapital  an  sich  und  beziehungs- 
weise ist,  welches  die  Staatsdiener,  als  ein  Ganzes 
betrachtet,  repräsentiren.  Ein  Hauptgrund,  warum 
die  Repräsentativverfassung  schon  in  so  vielen  Eu- 
ropäischen Einherrschaften  Eingang  gefunden  hat, 
ist  der,  dafs  die  Staatswissenschaften  fast  überall 
aufgehört  haben,  das  Sondereigenthum  der  Staats- 
diener seyn.  In  den  Einherrschaften,  welche  eine 
Verfassung  dieser  Art  haben,  ist  es  für  das  Interesse 
des  Fürsten  von  besonderer  Wichtigkeit,  dafs  der 
Staatsdienst  die  einsichtsvollsten  Männer  der  Nation 
in  sich  vereinige. 


SIEBENTES    HAÜPTSTÜCK. 

Fön  den  Gewährleistungen  für  die  gehörige  Fer- 
waltung  der  Staatsamter, 


Es  ist  weniger  gefährlich,  wenn  die  Regierung 
in  dem  Vertraun  zu  ihren  Beamten ,  als  Avenn  sie  in 
dem  Mifstrauu  gegen  sie ;  zu  weit  geht.  In  dem 
Vertraun  liegt  eine  Aufforderung,  und  wohl  selbst 
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eine  Nöthigung  zu  einem  Betragen,  weit  lies  Ver- 
ti'ann  verdient;  in  dem  Mifstraun  eine  Verfülirung 
zur  Hinterlist.  Die  Kunst  der  Vorsicht,  die  Meclia- 
nik  der  Formen  kann  etwas  thun ,  nicht  Alles."'') 
Wegen  einzelner  Falle,  in  welchen  das  Verlraiin 
der  Regierung  mit  Undank  belohnt  worden  ist,  darf 
man  nicht  sofort  allgemeine  Sicherheitsmafsregeln 
ergreifen.  Hauptsachlich  ^ber  ist  die  Beschaffen- 
heit der  Gewährleistungen  in  Erwägung  zu  ziehn, 
durch  welche  man  dem  Mifsbrauche  der  Amtsge- 
walt vorzubeugen  gedenkt.  Das  Mifstraun  hat  seine 
Grade,  es  kann  mehr  oder  weniger  begründet  seyn. 
Zu  diesen  Gewährleistungen  gehören  erstens 
diejenigen  Gesetze  und  Mafsregeln ,  durch  welche 
die  Beamten  vorVersuchun  gen  zu  einem  pflicht- 
widrigen Betragen  bewahrt  werden.  Wer  könnte 
es  mifsbilh'gen,  wenn  die  Gesetze  den  Beamten  vef-^ 
biethen,  Geschenke  von  ihren  Amtsbefohlenen  an- 
zunehmen, oder  den  Richtern,  Klagen  und  Forde- 
rungen, welche  bey  ihnen  anhängig  gemacht  wer- 
den können,  an  sich  zu  bringen?  ^^)  Dagegen  dürfte 
das  Römische  Gesetz,  nach  welchem  ein  in  einer 
Provinz  angestellter  Beamter  nicht  ein  aus  dieser 
Provinz  gebürtiges  oder  in  derselben  wohnhaftes 
Frauenzimmerheirathen  durfte,  ^")  schwerlich  Nach- 


25)  Interessante  Tliatsaclien  zur  Bestätigung-  dieses  Satzes 
findet  man  in  Benzenberg's  Schrift  über  den  Kataster. — 
Die  Maxime  des  Mifstrauens,  Lis  aufs  Aeusserste  verfolgt,  führt 
zu  einem   Clikel. 

s6)  S.  den  Code  cii^il  Art.  1597.  ^«  such  dasselbe  Ge- 
setzbuch Art.  1596.  und  den  C.  de  pr.  Art.  yiS.  —  Sollte 
man  den  Beamten  untersagen,  Gelder  in  ihrem  Amtsbezirke 
auszuleihn? 

27)  /.  38.  öy.  63.  Z>.  de  rita  nuptiarum.  L  un.  C.  si 
rector  prov. 
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ahmung  verdienen.  Von  einem  nicht  minder  zwey- 
deuligen  VVerthe  ist  das  Gesetz  der  katholischea 
Kirche,  dafs  das,  Avas  ein  Geistlicher  von  seinen 
Amtseinkünften  erübriget  hat,  nach  dessen  Tode 
der  Kirche  anheimfallen  soll.  ^^) 

Gewährleistungen  dieser  Art  sind  zweytens 
die  Beschäukuuge  n,  welchen  die  Amtsgewalt 
und  mit  ihr  die  Macht  der  einzelnen  Beamten  oder 
Behörden,  pflichtwidrig  zu  handeln,  unterworfen 
wird ;  also  z.  B.  die  Gesetze,  welche  die  verschiedenen 
Arten  der  Staatsgeschäfte  unter  verschiedene  Be- 
hörden verlheilen,  oder  die  Beamten  und  Behörden 
desselben  Faches  stufenweise  übereinander  stellen, 
oder  zu  der  Erledigung  einer  und  derselben  Sache 
das  Zusammenwirken  mehrerer  einander  beyge- 
ordneter  Behörden  erfordern.  Dieser  Gewähr- 
leistungen kann  keine  Verfiissung  gänzlich  entbeh- 
ren. Aber  nicht  eine  jede  Verfiissung  ist  für  sie 
in  gleichem  Grade  empfänglich.  Und,  andererseits, 
ist  nicht  eine  jede  Verfassung  der  Gefahr,  von  die- 
sen Gewährleistungen  einen  zu  freigebigen  Ge- 
hrauch zu  machen,  in  gleichem  Grade  ausgesetzt. 
In  dem  Römischen  Freystaate  bestand  die  —  ofl'en- 
bar  sehr  unvollkommene  —  Einrichtung,  dafs  ein 
jeder  Beamte  den  ihm  gleich  stehenden,  der  höhere 
dem  niederen  ,  ein  Volkstribun  allen  Einhalt  thun 
konnte.  ^^)  In  den  Einherrschaften  kann  man  in 
der  Anwendung  dieser  Gewährleistungen  am  wei- 
testen und  am  leichtesten  zu  weit  gehn.  —  Aehnli- 
cher  Art  und  nicht  weniger  dem  Mifsbrauche  aus- 
gesetzt ist  die  Mafsregel,  dafs  man,  um  die  Beam- 


28J  c.  y— 2^.  X.  de  pecLilio  clericorum.  SonJerLaies 
Zusduimenlrüffenl  Auch  in  der  Türlici  lallt  der  Naclilafs  der 
Beamten  dor  Staatskasse  anheim. 
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ton  in  Schranken  zu  halten,  den  Besitz  des  Amtes 
unsicher  macht.  In  der  Türkey  werden  die  höhe- 
ren Staatsämter  jedesmal  nur  anfein  Jahr  vergeben. 
Aber,  werden  sie  deswegen  besser  verwaltet? 

Eine  dritte  Bürgschaft  für  die  gehörige  Ver- 
waltung der  Sraatsämter  liegt  in  der  Aufsicht, 
unter  welche  die  Verfassung  die  Beamten  zu  stellen 
hat.  Auch  in  dieser  Beziehung  hat  die  Einherr- 
schaft den  Vorzug  vor  einer  jeden  andern  Staats- 
verfassung. Sie  kann,  da  der  Staritsherrscher  niciu 
selbst  ein  Kunstwerk  ist,  ohne  Gefahr  für  das  Recht 
des  Herrschers  künstlicher  zusammengesetzt  wer- 
den. Das  immer  ofTeneAuge  des  Fürsten  wacht  über 
das  Ganze  der  Verwaltung.  Anders  stellen  sich  die 
Verhältnisse  in  den  Freystaaten.  In  Athen  miifsle 
ein  jeder  Beamte,  wenn  seine  Dienstzeit  abgelanfen 
war,  einer  öffentlichen  Behörde,  den  zehnLogisteUj 
Rechenschaft  von  seiner  Amtsführung  ablegen; 
überdiefs  hatten  in  einer  jeden  Volksversammlung, 
die  nicht  zu  einem  besonderen  Zwecke  gehalten 
wurde,  die  Archonten  dem  Volke  die  Frage  vorzu- 
legen, ob  die  Obrigkeiten  ihren  Pflichten  Genüge 
leisteten.  ^^)  Aber  die  erstere  Einrichtung  hatte 
mehr  den  Zweck,  die  Schuldigen  zu  entdecken,  als 
den,  Dienstvergehungen  zu  verhindern;  die  letztere 
war  nur  eine  Aufforderung  an  die  einzelnen  Bürger, 
von  einem  Rechte  Gebrauch  zu  machen,  dessen 
Ausübung  allemal  lästig,  zuweilen  selbst  gefährlich 
seyn  mufste.  Strenger  und  wirksamer  war^aller- 
dings  die  Aufsicht,  unter  v/elcher  m  dem  Freystaate 
von  Venedig  die  Beamten  gehalten   wurden;  aber 


29)  Bach.   hist.  juris.  Rom.    Lih.  II  cap.  i.  §.  9.  und 
die  daselbst  a.  Scti. 

30)  Pottei'f  AvchacGL  Gracca  I,  44» 
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desto  weniger  waren  die  Mittel  zu  billigen,  durch 
welche  man  diesen  Erfolg  erlangte.'*')  —  Jedoch, 
die  Leichtigkeit,  mit  welcher  in  i\er  Einherrschaft 
die  Beamten  beaufsichtiget  werden  können,  ist  zu- 
gleich verführerisch.  Jahresberichte  oder  Tabellen, 
welche  von  den  Beamten  über  den  Stand  ihrer 
Amtsgeschäfte  einzureichen  sind,  können,  indem 
sie  den  Beamten  eine  neue  Last  aufbürden,  den 
Geschäftsgang  leicht  verzögern,  anstatt  ihn  zu  be- 
schleunigen. Berichte,  welche  der  Vorstand  einer 
Staatsbehöfrde  oder  ein  höherer  Beamter  über  dea 
Fleifs  und  die  Sittlichkeit  der  ihm  untergeordneten 
Staatsdiener  regelmäfsig  zu  erstatten  hat,  (oder  so- 
genannte Konduitenlisten,)  verwandeln  die  Vorge- 
setzten in  Ausspäher  und  Angeber,  geben  der 
Leidenschaftlichkeit  ein  Mittelan  die  Hand,  sich  in 
das  Gewand  des  Diensteifers  zu  kleiden,  hidem 
die  Regierung  über  die  gehörige  Verwaltung  der 
Gerechtigkeit  wacht,  kann  sie  der  Selbstständigkeit 
der  Gerichte  Eintrag  thun.^")  Selbst  die  so  freund- 
liche Sitte,  dafs  mehrere  Deutsche  Fürsten  an  be- 
stimmten Tagen  einem  jeden  ihrer  Ünterthanen 
Gehör  geben,  könnte,  ohne  die  weise  Mässigung 
dieser  Fürsten,  sehr  unheimliche  Folgen  haben. — 
Je  leichter  nun  der  Staatsaufsicht  über  die  Beamten 
eine  ungebührliche  Ausdehnung  gegeben  werden 
kann,  desto  dringender  ist  es,  dafs  die  Regierung 


3i)  Le  Bret  Lerlctitet  in  dem  Anra.  i  o.  a.  Werke, 
dafs  die  Staat<iiii(juisitoien  nicht  weniger  als  60,000  Spione 
im  Solde  hatten. 

32)  Vgl.  Tacit.  Jnnal.  I,  j5'  «  Dam  'veritati  consu- 
lltiir,  überlas  corriin7pitui\ii  —  Die  Gerichtsverfassung- 
des  französischen  Reichs  scheint  in  dieser  Beziehung  besonders 
•/weckinäfsig  beschaffen  zu  seyn. 
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das  Volk  in  den  Stand  setze  und  ermäcluige,  die 
Handlungen  der  Beamten  vor  den  Ricbterstuhl  der 
öflTentlichen  Meinung  zu  ziehn,  dafs  sie  also  tbeils 
die  öffentliche  Verhandlung  der  Amtsgeschäfte,  thells 
die  Frey h ei t  der  Presse  möglichst  begünstige.  ^^) 
Eine  Regierung,  welche  diese  Maxime  befolgt,  kann 
sich  der  Aufsicht  über  ihre  Beamten  sogar  gröfsten- 
theils  entschlagen,  auf  jeden  Fall  aber  von  der 
Mitaufsicht  des  Publikums  Vortbeile  ziehn,  welche 
ihr  keine  Opfer  oder  Anstrengungen  kosten.  Dann 
bewachen  tausend  Augen  die  Handlungen  der  Be- 
amten; Privatinteresse  schärft  den  Blick  der  Wäch- 
ter; ihre  Wachsamkeit  ist  auch  auf  solche  Hand- 
lungen gerichtet,  welche  nur  vor  dem  Richter- 
stuhle der  öffentlichen  Meinung  gerügt  werden 
können. 

Endlich,  sollten  alle  diese  Vorkehrungen  nicht 
den  beabsichtigten  Erfolg  haben ,  sollten  die  Be- 
amten dennoch  in  einzelnen  Fällen  ibre  Dienst- 
pflichten verletzen,  so  bleibt  nur  das  noch  übrig, 
die  Beamten  zur  Stra  fe  zu  ziehn,  auch  sie  für  den 
durch  eine  gesetzwidrige  Handlung  verursachten 
Schaden  verantwortlich  zu  machen. —  Wenn 
auch  den  Beamten,  welche  eines  Dienstvergehns 
beschuldiget  werden,  die  Vermuthung  der  Unschuld 
in  ihrer  ganzen  Fülle  zur  Seite  steht,  wenn  auch  die 
Beamten  wegen  eines  blofsen  Versehns  im  Dienste 
auf  Milde  und  Nachsicht  rechnen  dürfen,  die  er- 
wiesene, die  vorsetzhche  Verletzung  derAmtspflich- 


33)  lieber  die  Frage,  wie  weir  sich  das  Recht  die  Hand- 
lungen der  Beamten  öflPentlich  zu  tadeln,  erstrecke,  s.  Beher- 
zigungen bey  der  Einführung  der  Prefsfrejheit  in  der  Schwel/. 
lind  über  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Presse.  Zürich 
1829.  8. 
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ten  ist  desfo  nnnachsiclitlicher  zu.  ahnden.  —  Das 
Recht,  einen  Beamten,  als  solchen,  auf  Schadener- 
satz zu  belangen,  ist  schlechthin  nach  den  Grund- 
sätzen des  gemeinen  bürgerlichen  Rechts  zu  beur- 
theilen,  also  z.B.  nicht  von  der  Bedingung  abhängig 
zu  machen  ,  dafs  die  Regierung  zuvörderst  zur  An- 
stellung der  Klage  Ermächtigung  ertheile.  ^^)  Weit 
eher  kann  man  behaupten,  dafs  eine  Klage  dieser 
Art,  entweder  sofort  oder  wenigstens  wenn  der 
Beamte  zahlungsunfähig  seyn  sollte,  gegen  die 
Staatskasse  gerichtet  werden  dürfe.  Denn  die 
Staatsbeamten  sind  nicht  blose  Bevollmächtigte; 
von  ihnen  gilt  nicht  die  Regel,  dafs  der  Machtgeber 
für  seinen  Bevollmächtigten  nicht  in  so  fern  ver- 
antwortlich sey,  als  dieser  die  Grenzen  seiner  Voll- 
macht überschritten  habe.  Den  ünterthanen  lag 
die  Verbindlichkeit  ob,  denen  zu  gehorcben  und  zu 
trauen,  welche  der  Staatsherrscher  zu  seinen  Ver- 
tretern bestellt,  mit  seinem  Zutraun  beehrt  hatte. 

Jedoch,  leicht  die  beste  Gewährleistung  für  die 
gehörige  Verwaltung  der  Staatsämter  möchte  die 
seyn,  dafs  die  Beamten  so  gestellt  und  behandelt 
^Verden,  dafs  sie  Ursache  haben,  mit  ihrer  Lage 
zufrieden  zu  seyn.  Von  dieser  Gewährleistung  in 
dem  folgenden  Hauptstücke. 


34)  Nacl«  dem  französischen  Rcclue  bedarf  es  einer 
solchen  Ermäclitigung  ,  wenn  man  einen  Verwaltivngsbeamtcii 
Lelangen  will.  Alerlin  Rcperloiie  de  jurispr.  nt.  garanlie 
de Jonctionnairc  public. 
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ACHTES  HAUPTSTÜCK. 

Fort  dem  Privatinteresse  der  Staatsdiener, 


Es  ist  —  besonders  in  Deutschland  -^  die  Theorie 
aufgestellt  worden,  dafs  zwischen  dem  Staate  und 
seinen  Dienern  ein  Vertrag  bestehe,  (der  con- 
tractus  facio  ut  des,)  dafs  mithin  das  Verhältnifs 
zwischen  dem  Staate  und  seinen  Dienern,  z.B.  das 
Recht  des  Staates,  seine  Diener  zu  entlassen  oder 
das  Diensteinkommen  derselben  herabzusetzen, 
nach  den  Grundsätzen  des  Vertragsrechtes  zu 
beurtheilen  sey.  ^^)  Und  es  ist  diese  Theorie  nicht 
ohne  Einflufs  auf  die  Entscheidungen  der  Deutschen 
Gerichte  und  auf  die  Gesetze  der  Deutschen  Staaten 
gebheben. 

Allerdings  hatte  man  bey  der  Aufstellung  dieser 
Theorie  die  Eigenihümlichkeiten  vor  Augen,  wel- 
che der  Staatsdienst  in  den  Deutschen  monarchi- 
schen Staaten,  so  wie  in  den  meisten  andern  Euro- 
paischen Einherrschaften,  hat.  Lang  und  mühsam 
ist  der  We^,  welcher  zum  Staatsdienste  führt.  Der 
Beamte  kann  durch  den  Verlust  seiner  Stelle  in  die 
drückendste  Armuth  versetzt  werden;  nur  für  den 
Staatsdienst  gebildet,  kann   er  nicht  so  leicht  zu 


35)  S.  Der  Staatsdienst  aus  dem  Gesicillspunkle  des 
Rechts  und  der  Nationalökonomie.  Von  v.  G  ö  n  n  e  r.  Landsfi. 
1808.  8.  Ueber  die  Entschädigungsbereditigung  der  Staats- 
diencr  Lej  Aufhebung-  ihrer  Stellen.  Von  den  Frh.  v.  K  a  m  p  tz 
und  V.  Stein.  Wetzlar  1808.  8.  Heffter's  Bejträge  zum 
Deutschen  Staats-  und  Fürsienrechte.  Berl.  1829.  8.  Die 
zvvcyte  Abh» 

Zadiariü  Reg.  Lehre.  IL  Bd.  2.  AblK  '^^ 
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einem  andern  Berufe  übergehn.  In  der  Einherr- 
schaft ist  die  Diensigevvalt  dem  Mifsbrauche  viel- 
leicht am  meisten  ausgesetzt;  und  je  kleiner  der 
Staat  ist,  desto  mehr.  Wenigstens  voraussetzungs- 
oder  beziehungsweise  also  schien  jene  Theorie  die 
allein  richtige  zu  seyn. 

Gleichwohl  liegt  ihr  eine  schlechthin  irrige 
Meinung  zum  Grunde.  Der  Staat  kann  sich  weder 
in  Verhältnifs  zu  seinen  Dienern,  noch  in  Verhält- 
nifs  zu  seinen  ünlerthanen  überhaupt,  durch  einen 
Vertrag  binden.  (Den  einzigen,  hier  jedoch  nicht 
einschlagenden,  Fall  ausgenommen,  da  der  Staat 
ein  von  dem  Nationalvermögen  gesondertes  Ver- 
mögen, ein  patrunoniam  rcipublicae ,  besitzt  und 
der  Vertrag  dieses  Vermögen  zum  Gegenstande 
bat.)  Denn  die  Staatsgewalt,  eine  Rechtspflicht,  ist 
in  einem  jeden  Augenblicke  so  auszuüben,  wie  es 
die  Rechtspflicht,  welche  die  Grundlage  der  Staats- 
gewalt ist ,  —  das  Gemeinbeste  —  nach  dem  besten 
Wissen  und  Gewissen  des  Staatsherrschers  fordert. 
Ein  Vertrag  aber,  welchen  der  Staatsherrseber  mit 
seinen  Dienern  oder  ünterthanen  eingienge,  würde, 
so  weit  er  sich  erstreckte,  die  Erfüllung  dieser 
Pflicht  rechtlich  unmöglich  machen,  und  mithin 
selbst  widerrechtlich  seyn.  —  Sondern  die  Regel, 
nach  welcher  der  Staat  seine  Dienstgewalt  in  der 
vorliegenden  Beziehung  auszuüben  hat,  ist  lediglich 
und  allein  und  unter  einer  jeden  Voraussetzung 
die:  Der  Staat  hat  das  Privatinteresse  seiner  Diener 
in  so  fern  und  nur  in  so  fern  zu  beachten,  als  das 
Interesse  derselben,  überhaupt  und  nach  den  in 
einem  jeden  einzelnen  Staate  bestehenden  beson- 
dern Verhältnissen,  zugleich  das  Interesse  des 
Staatsdienstes  ist. 

Man  würde  sich  jedoch  irren ,  wenn  man  dieser 
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Regel  den  Vorwurf  machte,  dafs  sie  das  Privalin 
teresse  der  Staatsdiener  wesentlich  gefährde.  —  Ha-~ 
ben  auch  die  Staatsdiener  keine  Rechte  gegen  den 
Staat,  so  hat  doch  der  Staat  Pfl  ichten  gegen  sie. 
Wenn  auch  diese  Pflichten  nur  auf  dem  hitcresse 
des  Staatsdienstes  beruhn,  so  kann  doch  dieses  In- 
teresse und  das  der  Staatsdiener  (in  hypothesi)  ein 
und  dasselbe  seyn  und  so  ist  doch,  insbesondere 
in  der  Einherrschaft,  (wenn  sie  anders  nicht  eine 
Zwingherrschaft  ist,)  das  eine  Interesse  in  das  an- 
dere auf  das  genaueste  verschlungen.  Ein  giitei 
Herr  hat  gute  Diener.  —  Wenn  man  auch  das 
Verhältnifs  zwischen  dem  Staate  und  seinen  Die- 
nern unter  keiner  Voraussetzung  als  ein  Vertrags- 
verhältnifs  betrachten  darf,  so  haben  doch  die 
besonderen  Verhältnisse  der  Staatsdienerin  den 
Deutschen  und  in  andern  Europäischen  Monar- 
chieenden entschiedensten  Einflufs  auf  das  Interesse 
des  Staatsdienstes   in  diesen  Einherrschaften. 

Jetzt  zur  Anwendung  der  aufgestellten  Regel  auf 
einige  besondere  Fragen.  Bey  der  Erörterung  die- 
ser Fragen  wird  allein  auf  die  einherrschaftlichea 
Staatsverfassungen  des  heutigen  Europa  Rücksicht 
genommen   werden. 

Also :  Zu  Folge  jener  Regel  läfst  sich  zwar 
nicht  der  Satz  verlheidigen ,  dafs  kein  Beamter 
ohne  Urtheil  und  Recht  —  d.  i.  ohne  dafs  ihn 
ein  richterliches  Erkenn tnifs  eines  Vergehns  für 
schuldig  erklärt  liätte,  mit  welchem  die  Gesetze 
den  Verlust  Aes  Dienstes  verbanden,  —  von  seiner 
Stelle  entlassen  werden  könnte.  Jedoch  eben 
so  wenig  der  Gegensatz.  Es  sind  z.  ß.  zwar  die 
Beamten  der  vollziehenden  Gewalt  nur  bis  auf 
Widerruf  anzustellen,  die  Richter  aber  auf  Lebens- 
zeit oder,  wie  sich  das  Englische  Recht  ausdrückt 
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clonec  sc  bene  gesserinU  Und  selbst  die  VViderruf- 
lichkeit  der  Regieriuigs  -  und  Verwaltungsämter 
ist  nicht  eine  unbedingt  gültige  Regel.  Was  einem 
grofsen  Staate  frommt,  ist  deswegen  nicht  das 
Bessere  in  einem  kleinen  Staate.  In  diesem  ist 
die  Verstärkung  der  vollziehenden  Gewalt  weniger 
Bedürfnifs,  die  Abhängigkeit  der  Beamten  leicht 
das  grofsere  Uebel.  Ferner:  Wenn  der  Fürst  in 
der  Ausübung  seiner  Maclitvollkommenheit  durch 
Kammern  oder  Stände  beschränkt  ist,  so  mufs  er 
über  seine  Beamten  d(^sto  nachdrücklicher  ge- 
biethen  können.  In  dem  entgegengesetzten  Falle 
kann  es  gut  seyn,.wenn  die  Beamten  durch  ihre 
Unabhängigkeii  in  den  Stand  gesetzt  werden ,  für 
die  Rechte  und  Freyheiten  der  Ünterthanen,  gleich 
als  Vormünder,  zu  sprechen.  ^^)  Allemal  aber 
ist  zwischen  den  höheren  und  den  niederen  Stel- 
len ein  Unterschied  zum  Vortheile  der  letzteren 
zu   machen. 

Den  Beamten  kann  entweder  die  Nutzniefsung 
gewisser  Güter  oder  eine  feste  Besoldung  (in  Geld 
oder  Früchten)  oder  der  Bezug  der  für  ihre  Amis- 
verrichtungen zu  erlegenden  Gebühren  (oderS])or- 
teln)  als  Diensteinkommen  angewiesen  werden. 
Fast  in  allen  Europäischen  Staaten  besteht  das 
Diensleinkommen  dermalen  in  einer  Geldbesol- 
dung. Denn  diese  Art,  die  Staatsdienste  zu  ver- 
güten, entspricht  vorzugsweise  sowohl  dem  In- 
teresse des  Staatsdienstes  als  dem  der  Staatsdiener. 
(Es  ist  eine  der   vielen   Wohlthaten,    welche    die 


36)  In    melireren    Deutsclien    Slaalen   wurde   mul  Avird 
ilie  Laiidesre;;ierun,o-  in  Verliältiiifs  zur  lan Jcsrüistliclien  Kam- 

gl 

beliaelitet. 
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Staaten  dem  Gelde  verdanken,  dafs  das  Geld  und 
die  Geldwirtlischaft  die  an  sich  beste  Vergütung 
der  Staatsdienste  möglich  macht.  Man  kanü  viel- 
leicht behaupten,  dafs  die  gröfsten  und  heilsam- 
sten Veränderungen  in  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft durch  Erfindungen  verursacht  oder  veran- 
lafst  worden  sind,  welche  in  den  mechanischen 
Künsten  gemacht  wurden.)  Jedoch  ist  bey  dieser 
Einrichtung  nicht  das  Stelgen  und  Fallen  des 
Werthes  ausser  Acht  zu  lassen,  welchen  das  Geld 
in  Verhältnifs  zu  andern  Waaren  hat.  ^^)  Auch 
darf  man  fragen ,  ob  es  nicht ,  unbeschadet  dieser 
Einrichtung,  gut  seyn  würde,  den  Beamten  einen 
bestimmten  sovielsten  Theil  (eine  Quota)  der  Spor- 
tein zum  Bezüge  zu   überlassen. 

Eine  Hauptmaxime,  welche  der  Staat  bey  der 
Besoldung  seiner  Diener  zu  befolgen  hat,  ist  die: 
Wenige  Beamte,  hohe  Besoldungen!  Wenn  die 
Sparsamkeit  des  Staates  nicht  auf  die  Zahl  der 
Beamten,  sondern  auf  den  Betrag  der  einzelnen 
Besoldungen  gerichtet  ist,  so  ist  sie,  als  eine  Ver- 
suchung zur  Bestechlichkeit  oder  zur  Verdrossen- 
heit im  Dienste,  Verschwendung.  Besondere  Nach- 
theile hat  eine  Sparsamkeit  dieser  Art,  wenn  sie 
bey  der  Besoldung  der  Reiigionslehrer  beobachtet 
wird.  Wohin  kann  es  mit  einem  Volke  kommen, 
wenn  die  besseren  Köpfe  abgehalten  werden,  sich 
einem  Berufe  zu  widmen,  welcher  die  Arbeit  ohne 
eine  ihr  entsprechende  Vergeltung  läfst?  ^^) 


37)  Das  Stelgen  des  Wertlies  —  der  Grund,  der  eiozlgc^, 
aus  welchem  Besoldungsteuern  gprechtfeitigt  werden  können^ 

38)  In     Frankreich     Ist    die     niedere    Geistlichkeit    def 
katholischen  Kirche  sehr  schlecht  besoldet. 
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Sowohl  in  dem  Interesse  des  Staatsdienstes 
als  in  dem  der  Staatsdiener,  soll  der  Staatsdienst 
ein  Ehrendienst  seyn.  Den  Staatsbeamten  ge- 
bührt Ehre;  denn  sie  vertreten  den  Fürsten,  ein 
Jeder  in  der  Sphäre  seines  Amtes.  Ihnen  gebührt 
Ehre,  damit  sie  den  Fürsten  in  seinem  Volke 
ehren,  ne  virius  sit  post  numos.  Man  legt  iu  den 
Deutschen  Staaten  auf  Amtstrachten  wohl  einen 
zu  geringen  Werth.  Wenn  der  Richter  zu  Gericht 
sitzt  oder  weun  der  Verwaltungsbeamte  in  dieser 
seiner  Eigenschaft  öffentlich  auftritt,  —  sollte  da 
nicht  die  Tracht  den  Beamten  von  dem  Individuum 
unterscheiden?  Die  Soesler  Gerichtsordnung  ent- 
hält die  bedeutsame  Vorschrift:  Es  soll  der  Rich- 
ter auf  seinem  Richterstuhle  sitzen  als  ein  grics- 
grimmiger  Löwe  und  den  rechten  Fufs  über  Aqw 
linken  schlagen.  ^^) 


39)  S.  Lucio If  Ohss.  foi\  Jpp.  3,  35. 
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neueren     Verlags. 


(Ztati^i^ä^c  Ueberficf)t 
beö 

^öniQVtiti)^  Slagettt 

u  on 

Dr.  2J.  a   a  ?§  Ö  CS, 

Äoitiöl.  ^a^ct.  9?C9icrmi95rarf}c  unD  mcl)rcrci-  QaOjvHn  ©cfcUfd)afrcn 

Weld)?/   sufümmcngcfiigt,  eine  bcbcutc^^e  SS?Qnt)taffl  btlbcn. 

JCttSgabc  No.  I.   auf  fdne§  weipeö  ßanbfarten/öfünpapict 
1  fl.  20  fr,  r^ein.    20  ^©r.  fdd)f. 
„     No.  II.  auf  gutfö  wcipe«  gfltimtcd  gr.  3?ot).«^Qp. 

2!)?«  beriI(;mte|)crc33frfo|fcc,  wel(i)er  fid)  fm  ^elbc  bec  <Btat 
tiflif  feit  ticrjt^  5at}ren  /  u^^  alfo  in  ll)icr  widitlöflcn  ^eriobc, 
nacb  allen  S?ld)tungfn  ©utci^fnö,  geübt  i:nb  bftr5f)rt  l^at ,  t)at 
^tec  feine  reichen  Ä^-nntiuffe  mitCiebf  unb  oi!!?gfflnc*)netfm  gleite 
feinem  S3oterlanbe  geioibmft;  um  »on  bemfelben  nad)  allen  feinen 
23ert)dltni(fen  eine  Dollüanbigc  Uebevfidit^u  liefern,  mtl^e  fßc  bcn 
^ö^ern  (Stütißtfcr  oUci:£Snber/  fuc  ben  ®ef.ti*töforfd)er,  fuc  ben 
SSeamten  jcben  ©rabcg,  füc  ben  Äaiifmonn,  ©ittjccbemonn  unb  fuc 
l)en  benfenben  Sandmann  üon  gleid)  l;ct)ec  2Bid)tit|f.'it  ifl;  ba  nur 
QuS  jlatiftifd)  ßcnauec  Äenntni0  allec  }öi'tl;dltni|ye,  bec  ©tano^  bie 
gorbcrungen  unb  Ceifiungen  eine§  Canbeö  rid^tig  beuj:tl;eilt ,  iebeS 
Uiiterneljmen  bei  Äaufmann.^  unb  @e\üecbgma«ne§  unb  ber  @c« 
trag  üon  bem  ^leipc  beö  OanbmonnS  mit  ^uötildlfigfeit  bered)net 
werben  fönnen;  fo  ba^  aud)  nur  mit  biefer  Äenntnip  ber  5uiig< 
ling  feine  CebenSbabn  j^wecfmapig  tt?2(;Ien  fann.  2)arum  ifr  noc^ 
befonberß  ein  tt)id)tiger  (S^eftdjtc^pijnft  biefer  Safeln,  bog  fte  olS 
^^ttlfsmittcl  jum  U'üerrid)t  ang^iuenbet  lücrben,  tnbem  fein  ?e()r» 
bud)  ber  (55?oörapl}ie  bie  eTnaoben  mir  fcldier  ©enauigfeit  unb 
S."pOlftanbtgfeit  geben  fannj  unb  eg  I;at  fön?ol)l  ber  >^ivv  S3erfojfec 
in  ber  2(u6bruföi\)cife  feiner  eingaben  bcnfelben  bcfonberS  im  ?(ugc 
behalten/  aU  ber  S3erleger  burtt  einen  fafl  unglaubtid)  n?oblfeilea 
^■»reiö  feine  SHealifirung  ju  eifcidifern  bebad)t  geujefen  i{i;  fui: 
^p,id)C  er  fj*  nod)  bei  biieften  ©e;'ammt  ?  S.fßeUunge»  ju  ben 
ö^eglMjjien  ^egüultigunßen  bereinyiaig  cinatt. 
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Bit    H  e  fj  r  ^ 

M  a  n  i  a    ^  i  11  e     d  e  1  i  r  i  o 

für 

Iren  ^ t »at» 

für  ben  ^ft)d)Dlogen,  ben  SJic^tet 
unt)  aSert^eiöiger 

u  nö 

für  bie  prahifc^e  ^eilfunbe 

b  a  c  ö  e  I!  e  l  l  t 
0  0  n 

Z)r.   #  t  i  e  tJ  r  i  c  !j     (S^  r  o  o  ö , 

Oivigircntem  %xitt  m  i.cv  Srrcn .-  5ln(taU 
in  JpciDclbcvö. 

1  fl.  21  fr.  t^tin,    20  ggr.  fad) f. 

35aS  rege  (Streben  neuerer  3«tt/  für  ricftfi^e  ^rfennfni^  unb 
moötidie  «Teilung  ber^eifli^i  unt  (^^emutbcfcanfijetten,  unö  für 
Me  Seftirrsmun^  il)Ck'6  (Sinflujjeß  b(i  gecid)lUd)cn  Unt^rfii(i)unflen 
i|t  für  jeben  S3ienf(i)enfreunb  gett)i§  eine  bfr  tro]lüoU(ion  /  für 
SJ3i[fen[d)aft  unb  ®raat  ober  eine  l)'66St  tt)iti)tigc  (grfcl)einuniu 

2)er  irötbige  unb  ocrbienjlcoU«  .^orr  SSecfnjT'T  f);^t  fid)  [*on 
lange  foroot)!  in  feinem  pcafttfd)fn  S3eruf«  alä  in  f>inen  ßfiftiin* 
gen  für  tic  ^IBijyenf(!)aft  bie  eijrcnbfte  ^fnerfennung  erworben, 
unb  er  t)at  nad)  feinen  geprüften  C^tnfid)ten  unb  ©rfa^rung^n 
l^ier  mt  ber  ii)m  eigenen  (Srunblidjfdt  unb  (S5fit)i)i|en{)aftigFett 
einen  ©egenjlanb  auf  ben  ricl)tigni  (SefidUßpunct  Q?\tiüt ,  wel» 
d)er  bei  feiner  ()dufigen  @rfrf)eihun3  fo  oft  ben  gor[d)er,  wie 
ben  prafti[d)fn  2(tät  unb  ten  Stirfjtes;  in  ISerlegen^cit  fe^en  mupte. 


348 
im  SBifcerfprud) 

mit 

Ober: 

diu  bringenbcö  Sebürfnig 
für 
&  i  e  f  a  t  M  n  f  d)  e    Ä  i  r  d)  c. 
Mrcljttf  rtiöting 

Der 

Srcibure«  ©cnffc(;cift  fiir  tic  »Jlufpcbund  be§  dolifiat^  gepcn  bie 

Qöclcuc^tunö  öcrfglbm  uon  P.  i.  a.     ^ciDclbcrfl  mib  Ücipjiß  bei 

(Sjroo^  182  8. 

36  fr.  rfiein.   9  ööp.  f^i<^f. 

JDcc  fut  (Staat  unb  ^icc^e  «nb  if)re  Snbii'ibiicn  fp  »i>td;ti0C 
©cgcnitonb  mitb  burcf)  bt'C'C  ©d)i'tft  auf  einen  SPunft  geiMt,  mi^ 
d)cv  bct  enMid)en  (Sntrcirf elung  bct  tci?tcn  förünC)« 
nic^t  onbtvö  aB  äu^erfl  förberlid;  fet)n  fonn. 
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auf  t)ie 

bebeutenbften  ^anbetöfläbte 

nac6  t»en  SOBcc^felpwifm  in  Si*flnffui?t  a.  ?ÖJ.  im  24  i^.  Su^/ 

ncbd  einer  furjen  (^rfldrung  ter  X)ecimaI6nici^e  iinb  t^rcr 
Slnwenbung ,  mehrerer  ©eltrebucti'oncn ,  einer  Einleitung 
jur  furjejlen  unb  leic^teflen  S5ered)nung  ber  ^roöijion, 
(Courtage,  Sntff«/  einer  S^itxaum^taUUz  fiirSin^*  unb 
ßonti*^ourrenten*Ütecf)nung,  unb  einer  ©ewicjt;»  unb 
(5ttenöerQ(eid)ungöta6ette. 

für 
©anqutera    u  n  ti    Äauficute 

Nacbeüet  unb  ^erau^gedcben 

Sweite  ganj(ic|^  burc^gefe^ene  unb  t)erme^rte  5(utlage. 

Cl.  q-iec  4*  auf  guteg  @d}reibpnptci;  lttt)09t;ap^ict  unt  9c()eftet. 
2  fl.  rticin.    1  St)lr.  8  00K.  fdd)ri!£b. 

®tc  aKidfjtigfeit  unb  9lu|licf)fett  eine«  fold)en  3BerFe§  füc 
jebeö  ©omtotc/  fßc  jeben  ©c^ülfen  unb  3o3ling  ber  ^anblun^ 
unb  föc  olle  (Sfwcrbc/  bie  fid)  bcm  faufmänni[d)en  IBetciebe 
no^etn/  ift  ctnlcucfetenb/  bie  2?or5ÜöIid)feit  beS  oorliegcnben 
ijl  burd)  bQ6  balbtge  Sebiltfni^  einer  neuen  2(uflage  bewahrt, 
unb  bie  2fnfcftQ|fung  ift  burd)  ben  biüigen  ^Pveiö  ecleid)tett/  fo 
bap  tt)ir  hoffen  börfen,  bucd)  red)t  jQ^lceid)e  SSe|lftturgen  feinen 
großen  Saugen  niÖt^ttdjft  »erbreitet  ju  fe^en.  '  2£uf  ©cfammti 
beftellungen  oon  wenigften«  12  Äjrcmpl.  wirb  bei  btrefter  unb 
franfirtjc  @in[enbung  beg  Betrags  ein  gtetiTemplar  ^ugtlegt. 
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SSct)  2(.  2).  ©nölei'  in  SBccmcn  ifl  fufjtii)  crfc^i«ncn: 

2(uftlärenbe  Setträge 

5la'd)en  ?  !KeltgiorJ  iint»  Dogmen? 
©efc^ic^te 

von 

'   ^         13r.  IS.  B.  ©;.  Paul  ti  ö. 

-  ±fRt^lv.20(3QV.\äi)\.  3  fr.  l8Er.rt)ein. 

T>«t  Sitp.l  fecjftdbnet/  ta^  tit  unnmubete  ^?rr  S^erfafT^r, 
bfjfcn  ©d)arffiiin  für  Me  3fit  unb  Die  3ufunft  n«  ©rgi'nftanö 
bfc  Semunbicung  [ein  unt)  bleiben  wirb/  (jicr  aug  b<m  raiAilvl» 
flen  Stjeite  [fincr  SrtüiJngfn  unb  j5orfd)uniTen  -  S?^fultate  fcle» 
ttt ,  \Vild)i  föi:  ben  SJieclc^fn  oon  Sßeruf  icwit)t,  alg  für  jfbcn, 
bcr  gum  9^iacf)ber.!en  libcr  bc6  SD^eafd^en  ^"ili^jleg  ftd)  fle^rungpn 
fuÖU,  üon  bfc  ^ouijten  Sßicf) tiyffit  unb  um  fo  aniiet)enbec  f«in 
nißlfen/  qU  ba«  roj^lofc  Sölr!cn  b«g  ^?rrn  S  rfaff^rS  baß  f^tene 
JSttbienil  ftat,  tie  Stefcn  ber  jffii|ytrnf(taft  mit  bfm  Scturfniffe 
unb  bcr  (Scfk'nntni^fä'^ißfeit  be«  ßeVtnä  fo  in  SJ.rbinbung  ^u 
feigen  /  wie  fte  oUein  nur  ju  ö«il^Jöi^t  Sceif)dt,  .^u  Seri'ljijun^  bc3 
(Seraul^§  unb  i^u  fittlid)er  SaüoUfommnung  führen  ft5;inen. 

Q§  «crbient  barujn  con  fo  ütflen  SSafcn,  bi?  tüic  feinem 
veid)en  Qhi'^i  ocrbanSen  /  tiefe  iSaminlung,  wctd)«  für  bcn  gam 
?ifn  ßauf  bet  ©e[df)icMe  ber  iÄeligtonen  rom  5JiJ)tt)ifd)cn/  Orp^ii* 
fd)en,  >P^ilofopI)ifcI}en,  3u^ifd)en,  Ui'd)rifHt.i)<'(s  ,  Äird5lid5d)riil> 
liefen,  big  auf  ben  S?aticnalt«mu6  i).tQh  in  XVII.  2(uffd»^en  unb 
einer  fff}r  frcimiirijigfn  Sorrebc  manc^eiUi  eid;t  ^cwa^vt^  wo^l 
eine  ocrjugöweifc  Scacl)tung. 
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